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VORWORT. 


•wWie  €8  meht  uagewölinlieli  ist  9  die  entwicke« 
lung  eine»  «lates  der  des  einzelnen  menschen  m 
rergleichen^  so  lässt  sich  dieselbe  bildliche  be* 
-trachtongsweise  anch  anf  ein  einseines  institnt 
'  des  statsorganismus  anweaden.  Aach  das  insti* 
I  -tat  der  Deutschen  Landstande  hat  während  des 
I  Jahrtausends  des 'Deutschen  Reiches  seine  kind* 
lieit^  sein  mannesalter  und  sein  greisenalter  er« 
lebt.  Die  geschichte  seiner  Lindheit  ist  es, 
welche  ich  in  diesem  buche  dem  publikum  über- 
gebe ^  und  ich  wünsche  9  dass  sie  denen  ^  welche 
sich  unlerrichten  wollen  ^  nicht  zu  gelehrt  ^  und 
d^oten,  welche  unterrichtet  sind,  nicht  zu  popn* 
lar  erscheinen  möge.  Die  geschichte  des  man- 
jiesalters^  der  kräftigsten  blüthe  und  Wirksamkeit 
dieses  Instituts  ^  gedenke  ich  im  laufe  des  kiinf- 
tigen  sommers  nachfolgen  zu  lassen  ^  und  dem- 
nächst beabsichtige  ich,   anch  sein  greisenalter. 


VI  Vorwort. 

die  zeit  seines  Verfalls   in  den   letzten  drei  jaLr« 
hunder ten  zu  schildern.      Zwar   ist  .es   nicht  er- 
freulieh, wenn  auch  oft  lehrreich,  den  allmähli- 
gen   Untergang    einer   erscheinung   zu   verfolgen, 
welche   zu   ihrer    zeit  grosses  gewirkt  hat,    und 
welche  man  nur  noch  kraftlos  mit  einem  überle- 
genen gegner  ringen  sieht.     Ja,   es  drängt  sich, 
je  näher  man  zu  der  geschichte  der  letzten  Jahr- 
hunderte tritt,  desto  stärker  der  zweifei  auf,  ob 
man    fiir    dieselbe     einen    gemeinrechtlichen    ge- 
sichtspunkt  gewinnen,   oder  auch  nur  das   parti- 
kularrechtliche material  einigermassen  vollständig 
zusammenbringen   werde*      Allein    es    lohnt   sieh 
der  mühe,   aueh  das   schwierige   und  unerfreuli- 
che zu  unternehmen,    wenn  man  erkennt,    dass 
die  zeit  der  entkräftung  und  ohnmacht  überwun- 
den,   und  ein   neues   leben    bereits   angebrochen 
ist.     Es  lohnt  sich  um  so  mehr  der  mühe,  wenn 
man   die    hoffnung    nähren  darf,    dass    die    ge- 
schichte das  wahre  lebensprincip  aufdecken  wer- 
de ,   welches  in  jedem  Zeitalter ,   wo   nur  ^i^mer  . 
sich    ein    frisehes    und    gesundes    walten     zeigt, 
nerven  und  mark  durchdringt.     Die^  aber  ist  das 
ziel,    welches  jede  geschichte    einer  statsverfiis- 
sung,   oder  eines  theils  derselben  vor  äugen  ha- 
ben soll.      Wenn  sie  dies  verfolgt,  dann  wird 
sie  aufhören,   bloss  die   neugier  oder  liebhaberei 
des  alterlhümlers  zu  befriedigen,    dann  wird  sie 


J 


Yorwort.  \u 

die  lehrerla  und  föhrerio  des  poIitikers  werden, 
der  nicht  in  nnausföhrbaren  idealen  das  hßil  der 
menschheit  aacht.  ,  Sie  wird  den  glauben ,  wel- 
chen, die  iprosaen  gcis^  aller  Zeitalter  mit  liebe 
gehegt  haben,  bestätigen,  dass  ein  ewiges  und 
unwandelbares  gesetz  nicht  allein  die  physihali- 
*  sehen ,  sondern  auch  die  ethischen  erscheinungen 
des  Irdischen,  lebens  beherrsche,  jenoii  glauben, 
der  dein  poetischen  zettalter  der  Gi^iechen  einen 
unsichtbaren  und  unerkannten  Gott^  ein  unab- 
wendbares geschieh  über  den  Göttern  zeigte,  der 
aus  dem  dunhel  des  mittelalters  die  blicke  zu 
den  Sternen  des  himmels,  als  zu  den  lenkern 
der  irdischen  dinge  erhob,  der  in  den.  Systemen 
unserer  weltweisen  zum  leitenden  gedanken  ge- 
worden ist  '  Nach  diesem  ziele  zu  ringen ,  das 
ist  der  aufopferung  unsrer  edelsten .  kräfte  werih, 
obwohl  wenigen  yergönnt  sein  mag,  es  zu  er- 
reichen. .  Wer  dürfte  sich  schämen  ^   es  verfehlt 

ff 

zu  haben! 

Bie  quellen  fiir  die.  geschiehte  der  Land- 
stände fliessen,  zumal  für  die  lejtzten  Jahrhun- 
derte, in  und  ausserhalb  der  archive  nicht  ärm- 
lich ,  aber  zum  grossen  theile  sind  sie  nur  dem 
Schriftsteller  der  geschiehte  einzelner .  länder,  und 
oft  nicht  einmal  diesem,  zugänglich.  Selbst  die 
gedruckten  quellen  auch  nur  den.  namen  nach 
alle    zu    kennen,    geschweige   zu    benutzen,   ist 


vm  Vorwort. 

schwer  y  Tfo  nicht  unm&glicli ,  und  die  60i^föl<^ 
tigsten  Sammler  der  Landständiscfaen  litteratur 
Laben  weder  unriehtigkeiten ,  noch  mängel  in 
ihrer  aufzähinng  vermeiden  können.  Denn  man- 
ches wird  man  selbst  anf  den  besten  bibliothe« 
ken  vermissen,  und  das  meiste  ist  durch  den 
buchhandel  nicht  mehr  zu  beziehen.  Ich  halte 
es  daher  nicht  t&r  fiberAiissig,  ein  verzetchniss 
der  Landständischen  Litteratur  Torauszuschicken, 
theils  um  irrthümer  andrer  zu  berichtigen,  theilg 
um  die  kündigen  zu  ergänzungen  und  berichtig* 
gungen  aufzufordern.  Miltheilungen  von  solchen 
werken,  welche  ich  nicht  zu  benutzen  gelegen- 
heit  hatte,  würde  ich  mit  besonderem  dank«  er- 
kennen. In  der  folgenden  aufzählung  sind  die 
bücher,  welche  ich  weder  auf  der  hiesigen  bi- 
bliothek  fand,  noch  sonst  benutzen  konnte,  mit 
einem  Sternchen  bezeichnet,  theils  um  Aber  den 
umfang  dessen,  was  mir  zu  geböte  stand,  rechen- 
schaft  zu  geben,  theils  um  zu  zeigen,  welche 
büchertitel  ich  mit  völliger  Sicherheit  für  richtig 
ausgeben  kann.  Dabei  habe  ich  jedoch  solche 
Schriften  ausgeschlossen,  welche  lediglich  den 
politischen  gesichtspunkt  verfolgen,  oder  auf 
einzelne  zeitfragen  von  voräbergehendem  intercsse 
sich  beziehen,  sofern  sie  nicht  etwa  zugleich  das 
historische  berühren,  oder  über  die  beschaffen- 
heit  der  bestehenden  Landständischen  verfassnn« 


Vorwort  ix 

gen  anfscUngt  geben.  Kamentlick  kabe  idk  die 
grosse  anaaU  von  dedactionen  nickt  aafgeftüirly 
welche  über  die  Streitigkeiten  swiscken  Landes- 
berm  nnd  Standen  ersckienen  sind.  Auch  fiber* 
gebe  ick  die  sammlnngen  Ton  Verfassongsgesetzen^ 
Landständischen  Yeriiandlnngen  und  Aktenstücken 
aus  diesem  jakrknndert,  so  wie  die  gelegenkeits* 
sckriften^  welcke  die  neuesten  TerlassangaTeriln« 
derungen  in  versckiedenen  lindem  kervofgeru- 
fen  kaben« 

Man  wird  indessen  bemerken,  dass  ick  nickt 
immer  Veranlassung  finde  9  jede  der  von  mir  be- 
nutzten sckriften  in  der  darstellung  selbst  anzn- 
filkren/y   und  dass  ein  sekr  grosser   tkeil  meiner 
quellen  an   andern  orten,    als   in  bttckem  über 
Landstände  gesucbt  werden  musste.      Man  wird 
vielleicht   sogar    zu    selten    bernfungen   auf  die 
eigentlicb   Landständiscke   Litteratur    anzutreffen 
glauben,    da    ich    es    t&r    wichtiger    hielt,    die 
ursprünglichen   quellen     genau    und    vollständig 
vor  äugen  zu  legen,  als  auf  mittelbare  darstel- 
lungen   der   schriftsteiler  zu  verweisen.     Bei  den 
anfiihrungen    und    auszügen    aus    Schriftstellern 
und    Urkunden  bin   ich   aber  um  so  sorgfältiger 
zu  werke  gegangen,  als  ich  nur  zu  oft  erfahren 
musste ,     welche    irthümer    und    verkekrtkeiten 
nacklässige   und  nackgesckriebene  citate  im  ge- 
folge  kaben.       Eben  so  sekr  kabe  ick  es  mir 


X  Vorwort. 

angelegten  sein  lassen ,  den  wahren  sinn  der 
quellen  mögliclist  genau  zu  erforschen,^  und  treu 
an  demselben  zu  halten ,  da  bei  oberflächlicher 
ansieht  oft  unbegreifliches  in  ihnen  gelesen  wird. 
Dagegen  habe  ich  polemik  eben  so  sehr  zu  vermeid 
den  9  als  die  hinterlassenen  spuren  des  litterari- 
sehen  rüstzeuges  auszutilgen  gesucht,  da  beides 
nur  den  reinen  eindruck  der  darstellung  zu  ver* 
wirren  dient.  Dem  kenner  allein  können  diese 
ding«  einen  genuss  gewähren,  und  ihm  ist  die 
technik  der  arbeit  auch  in  der  geglättetsten 
form  nicht  verborgen. 

Göttingen,  am  22.  januar  1844. 


Schrljfteii  ttber  die  Deutschen 

Iiimdstftnde» 


I.    Ueber  Deutsche  Landstande  im  allgemeinen« 

Quellen-sammlung. 

J.  C«  Lfiniff  coUectio  nova,  worlnn  der  mittelbaren 
oder  iandsässigen  Ritterschaft  in  Deutschland 
—  sonderbalire  prSrogativen  und  gerechtsame^ 
auch  privilegla  und  freiheiten  enthalten  sind. 
2  th.  Frankf:  u.  Leipzfg  1730  foL 


Geschichtliche     und    s  t  at  sr  eeh  tli* 

che    darstellungeu« 

J.  J.  Sotber  comm.  de  comitiis  veterum  Germa« 
norum  antiquis  —  qua  conventuum  qualitas  et 
forma  tum  ante  Karoli  M.  aevum,  tum  sub  il- 
lius  et  prlorum  successomm  regimine  demon- 
stratnr.  Vol.  1.  Jenae  1745«  VoL  2.  Francof.  et 
Lips.  1749.  4. 

D.  F.  J.  Joachim  geschichte  der  Deutschen  Reichs« 
tage.  2  bde.  UaUe  1762.  8.    Geht  bis  1220. 

C.  S.  Zachariae  origines  comitiorum,  quae  in  Im- 
perio  8.  Rom.  Germ,  celebrantur.  Viteberg« 
1795.  4. 

*  Schildius  de  concilüs? 

C.  Wild vo gel  diss.  juris  publ.  specialis  de  stati- 
bus  provincialibus ,  von  Landständen.  Rinteln 
1711.  4. 


XU    Schriften  über  die  Dentscliea  Landstande. 

*  F.  de  Pestel  diss.  de  comitüs  proviucialibiis  vulgo 

Landtagen.  Rinteln  1732. 

G«  D.  S  trübe  de  statuum  provincialium  origine  et 
praeeipuis  juribus.  In  dessen  observationes 
juris  et  historiae,  hinter  der  ersten  ausg.  des 
jneierrechts  Hildesiae  1735»  4*  nnd  abgesondert 
Hannover  1769.  4. 

J.  Deneken  dorff«  nn^  land* recht,  th.  3.  Frankf. 
n.  Leipz.  1739.  4.  oa,p.  7.  s.  120—  193. 

*  B.  6.  Struv  s.  unten  bei  Mecklenburg. 

G.  D,  Strube  von  den  Landständen.  In  desi^en 
nebenstunden,  th..2.  Hannover  1747.  2  aufl. 
1765.  8.  nro.  10.  Mehrere  andre  abhandlun- 
gen  derselben  Sammlung  berühren  das  thema 
ebenfalls  sehr  nah^. 

A.  Fritsch  s.  unten  bei  Sachsen.  ' 

J.  J.  Moser  von  der  Deutschen  Reichsstände  lan- 
den, deren  I^andständen,  unterthanen,  landes- 
freiheiten,  beschwerden,  schulden  und  Zusam- 
menkünften. Frankfurt  1769.  4.  Des  neuen 
Deutschen  Statsrechts  13r  band.  Reiches 
material  zur  geschiebte  der  vier  letzten  Jahr- 
hunderte. 

St.  Pütter  vom  Ursprünge  der  Landeshoheit 
und  dem  in  den  meisten  ländern  damit  ver- 
bundenen Ursprünge  der  Landstände,  inglei- 
ehen,  yfH^  es  mit  ländern,  wo  keine  Land- 
stände sind,  fär  eine  bewandniss  habe?  In 
dessen  beitragen  zur  nähern  erläuterung  des 
Deutschen  Stats-  und  Fürstenrechts,  bd.  1. 
Göttingen  1777.  8.  s.  107-^133. 

C.^  H.  Lang  prüfnng  des  vermeintlichen  alters  der 
Deutschen  Landstände.  Göttingen  1796.  8. 

Häb erlin  grundzüge  einer  geschichte  der  Deut- 
schen Landstände.  In  Schlözer's  stats- 
anzeigen,  bd.  2.  Göttingen  1792.  8.  s.  265  — 
277. 


Sckriften  vher  die  Deutsolien  Iiandstände«    xm 

Hftberlin  handbnoh  des  Deutsclien  Stat$reoht8$  th. 
2.  Braunsohweig  1797.  8.  s.28— 80. 

C.  G,  Weber  s.  unten  bei  Baiern. 

C.  Jt  Hartmann  über  den  Ursprung  und  das  recht- 
liche rerhältniss  der  Landstände  in  Deutsch- 
land. Nürnberg  1805.  8. 

K.  D,  Hü II mann  geschickte  des  Ursprungs  der 
Stände  in  Deutschland ,  th.  3.  Berlin  1808«  2a 
aufl.  1830.  8.  abscbn.  4f 

S*  Brendel  die  geschichte,  das  wesen  und  der 
werth  der  National*Repräsentation,  oder  ver- 
gleichende historische  darstellung  der  staten 
der  alten  und  neuen  weit,  besonders  der  Deut- 
schen in  beziehung  auf  die  entstehung  —  der 
Volksvertretuttg,  oder  die  öffenfliobe  Ibeilnahme 
an  der  höchsten  statsgewalt.  Nebst  einem 
anhange  ^  die  merkwürdigsten  yerfassungsur* 
künden  seit  1789  enthaltend.  2  th.  Bamberg 
1817.  1818.  8.  Enthält  unter  andern  eine  ge- 
schichte  und  beschreibung  der  Landstände  al- 
ler einzelnen  Deutschen  staten,  aber  in  einer 
höchst  unbefriedigenden  kürze,  und  ohne  aJIe 
angäbe  der  auellei).  Der  auf  dem  titel  ver- 
brochene annang  ist  nicht  geliefert. 

*J.Rudhart  übersieht  der  voraüglichsten  bestim- 
mungen  Vefsdüedener  statsverfassungen  über 
Volksvertretung.  Würaburg  1818.  foL 

F.  Mackeldey  -de  ordinnm  proyinoialhim  in  Ger- 
mania origine.  Bonn  1832.  4. 

'''  Acta  apoistolorum.  Ein  hiifs-  und  lesebfichlein  aus 
den  Lan^tagsverhandlungen  einer  altem  zeit. 
Nürnberg  1834.  24. 

*  H.  G.  Reich ard  Monarchie,  Landstände  und  Bun- 
desverfassung in  Deutschland  nach  der  histo- 
rischen entwickelung ,  und  auf  den  gegen- 
wärtigen standpiuncten  der  Staten-  und  Bun- 
desg4^setzgebung  beleuchtet,  th«  1.  Leipzig 
183&  8. 


XVI    Sdbiriften  uher  die  Deut^chea  Lsnidstiinde. 

Mit  besonderer  h»Uhnn^  auf  da$  verbot  der 
Priesterehe.  Heidelberg  1829.  8.  (Aus  der 
Zeitschrift  Sophronizon  abgedruckt.) 

U*     Ueber  die  Landstaude  iu  einzelnen  Deut* 

sehen  landern. 

OEStBfilCII* 

*  Schneller   das   Ständewesen   in    Oestreich.    In 

Kottecks  allgemeinen  politischen  annalen 
1830.  bd.  3.  heft  3*  no.  1. 

Erzherzogthum  Oestreich. 

Der  stände  des^  Herzogthnms  Oestreich  unter  der 
Enns  lustorische  und  diplomatische  ausfuhning 
&ber  sämmtlich  ihnen  zustehende .  rechte  und 
freiheiten.  Vom  j.  1619.  Bei  Fischer  über 
die  geschiehte  des  despotismus  in  Deutsch- 
land, anhang  s.  5 — 108b 

Königreich  Böhmen. 

Mag«  Pliulus  Stransky  de  republiea  .Bojema» 
Lugduni  Batav.  ajp.Elzeyir  1634.  Verbesserte 
ausgäbe  das.  1648.  Ich  kenne  jedoch  nur  den 
abdruck  in  M.  Goldas.t  ab  Haiminsfeld 
eommentarii  de  r^ni  B(Aemiae  juribus  ac  privi- 
legiis.  toro.  2..  Francof.  a.  AL  .1710.  fol.  p. 
4(m— 824»  Stransky  war  vertriebener  Böhud«' 
scher  bruder«  und  yerfocht  das  wähl*  und  ab- 
setzungsrecht  der  Stände^  Doch  galt  sein 
werk  selbst  bei  den  gegnem  für  elassisch. 
DijB  entgegengesetzten  ansüßten  werden  ver* 
.  foditen  in 

Paul  Stransky's  stat  von  Böhmen.  Übersetzt, 
.  berichtigt  und  ergänzt  vdnlgnaz  C^rnova. 
7  bde.  Prag  1792-1803.  a 

*  Paul  Stransky  von  Böhmischen  Landständen, 

Landtagen,   Landesämtem.  Prag  179(X   wohl 
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eioe  besondre  Übersetzung  der  kapitel  11— 13» 
welche  diese  Überschriften  iuhreo. 
.'*'  Bretfeld  historische  darstellung  sämmtlicher  bis 
zum  j.  1627  abgehaltenen  Uöbmiscben  Land- 
tage.  Wien  1810.  8. 

*  Jos.  Hasner  handbuch  des Landtäflichen  Verfah- 

rens im  Königreich  Buhmen.  Prag  1S24.  8. 
dabei  eine  chronologische  geschichte  der  K. 
Böhmischen  Landtafä  von  den  ältesten  bis  zu 
den  neuesten  Zeiten. 

Erzherzogthiimer  Steiermark,  Kärn- 
then  und  Krain. 

Landshandvest  des  löblichen  Hertzogthnnibs  Steyr, 
-  darinnen  keyserliche,  königliche  vnnd  landts- 
fürstliche  freyhaited ,  statuta ,  landtsgebreuch 
und  ander  satz:  unnd  Ordnungen,  nach  lengs 
begriffen.  Auff  sondern  bevelch  unnd  Verord- 
nung einer  ersamen  lühlichen  laodtschafit  ob- 
bemeldts  Hertzogthumbs  Steyer,  auss  den  al- 
ten gefertigten  originalen  fleissig  abgeschriben, 
ordenlich  oollationiert,  und  anno  13S3:  anjetzo 
aber  auff  bewilligung  erst  hocligedachter  landt- 
schaffl  widenimb  von  newem  in  truck  geben 
etc.  Grätz  1635  foi. 

Unterthänigste  Vorstellung  der  Steyerischen  StSnde, 
—  das  neue  gmndsteuer-  und  urbarialsystem 
betreffend.  1789.  4.       ■ 

Landshandvest  des  lüUichen  Herzogthumbs  Crain, 
darinnen  kbayserllche,  khöiiiglicho,  und  land- 
fürsllichä  freyhaiten,  statuta,  landsgebreiich, 
und  ander  satz :  and  Ordnung  nach  lengs  be- 
griffen. Auf  sondern  bevelch  und  Verordnung, 
'  ainer  ersamen  löblichen  landschaSl  obwoler- 
meltes  Uerzogthu'ms  Crain,  aus  den  alten  ge- 
fertigten originoln  vieisäig'  abgeschriben,  und 
ordenlich  coUationiert ,  volgundts  von  neuem 
getruckht  etc.    Anno  1598  fol. 

*  Landshandvest  des  Herzogthums  Kfimthen. 
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Landgrafschaft  Tirol» 

*  Allgemeine  zeitong.  1808.  beil.  16.  soll  die  genaue- 

sten nachrichten  über  die  Tiroler  Stände  ent- 
halten. 
Tirol  unter  der  Bairischen  regiemng.  Mit  akten* 
stücken.  Von  einem  Tiroler.  Abth.  1.  Aarau 
1816.  8.  s;  146--236.  Mehr  als  die  erste  ab- 
theilung  ist  nicht  erschienen;  namentlich  feh- 
len die  aktenstücke. 

Erzstift  Salzburg. 

J.  Th.  Zauner  corpus  juris  Salisburgensis^  oder 
Sammlung  der  wichtigsten  die  Statsverfassung 
des  Erzstifts  Salzburg  betreffenden  Urkunden. 
Salzburg  1792.  8.  . 

*  F.  T.  V.  Klein mayern  geschichte  der  Salzburg« 

sehen  Landschaft.  Ist  ungedruckt  geblieben. 
Siehe  (v.  Hormayr)  archiv  fiir  Geographie, 
Historie,  Stats  -  und  Kriegskunst.  Jahrg.  1. 
Wien  1810.  4.  s.  420.  Einige  hieher  gehö- 
rende notizen  enthalten  folgende  zwei  werke 
desselben  Verfassers: 

Unpartheische  abhandiung  von  dem  State  des  h(Then 
Ertzstifis  Salzburg  und  dessen  Grundverfas- 
«uns,  zur  rechtlich  und  geschichtmässigen 
prüfung  des  sogen,  juris  regii  der  Herzoge  in 
Baiem.    Ohne  druckort  177U  fol. 

Nachrichten  vom  zustande  der  gegenden  und  Stadt 
Juvavia  vorj  während  und  nach  beherrschung 
durch  die  Römer  bis  zur  ankunft  des  heil. 
Ruperts,  und  von  dessen  Verwandlung  in  das 
heutige  Salzburg.    Salzburg  1784  fol. 

P  R  R  U  S  S  E  ]^. 

"*  G.  H.  M.  V.  Wedel  die  rechte  der  LandstSnde 
der  Deutschen  provinzen  in  der  Preussischen 
monarchie  zwischen  dem  Rhein  und  der  Weich- 
sel ,   durch  Urkunden  belegt  als  corpus  juris 
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publicl.  Leipzig  1B17.  8.    Sollte  dies  eine  Ver- 
wechselung mit  dem  nnteu  bei  Magdeburg  ao- 
geflihrten  werlte  sein?    Im  btictihandel  ist  es 
nif^ht. 
Fr*  T*  Cfilln  historisches  archiv  der  PrensBisehen 
Provinzialverfassungen.     7  beRe.   Berlin  18I9L 
1S30.     Die   beiden    letzten  hefte   sind  von  W. 
V.  Colin.      Es  sind  darin  die  geschiohte  and 
Terfasaung  der  tandstSnde  von  Srandenbnrg, 
Posen.  Westpreussen  and  Trier  behandelt. 
Was  bis  jetzt  über  die  allgemeinen  PreUssischen 
Stünde  ge8cbriei>en  wnrde,  gebärt  mehr  der  politrk, 
als  dem  positiven  rechte  aa,    da  der  versuch  zur 
einfiihrnng  derselben  nur  noch  ein  versuch  geblie- 
ben ist. 

Mark  Brandenburg. 
T.  Bdchholz    geschichte  der  Chnmiark   Branden- 
burg, 6  bde.  Berlin  1765— lt7ö.  4.  nimmt  vor- 
zägliclie  räcksicfat  auf  die  Landständische  Ver- 
fassung. 
Eine  besondre  geschlcbte  der  Brandenburgschen 
Landstände  ist  dem  vernehmen  nach  von  Herrn  von 
LancizoUe  zu  erwarten. 

Herzogthum  Pommern. 

J.  C  Diihnert  Sammlung  gemeiner  und  besondrer 
Pommerscher  Und  Rügischer  Landesuriclmden, 
gesetze,  Privilegien,  vertrage,  constitntioneil 
und  nachnchten.  Zur  kenntniss  der  alten  und 
neueren  Landesverfassung,  insonderheit  des 
K.  Schwedischen  landestheils.  3  th.  U.  4.  fort- 
setz. Stralsund  1765  —  1802.  fol.  Forts.  3.  n. 
4.  sind  von  G.  V.  KlinkowstrÖm. 

Viele  Urkunden  zargeschichte  derLnndstitnde  Enden 
sich  in  dem  codex  diplomatious  Pnmmeraniae 
in  Schlittgen  et  Kreisig  diploniataria  et 
Script  bist.  Germ.  lom.  3,  auch  in  Fr.  v. 
Raamer's  codex  diplom.  Brandenburg. 


>' 
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D.  Mevius  delineatio  der  Poramerisehen  Landes- 
verfassung —  ra,  oetobr.  ao.  1650  denen  Kö- 
nig!. Herrn  Commissarien  überreicht.  In  Pi- 
storii  amoenitates  historico-juridicae  th.  4. 
Frankf.  u.  Leipz.  1734.  4.  seite  935—1062. 

"^A.  V«  Balthasar  abhandlung  vom  Ursprung,  amt, 
recht  und  wähl  der  Landräthe  in  Pommern. 
Greifswalde  1754.  4. 

Herzogthum  Magdeburg. 

G.  H.  M.  V.  Wedell  geschichtliche  darstellung  der 
einrichtung  der  Landesrepräsentation  im  Her- 
zogthum Magdeburg  und  der  Grafschaft  Mans- 
feld  von  ihrer  entstehung  an  bis  zu  dem  Til- 
siter frieden.  Als  handschrift  für  behörden 
und  freunde,  und  zum  besten  einiger  im  letz- 
ten kriege  verwundeter.  1816.  8.  Eine  ma- 
gere beschreibung  der  altern  und  neuern  Zu- 
sammensetzung und  rechte  dieser  Landschaft, 
aber  keine  geschichtliche  entwickelung. 

Bisthum  Paderborn. 

*  J.  F.  Runde  kurze  darstellung  der  unrechtmässig- 

keit  einer  ausschliessung  vom  Landtage  durch 
die  bei  der  Ritterschaftlichen  Curie  eingefiihite 
ahnenprobe.  Göttingen  1796.  4. 

(Ho  ff  mann)  aufklärung  der  rechtmässigkeit  einer 
ausschliessung  vom  Landtage  u.  s.  w.  in  ei- 
nem berichte  über  die  beim  Kaiserl.  u.  Reichs- 
kammergericht zu  Wetzlar  von  den  so  gen. 
nicht  aufgeschwornen  mitgliedern  der  Ritter- 
schaft —  angebrachte  klage.  Wetzlar  1797.  fol. 

*  J.  F.  Runde  fernere  darstellung  der  unrechtmä- 

ssigkeit  u.  s.  w.  Göttingen  1798.  4. 

*  Gerken  geschichte  der  Paderbomer  Landstände. 

In  uro.  13.  des  Westphälischen  Anzeigers  von 
1816. 
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Herzogthnm  Westfalen« 

*  Von  dem  Berken  beitrage  zur  gescUchte  des 

Westfölisefaen  Adels.  Dortmund  1804. 

Rheinprovinzen. 

*  C.  A.  Zum-Baeh  ideen  über  recht,   stat,  stets« 

>  gewalt  und  statsverfassung ,  mit  besondrer 
rücksicht  auf  die  Preussischen  Rheinprovin» 
zen,  mssenschaftlich  und  geschichtlich  be- 
gründet. Th.  2.  Culn  1817.  8.  s.  166—938. 
enthält  eine  geschichte  des  Ursprungs,  der 
bildung,  formen  und  rechte  der  LandstAnde 
in  den  Preuss.  Rheinprovinzen. 

Grafschaft  Sayn. 

J.  J.  Moser  statsrecht  der  Reichsgrafschaft  Savn, 
ohne  druckort  1749.  fol.  s.  401  f.  enthalt 
einige  Urkunden  zur  geschichte  der  dortigen 
Landschaft 

B  A  I  E  B  N. 

Herzogthum  Baiern. 

^  Des  löblichen  Haus  vnd  Ffirstenthumbs  Obern  vnd 
Nidem  Bayren  freiheyten,  von  einen  regiren* 
den  Fürsten  von  Baym  auf  den  andern^  ge* 
meinem  Lannd  vernewt  vnnd  bestettigt ,  die 
auch  von  Keysern  vnnd  KOnigeii  zugäassenn 
vnnd  confirmirt  seinn.  Gedruckht  zu  Mün- 
chen. Anno  Domini  tausend  fünfihundert  vnd 
xüij  jar,  in  fol.  —  jetzt  gemehrt,  und  wie- 
derumb  getruckt  zu  München,  Anno  Domini 
Tausend  fünfihundert  acht  und  sechzig  Jar, 
in  fol.    Die  3te  ausgäbe  fuhrt  den  titel: 

*  Sammlung  der  Bfderiscnen  Landständischeu  «frei- 
heitsbriefe  und  sogenannten  Handvesten  oder 
der  privile^en,  landesverträge,  Vereinigungen 
und  bündnisse  gemeiner  Landschaft  des  Her- 
zogthums  Ober  -  und  Niederbalern.  Mit  einem 
anhange  (von  F.  C.  J.  Fischer)  vermehrt. 
München  1778.  4.    Die  erste  ausg,  ist  auf  ge 
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helss    der  StSnde   veranstaltet  von  Dietrich 
voll  Pliemiqgen,  die  let^ste  ist  besoa-gt  von 

J.  B.  Strobl. 
J.  £,  V.  S(eyfried)  zur  gescliichte  Bairisqher  Land«^ 

aohaft  uad  Steuern  bearbeitete   Urkunden  und 

beilageq.    JVIüQcben  13QQ.  &   Fortsetzung  das, 

1800.  8. 
(Franse   von  Krennter)    Baierisobe  Landtagsbandr 

lungen  in   den  jähren  1419  bis  1513,    18.  bde, 

u.  6  suppl.  bde.   Miinchen  1803—1805.  a 
]Der  Landtag  im  Herzogthum  Baiem  vom  jähr  1557. 

Ohne  druckort  1803.  8.      'Eine  blosse  samm« 

lung  von  Urkunden« 

Koloman  Sanftl  über  die  Land-  und  Hoftage  in 
Baiem.  In  den  neuen  histor.  abhandlungen 
der  Churfürstlichei)  Akademie  der  Wissen- 
schaften zu  München*  Th.  4.  München.  1792, 
4.  s.  387 — 548.  Behandelt  die  ältesten  Zeiten 
bis  zur  theiluäg  des  Herzogtbums  mit  grosser 
gei^auigkeit. 

J.  J,  B.  Prugger  observationes  practioae  ad  jus  et 

^  consuetudines  Bavariae,  de  privilegiis  statuum 

provincialium.   Monachi  et  Ingolstadii  1762.  4, 

C«  G.  Weber^spec.  historiae  et  juris  publici  de 
te^ra  ordlnum  provincialium  tum  in  Germania 
generatim,  tum  speciatim  in  Bavariae  ducatu 
epocha  recte  constituenda.  2  partes«  Lipsiae 
1797.  4.  Der  erste  tfieil  behandelt  den  ur« 
Sprung  der  Deutschen  Itandstände  überhaupt, 
der  zweite  den  der  Bairischen. 

(Panzer)  versuch  über  den  Ursprung  und  umfang 
der  Landständischen  rechte  in  Baiern,  Ein 
Beitrag  zum  Bairischen  statsrechte.  Ohne 
druckort  1798.  8.  2  abtheilungen  mit  fortlau- 
fenden Seitenzahlen.  Unter  den  altem  Schrif- 
ten eine  der  vorzüglichsten. 

J.  N.  G.  V.  Krenner   anleitung    zu   dem    nahem 
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kenntnisse  der  Bairischen  Landtage  des  mit- 
telalters.  Von  dem  entstehen  der  einzelnen 
Baierisehen  Land$chafls « Korporationen  seit 
dem  jähre  1302,  bis  auf  derselben  allgemeine 
Vereinigung  Im  jähre  1505.  Nebst  einer  an- 
zeige der  von  dem  jähre  1505  bis  1516  abge- 
haltenen Baierisehen  Universal  -  Landtage- 
München  1804.  8.  Engelmann  biblioth.  ju- 
rid.  giebt  an:  Landsbut  1805 ^  und  f&hrt  als 
besondres  werk  auf: 

*  Derselbe  aoleitang  zur  kenntniss  der  Bairischen 

.  Landtage.  München  1805.  8.  Ist  dies  %virk- 
lich  von  dem  vorhergehenden  verschieden, 
o.der  etwa  nur  ein  umgedrucktes  titelblatt? 

J.  Rudhart  die^gesohichte  der  Landstände  in  Bai- 
ern. 2  th.  Ifeidelberg  1816  ('^2te  unveränderte 
ausg*.  1819)  8.  Beginnt  in  der  seit  des  gro- 
ssen Interregnum,  und  geht  bis  1808.  Die 
Schreibart  ist  gediegen,  zierlich  und  freimii^ 
thig.  Für  die  neueni  zelten  sind  ungedruckte 
quellen  benutzt. 

M*  Frhrr  v.  Freiberg  geschichte  der  Bairischen 
Landstände  und  ihrer  Verhandlungen.  2  th. 
Sulzbach  1828.  1829.  &  Von  den  ältesten  zel- 
ten bis  1594.  Genauer  und  weit  ausfährlicher 
als  Rudhart,  aber  das  material  ist  kaum  ver- 
arbeitet, daher  weit  weniger  übersichtlich  und 
geschmackvoll. 

Oberpfalz. 

*  Sammlung  der  Ofoerpfälzischen.  Landsässen   frei- 

heiten.  Nach  Krenner  anleit.  s.  161.  ein 
seltner  druck  in  folio. 


J.  J.  Obernberger  (später  von  Öbernberg) 
von  den  freiheiten  un^  Privilegien  des  Land- 
sässigen  Adels  in  der  Oberpfalz.  Ingolstadt 
1784.  8. 
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*  Lipowski  geschicfate  der  LandsCände  von  Pfalz- 

Neuburff.  1787. 

*  von  Egckner   gesehichte  der  vormaligen  Land- 

schaft in  der  Oberpfalz.   Amberg  und  Man- 
chen 1802. 

SACHSEN. 

Königreich  Sachsen. 

Commissarischer  gutachtlicher  bericht  an  den  Chur- 
fursten  August  und  den  Herzog  Johann  Frie- 
drich den  mittlem  wegen  der  landsässigen  Ver- 
bindungen der  Grafen  und  Herren  in  den 
Chur-  und  Fftrstlich  Sächsischen  landen,  d. 
d.  Merseburg  den  24.  aug.  1557.  In  C.  El 
Weisse  neues  museum  nir  d|e  Sachs,  ge* 
schichte  9  litteratur  und  statskunde,  bd.  1. 
heft  1.  1800.  8.  ß.  5—39. 

Copia  eines  unterthänigsten  Schreibens  an  den  Chur- 
fiirsten  zu  Brandenburg  und  Administrator  der 
Chursachsen.  Gegen  den  Landtag  zu  Torgau 
au£s  papier  gebradit  durch  etliche  guthertzige 
und  fiirnehme  von  adel.  Ao.  1592.  Daselbst 
.  s.  91—112. 

F.  C«  Hausmann  Kursächsische  Landtagsordnung. 
Nebst  beilagen,  bemerkungen  und  einem  an- 
hange merkwürdiger  Landtags -reverse ,  ab- 
schiede und  andrer  wichtigen  und  crössten- 
theils  seltnen  Schriften  aus  dem  loten  und 
17ten  Jahrhundert  Leipzig  1799.  8. 

*  Land-  und  Ausschusstags -Ordnung  de  anno  1728. 

Nebst  fünf  beilagen.  Dresden  1799.  8. 
Einige   Chursächsische    Landtagsverhandlungen   von 

1728.    In  C.  E.  Weisse  neues  museum«   bd. 

3.  h.  2.  1804.  s.  1-31. 
H.   Blümner  Land  -  und   Ausschusstags  -  Ordnung 

des    Königreichs    Sachsen   vom  j.   1728  und 

allgemeine   Kreistags  -  Ordnung   vom  j.   1821. 

Mit  Zusätzen.  Leipzig  1822.  8. 
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Die  s«  gen.  ältere  Landtagsordnung  ist,  obwohl  sie 
wie  ein  gesetz  angewendet  wurde,  ein  privat- 
aufsatz,  der  sich  zuerst  bei  den  acten  des 
Landtags  von  1595  findet,  aber  wahrschein- 
lich auf  dem  Landtage  zu  Torgau  im  j.  1565 
Yon  Hans  Georg  von  Ponikau  verfasst 
sein  soll.  Sie  ist  zu  verschiedenen  zeiten  mit 
Zusätzen  Versehn,  und  liegt  der  Landtagsord- 
nung von  1728  zu  gründe«  Am  besten  ge- 
druckt ist  sie  hinter  Hausmann 's  ausg. 
der  letztem. 


Ahasv.  Fritsch  tract.  de  conventibus  provinciali- 
'  bus ,  von  Landtagen.  Gerae  1670.  4. 

*  J.  Th.  Fliessbach  (oder  Fliessenhausen?) 

de  comitiis  provincialibns ,  d^  L  gründlicher 
bericht  von  Landtagen.  1692.  4. 

C«  C.  Imander's  (Jungmichel)  antworts  -  schrei- 
ben an  Curiosum  Sincerum,  betreffende  I.  den 
inhalt  der  — ^  Landtags  -  proposition  d.  d.  den 
14.  febr.  1692,  imgleichen  IL  ein  gutachten 
über  den  —  tractat  de  comit.  provinc.  oder 
gründl.  bericht  von  Landtagen  etc.  1692.  4. 

A.  Weck  der  Churfürstl.  Sachs,  residentz  und  haupt- 
vestung  Dresden  beschreib,  und  Vorstellung'. 
1679.  fol.  Giebt  s.  434  -  453  nachricht  von 
den  Land-*  und  Ausschusstagen  von  1185-*- 
1679,  grossentheils  aus  ungedruckten  quellen. 
Ein  auszug  daraus  soll  sein: 

*  Der  im  Chur  -  und  Fürstenthum  Sachsen  im  lande 

zu  Meissen  nnd  dessen  incorporirten  provin  • 
zen  eingeführte  Landtag.  1695  (oder  1699?)  4. 
Ausfuhrliche  nachricht  von  den  Chur- Sächsischen 
Land-  und  Ausschusstägen  von  1185  bis  1728, 
auch  wie  die  steuern  und  anlagen  nach  ein- 
ander eingeiiihret  und  erhöhet  worden.  Her- 
ausgegeben in  Fr.  K.  von  Moser  diplomat. 
und  histor.  belustigungen ,  th.  1.  Frankf.  u. 
Leipz.  1753:  8.  s.  185-^36.     Besser  und  mit 


xaivi    Scbriften  über  die  Peutacbea  Lao^ailiDde« 

einigen  anhängen  von  D*  G.  Schreber. 
Dresden  1754,  aufl.  2.  1769,  aufl.  3«  1793.  8. 
Der  yerfks&er  dieses  werks,  so  wie  der  fort- 
Setzung  der  Landtags-tabelle  in  der  3,  aufläge, 
sind  unbekannt.  Für  erstem  hält  man  den 
Sächsischen  Minister  B«  Ton  Zech, 

(Klotz seh)  erzählung  des  Verlaufs  4er  in  des  ehe« 
maligen  Chursächs.  Cantzlera  D.  Nicolaus 
Krellens  Untersuchungssache  yorgenommenen 
Land  -  und  Ausscbusstagsverhandlungen ,  und 
nachtrag  einiger  schrifteti  sur  erläut^*ung  der 
lebensgeschichte  D.  Nie,  Krellens,  In  der 
Sammlung  yermlschter  Nachnchten  zur  Sachs, 
geschichte,  th.  4.  s,  1--185,  th<  5.  s.  193—333. 
Chemnita  1770.  a 

C  H.  y,  Römer  statsrecht  und  Statistik  des  Kurfur- 
stenthums  Sachsen  und  der  dabei  befindlichen 
lande,  th,  3.  Wittenberg  1792.  8.  s.  1  —  112. 

Zachariä  über  das  ausschliessende  sitz  ^  und 
Stimmrecht  des  alten  Chursächs.  Adels  auf 
den  Landtagen.  In  C.  E.  Weisse  musäum 
iUr  die  Sachs,  geschichte,  litteratur  u.  stats* 
künde,  th.  2.  1795.  8.  s.  15-68, 

Derselbe  über  den  Ursprung  des  Churfiirstl.  Steu- 
erooUegii.  Daselbst  th.  3,  1796.  8,  s,  114-138. 

F,  G,  Hausmann  beitrage  zur  kenntniss  der  Kur- 
sächs.  Landesyersammlungen.  3  bdchen.  Leip- 
zig 1798.  1800.  8. 

Chr«  £.  Weisse ns.  Zusätze  und  berichtigungen  zu 
Schreber's  ausfährl.  nachricht  u.  s.  w.  Nebst 
einigen  wichtigen  Landtagsyerhandlungen. 
Leipzig  1799.  a 

*  C.  S,  Zachariä  gegen  das  ausschliessende  sitz- 

und  Stimmrecht  des  alten  Adels  auf  den  Chur- 
sächs. Landtagsyersammlungen.  Leipzig  1805. 
8.  Wohl  nur  ein  abdruck  des  apfsatzes  in 
Weisse's  musäum. 

*  Chr.  E.  Weisse  de  jure  praelaturae  Academiae 
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Lipsiensis  tn  oomltHs  protlnolaUbiis  Regnl  Sa» 
xoniae.  Lipsiae  1819.  4* 
Derselbe  lehrbooh  des  K.  Sächsischen Slataredits. 
du  h  Leipaig  1824.  &  s:  90  - 137. 

Hochstift  Merseburg« 

J,  SL  Gbl  von  der  Iiandtagsyerfassiiog  im  Hochstift 
Merseburg,  In  Weisse  mus&ami  tli.  3. 
1796.  &  8,  1— 50. 

Markgrafschaft  Miederlausitz« 

J.  W,  Naumann  geschichte  der  Landstände  des 
Markgrafthums  Niederlausita  und  deren  vet^ 
fassung.  Abth,  1.  Lubben  1843.  8.  Behandelt 
die  ältere  zeit  bis  1507«  MOchte  die  fortse* 
tzung  nicht  zurückbleiben. 

Herzogthnm  Koburg« 

Sericht  an  den  Kaiser!.  Reiohshofrath  von  Seiten  des 
regierenden  H.  Herzogs  von  Sachsen -Koburg- 
Sdfeld  wider  die  Landstände  des  Fflrsten« 
thums  Koburg,  verschiedene  beschwerden  he« 
treffend.  Koburg  1803.  &  Die  zweite  hälfte, 
welche  ohne  Unterbrechung  des  textes  und  der 
Seitenzahlen  sich  an  die  erste  anscUiesst,  Ist 
mit  einem  besondem  titelblatte  s  »fortsetzung 
der  beilegen  zum  landschaftlichen  bericbt,** 
aber  s.  a«  et  1.,  versehn. 

"^  Die  beurkundete  Landständische  verbssung  des 
Furstenthums  Koburg.  Leipzig  181S.  8. 

BRAUNSGHWEIG.   UND    LUEIVEBUnG. 

J«  J,  Moser  einleitung  in  das  Chur- Fürst-  u.  Her« 
zogl.  Braunschweig  -  Lttneburgsche  Statsrecht« 
Frankf.  u.  Leipz.  1753.  8.  Kap«  11« 

Königreich  Hannover. 

F.  W«  B.  F.  Freih.  von  dem  Knesebeck   die 
^    aUgemehien  Stände  und  die  Provinzial-Land- 
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sdiaften  des  Königreichs  Hannover.  3  liefe- 
mngen.  Hannover  1841.  12.  Eine  Zusammen- 
stellung der  geltenden  Verordnungen  und  eini- 
ger nachrichten  über  den  bestand  der  Ritter- 
schaft, die  Landschaft!,  ämter  u.  dergl.,  bis 
-  jetzt  nur  fiir  die  allgemeinen  Stände  und  die 
Jjandschaften  von  Kaienberg  u.  Lüneburg. 

E.D.  von  Liebhaber  von  Landständen  und  de- 
ren rechten.  In  dessen  beitragen  zur  erör- 
terung  der  Statsverfassung  der  Br.  Lüneb. 
Churlande.  Gotha  1794.  8.  s.  119—184. 

(Stüve)  vertheidigung  des  Statsgrundgesetzes  fiir 
das  Königreich  Hannover.  Herausgegeben  von 
Dahlmann.  Jena  1838.  8. 

(Op permann)  zur  geschichte  der  entwicklung  und 
thätigkeit  der  allgemeinen  Stände  des  König- 
reichs Hannover.  Erste  hälfte  1803  —  1832. 
Leipzig  1842.  8. 

Fürstenthum  Kaienberg. 

J.  G.  F.  Kleinschmidt  Sammlung  von  Landtags- 
abschieden ,  reversen ,  Versicherungen,  bestä- 
tigungen  und  sonstigen  die  stats  -  und  privat- 
rechtlichen Verhältnisse  der  Fürstenthümer 
Kalenh.erg,  Grubenhagen  und  Göttingen  betref- 
•    fenden  Urkunden.  2  th.  Hannover  1832.  4. 


L.  T.  Spittler  geschichte  des  Fflrstenthums  Han- 
nover seit  den  zeiten  der  reformation  bis  zu 
ende  des  siebenzehnten  Jahrhunderts.  2  th. 
Hannover  1786.  8. 

J.  C.  von  Hugo  die  Landschaftliche  Verfassung  des 
Fürstentliums  Kaienberg,  und  zwar  I.  von  dem 
Landschaftlichen  Ausschuss.  II.  denen  heu- 
tigen Landtagen.  III.  dem  Schatzcollegio, 
dessen  Ursprünge  und  heutiger  Verfassung. 
Hannover  1790.  8. 

F.L.  von  Berlepsch  pragmatische  geschichte  des 
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Landschaftlichen  Finanz*  und  Stenerwesens  der 
Für  stenthümer  Kaienberg  undGOtUngen.  Frank* 
fart  n.  Leipzig  1799.  8. 

Fürs  tenthum  Lüneburg. 

C.  L.  von  Bilderbeck  delineatio  jnrium ,  statibns 
provindalibus  dncatns  Lunebnrgici  tarn  in  ge- 
nere^  tnm  in  specie  ordint  equestri  competen- 
tiuni,  worinnen  u.  s.  w.  In  y.  Selchow  ma« 
gazin  f&r  die  Deatschen  rechte  und  geschichfe, 
th.  1.  Gottingen  und  Lemgo  1^9.  8.  s« 
199—332. 

A.  L.  Jacobi  Landtagsabschiede  und  andre  die  Ver- 
fassung des  Fürstenthums  Lüneburg  betref- 
fende Urkunden.  2  th.  Hannover  1794. 1795.  8. 

J.  F.  W.  von  Duve  versuch  über  die  Landtage 
oder  die  Landschaftliclie  Verfassung  des  Für« 
stenthums  Lüneburg.  Lie£  1.  Hannover  1795. 8. 

Grafschaft  Hoya. 

J.  F.  W.  von  Duve  beitrage  zur  kenntniss  der 
Braunschw.  Lüneburg.  Churlande.  Ausseror- 
dentliches stück,  enthaltend  eine  glaubwürdige 
nachricht  von  der  Hoyaischen  Landschaftlichen 
Verfassung.    Zelle  1795.  8. 

(J.  A.  Wehner)  historische  belenchtung  der  haupt- 
gründe  gegen  die  gültigkeit  der  wähl  eines 
nicht  adeligen  Deputirten  der  Hoyaschen  Rit- 
terschaft. Leipzig  1834.  8.  Als  manuscript  gedn 

Herzogthümer  Bremen  und  Verden. 

G.  ^^  Ayrer  disput  de  praediis  nobilitatis  Bremen- 
sis  equestribus,  eorumque  juribus  et  praero- 
gativis.    Gottingae  1745.  4. 

L.  T.  S  pittler  zur  gescMchte  der  Steuern  in  den 
Herzogth.  Bremen  und  Verden.  In  dessen 
und  C.  Meiners  neuem  Götting.  histor.  ma- 
gazin,  th.  1.    Hannover  1792.  8.  s.  246—254. 

J.  N.  Götze  comment.  bist. -jnrid.  de  originC)  statu 
hodierno,  juribusque  praecipuis  ordinom  pro- 
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vincialium  dücatiram  Bremensis  atque  Vetden- 
Bis.  Gottingae  1795.  4. 

Bisthum  Odnabtuck« 

# 

Jttatus  Moser  von  dem  Ursprünge  der  Landstände 
und  des  Landraths  im  Stifte  Osnabrück.  In 
dessen  patriotisehen  phantasien*  tb«  4*  zu* 
etst  1786.  8.  nro.  5L 

Fürstenthum  Ostfriesland. 

(Brenneisen)  Ost-Friesische  Historie  und  Landes« 
Verfassung.  2  th.  Aurich  1720  fol.  In  folge  von 
Streitigkeiten  zwischen  Fürsten  und  Ständen 
auf  Fürstlichen  befehl  vetfasst^  und  besonder^ 
als  Urkunden -Sammlung  wichtig.  Von  der  ge- 
genpartei  erschient 

Kurtzer,  jedoch  gründlicher  bericht»  von  der  Ostfrie« 
sischen  Ständen  »  freiheit ,  macht ,  recht  und 
gerechtigkeit)  mit  ausschliessung  des  Landes* 
Herren  ,  steuren  ,  ^Schätzungen  ,  oder  andern 
anlagen  einzuwilligen,  zu  erheben,  und  zu  Ver« 
wenden,  nebst  beygefugter,  wegen  Verwaltung 
der  gemeinen  landes«>  mittein  unterm  18.  aug. 
1721  ergangenen  allerhöchsten  Kavserlichen 
resolution.  Auf  Verordnung  der  Ostu-iesischen 
Ständen  zu  druck  befordert.  Embden  1723. 12. 

(Th.  D«  Wiarda)  von  den  Landtagen  der  Friesen 
in  den  mittlem  zeiten  bei  Üpstalsboom.  Bre- 
men 1777«  2te  ttmgearb.  ausg.  Leer  1818.  8. 

Desselben  Ostfriesische  Geschichte.  10  bde«  Au* 
rieh  1791—1810.  8. 

Herzogthum  Braunsehweig« 

T.  C.  Ribbentrop  Sammlung  det-.Landtagsabscbiede» 
Fürstl.  reversalien ,  und  andern  Urkunden,  die 
Landschaftliche  Verfassung  des  Herzogthtims 
Braunsehweig  -  Lüneburg  Wolfenbütteischen 
theils  betreffend.  3bde.  Helmstädt  1793. 1794.  4. 

K.  Steinacker  Sammlung  der  grossem  organisa- 
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ttoias-    und  verwaltnngsgesetze   des   Herzog» 
tiiuois  Braunschweig.  Holzmindeii  1837^  4 

G.  P.  V.  Bülow  mittheildngen  2tir  erläuterang  der 
Braiinschweigschen  geschichte  und  gesetzge* 
bung.  Braunschweig  1839*  8« 

A.  C.  E.  V.  Grone  geschichte  der  corporativen  Ver- 
fassung des  Braunschweigischen  Ritterstandes 
nebst  Vorschlägen  zu  ihrer  reorganisation.  Han- 
nover 1842. 8.  Eine  gründliche  deduction,  dass 
dem  Adel  bei  den  neuesten  verfassungs-refor- 
men  einige  rechte  gekränkt  sind.  Aber  ^  der 
neue  Vorschlag  beruht  auf  gänzlichem  misver- 
stehen  der  zeiU 

W.  J.  L.  Bode  beitrag  su  der  geschichte  der  Feu- 
dalstäude  im  Herzogthum  Braunscfaweig  und 
ihres  Verhältnisses  zu  den  Fürsten  und  dem 
Volke,  veranlasst  durch  die  schrift  des  Herrn 
von  Grone  u.  s*  w.  Braunschw.  1843.  8.  Der 
titel  charakterisirt  ton  und  auffassungsweise 
hinlänglich«  Dennoch  wäre  zu  wfinschen,  dass 
wir  von  mehreren  ländern  so  detaillirte  be- 
richte aus  den  letzten  Jahrhunderten  besässen. 

"^  A.  C«  E.  V.  Grone  Sammlung  einiger  Urkunden 
und  aktenstücke,  die  corporativen  rechte  und 
ver£gM»sungsverhältnisse  der  Wolfenbutteischen 
Ritterschaft  betreffend,  nebst  einer  entgegnung 
auf  die  schrift  des  Herrn  Stadtdirectors  Bode 
zu  Braunschweig  u.  s.  w.  Hannover  1843.  8. 

*  W.  J.  L.  Bode  beitrage  zur  gesch.  u.  s.  w*  Heft  3. 
d\e  aufhebuttg  der  Feudalstände  und  die  her- 
stellung  einer,  die  gesammtheit  der  Statsge- 
nossen  vertretenden  »tändeversammlung  betr., 
mit  hinblick  auf  die .  darüber  neulich  wieder 
von  dem  H.  v.  Grone  zuWesterbrak  ver- 
lautbarten  ansichten*  Braunschweig  1843.  8. 

WUERTEMBBRG, 

Ein  gesdiriebenes  corpus  privilegiorum  ducatus  Wur- 
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tembergici  in  3  bänden  war  ehemals  bei  der 
Herzoglichen  Canzlei,  dem  Geheimen-  and  Re- 
gierungsrathe,  dem  Oberappellations  -  und  Hof- 
gericlite  und  der  Juristen -facultät  in  Tübin* 
gen  niedergelegt.  Davon  wurde  herausgegeben : 

1.  Kurze  und  meistens  generale  nachricht 
von  der  Württembergischen  Landesgrundver- 
fassung  —  durch  einen  kurzen  auszug  aus 
denen  3  tomis  privileg.  duc.  Wurtemb.  —  gründ- 
lich an's  licht  gestellt.  Anno  1763.  fol.  Dem 
exemplare  der  Göttingischen  bibliothek  ist  an- 
gebunden: Württembergische  religionsurkun- 
den  in  historischem  zusammenhange,  d.  i.  sum- 
marische geschieh tserzählung,  was  es  mit  der 
evangel.  religion  Augspupg.  confession  in  dem 
Herzogth.  W.  von  anfang  der  gesegneten  re- 
formation  bis  auf  gegenwärtige  zeit  vor  eine 
beschaffenheit  und  was  die  Württemb.  Land- 
schafft dissfalls  vor  privilegia,  recht  und  ge- 
rechtigkeiten  —  theuer  erworben  haben.  1741  • 
fol.  Ferner  der  Lahdtagsabschied  voji  1739, 
die  Privilegien-bestätigungen  von  1743  u.  1744, 
die  Reversalen  von  1750,  der  Recess  von  1753 
und  endlich  eine  abhandlung  mit  dem  titel: 
gemeiner  Prälaten  und  Landschafft  in  Württem- 
berg verordneten  resp.  engem  und  grossem 
Ausschusses  Staat 

2.  Würtembergische  landes  •  grund  -  Verfassung, 
besonders  in  rücksicht  auf  die  Landstände  und 
deren  verhältniss  gegen  .  die  «höchst^  Landes- 
herrschafi  —  nach  denen  originalien  durch  den 
druck  an's  licht  gestellt    Anno  1765.  fol. 

Sammlung  der  merkwürdigsten  statsschriften,  Ver- 
handlungen und  recesse,  welche  bei  den  wirk- 
.lich  obwaltenden  Streitigkeiten  Sr  H.  D.  des 
regierenden  H.  Herzogs  zu  Wirtemberg  und 
Dero  Landständen  gewechselt  worden.  Frank- 
furt u.  Leipzig  1765.  8. 

E.  6.  Steeb  der  Landtag  in  dem  Herzogthum  WUr- 


Sdiriftea  über  die  Dentsishra  Laadstände« 

temberg  Im  j.  1707/  Efnß  offieielle  zeitftchrifir. 

Heft  1  -•  6.      Tfibingen  und  Stuttgard  1797. 

1798.  8. 
Der  Landtag  in  dem  Herzogtb.  Würtemberg  im  jähr 

1798.    Eine  ofi^cielle  Zeitschrift*    Hejß  7  —  11« 

Tiib.  u.  Stuttg.  1798,  1799,  8. 
*  IL  G.  E.  Paulus  haupturkunden  der  Wirtemberg- 

schen  Landesgmnd Verfassung.  3  abth.  Heidd- 

ber^  1815.  1817.  8. 
A.  !L.  ße  IS  eh  er  vollständige,  historisch  und  kritiscli 

bearbeitete   Sammlung  der  Württembergschen 

fesetze,  th.  1—3.  Stuttgardt  und  Tübingen  1828. 
829.  8.  Diese  theile  enthalten  eine  geschichte 
der  Wurtembergschen  Statsverfassung  und  die 
Sammlung  der  Statsgrundgesetze. 

L.  T.  Spittler  historischer  commentar  üt^r  das 
erste  grundgesetz  der  ganzen  Würtembergi- 
schen  Landesverfassung,  über  den  unter  Kai- 
serl.  Vermittlung  8.  jul.  1514  zu  Tübingen  ge- 
schlossenen vertrag.  In  dessen  und  G.  Mei- 
ners Götting.  histor.  magazin,  th.l.  Hannover 
1787.  8.  s.  49-105. 

Dessen  zweite  Sammlung  einiger  Urkunden  —  «ammt 
einem  entwurf  der  geschichte  des  engem  Land- 
schaftlichen Ausschusses.  Göttingen  1796.  8. 

Bemerkungen  über  den  Wirtembergschen  Landtag 
von  1797  — 1799.  Ein  beitrag  zur  erläuterung 
der  Würtembergischen  geschichte  und  Verfas- 
sung, th*  1.  ohne  druekort.  1800.  8. 

C.  H.  Pf  äff  actenmässige  geschichte  der  Verhand- 
lungen d^  Wfirtembergsdhen  Landstände, 
netet  einigen  politischen  betrachtungeo.  In 
den  Kieler  Blättern,  bd.  1.  Kiel  1816.  8.  nro. 
8  u.  18.  s.l45f.  u.  404  f. 

Derselbe  einige  betrachtungen  über  den  entwicke- 
Inngsgang  der  alten  Wärtembergischen  Lan- 
desverfassung. Daselbst  bd.  2.  Kiel  1816.  8. 
nro.  19.  B.  440  f. 
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J.  C.  Pf  ist  er  histor.  bericht  über  das  wesen  der 
Verfassung  des  ehemaligen  Herzogthams  Wir- 
temberg,  zugleich  entwurf  eines  grössern 
Works,    Heilbronn  1816.  8. 

G.  6.  Übelen  entstehung  der  Landstände  des  ehe- 
mal. Herzogth.  Wiirtemberg.    Leipzig  1818.  8. 

BADEN. 

*  (J.  6.  Duttlinger)  quellen  des  Badischen  Stats- 
rechts^bd.  1.  Karlsruhe  1822.  8. 


^  £•  J.  J.  Pfister  geschichtliche  entwickelung  des 
Statsrechts  des  Grossherzogthums  Baden  und 
der  verschiedenen  darauf  bezüglichen  öffenüi- 
chen  rechte.  Nach  quellen  bearbeitet  und  mit 
Urkunden  belegt.  3  th.  Heidelberg  1836.  8. 

^  Derselbe  geschichtl.  darstellung  der  Stats Verfas- 
sung im  Grossherzogth.  Baden,  th.  1.  Heidelb. 
1829.  8.  Begreift  die  zeit  von  1806  bis. 
181L 

C.  V.  Rotteck  geschichte  der  Badischen  Landtage, 
von  einführung  der  Verfassung  (1829)  bis  1832. 
Stuttgart  1836. 8.  Auch  als  4r  band  der  Samm- 
lung kleinerer  Schriften  desselben. 

HESSEN. 

Kurfflrstenthum  Hessen  -  Kassel. 

J.  G.  Fesch  praes.  J.  G.  Estor  de  comitiis  et  or« 
dinibus  Hassiae,  pratsertim  Cassellanae  pro- 
vincialibus.  Marburgi  1745.  4.  Auch  hinter 
Estor  elementa  juris  public!  Hassiaci.  Fran- 
cofurti  1752.  8.  Beides  zusammen  bildet  den 
2.  theil  von  Estor  electa  jur.  publ.   Hass. 

C.  W.  Ledderhose  von  der  Landschaftl.  Ver- 
fassung der  Hessen  -  Casselschen  lande.  In 
dessen  kleinen  Schriften,  th.  1.  Marb. 
1787.  8. 

B.  W.  Pfeiffer  geschichte  der  Landständischen  ver- 
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fassung  in  Kuliesseii.  Ein  beitrag  znr  wfir- 
digung  der  nenem  Dentsclien  Yerfassangen 
fiberhanpt.  Ans  authentischen  qnetten  mitge- 
theilt  Kassel  1834.  &  Von  dem  berühmten 
Verfasser  lisst  sich  nur  eine  gediegene  ar« 
beit  erwarten. 
F»  Gössel  geschichte  der  Kuriiess.  Landtage 
von  1830—1835,  bd.l.  enthaltend  den  constt- 
tutrenden  Landtag  von  1830  —  1831.  Kassel 
1837.  8. 

Grossherzogthnm  Hessen. 
Bopp  geschichte  des  Stftndischen  wesens  tm  Gross- 
herzogthum  Hessen  von  der  mitte  des  13.  Jahr- 
hunderts bis  zum  Verfassungswerke  am  Schlüsse 
des  Jahres  1820.  Darmstadt  1833.  8.  Auch  un- 
ter  dem  titel:  beitrftge  zum  Öffentlichen  rechte 
des  Grossherzogth.  Hessen,  th.  1.  und  als  bei- 
lagehejft  zur  Zeitschrift  fiir  Gesetzgebung  und 
rechtspflege  des  Kurfiirstenth.  und  Grossher« 
zogth.  Hessen  und  der  fr.  Stadt  Frankfurt  a. 
M.  herausg.  von  Böhmer,  Bopp  und  Jäger. 

HOLSTEIN. 

Privilegien  der  Schleswig*  Holstdnischen  Ritterschaft 
von  den  in  der  privilegienlade  befindlichen 
originalien  genau  abgeschrieben  und  mit  den- 
selben verglichen,  auch  demnächst  zum  drnck 
befördert  von  F.  C.  Jensen  und  D.  IL  Ue- 
gewisch.    Kiel  1797.  4. 

<^  J.  ab  Elverfelt  diss.  de  Holsatiae  statibus  et 
ordinibus. 

Blicke  in  das  Ständewesen  und  in  die  entwickelung 
der  landes-  und  gutshoheit  in  Holstein.  Kiel 
1817.  8..  Eine  gut  geschriebene  populäre  ten- 
denzschrift ,  die  zwar  überall  auf  geschichte 
basirt,  aber  doch  über  die  geschichte  der 
Volksvertretung  keine  aufklärung  gibt.  - 

Urkundliche   darstelluog    des   dem  Schleswig  -  Hol« 
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sfeinschen  Landtage  kraft  der  Landesgmnd^ 
Verfassung  zustehenden  anerkannten  -Steuer* 
bewilligungsrechtes ;  mit  besondrer  hinsieht 
auf  die  steuergerechtsame  der  Schleswig*Hol- 
steinsehen  Prälaten  und  Ritterschaft,  inglei« 
chen  der  übrigen  gutsbesitaser.  Herausgege- 
ben von  F.  C.  Da  hl  mann.  Kiel  1819.  8.  Der 
berühmte  herausgeber  ist  auch  der  verfassen 
Der  inhalt  ist  mit  einigen  erweiteruhgen  und 
modißcationen  übergegangen  in  die  ebenfalls 
von  Dahlmann  verfasste: 

Denkschrift  der  Prälaten  und  Ritterschaft  des  Her* 
zogthums  Holstein,  enthaltend  die  darstellung 
ihrer  in  anerkannter  Wirksamkeit  bestehenden 
Landständischen  Verfassung,  insbesondere  ih- 
rer Steuergerechtsame.  Der  hohen  D.  Bundes- 
versammlung —  überreicht.  Frankfurt  1822.  fol. 
( *  Neuer  abdruck  1840.  8). 

Nachträgliche  eingäbe  der  Prälaten  und  Ritterschaft 
des  Herzogthums  Holstein,  betreffend  die  von 

—  dem  —  Bundestagsgesandten  ftir  Holstein 
und  Lauenburg  in  hinsieht  auf  die  reclamation 
der  gedachten  Prälaten  und  Ritterschaft  abge« 
gebene  vorläufige  erklärung.  Der  h.  Bundes« 
Versammlung  ehrerbietigst  überreicht.  London 
1824.  4.  Sie  ist  zwar  nur  zur  vertheilung  an 
die  klöster  und  guter  gedruckt^  aber  dem  auf 
hiesiger  bibliothek  befindlichen  exemplare  der 
denkschrift  beigebunden.  Findet  sie  sich  bei 
dem  neuen  abdrucke  der  denkschrift? 

Falck  kurzer  Inbegriff  der  Schleswig-Holsteinschen 
Landesprivilegien.  In  den  Kieler  blättern  bd. 
3.  Kiel  1816.  8.  nro.  16.  s.  168  —  164. 

Derselbe  actenstücke  zur  geschichte  der  Lan- 
desmatrikeL     Das.  bd.  3.    nro.  13,  1.    s.  277 

—  299. 

Derselbe  geschichtliche  bemerkungen  über  den 
entwiekeinngsgang  und  über  einige  merkwür- 
dige punkte  der  Sehlesw.  Holsteinschen  Lan« 
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desverfassHDg.  (Eine  erwiederung  an  Prof* 
D  ah  1  m  a  n  n.)  Kieler  Blätter  fOr  1819 ,  bd.  1. 
nro,  4,  s.  154  f. 

A.L.J.MioheIsen  über  die  vormalige  Landesvertre- 
tung in  Schleswig  -  Holstein ,  mit  besonderer 
rücksioht  anf  die  ämter  und  landsehaften.  Eine 
historisch  *  pnblicistisehe  erdrterung.  Mit  Ur- 
kunden.   Hamburg  1831.  8. 

Rüder  erinnernngen  hub  den  aeiten  der  Landtage 
in  den  Herzogthümem  Schleswig  und  Hol- 
stein. In  C.  F.  Carsten  und  N.  Falck 
statsbürgerliohem'  magazin,  bd.  4.  Schleswig, 
1824.  8.  nro.  14.  23.  s.  367  f.  538  f. 

N.  Falek  handbuch  des  Schleswig  «^  Holsteinschen 
privatreohts,  bd.  2.  Altena  1831.  8.  s;  204— 245. 

^  J.  Bremer  über  den  verfall  und  die  Wiederher- 
stellung der  Landständischen  freiheit  in  Schles- 
wig-Holstein« Braunschweig  1831.  8. 
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J.  H.  Spalding  Mecklenburgische  öffentliche  IJ^an- 
desverhandlungen  aus  dffentlichefn  Landtags- 
und Landes  -  conventsprotocoUis  gezogen»  Ro- 
stock 1792  fol.     Urkunden  von  1552  bis  1623. 

Der  Mecklenburgische  Landtag  auf  das  fahr  1798. 
Für  den  freund  des  Vaterlandes.  Schwerin.  4« 

Der  Mecklenburgsche  Landtag  auf  das  jähr  1799. 
Mit  einem  abdrucke  der  LandkiB^ten-balanzen. 
Schwerin  1800.  4- 


J.  D.  Koeler  diss.  de  ofigine  et  incrementi»  jurium 
et  privilegiorum  nobilitatis  Mecklenburgicae. 
Gottingae  1739.  4. 

*  B.  G.  Struvens  discours  vom  Ursprung,  unter- 
schied und  gerechtsamen  der  Landstände  in 
Deutschland ,  insonderheit  im  Herzogth.  Meck- 
lenburg. Mit  anmerkungen  von  C.  G.  J(  ar- 
ge w).  Hamburg  1741. 
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rechte  des  emgebomen  und  reeipirten  Adels  in 
Mecklenburg  und  deren  verhältniss  zur  lau- 
deshoheit«  Ein  vertrag  auf  dem  Ljandtage  zu 
Stemberg  von  1789.  Mit  anmerkungen  von 
einem  eingebohrnen  im  lande  der  Wahrheit 
*  J«  V.  6 1  ö  d  e  n  die  Wählbarkeit  zu  einem  deputirten 
der  Ritterschaft  in  den  Engern-Ausschuss  der 
Herzogthümer  Mecklenburg.  Eine  statsrecht- 
Uche  abhandlung.    Rostock  1843«  8, 

LIPPE. 

Geschichtliche  und  rechtliche  darsteUung  der  in  dem 
Fürstl.  Lippe  -  Detmoldischen  lande  rechtmä- 
ssig und  vertragsmässig  bestehenden,  jedoch 
dem  lande  vorenthaltenen,  Landständischen 
Verfassung  und  der  pflichtmässigen ,  aber  ver- 
geblichen schritte  der  Landschaft,  die  Wieder- 
herstellung derselben  herbeizuflihren*  Der 
hohen  Bundes-Versammlung  —  überreicht  von 
dem  bevollmächtigten  der  Landstände  von  Rit- 
terschaft und  Städten  des  Fürstenthums  Lippe- 
Detmold.  Frankfurt  1817  foL 

C«  G.  Clostermeier  kritische  beleuchtung  der  von 
Seiten  der  Landstände  von  Ritterschaft  und 
Städten  des  Fürstenthums  Lippe  der  hohen 
Deutschen  Bundesversammlung  übergebenen 
druckschrift,  unter  dem  titel;  geschichtl.  u.  s. 
w.  Lemgo  1817.  fol. 

C«  Antze  gegenbeleuchtnng,  als  antwort  auf  die 
von  dem  Archivrath  Clostermeier  in  den 
druck  gegebenen  kritischen  beleuchtung  — ;  in 
auftrag  der  Landstände  von  Ritterschaft  und 
Städten  des  Fürstenthums  Lippe.  Minden  und 
Bielefeld  1819.  foL 
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EINLEITUNG. 


1«    Die  weisen  aller    Zeitalter  haben  da«   grteate 
lob  den  statsverfassnngen  zaerkannt,    welche  nicht 
die  ganze  oberste  gewalt  Ungetheilt  und  unbeschränkt 
in  die  band  eines  einzigen  mannes  oder  einer  eiuzi» 
gen  Corporation  legen,  indem  sie  vielmehr  einer  mehr 
oder  minder  grossen  anzahl  von  männern  aus  dem 
beherrschten  volke  das  recht  und  den  beruf  verlei- 
hen,    neben  dem  herrscher  durch  einen  gewissen 
grad    eigener  und  unabhängiger   thätigkeit  an  den 
händlungen  und  geschäfien  des  states  theil  zu  neh« 
men.    Cicero  pries  an  der  Romischen  Republik,  dass 
Ihre  Verfassung  durcli  Verbindung  der  drei  besten 
imter  den  einfachen  statsformen  —  Königthum,  Ari- 
stokratie und  Demokratie  —  ausgeglichen  und  ge- 
mässigt sei«    Auf  diese  weise,  sagte  er»  wird  jedes 
dieser  drei  demente,    aus  denen  sie  zusamiaenge- 
setzt  ist,  durch  die  andern  gehindert,  in  die  seiner 
Aaiüf  entsprechende  verderbniss  umzusdilagen ;    es 
wird  vorgebattet,  dass  nicht  der  König  in  einen  hemi 
über   Sklaven,    die  herrschende  Aristokratie  in  eine 
faction,    und  die  herrschaft  des  volks  in  ein  pdbel- 
regimant  und  luaairchie  ausarte.     Keine  lobpreisu^g 
ist  aber  weiter  verbreitet  worden,  und  hat  grossem 
einfliiss  erlangt I    als  die,   welche  Montesquieu  der 

1* 
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Englischen  Verfassung  zollte.     Dieser  fand,   indem 
er  die  staten  und  ihre  geschichte  betrachtete,    dass 
ein  jedei'  stat  ein  besondres  ziel  seiner  ganzen  thä- 
tigkeit,   einen  hauptzweck   seiner  gesetzgebung  und 
seiner  einrichtungen  habe   —   die   einen  vergrösse* 
rung,  die  andern  ruhin,  wieder  andre  handel,  schiff- 
fahrt u.  s.  w.     Aber   unter  allen  nationen  der  erde 
leuchtete  ihm  eine  hervor,  welche  zum  unmittelbaren 
ziele  ihrer  Verfassung  die   politische  freiheit  gesetzt 
zu  haben  schien.      Und  diese  nation  war  die  Engli- 
sche.   Bei  ihr  fand  er  die  thätigkeit  der  statsgewalt 
unter  verschiedene  personen  vertheilt,    und  zwar  in 
einer  weise ,    durch  welche  allein ,    wie  er  glaubte, 
eine  glüfckliche   sicherstellung   der    freiheit    begrün- 
det wurde.      Er    betrachtete    nämlich  die  verschie- 
denen richtnngen  der  thätigkeit,  welche  im  State  und 
für  den  stat  entwickelt  wird,   nicht  als  ausflüsse  ei- 
ner und  derselben  höchsten  gewalt,  sondern  er  hielt 
sie   für  eben  so  viele  besondre  gewalten,    die  nach 
den  umständen  eben  sowolil  in  einer  band  vereinigt, 
als  verschiedenen  Inhabern  anvertrauet,  und  dadurch 
völlig  von  einander  gesondert  sein  können.    Er  nahm 
deren  drei  an,   die  gesetzgebende,  die  vollziehende 
und  die  richtende  gewalt,  und  hielt  es  für  die  festig- 
keit  der  politischen  freiheit  nothwendig,  dass  diesel- 
ben getrennt  seien,    damit  nicht  der  gesetzgeber  ty- 
rannische geböte  erlasse,    um  tyrannisch  richten  zu 
können,    und  damit  nicht  der  richter  statt  eines  ge- 
rechten urtheils  ein  unbilliges  gesetz  mache. 

Montesquieu  urtheilte  zwar  selbst,  dass  diese 
drei  gewalten,  so  getrennt  und  einander  gegenüber- 
gestellt, ruhe  oder  unthätigkeit  hervorbringen  niüss- 
ten.    Aber,  sagte  er^  da  durch  die  nothwendige  be- 
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wegung  der  dinge  diese  genöthigt  sind ,  zu  gehen, 
so  sind  sie  gezwungen,  mit  einander  zu  gehen* 
Wenn  es  indessen  wahr  ist,  dass  nach  einer  unun- 
terbrochenen erfiihrung  aller  zeiten  jeder  mensch, 
der  gewalt  hat,  geneigt  ist,  sie  za  missbrauchen,  so 
sollte  man  eher  vermuthen,  die  drei  ge walten  wür- 
den sich  gegenseitig  bekämpfen,  und  den  stat  in 
anarchie  stürzen,  um  einander  aufzureiben,  oder 
sie  würden  sich  verbinden,  um  in  eintracht  grossem 
missbraucli  zu  üben,  als  jede  einzelne  für  sich  ver- 
mocht hätte. 

In  gleichem  sinne,  wJe  Cicero  und  Montesquieu, 
konnte  man  sogar  die  Lebnverfassung  darum  vor 
andern  rühmen,  weil  der  König  seine  kröne  von 
den  Fürsten,  die  Fürsten  ihre  Lehen  von  dem  Könige 
empfangen  mussten;  denn  dadurch  schien  die  eine 
niacht  die  andre  in  ihren  schranken  zu  halten« 
Deutschland  hat  nur  zu  bitter  erfahren,  wie  diese 
schranken  zum  verderben  des  Reichs  von  beiden 
Parteien  hin  und  wieder  geschoben  wurden.  Ueber- 
haupt  ist  nicht  abzusehen,  welche  Ursache  es  be- 
wirken soll,  dass  das  eine  dement  im  State  die, an- 
dern am  bösen  hindere,  ohne  dass  es  zugleich  auch 
dem  rechten  und  guten,  ja  dem  nothwendigen  — 
sei  es  aus  üblem  willen,  sei  es  aus  irthum  —  in 
den  weg  treten  könne. 

2.  Dies  ist  also  nicht  der  rühm  jener  gemisch- 
ten oder  gemässigten  Verfassungen.  Dennoch  ist 
das  preisen  derselben  kein  wahn,  der  Jahrhunderte 
lang  die  gemüther  der  menschen  erfüllt  hätte ,  der 
auf  keiner  festern  grundlage  ruhte,  als  auf  dem  aus- 
spruche  eines  grossen  iwd  geistreichen  mannes. 
Aber  der  werth  jener  Verfassungen  entspringt  aus 
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einer  andern  quelle«  Die  verfassimg*  eines  states  ist 
der  leib,  in  welchem  die  seele  desselben  wobnt 
Die  Seele  des  stats  aber  ist  die  eiiiheit,  deren  be* 
wusstsein  ihn  durchdringt,  und  alle  seine  glieder  be- 
lebt, die  einheit  der  besirebnngen,  der  geistigen 
bedürfnisse,  des  woUens  und  handehis.  Gleick  wie 
nun  die  gesundheit  des  ieibes  eine  bedingung  ist  für 
die  glückliche  und  voUkoaimne  entwickelung  des 
geistes,  so  ist  eine  gate  Verfassung  bedingung  für 
die  entwickelung  der  politischen  einheit  und  freiheit« 
Daher  kann  die  Verfassung  keine  gute  sein,  welche 
die  seele  des  stats,  die  eipheit  desselben,  unter* 
drückt,  und  anstatt  eines  belebten  körpers  nur  eine 
in  bewegung  gesetzte  maschine  darstellt.  Despotie, 
Ochlokratie  und  Oligarchie  sind  ausartungen  der 
statsverfaiisung ,  weil  sie  nur  egoistische  herrscher 
und  eine  gestaltlose  menge  einander  gegenüberstel- 
len, deren  gegenseitiges  Interesse  allein  aus  furcht 
und  eigennutz  entspringt.  Eine  solche  Verfassung 
ist  ein  entseelter  körper,  ein  leichnam,  dessen  Wie- 
derbelebung nicht  ohne  gewaltige  und  unerhörte 
ereignisse  geschehen  kann.  Dagegen  sind  diejeni- 
gen Verfassungen  gut  zu  nennen,  welche  in  ihren 
formen  die  einheit  des  states  und  aller  seiner  glie- 
der darstellen,  und,  wie  sie  aus  dem  zusammenwir- 
ken des  gesammten  Volkes  hervorgegangen  sind,  so 
fortwährend  zuiii  zusammenwirken  auffordern,  und 
das  bewusstsein  gemeinschaftlicher  bestrebmigen, 
bedfii*fnisse  und  begehrungen  rege  erhalten. 

Das  ist  nun  eben  der  werth  jener  gemischten 
Verfassungen,  dass  in  ihnen  jenes  bewusstsein  der 
einheft  aufrecht  erhalten  wird.  Denn  ihr  wesen  ist 
es,    dass  alle  glieder  des  states  durch  die  form  der 
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Verfassung  selbst  aufgefordert  werden.  In  den  allge- 
meinen  angelegenheiten  des  ganzen  mit  einander  sn 
wirken ,  eins  iiir  alle  i )  und  alle  iflr  eins.  Ai>er 
dieses  gemeiaschaftllcbe  wirken  soll  freilich  nicht 
geschehen  nach  einer  mechanischen  yertheilang  der 
arbeit,  denn  die  geistigen  krflfte  der  menschen  sind 
durch  viele  und  unberechenbare  umstände  —  anlagOi 
lebensart,  ersiehung  u.  s.  f.  —  bedingt  Vielmehr 
wird  ^ich  in  den  meisten  filUen  ein  Demokratisches^ 


I)     Dieses    eins    ffir    alle    isl  !■  neuerer  icit  oft  MisrertUa* 
den ,   und  dieser  misrerstand   Ist  auf  die   jftngsten  entwiebelnngen 
der  Burap&isclieii    verfaSMingen    van   grassrni    dnftnasa    gewcsca« 
Man  Uat  die  pfttchl ,   für  dlas  ganse  a«  wirken»   nickt  bloss  voft 
den  orgaqm  des  staUkörpers  gefordert ,    man   kat  sie   allen  indi* 
Tiduen    auferlegt,     aas    drnrn    eiq    solches    organ    bestekt.      Man 
bat  niebt  sowohl    gesucht,    durch  den  geist   der  Terfassung  jeden 
einzelnen  zu  erinqerQ,   dass  sein  prirafiotereste  geringer  tri,    nli 
das    des  stafs,   man   bat  dio   saröcbsotsung    der   priratbitomaca 
dem  iiMlividuiini  znr  gesetzlichen  pflicbt  gemacht.      lyDies   bemkl 
au   und    für   sich   auf  einer    verwrchslung    desjenigen ,    was   dem 
besitze  und  der  einsieht,    mit  d^iojc'nigen ,    was  sittlichen  krfiften 
Im  menschen  angehört.     Die  sittlichen  krifte  begiehen  sieb  Immer 
und  überall  auf  ein  allgemeines;   die  einsieht  nnd  der  besitz  da- 
gegen bew&bren  sick  Aberall  nur  In  dem   beaondem«      Eo  ist  ein 
erbebender   gedanko ,  wenn  man  den  gnten  willen  i»  jedem  eln- 
zelocu  vorauBsefzen   darf;     und    keine    kftstliekere    mitgabo  kann 
mit   zu  allgemeiner   berathnug    gebracht   werden.        Doch    Ist  es 
nicht  guter  wille  allein,  den  man  zur  berathang  fordert«     Es  ist, 
ausser   dem    guten  willen,   kraft   und    einsieht       Die    kraft  aber 
kann   nur   in   dem  wohnen,   der  aie    besitzt,    die    elnoichC  nnr  In 
«lein ,    delf  für  sie  gebildet  ist"      So  sobrieb  Gna.  Fa.  Scuosssa 
(stftndische  Terfassung,  ihr  begriff,  ihre  bediognng.    Frankfurt  a. 
m.   1817.  8.  §.  45.  s.  104.),  und  manche  haben  ähnliches  gesagt 
Ihre  Worte  sind  überhört     Aber  seit  dem  hat  die  erfahrnng  riel- 
facb   belehren   können,    dass  gesetz  und   cid    nickts  über  die  na- 
tur  der  dinge  vermdgei». 
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ein  Aristokratisches  und  ein  Monarchisches  elemaU 
ausscheiden,  von  denen  jedes  eine  besondere  rolle 
in  der  allgemeinen  thätigkeit  übernimmt.  Das  De«- 
mokratische  dement  ist  vorzugsweise  daau  geeignet, 
die  gemeinschaftlichen  bedürfnisse  und  bestrebun- 
gen  geltend  zu  machen,  das  Aristokratische  dage* 
gen  vermag  besonnener  und  einsichtiger  die  mit- 
tel zur  sichern  erreichung  des  erstrebten  zm  wägen, 
das  Monarchische  dement  endlich  ist  bestimmt, 
nach  dem  willen  des  states  mit  energie  und  kraft 
zu  handeln.  In  dem  einigen  zusammenwirken  die- 
ser drei  aber  liegt  die  sicherste  burgschaft,  dass 
keins  derselben  nach  selbstischen  raotiven,  sondern 
dass  jedes  von  ihnen  in  dem  bewusstsein  handle, 
ein  glied  des  ganzen  zu  sein.  Aus  der  richtigen 
beobachtung  dieser  Stellung  ergiebt  sich  für  die  ein- 
zelnen glieder  des  statsorganismus  jene  voUstäadige 
glückliche  achtung ,  die  kein  gesei%  erst  befehlen  kann, 
imd  die  eich  %u  keinem  ariikel  eines  Ltmdständischen 
Vergleiches  machen  lässt ,  ohschon  .  die  unverrnckte 
erhalfung  der  wesentlichsten  rechte  fast  einzig  dar'» 
auf  beruht  1 ),  Daher  ist  es  ein  irthum ,  und  der 
gefahrlichsten  einer,  dass  Opposition  die  seele  eines 
lebendigen  und  thatkräftigen  states  sei.  Sie  ist 
häufig  ein  vorbote,  dass  ein  theil  der  tüchtigen  kräfte 
im  State  im  begriff  ist,  zu  unterliegen,  und  lähmt  oft 
ohne  noth  dfe  Wirksamkeit  aller.  Sie  ist  mindestens 
besser,  als  erschlaffung ,  aber  doch  oft  niqht  mehr, 
als  ein  zeichen,  dass  der  sieg  der  einen  partei  über 
die  andere  nodi  nicht  gewonnen  sei.  Freilich  wird 
Opposition  und  parteigeist  sich  immer  fiir  gegründe- 


I)     Spittleb  gescliichlc  drs  Fürstentbums  Hannover.   I,  titS. 
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(en  witteFspmoh,  so  wie  knechtischer  gehorsam  nnd 
nachgiebige  feigheit  lUr  einiges  zustvmi&enwirken  zu 
dem  wahren  und  allein  guten  ziele  auszubmgen 
suchen ,  und  für  den ,  der  die  gränzlinie  »wischen 
dem  rechten  und  verkehrten  nicht  zu  erkennen  weiss, 
giebt  es  selten  foelebruug  auf  diesem  gebiete. 

3.  Die  geschichte  hat  zu  allen  Zeiten  gemischte 
oder  gemässigte  Verfassungen  aufzuweisen,  denn  sie 
sind  keineswegs  erst  seit  der  Völkerwanderung  auf- 
getaucht. Aber  es  findet  zwischen  den  gemischten 
statsformen  der  alten  weit,  und  denen,  welche  sich 
mit  der  völkerwanderuBg  Ober  Europa  verbreitet 
haben,  eine  grosse  und  tief  greifende  Verschieden- 
heit statt. 

Die  erstem  — ,  die  Antiken  —  gaben  dem  Re- 
publikanischem elemente  ein  entschiedenes  ilberge^ 
wicht.  Sie  begQnstigtea  daher  eben  so  seh^  das 
streben,  dem  volke  die  herrscbsfE  zuzuwenden,  als 
das,  dtirch  die  gunst  des  Volkes  zu  herrschen,  und 
endeten  damit,  dass  sie  entweder  in  anarchie  auf- 
gelöst, oder  durch  den  versnch,  die  Monarchie  her- 
zustellen, umgestürzt  worden. 

Die  merkwürdigste  und  bekannteste  Verfassung 
dieser  art  war  die  der  Römischen  Republik.  Hier 
trat  in  einibr  Volksversammlung  die  ganze  freie  be- 
vülkerung  des  herrschenden  stat^  zusammen,  um 
die  öffentlichen  angeiegenheiten  selbststfindig  und 
selbstthfitig  zu  leiten.  Durch  wähl  der  Volksver- 
samntlang  wurden  an  das  mder  des  States  alljähr- 
lich zwei  Consuln  gestellt  Diese  erliioltcii  weder 
auftrag,  noch  Vorschrift  .Ton  dem  volkc.  aber  sie 
standen  unter  den  gesetzen,  welche  dasselbe  gab, 
und  w^ren  durch  die   kurze  daner  ilires  amtes  dem 
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Volke  verantwortUeh ,  vnd  von  seiner  ganst  abhän- 
gig. So  weit  ihre  gewalt  reichte,  worden  sie  Künir 
gen  gleich  geachtet.  Neben  ihnen  stand  endlich  der 
Senat,  ein  Aristokratisches  element,  obwohl  nicht 
ausschliesslich  aus  dem  Adel ,  den  Patriciern,  gebil# 
det.  Durch  diesen  wurde  tlie  thätigkeit  der  Con- 
suln,  wie  der  Volksversammlung  theils  vorbereitet 
und  geleitet,  theils  eingeschränkt. 

Von  ähnlicher  beschaffenheit  waren  die  verftis- 
sungen  der  Griechischen  freistaten.  In  Sparta  fin- 
den wir  ebenfalls  eine  Volksversammlung,  und  ihr 
gegenfiber  einen  rath  der  Alten  nebst  fünf  jährlich 
wechselnden  Ephoren,  beide  von  dem  volke  er- 
wälilt;  in  Athen  neben  der  Volksversammlung  den 
Areopag  und  neun  jährlich  neu  erwählte  Archonten, 
beide  aus  dem  Adel. 

4*  Die  Verfassung  von  Rom  überlebte  die  von 
Sparta  und  Athen,  aber  auch  sie  wich  der  anarcfaie 
und  dem  despotismus.  Auf  den  trümmern  der  Ro- 
mischen Weltherrschaft  gründeten  Deutsche  Völker 
neue  staten,  in  denen  eine  ganz  entgegengesetzte 
form  der  Verfassung  zur  blüthe  kam.  Zwar  gehörte 
sie  ebenfalls  den  gemischten  verfassungsfbrmen  an, 
aber  während  in  den  antiken  staten  das  Republika- 
nische «lement  ein  entschiedenes  übergewicht  hatte, 
wurde  in  den  Germanischen  das  Monarchische  vor- 
herrschend. 

Diese  moderne  Verfassung  hat  aber  im  laufe 
der  Zeiten  wiederum  im  einzelnen  sehr  verschiedene 
gestalten  angenommen,  so  dass  es  schwer,  wo 
nicht  unmöglich  ist,  ein  richtiges  bild  zu  entwerfen, 
welches  ftir  alte  besondem  gestaltungen  derselben 
passt.      Sehen  wir  indessen  von  dem  ab,    was  die 
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neuesteii  ereignisse  und  ansichten  ins  leben  gerufen 
haben,    und  was  hie  und    da    als  einzebie  abwei- 
cliung  hervortritt,    so  können  wir  zwei  hauptperio- 
den  der  entwickelung  dieser  Verfassung  unterschei- 
den,  deren  jede  das  Republikanische  element  in  ei- 
ner   elgendiümliohen  '  ausbildung    erscheinen    lässt. 
Beiden  pierioden  ist  ^as  gemeinsam,  dass  einem  le- 
benslänglich regierenden   statsoberhaupte    eine  Ver- 
sammlung   von     mäimern    gegenübersteht,     welche 
theils  durch  persdnlichen  rang,  theils  durch  gewisse 
rechte  über  grund  und  boden  berufen  sind,  gemein- 
schaftlich in  bestimmter  weise  an  den  angelegenhei- 
ten  des  states  tbeil   zu  nahmen*     Aber  die  person 
dieser  berufenen,    ihre  Verbindung  unter  einander, 
und   zum   thell   auch  ihre   Stellung  zum   statsober- 
haupte,   alles  dies  war  ganz  anders  in  der  ersten 
and  in  der  zweiten  periode.     Die  gränze  zwischen 
beiden  perioden  liegt  ungefähr,    aber  auch  nur  un- 
gefilhr,  in  der  zeit  des  grossen  Interregnums^     Die 
höchste    und   reinste  entivickelung    det  verfassuhg 
der  ersten    periode   fällt   in  die   zeit  des    Karolin* 
gischen    hauses ,      die    der   zweiten    in    das^   fünf- 
zehnte Jahrhundert.     Die  Verfassung    der  ersten  pe- 
riode können  wir  daher,    wenigstens  in  besonderer 
beziehung  auf  Deutschland ,    die  Fränkische  nennen, 
die  der  zweiten  periode   hingegen    die  Landständi- 
sehe.      Worin    das    charakteristische   dieser  letztem 
besieidmung  liegt,   wird  sich  spätes?  im  verlaufe  der 
darstellung  ergeben,   und  es  wird  angemessen  sein, 
nicht    durc4i  rfne    allgemeine    Schilderung   der   we« 
sentlichen     unterschiede     beider    Verfassungsformen 
vorzugreifen. 

5.    Es    Ist    meine    absieht,    den   theil   der    ge- 
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schichte  dieses  Republikanisdien  elementes  zu 
sclireiben ,  welcher  gegenwärtig  fftr  Deutsdiland 
das  meiste  interesse  hat,  nämlich  die  geschichle 
der  Landstande  in  den  Deutschen  Territorien.  Be^ 
kanntlich  hatte  das  Deutsche  Reich  eine  Reichsstän- 
dische Versammlung,  wie  die  «einzelnen  Fürstenthü- 
mer  Lahdständische  Versammlungen.  In  ähnlicher 
weise  hatte  Frankreich  etats  generavx  neben  den 
elals  protinciaux,  nur  dass  die  eiats  provinamux  ei- 
nen andern  Charakter,  als  die  Deutschen  Land- 
stände, dadurch  erhielten,  dass  in  Frankreich  keine 
Landeshoheit  gleich  der  der  Deutschen  Fürsten  sich 
ausgebildet  hat  Auch  in  den  Niederlanden  gab  es 
Staaten  general  und  provinziai ,  und  in  Dänemark^ 
so  weit  es  Königlich  war,  gab  es  Landsthinge  ne- 
ben dem  Reichstage«  In  andern  ländem,  wo  sich 
diese  form  der  Verfassung  entwickelt  hat,  wie  in 
England,  Spanien,  SicUien,  Skandinavian ,  Polen, 
Ungarn  und  Siebenbürgen,  -kennt  man  solchen  gegen- 
satz  nicht.  Da,  wo  er  bestanden  hat,  war  nun  aller- 
dings eine  enge  beziehung  zwischen  der  entwickelung 
beider,  der  allgemeinen  und  besondern  Verfassung, 
und  es  wird  kaum  möglich  sein,  die  geschichte  der 
Französischen  Proviiizialstände  von  der  der  dortigen 
Generalstände  zu  trennen.  Aber  in  Deutschland  ist 
dies  dennoch  möglich,  da  die  Verbindung  zwischen 
den  einzelnen  Fürstenthümern  und  dem  Reiche  nur 
eine  sehr  lockere  war.  Die  ausscheidung  der 
geschichte  der  Reichsversammlung  ist  ausserdem 
zweckmässig,  da  diese  letztere  nur  noch  ein  histo- 
risches, die  geschichte  der  Landstände  dagegen 
fortwährend  ein  praktisches  Interesse  hat. 

6.    Praktisches    interesse    ist   namentlich    dem 
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tbeiie  d^r  Lamlstäiidischen  geschiehte ,  wekher  die 
entstehnng  der  Laiulstäiide,  so  wie  die  art  ihrer 
Wirksamkeit,  auf  der  höhe  ihrer  ausbildmig  zn  sdiil- 
dem  hat,  eigen.  FreiKch  werden  diejenigen  geneigt 
sein ,  dieser  arbeit  allen  praktischen  nutzen  abzu* 
sprechen,  welche  dafiir  halten,  dass  nur  von  einer 
Umformung  der  Volksvertretung  nach  gewissen  po- 
litischen ansichten ,  wie  sie  in  einigen  ländem  be- 
reits durchgeführt  ist,  heil  für*  die  Etifopäischen 
staten  zu  erwarten  sei.  Zwar  bedarf  es  an  sich 
nicht  der  nachweisung  eines  praktisbhen  natzens, 
um  den  werth  einer  historischen  Untersuchung  zu 
begründen;  denn  „was  geschrieb^a  ist,  das  ist  uns 
zur  lehre  geschrieben^' ;  indessen  ist  nicht  zu  ver- 
kennen, dass  allerdings  die  wähl  äines  Stoffes  den 
Vorzug  verdient,  wenn  bei  demselben  praktisches 
Interesse  sich  mit  dem  historischen  verbindet.  Und 
dies  scheint  bei  denl  vorliegenden  Stoffe  insofern 
der  fall  zu  sein,  als  sehr  häufig  die  historische  an- 
sieht über  die  Landständische  entwickelung  zur 
grundlage  von  politischen  ansichten  gedient  hat 

Es  herrschen  nämlich  über  das  alter  und  den 
Ursprung  der  Deutschen  Landstände  sehr  vetschie» 
dene  meinungen,  indem 

L  die  raien  in  ihnen  nur  eine  den  Zeitumständen 
nach  veränderte  form  der  alt  Fränkisi^hen  Provi»- 
zialversammlungen  erblicken  i),  während 

IL  andre  die  Landstände  für  eine  ganz  neue 
Schöpfung  halten,    welche  erst   nach  dem  Zeitalter 


J)     G.  D.  StRDBfi  de  statuum  proviuclalium  origiue. 

l«*.  MAGKEI.DEY  de  ordinum  proTincialium  ia  Germania  originc. 
M.  Fkhrr.  t<  Freiberg  geschieh te  der  Bairiwhen  Lands! äode. 
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der    HobeiTStdüfett    ihren    aiifang   genommen    h^be. 
Von  d^n  anhängem  dieser  letztern  ansieht  wollen 

A.  manche  nur  die  steuerbewilligongen  ak  ein^ 
zige  Ursache  zur  bildung  dei»  StSndisehen  corpora^ 
tionen  gelten  lassen,  indem  sie 

1.  enttY^eder  die  yerbrüderuhgen  Uni  bündnisse 
des  vierssehnten  jafafbünderts  als  die  anfiinge  des 
Ständischen  wesehs  bezeichnen  i),  ödei* 

2.  nicht  eher  das  dasein  wahrer  Landstände 
anerkennen ,  als  in  den  dauernden  btindnissen  des 
fünfzehnten  Jahrhunderts  2). 

B.  Manche  •*-  und  diesis.  ansieht  scheint  gegem 
wärtig  am  meisten  verbreitet  zu  sein  —  tiehmen 
eine  allmählige  entwtckelnng  der  Landständischea 
Verfassung  zugleich  mit  der  Landeshoheit  an,  so 
dass  zeit  und  Ursachen  der  entwrckelung  bei  beiden 
ungefähr  dieselben  sind  3). 

Wie  nahe  diese  historischen  ansichten  mit 
politischen  in  berühmng  stehen ,  .  Hegt  am  tage» 
Um  nur  von  den  extremen  ästi  reden,  so  muss 
derjenige ,  welcher  die  Deutsclien  Landtage  als 
eine  fortsetzung  der  Fränkischen  Provinzialver- 
sammlungen  ansieht,  es  filr  sehr  bedenklich  half 
ten,  dass  eine  in  der  natur  der  Deutschen  volkev 
gegrfindete  Verfassung  in  neuester  zeit  vielfach 
auf  eine  weise  umgestaltet   worden    sei,      welche 


1)  '  G.   G.  Weber  de  Tera   ordinum  proylncialinm  ep&<}1ia. 

T.  Kkemreii  anleitungf  zu^  kenbtniäs  der  ßairiacliou  Landtage. 

2)  JvsTUS  SlösEB  patriotische  phantasien.  4,  no.  51, 
C*  H.   Lang  prüfung  des  alters  der  D*  Lan^slftMde. 

5)     PüttEr  vom  urgprnngf!  der  Laiidesb»licif.     Uli»  folgt 

H.   A.    ZAtaFARfAE   O.  Stat»  •   und    Bandcsrrcbt     ( Glltingcn 
1841.  8.)  I,  S4t. 
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nicht  die  natur  der  dinge,  der  g»tig  der  begeben« 
heiten«  sondern  nur  Ibeoriat  and  philosopheme  zu 
gebieten  schienen.  Dagegen  irerden  £e,  welche 
die  stenerbewiUrgangen  für  den  einzigen  entsle* 
iMU^grand  der  Landstände  hiJten,  leicht  zu  äet 
ansieht  gelangen,  dass  die  Ständischen  rechte  nm 
von  der  reichem  and  stilrkem  klasse  des  Tolks  er- 
^kanü  oder  ertrotzt  säen,  sie  wa^en  die  Stfinde  in 
der  form,  in  welcher  sie  bis  zum  ontergange  des 
Deatscben  Reichs,  bestanden  haben,  nnd  zum  theil 
noch  bestehen,  ais  eine  sehüpfung  des  Feudalismus, 
der  mitleh^erliclien  barborei  betradrten ,  welche, 
wek  entfernt,  dem  Interesse  des  volks  zn  entspre- 
eben,  nur  dem  eigenniitze  bevorrechteter  klassen  nnd 
personen  diene  i). 

7.  Die  berfilining  historiscber  nnd  politischer 
anstellten  warde  nrsacbe,  dass  der  ansbmch  der 
FranzS^schen  rendution  auch  in  Dentschland  ein« 
grosse  anzafal  schriflsteller  veranlasste,  ihre  auf- 
merksamkeit  der  geschiehte  der  LandstSnde  zuzu- 
wenden. Stephan  PUtter,  der  Xor^-phfle  der  Deat> 
sehen  pnblicisten,  nnd  sein  schüler  Ulberlin,  der 
OsnabrUckische  adrocatns  patriae  Jnstüs  Mflser,  der 
besonnene  Posse,  der  geistvc4le  Spitrier  traten  in  die 
schranken.  In  mehreren  Ifindern  wnrden  die  Land* 
Btftndischen  Freibriefe  und  andre  wichtige  urknnden 
gesammelt,  und  dem  pnbticnm  zug9ngli<^  gemacJit. 
Hie  nnd  da  erttoben  sich  innerhalb  der  Landsiandi- 


1)  Ein«  DicrkiT&Tdjge  daratclliing  in  diriCBi  linne  miliüll  dir 
gnnz  auf  da«  grosie  pubücuDi  bcrechaele  lehrifl:  Die  LnnclBlüinlr 
In  Baicro.  Wai  »arpii  siü?  Vf»i  irnd  »iet  Wai  Mlkii  sie  sriu; 
(Ob-e  drochort.  1808.  S.}   S.  117— 198,  hcMmden  S.  IJ3..I34. 
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scbto  corpörationen  2wistigkeiten  und  bewegungeh, 
welche  historische    und   publicistische   erdrterungen 

veranlassten  0-  In  ^^^  Oesterreicfaischen  Nieder^ 
landen  brach  sogar  eine  offi^e  revolution  aus,  wel« 
ehe  in  ganz  auderm  sinne,  als  die  Französische, 
auJT  erhaltung  der  bisherigen  Ständischen  ver&ssung 
gegen  die  reformationspläne  Josephs  IL  gerichtet 
war  2),  Abgesehen  von  dieser,  war  nirgend  die 
aufregung  grösser^  und  die  schriftstellerische  thä- 
tigkeit  lebendiger,  als  in  Baiem.  Dort  war  im  jähre 
1669  der  letzte  wirkliche  Landtag  gehalten,  und  die 
regierung  hatte  eine  Wirksamkeit  begonnen,  welehe 
alles  mass  überschritt.  Aus  falschen  national -dkor 
nomischen  rfieksichten  hatte  Kurfürst  Maximilian 
Joseph  III.  die  beschränkendsten  Vorschriften  erla^* 
sen.  Er  hatte  z.  b.'  den  tagelohn  gesetzlich  festge- 
stellt, und  achttägige  arbeitshausstrafe  bei  wasser 
und  brod,  verbunden  mit  zwölf  peitschenhieben  täg- 
lich, dem  gedroht,  der  einen  höheren  tagelohn  an- 
nehmen würde.  Alle  müssiggänger  wurden  unter 
das  militair  gesteckt,  und  die  hausväter  wurden  da- 
für verantwortlich  gemacht,  dass  ihre  gesinde  und 
kinder,  sobald  sie  die  leibeskräfte  dazu  hätten,  fleissig 
spännen.  0er  Kurfürst  —  hiess  es  in  einer  Verord- 
nung —  werde  sich  durch  vertraute  lettte  und  heim- 
liche emissarios  hierüber  informiren  lassen,  und  die 
säumig  erfundene  obrigkeit  sammt  den  Übertretern 
als  geflissene  Verächter  seines  Landesherrlidien  ge- 


i)  Z.  1>.  .die  aogelegenheit  des  llofriehters  und  Laudrath»  t. 
BerJepsck  in  Hannover. 

2)  W.  A.  Arendt  die  ßrabaotische  BeTolution  1789—1790,  in 
V.  ^cnBi  bistor.  Tasclienbiich.  1843.  nro.  3.  s,  239—412. 
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zom'  gewahrsaMea  beiipiel^inid:  ukakdknk  immuk 
solle«'  K«i*l  Tbeodoii  *Ii6M  •  «ich.  sogar*  darril.  die.  aer- 
tOttm^  fteifier  fiaaiiBan  aü :  4er  aaaaerardeadUMa 
iMMiragal '^eri^iteii,  ;dasa-er.eiae  VibaÜdie:  Aalle, 
aaagefetallt  am  7.  isbpteariber  1798,'ehirirkley  welobe 
ibin  'di6  •  «rbebttng  ebwa  ■  »annerevdeadJche» .  'bailaa(|a 
von  «95  imiWenen  ipddcB  im  4ca(  BafariaobeniSiiftam 
und  KlOsteru  gestattete  i)..  Demieek  beataad  4ie 
BläpfacbeverfMMBttig vaöbAieliv fori:  Srhoa iai j.  1514 
hüttan  die  •  dortigen  LaadbkAnda'  eine:  aaiailang  ibaet 
arkimdldiett  ireiheiiaiiiizaai  dimeke  beüMderi»  «at 
die'  eaiimerang'ind.  keiuifDiaa  dcraalbeii  aafrachl  a« 
erbalte»  -^  fraülob  aohon  ein  zeioben,  daas  «ie  'aelbal 
Ihren  Haben  müergang  vor  angan  aaban.  Dieaa 
aammlimg  war  aireimal»  .im  j*  16Q8  nad  aaiaM  noeh 
imj.  1778^  »euanigdegt  und  veryollaHbidjgty  «nd 
jeder  Karfttat  hbtfe  bat  aeinem  ragiarangaanlrilte 
die  reobte  nnd  fireibeiiett  den  lilnd^  baalfitign  Unter 
dieaeii  nnniftndta .  aaaastö  ein  vorgadg, :  wie  die  Fra»t 
ztfaiBobe  revolation»  die  gemüher  in'bobam  grade 
aufregen,  nnd  der  nächste  —  freilieb  ancb  lange 
zeit  der  einzige  —  erfolg  war,  dass  eine  flnth  von 
bistbtischen ,  statsrechtlleben  und  nolkisdien  scbrif« 
ten  das  laad  überschwemhite ;  unter  d^nen  sogar 
absictidicbe  fali^chuQgen  Ton  der  qlnfgeregten  leiden^ 
sebaft  niclit  y^irscbiii^ht  wm^w*  XInter  allen  diesen 
sdnriften  beben  jtidoeh  mar-  wenige  ^|  wisaenacbaft» 


herg  1816.  8)  9,  Sl^  ».  998.  i 

%)'   0«nMint  %Xi  •  wertttB   verdieiieii'j     R.   H*    Lami  ^uAnig  ttet 

vermeinüiclien  iilters  der  D.  LandstSiide,  nnd  deren 'gegcoseMfll 

2 
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v&ä  gedruckt 'is^V  in-mliiiclptdei  fbtiotenl'-^sersfmtti 

Übergangszeit  von    der  Fränkischen   veitfbsrang  >  etf 
der  LasidslMndist^ti  dfe-iiaehiriiAflcJii  {br  Tiele>üeat- 
sobe '  IdndBr  fbhlenv  «b^isder  nie  M%eaeichnel  •  wnv*' 
den  9   öder  inooh'  in:  «rclÜTe»  vergraben:,    oder*  gnT' 
verloren  eind^-    «Es  'bahm:  irfch  daber.  die    meistens 
»obriftsteller  nur  mk  deü^  v€sfassiRig  ibtee :  hemalli-' 
limdes  besdbdiftigt^.^^efi'ilisien  nur  itir  diese  erhebt 
Bebe  hülfemittdi  i^:  gefcote  zu  st^heoi  ^t^fiegfen^  odw: 
wenn  sie' auek  äuf>andeneDe«ul!5ciie  laiider'vüoiLsidhi: 
nabmenv  'S&  -hW^'  dieBe- lAckiklcfti  ^auf.  weiaige  -aei^-^ 
s<^eiit(ß  iia<$bridili^  be^dkv&nkt^i).  '  lietditeF  war  die 
emwiekelnng  des  iStänitisbiiitn'  weoens?  in  -Frankreieh 
m  verfolge»,'  wo  die«  fnieislbtt  geaeUektsqüeUeh:  tki>: 
grossen  sammeiwerken^etfeinlgk  siady  imdi  man  biittelf 
um  so  mebr  darapf  könunen  können,  aas.  der  Ter*«: 
gteicbang    der  Ftanaösisebeni  und    Dkrotscfam  ^e^< 
sebiehte  gewinn  fftr» das  verständwiss.  der  letztem  sa 
sacken  ,>   als   nieht  'nm    tischen  .  Frankireieb  .  ü»Aa 
DieatseblMd  «ine  grosse* iäbülicbkeit  iir-der^bädimg) 
maBeh^  sta^recbtlioheniinstitate  st^tt  fiiidet,i  Wondein 
atiiteerdekn  garada :  auf^der  f^änaacbeidd*  zwijsihtH, 
ihren  ^gebieten  ersche^n1tngen^%'orkomanen,'  die  . zwi- 
schen den  eigentbüodiefakeiten  beider  länder  vern^it-' 
teln,  ersc^eintingen,  die  vbrs^igsweise  geeignet  sind, 
auf   das  wesenn  der :  LandstSndiseben   eutwickehuig 
aufmerksam  zu  machen«.    Fieilicb  hat  man  diesel-^/ 
ben  in  Deutschland  immer  als  anomalien  und  uner- 


■w, 


I)  Z.  b.  Jacobi  kennt  nur  die  Braanschweif|^->Lunel>urgsc1ie 
gi^schi'clite ,  Webe*  ausser' 'diir^  auf  Äeiki  titel  genunnfen  Uairi- 
selten,  die  Oestreicliisclie,  KoaLs^cnttTTBR  die  Sächsisehe. 


libtebtoe  ehiMhiheiiM  httwralitM  0-    £»  gesolMchlir 

forscher,  weltiito  gefllia9amiaiseii  DoiOsdikmd,  wie 

FcandcnMcii.  gllüchmU^iiif  «iQi;Qlfl&fty.  der  .  Haminder 

Baep&ist  %),  luil  aaenl»ai(fftdeii  ge«eb(ftp«iikt  attC' 

tmerkiiani  {^»aiadhr,  wdohfin  aHcte  Am  .  ivahren  Mr 

«unaieiihaiig-idtfci  filleni^  -f  MioUscheii    vedaadimg 

mit   der  neubm^  <Laii)dstfiidiaelieii  tu  erkifoea  tn 

Btimdbe  ist.     la'  Deiittfekla»d  hut  mftn  dieset  aMgia»- 

«ekkwten.arhM.nocJit  kerne  «UfhierkfUiiiikeiC  zU^e» 

wcnidt  /Um.se  mehr  ivrar  :ka  jelst  ftOlhig,   aa  qalec^ 

aacfim^iob  dfotgvdndaiimelit  dMselti«A  in  den  Dea^ 

«cften  vBrhlUtiii8ieli;>1lireikftslilifpDDg,  ■  oder  ihrfl  #»> 

derlegang -finde.  V  Der  tteriiuf  der  folgekiden  däntel* 

iitiig-  -ivird  laeigeh)    .dasa  das  erstere  io  gewisaefli 

^i»deivdeD  fall  ist    .Indessen  kana  es  mditt Anders 

Mein,,  als  das«  im.  einaelien   die '.ettlirickelting    in 

D^ütaoUUiQdi  manoheni  ab weichwii^en .  von  dmt-  Fran* 

züsiscbea    nnteiüegt:      .  Aa^egen  -haken    nieli..  in 

Denteoben :  ländem  aaidre./veiftAtiiiase  gefanden,  -«n 

denen  FcanlLf  eich  *  ketnd  onafagie  daKnubielnn  seheint, 

iiiid»  wric^he  .•84>gar'Mior  van  sehr  <ivMigen-  einketmi- 

aohen  'neiiriftsteUem. : bcmaktet  wunMi  ,*  verhkltuiai^e«, 

diiveh.  weiche  'EwaTiinickd : die  grondtage,   wirfil  aber 

idaa    dasein    eines  1  uilniittiBlbacen  onsammenkakigea 


1)     Dahin  geliören  die,  Siaotlisclico  verliaKniMe.itt  Wurlfmlierir 
und   rriesland. 

des  poavoirs  des  etatt  geocraui  et  proviociaas»'»a^:G«iUft'y  pMrli« 
culierement  des  Paysbas,  depnis  les  Gcrmaios  jas^u'an  XVIe 
siecle.  Zuerst  1819.  Dann  in  dem  2trn  Bande  Ton  des  verfasiers 
oeuTres  compl^cs,' IllonSy  Gahd,  Bruxelles  ek  Liege.' l8tS8.  gr.  8. 
Ich  kenne  nnr  die  letztere  ausgäbe.  —  In  den  Kieler  blättern 
(1819.  i,  179)  sind  abnlicke  .ansiditeB  als  Tcmmtbung  geinasert. 


22  EiiiMtuof.    %.  a 

2^tschen  alleren  nnd-nenidni  -finmien  der  Volk6<T)ftit 
tretiing  tinwiderlegtiek-  doi^ethan  vrird  t )«    .     < . 

9«  Diese  '  ansickit  der  s«ehe  macht  esnoAwen- 
d%,  die  dairi^lluAj^''niU'' de»  :ftltesäen  «aeite&v  aus 
denen  uns  naobriditeü  erhalteiDr  siiiS ,  'nnd  niehi  evst 
daf  z«  begingen,'  wo  der  nom^c-  Landstftnde,  fita»- 
ien ,  /iv  irais  ^taU,  Buerst  ^hört  wir d;  'Diedes  ist 
mch^  vor  der  mitte  deb  ^ers^liti^n:  jahrhnfideits  der 
faU.  Eben  daher  wird  es  fenier.  nteht  2u  vemieideii 
seito)  bei  mehreren  gelegenheiten«  <ron  ver^amm^ 
langen  zu  reden ,  ohne  dass  dabei  näher  hcsttaunt 
wird^  welolier  peripde'  direhtvviekelitng  dieselftmi 
angehören,  in  weMker  ßlTm  «nd  zatianimfSBsetmxig 
«i>  'auftreten  5  und  welchen  ohanikteir  sie  ah 
moh  tragen.'  '  in  dieser  ali^em^inheil  werden  idi 
niich  dies-  änsdrucks  VM^fnetiBammlunfen  bedienen, 
ohne  dnss  damit  eine  bestihimte'lmeinnnfg  ifiUer  ihi*e 
bedeMang  und  wertb  misgesprdi^faito  sean  ««iL  In 
derselben  allgemeinheit  /wenie  ich  d^n  ti^tsdroek 
J^sandewersamtnlungen  gebrauchen,  um;  den.  gegensatz 
gegen  versammlnng^  des  ganzen  Deutsdfaen  öder 
Fränkischen  ReicSies  za  btezdehneni.  •  Dii&  frage ,  ob 
die  Versammlung  wirklich  iihi  iianien  allei^  behenrseh*- 
ten  im  State  auftrete»,  oder  ob  sie  nur  aas  gewissen 
elassen  derselben  zusammengesetzt  sei,,  und  nur 
für  diese  das  wort  fiihre ,  bleibt  dabei  vorläufig  völ- 
lig unentschieden,  und  noch  viel  weniger  darf  dabei 
an  die  herrsq)^ende  Versammlung  ^^n  Freistates 
gedacht  werden«  >       .. 


1)    SieUc  unten  im , 3tcn  budie,.uber  reclfUpflcj;^. 

'        •  '  »J»,'  •• »•  x''  ■      »•!• 


ERSTE  PERIODE. 


DIE  YOLRSYEIISAMMLUNGEN    UND   DAS 

LEHrrWESEN. 


Per  boBOS  rrget  et  !*•■••  cftMiliariM 
regnorsM  p^puli  nalta  b«Na  kabac- 
ronl,  et  per  mM—  rege»  et  »•!•• 
coBsiUarios  rrga^ran  p^pvli  niilta 
mala  sastiBttcrttnt. 
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ERSTES  BUCH. 


DIE  AELTESTE  VERFASSUNG 
DER  KELTEN,  GERMANEN  UND  FRANKEN. 


10.  Eiulratang. 

DJe  alt  Gallitcbe  verfasinng.  II.  ArUUliratie  «««l 
factioNfn.  —    12.  Die  RAmer  in  Gallie«. 

Die  alt  Deattehe  TerfattoBg.  15.  Die  tliadr.  — 
14.  Die  LolksTerMomilaiigeN.  —  i6.  Die  sfellwig  dfs  Adelt  ia 
denselben.  —     16.  GrgenitAnde  der  volkuberalliung. 

Die  Frftokifcben  Vo  1  kfTersananiluugea.  17.  Mi- 
schung  Keltischer  und  Deuttcher  elemenle.  —  IH.  Die  stinde.  — 
19.  Die  VolksTeraaninlungen.  —  90,  Die  Grafendinge.  ~^  91. 
Die  Heichsremamnlang. —  92.  Vergleich  mit  BngUnd  nnd  Spa- 
nien. —  23.  Verbfiltnitf  der  Reichtvertammlnng  snn  Tnlke.  «» 
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ten  and  zeit  der  ReicbsTertammlangen.  —  20.  Provinxialrer- 
Sammlungen.  —  27.  Anordnungen  Karls  des  Grossen  fnr  dirsrl- 
ben.  —  28.  Verhftltniss  der  nicht  Tollbommen  freien  xnr  Volks« 
Yersaromlung. 

Wirksamkeit  der  Fränkischen  Volksversamm- 
lungen.  29.  Der  Furstenrath.  —  30.  Rechtspflege  der  Volks- 
Yersammliingcn.  —  31.  Gesetzgebung.  —  32.  Wahl  der  Könige 
und  Königlichen  beamten.  —  33.  Freiwillige  gcrichtsbarkeit  — 
34.  Allgemeine  sorge  fitr  das  beste  der  Kirche  nnd  des  Reichs, — 
33.  Persönliche  leistungen  der  unterthanen  für  den  stat. 
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DIE  AELTESTE  VERFASSUNG  DER  KELTEN, 
GERMANEN*  UND  FRANKEN. 

10«  JB4s  sind  vier  vOiker^  wddie  «af  dem  DeuU 
sehen  bodon  naobeinander  tioh  niederigekMeii,  und 
auf  dfe  dflfentMah^  verhAHniMe  einflim  gewonnen 
haben,  Kelten  oder  Gallier,  Denteclie  oder  Germa- 
nen ,^  Slaven  oder  Wenden  9  nn4  Böm^n  Die  Kellen 
habeii.  wenigsteiiB  einen  TbeU  von  DeutoeUand  in 
einer  xeit  Jbefeolint,'  weidi^  der  siehcni  bialoTiaehen 
ttbetüefehtog  vdransgebt  *Sie  haben  vtelleichl  zwei- 
fblhälte  spnreh  ihres  daselns  hinterlassen,  die  Ar 
die  geschichte  nnsr^r  statsfonjiiohtaj^n  keinfi^n  nn- 
mittelb^ren  weith  haben  können*. t<  Aber  in  Gallien 
sind  Keltisehe  =  viOker  mit  l>^«tiiiriiei^  verachmelseii, 
rnid  es  Ist  nofch  wenig  beaehcei  wtirden,  in  welcher 
weise  In  den  einflchtung^'n'des  FrSnfcisehen'B^jchs 
Keltisches  und^^rmanj^ches  sich  gemi^pht  liat»  '  Das 
Fräokiisplie  Reich  ...hat  sich  über. Deutschland  ansge- 
dehnt,  nnd  von  den  dortigen  einridllnn^n  sind  die 
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der  Deutschen  verschlungen  worden.  Weiter  ist  die 
eroberung  über  einen-  theil  der  Slavischen  Völker 
hingegangen,  von  denen  es  noch  zweifelhaft  ist,  wie 
viel  Germanisches  sie  ihrerseits  bei  ihrem  zuge  gen 
Westen  aufgenommen  hatten«  So  ist  von  Slavischen 
statseinrichtungen  wenig  oder  nichts  geblieben.  Die 
Uömer  endlich  haben  in  einem  kleinen  theile  von 
Deutschlaiiif.  .ein^ema  sptcem  Vnf6r  hOnem  bildung 
zurückgelassen,  die  sich  aber  fast  der  beobachtung 
entziehen  i),  bis  in  einer  spätem  zeit  Römische 
cultur  und  Römische  ^vissenschafl:  wieder  erwachen, 
um  ein  neues  leben  eigenthümlicher  art  über  Europa, 

I)  Man  h»e  jB^cr'doek  g^wd^nl^U  tu  frep^gf .  ^eacbtct ,  dasg 
jenseits  der  Donau  noch  spät  Bömische  bcTÖlkerung  unterschie- 
den wurde,  ungeachtet  auf  Odoakers  antrieb  aUe  R»mer  an- 
ge^Mieseä'  scmi  sMfcn^  niNili  Italien  zorü^zUkefiretf.  '(ADnotfus  rero 
{pfiaecefl9- IvdtvM  aünMlpitm  itnif^rsoi  jnMit^ttd  IltJiaimi  «iigf«rc 
Uomanoa-  .  Vita.  s. ..  ^fTcrinj: ,  bei  ;Ps£  scr.  {r^sr.  Jl^jHß\r,  ^/^  9P}* 
Zwar  wur  der  ^,aufdai|i  Lplinus  nquiiuc  Turisindus'^   Wfelcbi^r  deni 


Af|> 

h^W^  'V9^  «n  ^mmrihtil  daf .  j||re9chejililth  >  gätdr  lag.  'Aber 
Bischof  Arn,  ▼oa.Sa.l^b.ar^  (785^831)  B\xi^  m»^  U^^Yf^  Mü 
einen  wa]d  zu   Fisohach  afu  Wallc^^ee.     Nachrichten., Ton  JuTiirill. 


SfSYritfK»)  HfCMb.  dniAtihdtelietf'igecitlMsbfrkeilf  :hi  i'Baleik  '% 
17^1^7^-^478,  ^^^^  ^^¥P^m^|  w  dfn  l^^S^^  i^fcliaji«)!.;  der 
Kon.  Äai^^r.  : Akademie,  der  cwipscnficiufje»,  (MuncVfn^S^^  4.) 
S>,  S4\r.  Es  geh]^  hier,  yrit  mit  der  Stadt  Köln,  \vo  im.  laufe 
der  Töltter«vanderUftg'  di(i  ganze  Böihische'  bevölkerung  nicderge- 
niacWl  sedl'  sollj  und '  d'eoiungend^t'  8|iurfii  B^isenfAi  >»^eseiis 
altcii  zq . sei» 'iclieiiirn«  .   .!♦  '•'  v   •  ,*-• 


Cidaitrfng.    §.  HK  t» 


und  so  auch  fiber  DeuCscIiland  aoszogiesseii« 
sehe  utid  Genmmii^lie  :«|#iwftte.  «lad  .e$  oIm^  weU 
che  unter  einander  gemischt  hervortreten,  sobald 
nach  der  Ttnrirraag'dÄr'tftlkiiHraKdänuig  bellerea 
litebt  «ker  DeataeUands  geaöhtchle  Terbrefiei  wird. 

Aiam  ist .  eniiil«>ieiUaa9.:gawolMil  gewtaea  ^  aUne 
weitepea  alle  msehcfamngaii  flea  nittddlem  aas  all. 
Deutschen  fdkslitiitionbnt  Jienwleiten.  '  Seitdam  •  wir 
aber  wissen,  dass  inr  eiuean  thaile  ie»  alkdliebeii< 
Frankreichs  ooch  unte^  dab.  herrsohälk  der  Franlcen- 
Keldsdie  spraclie  geredelf  worde,  und- öbaie.  awaifel 
mit  der -spräche  au^<KelfiachA  sitte  und  Keltiaehes* 
redvt  Im  einem  thette  des  Volkes  eilialtan  war  i), 
nraas  die  unterbuchan^  weiter  gehen' imd  fragen,  ob 
es  GaHisMie  oder  Deutseli6  demente  tamd,  aus  di»*' 
nen  die  einricl«tu9gen  des  FränUachbn  States  heige^ 
^    leüet  werden  dürfen*.        -  .    ' «  i    .• 

Wir  haben  i^aher.  BUDAdriBt  4die  iMfassungender. 
Kdtfsehen  GaUier  'inad  .  dbr  altea  Deutadien  sü  be- 
trachten ^  und  dann  211  Ufitersuchen ,  wie  die  Volks« 
versaiumhingen  in.  deni  Fr&nkiäehen  reiche'  besohaC- 
feil  waren,   vmA  wie.  sie  :siek*an  -die  dar  Keltan«  lindi 
Germanen  ansefakrasttii«  •  •  Base  die  TeiiMsiuig.  Koins- 
auf  dieselben' nicht  ytinümmittblbärem  einflasaa  sein 
konnte,  geht  sciian' darsnis  ^eirör,  dasls  Rom  ur  der 
zeit  der  Völkerwanderung  nichts  mehr  hatte,    was 
einer  yersamnUang .  dea  yallfvB  .  o4er  <  seiner  Vertreter 
ztt  ver^eiohen  warw  ■  ...i.  .      .  . 

<     •   :         .  •.  «       • 

i)     H.Leo    die   JUalbet^iicIie    g1otse,«m   rftst '•Itl^dliMtber 
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...  II. :  Die,  K^tisf^heU  3  Gallier  Juitl^n  ekien'  släad 
deü!  Bvie$4er  oder  ;Druid«A^>  ;äiid  eiaM  Bittetfitandr 
und! (dieße  bildeten : ski/aamm^'  dteVolksyersaanilang. 
Das  übrige  Volk  >  hatte  keine !  poUtisdie  fh^iheUt,  eut 
wurde  niäßli  .art  der  unfreien  beberrseht  i'>.  Jeder 
Bitl^riiber  halle'  iE»in  .  gefolge  von  Irenen,  dieiietmatf-. 
nen^  d^s^  sliäirke  iTod  deb  berruhmtheit  sfeiüee  gQ-: 
aehleehts'iijayd  der  grösaesebea  retcMhume-abklDg:.^)/ 
Dieses  begleitete  ihn  ^  wie  in  gefahren ,. -so  ohne 
Zweifel'  auch  ssn  der  Violk&irerftaninikaig«  >  3>ile  ver- 
sMiudiing  der  Druiden  tind  ritter-  kregierte  iso  äiriete^ 
britisch  geheimnissvoU ,  das«, ^usserludb  'derselben, 
memandem  erlaubtjwär»  von  stalswgelegenheilte  zu 
sprechen«  Wer  aber  etwas  wichtige  ^  wapsbei  den. 
uadhbarn  vorgvag,  .^fiihr,  war  ü^r^flichlel, .  es  der 
Obrigkeit  an^m^rltaueik,  aber  .Wien  äliderj»  o»  v^er-' 
scbweigeA  ^  damit .  die  obrigkeitea .  der  \  mrenge  ;  irert . 
borgen  halten*  oder  wltheileij^  könnten ,  W9S  »e  gnl 
Qnd>  otttiilioh  dänkle.  Diesen  weg ,  den  stat  zu . ver- 
walt0ik,.hifi|llea! sie  Ar. den  bequemsten  9}* 

Bitten  leihiata  filr  die  fpeiheii,    welche  dem  ^biri- 
gen  volks'  fbUle^)  gaben  gewisse  •  verbinduifrgen»  oder.: 


1)  fof  oiint  GftlYfa  'vMitthi  iifftttt!6aiii)'  qui-M^o   Sttilt  Wai^^' 
afque  honore,    genera  sniit  duo;   nam  plebf*  pacse  •enroraoi  ha*> 
betur  loco,    qaae  per  se  iiibil  audet  et    nulli   adbibetur  cousilio. 
—    Sed   de  bis  duobos  geiipribos   aKcrum   est  Draiduni,    alterum 
eqnitam.    CaI^ar  de  b«Uo  Gallico.  ß,  1.5. 

2)  —  eorum  ut  quisqu«  t$t  geu«re  copiisque  iiinplii»iiDii9.»  .ila 
ploriinos  circum  se  ainbactos  clicstesque  babent.      Caesar  6,  15. 

3)  Caesar  6,  W. 


Die  alt  GaUisehe  Vcrfiiasiiag.    %.  II.      St 

parteimigen  9  faotioMSy  Widche  nichl  aEaUki  allen 
»taten,  sondern  in  allen  ganen  und  orten,  ja  bat  in 
jedem  hause  aick  fuiden«  An  der  spitze  dieser  ver- 
bindungen  standen  banptleate,  d^ien  man  das  grösste 
anseba.beiaiass,  und  voft. deren  meinung  nnd. artheil 
alle  beschlösse  imd,  alle  dinge  abhingen.  Dies,  meinte 
man^  sei  Yon  altem  her  se  eingerichleft,  damit  nie* 
mand  im  volke  der-  hfitfe  gegen,  einen  miehtigsn 
entbehre,  denn  keihtfr  duldete,  daas  die,  welche  wm 
ihm  gehörten,  unterdrückt  oder  überlistet  würden^ 
und  wer  anders  handelte,  verior  alles  ansehn  bei 
jten  seinig^n  i). 

So  etzShVt  der  Bömiscbe  ereberer  GSaffiena» 
Aeholicbe  einriehtungen  finden  wir  in -den  ftltesleik 
laacfarichten  von  den  Keltisohen  bewohnem  Englands. 
FreUidi  reichen  dieselben  nicht  in  die  lieidniscbe 
zeit  hinauf,  und  von  der  'Priesterkaste  hat  sieh  nur 
ein  tbeil  erhalten  4  bei  dem  sieh  die  knnst  des  ge** 
sanges  und  das  wissen  von  gesohichte,  reeht  und 
statsverfasanag  durch  eine,  eigenlii&mlidie  traditi«»! 
foitpflanate«  .  Aber  t^betdll  tritt  das  ftbergewiöht  ciM 
Der  geifillieheB  und  wältlicfaen  Aristokratie  hervor. 
Jenen  Verbindungen  oder  partrinngen  der  Gallier 
dagegen*  seheiaen  die. vereine  zn  gleidien,  weldie 
die  Kyinri  in  Wales  keneddl,  die  Schotten  efam 
n&tineni.  Das  Kymrische  keneddl  hatte  emen  häopt- 
ling,  dem.  ein  rächer  als  aafihrer  in.  £ehden  und 
kriegen,  und  ein  rathgeber,  beide  von  der  verbin» 
düng  gewählt,  asilr-Beite  standen.  Es  beruhte  banpt* 
sächlich  auf  der  Verwandtschaft   eines   geschlechts^ 


( 

I)      GAESAm  6,   II. 
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zu  fteiii.1 :  Aueh'  v<»i  dimei* 'VeHbinilttng  kanoniiatii 
sagimiy<dass>dQrehi8le  4%e  detti^y^iWeiaen  volke  etfiui 
zoge&e:fre{heit=emtgmwlii^deb;ei«etfät' wi^i^d.  •'     * 

ii  i.  12.  Dje  RöiMO  ^oiiiitett> diese  ««ifeMsliifedE^keit 
didr  hdhief»  ^tänd^in 'GftttieiiiF  »Acht dliMeii)'  werni  sie 
ihccr  henrscIijaAidatter  ge4»€n'  ^oHteii^  ^nd  w^  eirt^snv 
tlieile>desterflberten  laiides  scUeiiitidie'iititerdi'iickuhgf 
der  eiaheknisefaefi  veriassmig  nioht  igeiingeii'  ^?iblg» 
gfthiftbt  8u  haben«  Diej^nig€b5'i^f«l€lie^zul^zei^iNrechttllgi 
des  freatden  jochea  aufriefe»,  sagten  la«t:  «so'  we^t 
Gallien  zur  provinz  gemacht  sei,  Mvwie  es  durob 
iBieeÜtsdhaft  gedrSIckt,^  mÜTerändert^ii-  reehtea  und 
^BSetaseii,:  und  ^unrier  dein  ])elle  zitfebiid  i).  •••  :i< 
-^  ..Deniiooh  war.  der  geist  dei^  alten  verfassong  äi 
deh'Galltek'n'tgebliebeh^  und  vielleicht  Sogar  an'deni 
bilden Aer  cölonieii  ginithrt ,  welche '  &6misd^e  frei«^ 
heit  gebdsdcn»  Denniin  dieiseh  gab -es  ^  in  dem  standie 
dcir<Däüsrioji^d  eine  Aristokratie,  neben  Welcher  die 
Chiiistliehe  geisitlfcilikeit  tiald  eioe^  bedeulRnfig  erlangt^ 
£«  .  sie.  zu  der^ /ändern  häifüe  dieser  Aristoki;ati0 
niaehleL  .  Nicht)  üildungr' und  veichtliuNi  aUd«  ^anea 
es,i  dieme  zu^  dies^  Richtigkeit  erhoben^  ebenso 
scbr  und  Tielleieht'niehr'iiooli  avar.  es'  der  umstand«! 
dass  die  gcSsÜiclien  &u»t  ohne  -aiisnihme  selbsit  dem 
Deotirionea  oder  Senatorefastdnde  .«angehötten;.  >  Als 
dakerti  im  Anfange,  des  füiiflen  ji3irhundests  sci^oii 
gaäm  Bel^ii  und;  ein  theil  von  Gallien^  von.  /den 
Franken  eingenoifamenv lavier  zerstdrt  war,  und  die 
Uömische  regreriing  sich  Von  dort  nach  Arfes  'zu- 


S)     Caesar  6,  77. 


•» 
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rückgezogen  hatte,  waasten  die  Gallischen  Statthalter 
ihrem  Kaiser  nicht  anders  za  rathen,  als,  er  müge 
eine  allgemeiae  versaaunlung  für  die  noch  erhako> 
nen  sieben  •  s&dlichen  provinseti  Galliens  herstellen, 
wie  sie  alter  sitte  gemftss  sei,  und  sogar  von  den 
provinclalen  gehofit  werden  d&rfei).  Der  Kaiser 
ging  erst  nach  wiederholtem  andringen  der  statthal* 
ter  Petronius  und  Agricola  im  j.  418  auf  den  voi^ 
schlag  ein ,  und  ordnete  eine  Versammlung  an, 
welche  künftig  aUj8lirli<A  im  herbste  einen  nionat 
lang  zu  Arles  gehalten  werden  sollte.  Ihre  zasam- 
mensetzung  scheint  zwar  mit  dem,  was  wir  durch 
Caesar  erfahren  haben,  wenig  zu  harmoniren,  aber 
sie  roogte  doi^  nach  der  damaligen  läge  der  dinge 
am  meisten  den  grandsätzen  entsprechen,  auf  wcl» 
chen  die  alte  Gallteche  Verfassung  beruhte.  Mau 
betief  nfimlich  die  damals  in  Gallien  herrschende 
Aristokratie ,  obwohl  dieselbe  nur  jeum  Ideiüsten 
.theile  noch  aus  m&imern  Kellischen  Stammes  be- 
stehen  mogte.  Mao  berief  diejenigen,  welche  per- 
sönlieh  hohe  ehren  genossen,    hoHornüj  diejenigen, 


1)  Salolierrima  magnificentiae  tat«  suligestione  iuCfr  rc1i<iaM 
reipubl.  utiJilatcs  evidenler  instracti  —  drceriiimn>|  quod  9pe* 
rari  plane  ab  ipsis  provincialibas  Jebuiss^t.  —  Siqiiideai  hoc 
rafionabili  plane  probatoqae  consilio  jam  et  Vir  illnstrit  prae. 
fectaa  Petronius  observari  debere  prarceperit,  quod  inferpolalum 
Yel  incarta  temporum  ycI  doidia  tyrennorum  reparari  —  decer- 
nimiis.  CoQgtit*  Honorii  et  TbeodoBil  ai.  418.  Bit  auf  Sia- 
HOHD)  der  in  d^r  ausgäbe  des  Siookivs  Apollinakis  (Paria  lGi4. 
8.  iu  notis  p*  34£»,  Paris  1652.  4..  in  not  p.  147.)  eini^n  br- 
ricbtigten  text  lic/erte,  scbrieb  man  sie  einem  der  Couslantiue 
'£»»  Seitdem  ist  sie  oA  gedruclit,  zuleUt  in  lUuaoLDi  moBumeuta 
legalia  ed.  Spangenderg  p.  2d0. 
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welche  im  besitze  der  grossen  guter  waren ,  passes- 
sores,  und  die  statsbeamten,  denen  die  leitung  der 
<jrallisohen  angelegenlieiten  anvertrauet  war  l).  Die 
X  letzteren  brauchten  jedoch  aus  den  entfernten  pro- 
vinzen  nur  abgeordnete  zu  senden  2) ,  da-  sie  gewis- 
sermassen  iur  die  bezirke  erschienen,  welche  ihrer 
herrschaft  vermöge  des  statsamtes  untergeben  waren? 
Die  honorati  unti  possessores  dagegen  konnten  nur  per- 
sönUch  eine  stimme  f&hrett,  welche  sie  allein  den 
vorzögen  ihres  ranges  und  ftres  einflusses  verdankten. 
Wir  wissen  zwar  zu  wenig  von  der  geschichte 
Galliens  unter  den  Römern,  iim  vollständig  beur- 
theilen  zu  können,  \>ie  sich  diese  Versammlung  zu 
einer  alt  Gallischen  Versammlung  der  Druiden  und 
Ritter  verhielt.  Indessen  ist  es  sehr  wahrscheinlich, 
dass  die  höhere  Christliche  geistlichkeit  unter  den 
Honoraten  mit  begriffen  wurde.  Mit  diesem  titel  be- 
zeichnete man  zu  jener  zeit  in  Rom  gewisse  rang- 
stufeti  der  bürgerlichen  gesellschäft,  nämlich  die, 
welche  die  ehrentitel  iUuslres^  ^pecfabiles,  ctarissimiy 
perfeetissinii  und  egregii  führten.  Aber  auch  denen, 
welche  ordnüngsmässig  zu  Bischöfen  einer  provinz 
emporgestiegen  waren,  räumte  eine  Verordnung  der 
Kaiser  Valentinian,  Valens  und  Gratian  im  j.  371 
ausdrücklich  den  rang  der  Comites'  und  die  Vorzüge 
der  hofioraü  ein  3).     Bischof  Hincmar  von  Rheims 


1)  —  noTerint  lionoraü  Tel  possessores,  jndices  fiiiigiilaruili 
provinciarom  annis  singulls  conciliunt  psse  servandom. 

^)  Ita  ut  de  Novempopulana  et  secnnda  Aquitadia ,  quae 
provinciae  longius  coiistitutae  sunt,  >i  earum  jndices  cerla  occu- 
patio tenuerit,  ftciant  Irgatos  juxta  consuetudineni   mittpndos. 

3)  L.  73.  Tbeod.  Cod.  de  dccurionibus  12,  1.  Aach  Itei 
BOUQDET  I,  75^.   7^6. 
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erzahlt  von  dieser  Versammlung,  und  nennt  geradezu 
die  Bischöfe  neben  den  heuoralij  poMsessores  und 
jmlices  als  solche,  welche  von  den  Kaisem  nach 
Arles  berufen  worden  wlüren  i  )•  Ferner  llisst  sich 
denken,  dass  eben  so,  wie  die  Bischöfe  an  die  stelle 
der  Druiden  traten,  die  Kömischen  possessores  nun 
an  die  stelle  der  Gallischen  equite9  getreten  seien. 
Denn  das  ansehn  eines  Gallischen  Ritlers  hing  haupt- 
säclüich  von  der  grosse  seines  gefolges,  dies  aber 
wieder  von  seinem  reichthume  ab,  iittd  der  reich« 
thum  jener  zeit  konnte  nicht  leicht  in  etwas  anderm 
bestehen,  als  in  grundbesitz  und  herden«  Wenn 
Cerialis  den  von  Civilis  aufgeregten  frevirern  und 
Lingonen  vorhielt,  dass  ihr  gold  und  ihre  reichthü- 
mer  unter  allen  umständen  feinde  herbeilocken  wfir- 
den  2),  «o  konnte  er  wohl  nnr  ail  schätze  denken, 
welche  ihnen  die  Komische  herrschaft  gebracht 
hatte. .  Indessen  wäre  es  auch  nicht  unmöglich,  dass 
atif  die  zusammensetistottg  jener  Versammlung  Deut- 
sche weise  einigen  eiiifluss  gehabt  liätte,  da  um 
diese  zeit  bereits  ein  grosser  theil  von  Frankreich 
mit  Deutschen  ein  Wanderern  angefiUU  war.  Die 
Deutsche  Verfassung  war  aber  so  wesentlich  von 
der  Gallischen  verschieden,  dass,  während  in  der 
letztern  das  Aristokratische  princip  vorwaltete,  jene 
sogar  da,  wo  Könige,  an  der  spitze  der  Deutechen 
Völker  stand^i,  vorzugsweise  Demokratisch  erschien. 


i)  Ep.  ad  episcopös,  de  jute  metropdlifattorum  c  18,  in 
opcr.  ed.  SiitNoXn  9,  750. 

2)  Vobis  inaximum  dUcrimen ,  pcues  quos  auruQi  et  opos, 
praecipiie  belloruin  causae.    Tacitus  Iiistor.  4,  74. 
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DIE  ALT  DEUTSCHE  VERFASSUNG. 

13.  Der  erste  und  ^nieht  der  unwichtigst«  iinfer- 
schied  zwischen  der  Deutschen  und  der  Gallischen 
Verfassung  lag  darin :  dass  den  Deutsehen  eine  Prie- 
sterkaste^  wie  die  Keltischen  Druiden,  fehlte.  Aller- 
dings hatten  sie  einzelne  Priester,  und  diese  waren 
auch  bei  den  öfFentlichen  angelegenheiten  des  volks 
nicht  unthätig.  Ihnen  lag  es  ob,  in  der  volksrer- 
sammlnng  die  Ordnung  aufrecht  zu  erhalten  t),  wenn 
kein  König  oder  häuptling  an  der  spitze  dei*selben 
stand.  Vielleicht  begann  dife  versamnilnng  regel- 
mässig mit  opfern  2),  wie  wir  es  noch  im  achten 
Jahrhundert  in  der  grossen  Sächsischen  Volksver- 
sammlung sehen ,  welche  der  heilige  Liafwfn  be- 
suchte. Auch  soll  nach  einer  sehr  verbreiteten 
nieinuilg  das  Priesteramt  in  einer  eigefÄhfimlicfaen 
Verbindung  mit  dem  Richteramte  gestanden  haben, 
worauf  indessen  hier  nicht  weiter  einzugehen  ist. 

Viel  streit  ist  darüber,  ob  die  Deutschen  in  der 
ältesten  zeit  einen  besondern  geburtsstand  des  Adels 
gekannt,  und  was  es  mit  demselben  fiiT  eine  bewandniss 
gehabt  habe.  Unsre  Römischen  nachrichteh  heben  nir- 
gend hervor,  dass  inDeutschland  einergewissenclasse 
bestimmte  v6n*echte  vor  dem  übrigen  freien  volke 
eingeräumt  worden  wären^  und  doch  8olhe  man  mei- 
nen,   dass  die  Römer  eine  erscheinung  dieser  art 


1)  Sllcntioni    per   sacrrdotes,     quibus   tunc    et  coercendi    jus 
est,  imperatur.     Tacitcjs  Germ.   c.  II. 

2)  —  81  publice  consniefur,    sacerdos  civitatiä,     sin   prirtflini, 
ipse  paterfaniiliac  precatos  Deos.     Tacitcs  Genn.  c  10. 
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um  8o  mehr  Muen  ansdrflcUieh  erwfthiien  mBssen, 
da  ilinea   selbst  ein  solcher  sUmdesuntersehied  au 
der  zeit  fehlte,   in  welcher  sie  uns  genauere  künde 
von   Deutschland    geben.       Indessen     nennt    doch 
Tacitus  gelegentlich  uobiles  und  prmcipesj  und  zwar 
beide  in  ofiSanbar  verschiedenem  sinne.     £s  ist  hier 
nicht  der  ort,    diese  Streitfrage  weiter  zu  erOrtern, 
die  ich  schon  bei  einer  andern  gelegenheit  zu  berüh- 
ren  veranlassung  gehabt  habe.       Folgende  bemer- 
kungen  werden  für  den  hier  vorliegenden  zweck  ge- 
nügen. Nach  der  ausdrucksweise  der  liOmer  kann  man 
einen  erblichen  Adel,  einen  gebui*tsstand,  nur  in  der 
nobilitas  suchen,    da  dieses  wort  den  begriff  eines 
durch  die  abstammnng  begründeten  Vorzugs  mit  sich 
bringt.     P$incipea  dagegen   heissen  immer  nur  die 
Ersten  unter  mehreren,  ohne  rflcksloht  darauf,  was 
ihren    vorrang  begründet.     Prinoipea   können   also 
nur  die  Vorsteher  einer  fiimilie,   eines  gaues,  oder 
eines  landes  sein,    ohne  dass    der    ausdruck   ent- 
schiede,  ob    diesie   Vorsteher   gewählte   obrigkeiten 
oder   erbliche   h&uptlinge   waren.      Es  scheint  nun 
aber  allerdings ,    dass  bei   den  alten  Deutschen  ein 
Adel  bestand,    welcher   seinen  vorzug   auf  grosse 
besitzungen  von  iSndereien  gründete.     Ein  solcher 
grnndbesitzer   gefaxt   über  eine  grosse  anzabl    ab- 
hängiger leute,    welche  er  auf  sein^  ackern   an- 
gesetzt   hatte,    und   erschien    daher  dem   fremden 
beobachter     als     ehi      erblicher     häuptUng     über 
einen   bestimmten   bezirk    des   landes ,    oder   über 
einen    tbeil    des    Volkes,      Andre    häuptUnge,    nur 
nicht    erbliche,     waren    den    freien    bewohnern    in 
bestimmten     bezirken    vorgesetzt       Diese    wurden 
von  ihren  untergebenen  erwählt.     Man  konnte   sie 
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daher  sowohl  pr/neipes ,  als  maghhatus  nennen. 
In  der  tbat  unterscheidet  Caesar  bei  den  Deutschen 
prineipes  und  tnagwiraius  1),  wälirend  Taeitus  beide 
arten  von  Torstehem,  sowohl  die  erblichen  hänpt» 
linge,  als  die  gewählten  Vorsteher^  mit  dem  aus- 
druclce  pnncipea  zn  bezeichnen  scheint.  Diese 
Principes  bedeuten  also,  wenn  man  will,  allerdings 
einen  Adel,  aber  zum  theil  einen  geburtsadel,  zum 
theil  einen  amtsadel. 

Das  iibrlge  freie  volk,  ausser  der  Priesterschaft 
und  dem  Adel,  welches  bei  den  Galliern  nur  in  den 
faetiones  einen  ersatz  für  seine  verlorene  freiheit 
findet,  ist  bei  den  Deutschen  der  eigentliche  kern 
der  Volksversammlung,  %velche  entweder  ganz  De- 
mokratisch herrscht,  oder  mit  sehr  ausgedehnter 
gewalt  einem  Könige  ?ur  seite  steht. 

14.  Von  der  Zusammensetzung  dieser  Volks- 
versammlungen erfahren  wir  wenig,  und  dies  wenige 
lUsst  sieh  nur  unsicher  aus  einigen  spätem  nach- 
richten  ergänzen*  Gewiss  seheint  aber  dieses  zn 
sein,  dass  eine  gewisse  abstufung  der  Volksver- 
sammlungen statt  fand,  indem  mehrere  gemeinden, 
deren  jede  ihre  regelmässigen  Zusammenkünfte  hatte, 
in  einer  grdssern  Verbindung  standen,  und  also  auch 
eine  grössere  Versammlung  bildeten,  in  der  be- 
greiflicher weise  nicht  alle  mitglieder  der  kleinern 
Versammlungen  persönlich  erscheinen  konnten. 
Ferner  ist  auch  wohl  nicht  zu  bezweifeln,  dass  die 
Principes,  mag  man  nun  darunter  bloss  den  geburts- 
adel ,  oder  auch  den  amtsadel  verstehen,  ein  gewis- 


I)     Caesar  G,  ^. 
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ses  übergeaicbl  ki  der  VolksversMiittliiiig  haUeu« 
Sie  führten  vonsugswetee  das  wort  0*  Aber  et* 
iand  keineswegs  ein  Vorrang  und  einfluas  der  ari 
statt,  daas  etwa  in  den  grossem  Versammlungen  nur 
der  Adel  ans  den  kleinem  beairken  susammeage«» 
kommen  wäre,  um  für  die  von  Uim  beberrsdilett 
an&Qtreten  2). 

15.  ErhebKcher  ist,  was  ans  Taöitus  aber  die 
gegenstände  mittheUt,  welebe  in  den  Volksversamm* 
lungen  behandelt  wurden.  Zunädist  ist  die  Unter- 
scheidung au  beachten  awbchen  wichtigem  nud  ge- 
riugfögigem  suchen*  Nur  die  erstem  gehfiten  vor 
die  Volksversammlung,  die  geringern  sacken  wer- 
den von  den  Prindpes  aUein  berathen.  Aber,  setflU- 
er  hinzu,  die  berathungen  sind  so  besohaffen,  dass 
doch  auch  die  wichtigem  angelegenheiten.  Ober 
welche  das  volk  die  entscheidang  hat,  bei  den  Prin-r 
cipes  behandelt  werden  3).  Diese  stelle '  ist  nicht 
ohne  Schwierigkeit.  Es  ist  nämlich  die  frage,  in 
welcher  weise  man  sich  die  berathung  der  Principes 
2u  denken  habe.  Man  wird  am  leichtesten  auf  eine 
besondre  Versammlung  derselben  kommen,  an  wel« 
eher  das  übrige  Volk  nicht  theil  nimmt«  Diese  kann 
aber  wieder   in  einem    awie&chen  verhülnisse   zu 


I)  Mox  rex  vel  princeps  —  audiuntar,  auctorlCafe  suadcndi 
niag;i8,  quam  jubeodi  poteatate.    TAcirus  c  11. 

S)  —  ex  Sfügali«  pjigis  afi{iie  ex  iiadem  oraialbai  triimrUtia' 
»ingillfttun  rhi  diMdeclm  clecti  et  m  «nmki  eolkcti  ia  media 
Saxouia  -^  exereeba»t  generale  concilium.  HucaA&Di  vita  acU. 
Lebuini  (Pearz  mon.  Germ.  bist.  2,  561). 

3)  De  minoribus  rebus  principes  Consultant ,  de  majoribus 
einlies:  ita  tamcn,^  iit  ea  quoque,  quorom  penes  plebcm  arbi- 
triam  est,  apud  principes  pci:tracten(nr.     TACiriie  c.  11. 
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der  Volksversammlang  stehen»  Entweder  die  ver- 
sammlang  der  Princtpes  ist  eine  höhere,  so  dass 
die  einzelnen  als  Vertreter  ihres  bezirks  erschei- 
nen ,  .  oder  sie  ist  eine  depntation  der  Volks- 
versammhing,  ein  sogenannter  ausschnss,  zur  be- 
handlüng  solcher  dinge,  mit  denen  sich  die  Volks* 
Versammlung  nicht  unmittelbar  selbst  beschäftigen 
kann  oder  will.  Das  erstere  kann  nicht  gemeint 
sein,  weil  es  sonst  eher  umgekehrt  heissen  müsste: 
über  die  wichtigern  dinge  verhandeln  die  Principes, 
über  die  unwiehtigent  das  volk.  -  Offenbar  ist  nur 
das  letztere  gemeint  Die  Principes  bilden  einen 
rath,  einen  senat,  welcher  bei  vorkommenden  fällen 
zusammentritt,  und  in  unwichtigem  dingen  beschlüsse 
fasst,  dagegen  dann,  wenn  ihm  die  Sache  zu  wtch-^ 
tig  scheint,  um  in  ihr  allein  zu  beschliessen ,  die 
Versammlung  des  ganzen  volks  erwartet  oder  he» 
ruft  i),  um  die  angelegenheit  dort  zum  beschlüsse 
zu  bringen. 

Hierdurch  wfirde  also  dem  rathe  der  Principes 
das  recht  der  vorberathung  zugestanden  haben.  Ein 
solches  verhältniss  ist  so  natürlich,  dass  viele  auf 
diese  vorberathung  den  zusatz  des  Tacitns  be- 
ziehen wollen:  iia  iamen,  ui  ea  quoque^  quorum 
pene»  plebem  arbitrium  est,  apud  Principes  per^ 
tractenfur^  Allein  es  ist  misslich,  pertractare  in  dem 
sinne  einer  blossen  vorberathung  zu  nehmen,  und 
daher  hat  der  verschlag,  statt  dessen  praeiracientur 
zu  lesen,  den  beifall  vieler  herausgeber  gefunden, 
obgleich    er    durch    keine    handschrift   gestützt   ist. 


I)     Goe«iit,    nisi   qnid    furtuituiii    et  subitum   Incideril,    certis 
dicbas.    Tac.  c.  11. 
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Verwirjft  man  aber  diese  erklining,  ohne  sidi  auf 
emendadonen  einzolassen,  so  bleibt  eine  swiefache 
deutung  möglich,  nämlich  entweder  die,  dass  Tad« 
tas  hervorheben  wolhe,  die  Principes  aden  nicht 
etwa  in  wichtigen  dingen  von  der  Volksversammlong 
ausgeschlossen,  sondern  hätten  ebenfalls  ihre  stimme 
in  derselben,  oder  die,  dass  den  Principes  die 
Vollendung  der  in  der  Volksversammkmg  begonnenen 
berathmig  zugeschrieben  werden  soll.  Die  erste  art 
der  deotang  lässt  indessen  jenen  sata  um  so  massi- 
ger erscheinen,  da  bald  nachher  die  Principes  als 
in  der  Volksversammlung  redend  an^efiUirt  werden. 
Dagegen  spridit  ffir  die  letstere  erklämngsweise  der 
gebrauch  des  Wortes  perfraciare.  Dasselbe  bedeu- 
tet S5war  überhaupt  das  behandeln  eines  gegenstän- 
des, jedoch  immer  mit  dem  nebenbegriffe  einer  ge- 
wissen Vollendung  und  Wiederholung.  Es  wird 
gebraucht  von  der  einwirknng  des  redners  auf  die 
gemüther  seiner  zuhörer,  von  dem  verfahren  des 
schrifistellrars ,  der  das  niedergeschriebene  aber  und 
abermals  durchdenkt.  Ec^  wird  also,  auch  hier  eine 
berathung  andeuten,  in  welcher  die  beschlösse  der 
Volksversammlung  einer  neuen  prüfung  unterworfen 
iwurden. 

Wie  aber  ist  ehie  solche  wiederholte  berathung 
Bu  verstehen,  wehn.sie  nicht  entweder  die  blosse  aus- 
fiihrung  des  Volksbeschlusses,  oder  geradezu  eine 
Vernichtung  desselben  sein  soll?  in  der  that,  es  ist 
schwer,  die  Stellung  der  Principes  zu  der  Volksge- 
meinde zu  begreifen,-  wenn  man  an  eine  weitere 
berathung  in  der  Versammlung  der  Principes 
denkt.  Aber  das  ist  auch  durch  die  wortfassung 
des  Tacitus  nicht  geboten.     Es  heisst  nur :    die  wei^ 
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fere  behanJIlung  der  sacken  soll  bei  deti  Ptiucipes  er- 
folgen 'j  und  dies  kann  nach  einer  sehr  gaiigbareH 
i-edeweise  der  Römer  so  genommen  werden,  dass 
jeder  Prineeps  in  seinem  bezirke  die  in  der  allge- 
meinen Volksversammlung  beschlossenen  gegenstände 
Ton  neuem  zur  Verhandlung  bringt  Es  erglebt  sieh 
also  nach  dieser  erklärung  ein  system  grösserer  und 
kleinerer  Versammlungen ,  welches  so  in  einander 
greift,  dass  nur  durch  das  zusammenwirken  beider 
«in  gültiger  beschluss  entstehen  kann.  Dies  kt 
nämlich  so  zu  denken.  Da  die  Yolksv^raamnilung 
eine  Versammlung  aller  sein  soll,  so  kann  die  grös- 
sere Versammlung  in  der  regel  nicht  allein  ent^ 
scheiden ,  weil  in  derselben  nur  eine  kleine  zahl 
von  abgeordneten  aus  jeder  gemeinde  zugegen  ist. 
Unter  diesen  abgeordneten  befinden  sich  ^e  .Vor- 
steher der  gemeinde,  die  Principes»  Sie  könnien 
nur  im  auftrage  der  gemeinde  ihre  stiinme  abgeben, 
wenn  sie  die  meinung  derselben  kennen,  vp^enn  also 
dieselbe  sache  auch  in  der  gemeinde  zur  spräche 
gekommen  ist,  welcher  sie  vorstehen.  Dies  wird 
gewöhnlich  vorher  geschehen  sein^  ehe  man  sich 
zu  der  allgemeinen  Versammlung  begab,  sofern  man 
im  voraus  wusste,  worüber  dort  verbandelt,  werden 
sollte.  Aber  oft  mögtcn  dinge  vorkommen,  welche 
man  nicht  vorhergesehen  hatte,  und  dann  blieb  frei« 
lieh  nichts  übrig,  als  dass  die  einzelnen  ihre  stimme 
sich  vorbehielten  ,  bis  sie  ihrer  gemeinde  vertrag 
erstattet,  und  deren  entschluss  vernommen  hätten« 
Auf  diese  weise  wurden  die  wichtigern  angelegenhei- 
ten  ausser  in  der  Volksversammlung  auch  bei  den 
Principes   behandelt,    und  diese  behandlung   diente 
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zur  ergäiizung   der  berathang»   welche   die  Volks- 
versmamlang  vorgenommen  hatte  i  )• 

16.  Eine  fernere  frage  ist  nan  aber  die:  welche 
gegenstände  denn  ftir  so  wichtig  gehalten  wurden, 
<lass  der  ratb  der  Principes  sie  an  die  veraammlong 
des  ganzen  volks  bringen  mnsste?  Taoitns  gielit 
uns  für  die  beantwortung  dieser  frage  einige  data 
an  die  liand.'  Znnflcbst  erfahren  wir,  dass  diese 
Versammlungen  .  über  anklagen  richteten  ,  zumal, 
wenn  es  sich  um  1^  und  leben  handelte  2).  Sodann 
ist  es  ausser  aweifel,  dass  alles,  was  das  ganze 
Volk  oder  die  ganze  gemeinde  iuteressirte,  vor.  die 
Versammlung  gebracht  werden  konnte»  Im  einzelnen 
mag  es  liftufig  dem  ermessen  der  Principes  ftberlas- 
sen  gewesen  sein,  was  sie  fär  sich  abmachen,  und 
was  sie  dem  volke  vortragen  wollten.  Von  solchen 
dingen ,  die  nur  von  der  Volksversammlung  vorge- 
noihmen  wurden,  nennt  Tacitns  die  wähl  der  Prin- 
cipes ^ükA  die  aufnähme  neuer  gemeindeglieder. 
Ausserdem  sieht  man,  dass  die  Volksversammlung 
durchaus  einen  kriegerischen  Charakter  hatte.  Sie 
glich  einem  gelagerten  beere  3),  bereit,  zur  ver* 
theidigung  des  Vaterlandes  aufzubrechen«  Ihren 
beifall  gab  sie  durch  zusammmischlagen  der  waffen 
zu  erkennen  ^  )•    Solche  Versammlungen  waren  den 


1)  Diese  erlslärung  bat  mciäes  nisif ns  zaerst  Raepsabt  Listoire 
des  ct«ts  grii.  et  proY.  $.  37..  (ocuifret.  3 ,  47). 

2)  Licet  «piid  coneilinm  adcusare  qaoq[a«  et'  discrimen  ca|ulu 
inicttderr.     Tag.  o.  12. 

5)     Dt  turliae  placvit,  cousidunt  armali.    Tag.  c  II. 
4)     llonoratissiuiiiiii     ad^ensus      genas    est  ^     aimis      laudare. 
Tag.  c.  II. 
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eroberem  furchtbar ,    und  die    Tencterer ,    welche, 
von  Claudius  Civilis  aufgereist,    die  Agrippinenser 
zum  aufstände  bewegen  wollten;  hatten  keine  schwe- 
rere anklage  gegei)  die  Römer ,  als  5  dass  sie  ihnen 
fliisse  und  länder,  ja  fast  den  hiromel  selbst  sperr- 
ten ,    um   ihre   Zusammenkünfte  und  gespräche    zu 
hindern,   dass  sie  ihnen  nur  gestatteten,  unbewaff- 
net,   fast  entblösst  und  wohl  bewacht. sich  zu  ver«^ 
sammeln,  ein  schimpf  fOr  männer,  die  zu  den  waf* 
fen  geboren  wären  t ).     Es  ist  daher  auch  nicht  sra 
zweifeln,  dass  über  krieg  und  frieden  von  der  Volks- 
versammlung entschieden  wurde ,    und  dass   deren 
entscheidnng  jeden  einzelnen  zum  persönlichen  dien- 
ste  fttrs  Vaterland  verpflichtete.    Oft  aber  hatte  einer 
oder  der  andre  der  Principes  lust,.  einen  ^kriegszug 
auf  abenteuer  au  unternehmen.    Dann  rief  er  in  der 
Volksversammlung  auf,  wer  ihm  zu  folgen  gesonnen 
sei,  und  von  der  thatkräftigen  Jugend  blieben  selten 
viele  zurück.     Aber  dennoch  war  niemand  in  einem 
solchen  falle  durch  die  mehrzahl  verpflichtet,  gegen 
seine  neigung  etwas  zu  unternehmen.    Nur  das  per- 
sönliche versprechen,    dem  ftihrer  zu  folgen,    band 
die  einzelnen,  dieses  versprechen  war  aber  eins  der 
heiligsten,  das  man  kannte  2). 


1)     Tacitus  Iiistor.  4,  64. 

S)  Atque  ubi  quis  ei  principibiis  in  coBCiIro  dixit,  se  daecin 
forc;  qui  sequi  Ydinf,  |irofite«iitur;  consurgmit  ii,  qui  et  cau- 
sam rt  hotninem  prokont,  sinunqn«  auviliam  pollieeatnr,  atque 
all  multitudine  coiilaudantur:  qui  ex  iis  (die  ihre  hülfe  Tenpro- 
eben  baben)  secati  uon  samt,  in  deflerlorum  atque  proditoruni 
nuuiero  dueuutur,  omniamque  iis  reruin  postea  fides  dorogatur. 
Caesab  de  bell.  Gall.   6,  ^. 
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Eben  so  wenig  pflegten  von  der  VolksTenanin* 
lang  abgaben  fbr  ihre  Könige »  btnpiliBge  oder  er* 
wShhen  Vorsteher  gefordert  mn  werden.  Aber  das 
Volk  brachte  diesen  ihren  Vorstehern  einen  theil  sei- 
nes reicbthams  dar,  welchen  sie  als  ein  dnrch  die 
sitte  gebotenes  ehrengescheak  von  jedem  einzelnen 
annahmen,  obwohl  es  ihren  bedürfnissen  abzohel- 
fen  bestimmt  war  t )«  Es  galt  demnach  überhanpt 
der  gnindsatz,  dass  keiner  durch  die  mehrzahl 
zu  persönlicher  leistnng  verpflichtet  werde,  wo  nicht 
die  offenbare  noth  des  Vaterlandes  oder  das  her- 
kommen)  die  Sitte  es  fordere. 

Die  Volksversanunlnng  erscheint  also  in  einer 
dreifachen  thätigkeit:  als  geridit,  als  berathende 
Versammlung  in  wichtigen  angelegenhelteu  des  lan- 
des,  nnd  als  eine  yersammlnng  derer,  welche  per- 
sönliche Verpflichtungen  fibemehmen«  In  der  letz- 
tem beziehuDg  ist  sie  aber  nur  dann  als  ein  organ 
des  States  zu  betrachten ,  wenn  jene  verpflicbtangen 
anerkannt  werden  als  .  eine  durch  nothwendigkeit 
gebotene  last  des  landes,  während  ausserdem  die 
Versammlung  nur  eine  Veranlassung  darbietet  ^  mög- 
lichst viele  zur  freiwilligen  übernähme  einer  solchen 
Verpflichtung  aufzufordern.  Die  verschiedenen  rieh- 
tungen  ihrer  thätigkeit  werden  auch  bei  den  folgen- 
den entmckelungen  beachtet,  und  sorgföltig  ausein- 
ander gehalten  werden  mfissen. 


I)  Mo>  est  civiUtibns,  nitro  ac  Tirilim  cönferre  principibai 
vcl  armentorum  ,  we\  frogam ,  qaod ,  pro  honore  aeceplnm,  rliaoi 
nrccssitatiliiaa  subvcnif.     Tacitca  c.  lö. 
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DIE  FRÄNKISCHEN   VOLKSVERSAMMLUNGEN. 

17.  Im  Fränkiscbeil  teiche  zeigt  läich  eine 
merkwürdige  Vermischung  Keltischer  und  alt  Deut- 
scher Verfassung.  Wir  finden  nämlich  eine  zwie- 
fache Aristokratie  von  geistlichen  und  weltlichen 
Grossen,  welche  in  hohem  grade  deljenigen  gleicht, 
die  durch  die  Keltischen  Druiden  und  Ritter  gebildet 
wurde.  Zugleich  ist  aber  durch  eine  Verbindung 
höherer  und  niederer  versammhingen  ein  ähnliches 
Demokratisches  eleme^it  in  die'  Verfassung  gelegt, 
wie  wir  es  bei  den  Deutschen  kennen  gelernt  ha- 
ben ,  und  endlich  ist  der  umfang  und  die  art  der 
thätigkeit  dieser  Versammlungen  ebenfalls  ganz  dem 
entsprechend,  was  sich  bei  den  Deutschen  Volks- 
versammlungen fand. 

18.  Die  Fränkische  Aristokratie  besteht  aus  der 
hohen  Geistlichkeit  und  den  unmittelbaren  Vasallen 
des  Königs,  oder,  wie  sie  auch  genannt  werden, 
aus  den  getreuen  Gottes  und  des  Königs  i). 

Die  hohe  Geistlichkeit  wird  gebildet  durch  die  Vor- 
steher der  Bisthümer  und  derjenigen  Abteien,  welche 
keinem  Bisthume  unterworfen  waren,  sie  besteht  also 
aus  den  Bischöfen  und  unmittelbaren  Abten,  neben  de- 
nen vielleicht  auch  noch  die  vornehmsten  der  übrigen 
Geistlichkeit  berechtigt  waren,  eine  gleich  hohe  Stel- 
lung zu  behaupten  2).    Man  wird  hier  unwillkührlich 


I)  —  cum  Dci  et  TCBtrls  fidellbas.  ÜiNCMAtt  novi  rpgis  instita- 
tio  ad  LuooT.  Balb.  (in  opcrib.  ed.  SinnOfiD.  2, 179 — 184)  c.  8. 

S)  —  omnei  episcopi,  abbatet,  Tel  bujustiiodi  bonorificcntio- 
res  clerici*      Adalhard   de   ordiae  palatii   in   Hinchabi   epist.    ad 
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an  die  bedeutung  erinnert,  welche  die  Gallischen 
Druiden  hatten,  während  man  in  der  alt  Dentsclien 
rerfassnng  vergebens  nach  einer  analogie  sich  nm« 
sieht.  Denn  der  vorsitis  und  eiufluss  einaelner  volks* 
priester  in  den  Deutschen  Versammlungen  kann 
schwerlich  damit  verglichen  werden.  Wir  sehen 
später  in  mehreren  der  Wendischen  eroberangM, 
wie  die  besitzungen  und  einkaufte  der  heidnischen 
tempel  an  die  Christlichen  kirchen  fibei^ben  wer- 
den, und  es  ist  sehr  glaublich,  dass  auf  ähnliche 
weise  der  reichthum  und  weltliche  einfluss  der  Drui- 
den auf  die  Christliche  geisdichUeit  fibergegangen, 
und  ihr  dadurch  eine  grundlage  gegeben  sein  mag^ 
an  welche  sich  dann  die  Schenkungen  der  KOnige 
und  andrer  grossen  anschlössen. 

Der  weltliche  hohe  Adel  bestand,  gleich  den 
Principes  der  Deutschen,  aus  solchen,  welche  einen 
erblichen  vorrang  entweder  vermöge  ihrer  abstam- 
mung  von  einem  edeln  und  begfiterten  geschlechte^ 
oder  durch  einen  Königlichen  gnadenbrief  hatten, 
und  aus  solchen,  deren  Vorzug  auf  einem  ihnen  vom 
Könige  verliehenen  hohen  statsamte  beruhte,  oder, 
wie  eine  Urkunde  vom  jähre  858  unterscheidet,  ans 
den  majores  privitegio  und  den  proceres  pnieatale  !)• 
Zu  der  letztern  classe  gehörten  thells  solche,  weK 
chen  die  Verwaltung  einer  provinz  flbertragen  war, 


proceres.  c.  5t(.  VergK  concil.  t.  Merida  ai.  666.  e.  IQ.  Aach 
auf  dem  Reie|iBtage  zaSuissons  im  j.  744  norden  voii  Pip- 
pii^  besohl üsse  gefasst:  una  cam  consensu  rpiscoporum  sive^sacer- 
dotum  Tel  serTorum  Dci   consilio. 

1)     Baluze     Gapitularia    Reg.    Franc,     ed.    Ckiniac,     appcndii 
nclor.  Teteram  nro.  80.  (2,  1467}. 
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nämlich  Grafen  und  Herzoge,  theils  solche,  welche 
eins  von  den  h5hern  ämtern  am  hofe  des  Königs 
verwalteten,  die  Ki^nigltchen  Dienstmannea  oder 
Ministerialen. 

Die  geringem  stände  .waren  sämmtlich  den  glie« 
dem  dieser  Aristokratie  untergeben ,  indem  sie  ent- 
weder auf  den  geschlossenen  bezirken  Her  Geist- 
lichkeit lind  des  Adels  als  deren  knechte  und  gründe 
holden  süssen,  oder  als  freie  unter  der  aratsfiihrung 
der  Grafen  standen,  oder  als  Königliche  knechte 
imd  grundholden  von  Königlichen  Dienstmannen 
oder  von  Grafen  beaufsichtigt  wurden.  Aber  dem-^ 
ungeachtet  waren  sie  nicht  naeh  Keltischem  weise  in 
völliger  politischer  abhängigkeit,  sondern  es  nahm 
jetzt  jeder  grundbesilzer  an  der  Volksversammlung 
theil,  und  zwar  nicht  allein  jeder  freie  grundbesitzer, 
sondern  in  gewisser  hinsieht  lässt  sich  dasselbe  so* 
gar  von  den  unfreien  und  hörigen  gmndbesitssern 
behaupten. 

19.  Die  Volksversammlungen  heissen  in  der 
liateinischen  spräche  jener  zeit  Placiia ,  womit  das 
Deutsche  Dmg  in  seiner  zwiefeohen  bedeutung  als 
vertrag  Und  Volksversammlung  wicfdergegeben  ist 
In  der  bedeutung  von  vertrag  wird  placUvm  häufig 
und  ausschliesslich  in  dem  gesetzbuehe  der  Westr 
gothen  gebraucht^  während  in  den  übrigen  quellän 
der  Fränkischen  zeit  gewöhnlicher  placitatum^  das 
bedungene,  von  pladtare^  dingen,  in  diesem  sinne 
voricommt  Beide  b<edeutungen  sind  aber  nahe. ver« 
wandt,  da  ein  beschluss  der  Volksversammlung  Immer 
als  eine  Übereinkunft,  eine  Verabredung  zwischen 
mehrern  personen  angesehen  verdien  kann.  Zumal 
wenn  die  Versammlung  als  gericht  auftrat ,  erschien 
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häufig  das  mtheil  nicht  sowohl  wie  ein  aussprach 
der  höchsten  statsgewalt,  als  vielmehr  wie  ein  ver<* 
gleich,  der  durch  das  2ui*eden  der  rolksgemeinde 
vermittelt  war.  In  der  bedeutvng  von  Volksver- 
sammlung und  Gericht  gebrauchten  die  Franken 
auch  das  Keltische  Jf«/,  Mol,  Mattm,  welches  nicht 
zugleich  die  bedeutung  von  vertrag  hat,  und  daher 
nicht  dem  alt  Deutschen  Dinfj  sondern  dem  ThM^ 
Theoda  entspricht 

In  den  gesetzen  und  rechtsbttchern  der  FrSn* 
kischen  zeit  treten  uns  nur  Versammlungen  der 
Freien  entgegen,  diese  aber  in  einer  vierfachen  ab« 
sttifnng.  .Es  smd  nämlich  zu  unterscheiden:  die 
Reiciisversammlung,  die  Versammlung  grosserer  Pro- 
vinzen unter  einem  Herzoge  oder  einem  Königlichen 
abgeordneten,  das  Orafending  und  das  Placitum; 
welches  ein  unterbeamter  des  Grafen,  ein  Centena- 
rius,  vicarius  Comitis,  Vicecomes,  Centgraf,  Gograf 
hielt.  Von  diesen  sind  jedoch  nur  zwei  stufen  als 
die  regelmässigen  zu  betrachten,  nämlich  die  Reichs- 
versammlung und  das  Grafehding.  Die  beiden  an-* 
dem  sind  gewissermassen  nur  brnchstfteke  der 
nächst  hohem  Versammlungen,  und  dalier  im  ganzen 
diesen  ähnlich ,  während  die  Reiohsversammlung 
sich  wesentlich  von  dem  Grafendinge  ui^erscheidet. 

20.  Das  Grafending  sollte  nach  einef  Vorschrift 
Karls  des  Grossen  dreimal  jährlich  gehalten  wer- 
den i),  und  jeder  Freie,  der  in  der  Grafschaft  an- 
sässig war,  musste  sich  bei  strafe  auf  demselben 
einfinden.    Der  Graf  hielt  dasselbe  gewöhnlich  nicht 


1)     Gapit  S.  ai.  819.  e.  14. 
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fiir  die  ganze  Grafschaft  zugleich,  sondern  nur  in 
den  einzelnen  abtheilungen  derselben,  denen  be- 
sondre Unterbeamte  vorstanden.  Diese  kleinern  be- 
zirke hatten  allein  ihre  altherkömmlichen  gerichts- 
stätten,  welche  der  Graf  bereisen  musste.  Eben 
daher  brauchten  aber  auch  die  miterbeamten  der 
Grafen'  keine  wahren  Volki^versammlungen  ausser 
den  Grafendii^en  zu  halten,  sondern  sie  hatten  nur 
die  geringfügigem,-  laufenden  geschäfte  vorzuneh- 
men, bei  denen  sie  höclistens  des  beistandes  einiger 
der  angesehenem  personen  aus  dem  volke  bedurften. 
Seit  Karl  dem  Grossen  ist  es  bekanntlich  üblich 
geworden,  dass  der  Graf  zu  diesem  zwecke  eine 
anzahl  Schöffen  ernannte,  welche  ihm  und  seinem 
Unterbeamten  in  dem  geschäfte  des  rechtsprechens 
zur  Seite  standen*  Karl  der  Grosse  verbot  daher 
sogar  den  Centgrafen  und  andern  unterbeamten  dev 
Grafen,  vollständige  Volksversammlungen  zu  hal- 
ten 0?  weil  viele  von  ihnen  dergleichen  versamm« 
lungen  zu  benutzen  suchten,  um  geschenke  zu  er- 
pressen oder  Strafgelder  von  den  nicht  erscheinen- 
den zu. erheben  ^). 

21.  War  nun  dies  Grafending  eine  Volksver- 
sammlung ganz  im  sinne  (dt  Deutscher  Verfassung, 
eine  Versammlung  aller  freien  grundeigenthümer,  so 
waren    die    beiden     höhern    Versammlungen ,     die 


1)  Ut  nullus  ad  PJacUum  banniatür,  nisi  qui  causam  suam 
quaerit,  auf  si  alfer  ei  quaerere  debet,  excepfis  scahinis  Septem. 
Gapit.  5.  ai.  805.  c  20.  Die  beziehanjf  auf  die  Ceiiteiiarien 
ergiebt  sich   aus  der  Tcrgleickung  mit  capit.  5-  ai.    819.  c.  14. 

2)  Gapit.  quae  pro  lege  babcoda  sunt,  ai.   829.  c.  5. 
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Reichs  -  und  Proviozialversaminliing  i ) ,  dnrchRos 
davon  verschieden.  Sie  waren  Versammlungen  der 
grossen  des  Reichs  oder  der  provinz,  geistlicher  und 
weltlicher  2 ) ,  ftfanlich  der  versammlnng  Keltischer 
Druiden  nnd  Ritter. 

Die  Fränkische  Reichsversammlnng  heisst  da* 
her  oft  eine  versammlnng  der  Grossen  des  Reichs^ 
der  Optimaten  oder  Magnaten  3).  Es  ist  aber  nn« 
richtig»  wenn  mau  daraus  den  schluss  ziehen  will, 
dass  dieselbe  in  älterer  zeit  mit  den  weltlichen  edeln 
allein  gehalten  sei,  und  dass  sich  nur  allmähh'g 
die  geisüichkeit  ihnen  angeschlossen  habe  4)  — 
eben  so  unrichtig,  als  die  umgekehrte  behauptung, 
dass  die  Reichsversammlung  aus  den  geistlichen 
Synoden  hervorgegangen  sei,  indem  die  weltlichen 
grossen  nach  und  nach  angefangen  hätten,  an  den« 
selben  theil  zu  nehmen  ö).  Schon  in  sehr  früher 
zeit  werden  auf  dem  Reichstage  weltliche  und  geist« 
liehe  unterschieden.  So  zum  beispiel  schliessen  die 
Könige  Guntram  und  Childebert  im  jähre  S87  zu 
Andelot  einen  vertrag  unter  vermittlui^  der  Priester 


4)  Raepbaet  histoire  des  ctaCs  gea.  et  prov.  des  Gaules,  ckap. 
I  et  2. 

^)  lo  quo  placito  generalilas  uniTersorum  majorum  tam  cleri- 
Gorum   quam  laicorutn  conveiiiebat.     HiNCMAk  de    ord.    pal.   c,  29. 

5)  Lex  Burguiid.  praef.  —  coram  posllis  oplimatibus  nostris 
—  liabito  consilio  comitum  procerumque  noslrorum.  c.  74.  — 
cum  optimatibus  populi  nostri. 

4)     Hüllmann  gescbicbte  des  Ursprungs  der  StSnde  I,  239. 

ö)  Auch  EicHBoaN  (Recblsgesek.  $.  1^8.  i,  618.  der  5  ausg.) 
nennt  die  Syuodea  das  forbild  der  Reicbsfage. 
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und  des  Adels  i ) ,  und  im  j.  653  ernennt  König 
Dagobert  seinen  söhn  Sigebert  zum  Könige  in  Ost- 
franken cum  consilio  ponHfieum  seu  et  proeerufn, 
omnibu^gue  prhnaiihus  regni  sui  eonaentientihus  2). 
Die  Überschrift  des  Alamannischen  volksrechts,  in 
welcher  gesagt  ist,  dass  dieses  rechtsbuch  unter 
Zuziehung  der  VoIksTersammlnng  verfasst  wurde, 
zählt  ausdrücklich  geistliche  und  weltliche  Grosse 
unter  der  gemeiuschaftlidien  benennung  Principes 
auf  3). 

Diese  beiden  stände  wurden  gewöhnlich  um  so 
mehr  unterschieden,  als  sie  häufig  sogar  getrennte 
Sitzungen  hielten,  bald  nach  ihrem  eigenen  ermessen, 
wenn  etwa  von  dingen  gehandelt  werden  sollte, 
welche  lediglich  für  den  einen  oder  andern  stand 
von  Interesse  waren  4),  bald  auch  nach  dem  ermes- 
sen und  der  bestimmnng  des  Königs  d).  Die  eine 
hälfie  des  Reichstags  konnte  daher  zu  gleicher  zeit 
eine  geistliche  Synode  bilden,  und  es  wurde  eben 
so  häufig  bei  gelegenheit  einer  Synode  ein  Reichstag 
gehalten,  als  umgekehrt  bei  gelegenheit  eines  Reichs- 
tags   eine  Synode.      Denn  die  Fränkischen  Könige 


1)  —  mcdiantibus  saeerdotibus  atqae  proceribus.  Psrtz  mon. 
bist.  Germ«  5 ,  5. 

2)  FasDBGAR.  cbron.  c.  75. 

5)  —  una  cum  principibas,  id  sunt  55  episcopis,  et  54.  da- 
cibus  et  72  comitibas,  vel  cetero  populo. 

4)  —  in  eorum  manebat  potestate,  quando  simal,  yel  qnando 
separat!  rcsedercnt,  prout  eos  tractandae  causae  qualitas  docebat, 
sife  de  spiritaalibas    sive   de  saecularibas   seu   etiam    commixtis. 

lIinCMAR    c.   5t$. 

K)  In  primis  «eparare  Tolamns  «piscopos ,  abbates  et  eomites 
nostros  et  singnlariter  illos  alloqat.    €apit.  I.  ai.  811   praef« 
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hatten  von  frfilien  zeiten  her  den  gmndsatz  anfge- 
sftdlt,  dass  kein  Synodalsdilaas  ohne  ihre  genehm!« 
gong,  gültig  sei  i),  und  nicht  selten  hielt  man  es 
ausserdem  für  nOthig,  die  beschlfisse  der  Synode 
dem  wehlichen  theile  des  Reiehstags  aar  annähme 
voranlegen  2):  Karl  der  Grosse  scheint  sogar  hiofig 
Synode  «nd  Reidislag  verbunden  sn  haben  3 ) ,  aber 
regelmSssige  einrichtang  war  dies  doch  so  wenig, 
dass  viehndur  immer  noch  getrennte  synoden  vor- 
kamen 4).  Doch  worden  l^ht  dnrch  Synoden 
wieder  ^eichzeitige  Reichstage  veranlasst.  So  war 
König  Ludwig  der  Dentsche  nrit  den  wehlichen 
grossen  im  j.  852  zu  Mainz  anwesend ,  wo  er  eine 
Synode  nnter  dem  versitze  des  Khabanns  Manms 
halten  Hess,  nnd  benutzte  die  zeit,  wihrend  welcher 
die  geistlichen  rathschlagten,  um  weltliche  angelegen* 
heilen  mit  den  weltlichen  Firsten  vorzunehmen  5)« 


I)  —  ia  saocta  tyaodo  MatiMOseati  limec  •m«i«,  aiMl  aOtlMi 
studuimas  defiDire,  qaae  primeati  aacloriUte  valgawas,  Praa- 
ccplio  GnDtrainiii  ai.  HSS,  bei  GEORCitcn  Corp.  jnr.  Ger«,  anl. 
p.  472.  1*BRTz  4,5.—*  aobit  tum  aottris  proceribtis  cottveaif, 
ut  sine  nogtra  seientia  tynodalit  coacilioi  in  rrgno  nostro  nou 
agatur.  EpUL  Sigebcrti  mi.  6W.  Gsoacitc«  p.  484  ( feklt  bei 
Pektz). 

8)  Haee  tabseriptio  Mcrotaactm  Tcaerabili  pMfettioae  et  CMi- 
digoa  retponsione  ianiimerabiliam  cireaaMtantioai  prcabyleraran 
et  diacouornm  y  nee  non  et  aobiliam  laie*r«M  eoaSmata  et  lau- 
dabiliter  approbata  eat.  GoBcUisM  TriburieaM  ai.  89S  ia  fiae. 
Mansi  18,  158. 

5)  -—  aestatia  initio,  quaado  et  geaeralem  populi  sni  couven* 
tarn  biibuit,  conciliam  episeoparam  —  coagregavit.  EmaAaai  aa- 
nales ad  a.  794. 

4)     Eicnnoa«  Kircheareebl  t,  129  gebt  wobi  zu  weit. 

5}     Rcx  vero  cum   priacipibna   et  praefectis   praviaciaram  pn- 
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22.  Dieselbe  Zusammensetzung  hatte  die  Reichs- 
versammlung in  England  seit  der  Normannischen 
eroberung,  und  die  der  Westgothen  in  Spanien,  im 
Englischen  Parliamente  finden  wir  die  Erzbischofe, 
Bischöfe,  Äbte,  Priore  und  andre  von  der  hohen 
Geistlichkeit,,  welche  Grafschafits  -  und  Immunitftts- 
rechte  haben,  femer  Crrafen  und  freie  Herrn,  oder 
Barone,  und  solche,  die  ihnen  an  ränge  gleich  sind« 
Diese  gleichheit  des  ranges  bestimmte  sich  aber 
hier  durch  den  besitz  von  gmndstücken  oder  rin-^ 
künften  zum  werthe  einer  ganzen  Grafschaf);  oder 
Baronie,  d.  h.  zum  werthe  vcm  wenigstens  zwanzig 
Ritterlehen  1). 

In  Spanien  finden  wir  in  der  Reichsversammlung 
ebenfalls  die  Bischöfe,  und  neben  diesen  die  hohen 
hofbeamten  und  die  Gardingi  2).  Letztere  sind 
statsbeamte,  welclie  den  Gomites,  Grafen,  gleich- 
stehn  und  ausdrücklich  zu  den  höhern  personen  ge- 
zählt werden  3).  Wahrscheinlich  ist  der  ansdruck 
allgemeiner,  als  Comes,  und  etwa  dem  Deutschen 
Ambachtmann,  Amtmann  zu  vergleichen  4). 

23.    Die  Reichsversammlung  herrschte  aber  nicht 


klicis  causis  litibusque  componrodis  iDsistens,  pottquam  syooda« 
Ha  eorum  decreta  tuo  Judicto  conprobavit,  et  legatioiies  Bulga- 
rorum  SclaYoramque  audivit  et  alitolvit,  Bajoariam  reverstu  est, 
RuoDQLFi  FuLPKNBis  aoiHiles  ad  a.  8^2. 

I)     Modus  ttoendt  Parliamentttm  c.  1.    (liii  anliaoge), 

«2)     Lex  Wisigothoram  2,  1.  c.   I.  5. 

5)  —  majori«  loci  persona  —  i.  e.  dux,  comes  sive  etiam 
gardingas.     Lex  Wisigolk.  9,  2.  c.  9. 

4)  Item  secandas  est  canon  de  accusatis  sacerdotibiis  seu 
etiam  optimatilius  palatii  atque  gardiogis*  Lex  Wisigalh.  12» 
I.  c.  3. 
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über    das  volk    aach  arl  der  ah  Keltischen  Aristo* 
kratie,  sondern  es  bestand  eine  gewisse  vermittliing 
z^Mriscben  den  Grossen  und  dem  Volke,  die  man  nach 
Hnsrer  redeweise  eine  veitretnag  des  Tolks  nennen 
kftim,    wenn  man  nur  nicht  gerade  fordert,    dass 
dieselbe  dnrch  wähl  hervorgebracht  sein  soll.    Diese 
vermittlong  lag  theils  schon  in  dem  Verhältnisse ,   in 
welchem  die  einzelnen  grossen  su  dem  vvlke  Ober- 
baapt  standen,    theils  darin,   dass  in  manchen  Ver- 
hältnissen    die    berathnng   der   Reichsversammlnng 
durch   berathung   der    Grafendinge  erginzt  werden 
mnsste ,  theils  endlich  darin ,  dass  in  der  regel  ge- 
wisse niedriger  stehende  personen  neben  den  Opti- 
niaten  an  der  Reichsversammlong  theil  hatten« 

Was  das  verhSltniss  der  einseinen  grossen  zu 
dem  volke  betrifik,  so  ist  yor  allen  dingen  der  un- 
terschied zwischen  den  nutjoreM  pmiiegia  und  den 
proceres  potestate  von  Wichtigkeit  Die  letztem, 
und  unter  ihnen  vorzugsweise  die  Grafen,  hatte  der 
König  einem  landestheile  vorgesetzt,  dessen  Inter- 
essen sie  unter  allen  umständen  wahrzunehmen  be- 
rufen waren.  Sie  waren  angewiesen,  ihre  provin- 
zen  zu  beobachten,  und  zu  erforschen,  welche  be- 
dürfnisse  und  wfinsche  des  volkes  sich  zu  erkennen 
gäben,  welche  Ursachen  zur  aufregung  oder  besorg- 
niss  im  lande  oder  auswärts  sich  einstellten ;  darüber 
sollten  sie  dem  Könige  berichten,  damit  dieser  zu 
rechter  zeit  einschreiten  könne  i  )•     Ueberhanpt  lag 


1)  Secaiida  aatem  ratio  r^gis  erat  interrogatio,  q«id  aavi* 
qnisque  ex  lila  parte  rrgni,  ^vat  venielMt,  digpiia  relalu  yel  re- 
if actata  secum  alTerret:  «|afa  et  boe  eis  non  tolani  perminam» 
▼cmm  etiam  arctias  commissam  erat,   ut  hoc  aousf|ultque  studio- 
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den  Grafen  ob,  für  das  wohl  und  den  friedet  ibrer 
Provinzen  sorge  zu  tragen,  die  bedrängten  zu 
schützen,  und  den  übelthätern  sich  entgegenzustellen. 
Freilich  hat  schon  damals  die  erfahrung  gelehrt,  dass. 
eine  Vertretung,  die  auf  gewalt  gegründet  ist,  selten 
ihren  zweck  erreicht,  und  mehr  dem  vortheile  des 
machthabers,  als  dem  des  untergebenen  dient.  Aber 
dem  sei,  wie  ihm  wolle,  es  bestand  immerhin  die 
ansieht,  dass  diese  mitglieder  der  Reichsversamm- 
lung durch  ihre  ämter  berufen  seien,  für  das  beste 
der  untern  stände  aufzutreten.  Es  Ist  daher  nicht 
ohne  Ursache,  dass  unter  den  weltlichen  Grossen  so 
häufig .  die  Grafen  ausdi'ücklich  den  übrigen,  entge- 
gengestellt werden  i),  denn  der  grund,  und  die  art 
und  weise  ihres  auftretens  in  der  Reichsversamm- 
lung  waren  durchaus  verschiedenartig.  Während 
die      einen     lediglich    ihrer     persönlichen      würde 


sissime,  usqae  dam  rcTertcretar ,  (am  infra  quam  extra  rpgnum 
perqnireret,  si  quid  tale  non  solum  a  propriis  vel  extraneis, 
Terum  etiam  sicut  ab  amicis,  ita  et  ab  inimicts  investigaret,  in- 
termissa  interim,  nee  magnopere  nude  sciret  in?cfitigata  persona« 
Si  popalus  in  qualibet  rcgni  parte,  rcgiope;  seit  angulo  torbatus, 
qaae  causa  turbationis  esset;  si  murmur  popaU  obstreperet,  ycI 
tale  aliquid  ioaequale  resonaret,  unde  generale  consilium  trac- 
tjre  aliquid  necessarium  esset,  et  cetera  bis  similia,  Hincmar 
de  ord.  pal.  c.  56. 

1)  —  nna  inm  consensn  episcoporum  sive  sacerdotum  Tel  ser- 
Toram  Dci  consilio,  sive  comituro  et  optimatum  Francorum. 
Capit.  PippiNi  ai.  744.  proK  —  congrcgatio  in  uuum  synodaii 
concilio  episcopis,  abbalibus,  virisque  iulustribus,  oder  nacb 
anderer  lesart;  Inlustribns  comitibuSy  oder  wieder  anders:  in- 
lostribns  nna  cnu  conütibus»  Capit.  ai.  779.  prol.  -^  cum  prin* 
cipibus  et   praefectifi    provinciarum.     Buobolfi  Fcjld.   annales  ad 

a.  %m. 
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wegen  daselbst  erschienen,  kamen  die  andern  aus 
pflicht  gegen  den  König,  gegen  den  stat,  gegen  ihre 
untergebenen.  Während  von  jenen  nichts  anders 
erwartet  werden  konnte,  als  dass  sie  iluren  eigenen 
vortheil  bedächten  und  förderten,  wo  es  ohne  colli- 
sion  mit  dem  wohle  des  states  geschehen  könne, 
sollten  diese  nur  allein  den  vortheil  ihrer  provinz, 
und  nie  ihren  eigenen  im  äuge  haben. 

Eben  dieselbe  Stellung  nahmen  nun  aber  neben 
den  Grafen  auch  diejenigen  ein,  welchen  Grafen« 
rechte  in  einer  provinz  anvertrauet  waren,  ohne 
dass  sie  gerade  den  namen  Grafen  führten. 
Man  kann  also  in  gewissem  sinne  auch  die  inhaber 
von  Immunitäten,  zumal  die  hohe  Geistlichkeit, 
schon  in  der  Fränkischen  zeit  mehr  zu  den  proce» 
res  potestate  zählen,  als  zu  den  majores  p:ivüegio. 
In  der  that  ist  auch  dieser  unterschied  in  der  ange- 
führten  Urkunde  nicht  auf  die  weltlichen  Grossen 
eingeschränkt  Nur  die  wenigen  hohen  hofbeamten 
des  Königs,  die  Ministeriales,  finden  allein  wegen 
ihrer  persönlichen  würde  platz  in  der  Reichsver- 
sammlung. Man  erkennt  also  merkwürdiger  weise 
hier  dieselben  classen  wieder,  welche  zu  jener 
Gallisch -Römischen  Versammlung  berufen  wurden: 
honoraii^  possessores^  jud/ces  —  die  possessores  als 
Vertreter  ihrer  grossen  besitzungen,  die  judices  gleich 
den  Grafen  als  Vertreter  ihrer  provinz. 

Dift'ch  eben  diese  männer  wurde  nun  aber 
auch  die  Verbindung  zwischen  der  Reichsversamm- 
lung und  den  Grafendingen  vermittelt.  Häufig  ge- 
nügte es  nämlich  nicht,  dass  die  Reichsversamm- 
lung einen  bescliluss  fasste,  und  der  König  ihn  be- 
stätigte,   sondern  der  ausspruch  musste  ausserdem 
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noch  in  jedem  Grafenbezirke  von  dem  versammelten 
Volke  angenommen  werden.  Dies  war ,  wie  es 
scheint,  dann  der  fall,  wenn  dem  volke  eine  neue 
last  auferlegt,  oder  eine  wesentliche  Veränderung  mit 
den  grundsätzen  des  rechts  vorgenommen  werden 
sollte.  Ein  beispiel  dieses  Verfahrens  besitzen  wir 
aus  dem  jähre  803.  Es  wurden  auf  dem  Reichstage 
einige  änderungen  an  dem  uralten  volksrechte  der 
Salischen  Franken  gemacht,  und  zugleich  vorge- 
schrieben, dass  dieselben  noch  in  den  einzelnen 
Provinzen  dem  volke  vorgelegt  werden  sollten,  um 
dessen  Zustimmung  zu  erlangen  i).  Zugleich  ist 
in  einer  handschrift  jener  zusStze  zum  Sali- 
schen gesetze  bemerkt,  wie  diese  Vorschrift  in  dem 
Dinge  des  Grafen  von  Paris  ausgeftihit  wurde  2), 
Im  ganzen  wird  es  freilich  sehr  auf  das  ermessen 
der  anwesenden  Grossen  angekommen  sein,  ob  diese 
glaubten,  dass  ihr  beschluss  ohne  weiteres  genüge, 
oder  dass  er  noch  der  bestätigung  durch  die  einzel-* 
nen  gemeinden  bedürfe. 


1)  Vi  populus  interrog^efnr  de  capttulis,  qiiae  in  }ege  noyifer 
ü<l«liU  sqbI.  Et  postqaara  omoes  cooBonsfriot ,  suliscriptioncs  et 
ipauufirmalioiies  suas  in  ipsU  capitulis  faciaut.  Capit.  3.  ai« 
S05.  c.  19. 

2)  —  haec  facta  capitula  sunt  et  consignata  Stepbano  Goniiti^ 
tit  baec  manircsta  faceret  io  civitate  Parisius  maUo  publico,  ut 
lUa  Irgere  faceret  coram  scabineis,  quoil  ita  et  fecit  Et  omnes 
Ml  UDO  consenserant ,  quod  ipsl  yolaissent  omni  tempore  obser- 
Yare  usqoe  io  posteram.  Etiani  omnes  tcabinei,  cpiscopi,  abba« 
tes,  Gomites  manu  propria  8ubtersigna?erunt.  Capitula  addita 
ad  Jcg.  Sal.  ai.  803.  in  fine  bei  Walter  corp.  jur.  Germ.  aut. 
2,  180.  not.  r.  Vergl.  Eichhorn  D,  Slats  -  n.  Rccblsgescbicble. 
i,  mi.  §.   143. 
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Bisweilen  konnte  das  verfahren  auch  gerade 
umgekehrt  sein.  Es  konnte  sich  in  den  yersamm- 
hingen  der  Grafschaften  ein  bedürfniss  allgemein 
ausgesprochen  haben,  und  die  befriedigang  dessel« 
ben  im  voraus  der  {tetchsversammlung  anheimge- 
stellt sein.  So  geschah  es  auf  der  umretse,  die 
Karl  der  Grosse  im  jähre  801  in  Italien  hielt,  dass 
ihm  mandierlei  fragen  vorgelegt  wurden,  welche 
entweder  in  den  gesetzen  gar  nicht  berflhrt,  oder 
längst  in  Vergessenheit  gerathen  waren,  und  welche 
deshalb  seiner  entscheidung  anheim  gestellt  wurden. 
Diese  erfolgte  in  einigen  Zusätzen  zu  den  gesetzen 
der  Longobarden  i).  Dergleichen  umreisen  pflegten 
die  Könige  nach  ihrem  regierungsantritte  zu  machen, 
und  auf  den  Versammlungen,  welche  sie  in  den  ein- 
zelnen kleinem  bezirken  hielten,  um  die  huldigung 
einzunehmen,  und  das  volk  einer  gerechten  regie- 
rung  zu  versichern,  fand  sieh  leicht  veranlassung, 
wünsche  des  volks  laut  werden  zu  lassen,  welche 
die  nächste  Reichsversammlung  etwa  berücksichti- 
gen konnte.  Eine  Urkunde  Karls  des  Grossen  über 
die  Stiftung  der  kirche  ztt  Aachen,  die  zwar  allem 
ansehen  nach  unächt,    aber  doch  als  eine  sehr  alte 


I)  —  com  in  Italiam  propter  utilitatem  seine  Dei  ccclesiae  ac 
proTiuciarum  liisp^nevdarttni  TfnisMBiu,  et  Bullae  alifue  ili- 
versae  per  urbet  singnUs  ante  contpectom  aMtrum  qaaeslioora 
tarn  de  ecclesiastieU ,  qaam  el  |Mib]ieis  ac  privalis  reboa  discu- 
tereutur,  pleraqae  slatuU  recitata  ex  Romana  seu  Loogobardica 
lege  GOAipetfeli  sententia  lermlnala  subI,  qnaedam  fero  io  nostri 
examinb  arbitriuoi  ad  tenipet  dilata,  qaorum  judtcialis  tententia 
a  legislatoribus  aat  penitus  omissa  esl,  aut  a  posteris  obli?iooi 
tradiU.  Capit.  addita  ad  leg.  Leageb.  ai.  SOI.  bei  Walter 
corp.  jar.  Gern.  aot.  2,  150. 
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er;sähluiig  wohl  da  als  zeugdiss  dienen  darf,  wo  es 
uur  darauf  ankommt,  was  man  in  jener  zeit  für 
herkömmlich  hielt  —  diese  Urkunde  sagt  ausdrüek- 
Uch  im  eingange,  dass  Karlr  der  Grosse  mit  rath 
der  weltlichen  und  geistlichen  Fürsten  anordnüngen 
zur  aufrechthaltung  der  kirchenzucht  getroffen  habe, 
nachdenf  er  in  vielen  und  zahlreichen  versammlun* 
gen,  die  er  an  verschiedenen  ort^n  des  Reichs  ge« 
halten,  von  dem  volke  dazu  aufgefordert  sei  i). 
Der  Verfasser  scheint  an  da$  capüulure  AquUgra^ 
n£tne  vom  jähre  789  gedacht  zu  haben^ 

24  Häufig  war  es  aber  auch  deshalb  überflüs- 
sig, eine  in  der  Reichsversammlung  verhandelte 
angelegenheit  noch  an  die  Grafendinge  zu  bringen, 
weil  neben  den  Grossen  des  Reichs  die  angesehen- 
sten und  vornehmsten  aus  jedem  bezirke  zugegen 
zu  sein  pflegten,  welche  sofort  die  ansieht  des 
übrigen  Volkes  vertreten  konnten.  Namentlich,  wenn 
das  Reichsheer  zusammenstiess,  um  sich  mustern  zu 
lassen  oder  ins  feld  zu  rücken,  konnte  man  anneh- 
men, dass  das  ganze  volk,  oder  wenigstens  eine 
entscheidende  mehrzahl  aus  demselben  versammelt 
war.  Zu  jenem  militairischen  zwecke  wurde  all- 
jährlich das  Märzfeld,   und  seit  Pippin  das  Maifeld 


I)  Ego  Carolas  ~-  coutilio  priDcipum  regni  nostri  episcopo« 
rum,  daeum,  narchiooam  ac  comitum,  rogata  tero  tarn  libero- 
rnin,  qaiEiiii  servoram  in  plurimo  generali  coD?ettta  in  diTeraia 
locis  regni  nostri  habito,  discussi,  proat  Justins  et  melius  cun- 
ctis  Tjdebalnr,  primum  de  lege  sanctarum  ecelesiarum  de  red- 
dendis  jusliliis  episcoporum ,  de  Tita  et  jure  presbyterorum  et 
clcricorum  y  et  hacc  omnia  judicio  et  assensn  uostro  secundnm 
iuslituta  patrum  meornm  corroboravi,  firmayi  et  auxi.  Uiraei 
opera  diplomatica»  1,  14. 
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gehalten,  und  dieses  war  zugleich  die  voIlstSndigste 
und  wichtigste  Beichsversammliing ,  anf  weleber  die 
geschäfte  des  jahres  vorbereitet  wurden.  Aber  anch 
bei  andern  versammliingen  pflegten  die  Grossen  nicht 
ohne  ein  reiches  gefolge  zu  erscheinen. 

Wie  diese  übrige  menge  zusammengesetzt  war^ 
darüber  erfahren  wir  in  beziehung  auf  die  Frinki- 
sehe  Reichsversammlnng  nichts,  und  es  ist  mügKeh, 
dass  wenigstens  in  den  frühem  zeiten  keine  be« 
stimmten  grundsfitze  darüber  bestanden  haben.  Wir 
finden  als  bestandtheile  derselben  aufgezählt:  proee^ 
res,  setiiores  und  jtmiores  t  )•  Auch  werden  die 
Grossen  allein  seniores  genannt,  und  die  übrigen 
ihnen  als  minores  entgegengesetzt  2).  Man  kann 
mit  einiger  Wahrscheinlichkeit  schliessen,  dass  unter 
den  proeeree  die  nnterbeamten  der  Grafen  verstan- 
den sind,  die  wenigstens  auf  dem  März»  und  Mai- 
felde  als  unterfeldherm  zugegen  sein  mussten  3), 
Die  übrigen  ausdrücke  beziehen  sich  aber  sfimmt-« 
lieh  auf  ein  Lehnverhältniss,  und  es  lässt  sich  daher 


1)  —  princcpfl  reliqnae  multltndtai  in  siuclpieiidis  mimerlbiit, 
saluUtKlis  prooeribus»  coqfabolaiiflo  rarinf  Yitis,  compatiencla 
senioribus,  coDgandcndo  junioribns  —  occapalai  erat.  HificxAa 
de  ord.  pal.  c«  35. 

2)  —  generalitat  oaiTenorum  «lajorum  * —  coavcniebatt  senio« 
rea  propter  eonsilium  ordinaadam,  miaores  propter  idem  conai* 
liuai  sascipieudunn.     HmcvAa  c.  29. 

3)  Sie  koinmen  aocb  auf  deo  ProTiDiialTersanimlangen  Yar. 
Karl  der  Grosse  btelt  813  das  grande  eolloquium  zu  Acbea,  am« 
seinen  sobn  Ludwig  zn  seinem  nacb folger  erklären  zu  lassen, 
cum  omni  exereito,  episcopis,  abbatibnSy  dncibns,  comitibns, 
locp  positis.  Thbganus  viU  Lndomi  Pil  c.  6.  Loco  positi 
werden  sonst  die  nnterbeamten  b&nfig  genannt. 
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nicht  bezweifeln ,  dafss  die  gefolge  der  Grossen 
hauptsäcMich  in  ihren  Vasallen  und  Dienstleuten 
bestanden.  Ob  auch  abgeordnete  der  einzelnen 
Grafschaften  neben  den  Grafen  erschienen,  das 
lässt  sich  mit  bestimmtheit  nicht  entscheiden  i  )* 
Doch  werden  auf  einer  Reichsversammlung  im  j. 
802  neben  den  Grafen  und  Herzogen  noch  besondre 
gesetzgeber  genannt,  und  es  ist  sehr  wahrschein» 
lieh,  dass  man  unter  diesen  besondre  abgeordnete 
oder  Schöffen  der  einzelnen  Grafschaften  zu  i^er- 
stehen  hat  2).  Auch  giebt  es  zwei  analoge  erschei« 
nungen,  welche  es  wenigstens  rechtfertigen,  wenn 
man  fiir  nicht  unwahrscheinlich  hält,  dass ;  in  der 
Fränkischen  Reichsversammlung  etwas  der  art  statt« 
gefunden  habe.     . 

Die  eine  jener  analogien  bieten  die  Provincialver- 
Sammlungen  dar,  welche  seit  Karl  dem  Grossen  durch 
besondre  bevollmächtigte,  Missi  dominiei,  gehalten  wur- 
den. Ludwig  der  Fromme  ordnete  an,  dass  jeder  Graf 
aus  den  tüchtigsten  männern  seiner  Grafschaft  zwölf 
zu  Schöffen  auswählen,  und  mit  diesen  zwölfen  sich 
auf  der  Provincialversammlung  einfinden  solle  3). 
Eine  spätere  Verordnung  forderte  indessen  nicht 
mehr,  dass  alle  zwölf  kamen,   sondern  erklärte  es 


I)  Die  Scabinei ,  welche  die  capttula.  ad  l#g<  Sal.  ai.  805 
nnterBchrieben,  waren  oifeabar  nur  SehÖffen  der  Grafscbafl  von- 
Paris. 

&)  —  congregavtt  dnces,  comites  ex  reltquo  Christiano  populo 
cum  legislatoribus ,  et  fecit  omoes  lege«  in  rrgno  ano  legi:  An- 
nale« Laaresbamenses  ad  a.  802   (Pbrtz  1,  59)> 

S)  —-  addncat  secnm  12  scabiaos,  si  tanti  fueriot.  Sin  autem, 
de  melioribus  bomiiiibus  illius  eomitalns  suppleat  nuraerum  duo*. 
denarinm.     Cap.  2.  ai.  810.  c.  2. 
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für  geaögend,  wenn  nur  ausser  den  unterbeamten 
des  Grafen  drei  oder  vier  von  den  vornehmsten 
unter  den  Schöffen  erschienen  0* 

Die  andre  analogie  findet  sich  in  dem  Englischen 
Parliamente,  wie  es  sich  nach  einer  aufzeichnung  des 
zwölften  oder  dreizehnten  Jahrhunderts  darstellt, 
und  wahrscheinlich  erst  durch  die  Normannische 
eroberung  gestaltet  wurde  2).  Hier  war  es  zwar 
nicht  ein  grundsatz,  von  welchem  nicht  hätte  abge- 
wichen werden  dürfen,  aber  doch  seit  längerer  zeit 
üblich  geworden,  dass  der  König  allen  denen,  wel- 
che Grafschaftsrechte  ausübten  —  nämlich  allen 
geistlichen,  die  gerichtsbarkeit  hatten,  dem  aufse- 
her  der  fünf  häfen,  allen  Vicegrafen  und  allen  vor- 
ständen der  Städte  —  den  befehl  ertheilte,  für  jeden 
bezirk  zwei  tüchtige  und  angesehene  niänner  aus 
den  vornehmsten  des  bezirks  zu  erwählen ,  welche 
noit  dem  geistlichen  oder  weitlichen  oberhaupte  ih- 
rer Grafschaft  oder  ihres  Bisthums  sich  einfinden 
sollten,  um  die  Interessen  des  volks  jenem  ober- 
haupte  gegenüber  walirzunehmen«     Es   bildete  sich 


i)  —  Labeat  unusqui§<|ue  comes  Ticarios  et  ccntmarios  suos, 
nee  uoa  et  de  priiiiis  scabinejs  tres  aat  quataor.  Capit.  ai.  8'2o. 
C.  ^. 

2)  Die  aufzeichnung  spricht  in  der  einleitung  Ton  den  nach- 
Icommen  Wilhelms  des  Eroberers.  Sie  «oll  nach  derselben  einlei- 
tung  nur  Wiederholung  einer  aufzeichnung  aus  den  Zeiten  des 
Angelsächsischen  Königs  Eduard  sein,  allein  dies  ist  nach  dem 
ganzen  Inhalte  derselben  höchst  unwahrscheinlich.  Sie  findet  sich 
bei  D  AcHERY  spicilegiura  3,  304,  woher  sie  Raepsaet  entnommen 
und  seiner  histoire  des  etals  gen.  et  proT.  beigefügt  hat.  Das 
hohe  interesse»  welches  die  Urkunde  in  mehrfacher  hinsieht  hat, 
wird  es  rechtfertigen,  dass  ich  sie  ebenfalls  im  anhange  gebe. 


64  !•     Die  älteste  Verfassniig. 

sogar  der  grundsatz,  dass  diese  beiden  erwählten^ 
wenn  sie  einig  waren ,  ihren  voi^esetzten  Grafen 
oder  Bisehof  überstimmten ,  weil  dann  vorausgesetzt 
werden  durfte,  dass  ihre  ansieht  mehr  der  ansieht 
des  Volks  entspräche,  während  die  des  Grafen  oder 
Bischofs  vielleicht  aus  persönlichem  interesse  her- 
vorging. Man  kam  auf  diesem  wege  zu  der  natür- 
lichen Schlussfolgerung,  dass  die  menge  der  so  er* 
wählten  begleiter  eigentlich  die  gesammtheit  des 
Volks  darstelle  i),  während  die  Grossen  des  Reichs 
nur  für  ihre  eigne  person  im  Parliamente  sässen  2), 
und  weiter  schloss  man,  dass  im  Parliamente  alles^ 
was  für  das  volk  von  Wichtigkeit  sei,  nur  mit  Zu- 
stimmung jener  untergeordneten  menge  beschlossen 
werden  könne,  während  die  anwesenheit  der  Grossen 
allenfalls  zu  entbehren  sei,  ja  man  erkannte  das 
Parliament  nicht  fiir  vollständig  an,  wenn  diese 
menge  sich  weigerte,  der  berufung  zu  gehorchen, 
weil  sie  etwa  beschwerden  hatte,  welche  sie  fBreh- 
tete,  in  gegenwart  der  Grossen  nicht  durchsetzen  zu 
können.  Selbst  die  vollständig  versammelten  Gro- 
ssen des  reichs  konnten  in  einem  solchen  falle 
keinen  gültigen  beschluss  fassen  3). 

Mag  nun  aber  das  gefolge  der  Grossen  in  der 
Fränkischen  Reichsversammlung  eine  dieser  ähnliche, 


I)  —  per  commonifatcin  Parliamcnll  concccl!,  qnae  est  ex 
iribus  grädibus  sive  generibus  Pftrliampnti ,  scilicet  ex  procurn- 
toribus  clerl,  miKtibos  comitatuam ,  ciTibtis  et  bnrgensibu»,  qai 
repraescntaot  fotam  cominutiitiitem  Angliae. 

^)  —  de  DiagnatibuSy  quia  quilibet  eöram  est  pro  sna  pro- 
pria  persona  ad  parliamcuf am ,  et  pro  tinlla   a!ia. 

5;     JUodas  (cncndi  Parliameiitum  c»  ^. 
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bestimmte  orgaiiisatioii  gehabt  babeii  l)  oder  ntcht, 
so  hatte  doch  die  Stellung,  welche  es  gegen  die 
versammelten  Grossen  einnahm ,  vieles ,  was  sich  in 
der  communitaa  Parliamenti  Angliae  wiederfindet.  Das- 
selbe bildete  eine  von  dem  eigentlichen  Reichstage 
abgesonderte  Versammlung,  welcher  die  beschlüsse 
der  Grossen  vorgelegt  würden,  um  sie  von  neaem 
2Q  prüfen,  tind  entweder  aufzunehmen  oder  zu  ver- 
werfen 2).  Ausnahmsweise  konnten  indess  der  König 
oder  die  versammelten  Grossen  einzelne  aus  dem 
gefolge  herbeirufen,  um  von  ihnen  über  Irgend  einen 
gegenständ  aufsohlttss  zu  erhalten  3).  Aber  berechtigt» 
an  der  Reichsversammlung  theU  ^u  nehmen,  war  diese 
geringere  menge  nicht.  Eben  so  Wenig  war  sie,  Wenig- 
in  England,  auch  dazu  verpQichteL  Wahrend  daher 
der  König  die  geijs^lichen  und  weltlichen  Glossen  zu 
der  Versammlung  forderte ,  konnte  er  andre,  von 
denen  er  wünschte,  dass  sie  steh  ebenfalls  einfinden 
iiftögten ,  nur  zu  dem  Reichstage   einladen  4) ,   und 


1)  Merkwürdig  ist,  dass  im  j.  932  der  Biscliof  Udalfrid 
fon  Eichstädt  sich  aaf  d^lr  Baitiseh«n  ProTiliziaiTertaniinlnng  b« 
Dingolfing  durcH  zwei  GhorbiacMfe  Tertreten  Hess.  Mscr.  saec. 
XI.  bei  ÜARgiz  Germ.  s»cra  2,  146*  Suvftl  Ton  den  Land-  und 
Hoftagen  in  Baiern;  in  den  nenen  histor.  abhandluagrn  der 
Ghurfärstl.  Baier.  Akademie  der  wissenscbafteo.  (Uäncken  1793» 
4.)  4,  419. 

2)  Seniores  prftpter   consiUnm    ördinandamj    minores    propter 
idem    consiünm   suscipicndum ,    et   interdnm   pariter    tractandum, 
et  non  ex  potestate,  sed  ex   pi^opria  mcntis   intellecta  Tel  senten-» 
tia  coilfirraandam.     Hinchak  e.  ^. 

3)  Similiter  si  propter  qilamlibet  Tcscendi  vel  intestigandi 
causam  quemcanqne  coayocare  Tolnissent,  et  re  comperta  disce- 
derct,    in  eorum  Tolnntate  manebat.     Hikcmar   c-  33. 

'4)    Nee  debent  ejusmodi  clerici  minores  snmmoneri  ad  pafMa« 
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während  jene  verpflichtet  waren,  aitf  ihre  kosten 
dem  geböte  des  Königs  zu  folgen,  mussten  diesen 
^e  kosten  der  reise  und  des  aufenthalts  am  hofe 
erstattet  werden  i). 

Diese  übrige  menge  konnte  also,  sobald  sie  eU 
liigermassen  zahlreich  oder  ähnlich  organisirt  war, 
wie  ip  dem  Englischen  Parliamente,  bald  anstatt 
der  Grafendipge  auftreten,  indem  sie  die  beschlüs£»e 
der  Grossen  'durch  zuruf  billigte,  oder  durch  eine 
äus^enua^  des  Unwillens  verwarf,  bald  konnte  sie 
zwischen  der  Beicbsvers^mmlung  und  d^i  versamm- 
Inngpn  4er  einzelnen  Grafschaften  vermitteln,  indem 
sie  in.  ?l^n  so  hohei^  gri^e  geeignet  >var,  den  Kö- 
nig ^^A  die  Grossen  mit  den  wahren  bediirfoisseH 
de$i  voll(.^  begannt  ssu  machen,  als  dem  volke  die 
bes^hlus^e  4er  ^e^i^versammluiig  asu  en^fehljen. 
At^n  konnte  Me  daher  ohne  weiteres  als  das  übrige 
Volk  neben  den  Bischöfen  und  Greifen  auffuhren  2), 
ja  man  konnte  den  Reichstag  selbst  eine  Ver- 
sammlung des    ganzen   volks   nennen  3).     In    d^e- 


mcntam,  seil  rex  talilms  pttitis  aiHtere  breTia  säa,  rogand« 
qaod  ad  parliamentum  avam  interesicnt,  ^^  niiUi  miueres  laiel 
siimaioiieri  nee  Tenire  debent  ad  parlMmeatam  rationc  teaurae 
Buae ,  nisi  eorum  praesentia  aliis  de  causis  fnerit  utilis  vel  ne* 
eessaria  ad  parliamentum ,  et  tuac  de  Ulis  fieri  debet,  sicnt  di* 
ctam  est  de  minoribus  clericis.     Nodos  ten.  pari.  c.  i*  3. 

i)  —  illis  tenetur  rex  ministrave  SMioplua  et  cxpensas  snas  de 
veniendo  et  morando  ad  parliamentum.     Rlod.   ten.  pari«  c.  i* 

S)  In  der  uberscbrift  der  lex  Alam.  beisst  es:  una  com  prin« 
cipibus  —  Tel  cetero  populo.  Aebnlicb  in  der  gcmeiosebalUtcbcn 
▼•rrede  der  leges  Ripnar.  Alem.  et  Bajnw. 

5)  (Tbeodoricns  1.  ao.  682)  conventura  magnnm  papnlomm 
babens  de  ntilitate  ac  tutela  regni  traetabat.  AnoaAM  vitn  S. 
Ansbert!    bei    du  Caasi»  script.    bist   GalL  i,  683.      Aucb   der 
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dere  Reichsversammlung  hielt,  oder  einzelne  grössere 
Provinzen  9    wie   z.  b.    Aquitanien,    Schwaben   und 
Baiern,  hatten  ihre  besondem  Herzoge,  welche  von 
dem  Könige  abhängig,  aber  über  die  Grafen  gesetzt 
waren.    In  den  beiden  erstem  ftUen  bildete  die  ver« 
Sammlung  nur  ein  bruchstQck  des  Reichstags,    und 
war  von  diesem  selbst  durch  nichts  verschieden,  als 
durch  den  umfang  des  bezirks,  auf  welchen  sie  sich 
bezog.        Eine    eigentliche    Provinzialversammlung, 
dem  Reichstage  untergeordnet,  war  nur  die  dritte 
art.      Aber  auch  sie   unterschied    sich    in    der  Zu- 
sammensetzung   und   ganzen    äussern    erscheinung 
schwerlich    von    jenen    erstem    beiden    gattungen. 
Zwar,    was  das  Bairische  und  Alamannische  volks- 
recht von  Volksversammlungen  sagen,   bezieht  eich 
meistentheils  nur   auf  die   Grafendinge  i).      Allein 
über  die  Provinzialversammlungen  der  Baiem   unter 
den  Agilolfingern  besitzen  wir  mehrfache  sehr  ge- 
naue nachriohten,  welche  uns  die  beschaffenheit  der« 
selben  aufdecken.      Im  j.  716  veranlasste  der  Pabst 
eine   Versammlung  der  Priester,    Richter  und   vor- 
nehmsten des    ganzen  volkes,    in  welcher    freilich 
zunächst   nur   die    kirchlichen    angelegenheiten    des 
Herzogthums  geordnet  werden  sollten  2).     Im  j.  739 


i)  Ipsum  placitam  fiat —  de  7  io  7  noctei,  qoaiiiUi  paz  parva 
est  io  provinoia;  qaando  antem  melior  est,  poat  14  noctea.  Lex 
Alam,  36 ,  2.  Ut  placita  per  Kaieadas  aut  post  15  dies ,  si  ne> 
eesae  est  —  Lex  Bajuw.  2,15.  $.^1.  EicHHoan  St.  u.  Boohtsgfesch. 
^.  75.  not.  c.  hält  freilich  das  conciliuni ,  ▼on  welchem  in  der 
erstem  stelle  noch  die  rede  ist,  far  Terschiedcn  Ton  dem  placi* 
tom,  und  somit  für  die  ProTinzialversammlung ,  aber,  wie  ich 
glaube,  ohne  grnnd. 

2)    Hahsiz  Germania  sacra,  1,  iiO.  iil. 
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wurden  vom  Pabste  die  kirchlichen  Verhältnisse 
Baierns  geordnet  mit  Zustimmung  des  herzogs  Odile 
und  der  Optimaten  der  provinz  i  )•  Herzog  Thas- 
silo  endlich  rathschlagte  über  geistliche  und  wehr 
liehe  angelegenheiten  mit  der  ganzen  versammlueg 
der  vornehmen  seines  Reichs  zu  Aschheim  im  j. 
763  2),  zu  Dingolfingen  im  j.  772  3),  und  zu  Neu- 
hing im  j.  774  4). 

Dass  ähnliche  Versammlungen  auch  In  dem  al« 
ten  Schwäbischen  Herzogthume  gehalten  wurden, 
davon  findet  sich  wenigstens  in  dem  Alemannischen 
volksrechte  eine,  obwohl  nicht  ganz  sichere  spur  ö)/ 

27.  Als  aber  die  altern  Herzogthümer  sämmt- 
lieh  vernichtet  waren,  sah  Karl  der  Grosse  bei  dem 
Ungeheuern  umfange  des  Reichs  die  nothwendigkeh 
vor  äugen,  eine  regelmässige  Volksversammlung  fiir 
grössere  provinzen  neu  zu  schaffen,  durch  welche 
er  eine  beständige  aufsieht  auf  die  Grafen  erhalten, 
und  zu  gleicher  zeit  dem  bedürfhisse  der  Deutschen 
Stämme  nach  einem  mittelpuncte  ihrer  Vereinigung 
eine  befriedigung  geben  könnte,  ohne  zugleich  seine 


i)     Habzheix  concilia  Germanica  1,  40. 

2)  S.  über  dieselbe  die  historischen  abhandlungen  der  Köiiigl. 
Bairischen  Akademie  der  Wissenschaften  Ton  1807.   1.  nro.  1. 

5)  Uric.  bei  Velsbe  rer.  Boic.  lib.  £(•  p.  543.  der  Lipptrt- 
sehen  ausg.  (August.  1777). 

4)  Mon.  Boica.  13,  506.  Vergl.  Wb$tbmrib»ee  beitrage  zur 
Taterland,  hlstorie,  gcographie  u.  s.  w.  1,  3  —  30.  und  MEanaca 
beitrSge  znr  geschichte  Ton  Baiern  s.  S83 — 29i.  Wbbeb  diss. 
de  ?era  ordinum  proTincialinm  epocha.  9,   4.  not.   3. 

5)  qnia  sie  convenit  duci  cum  omni  popnlo  in  pnblico  conet- 
lio.  Lex  Alam.  43,  5.  Einige  setzen  judici  für  daei»  Vergl. 
meine  alt  Deutsche  gericbtsverfassnog.  §.  18.  i.  121  f. 
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herrsohafk  über  die  ▼erschiedenen  slämnie  in  gefakr 
za  bringen.  Zu  diesem  zwecke  scbnf  er  eine  zwie- 
fache gattung  von  Provinzialversammlungen ,  welche 
sich  durch  die  art  ihrer  bemfung  und  lekong  un- 
terschieden, darin  aber  flberein  iLamen,  dass  sie  in 
ihrer  Zusammensetzung  durchaus  der  Reichsver- 
Sammlung  nachgebildet  waren.  Sie  waren  beide 
Versammlungen  der  geistlichen  und  wehlichen 
Grossen  i ) ,  in  deren  begleitung  ein  tbeil  des 
geringeren  Volkes  erschien,  um  einen  untergeord- 
neten antheil  an  den  Verhandlungen  zu  nehmen, 
gleich  wie  er  der  caetera  umiiUudo  in  der  Reichs« 
Versammlung  zukam  2). 

Die  eine  art  von  diesen  Versammlungen  wurde 
durch  Königliche  commissarien  3)  gehalten.  T)iese 
fikhren  nach  der  redeweise  jener  zeit  verschiedene 
namen,  von  denen  keiner  eigentüch  als  technische 
benennung  gebraucht  ist.  Missi  regii,  Missi  domi- 
nici,  Sendboten,  Sendgrafen,  des  Königs  Gewaltbo* 
ten,  Kammerboten  u.  dergl.  heissen  überhaupt  ab- 
geordnete des  Königs  ohne  nähere  bezeichnuug  des 
besondem  auftrags.  Gewöhnlich  ernannte  der  Kö- 
nig zu   diesem  zwecke  flu*  jede  provinz  einen  Bi- 


I)  —  cain  onmibofl  episeopis,  abbatibiify  coaitibof  ae  fat- 
tifl  iMstrifl,  adfocatis  nottris  ao  ▼iceconitibui  abbatiManm,  nee 
noD  et  eorum,  qui  propter  aliqoain  incTitabilem  necetsatatein  ipai 
Tenire  dod  possunt.     Gap.  ai.  825.  e.  98. 

%)  Et  habeat  vnusquisque  comes  ▼icarios  «t  eenfraarioa  aaas 
nee  Bon  et  de  prtmis  «eabineis  suii  trca  ant  quatuor.     ibideai. 

3)  Beispiele  aoleber  TenannlaBgen  In  Baiern  s.  in  Monom. 
Baic.  9,  18.  no.  9.  lllBicnEi.aEcn  bist.  Frising  1,  3.  no.  118, 
129.  434.  472. 


■n 
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sdiof  und  eineo  Grafea,  welche  ssusammen  in  ge- 
wissen' Zeiträumen  den  ihnen  angewiesenen  bezirk 
bereisen  sollten.  Regelmässig  sollten  sie  diese  uiu- 
reise  vier  mal  des  jahres  machen.« 

In  den  monaten,  wo  diese  Königlichen  bevoUmäch^ 
tigten  keine  umreisen  machten,  sollte  die  andre  art  von 
Versammlungen  gehalten  werden.  In  diesen  sollten 
nämlich  die  Grossen  des  landes  von  freien  stücken 
zusammen  kommen,  um  gemeinschaftlich  fiir  die 
ruhe  und  Sicherheit  des  landes  sorge  zu  tragen  i). 
Diese  art  von  Versammlungen  der  Grossen  ist  bis- 
her meistentheils  übersehen  worden.  Sie  ist  aber 
von  besonderm  Interesse  für  die  gesohichte  der 
Volksvertretung.  Denn  es  ist  eben  so  überraschend, 
als  wichtig,  schon  zu  dieser  zeit  durch  ein  gesetz 
ausgesprochen  zu  sehen,  dass  diejenigen,  welche 
auf  den  Landesversammlungen  zu  erscheinen  pflegr 
ten,  befugt,  ja  verpflichtet  wären,  auch  ungerufen 
zusammenzukommen,  wenn  es  die  noth  des  landes 
erheischte  —  eine  befugniss»  welche  das  ganze  mit-r. 
telalter  hindurch  unzählige  male  ausgeübt  und  aner-^ 
kannt,  seit  dem  ewigen  Landfrieden  aber  allmählig 
mehr  und  mehr  bestritten,  eingeschränkt  und  un^ 
wirksam  gemacht  worden  ist.    Ausserdem  tritt  nach 


1)  Ut  unusquüqae  massoram  nostrorum  in  plaeito  s^p  notum 
faciat  comitilitt« ,  qui  ad  ejus  missaticum  pertinent,  ut  in  illis 
mensibus,  quibus  ille  legationem  suam  non  excrcet,  con?eniant 
ioter  se,  et  communia  placita  faciant  tarn  ad  latrones  diatrin- 
gendos,  quam  ad  ceteras  jostitias  faciendas.  Gap.  5.  ai.  SIS.  e. 
12.  Comites  sind  nacb  dem  ganzen  zusammenbange  aUe,  die 
GrafenrecUte  «ben ,  also  dieselben ,  ^eicbc  ip  dem  cap.  ai.  8^5. 
c.   28.  genauer  aufgezähU  werden. 
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der  auflösung  der  Herzogthfimer  diese  art  der  ver« 
sammlangen  in  einigen  theilen  des  Reichs  in  einer 
eigenthtunlichen  weise  wieder  hervor«  Auch  diese 
erscheinung  hat  man  meistentheils  übersehn  oder  ver^ 
gessen,  und  da,  wo  man  sie  uidit  Übersehen  konnte, 
wusste  man  sie  nur  als  anomalie  aufzufassen,  da  der 
Zusammenhang  mit  altern  einrichtungen  verdunkelt 
oder  verloren  war« 

Die  einrichtung  der  regelmftssig  abgeordneten 
umreisenden  boten  verfiel  sehr  bald  Die  untemeh- 
mungen  der  Slaven,  Normannen  und  Mauren  maok- 
ten  eine  anordnung  nothwendig,  durch  welche  den 
bewegungen  der  Deutschen  kriegsv^er,  zumal  an 
den  gränzen,  mehr  einheit  gegeben  werden  konnte* 
Man  setzte  wieder  Herzoge  über  die  einzelnen  pro- 
vinzän,  und  fortan  gingen  die  geschftfie  der  Könige 
liehen  Kammerboten  auf  diese  Herzoge  über.  Auch 
die  Provinzialversammlungen  wurden  nun  von  den 
Herzogen  gehalten.  Indessen  die  geschiohte  der 
Herzoge  füllt  zum  grössten  theile  über  die  zeit  der 
Kai*olinger  hinaus,  und  steht  von  anfang  an  unter 
dem  einfhtsse  einer  erscheinung,  von  der  in  dem 
nächsten  abschnitte  besonders  gehandelt  werden 
soll.  Es  ist  daher  gegenwärtig  an  dieser  andeu- 
tung  genug. 

28.  Aus  der  bisherigen  darstellung  ergibt  sich 
also,  dass  die  theilnahme  des  volks  an  der  regio* 
rung  des  Fränkischen  Reichs  auf  einer  zwiefachen 
art  der  Volksversammlungen  beruhte,  den  Grafen- 
dingen, an  welchen  jeder  grundbesitzer  persönli- 
chen antheil  nahm ,  und  den  Reichs  -  und  Provin- 
zialversammlungen, deren  wesentlichen  bestandtheil 
nur  die  Grossen  des  Reichs,  die  Magnaten  oder  Op- 
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timaten  ausmachten,  lind  zwar  theils  geistliche, 
theils  weldicfae;  theils  majores  privilegin^  theils 
proceres  poiestaie.  Dabei  war  es  aber  wesentlich, 
dass  beide  arten  von  versanmihingen  auf  eine  art 
und  weise  mit  einander  in  Verbindung  standen, 
durch  welche  in  der  Reichsversammlnng  eine  ver« 
tretung  der  gemeinen  Freien  durch  die  Magnaten, 
zumal  durch  die  proceres  potestate^  vermittelt  wurde« 

Man  bemerkt  indessen  leicht,  dass  hierbei  ein 
an  zahl  sehr  beträchtlicher  theil  der  bevölkerung 
ganz  ausser  acht  geblieben  ist,  nämlich  ^nestheils 
diejenigen,  welche  keine  grundstücke  besassen,  und 
anderntheils  sämmtliche  Unfreien  und  Hörigen,  Die 
ersteren  kamen  in  der  that  gar  nicht  in  betracht, 
weil  in  jenen  tagen  ackerbaa  und  Viehzucht  die  ein« 
zigen  quellen  des  reichthums  waren«  Wer  von  diesen 
beschäftigungen  sich  nicht  unmittelbar  oder  mittelbar 
ernährte,  war  entweder  ein  angäUMger  eines  grund- 
besitzers ,  und  wurde  daher  in  der  Volksversamm- 
lung  von  diesem  als  dem  hausvater  vertreten,  oder 
er  fährte  eine  lebensart,  welche  so  wenig  ehren- 
voll war,  dass  er  kaum  als  statsbürger  beachtet 
wurde^  Diejenigen  aber,  welche  ackerbau  und  Vieh- 
zucht trieben,  waren  entweder  selbst  freie  grundei- 
genthümer,  oder  sie  standen  zu  einem  solchen  in 
einem  Verhältnisse  der  Unfreiheit  -cpder  Hörigkeit, 
denn  der  mangel  amt  baarem  gelde  verursachte, 
dass  man  an  ein  einfaches  pachtverhältniss  nicht 
denken  konnte«  Wer  daher  von  dem  ban  eines 
fremden  ackers  sein  l^ben  fristcB  wolhe ,  sah  sich 
genöthigt,  in  ein  abhängigkeitsverhältniss  dieser  art 
zu  treten. 

Die  Unfreien  und  Hörigen  aber  geriethen  in  den 
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ßpätem  zelten  des  Fränkischen  Reichs  in  eine  gans 
andere  läge,  als  die  war,  in  welcher  sie  in  den 
ersten  Jahrhunderten  standen«  Sie  befanden  sich 
Hrsprünglich  in  einer  unbedingten  abhängigkeit  von 
ihrem  berm ,  und  hatten  keinen  anspmch  auf  irgend 
ein  recht  gegen  freie  männer,  viel  weniger  gegen 
diesen  ihren  herm«  Sie  waren  den  hansthieren 
gleich,  welche  ihr  eigenthümer  schont,  weil  er  sich 
dadurch  ihre  brauohbarkeit  bewahrt.  Aber  im  laufe 
der  zeit  erlangten  die  meisten  von  ihnen  auf  den 
gutem  der  Grossen  eine  weit  vortheilhaftere  läge« 
Indem  sie  hier  angesiedelt  wurden,  um  gegen  ge« 
wisse  leistungen  den  acker  zu  bauen,  und  dadurch 
ihrem  herm  auf  dauernde  zeiten  eine  feste  einnähme 
zu  verschaffen,  gestaltete  sich  das  verhfiltntss  zwi« 
sdien  ihnen  und  dem  herm  zu  einem  fest  bestimm« 
ten,  von  einer  bleibenden  regel  beherrschten.  Da« 
durch  hörte  das  recht  des  herm  allmählig  auf,  ein 
ungeregeltes,  unbeschränktes  zu  sein,  und  aus  der 
herrschaft  wurde  ein  nutzungsrecht,  neben  welchem 
den  hörigen  eine  gewisse  Sicherheit  ihrer  existenz  zu« 
erkannt  war.  Das  recht  des  herm  wurde  zugleich 
ein  sdhLutzrecht ,  und  seine  nutzungen  erschienen  als 
nothwendige  zubehömngen  des  Schutzes.  Er  wurde 
ihr  Vogt,  ihr  Vormund. 

Aber  hiermit  gestaltete  sich  nun  auch  ihr  ver# 
hältniss  zum  State  ganz  anders.  Erlangten  sie  ein 
re^ht,  welches  ihr  herr  anerkennen  musste,  so  hat* 
ten  sie  eben  dadurch  einen  rechtszustand,  welchen 
der  stat  anerkannte.  Die  gesetze  fingen  an,  von 
diesen  ihren  rechten  zu  sprechen,  sie  an  rechten 
theil  nehmen  zu  lassen,  welche  sonst  nur  den  freien 
männem  zukimien.    Hierdurch  erhielt  die  frage  eine 
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andre  bedeutung :  welche  Stellung  diese  Unfreien  und 
Helgen  der  Volksversammlung  gegenüber  einnalimen? 
'  Die  von  dem  herm  geschützten  und  gegen  fremde 
vertretenen  personen  bildeten  srine  Familie«  Zu  die*» 
ser  gehörten  daher  nun  auch  die  Unfreien  und  Höri- 
gen ,  ja  sie  wurden  vorzugsweise ,  im  gegensatze 
zu  seiner  Verwandtschaft  9  zu  der  Genealogie  ,  als 
die  Familie '  bezeichnet.  Man  kann  daher  sagen, 
dass  die  Unfreien  und  Hörigen  in  der  Volksversamm- 
lung von  den  freien  männern  vertreten  wurden ,  in 
ähnlicher  weise,  wie  man  dies  von  weibern  und 
kindern  behaupten  darf.  Aber  sie  erlangten  bald 
sogar  noch  grössere  politische  rechte.  Auf  den  be- 
sitzungen  der  Grossen  bildete  sich  nämlich  allmäh- 
lich eine  Verfassung  aus,  ähnlich  der,  welche  in  den 
Grafschaften  zwischen  deren  Vorstehern  und  den 
gemeinen  freien  bestand,  und  welche  darin  ihr  we« 
sen  hatte,  dass  die  Unfreien  und  Hörigen  einer  sol- 
chen besitzung  eine  Versammlung  bildeten ,  ohne 
welche  der  herr  nichts  wichtiges  über  ihre  mitglie- 
der  beschliessen  durfte,  eine  Versammlung,  welche 
fast  in  denselben  Verhältnissen  neben  dem  herrn 
wirksam  wurde,  in  welchen  die  freie  Volksgemeinde 
iii  dem  Grafendinge  auftrat.  Auf  diese  weise  wur- 
den die  majores  privilegio  Vertreter  ihrer  Eigenen 
und  Hörigen  leute,  eben  so,  wie  die  proceres  pote-' 
State  Vertreter  ihrer  freien  untergebenen  waren ,  und 
es  bildete  sich  hierdurch  eine  ergänzung  der  Voljks* 
Versammlung,  welche  den  nicht  freien  gnmdbesitzern 
theilnahme  an  der  Verfassung  des  Fränkischen  Sta- 
tes gewährte. 

Es  kann  uns  daher  nicht  befremden,  wenn  wir 
seit  der  zeit  Karls  des  Grossen  hin  und  >vieder  spu- 
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ren  finden,  dass  onter  det  caetera  mulHiado^  wel* 
che  neben  den  Ghrossen  des  Reichs  in  der  Volks- 
versammlung auftritt,  aush  wohl  solche  unfreie  und 
halbfreie  lente  yorkommen*  Freilich  stehen  die 
nachrichten  dieser  art  sehr  einzeln,  und  sind  sum 
theQ  nicht  völlig  zuverlässig.  So  z.  b«  ist  die  ächt- 
heit  jener  Urkunde  über  die  Stiftung  der  kirche  zu 
Aachen  sehr  zweifelhaft,  in  welcher  gesagt  wird, 
dass  Karl  der  Grosse  zu  gewissen  beschlüssen 
durch  die  bitten  der  Freien  und  Unfreien  veranlasst 
sei  !)•  Auch  ist  die  Wahrheit  der  erzählung  ange- 
fochten worden,  nach  welcher  die  heidnischen  Sach- 
sen zu  ihrer  grossen  Versammlung  zu  Marklo  abge« 
ordnete  nicht  bloss  des  Adels  und  der  Freien,  son- 
dern auch  der  halbfreien  Liten  sandten  2).  Aber  die 
zeit,  in  welcher  jene  Urkunde  und  diese  erzählung 
geschrieben  wurden,  und  die  wenigstens  bei  der 
letztern  entschieden  noch  in  die  periode  des  Frän- 
kischen Reiches  ftllt,  muss  eine  solche  theilnahme 
eigner  und  höriger  leute  an  der  Reichsversammlung 
gekannt  haben,  wenn  überhaupt  jemand  daran  den- 
ken konnte,  von  derselben  als  von  einer  sache,  die 
bestanden  habe,  zu  schreiben.  Das  ist  wenigstens 
ausser  allem  zweifei,   dass  einige  Jahrhunderte  spä- 


13  -^coBsiUo  jpriQcipum  —  .rogata  Tero  Um  liberorum  qoam 
tcrvorum  in  plarimo  generali  couTenfu  in  di?ersiB  lacis  regni 
noslri  habito.     SfmAEr'  opera  diplomatica  i,  14. 

$)  Sunt  denique  ibi,  qui  illorum  lingua  Edlingi,  sunt  qni 
Frilingi,    sant  qni  Lassi  dlcantur»    quod  in  LaUna  sonat  lingaa: 

XlVobiles ,  Ingcnni .  atque  Servilea.  .  Statata  qmpqae  tempore  aUni 
bemel  ex  singulis  pagis»  atqqe  «x  iisdem  ordinibns  tripartiti«, 
«ingillatim  Tiri  12  electi  et  in  unum  callecli  —  exerccbant  gene- 
rale concilitimt     lluca*i.ai  fita  Leboini.  o«  II. 
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ter  eine  klasse  dei^  Unfreien  ^  welche  sich  freiUeh 
hoch  über  die  andern  ^  ja  über  die  gemeinen  Freien 
erhoben  hatte,  die  Dienstmannen  oder  Ministerialen 
der  Fürsten ,  oft  in  grosser  zahl  an  den  Reichsver« 
Sammlungen  theil  genommen  hat  i). 


WIRKSAMKEIT    DER    FRANKISCHEN    VOLKS^ 

VERSAMMLUNGEN- 

29«  Die  thätigkeit  allel*  dieser  Versammlungen 
kam  in  allen  stücken  der  gleich,  welche  wir  oben 
bei  den  Deutschen  vor  der  herrschafi  der  Franken 
kennen  gelernt  haben.  Zuvörderst  finden  wir  bei 
den  Franken  den  unterschied  wieder  zwischen  einer 
Versammlung  der  Fürsten,  welche  die  weniger  be- 
deutenden gegenstände  behandelt,  und  einer  voll- 
ständigen Volksversammlung,  welcher  die  wichtige« 
ren  Sachen,  vorgelegt  werden.  Diesen  unterschied 
finden  wir  sowohl  in  den  Reiclxs-  und  Provinzial- 
versammlungen ,  als  in  den  Grafendingen. 

Die  Fränkischen  Könige  hatten  einen  Rath,  mit 
welchem  sie  die  angelegenheiten  des  Reichs  zu  be- 
sprechen pflegten.  Dieser  bestand  aus  geistlichen 
und  weltlichen  Grossen  2;,  und  der  Erzkapellan  und 


i)  —  Omnibus  cdmUibas  et  nobilibus  impcrii,  ntt  non  et  ec- 
desiarum  minidf erialiiiat ,  qui  nmlti  pracsentes  erant.  Urk.  Meh- 
rerer geisU.  Fürsten  t.  i^M  in  Origmeg  Gnelficae  5,  681. 

2)  Gonsiliarii  autem,  fjaantani  possibile  erat,  tarn  derlei,  qaam 
laici,  tales  eligebantnr  cet.     HiNcnAk  de  ord.  pal.   Cv  51. 
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Erzkämmerer ,  jener  als  das  hanpt  der  Beichsver'^ 
waltung  in  geistlichen  dingen,  dieser  als  der  vor* 
Steher  des  ho&tats  und  der  Königlichen  besitzungen 
nnd  einkünfte,  waren  beständige  mitglieder  dessel* 
ben  0*  Allen  Räthen  war  geheimhaltung  dessen  zur 
pflicht  gemacht,  was  ihnen  anvertrauet  wurde  2). 

Dieser  Füi*stenrath  war  nun  zwar  van  dem  Kö* 
nige  nach  seiner  willkur  erwählt,  und  daher  eine 
Regierungsbehörde,  welche  zunächst  nur  durch  den 
auftrag  des  Königs  berufen  war,  im  interesse  des 
landes  rath  zu  ertheilen,  weil  das  interesse  des 
landes  mit  dem  des  Königs  eins  war,  oder  wenig» 
stens  eins  sein  sollte  3).  Er  war  also  nicht  eigent- 
lich als  ein  ausschuss  der  Reichsstände  zu  betrach- 
ten. Aber  bisweilen  trat  er  zusammen  mit  der  Ver- 
sammlung der  Magnaten,  um  mit  ihr  die  allgemei- 
nen angelegenheken  des  Reichs  zu  besprechen, 
ohne  dass  dabei  die  übrige  menge  zugelassen  wurde» 
Eine  solche  Versammlung  bildete  sich  gewöhnlich  im 


1)  ApocrUiariuS  antein,  id  est  capellanns,  Tel  palatü  custos 
et  camerariafl  flemper  intererant    HiRCMAm.  c.  32. 

2)  Eiecti  autem  cotisiliarü  una  com  rege  hoc  inter  le  prinei* 
paliter  constitutum  habebant,  ut  quicquid  intcr  se  familiariler 
locuti  fuissent,  tarn  de  statu  regni,  quamque  de  speciali  cujus- 
libet  pei<aDna,  nullns  uimt  coMensu  ipsorum  cuUibet  doincstico 
Tel  enicunque  alteir«  ptrodere  debufisset,  tecuadttm  koc,  ^piod  rH 
eadem  ^ive  die»  »iw  daobiu,  aive  amplu»,  sea  amium,  Tel 
etioan  in  petpetao  odari  vel  sub  sileotio  nanere  necesse  CiiisMt* 
HiiHmAB.  c.  51. 

Z)  Ordinaada  igitar  sunt  prim«  ncgolia  prtncipumy  iutanda 
saltts,  defendenda  Tita.  Sicque.  ia  atala  et  nrgotits.  plebium  ar4i- 
«atio  dirigendji,  «t»  du«  salaa  computeas.  proapicitnr  regui«, 
fida  taientibu*  tencatar  salvatio  p#f^ttlor«m.  Lex  VViaigatb»  % 
1.  c.  4. 
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herbste,  wetm  die  Grossen  zu  hofe  keimeii,  «m  dem 
Könige  ihre  geschenke  darzubringen.  Es-  kam  da^ 
bei  nicht  a«f  Vollständigkeit  der  yersatnml«ng  an^ 
denn  äas  wichtige  sollte  nur  vorbereitet,  bei  den 
minder  wichtigen  Sachen  nur  der  rath  einer  gtossen 
anzahl  ans  den  ersten  des  Reichs  gehört  werden. 
Eben  daher  wurden  diese  letztem  ebenfalls  gleich 
den  Käthen  zum  gehörsam  verpflichtet,  und  häufig 
fand  es  die  Versammlung  selbst  nöthig,  dass  eine 
von  ihnen  besprochene  angelegenheit  noch  vor  die 
volle  Reichsversammlnng  gebracht  werde,  weil  man 
entweder  nichts  ohne  die  abwesenden  Grossen  nn 
beschliessen  wagte,  oder  audÜ  die  stimme  des  volks 
zu  gewinnen  für  nöthig  hielt  i). 

Denselben  unterschied  zwischen  einem  Rathe 
auserlesener  männer,  dem  allenfalls  noch  einige  von 
den  vornehmern  zur  seite  treten,  und  der  versamm* 
lung  des  gariz^  volks  finden  wir*  in  den  Grafendih-^ 
gen.  Hier  bilden  die  Schöben  den  stehenden  Rath 
des  Grafen  für  die  geringeren  sachen,  und  mit  die- 
sen treten  häufig  die  unterbeamten,  als  Centenarien, 
Vicegrafen  u.  s.  w.  und  die  VasaUen  desselben  oder 
des  Königs  auf. 


I)  Ceterüm  autem  propter  dona  gcneralitev  clanilft  «lia4  pl«- 
citum  e^m  senioTibiis  tantum  et  praecipuis  e^nsiliatiia  habebatnr» 
In  quo  jam  futvri  anDi  status  tractari  ineiprebatur.  —  «ob  ailen- 
tio  Ibi  iDFentain  coDgilio.  —  In  ipso  autem  placito  (seil,  gene- 
rali), 81  quid  ita  exigeret  vel  propter  satisfactionem  ceteroram 
geniorum,  Tel  propter  non  solwm  mitigandum  4  ¥crum  ctiam  ac- 
ceDdendum  animam  populornm,  ac  si  ita  prins  cxinde  praeeogi- 
tatam  nihil  faiiset»  ita  nunc  a  novo  consilio  et  consensu  illoram 
et  invenirator,  et  cum  magnattimis  ordo  Domino  dncc  perftcere^ 
tttr.    IfiNCMAa  c»  50« 
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Sn.    Betrachten,  wir  nim  die  eiilzelhen  fiüle,  ia 

denen /^die  Wirksamkeit  der  Volks Versammhmgeki  sick 

2ei!^,  ^sofindctn  wir  diese  letztera  zuvOrdei*st  thätlg 

als  Geliebte.    Ihre  au%abein>' dieser  besiehukig  ist, 

frieden  za. stiften  und  zu  erhalten,;  also  streitigkei- 

!     ten  beizulegen,    und   Verbrecher   zu   «trafen    o'der 

I    zur  bussfe  «anBuhalten  i)«      Die  'Grafi^ndinge  kennen 

I    wir  yd^czug^weise  in  dieser  thätlgkeit;  ja  wir  ken«- 

{    nen   sie    kaum    in   einer  atndem»      Aber  auch   die 

I    Reichsversammlung  bildete. ein  geridbjfc,    und    ztvar 

1    in    zwiefacher    weise,,   theils,'     wenn   bes^^bwerde 

t    gegen,  disn  aussprach  eines  Grafen  erhoben  war^e, 

thinls  wenn  übet  personen  zu  richteli  War,    welche 

ni^ht  unter:  dem    Grafendinge    standen ^    also    über 

I   Streitigkeiten   der  Grossen,    oder  auch    ganzer    ge- 

j  meinden.     Streitigkeiten  der  lelatern  art  kamen  na- 

l  mehtUch   in  Frankreich .iniJDht;  seltea   vor,  '^o.die 

{  Städte  ihre  Röihisehe  :g)enieindev6i!fassw3gr>]n  gewfsf- 

,  sem  grade  bewahrt  hatten  ^  und  dadurch,  schon  ia 

j.  jener  zeit  selbständig  genug  da^anden ,    um .  einanf- 

.  der,  gleich  wie  es  eiitzelne  Grosse  tbalen,  •  befeihdeift 

^  zn  können.      So  liest. man  bei  Gregor  von  Toürs^ 

wie  Orleans. und  Blois  g^Qn'Ghateaudun  und  Gbar* 

tres  auf  eigne  band  krieg  führten  2 ). :  JQier  t^at  nun 

aber  vorzugsweise  der  unterschied  zwischen  geriu- 

■'  —  I  *      I   ■  i .   ■ .    t  ,  t       ' 

I)     Ut    plaCita   fiant  —  ad   causam   inquirendas ,    ut    sii  pat   In 

provinol«.     Lei   BajtiT.    2,  IS.  «—  Üislringat,'  ut    ueglcctuni    ito* 

Hat,    nee  siot  sine  Ifge»    Qcc  inalcdicant  ducem  nre  uopulum  tcr. 

rae,  sed  in  omnibus  s\i  disclpliua,    ut  qui  robelles  sunt»    de   lua- 

Jis    se    abstineant,     et    qui    boui    sunt,     pacem    possidcanf.       Lex 

.Alam.  56,  5. 

2)      Gregob.    Turoiv.  7,    9.       De    Landine    les    rfats     gnierauY. 
(Paris  1789.  8.)  p.  140. 
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gern  und  wichtigern  fSUen  Hervor.  Die  geringem 
lälle  konnten  von  dem  aiföerlesenen  Bathe,  von  ei- 
nigen vrentgen  standeiägenossen  gescblichtet  werden, 
man  konnte  sie  jedoch  auch  vor  die  Versammlung 
aller  bringen,  wenn  diese  eben  s^ugegen  war,  mid 
sich  mit  denselben  befassen  wollte.  Auch  wurde 
die  anwesenheit  der  Grossen  wohl  in  der  art  fo&* 
nutzt,  dasB  der  König  aus  ihnen  nur  die  n^thigen 
Schöffen  auswählte  und  mit  diesen  gericht  hieh, 
während  die  übrigen  rath  pflogen.  So  sass  Ludwig 
der  Deutsche  zu  Mainz  im  j.  852  mit  den  wehlichen 
Grossen  zu  gericht,  während  die  Geistlichkeit  ein^ 
Synode  hielt  i).  Die  wichtigem  fälle  dagegen  durf 
ten  nur  von  der  ganzen  Volksversammlung  ge- 
schlichtet werden. 

Solche  wichtigere  fölle  waren  aber  vorzugsweise 
die,  bei  welchen  es  an  leib  und  leben  ging,  sofern 
nicht  etwa  ausnahmsweise  ein  rascheres  ver&hren 
«tatt  fand.  Es  sind  uns  namentlich  mehrere  erzäh- 
lungen  aufbewahrt,  nach  welchen  die  Fränkische 
Reichsversammlung  todesstrafe  über  Grosse  des 
Reichs  verhängte.  So  verurtheilte  die  Reichsver- 
sammlung zu  Ingelheim  im  j.  788  den  Bairischen 
Herzog  Thassilo  wegen  hochverraths  zum  tode, 
Karl  der  Grosse  aber  liess  gnade  ftlr  recht  er* 
gelm,  und  begnügte  sich,  ihn  des  Herzogthums  zu 
berauben.  Im  j.  906  erlitt  Graf  Adalbert  nach  dem 
urtheile  der  Reichsstände  den  tod,  weil  er  trotz  des 
gebotes  des  Königs  Ludwig,  des  Kindes,  die  Ba* 
benberger  fehde  nicht  eingestellt ,  und  sich  auf  dem 


I)     RuoDOLFi  FuLDENSis  aou.  ad  a.  852. 
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Reichstage  zu  Tribur  nicht  efaigefunden  hatte,    um 
dort   die    beilegnng  seiner  Streitigkeiten    zu  envar« 
ten  1)«     Auf  dem  Reichstage  sn  Regensbnrg  im  j« 
•861  ivnrde  einer  der  angesehensten  nnter  den  Gro- 
ssen, namens  Ernst,  wegen  treulosigkeit  aller  seiner 
ehren  beraubt  2).    Im  jähre  899  wurde  eine  Königin 
Uta  —  man  weiss   nicht,    ob  des   Lotharingischen 
Zwentibold,    oder  des  Kaisers  Amnlf  gemahlin  — 
des  ehebmchs  beschttidigt,   und  musste  sich  nach 
dem  ausspräche  des  Reichstags   zu  Regensburg  mit 
72  eidhelfem  rehiigen  3).      Auch   Karl   der   Dicke 
hatte   im  j.  887   seine  gemahlin  Riehardis  vor  einer 
Tersammlung    der   Grossen    desselben    Verbrechens 
beschuldigt«    Sie  erbot  sich  zu  jeder  art  des  Gottes- 
urtheils,  welches  dem  Könige  genehm  sein  würde, 
ging  aber  dennoch,  nachdem  sie  von  ihrem  gemahle 
geschieden  war,  in  ein  kloster  4). 

Femer  gehörten  zu  den  wichtigern  suchen  die- 
ser art  recbtsstreitigkeiten  um  freie  liegende  gflter. 
Dies  ist  wenigstens  hinsichtlich  derjenigen  guter 
ausser  zweifei »  welche  den  Grafenduigen  unterwor- 


i)  -^  in  pruesentia  toUns  exerdtoSy  toaniboi  vuietii  «ililoclaf, 
oniDibus  adjudicantibus,  cttpitalem  sascepit  sentcntiim.  Kegino- 
7I1S  cbron.  (Pertz  I,  613).  —  babito  judicio  principuiu,  c[ai  ad- 
fucrc,  decreto  capitalem  sabÜt  sententiam.  GhroDOg^aphus  Saxo 
ad  a.  908.  bei  Leibkitz  accessidnes  hifloricae.  i,  140. 

2)  —  cODVentam  babuit  in  Regaueaburg  —  in  qno  Brnnstani, 
«ammatem  intar  omues  optimates  siiasy  qaasi  iafidelitalis  reum 
publicis  privavit  bonoribns.  Anii.  Fuldcaaca  ad  b.  a.  (Pearz 
t,  574). 

5)  —  jaxto  primorum  praesentiiMn  judiciam  72  jurantibus  dif- 
linitnn  comprobatur.     Annales  Fuldenses.     (Peetz  i,  414). 

4)     Regimo  cbron.     (Peetz  1 ,  597). 

6* 
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fen  waren.  E».  lässt  sich  aber  aucb  arnieümen, 
dass  rechtsjstpeitigkeiten ,  welche  die  'Grossen  des 
JRetchs  unter  einander  hatten,  vor  die  Reichsver^amm.- 
king,  oder  wenigstens  vor  die  Provinzialversanbm* 
lang  geborten^  wenn  sie  liegende  guter  betrafmi. 
Es  war  überhaupt  eine  der  ersten .  aufgaben  dieslsr 
Versammlungen ,  den  frieden  im  Reiche  oder  in  :der 
Provinz  herzustellen ,  und  dies  geschah  namentlich 
durch  beilegung  solcher  Streitigkeiten,  welche  zu  eir 
ner  offenen  fehde  fähren  konnten,  oder  gar  schon 
dazu  geführt  hatten.  Die  Versammlung  trat;. dann  in 
der  regel  zunächst  vermittelnd  auf,  und.ierat,  wenn 
diese  vermittlang  nicht  angenommen  wurde,  fällte 
sie  einen  wahren  richterspruch. 

Dass  nun  aber  in  allen  fallen.  Wo  die  Volks- 
versammlung als  gericht  auftrat,  dieselbe  nicht  bloss 
einen  rath  zu  geben,  sondern  wirklich  zu  entschei- 
den hatte,  so  dass  der  König  in^^der  regel  dieser 
enti^cheidung  folgen  musste,  wo  er  nicht  etwa  be- 
gnadigen konnte ,  das  bedarf  hier  keiner  näherti 
ausführung.  Es  ist  bekannt  genug,  und  ausserdem 
hat  diese  art  der  Reichsständischen  thätigkeit  für  un- 
sern  zweck  nur  ein  untergeordnetes  interesse. 

31.  Die  übrige  Wirksamkeit  der  Volksversamm- 
lungen, bei  welcher  sie  nicht  gerade  als  gericht 
erscheinen,  ist  kurss  bezeichnet  mit  den  worten: 
sorge  für  das  wohl  der  Kirche  und   des  Reichs  i). 


4)  Auch  für  die  ProvinzialTersamiBlung^co  gibt  Ludwig  der 
Fromme  die  irratructioti :  primum  Cliristinane  religioni^  et  ecci«« 
siastici  ordinis  collatio  fiat.  Deiiide  inquirant  missi  nostri  ab 
universis,  ({iialiter  aniisquisqae  —  officium  sibi  oommissom  sccun« 
dum  Dci  volinifafom  ad  jussioncm  uostram  adminislret  in  populo. 
Cap.  ai.   825.  c.  29. 
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Was  darin  enthalten  ist,  lässt  sich  nur  durch  ein* 
zelne  beisptele  erläntern ,  eine  ^iiaaere  bestimmnng 
kann  man  allj^emein,  ohne  be^iehan^  auf  besondei*« 
verblihnisse,  niebt  gebna  l).  Hier,  sind  drei  arten  der 
thSti^keit  d^r  Volksversamniliing*en  nlUier  au  be«- 
traefaten,  welche  besonders  hervortreten. 

Die  erste  -ist  die  gesetzgebung«  Es  ist  schon 
dben  erwähnt  worden  ,  dass  von  gesetzen  der 
gmndsatz  galt:  iea:  eottsensu  populi  ßt  et  comtiiu^ 
Hme  regis,  und  es  ist  zugleich  erinnert  ,  dass 
dabei  nur  an  eigentliche  gesetze  an  denken  sei, 
nämlich  an  vorsdiriften^  durch  welche  ^oe  allge- 
meine rechtsregel  aa%estellt  wird.  Daher  verweist 
Karl  der  Grosse  einen  beamten  wegen  einer«  redits- 
frage  9  fiber  welche  er  keinen  anfschluss  in  dem  Sa* 
lischen  gesetze  finden  werde,  an  die  allgemeine 
Versammlung  des  Kdnigs  2).  Indessen-  hatte  man 
Schon  damals  gelegenheit ,  zu  erkennen ,  .dass  eine 
übermässig  grosse  und  aus  den  verschiedensteh  olas- 
sen  des  Volks  ensanunengesetate  versammlang  nicht 
sehr  geeignet  sei,  gesetze  zu  berath^»  .Idan  er- 
nannte daher  zur  abfassung  grosserer  gesetze  ge- 
wöhnlich eine  besondere  .commissioo,'  und  liess  diesel- 
ben nachher  im  allgemeinen  vom  volke  bestätigen  ^), 


i)  Solche  Leispiele  enthSit  folgende  beichreibung:  Singulis 
annis  in  Kai.  Martis  generale  cum  oinnibu»  Francis  «ecnndum 
priseovnm  consaetndinem-  coucilinm  agebat  -^  In  quo  —  ab 
Omnibus  optimafibns  FraneorumdoMriis  aeoeplis,  vcrboqtte<  pro 
pace  et  dofeilsione  ecoleiiarum  Oei.,  et  poplIlornH»  -et  viduavnm 
facto,  raptnqüe  femtnamm  et  inoendio  solide  decreto  iutocdicto 
etc.     Annal.  Mcttenses  ad  a.  ß&i. 

i)     Cap.  6.  ai.  805.  c.   2. 

3)     Prol.  ad  leg.  Snlioa«.       . 
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oder  auDh,  ma»  rathsohlagte  allein  mit  d^n  Gro- 
ssen i).  Die  Westgothtsche  samihlttng  Spricht  hier^ 
über  ganz  ähnliche  gnindsHtze  aus  2).  Die  theil- 
nähme  der  Volksversammlungen  mi  der  gesetvger 
bung  hatte  aber  in  vielen  fällen  eine  eigenthämtiohe 
natur,  indem  dieselbe  entweder  als  gefichtÜGhe  thä*- 
tigkeit,  oder  auch  als  vertrag  mit  dem  Könige,  oder 
dem  Vorsteher  der  Grafschaft  erschien.  Das  erstere 
war  dann  der  fall,  wenn  der  zweck  des  gesetzes 
nicht  war ,  etwas  neues  anzuordnen ,  sondern  einen 
zweifelhaften  rechtsgrundsatz  festzustellen.  Dantn 
wurde  das  gesetz  nicht  sowohl  gemacht^  als  von 
dem,  der  die  Versammlung  leitete,  erfragt,  und  ihm 
von  der  Versammlung  gefunden  und  gewlesen.  Die^ 
«es  war  es,  was  man  dictare  legetn,  und  spftler  rwht 
weisen  nannte« 

Die  form  eines  Vertrages  nahm  das  gesets  mehr 
dann  an,  wenn  es  neue  rechtsregeln  aufstellte  3), 
zumal  wenn  es  dinge  betraf,  welche  dem  volke  im 
gegensatze  gegen  den  König  neue  vortheile  ge« 
währten.  Aber  auch  dann  bediente  man  sich  dieser 
form,  wenn  der  König  nur  bestehende  rechtsgrund-^ 
Sätze  anerkannte,  um  dem  volke  die  aufreehthaltnng 
derselben  und  die  entfernung  alles  ungerechten 
druckes  zuzusichern.      Auf  dergleichen   gesetze    in 


/ 


1)  Ij€x  Burgund.  praef.  et  €•  79, 

2)  Formandarum  ergo  avtifex  legum  —  erit  io  adittventione 
Deo  sibique  taotummodo  consciat,  cooailio  prbbis.  et  paocit  ad- 
inixfiis,  assenstt  civlbus  populis^ue  coinmuuis;  ut  «lieiuif  proYiaor 
flalutis,  commodius  ex  uoivenali  consensu  eserceat  gabevnaoulum, 
quam  ingerat  ex  singulari   polestatc  jadictum.     Lex  WisigQlb,  I, 

.  c.  o. 
5)     —  quia  sie  convcnit  duci  et  populo.     Lex  AJam.  41^3. 
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form  TOn  yortrfigen  haben  die  Deutscheu  vOlker  von 
jeher  den  grössten  wertb  gelegt,  ungeaohtet  diesel- 
ben oft  nichts  mehr,  als  die  allgemeinsteo  sitsiche- 
rangen  enthielten,  Zusicherungen,  die  sich  auch  ohne 
das  von  selbst  verstanden  hätten.  Sie  bilden  die  alt- 
hergebrachten freiheiten  und  Privilegien  des  Volkes, 
deren  aufrechthaltung  in  späteren  selten  als  die 
wichtigste  aufgäbe  der  Landst&ndisohen  vereine  an- 
gesehen wurde.  Den  Franken  gab  schon  König 
Chlotar  ums  jähr  B60  ein  solches  gesetz,  worin  er 
vor  allem  versprach,  dass  das  herkömmliche  recht 
aufrecht  erhalten,  von  den  richtern  gereclit  und  bil- 
lig geurtheik,  und  kein  angeklagter  ungehörC  ver- 
dammt werden  solle  i).  Die  Friesen  erklärten  es 
für  eine  gäbe  des  Königs  Karl  des  Grossen,  dass 
niemandem  sein  gut  genommen  werden  dfirfe,  so 
lange  er  es  nicht  verwirkt  habe  2), 

Diese  beiden  gesichtspuidiLte,  aus  denen  die  ge- 
setze  betrachtet  werden  konnten,  waren  liäufig  nicht 
einmal  genau  von  emander  geschieden,  sie  waren 
aber  so  gewöhnlieh,  dass  es  niemandem  einfiel,  zu 
behaupten,  nur  der  König  habe  das  recht,  mit  der 
Volksversammlung  in  dieser  weise  rechtsgrundsätze 
aufzustellen.  Vielmehr  hielt  sich  jede  Volksver- 
sammlung des  kleinsten,  wie  des  grössten  bezirkes. 


')     *~~  juhemas   ut  in  ommbus   causis  «Qtiqtti  juris  forma  ter* 
vctur,    et  Dulia  scntenlia  a  quolikct   judicuiu  Tim    firmilati»  obtr- 
aealy    quae  modum  legis  alquc  aequitalis  excctlit.  —     Si  cjuis   ia 
aliquD  crimiDe   fuerit  accusatus,    nou  coudcmtielur  pruitus  iiiaudi 
tiis.     Coostit.  Cklotarii  c.  I.  3. 

^)  TbU  18  tlüu  forme  liodkest  and  thes  kyniug  Kerles  jeft, — 
thct  allera  mouua  ek  an  sine  godc  bisitte,  aUa  longo  sa  bit 
UDforwrocht  bcbbe.     v«  nicnTnoFisn  Fries.  Iiccblsi|Uflleu.   s<  2.  5 
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daKU  eriuäcliAigt  AJber  freilich  Bannte  man  sofehef 
recht$bestimmang«n  dann  keine  .gesetze,  sondern 
Willküren V  leatkiiren,  pUbUcHa  i),  auch  landrechte 
nnd  dergleichen. 

32.  Noch  «ind  zwei  andere  arten  hervorzuhe* 
ben  9  wie  die  Volksversammluiigen  für  das  beste 
der  Kirche  nnd  des  Reichs  thätig  wurden.  .  Sie  ent^' 
sprechen  dem,  was  schon  oben  nach  der  evzählung 
des  TacHus  mitgetheilt  wnrde. 

Die  alten  Deutschen  wählten  in  ihren  Volksver- 
sammlnägen  ihre  Vorsteher ,  ihre  Prmcipes.  Dieser 
gnindsatz  hat  sich  im  Fränkischen  Reiche  erhaltien, 
freiKch  bei  der  Monarchischen  Verfassung  desselben 
in  elftem  sehr  beschränkten  masse.  Mati.miiss  hier 
unterscheiden-  zwischen  dem  Könige  und.  den  Vor- 
stehern der  einzelnen  Provinzen.  Da»  Königthnm 
war  zwar  im  ganzen  erblich,  jedoch,  wie  es  scheint^ 
nur  in  dem  sinne;  dass  die  wähl  des  Volks  sidb  an 
die  erbfolgä  halten  musste,  so  lange*  der  nächste 
erbe  zur  regierung  tauglich  erschient).  .  Daher 
pflegten  die  Könige  gern  bei  ihren  lebz^ten  ihre 
söhne  zu  nachfolgern  ernennen  zu '  lassen.  So  er» 
hob  Dagobert  seinen  söhn  Sigebert.zu  Metz  mit 
rath  und  einwilligung  der  Grossen  zum  Xösoige  von 
Austrasien  3).     Pippin,    der  selbst  durch  wähl  des 


1)  —  jura  priDcipum  —  in  srntentiis  conveuieudis',  dictaiKlis, 
prononciandis  in  jarc  cWili  et  plebiscito,  qtiod  Ttilga  dicitur 
Jandrcobt.  Urk.  R.  Heinrichs  VII.  für  Bertbold  von  Henneberg' 
V.  j.  1510  bei  Lunig  coUectio  uova  von  der  landsässigen  niltcr- 
scbaft  2,  57. 

2)  Andrer  melnung  ist  Eicnaoan  nccbtsgescb.  %•  82.  lo9. 
(I,  419.  622  f.). 

5)     «^  cum  cousilio   pontiflcam   scn  et  procerum,    omikiliasii^« 
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vdlks  den  tliroh  bestiegen  Imtte  l)j  berief  knc»  tot 
seinem  tode  dte^  Grossen  des' Reiehs,  und  Tadischla^te 
mit  ihnen  über  die  nachfolge  seiner  söhne  2).^  Auch 
Ludwig  das  Kind  wurde  nach  selnei»  vtHerB  Arnulf 
tode  von  den  au  Forchhefan  versammfelten:  Groi^sen 
zum  Könige  lerwälüt  3).  Seiner  Jugend  Wetgen  schien 
die  wähl  nicht  ohne  bedenken  4),  aber  schon*  vor 
seiner  geburt  hatten  die  Grossen  den  bastarden 
Arnulfs,  Zwentibold  und  Ratold  die  nachfolge,  nur 
unter  der  bedingung  zugestanden ,  dass  Arntilf  kei* 
nen  rechtmässigen  erben  hintc^rlassen  würde-  5);. 
Auch  die  theilungen  des  Reichs  würden  bestäujjig 
mit  zus&iehung  des  Reichstags  angeordnet,  weil  da^ 
durch  bestimmt  wurde,  wer  in  jedem  theile  des 
Reicbs  heirschen  solle.  Endlich  wurden  auch,  den 
unniünd%eD  JKömgen  von  dem  volke  Reicbsvenvie«er 
gesetzt  6).  .'if'J.- '. 

Diese  grundsätze  über  die  thronbesieigunl;  der 

I  I.W 


■•.i. 


'•*   * ' ' 


primatibus  regni  sui    conseDt|eutibii8.Sjgibei;tum^    filium  .suttm|  in 
$     Austeris  regem  sublimaTit.     Fbeoegar.  cbron.  c.  7^..  ' 

^  f^  —  una  cum'cottsili^' ei  toiisensu  biiiiiii^i  i^rancorü'ib  ibiWä 
relattone,  a  se^e  Apo^totica  atidoritilte  ^ 'jHrrfcbpta ,"  ptawelfeM 
Pippüftus-  electioae  totias  Framciiie  i«.  s«A«iii  regni  c«m  coiifecrn^ 
tione.  episcApqrum  et  subjecticme  jßjriucipuiii '  —  sub^imütor.  in 
regno.      Feedegar.  contin.  c.  117.^     ,  .-,      t 

^)      llmcMAR  instrtictio  novi  regis  ad  Ludov.  Bplbum  c.  9. 

3)  Procercs    et  optiiirates   —   LudoTicum  —  regetd    süpeir   se 
^    creaut.     Regimo  chron.  ad  a.   900.     (Pebtz   I,  609). 

4)  Litera  Hattonis  bei  Hund  metropolis  Saligbur.  t,  47. 

^*        S>      Vergi,   übrigens  SoAemm  GesebicbCe   d«r   DeuUcbe* -ReUbs- 
'^  ta^e*  (H«il«>t76a  8.)  I,  160  f.  •  •.    * 

6)     —    in    infantia    Sigtberti    omii«3s    Aaafrasii .  covi    ellgertont 
"    Cbrodioam    majorem' -dooinfl.     GaE«^  TuaoNc:.>li|i8t.   Ffänoor.  epito- 
mala    c.  £»8.     Bovquet-S,  403.  ■•<;-'  i«- •  * 
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Fränkischen  Könige  erklären  zugleich ,  wie  die 
Schriftsteller  jener  zeit  bald  von  entschiedener  erb- 
lichkeit  des  Königthums,  bald  von  unbedingter  wähl 
durch  die  Grossen  reden  konnten.  So  lässt  Regino 
Karl  dem  Dicken  die  regierung  von  Gallien  und 
Deutschland  als  eine  ererbte  antragen  i).  Dagegen 
ist  anderwärts .  von  der  theilung  von  Verdun  die 
rede,  als  ob  sie  nicht  von  den  Königen,  sondern 
allein  von  den  Grossen  des  Ileichs  gemacht,  worden 
wäre  2)«  Eben  daher  hielt  sich  aber  auch  die 
Reiehsversammlung  befugt,  einen  untjäuglichen  Kö* 
nig  ab,  und  einen  tauglichem  an  dessen  stelle  zu 
setzen.  Dies  scheinen  die  thronbesteigungen  Pip« 
pins  und  Arnulfs  zu  bestätigen,  obgleich  nicht  zu 
leugnen  ist,  dass  aus  solchen  begebenheJten  nioht 
immer  auf  einen  bestehenden  reehtsgrimdsatz  ge-* 
schlössen  werden  darf. 

Dieselben  grundsätze  scheinen  bei  den  ^awi- 
sehen  Völkern  gegolten  zu  haben.  In  Böhmen  ist 
es  wenigstens  bekanntlich  bis  in  das  siebzehnte 
Jährhundert  nicht  bloss  ein  gelehrter,  sondern  ein 
sehr  praktischer,  streit  gewesen,  ob  die  kröne  durch 
wähl  der.  Stände,  oder  durch  vererbung  erworben 
werde,  und  diejenigen,  welche  das  Wahlrecht,  der 
Stände  behaupteten,  standen  nicht  an,  daraus  auch 
ein  recht  zur  absetzung  des  Königs  zu  folgern.  Ja, 
das  letztere  ist  mehr  als  einmal  wirklich  ausgeübt, 


1)  Ubi  divenis  legationibus  Germanlae  ac  Galliae  pulsaCur, 
ut  ad  suscipienda  regna  sibi  bereditario  jure  competeutia  festinar 
ttt    Bbgiho  ad  a*  882.     (Pertz  i,  £»93;. 

2)  Dcscpipto  »egno  a  prlmoribus  et  la  tres  partes  divido^ 
RuoDOLFi  FiJLDENSis  anu.  ad  a.   843    (Pebt»  1,  363), 
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indessen  begreifliclier  weise  wurden  die,  welche  es 
übten,  von  den  einen  fär  die  Sitände  des  Reichs  ge* 
halten,  von  den  andern  i|ber  f^r  eine  aufruhrerische 
rotte  erklärt. 

Gleiche  gnmdsätze  fanden  biswe:ilen  auch  auf 
die  Vorsteher  kleinerer  bezirke  desr  Reichs  anwen- 
düng,  wenn  nämlich  ein  solcher  bewirk  aus  einem  ehe« 
maligen  selbständigen  K^ni^eiche.  zu  einem  erbli« 
chen  Herzogthume  geworden  war.  So  in  Baiem, 
wo  nach  dem  alten  volksgesetze  die  Herzoge  aus 
dem  geschlechte  der  Agilolfinger  sein  mussten  i)^ 
und  wo  noch  Heinrich  der  Heilige  anerkannte,  dass 
er  in  der  ernennung  des  Herzogs  nur  der  wähl  ^es 
Volkes  folgen  dfirfe  2)  *  eben  so  in  Loäiringen ,  wo 
Kaiser  Arnulf  seinen  söhn  Zw^itibold  erst  nach  lan* 
gen  Verhandlungen  mit  den  Grossen  zum  Herzoge 
erhebt!  konnte  3),  und  wo  noch  im  j«  923^  Gtselbert 
von  einigen  als  erblicher,,  von  andern  als  erwählteir 
Herzog  betrachtet  wurde  .^).  Pie  Herzoge  von  Känii- 
then  mussten  ihr  veoht  nach  einem  alten  herKomraea 


t)     Lexv  Bajnw.  3,  20.  §.  5. 

2)  —  legem  habent  et  ducem  eligendl  potefttfttem  ei  lege 
tcnent.  Adelboldi  Tita  Heiarici  V.  c.  10.  Lei  Lbibnitz  scripf. 
rcr.  Bmaswic.  i,  455. 

5)  Regiko  ckroo.  ad  a.  894.  (Peetz  I,  60^).  —  «ed  mioine 
optimales  praedii^ti  regni  ea  Tice  assensum  praebiierqqt  995.  ia 
quo  coQveota  omnibiis  assentientibus  atque  collaudantibus  Znea- 
dibold  filinm  regtto  Hlotharii  praefecit. 

4)  Iselberbtum,  cui  principatus  regionig  paterna  successiooe 
cessit.  WiDVKiifDi  res  gestae  Sax.  t,  50.  —  Gisleberto,  quem 
plerique  Lotbarieosei,  relicto  Carolo,  priacipem  ordinaverauL 
Hugo  Fi.avi/<iiacbi«8I8  chron«  Virduaente  ad  a,  919  sq.  .  bei  Bou- 
QUET  rer.  Call,  script  8,  287, 
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voift  Volke  empfangen,  und  mit  eigenthümlichen  fei- 
eriichkeiten  sich  mit  der  Herzogswtirde  bekleiden 
lassen,  nachdem  die  wähl  des  Kaisers  vom  volke 
gebilligt  war.  Dagegen  lässt  sich  von-  den  Grafen 
nicht  behaupten,  dass  der  Kdnig  bei  ihrer  ernen- 
niiiig  auf  eine  wähl  des  volks  habe  rücksicht  neh- 
men  müssen.  Es  scheint  höchstens  regierungsmäxime 
gewesen  zu  sein,  dass  man  zu  Grafen  gern  die  be- 
gütertsten ihrer  provinz  nahm,  während  es  für  die 
Grafen  freilich  Vorschrift  war,  dass  sie  zu  unter- 
beamten  keine  auswärtigen  ernennen  sollten.  Die 
Bischöfe  wurden  allerdings  von  dem  volke,  geist- 
liehen  und  laien  ihrer  diöcese^  erwälilt,  aber  bei 
diesen  lag  der  grund  der  wähl  allein  in  dem  kirch- 
licheii  Verhältnisse,  mit  dem  nur  zuföUig  weltliche 
ötatsverwältuhgsrechte  verbunden  waren. 

33.  Endlich  ist  hier  noch  diejenige  thätigkeit 
der  Volksversammlungen  hervorzuheben,  welche 
durch  die  veränsserung  von  grundstöcken  "veran- 
lasst \Viirde.  Es  war  bekanntlich  gruiidsatz ,  dass 
grundstücke  an  andre  nicht  mit  Sicherheit  und  dau- 
ernder Wirkung  übergeben  werden  konnten,  wenn 
es  nicht  vor  dem  Ding,  dem  versammelten  volke 
geschah.  Dieser  grundsatz  i )  mag  in  Verbindung 
damit  gestanden  haben,  dass  die  aufnähme  von 
mitgliedern  der  volksgemeinde  nur  durch  diese 
selbst  geschahen  konnte,  denn  der  grundbesitz  be- 
dingte diese  aufhahme.  Ehen  dieser  grundsatz  stand 
aber  auch    in  einer   eigenthiimlichen    beziehung   zu 


t)     Auf   deo    streit    üLer   diis  alter    desselben  Isann   hier    be- 
greiflich nicht  eingegangen  werden. 
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der  gerichtUcben  tibätigkeit  der  VolkftVersaottwIang« 
Die  haiidluDg  der  Übertragung  geschah  nämlich  am« 
mer  mit  einer  gewissen  feierlichkeit,  in  einer  her* 
gebrachten  symbolischen  form,  und  JiSofig  war 
diese  form  so  ausgeprägt»  dass  derselben  die  vor- 
Stellung  2sum  gründe  zu  liegen  schien,  als  ob  ein 
reehtsstreit  durch  vergleich  oder  urtheil  vor  der 
Volksversammlung  geschlichtet  werde.  Der  bishe« 
rige  besitzer  des  grundstücks  gab  seine  rechte  an 
demselben  auf,  und  der  neue  Inhaber  nahm  diesel- 
ben  in  empfang,  und  zuletzt  erfolgte  ein  förmliches 
urtheil,  dass  dies  alles  geschehen  sei,  wie  sich  zu 
recht  gebühre  i).  Daher  nennt  man  noch  heutiges 
tages  die  befugniss,  über  solche  und  ähnliche  Ver- 
handlungen ein  öffentliches  zeugniss  zu  geben,  die 
freiwiUige  GeriehUharkeiij  oder  in  Oestreioh  das  adlige 
Richteramt  2). 

In  dieser  weise  mag  indessen  die  Versammlung 
des  ganzen  Reichs  selten  thätig  gewesen  sein,  d« 
die  Übertragungen  einzelner  grundstücke  immer  vor 
den  Grafengerichten  zu  geschehen  pflegten.  Häufi- 
ger kamen  sie  vielleicht  bei  den  Placitis  der  Alissi 
vor.  Indessen  lässt  sich  etwas  bestimmtes  darüber 
nicht  sagen.  In  einer  spätern  petiode  erhält  jedoch 
.gerade  diese  art  d^r  thätigkeit  bei  den  Provinzial- 
Versammlungen  eine  besondere  Wichtigkeit. 

34.  Wenn  wir  nun  aber  von  diesen  besondern 
föllen  absehen,  in  denen  die  einwilligung  oder  ein 
beschluss  der  Volksversammlung  erforderlich  war, 


t)     Vergl.  die    interessante    zasammenstellung;   Lei  Racvbaet  hi- 
stoire  des  ctafd  gen.  et  prov.  §•  552— 554. .  (ocuf  res  3,  ^57-~239). 
2)     Ueberaetzung  von  nobile  judicis  officium. 
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so  bUibt  doch  noch  isehr  vieles  Abrlg,  was  matt  tat 
eine  wichtig^  angelegenheit  des  stats  und  der  kirche 
halten  itiuss,  und  was  wirklich  in  der  Volks ver*^ 
Sammlung  vorgenommen  wurde.  Dort  sah  man  ge^ 
sandte  fremder  mächte  empfangen  und  entlassen^ 
kriegerische  Unternehmungen  anordnen  t) ,  frieden 
und  bündnisse  scbliessen,  den  Königlichen  beamten 
vorschnften  ertheilen.  Der  Frankenkönig  Chlodwig 
wagte,  trotz  seines  gelübdes,  nicht,  die  Götter 
seines  volks  zu  verlassen,  ehe  er  mit  dem  volke 
geredet  habe  2).  König  Dagobert  wandte  sich  an 
das  volk ,  als  im  j.  ißSO  eine  schar  Bulgaren  wohn^ 
sitze  in  Gallien  forderte  3)  a.  dergL  mehr. 

In  allen  diesen  föUen  entsteht  die  frage, 
ob  dieses  siuziefaen  der  Reichsversammlung  eine 
rechtliche  nothwendigkeit  war,  oder  ob  es  nicht 
vielmehr  bloss  deswegen  erfolgte,  weil  die  Könige 
es  eben  vortheilhaft  fanden,  die  Zustimmung  ih" 
rer  unterthanen  zu  suchen,  um  gegen  empörang 
und  widerstand  von  Seiten  derselben  gesichert 
zu  sein.  Hierüber  besitzen  wir  aber  die  entschied 
densten  erklärungen  der  Fränkischen  Könige  selbst^ 
aus  alter  und  neuer  zeit.  Schon  Chlotar  L  erklärte 
der  Brunehilde,  dass  das  Fränkische  volk  über  die 
thronfolge   in  Austrasien   zwischen   ihm    und   ihren 


1)  Annal.  Faldenses  ad  a.  8ä8.  884. 

2)  GaEGOR,  TcaoN.  2,  51.  Libcoter  te,  sanctissime  patef, 
audiam,  sed  restat  unam,  quod  populus,  qui  me  scquitur,  non 
paütur  relinquere  deos  guos;  sed  Tado  et  loquar  eis  juxta  Ter^ 
bum  tuum. 

3)  —  consilio  FraDcorum  —  jabet,  at  Bulgaros  —  Intcrfice- 
renl.     FasDECAa  Cbroo.  c.  7% 
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kindem  zu  entscheiden  liabe  i).  Ludwig  der  Fromme 
erklärte  den  Grossen  des  Reichs,  freS^  wohl  mit 
schwerem  h^^ens  er  werde  fortan  nichts  ohne  ihren 
rath  unternehmen  2)«  Eben  so  entsehieden  nnd  all* 
gemein  war  die  erklärang,  welche  die  drei  Könige 
Ludwige  Karl  nnd  Chlotar  im  j.  851  anf  dem  zn 
Marsen  gemeinschaftlich  gehalteneiA  Reidistage  ihren 
freuen  gaben.  Sie  wollten  ihre  anstiramnng  dem 
gemeinsamen  rathe  iltfer  wahrhaft  getreuen  nicht 
versagen,  welchen  diese  nach  Gottes  wlUen  und  nach 
dem  allgemeinen  be^irfnisse,  ssdr  herstellwig  der 
heiligen  Kirche  und  des  Reichs ,  Zar  ehre  des  Kö- 
nigs und  zum  frieden  des  ihm  narvertraueten  Volkes 
ertheilen  wfirden  3  ).  Diesdbe  erkläruag  wurdtf"  im 
j«  860  zu  Coblenz  wiederholt  Auch  auf  der  znsanii^ 
menkunft,  welche  Ludwig  der  Deutsche  und  Katl 
der  Dicke  im  j.  865  zu  Douzy  le  Prez  in  der  di&> 
ces  von  Toul  hielten,  erklärten  sie  ausdrücldich^ 
dass  sie  verpflichtet  seien,  mit  rath  und  h&lfe  ihrer 
getreuen  die  heilige  Kirche  und  das  ihnen  anver- 
trauete  Reich  zu  regiren  4). 

Als  daher  Ludwig   der  Stammler   den  Bischof 
Hincmar  von  Rheims  zu  sich  beschied,  um  sich  mit 


4 

I)  -^  jadicio  Francorum  electorum  quicqaid  -^  a  Francis  inter 
eosdem  jiidicabitur,  pollicetur  scseimplere.  Fbbbbgah.  chroo.  c.  40. 

S)  Porro  deiiicept  nikü  tale,  nikil  itiae  vesiro  coiisllio  me 
acturum  ulterius  profiteor.  Paschasii  Raobuiti  vita  Walac,  ^10. 
(Peutz  2,  m^). 

5)  ^ap,  Cf^roli  Calvl  tit  10.  c.  6.  (ConvenU  ap.  Harinam  II. 
ai.  8^1). 

4)  -^  cjuorum  consilio  et  auxilio  aanctan  Dei  ecclefttam  et 
regnum  nobis  commiMam  gubernare  debemus.  Capit.  ai.  865  in 
Tusiaco  Villa  9  c.  5.  bei  Scbiiteh  inat.  jar,  piibl«  2»  61. 
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ihm  itb^r  seip,  der  kupche  ud.  d^s  states  heä  i)  zu 
berathen,  aatwcd^ele  er  ihm;  das»  et  i»:'den  allge- 
meinem. ^sohäfieB  deriKlroh«  und.  de«  JReiehs  ohne 
ällgemeiiifia'  ratk  imd  einwilligung  der  iGx^ssen  sei- 
nea  foesondem'ralh,.iiieht  zu  geben  wUise,  und  seine 
einwilligung  zli  erklären  nicht  vermöge,  noch  auch 
sich  nntev&ngeS)^.  :i .      ,..'■.. 

Man.  siebt  hieraus y  dass  der  rath  jund  die  2it- 
Stimmung  derGrölBS^n'nichtibfeäs  nnentbehriich  waren, 
weil  diese  das  schwerdt  in  )hähden  hätten, .  sondern 
dass  es  oberstlsrgnindsatz^  des. damaligen  statsrechts 
war ,  dass  ohne  und  wider  ihrieni  willen  midite  ulk* 
Stat  und  Kirche  .ii]iteamommen:werden^dnrfe(.>  Dies 
ging  so  weit,  da&s  sogar  die  Go'oas^  ihrerseits  es 
ükr  erlaubt,  ja  fiir  pflinht  .hielten,.  denKßnig  zu  eir 
ner  andern . hondlungs weise,  zu  zwingen^,  wenn  er 
wider  das  Jieil  das  states  zu  handelli  gesonnetei 
war.  Daher  -droheten  die,  unterthänän  des  Königs 
Theuderich  im  j.  ^2.,  .  ihn  za  verli(ssen>:  wenn 
er  nicht  an'  dem  kriege  Chlotars  und  Childeberts 
gegen  Bnrgnnd  theil  nehmen  wolle  3),.  und  im  j. 
605  forderten  dea .  König  glieiches  -maufens. ,  seine 
Vasallen  auf ',  mit  dem  Theudebert  (  friedsen  za 
machen  ^).  Auch  Pippin  musste  den  unternommenen 
Longobardisch^n  krieg  rasch  endigen,  uujd  sich  mit 


1)  — •  qaia  mectini  de  vcstris  et  sancfae  eeetcsiae  M'vegni  Qti- 
HtatiLus  tractare  veHetis. 

2)  Novi  regis  institutio  c.  10. 

5j  GaBGOtt.  Tcaoif.  5,11.  Franc! —  dixerunt:  si  eum- ft'atrilias 
tuis  in  Burgundium  ire  despexeris,  te  relinquimus  et  iiloa  sa- 
tius  sequi  prafeoptamas. 

4)  —  borlabbtuf  a' leudibas  suis,  ut  cum  Theadeberto  pacem 
iniret.     Freoecar. -ohron»  c.  ^7. 
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hkikeia  erfolge  begnftg«!!^  da  ein  theil  4tor  «rssgeil 
denselben  so  wenig  UBIgie,   daai  er  eigenmAchtig 
das  heer  zu  r^lassen  drohele  i ).     A«eh  dbn  s5li4 
nen  Imdwfgs  des  Frommen  wurde  der  vertt«^  von 
Verdnn  von  den  Grossen  des :  Reichs  wider  ihren 
willen  anfgedmnigen  2).    Ein  krftftiger  hermcher  dnt 
dete     freilich    dieses    sMbständige     auAreten     der 
Reichs  -  imd  Previnsdalv^rsainnifangen  schwer.  •  Karl 
der*  Grosse  entzog    den  ebeh  unterjochten  ^adisen 
rin  aUen  dieses  recht,    ohne   KmiigUcfae   behtftmg 
2nsamni6n^ttkoniihen^a>     Indessen  ist  nicM  sn  ver- 
kennen,    dass   die  Frlfaki^ohen .  Könige  häi^   nnr 
durch  das  bewusstsein  ihrer  persönlichen  sciiwäche 
und  abhängigkelt  van  dem  gnten  wüeh  derer,   wel- 
che  den  kern  ihrer  heere.  ausmachten ,  aar  aherken-* 
iiung  dieser  grundsCiae  getrieben  wurden.    Auf  dem 
^hdni  angefahrten  Reichskage  ran^  Coblenz   vom  jj 
88©  versprachen  die  «önige, /den  rath  ihrenGrassen 
zu  befolgen:   ,^anyit  dieselfteh  ihhen  nicht  nur  bei 
der  ausf&hrung  nicht  widersprächen  und '  entgegenr 
wirkten,   sondeni  vielmttr  so  gebrese  und  geller* 
saniehelfer  and  mitarfageiter  in  räth  und. >that  seien, 
irie  jeder  nach  ,  seinem  stände  seinem  Fttrsteii  un^ 


,1)    —  quidam   «   primorilius  Francorum,    ijnm  ^vohuß  consul- 
tarc  solebat,    adeo  volünUtJ    ejus  renSsi  suQt,  nf/'sc  r'cgm  dc- 

sCTeuTOfii   domüriiquc   reditofos ,   libera   VöCe    procikmWiie.     'lEiir- 
HABi»i>i¥a  Rardll  maj^ai  c'  6.  ••}  •-   •    ..     .'  •-.,..  f  .••     ».,  ; 

^)f  --i  :donod ,  :  «cilrvt  -noUrnt^  et .  seriidves  et  rrgni  ]wlniarM 
in  tres  partes  regnum  dixlseriiat*  Hiiyziuiif  a9yi,jr«gis  i^iUfi^H^ 
ad  liodov«  Balb.  €.4» 

S)  Interdi'ximus,  «t  omoes  Saxones  generaliter/conveiitus  p^- 
blicos  nee  fadant,  niii  forte  tnhiüs  noster  de' Terbo  il0ätro''eO8 
cong^Me  feeerif.    C»p4t.  de  pafrtibas  Saxeaiae  c/ M.  «• 
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Herra^cMdig  irar;^'  la  (üesfin  iroytöni  zeigt  fttofa) 
wie  4ie  K^ige^  dureh.dtoüfioth  der-  2^  geäü&^t» 
die  reelttlidiie  verl^ndKßhbeii  ftiierktei»tQn  9  deii  bei-' 
Bland  tbcer  Gnosaen;  duiKsh  vorkere^hende  haralb« 
BchtegQng  2u  gie^sineiik  \-  Aber  dag»  scbwäohf  ,di^ 
slfickß  und  wahih'fitt'  dcfs  rjechäidbieii  gmodsafzi^ 
ke&iesfiv^ega  9  viekklir  wii^d  die  sidher^te  bittgsobaft 
för  die  rerfttUang  einer:  iiflieht .  immer ;  dann;  gegeben, 
wente  ixaoh  der  läge  der  dinge  ^oftw^eder  mit .  ver« 
BftcbUsiafgQng  der  pflicht  eio  unabweisUcher  naeb^ 
ihett  verimikden :  ifit,  oder  w^Aa  ein  ersduiler.Yory 
dieil  rmx  ditfdn  elflBiing  -d^rselbien  eri^eieht  .wer- 
den kann. 

35.  la  aUed  adidien  fitUen  1<^  ia  der  erklär ting 
der  Reichsyersammliing  zweierlei,  ertheilnng  einäs 
rathedilnd.bewilligung  des  nöthlgön  Beistandes',  nnd 
es  folgt  daraus*  von  '  selbsl,  dass  dieser  beistand 
von  dem  einsielnen  T^weigea^t  ^verden  fccmnte,  wetm 
die  einwilligung  der  Reicbsvi^rsamiiälang  nicbt  ein^ 
gebok  war,  dass  er  aber  von  :dem  einzelnen  gelei- 
stet werden  mnsste,  sobald  die  ReichsTersammlung 
sich  f&r  die .  sacke  ausgespraehea  katte.:  <  Diese 
grundsätzei  galten  ohne  zweifei,  wo  äs  sich  um  das 
wohl  der  Kirche  und  des  Reiches  handelte.  Wo 
eine  Unternehmung  nicht  hierf&r  ersprieslich  ge- 
achtet  wurde,  blieb  es  de'm  Könige  überlassen,  ob 
er  dieselbe  aufgeben ,  oder  mit  den  mittein  begin- 
nen wolle,  welche  ihm  sein  privatvernftogeni  Qd^rajuch 
der  beistand  gewahrte,  den' -ihm  einzelne  aus  per- 
sönlichen rücksTchten  zusagen  mogteii.  '- 

Der  beistand,  welchen  die  einzelnen 'den|i  li^{t- 
nige  zu  Iei)^ten  hatten,  bestand  regelmässig  in 
kriegsdiensten,  und  eine  andre  last  kannte  der  freie 
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Franke  mehl  0*  -  Denn  die  geschcnke,  weldie  den 
Frfijikischeii  Köiiigpen  sack:  alt  Deatseher  aüte  auf 
den   groesen  vtraaatonfcmgen   im  frOhjahr  2)9   und 
vorzugsweise  ini  lierbsto  9)  :dargebradit  zn  werden 
pflegten,  galten  nkkt  fiur  eine  pflidil,   obgleieh  es 
niclu  anetSndig  gewesen  irfare,  ebie  gesdwnk  xn 
erseheioen.      Nur  die  -nnteijoehten  Völker,   welche 
nicht  eigenllich  ds  Ihcole  des  Reichs  anIgMomaien 
wurden,    hatten  triimi  «1  tragen..    Indem  fiiedett 
Kttrls  des  Grossen   mit   den   Sachlten  war  es  eine 
der  wiehtigstte   bestminuuiigen^   dass   die    Sachsen 
einen  theiL  des  Reids  ansmachtti»   nad  daher  von 
allen   abgaben   frei  sein  soUten  4).      Einselne  ver^ 
suehe   der   Dentscben  herrsdier  in  Gallien,    nach 
dem  mnstar  der  RSmischen  ver&ssang  ein  stener* 
systäm  ^nzuiiihren,  blieben  ebne  erfolg,  nnd  wur- 
den ab  nngerechte  nad .  tyrannische  massregeki  be* 
trachtet «).         • 


I)  —  Beqae  fe1i«d  «liqaid  -ab  e6  reqiutata^,  nfsi  «olumiiioclo 
ttt  ad  patriae  dcfcMkiaMa  peingat  Capit  €Aa%  Ca&vi  ÜI« '8li 
c.  iO.  .  • 

3)  Aniial.  Ilettenies  ad  a.  69^    (Pkbtz  |,  520). 

5)  HiNCHAR  de  ord.  pal.  4.  50.  propler  dona  ^caeraliler  dandn 
aliud  placitam  — '  Iiabebatur,  \V.  bÖNNiGES  Gesch.  ^ea  Dealschen 
Kaiserthmin  im  11  jalirli.  3 ,  1.  {Bit\\n'  iMi,  8.)  a.  98 ,  ttacbt 
daraus  ohne  weiterei  eine  rrgolirnng  der  steuerTerfassung. 

4)  At  yero  censuiii  Francorum  regibua  ullom  Solfcre  nee  pe- 
Bitos  deb^rent  tAqut  Iribulun  »  GumfiQnImt  ptfriter  ilaKaU  acatcn* 
tia   Concor«.     Poeta  Saxo  ad   a.  805.     (Ptavi  1,  S6i);         '      ' 

.  ^y  -(—  cvni '  Httoiniulo  pracfectO'Oaudtos  de  Pranciiv  qnl  tem- 
pore Cbildebevti  regia  scmoria  ingenni  fueriint,  pnbltco  tribdto' 
sabjeeit  GnEfioa.  Timoii.  7  ^  M.  --  Protadiai  —  im<¥dohm' 
aobatihiitar  —  aed  aaepe  illi  fuit  contra  personts  iniquitos, 
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selzlichen  zustande  gelangt  waren ,  mögen  in  ihrem 
kleinen  kreii^  die  Sirmen  und  weisen  des  stats,  so 
weit  es  zu  ihren  verkältnissen  passte,  nachgeahmt 
haben.  :  Sie  boten  ihreift  herrn  in  regelifaässigen 
frühjahrs-»  und  hierbi^ersanimlung^n  freiwillige,  aber 
übliche  gaben ,  eine  frühliägs  -  und  eme  herbstbede, 
oder  eine  bedel  zu  heu  und  ekie  zu  stroh,  und  so 
durften  sie  sich  wohl  auch  aüsserordentlidier  bei- 
steuern nieht  entschlagen  i)^  wenn  der  herr  2tt  ei- 
nem feldauge  rilslen  mnsste.  Indessen  tritt,  dies  alles 
erst  in  der  folgenden  periode  deutüeher  hervor. 

So  lag  denn  iii  der-  v^lUgte  stemerfreiheit  des 
Fränkiachen  Reiehs  bereits  der  keim  zu  einer  steuer- 
yerlhssung,  welcher  sich  weitefr  etttwidcefo  «iiisstey 
sobald  bares  geld  iii  grössere  'menge  in  uihüaur 
kam,  und  die  beschatzung  der  kdcUsteti^  wie  4e{ 
geringsten  durch  dieses  allgeweine  lanteBmitte)  mdg* 
Uch  wutde» 


I)  Auf  solche  leistvDgen  Königlicher  hörigen  scheijit  sich  der 
stcuererlasp  in  einem  XVcstgothischen  gesetze  vom  j.  721  zu  be- 
ziehen: —  nt  omne  tribatttm  prdeterltorom  anndrtim  nsque  in  an- 
nvm  pdnnn  vegni  iMitri,  quM  ifk  priyatis  giVe  in  fiscali- 
lins  p>ap^i;is  noatris  rejae^t^  a^wintiom  perpetua«  4ehe»t 
sancüone  Jaxari;  ea  tantam  prA«cipie»tar  piibliiu^  the^auris  ex- 
hiberi,  quae  cxacta,  non  Ulata  fuisse  constiteiynt  Lex  Wisigolh* 
1^,  1.  c.  3.  $.  3.  Merkwürdig  genug,  «l^s's  dieser  beschluss  auf 
der  Reichsversaiümlung  zu  Toledd  (irfolgte  l 
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ZWEITES  BUCH. 


t>lE  DEUTSCHEN  PROVINZIAL  -  VERSAMMLÜN- 
,    GEN  BIS  ZUM  INTEKREGJNÜÄL 

■  ' 

36.    MPie  weitere  entwickelung  der  bisher  geschil- 
derten Verfassung  wurde  durch  das  Lehnwesen.  und 
das  Inntingswesea  bestimmt.    Diese  gehen,  wie  zwei 
^osse   geister,   durefa  das  mitlelalter ,    überall  die 
tb£|ten   und/  d;e   Schicksale  .  der  menschen  beherr- 
schend.^   unter    einander    aber    mit   wechselfidem 
glucke .  :Um  den  sieg,  ribg^nd«     Da»  LohBwesen  ern 
hebt  sich  neben  and  in  den  freien  Volk^gemeiodeA 
der  urzeit,  es. baut  den  Königsthron  auf,  pn4  wah- 
rend .es  unter  dem  schütz . desselben  gedeihet,   vers 
gebßt  die  freiheit  der  .gemeinden  vor  ihm»   wie  eio 
schatten.  ^  Aber^so^  bald  es  durch  den  Königliphei^ 
scepter  ml^c^tig  gi^wQrden  .isty  erheb!  es  sich  gegen 
diesen,  ^ii«»:<9ucb^  über  ihn  seine  herrschaft  «u ^nti 
falten.     Doch,  die  verwehten  keime  der  alten  frei- 
heit sind  nicht  verloren.      Sie  fallen  hie  und  da  auf 
günstigen   b.oden^    und    unversehens    sprossen    sie 
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hervor.  Lange  freilich  finden  sie  widerstand,  lange 
bleiben  sie  unterdrückt,  oder  in  beschränkter  abge- 
schiedenheit  verborgen,  bis  eine  günstige  sonne  sie 
allenthalben  von  neuem  hervorlockt,  und  ihre  triebe 
zeitigt.  Da  bricht  überall  das  ringen  nach  freiheit 
hervor,  da  verbrüdern  und  verschwören  sich  überall 
die  männer  von  gleicheI^  berufe  imd'  gleichen 
Schicksalen,  um  mit  gesammter  band  die  freiheit  zu 
schützen  und  wieder  zu  erstreiten,  die  unter  dem 
drucke  des  Lehnwesens  begraben  lag«  Dieser 
kämpf  um  freiheit,  dieses  ringen  des  Innungsgeistes 
mit  dem  Lehnwesen  verleiht  dem  mittelalter  seinen 
glänz,,  und  seine  bedeutung  für  die  gesiph^chte  der 
menscliheit.  Ihm  sind  die  Institute  entsprossen,  au^ 
deren  herstellnng  die  grössten  geister  untrer  tage 
die  erweckung  und  erhebung  des  Vaterlandes  ge- 
gründet haben. 

37.  Die  grundlagen  ^s  Lishnweseils  kamn  man 
sowohl  in  '  den  Deutschet! ,  äliä  in  den  Gallischen 
Sitten  Stichen.  Die  Deutst^h^  sltt6,-da8l»  sich  grosse 
gefolge  an  einzelne  edle  ansctiloisrlselly  Wdr  häüpt^ 
sächlich  auf  abentheueif  limd  aui^äftig^  untemeh- 
miofngeii  gewichtet.  Es  i^'ti^hr,  als  wahrächetnlich, 
dBss  dte  neuen  stäten,  Welckie  w^rönd  der  so  ge- 
nannteii^  Völkerwanderung  In'  Frankreich  entstanden, 
düröh  solche  gefolge^c^^en  g^räildet  wurden; 
Die  eröbet-er  fhellten  sidh  ta  "^  erobcftten  lände- 
^eien,  und  j^dem  v^urde  sieiti'  gasefölicher  antheil, 
dein  loos,  cdä  freies  eigenthum,  älod  9  zugewiesen. 
Hferdurch  entstand  ind^seii  si^  wenig  eine  Lehnver- 


I)     Vielleiclit  von  a,  ewa',  g(^&eU  iidd' lod',  sors ,  löos.    ' 


''  .^     Etnlöitniig.    §;  W/  lOt 

bii>4»ng,   als-  mii   den  erob^ng^n  der  nordischen 

Wikinger.'-  •  •     -   -•  ''■  •  ••••  •    •  '      ^- 

Dagegen  waren    die  'Gallischeh    verbindangen 

ähnlicher  BXi^  namentlteli  die,  welehe  Caes^ar  fkcHo- 
I  nes^  nennt,  mehr  auf  gegen^itige»  schütz  als  aof 
I  aQs^wUrtige  erübertingv'  hereohnet.  Diese  fiactiones, 
I  vielleidit  zum  theil  an  den  umkreis  gewisser  gegen- 
{     den  gekrySpft,   haben,    wie  es  scheint,  •  noch  unter 

der  Fränkischen  herrschaft  fortbestanden,  nnd  ihr 
)  naitie  war  IVush>*  '  Det  König  selbst  statnd  an  der 
f  spitze  einer  soleh«n  verbindnng.  Bekannt  sind  die 
]  AntfUsiwnenj  deren  Weltgeld  dadurch,  dass  sie  sich 
f  in  die  Trustis  des  Königs  begaben,  auf  das  drei- 
,  fache  efh5y 'wnrd«.  Eben  so  hatte  der  Convirk 
g  des  Königs  das  dk-elGlchei  wergeld  ehiei^  Kölnischen 
k    gmndherm,  Hohumutf  p^s^ei^or.    Vielleicht  war  Co/?-* 

vita  tinr  eine  tbersetznng  ^n  Antnistio,    die  iKian 
^    bei  der  anwef»diing  dek  verhuNni^eiii  anf  de^-Rö* 
:    mer  Tor^og.      Amh   das^  Burgdmdisehe   volksreeht 
{   kennt  eitven  ^mpM^a  R^pü  mit'eifhöhetem  werg^ldd  i)w 
,  Zwei  n^^ttehteii   setzen   en^  ausser  zwe^l,d^6n 
^  die  Trustis  eine  Verbindung  war,  welche  zum  weeb« 
^  selseitigeü  sohittze  diMte.     Nach  det  einen  i^l  ein 
dieb  ,  '  der     in    der  TmstiS'    betroffen   wird,  'die 
.  hälfte  der  busse  an  die  Trustis,    die  andere  hälfte 
'    nebst  dem  gestohlenen  gute  an  den  bestohlenen  ge- 
I  ben  2).9.   eine  bestimmung,   welcbi&  sich  dadurch  er- 
klärt,   dass    der  diebstahl^'  den   ein   milgUed    der 

]i  i)  Quioua<)ue  Ji<MpUi.iVen»<«ti  tectiim.  •iit:fociiBi  «egiftvetit,  & 
seUdoroan  intaliott«  i»i»|€tetar.  Si  cönviv«  regis  «ftt^  ß  «0],  mul-. 
ctae  n^DMue  solTat^   .hw  B«rgiiikd;  38,  I.  2.  :  .Im 
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Tnistis  g^gen  eio  aadiies  begeht»  zugl6ich>dLe  giu»zie 
Verbindung  beleidigt.  Zwar  kann  man  dieae  uftch- 
rieht  mcii.so  erklAcen^/daas^man  unter  dar  Trustis 
einen  gf^wissen .  beSsirk  yerst^U«  AUein  ganz  uilzwei* 
deiitig  ist  die  andre  nachri^ht^  na6h  .welcher  ein 
Antrostio  straf t^ar  war,  wenn  er  gegen  einen  an* 
dem  ^engniss  ablegte  i)i  ein  geseitz;  welches  noth- 
wendig  eine  hohe  verpfliehtong  %ü  gegenseitiger 
treue )  voraussetzt. 

.  £s  hat  manches  för  sich,  wenn  man  das  cm-* 
WJhetniüm  und  cmvivium  der  FräAkisehien  volks- 
rechte,  zu  dem'  sich  in  dei:  sogenannten  Malberg-. 
sehen  glosse  die  Keltische  Übersetzung  druckte  findet, 
ftr  eine  TrnsUs.hält^  und  : es  .i^äre  ,woJbüi.:m4)glich, 
dass  der.BpracbUch' noch  unerklärte  TrUch9e^;ffrQh^ 
sete,  Drß8t^  d^s  <iberhaupt  oder  der  anfjlibrer  ^Mner 
l^rustis wäre.  Ancbmag/r^u^a;  IreuH^  tre^f,  mit  ^i^-i 
ser,  letztefn  v^ wandt  stain^  obgleich  die^  ausditUcke' 
aUscUiesslich  für  ein  firiedensbilndniss  ohne  .ebier-. 
haopt  gebraucht  werden  2^)^  wogegen  die  Tiru^ti^  ein 
si^nttz  -:  und  trutzbiindniss  mit  eme»  obierhanpte  >  zu^ 
se$n;  scheint. 

,.•  Karl .  der.  Grp^$e  hatte-  »och  eide  Tri^stfs  ?). 
S^Udem  T^schwindet  delr  näme  gan^»     Man  ,wird 


o    codtir«    AtüraMioiieim     testiiiioniuni   juraverU, 
gftL  13  ciüpabiUs  jadicetAv;    hex;SiHAk:Üer<AAl7Q^  Si. 

2)  So  schon  Jpg.  Longob.  Luitprandi  5,  13. 
,  3)  De  truste  facienda,  ut  nemo  praesamat  ad  dos  Tenieuti 
mansiottem  ir«tare,  et  <{«iae  necessjivia  Bttnt,  sicut  vicinö  dao,  ei 
veudat.  Leg.  Lottgob.  Karolt  AI.  d.  11.  oder  €aplt.'  ai.  779<  cM4. 
la  der  letztern  stelle  stekn  frciU%U  när  ttto^oUsttlndig  und  sinn- 
entstellend die  Worte:  de  trutte  faciendi' n#ii«*^ae«uaitfl«'* 


fikikilimg.    §.  36.  iOO 

nbtokfttim^  bezweiftüii  Mnflfen,  ätmB  die  sacbe  sieh 
tfi  dem  Köiii($Iibben  Lehnhofe  erhidten  hat  Die  Aiu 
Irüstionen  sind  nicht  von  den  Lendes  oder  Vassi 
verschieden,  und  ilemendich  jene  Terpflichtnng  der- 
selben zu  gegenseitiger  trene  findet  sich  in  filterer 
und  neuerer  zeit  wieder  i). 

38.    Biese  Verbindung  des  K()nigs   mit  seinen 

Vasallen  erhielt  unter  der  herrscÜaft  der  KaroUnget 

ihren  grossen  einfluss  auf  ^  Gestaltung  der  stets» 

Verfassung   dadurch  ^    dass   es   gewöhnlich  ^vurde, 

den  VasaUem  grundstOcke  anMweisen,  durch  deren 

besitz  und  genuss  sie  zugleich  für  geleistete  dienste 

bdohnt,'  und  zu  fernem  dienstleistmigen  verpflichtet 

werden  sollten.    Man  war  nicht  von  Jeher  gewohnt  ge* 

we^n,  Vasallen  oder  Getreue,  und  zu  Lehn  gegeben«^ 

guter  oder  Beneficiafllr  untrennbare  begriffis  zu  halten, 

aber  in  jener  geldarmen  zeit  kannte   man  nur  zwei 

wege,  einem  maischen,  der  einem  andern  alle  sein^ 

kr£fte  widmen  sollte,    seinen  unterhalt  zu  verschal 

fen.    Man  nahm  ihn  entweder  an  sekie  eigne  tafel, 

in  sein  eignes  haus,  oder  man  flberwies  ihm  grund- 


■  ■^  m  <t. 


..:  i)    Qtticmi|[Qe  — ^  .pfr^m    sautn   coi^trA'  V^tf«    eommanc«   i^ 

exercitmm  per^entem  dimiseriti    et  cum  eo  ire  lut  ftlare  nolaerit, 

Lbnörem   sodm    et  l>eDeficiain   perdat.    Cap.  %.  ai.  812.   e.  K«  .  Si 

qaik  de  ilddilnift   noitri»    confira   adf'ertäirlüm    «nuiii   pu^Am'  ävtk 

aüifiiod  eevtameli  «getffe  Toivit,   et  CMf ooaVerft  ad  ie  aHqdeni  d« 

comfartf  luia«    |it    ti;  a4il4«Nii«i   ]^r«fl>aüin»   et '  i)|cr  ivtiiilt »    el 

cxt^de  Qe^lJgeoa  pernnifBAty   ipjnim  bencftcinm  anfer^tur  ab  eo, 

et  detnr  ei,  qui  in  stabilitate  et  fidclitate  sua  permansit. :  Cap.  2. 

ai.    Slo.  c>  äO.  —     lt.  T.  37.   Si  qais  feioniam  cömmiserif,  V.  er, 

boniiiieib  tra'dendo',    ttt  ib  curia  Umplitift  sfare  non  posstt',    ptiVa- 

bitoT  beüel^a.    V^rf^h  U.  F.  «SS.  •$.  C>.  i   -         i  ' 
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h0^tzti»s^r^$  ,  vmi ! » dessen  ^t  ^ih  BßOmt  ^r^sbv^ 
mogte. ;  J^  mehv  ^ie.  Tmstte  d^  Kgtiigs  4iesQ«i  «im 
vortheij.  geceißbtej  idb  Afltrui^tieni. jiwd  Ya$alte» 
seine  ^ienfir  wmi^>  ße^tQ  OfdüJiWf^wdiger  w^r  ,ei^, 
•di^el})Qit  0uf  die  eJiie  ^pder  .andere  weife: au  belehr 
nen,  oder  zu  entschädigen^..  Vj^le.  widmeten  dew 
J^önigß  Jhre  «Kennte  i^  hoffnung  auf  Jüinftige  beloh- 
imng,  Eiid;vpn  dipßen  iru^de leiQ.  th^tt^n  dem  K^ 
nigUchßn,  hofe  be«r(^»äiig  teidec  ab^rechsebi^  uotei^r 
JiaHWf  iNjamendieh  tvßf  di^  diia^jOngarD^  welch« 
Im  i^mgapge  mit  den,  eifahr^aerD^,  :imd  in  ^mtt^Qxm 
geschafften»  die  man  Uluen  a^vfiptnaute^  ihm  zehnte 
füß:  künftige  rnühseligore  und  wiQhtigf^i^ !  &niter .  nlapb-^ 
len.  An^  hofe  der  Fränkisoben  Kpnige  find^a  wir 
I^ereits  jei^e  abstufnng  der  dienend«», :  welche.  3pä» 
ter  aj^f  den  ga^^zßfl^.  Bitt^r^i^d  üfbesrtragjen  wo^eii 
ist,  11^  hahem  ge^^^d^  ausgebildet)  iind  v^rbundön 
»lit  jener  ^ii^ejm.  abstufmig,  web  wdßber.  jeder  V^r 
sali  n^cb  dem  n)^f^.  eieine^i  retf^hthnsiis.  Wleder^iaii* 
dr^  Vasallen  TOter  sich  zu  haben  l>fte^e.  Man  un- 
te^ßchied  nämUjDh  diß  .yjollet)dei;en  Rittier y  >  Milit^; 
Diese  waren  den  hofamtem  des  Kämmerers,  Seue- 
schalks,  Schenken  und  Marschalks  untergeordnet, 
und  bekamen  von  diesen  ihren  unterhalt,  sofern  sie 
fticht  bereits  eih  lehn  erworben  bfitten;  kj»der  isu  ei- 
nem, besondern  dienste'  äusgesanat  waren.  *  f^erner 
g^b^es  so^cfi!^, ,  die,  sich .  einen^,  dieser  Riitar,  ^ils 
ihrem  lehrer  asschlossen,  und  diesen  ^auf  allen  we« 
gen '  ehrfurehtsvoU ,  tmd  zugleich  als  ein  ehrendes 
göföigc?  begleiteten;  Endlich  solche,'  welche  nicht 
mehr  lehrlinge  waren,,  aber  ihren  unterhalt  dadurcli 
suchten,  dass  sie  §ich  dein  befehlen  eines  andern 
Ritters  unterwarfen,   und  in  dessen  gefolge  aufneh- 


men  liesseil  i).  Alle,  diese  dientea  in  der  hoffDimg, 
sich  dereinst  ein  I^üingol  oder  ein  eben  so  fintragr 
liches  Reichsanit  zn  verdienen,  ond  es  wurde  bald 
etwas  unerhörtes»  wenn  ein  solcher  Dienstmann  in 
dienste  ergraute  9  ohne  je  dieses  siel  sn  erreichen* 

Die   verbindong    des  Kfiniglicben  diensles  mit 
gewissen    «atzsngen  von  gntndhesitamngsa  ist  es» 
welche  wir  das  Lehnwesen  nennen;  ihre  verderb«» 
liefen  folgen  för  die  ststsyerfassoig  aber  l»|Uten  ih- 
ren gmqd.  in  zwei  besonder}»  riehlnivgra  des  Lehn«- 
wesens,  die  in  dem  folgenden  nfther  betraciUst  wer- 
den müssen,  nämlich  in  d^r  ansdehnnng  d^s  Lehn- 
.Terhl^ltnisses   Ikber  alle  vei4iä(tnis8e  im  State,   oder 
dem  sogenannlen  I^ehnsystesM,  nnd  in  d^  iJlmfthUg 
entstehenden    erUichlceit  der.  Leime»     Die   geüMnr 
bringende  macht  des  Leimwesens  trst  schon  nnter 
jKarl  dem  Grossen  von  allen  selten  hervor,  und  mit 
mflbe   hielt    dieser    Ihre  ^raschen    fortschritte  auf. 
Aber   «nler  .s^nsm.  attinisohwacben   söhne  gab  es 


1)    —  illa  mnltiludo,    qnae  io  ptlatio    tenper   eue   debet  — 

liii  tribm  ordinibiM  fo?ebatar:   uao  Tidcllcet,    nt  abtqne  miaitte* 

riit  ezpediti  raÜilei  —   in  co  -^  indeficienteaa  coatoUtionein  nee 

noa  ad  regale  obsequium  iaflammatum   animam  ardentioa  lemper 

babebanty   quod  illos  praefati  capUand  miniflterialcs  cerCatim  de 

die  in  diem  nunc  istos,    nunc  illos  ad   mansiones  8aaa  vocabant, 

et  non  tarn  galfte  Toracitate,    quam  verae  fa^iliarltdtis  'sen  dile- 

eHoiH#  amore  ^-^-  iibpctidere  «ladebanl  —     Atfer'  ofdo  per'  ftSn- 

gula  aiinitt«f in '  difeipiääi  :  congroebAt»    qol « nagistto  su«  ainguli 

ndbaOt^ntca^    e(   ^anorificiü^^nt    .et   bonnrificfibniitar.   —    Tertiua 

ordo  item   firaty.  tarn  i^aJQp-um  quafu  minoram,.in  pueris  Tel  yn 

aallis,    quos  unag  quisquc,    prout  gubernare  et  sastentare  —  po- 

terat,  studiose  babere  procarabant.    HincMAa  de  ordine  palatii.  c. 

37.  $8. 
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keilte  iy^mmung  Itieht*,  ^tmidl,  da  die  «tik^r  Keifte 
ties  Gtossefi  sich  selbst  der  sierrütteiiifeii  Iierrscli- 
kticht  der  Vasallen  hingaben  ^  f  atetatt  sie  ^rch  ei^ 
hfgkett  zu  zugein.  In  FrMkl*eich*war  schon  in  der 
anderen  hSlfie  des  ^ennlen  Jahrhunderts  die  vollen*- 
dung  ides  Lehnsystewis  ^  so  wie  »  dte  Erblichkeit 
der  lichiie  entsehiedeu: ,  Während  in  Deutsch- 
land diese  entWickelung  ^rch  die  absonä^rung- der 
einzelnen  völkerstänmie^  wekhe  schon  «nt^' Ludwig 
idem 'Deutschen  begann,  aufgehalten  w«rde.  'In  dle^ 
sem  theiie  des  Frankischen  Reichs  ist  sie  sogar  n!6 
zu  der  Vollendung,  wie  in  Fratikreii^h  gdai^t,  denn 
nie  Ist  in  Deutschland-' ^er  grundsatz  Wirklich  auf- 
gestellt, und  noch  w^eniger  durch^gefilhn  werden', 
dass  ei^  keinen  freien,  '  unabhängigen'  grundbesitz 
gäbe  1),  mid  als  die  Lehne  durch  das  •  Loiigobardi^ 
sehe  L^hiit^echt  zur '  sollen  «rbUehkeit  in  nltehlinien 
gelangten,  war  defr  geist'  de<»  Lehi^weiienil^  «eine  be^ 
deutung  fiir  die>«talsy^fiissühg,  bereits  ' iA» ' wesent- 
lichen gebrochen. 


O 


^; 


.1*     "        .       »'"  '  .  ;  «.  . 

DAS   LEHIjrSlrSTEM. 

.  39.  Die  ehre  des  Königlichen  dienstes  ;^ift  zif 
höherer. geltqog'  gestifigen,  als  die  ebre  persönUt^r 
freiheit  und  Unabhängigkeit  Daher  fi^ah  man  isOhne 
altadliger  gei^hlechter  am  Königlichen  hofe^  dte  es 
nibht' verschmähten,  Lehne  vom  Könige 'zu  empfan- 


I)    Nalle  terre  lans  seigncar. 
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gen,  und  seine  Diensdettte  zu  werden.  Von  den  ge- 
ringeren freien  aber  strebte  jeder  reidiere  oder  von 
den  umstlfnden  begünstigte  dahin,  durch  gleiche 
dienstbarkeit  zu  dieser  ehre  der  Vasallen  hiuaufau- 
steigen»  Ausser  höherer  ehre  fanden  sie  aber  auch 
noch  ia  dem  Königsdienste  gelegenheit,  ihr  vermO- 
gen  zu  Termehren,  sei  es  durch  empfangene  lehne» 
sei  es  durch  andre  vortheile  ihres  amtes,  und  viele 
verschmähten  sogar  unerlaubte  mittel  nicht,  um  diese 
vortheile  möglichst  hoch  auszubringen.  Der  fiber* 
muth  und  die  bedr&ckungen  der  Königlidien  Vasal- 
len und  beamten  stiegen  daher  ins  unglaubliche» 
und  ein  grosser  theil  der  ärmeren  freien  war  ge- 
nödiigt,  sich  dem  schütze  eines  mäch%ern  anzuver- 
trauen, um  einer  hulflosen  freiheit  zu  entfliehen. 

Diesen  bedrfickungen  durch  die  mächtigen  hatte 
Karl  der  Grosse  durch  die  Alissi  einen  dämm  ent- 
gegensetzen wollen.     Aber  diese  eiurichtung  verfiel 
bald.     So  regelmässig,    als  es  im  plane  lag,  schei- 
nen überhaupt  nie  oder  nur  kurze  zeit  huidurch  jene 
umreisen  der  Missi  wiederholt  zu  sein.    Ludwig  der 
Fromme   suchte   sie  von   neuem  zu  beleben,   aber 
während  der  zwistigkeiten  seiner  söhne  war  keine 
zeit  mehr,    an  sie  zu  denken.      Dennoch  hatte  in 
dem  raschen  Wechsel  ihres  amtes,  und  in  dem  vor-: 
übergehenden  ihres  auftrages  in  der  that  eine  bürg- 
Schaft  gelegen,    dass  sie  strenge  aufseher  der  Kö- 
niglichen beamten,    und  dadurch  Schützer  des  Vol- 
kes siein  würden,    ohne  ihrem  eignen  Interesse  zu 
dienen ,    und  neue  und  häi*tere  dränger  des  Volkes 
zu  werden  i). 


I)     Vergl.  Uaepsaet  liistoirc  des  iUU  gen.  c(  proT.  (.  64  s.  (2,  ^6.) 
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Sek  der  mitte  des  nennten  Jahrhunderts  aber 
irnrde  auch  dieses  amt  zu  einem  stehenden*  In 
Italien  kam  es  an  die  Biscliöfe,  deren  jeder  die 
gewalt  des  Missus  über  seinen  Sprengel  erhielt,  in 
Deutschland  kam  es  in  den  meisten  provjnzen  an 
die  Herzoge,  deren  Wiedereinführung  in  Baieni, 
Ostfranken ,  Thüringen ,  Saehsen  durch  die  bedräng- 
nisse  des  Reichs  nothwendig  geworden  war.  In 
Schwaben  geboten  ständige  beamte  des  Königs  mit 
gleicher  gewalt,  aber  mit  dem  namen  Königlicher 
Kammerboten ,  bis  der  Untergang  der  Knrolingischen 
herrschaft  auch  hier  die  einfuhrung  des  Hei-zogtitels 
veranlasste. 

Damals  machten  Schwaben  und  ßaiern  den 
versuch ,  sich  zu  eigenen  Königreichen  abzusondern, 
und  mit  mühe  wurden  sie  in  der  Verbindung  mit 
Franken  und  Sachsen  erhalten.  Seit  dieser  zeit 
wurden  daher  in  den  meisten  Provinzen  die  Ver- 
sammlungen der  Herzoge  häufiger  und  wichtiger, 
als  die  Reichsversammlungen,  und  die  Könige  selbst 
hielten  öfter  Versammlungen  in  den  einzelnen  Pro- 
vinzen, als  für  das  ganze  Reich.  In  einer  Provin- 
zialversammlung  machte  es  jedoch  keinen  wesent- 
lichen unterschied,  ob  in  ihr  der  Herzog  oder  der 
König  den  Vorsitz  führte,  denn  es  war  allgemeine 
Sitte,  dass  ein  höherer  die  geschäfte  eines  unter  ihm 
stehenden  beamten  selbst  übernahm,  wenn  er  sich 
in  der  Provinz  des  letztern  befand.  So  konnte  der 
König  auch  ein  Grafending  halten,  ohne  dass  das- 
selbe aufgehört  hätte,  ein  Grafending  zu  sein. 
Solche  Königliche  Provinzialversammlungen  hielt 
unter  andern  Konrad  der  Salier  nach  seiner  ernen- 
nung  zum  Könige    in   allen  Provinzen  des  Reichs, 
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am  überall  die  hüldignng  zu  empfangen,  und  die 
angelegculieiten  des  landes  zu  ordnen. 

40.  Auf  den  Hemogsversammlungen,  gleich 
wie  atif  den  Reichstagen  dieser  zeit,  zeigte  sich 
nun  die  Wirkung  des  Lelins)*stenis.  Diese  be- 
Stand  darin,  dass  die  Verbindung  zwischen  deD 
Grossen  und  dem  volke,  wie  sie  zur  Fränkischen 
zeit  statt  gefunden  hatte ,  verschwand ,  oder  wenige 
stens,  wenn  sich  ein  gewisses  bewusstsein  dersel« 
ben  noch  erhielt ,  ausserordentlich  schwach  und 
nichtssagend  wurde«  Allerdings  gab  es  noch  Gra- 
fendinge,  und  die  ähnlichen  Versammlungen  derer, 
welche  auf  den  gutem  der  mächtigen  sassen,  ^wr* 
den  immer  häufiger  und  gewöhnlicher,  aber  nicht 
leicht  hört  man  davon ,  dass  in  diesen  Versammlun- 
gen etwas  anderes  vorgekommen  wäre,  als  ver- 
handlangen über  rechtsstreitigkeiten  und  verbrechen, 
vei^abuiigen  von  grundstflcken  u.  dergl.  Selten 
wird  in  einer  solchen  Versammlung  das  Volk  wfiii- 
sehe  ausgesprochen  haben,  von  denen  es  verlangt 
hätte  ^  dass  ihr  Graf  oder  Herr  sie  an  die  Reichs«' 
oder  Herzogsversammlung  bringe,  Und  Wenn  es  ge- 
schah, so  fehlte  alle  burgschaft  dafür,  dass  der 
Graf  oder  Herr  auch  wirklich  den  wünschen  seiner 
untergebenen  gemäss  reden  und  handeln  werde« 
Noch  seltener  endlich  wird  einer  der  Optimaten  in 
der  Reichs-  und  Herzogsversammlung  sich  gescheuet 
haben,  seine  stimme  zu  geben,  ehe  er  mit  seinen 
untergebenen  im  Grafendinge  riicksprache  genom- 
men hatte« 

Freilich  fehlte  auf  den  Versammlungen  der  Gro- 
ssen nicht  die  caetera  muUitudo,  das  gefolge,  wel- 
ches abgesondert  von  der  berathenden  Versammlung 

8* 
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deren  beschliisse  erwartete.  Aber  dieses  gefolge 
bestand  jetzt  ausschliesslich  aus  einem  angeworbe- 
nen beere  getreuer,  sowohl  Vasallen,  als  Dienst- 
mannen,  freier,  wie  unfreier.  Diese  galten  für  die 
meliores  lerrae,  weil  sie  die  fortiorea  waren ,  denn 
der  friede  und  die  stärke  des  landes  war  in  jenen 
Zeiten  des  lehn-  und  fehdewesens  auf  die  spitze 
des  schwerdtes  gestellt.  Selbst  Bischöfe  und  Aebte 
zogen  an  der  spitze  einer  solchen  reisigen  schar, 
und  wehe  der  Versammlung,  wenn  einer  der  anwe« 
senden  Grossen  sich  mächtig  genug  fiihlte,  um  sich 
nicht  durch  die  gefolge  der  übrigen  schrecken  zu 
lassen.  Wir  kennen  die  erzählungen,  wie  ein  rang- 
streit  zwischen  einem  Abte  und  einem  Bischöfe  die 
kirche  zu  Goslar,  in  welcher  die  Grossen  versam- 
melt waren,  in  ein  blutiges  Schlachtfeld  verwandelte, 
oder  wie  .  der  aufrührerische  Herzog  Ernst  von 
Schwaben  mit  einem  gewaltigen  beere  zu  dem  von 
Kaiser  Konrad  ausgeschriebenen  Reichstage  zog,  in 
der  hofifnung,  dass  er  sich  nüthigenfalls  mit  gewalt 
dem  werde  widersetzen  können,  was  die  Versamm- 
lung wider  ihn  beschliessen  mögte. 

Der  kern  des  voikes,  der  ackerbauer,  trat  also 
immer  mehr  von  dem  schauplatze  öffentlicher  Ver- 
handlungen zurück.  An  eine  wähl  von  abgeordne- 
ten, welche  das  volk  selbst  vorgenommen  hätte, 
wie  sie  von  Karl  dem  Grossen  und  seinem  söhne 
vorgeschrieben  war,  oder  gar,  wie  sie  in  England 
in  dieser  zeit  üblich  wurde ,  dachte  niemand.  Die 
Versammlungen  erschienen  kaum  mehr  als  Versamm- 
lungen des  Volks,  nur  noch  als  Versammlungen  der 
vornehmen,    der  dignitas  terrae,    wie  sie  in  spätem 
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Flandrischen  berichten  genannt  werden  i),  und  es 
machte  keinen  unterschied,  ob  der  König  oder  Her* 
zog  seine  Vasallen  zn  einem  Lehngerichte  oder 
Lehnhofe,  oder  ob  er  seine  Grossen  zu  einer 
Reichs  -  oder  Landesversammlung  berief.  Die 
Reichs  -  und  Landesversammlungen  wurden  daher 
gewöhnlich  nicht  mehr  Placita,  sondern  Curiae,  Höfe 
oder  Hoftage  genannt. 

Man  kann  allenfalls  zwei  dinge  als  ausnohmen 
hiervon  betrachten.  Einmal  die  angcsehnem  unter 
den  geistlichen  jeder  Dioces,  welche  mit  dem  Bi- 
schöfe die  Versammlungen  besuchten,  und  zweitens 
den  gemeinen  Heerbann,  welcher  sich  wenigstens 
dann  auf  der  Reichs  -  und  Provinzialversammlung 
einfand,  wenn  das  reichslieer  auf  derselben  zusam- 
mengezogen war.  Auf  das  eine  darf  man  indessen 
so  wenig  gewicht  legen,  als  auf  das  andere.  Die  Prä- 
laten ,  welche  mit  den  Bischöfen  erschienen ,  bildeten 
ihren  kirchlichen  rath,  ohne  welchen  diese  mancher- 
lei nicht  unternehmen  durften ,  was  im  Interesse  der 
Kirche  lag;  aber  die  Interessen  der  untergebenen 
des  Bischofs  wahrzunehmen,  dazu  war  ihnen  weder 
durch  die  Batzungen  der  Kirche  ein  besonderer  be- 
ruf, noch  durch  die  läge  ihrer  Verhältnisse  ein  grö« 
sseres  interesse  gegeben,  als  es  der  Bischof  schon  für 
sich  selbst  hatte.  Wenn  daher  beispiele  vorkom- 
men, dass  ein  Erzbischof,  der  behindert  ist,  fiir  seine 
person  auf  dem  Hoftage  zu  erscheinen,  etwa  zwei 
seiner  SufTragane  sendet,  so  darf  man  dabei  nicht 
an    einen    ähnlichen  gebrauch   denken,    wie    er    in 


I)    Meyerus  chron.  Flauclriae  ad  a,  1050  et  1138. 
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England  stattfand,  wo  der  König  den  geistlichen 
gericlitsinhaberu  aufgab,  von  dem  volke  ihrer  ge- 
richtsbezirke  je  zwei  Vertreter  wählen  zu  lassen  i). 
Der  gemeine  Heerbann  dagegen  spielte  jetzt  eine 
höchst  untergeordnete  rolle.  Er  bestand  fast  nur 
aus  den  ignohUes^  die  weniger  zu  wirklichem  kriegs** 
dienste,  als  zum  tross  verwandt,  und  daher  neben 
dem  Vasallenheere  kaum  beachtet  wurden, 

41.  Die  Veränderung,  welche  mit  den  Volks- 
versammlungen vorgegangen  war,  giebt  sich  schon 
sehr  auffallend  zu  erkennen  auf  dem  Reichstage, 
den  die  söhne  Ludwigs  des  Frommen  im  jähre  851 
gemeinschaftlich  zu  Marsen^  im  Hennegau  hielten  2), 
einem  Reichstage  also ,  der  nicht  allein  Frankreich, 
sondern  auch  I^othringen  und  Deutschland  angehörte« 
Hier'  schlössen  die  Könige  frieden  und  gelobten  ein« 
ander  wechselseitigen  beistand.  Zugleich  aber  ver- 
handelten sie  mit  ihren  getreuen,  und  gaben  Ihnen 
nebst  manchen  besondem  bestlmmungen  die  ver* 
Sicherung!  , Jeder  solle  nach  seinem  ränge  und  stände 
in  Wahrheit  sicher  sein  ,  dass  die  Könige  keinen 
hinfort  wider  recht  und  gerechtigkeit,  nrtheil  und 
rechte  Ursachen  verdammen?  entehren,  unterdrücken, 
oder  durch  unverdiente  massregeln  beküDumern  wür« 
den.  Und  dem  gemeinen  rathe  jener  wahrhaft  ge- 
ti'cuen  wollten  die  Könige  nach  dem  wHIen  Gottes 


I)  —  quod  jpsi  pra  r|uolil)et  deoanafa  et  arcbidiacoiialu 
Angliae  per  ipsos  decaiiatus  et  arcLi  diacoQa  tu8  cligi 
faecrent  duos  peritos  et  idoneos  procuratorcs.  llIo4'  ten.  par- 
liain.  c.  i. 

3)  Cnpit.  Garoli  CaKi  tit.  10.  C  3.  6.  (GonTcntos  ap.  AIar&- 
nam  2.  ai.  8£>1  ) 
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und  zum  gemeiuen  frommen  ihre  Zustimmung  geben, 
so  viel  die  herstellung  der  heiligen  Kirche,  den  zu- 
stand des  Reiches,  die  Königliche  ehre  und  den  frie- 
den des  ihnen  anvertraueteu  volks  betreffe.*' 

Die  spräche  in  diesem  gesetze  ist  so,  als  ob 
allein  von  den  Verhältnissen  zivischen  den  Königen 
und  ihren  Vasallen  die  rede  wäre,  und  dennoch  ist 
dasselbe  ein  wahres  Beichsgesetz,  welches  bestim- 
niungen  enthält,  die  für  alle  im  Reiche  gleich  wich- 
tig sind,  wenn  auch  die,  welche  mit  den  Königen 
verhandelten,  zunächst  nur  an  ihren  eignen  vortheil 
gedacht  haben  mögen*  In  dem  gesetze  ist  die 
rede  von  dem  heil  der  Kirche  und  des  Reichs,  die 
getreuen  der  Könige,  mit  denen  man  verhandelt 
hatte,  waren  die  geistlichen  und  weltlichen  Gro- 
ssen, wie  die  Überschrift  bezeugt,  und,  damit 
kein  zweifei  übrig  bleibe,  dass  dasselbe  nicht 
für  ein  blosses  Lehngesetz  gehalten  werden  sollte, 
so  wurde  es  von  jedem  der  Könige  in  person  sei- 
nem Volke  verkündet  i). 

Auf  ähnliche  weise  tritt  das  überwiegende  der 
Lehnleute  bei  der  Königswahl  Otto's  I.  hervor  2). 
Nachdem  das  volk  der  Franken  und  Sachsen  sieh 
im  voraus  über  seine  wähl, geeinigt  hatte,  kam  man 
zu  Aohen  zur  förmlichen  und  feierlichen  wähl  zu- 
sammen. Dort  erhoben  ihn  die  Herzoge  und  vor- 
nehmsten der  Reichsbeamton  3)  sammt  dem  übrigen 


t)  Et  relecta  suDt  in  coaspectu  fokius  popula  suprascripU. 
Cap.  cit.   in  fine. 

!2       WiDUKiKDi  res  grstar   Saxonum  9,  I. 

S)  —  duccs  ac  praefcclorum  principes  —  a  dncibns  ac  cac- 
tcro  magislratu. 
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hänfen  der  ersten  Vasallen  i)  auf  den  thron,  wäh- 
rend die  geistlichkeit  in  der  Kirche  die  prooession 
des  neuen  Königs  vorbereitete.  Den  ueugewählten 
führte  darauf  der  Erzbischof  dem  volke  zu,  verkün- 
dete die  wähl  der  Fürsten,  und  befragte  das  volk: 
ob  es  die  wähl  billige?  worauf  das  ganze  volk  mit 
erhebung  der  rechten  und  glückwünschendem  zu- 
rufe antwortete. 

In  andern  erzählungen  wivA  aber  auch  die  lehn- 
bare Ritterschaft  wieder  genau  von  dem  volke  un- 
terschieden. Als  z.  b.  Herzog  Otto  der  Erlauchte 
von  Sachsen  im  j.  912  gestorben  war,  bedachte  sich 
König  Konrad,  dem  söhne  desselben,  Heinrich  dem 
Vogelsteller,  dessen  anselin  und  ausgezeichnete  ei- 
genschaften  er  kannte,  die  ganze  gewalt  des  vaters 
zu  übertragen.  Dies  erregte  den  Unwillen  des  Säch- 
sischen heeres.  Der  König  suchte  durch  gefällige 
reden  und  unbestimmte  Versprechungen  auszuwei- 
chen. Aber  die  Sachsen  Hessen  sich  dadurch  nicht 
verlocken,  sondern  überredeten  ihren  Herzog:  wenn 
der  König  ihm  nicht  freiwillig  die  väterlichen  ehren 
verleihen  wolle,  werde  er  im  stände  sein,  ohne  des- 
sen willen  seine  wünsche  zu  erlangen.  Der  König 
sah,  dass  die  Sachsen  eine  ernstere  miene  gegen 
ihn  machten,  als  sonst,  und  dass  er  den  Herzog 
nicht  werde  im  oflenen  kämpfe  aufreiben  können,  da 
demselben  ein  häufen  tapferer  Kitter  und  ein  unzählba- 
res beer,  also  nicht  allein  seine  Vasallen,  sondern 
auch  der  Sächsische  Heerbann  2),  zur  seite  stände. 
Er  sah  sich  daher  genöthigt,  nachzugeben. 

1)     —    cum  caetera   principam   militum   manu. 
^)     supprditante    illi   fortiuin  inilitum   manu,     excrcitus  quoquc 
ioiiumcra  lualtitudiuc.     WiouKino  I,  21. 
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In  diesen  und   ähnlichen  fSHen  schehit  nun  al* 

lerdings  das  auftreten  der  Vasallen  und  des  volks 

vornehmlich  auf  der  stärke  des  heeres  zu  beruhen, 

und    es  ist  nicht  zu  leugnen,  dass  das  Lehnwesen 

geeignet  war ,    die  Könige  und  Ffirsten  in  eine  ab« 

hängigkeit  von  den  Vasollen  zu  bringen,  welclie  die 

letztem  bald  in   stand  setzte,    durch  festes  zusam- 

menhaiten    ansprüche    der   erstem  zorückzuwcisen, 

und  neue  Zugeständnisse  zu  gewinnen,      Denn  zur 

ausAbrung  mancher    Unternehmung   war   ihre   thl- 

tige  hülfe  nöthig,  und  es  konnte  bedürfniss  werden, 

sich  diese  hülfe  durch  vorgängige  Zustimmung  der 

Ritterschaft  zu  versichern.      Selbst,    wo  der  König 

und  die  Fürsten  nur  des  rathes  bedurften,    fanden 

sie  diesen  am  leichtesten  bei  den  Vasallen,  die  ihre 

beständige  Umgebung  bildeten. 

Ein  beispiel,  wie  die  Herzoge  nichts  ohne  den 
beistand  ihrer  Vasallen  vermogten,  und  da,  wo  sie 
sich  ihrer  billigung  nicht  versichert  hatten,  durch 
den  widerstand  derselben  gehemmt  waren,  begeg- 
net uns  abermals  in  der  geschichte  des  Herzogs 
Ernst  von  Schwaben.  Dieser  wollte  im  j.  1126  eine 
empörung  gegen  Kaiser  Konrad  den  Salier  begin- 
neu,  und  forderte  seine  dienstleute  zur  theibahme 
auf.  Da  traten  zwei  Ritter  hervor,  und  verweiger- 
ten namens  aller  ihren  beistand.  Wären  wir,  spra- 
chen sie,  von  dem  Kaiser  als  unfreie  männer  dir 
übergeben,  so  hielten  wir  uns  verpflichtet,  dir  zu 
folgen.  Aber  wir  sind  freie  männer,  und  haben  in 
dem  Kaiser  einen  Schützer  unsrer  freiheit.  Wollten 
wir  uns  gegen  ihn  auflehnen,  wir  würden  uusre 
ehre  und  unsern  hört  zugleich  einbüssen  i). 

I)     Wippo  vita  KoDradi  Salici. 
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42.  Diese  Verhältnisse  waren  es  jedoch  nicht 
allein,  welche  die  Wirksamkeit  der  Hoftage  bestimm- 
ten. Wir  finden  die  letztern  durchaus  in  densel- 
ben fallen  und  auf  dieselbe  weise  thätig»  wie  in 
älterer  zeit  die  Reichsversammlungen  der  Fränki- 
schen Kaiser.  Am  deutlichsten  zeigt  sich  dies  auf 
den  Baierischen  Hoftagen.  Hier  sehen  wir  den  Her- 
zog mit  seinen  Grossen  zu  gericht  sitzen,  Streitig- 
keiten zwischen  einzelnen  Grossen  schlichten,  und 
vi^rgabungen  von  giitern  bestätigen,  gesetze  machen 
und  Privilegien  erth eilen,  allgemeine  landesangele- 
genheiten  berathen ,  über  krieg  und  frieden  beschlies- 
sen,  und  über  die  aufrechthaltung  des  landfriedens 
wachen.  Wir  sehen  die  Grossen  ihre  Herzoge  wäh- 
len und  absetzen,  den  Herzogen  huldigen,  und  die 
söhne  derselben  wehrhaft  machen  i),  lauter  gegen«^ 
stände,  welche  an  die  Wirksamkeit  der  Fränkischen 
Reichstage,  wie  der  alt  Deutschen  Volksversamm- 
lungen erinnern. 

Man  könnte  zwar  glauben,  dass  die  Baierischen 
Herzoge  grössere  rechte  geübt  hätten,  als  die  der 
andern  Völker,  weil  die  Baiern  nach  dem  ausganga 
der  Karolinger  im  jähre  911  den  söhn  des  Mark- 
grafen Luitpold,  Arnulf,  der  bei  ihnen  der  Beste, 
bei  den  fremden   aber  der  B<)se  hiess,    zu    ihrem 


f)  P.  KoLOMANN  Sanftl,  pvcisscbrifl  von  den  Land-  uo<l  Hoffa- 
fjeik  in  Haiern,  absclm.  4.  itt  den  neuen  histo^.  aMiaudlungcn  der 
ChurförBlI.  Saierisclicu  Akademie  der  wissenschancn  (Uüuoheii 
179^  4.)  4,  459  —  46t.  Der  hier  angenommene  sprachgebraiidi, 
wornaeb  die  vollständigen  Tersammlungen  Landtage,  die  bera- 
tbungen  mit  einer  geringeren  anzabl  edle/  über  minder  wicbtigc 
gegenstände  aber  Iloftage  genannt  wenlen,  Ist  wiükuirKeb,  ob- 
wohl der  nutcrscUicd  an  sieb  richtig  ist 
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Könige  crw&lilten,  und  weit  König  Heinrich  L 
ihm,  um  seine  Unterwürfigkeit  zu  erlangen,  besou« 
dere  und  grosse  reclite  einräumen  musste.  Kament« 
lieh  gab  er  ihm  das  recht,  die  Bischöfe  in  Baiem 
zu  ernennen  0*  Allein  eben  dieses  recht  über  die 
Bischöfe  hat  unter  andern  auch  Heinrich  der 
Löwe  als  Herzog  von  Sachsen  wenigstens  in  sei« 
nen  Wendischen  eroberungen  in  anspruch  genom-' 
men,  und  überhaupt  giebt  es  mancherlei  beispiele, 
aus  denen  hervorgeht,  dass  die  übrigen  Herzoge 
eben  so  umfangreiche  rechte  in  ihrem  Sprengel  üb- 
ten, und  in  denselben  f&llen  nicht  ohne  die  Grossen 
ihrer  Provinz  handelten  2). 

Um  nur  eins  anzuf&hren :  Heinrich ,  Herzog  von 
Kärnthen  und  Markgraf  von  Verona,  sass  im  j.  0B3  zu 
Verona  zu  gericht,  und  seine  beisitzer  waren  ein  Bi- 
schof,  ^mehrere  Grafen  und  Königliche  Pfalzrichter, 
und  viele  andere,  deren  namen  ohne  ihren  stand 
genannt  werden,  wahrscheinlich  edle  herrn.  Er  ent- 
schied einen  streit  zwischen  dem  Bischöfe  von  Ve« 
rona  und  dem  ehemaligen  Markgrafen  Tedald  nebst  ei« 
ner  verwandten  desselben,  Bertha,  welche  beschuldigt 
wurden,  unrechtmässigerweise  den  hofBipain  besitz 
genommen  zu  haben.  Da  die  beklagten  nicht  er- 
schienen waren ,  so  irurde  ihnen  der  hof  abgespro- 
ehen,  und  dem  Bischöfe  das  eigenthum  an  demsel- 
ben durch  die  feierliche  form    der  Investitur  über- 


1)  —  arlflcns  ca  ordiaationem  ppisco|ioriim  tolius  navarlai*. 
SiGEREicrus  fjEsiBLAc.  lu  Cbroiiogr.  «d  a.  920.  Indessen  fohlt  die- 
ser zusaU   in  mchrerrn  ausgabru« 

2)  Vergl.  DöNNiGES  geseUichte  des  DeulscUen  Kitiscrtliums  2, 1. 
(Berlin  1842.  8.)     s.  291  —  554,   besonders  s.   3ol  f. 
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wiesen  i).  Aus  dem  allen  erkennt  man,  dass  das 
gericht  nicht  etwa  nur  ein  Lehngericht  war,  dass  al- 
so dem  Herzoge  die  volle  gerichtsbarkeit  über  die 
Grossen  seiner  Provinz  zustand. 

Auch  in  Frankreich  erklärte  Hugo  Gapet,  er 
werde  alle  angelegenheiten  des  stats  nach  rath  und 
willen  seiner  getreuen  ordnen,  da  es  nicht  seine 
meinungsei,  dieKöniglichegewalt  zumissbrauchen  2). 


ERBLICHKEIT  DER  REICHSÄMTER. 

43.  Die  ausbildung  des  Lehnsystems  war  be- 
gleitet von  einer  andern  entwickelung  des  Lehnwe- 
sens, welche  sich  zwar  fiir's  erste  in  der  äussern 
erscheiming  der  Hoftage  nicht  kund  that,  dennoch 
aber  dem  geiste  ihrer  Zusammensetzung  eine  andre 
richtnng  gab,  und  in  ihren  weitern  folgen  die  be- 
deutendsten Veränderungen  erzeugte«  Dies  war  die 
Verwandlung  der  sämmtlichen  höhern  Reichsämter  in 
Färstenthümer  oder  Landesherrschaften. 

Der  grund  dieser  verändeixtng  lag  in  der  all- 
mählig  sich  befestigenden  erblichkeit  der  Lehne.  Es 
scheint,  der  grundbesitz  hat  in  seiner  natur  etwas 
so  festes  und  unbewegliches,  dass  er  allen  Verhält- 
nissen, welche  mit  ihm  in  Verbindung  kommen,   et- 


1)  Urk.  bei  HoRMATR  gcsclilclite  der  gefurstctca  Grafschaft 
Tirol  2,  S7  f. 

2)  Regali  potenlia  ia  nuUo  aliuti  volentes,  ouinia  ncgoCia  rei 
puMicae  in  consultatione  et  sentcutia  fidelium  nostrorum  dispoui- 
IUU8.      BOUQUCT    10,  592. 
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was  von  dieser  natur  mittheik,  und  ihnen  eine  glei* 
che  Starrheit  und  festigkeit  giebt.  So  bald  die  gros- 
sen Reichsämter  zu  Lehnen  geworden  waren,  so 
drängte  alles  dahin,  die  inhaber  derselben  dergestalt 
in  ihrer  würde  und  ihrem  besitze  zu  befestigen, 
dass  beides  für  ewige  zeiten  mit  ihrem  geschlechte 
eng  verknöpft  wurde.  Waren  einmal  alle  Reichsga» 
ter  vergeben,  und  wusstc  man  noch  keinen  andern 
weg,  grosse  Verdienste  zu  belohnen,  wie  sollte  man 
den  verdienten  vater  in  seinem  nicht  muider  t&chti« 
gen  söhne  anders  ehren,  als  dass  man  diesem  das 
Reichsamt  liess ,  welches  der  vater  verwaltet  hatte? 
Dazu  kam  die  nur  zu  naturliche  meinung,  durch 
welche  zu  allen  zeiten  der  kastengeist  begfinstigi 
worden  ist,  dass  besondere  tuchtigkeit  in  der  regel 
durch  ab&tammung  und  erziehung  in  gewissen  ge- 
schlechtern  erhalten  werde.  In  diesem  sinne  em- 
pfahl Erzbischof  Hincmar,  die  Reichsbeamten  zu 
wählen.  „Er  selbst  wisse  die  pcrsonen  nicht  vorzu- 
schlagen; denn  von  denen,  welche  er  am  Hofe 
Ludwigs  des  Frommen  gesehen  habe,  lebe  keiner 
mehr,  aber  er  wisse,  dass  aus  diesem  adel  söhne 
geboren  seien,  um  die  väter  zu  ersetzen,  obwohl  er 
ihre  sitten  und  eigenschafien  nicht  kenne.  Diese 
mögten  selbst  sorgen,  dass  sie  nicht  an  sitten,  tu- 
gend,  Weisheit  und  kenntnissen  entartet  seien,  da- 
mit sie  mit  recht  ihrer  väter  stellen  und  ämter  aus- 
füllen, und  sich  in  der  ausübung  derselben  erhalten 
könnten"  i). 

War  aber  ein  Reichsamt  mit  seinem  Lehnbesitze 
nur  erst  einige    menschenalter  hindurch  von  vater 


I)     HiifCHAR  DOTi  rpgis  instit.  c.  o7. 
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auf  sohl)  übergegangen ,  so  ersehien  die  verlrihiing 
desselben  leicht  als  eine  pflicht  des  Königs,  wäh- 
rend sie  ursprünglich  dllein  von  seiner  zuuefgung, 
gnade,  klfTgheit  oder  nachgiebigkeit  abhing.  Dies 
zeigt  sich  nicht  dentlicher,  als  bei  den  ersten  Sfich- 
sischen  Herzogen.  Schon  der  enkel  des  ersten  Her'- 
zogs  wurde  von  seinem  volke  ennnert,  dass  er  als 
ein  recht  in  anspruch  nehmen  könne,  was  schwer* 
lieh  vor  ihm  sein  vater  und  oheim  als  solches  be- 
sessen hatten. 

In  Frankreich  war  bereits  unter  Karl  dem  Kah- 
len die  erbliehkeit  der  Grafschaften  so  weit  ausser 
allem  zweifei,  dass  sich  der  König  nur  dann  noch 
seine  entscheidung  vorbehielt,  wenn  der  hinterlas'» 
sene  söhn  eines  Gmfen  unmündig  war.  In  Deutsch- 
land dagegen  wurde  die  entschiedene  anerkennung 
dieser  erbliehkeit  länger  aufgehalten,  vielleicht  durch 
die  Herzoge,  welche  soi^am  wachten,  dass  ihre 
untergebenen  nicht  zu  allzugrosser  Selbstständigkeit 
emporstiegen.  Aber  dieselbe  wat'hsamkeit  wurde 
bald  den  Deutschen  Kaisern  nöthig  segen  die  Her- 
zoge, welche  alle,  gestützt  auf  die  wähl  ihres  Vol- 
kes, in  ähnlichem  sinne  erbliehkeit  ihres  amtes  in 
anspruch  nahmen,  wie  die  Kaiser  selbst.  £s  ent- 
spann sich  hieraus  ein  kämpf  zwischen  dem  Kaiser 
und  den  Herzogen,  der  nach  manchen  wechselföUen 
zuletzt  mit  der  völligen  auflösung  der  grossen  Her« 
zogthümer  endete,  in  dem  aber  niemand  gewann, 
als  die  Grafen,  und  die,  welche  ihnen  gleich  standen; 
denn  diese  übten  fortan  alle  rechte  der  Herzoge, 
nur  auf  klehierm  gebiete,  so  dass  der  Kaiser  an 
macht  eher  verloren,  als  gewonnen  hatte. 


ErblicLkeit  der  Reichsämter.     §•  4i«       127 

Neben  den  Grafen  waren  unterdessen  die  Bi« 
scbOfe  zu  gleicher  macht  emporgestiegen,  indem 
sie  nicht  aHein  die  befreiuug  ihrer  besitzungen  von 
der  amtsgewalt  des  Grafen ,  ihre  Immunitfltsreclite, 
immer  mehr  ausdehnten,  sondern  zuletzt  ganze 
Grafsclmften  als  Lehne  ihres  Stiftes  erivarben. 
Diese  Verleihungen  zeigten  deutlich  genug,  dass 
man  in  der  Grafschaft  nicht  mehr  ein  blosses  Keichs- 
amt,  sondern  schon  ein  recht  ttber  ein  gewisses 
gebiet  sah,  welches  einen  theil  des  privatreichthums 
ausmachte.  Bald  war  zwischen  einer  Grafschaft  und 
den  besitzungen  des  alten  Adels,  welche  ihres  um- 
fangs  wegen,  gleich  den  kircUiehen  Immunitäten,  frei 
von  der  amtsgewalt  der  Grafen  geblieben  waren, 
kaum  ein  unterschied  mehr,  als  in  dem  namen  und  in 
der  Kaiserlichen  belehnung,  und  selbst  die  letztere 
blieb  nicht  immer  ein  Unterscheidungszeichen,  da 
viele  der  edlen  ihre  guter,  wenn  auch  nicht  als 
znbehörungen  von  Reichsämtern,  doch  als  kriegs« 
lehne  besassen. 

44.  Diese  venvandlung  der  Amtsgewalt  in  ein 
verm<)gensrecht ,  in  ein  erbliches  besitzthum,  hatte 
nothwendig  die  Zerstörung  des  geistes  der  ßeichs- 
und  Provinzialversammluiigen  im  gefolge.  Denn  es 
verschwand  dadurch  jener  unterschied  zwischen  den 
majore^  prwiiegio  und  der  proeeres  potettate,  zwi- 
schen den  possessores  und  den  judices,  vielmehr 
wurden  alle  ohne  ausnähme  jetzt  majores  privilegio 
oder  possessores.  Die  pflicht  des  amtes,  für  das 
beste  des  Reichs  und  des  amtssprengels  zu  wachen, 
trat  in  den  hintergrund;  sie  wurde  nur  erfSIlt,  wenn 
auch  das  recht,  das  besitzthum,  dabei  gewann.  War 
daher  durch  das  Lehnsystem  bereits  die  Verbindung 
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zwiscben  der  Fürstenversaminliiiig  and  dem  Volke 
lockerer  geworden,  so  wurde  durch  die  erblichkeift 
der  Beichsämter  der  eigentliche  lebenskeim  dieser 
versammluogen  ergriffen,  durch  den  sie  versamm« 
lungen  des  ganzen  Yolks  gewesen  waren.  Sie  blie-» 
ben  jetzt  nur  Versammlungen  der  Fürsten ,  der  Gro- 
ssen, der  würdigsten,  besten  und  tapfersten  im 
volke^  deren  besohlüssen  der  übrige  unedle  häufe 
sich  willig  unterwerfen  sollte ,  weil  er  durch  ihve 
faust  Sicherheit  und  schütz  erlangte.  Diese  ansieht 
über  die  Stellung  der  Grossen  zu  dem  volke  ist  auf 
eine  merkwürdige  weise  in  der  eingangsformel  einer 
Urkunde  ausgesprochen,  welche  Markgraf  Dietrich 
von  Meissen  im  jalure  1220  über  eine  auf  zwei  Pro^ 
vinzialversammlungen  zu  Skölen  und  Kolmen  vorge« 
nommene  vergabuiig  ausstellte.  „Gerechte  richter 
^und  gerichte,  heisst  es  dort,  sind  so  selten,  dass 
die  bösen  immer  schlimmer  werden.  D^her  ge- 
schieht, es,  dass  sie  ihre  Unternehmungen  auch  ge- 
gen die  ausdehnen,  die  von  niemandem  etwas  be- 
gehret, wenn  ihnen  nicht  die  strenge  derer  entge- 
gentritt, welche  nicht  ohne  Ursache  das  schwerdt 
tragen"  i). 

Dennoch  ist  diese  Wirkung  des  Lehnwesens  nie 
ganz  vollständig  gewesen  Vielmehr  taucht  zu  allen 
Zeiten  hie  und  da  eine  erinnerung  an  die  ursprüng- 


1)  Cum  propter  nimiain  judicam  ac  judiciorum  justorum  rari- 
latrm  homineg  mali  cotidie  proficiant  in  pnjus,  fit,  ut  in  illos 
etiam,  cjui  nullius  aliquid  desidcrant,  rorum  polissinium  exer 
ccant  insnltus,  si  non  illoruniy  qui  non  sine  causa  gladium  por- 
tant,  eis  obviaTerit  severitas.  Scböttgen  et  Kaeissie  diplomata- 
ria  et  Bcriptores  Germ.  %  175. 
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liehe  unä  wahre  bedeatung  der  Reichs-  und  Pro- 
Vinzialversammlungen  auf.  In  Flandern  vernichtete 
sogar  im  jähre  1198  eine  Tersammluitg  des  volks 
einen  vertrag,  zu  welchem  Graf  Balduin  von  dem 
Könige  von  Frankreich  gezwungen  ^  und  durch  den 
das  Gallisch  redende  Flandern  von  dem  Flimisdi 
redenden  abgerissen  wör,  weil  der  Graf  dieses 
land  ohne  den  beschlüss  der  Öffentlichen  versamm* 
lung,  und  gegen  den  Widerspruch  des  volks,  mithin 
ungültiger  weise  veräasseH  habe  i).  Ehe  es  mög- 
lich war,  dass  das  Lehnwesen  alle  politische  freiheit 
der  niedern  classen  zerstörte,  trat  bereits  ein  neues 
element  hervor,  welches  die  bestimmung  hatte,  diese 
freiheit  von  neuem  zu  erwecken«  Aber  bevor  wir 
uns  dieser  erscheinung  zliwenden,  ist  es  nöthig,  ein 
andres  ereigniss  in  seinen  einzelnen  hergängen  ge- 
nauer zu  beobachte,  welches  die  verderblichen  Wir- 
kungen des  Lehnwesens'  zu  voUetiden  schien.  Dies 
war  die  Zertrümmerung  der  grossen  National -Her- 
zogthümer,  aufweiche  wir  vorläufig  nur  einen  fluch- 
tigen blick  geworfen  haben.  So  wie  indessen  die 
erblichkeit  der  Lehne  bisher  mehr  den  geist,  als 
die  form  der  Volksversammlungen  berührt  hatte,  so 
war  dieses  ereigniss  umgekehrt  für  die  form^  nicht 
aber  für  den  geist  derselben  von  einfluss. 


I)  —  aLsque  decreto  pul>]ici  coociUi,  reclamaute  populo. 
lIlEYEiti  annal.  ad  a.  l0S5  et  liOl.  RAEPSARt  liUt  ^es  etaU  gen. 
«t  proT.  $•  86  (oeavr«8  %  74). 


9 
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AUFLÖSUNG  DER  HERZOGTHÜMER. 

•  '  45.    Der  kämpf  gegen  die  Herzoge,  zu  welchem 
die  Deutschen  Könige  sich  mit  den  Grafen,  Bischö* 
fen  und  freien  Herrn  verbündeten,    wurde  nicht  in 
allen  theilen  des  Reichs  zu  derselben  zeit  begonnen 
und  geendet,   und  hatte  nicht  überall  dieselben  fol- 
gen.     Nur  Böhmen  und  Mähren,    so  wie  Kämthen, 
Kroatien  und  Dalmatien  wurden  von  demselben   gar 
nicht    berührt.      Von   den    übrigen    Herzogthümern 
wurden  einige,    und  zwar  vorzugsweise  die    längs 
des  Rheins  gelegenen,  ganz  in  Bisthümer,   Abteien, 
Grafschaften    und    freie    Herrschaften     zersplittert. 
Von  andern,   namentlich  von  den  beiden  Herzogthü« 
mern    Heinrichs     des    Löwen,    blieb    ein   gewisser 
mächtiger  stamm    in  der   weise    des  alten   Herzog 
thums,  aber  mit  verringertem  gebiete,  von  dem  sich 
manche   der  ihm   untergebenen  Fürstenthümer  '  und 
Herrschaften  nur    sehr  allmählig,    andre  nie  abson- 
derten.     Bisweilen  begnügten  sich  auch  die  Kaiser, 
aus  bruchstücken  eines  National  -  Herzogthums  eine 
neue    Herrschaft  gleicher  art,    aber  von   kleinerem 
umfange  und  mit  anderem  namen ,    zu  schaffen.    Je 
nach    diesen    verschiedenen    Schicksalen    der     län- 
der   war    denn  auch   nothwendig   die    Umgestaltung 
der  Hoftage  verschieden,   und  wir  dürfen  uns  daher 
nicht   entschlagen,    dem  ausgange  jedes    einzelnen 
Herzogthums  mit  aufmerksamkeit  zu  folgen« 
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B  A  I  £  R  N. 

» 

46»  Die  Herzogthumer  Baiern  und  Sachsen 
waren  bekanntlicli  zu  den  zelten  Friedrich  Barba* 
rossa's  in  den  bänden  Heinrichs  des  LS  wen,  und 
Jessen  achtserklärung  im  j»  1180  war  das  losungs- 
wort  zu  ihrer  Zertrümmerung. 

Das  eine  von  diesen  beiden  grossen  Weifischen 
Herzogthiimern,  Baiem,  hielt  sich  noch  eine  zeit 
lan^  in  einer  Integrität ,  die  wenigstens  seiner  frO- 
hem  bedentung  nahe  kam.  Zwar  waren  die  Kärnth- 
nische  Mark  schon  im  j.  1004,  und  die  östliche 
Mark  im  j.  1156  zu  eigenen  Herzogthfimern ,  Käm- 
then  und  Oestreich,  erhoben,  und  von  Baiem  ge- 
trennt,  und  dasselbe  widerfuhr  der  Steirischen  Mark 
gleichzeitig  mit  Heinrichs  des  Löwen  ächtung  und 
der  erhebung  der  Witteisbacher  auf  den  Herzog- 
lichen stuhl.  Auch  wurde  in  demselben  jähre,  1180, 
die  Grafschaft  Andechs  im  gebirge  durch  erbschaft 
mit  den  Herzogtbün^ern  Dalmatien  und  Croatien  und 
der  Markgrafschaft  Istrien  vereinigt,  und  dadurch 
der  grund  zur  trennung  Tirols  von  Baiem  gelegt. 
Die  besitzer  jener  länder  nannten  sich  seit  dieser 
zeit  auch  Herzoge  von  Meran,  und  hielten  eigene 
Hoftage  1),  und  durch  Übergang  eines  theils  dieser 
länder  an  die  Grafen  von  Tirol  in  den  jähren  1248 


1)  Seel  gesckichte  der  gefürstetcn  Grafsckaft  Tirol  (3  tli. 
Müncbcn  1816  oder  nach  einem  zweiten  titelblatte  1817.  8.)  2, 
108  nennt  einen  Hoftag  im  j.  1234  9  auf  welchem  Herzog  Otto 
1.  T.  Meran  dem  lande  den  rothen  adler  zum  wappen  soll  gege- 
ben haben.    Seine  quelle  ist  mir  unl>ekannt. 

9* 
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und  1254  entstand  die  Landgrafschaft  Tirol,  welche, 
gleich  den  beiden  grossen  Landgrafschafien  Thü- 
ringen und  Elsass,  Unabhängigkeit  von  dem  Herzog- 
thume  und  Reichsfiirstliche  würde  mit  erfolg  be- 
hauptete i).  Auch  manche  andre  Fürsten  und  Herrn, 
welche  sich  persönlich  mächtig  genug  fahlten,  ver- 
suchten, eine  unabhängige  Stellung  einzunehmen  2), 
obwohl  mit  ungleichem  glücke. 

Von  den  Grafen  und  freien  Herrn  gelang  es 
keinem  vollständig.  Die  Markgrafen  im  Nord^au 
erschienen  noch  auf  den  Hoftagen  von  1224  und 
1228.  Der  letztere  würde  freilich  von  König  Hein- 
rich gehalten,  und  es  erschienen  dort  sogar  die 
Herzoge  von  Oestreich ,  Kämthen  und  Meran ,  so 
wie  der  Markgraf  von  Andechs  3).  Die  Bischöfe 
erreichten  zwar  diese  Selbstständigkeit,  aber  nur 
seht  allmählig.  Auf  den  Hoftagen,  welche  dem  her« 
kommen  nach  zu  Regensburg  gehalten  werden  soll- 
ten, pflegten  nach  aher  sitte  zu  erscheinen  die  Bi- 
schöfe von  Bamberg,  Salzburg,  Freising,  Eich- 
städt,  Augsburg,  Passau,  Brixen  4),  zu  denen  im 
anfange  des   dreizehnten  Jahrhunderts  noch  die  von 


t)  Vergl.  die  beidcil  nrk.  nro.  l09  iL  110  l>ei  t.HdRMAVR  bei- 
trage zur  gesch.  Tirols.  I,  2.  s.  ^8  f. 

2)  Cai  tamea  comites  et  aliqni  de  liberis  bomimum  facere 
rennerant.  Cbroo.  Aiutr.  ad  a.  llSO  bei  t^sz  8Cl*ipt«  rfcr.  Attsir. 
1,  563. 

5j    HcaHAiaii  Altab.  aoaalcs  bei  Oepelb  1,  671. 

4)  Salbocb  im  MuBchoet  BeichsarcbiT,  nrö.  04.  fol.  92,  citirt 
bei  BücmiEB  gesch.  ▼.  Baiera  «i,  10.  not.  d.  —  Rudolf  Bozpeck. 
tbci  HcfiD  mctrop.  Salisbar.  ed.  Gkwold.  1,  267.  Auf  dem  Hof- 
agt  zu  Slraubirig  im  j.l224  erscbieucn  9  Biseböfe  nebst  sämmt- 
lieben  Aebtcn  und  Domberm«     Bucbbeb  ^,  56.  not.  b. 
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Chiemsee,  Seokau  und  Lavant  hinzQkanieii.  Ea  tra- 
ten sogar  Verhältnisse  mit  dem  Pabste  ein,  welche 
die  Bischöfe  zum  festen  zusammenhalten  auflTorder- 
teUf  Aber  sehr  bald  fand  sich  allerlei  stoff  zu  rei- 
bnngen  zviischen  dem  Herzoge  und  den  Bischöfen, 
bei  denen  man  deutlich  genug  sieht,  dass  die  letz- 
tem wenig  geneigt  waren,  die  weltliche  Oberhoheit 
des  erstem  anzuerkennen,  zumal,  da  sie  ihre  be- 
lehnung nicht,  wie  die  Grafen,  von  dem  Herzoge, 
sondern  unmittelbar  von  dem  Kaiser  empfingen. 
Denn  di^s  investiturrecht ,  welches  dem  Herzoge 
Arnulf  ausdrückliph  eingeräumt  war,  hatten  sie  in 
den  kämpfen  der  weltlichen  macht  mit  der  Römi- 
sehen  hierardbie  nicht  bewahren  können.  Die  Bi- 
schöfe von  Brixen  und  Passau  f<ßli]ten  sohop  auf 
dem  floftage  zu  Landshut  im  j.  1233.  Das  Iloch- 
stift  Regensburg  gerieth,  als  der  Herzog  von 
^aiero  die  Barggrafsohaft  squ  Regeqsburg  erwarb, 
mit  diesem  in  einen  krieg,  der  ein  jähr  lang  das 
Bairische  land  mit  feuer  und  schwerdt  heimsuchte, 
und  im  j.  1205  damit  endete,  dass  dem  Bischöfe 
die  Unabhängigkeit  eingeräumt,  dem  Herzoge  dage- 
gen das  recht  zugestanden  wurde  >  bei  der  Bischofs- 
wahl eine  stimme  zu  führen,  gleich  einem  Domka- 
pitularen  oder  Dienstmann  des  Stiftes  i).  Vollkommen 
war  jedoch  die  Unabhängigkeit  des  Bisthums  noch 
nicht,  wie  unter  andern  das  Privilegium  der  Stadt 
Regensburg  von  1230  2)  zeigt. 


I)  Dipl.  be!  HoifD  metropolls  Sallglinr.  ed.  Geiyold.  1,  251. 
255.  niED  cod.  dipl.  rpiseopatas  Ratisbon.  (RatisboD.  ISIG.  4.) 
I,  390.  nro.  507.     Vergl.  Sanftl  a.  a.  o.  $.  495. 

9)    üuitD  metrop.  Salisb.  I,  ^8. 
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Daher  verschwinden  bald  die  Bischöfe  fiir  ge- 
wöhnlich Yon  den  Provinzialversamnilungen  oder 
Hoftagen,  ohne  dass  sie  jedoch  auf  das  recht  ver- 
zichten, da,  wo  ihr  interesse  es  erheischt,  an  den- 
selben theil  zu  nehmen.  Schon  in  einer  nrkunde 
von  1231  treten  der  Erzbischof  von  Salzburg  und 
der  Herzog  von  Baiern,  jeder  mit  einer  besondern 
Curia,  neben  einander  auf,  und  während  die  Curia 
des  Erzbisohofs  aus  dem  Bischöfe  von  Chiemsee, 
mehreren  Pröbsten  und  Rittern  zusammengesetzt 
ist,  findet  sich  in  der  Curia  des  Herzogs  kein  Prä- 
lat 1).  Im  november  1254  hielten  die  nrenkel  des 
ersten  Wittelsbacliers ,  Ludwig  nnd  Heinrieh,  eine 
Versammlung  zu  Nabburg,  auf  welcher  nur  Grafen, 
freie  Herrn  und  Dienstmannen  des  Reichs,  wie  des 
Herzogthums,  zugegen  waren -2).  Eben  so  war  «s 
auf  dem  Schnaitpacher  Rittertage  im  j.  1303.  Dage- 
gen wurde  1242  eine  Versammlung  der  geistlichen 
und  weltlichen  Grossen  gehalten,  um  den  landfrie- 
den  herzustellen,  und  den  Kaiser  mit  dem  Herzoge 
zu  versöhnen  3),  im  j.  1278  sind  die  acht  Bischöfe 
mit  den  Bairischen  Grafen,  Freiherm  und  Lehnleu- 
ten zu  Vilshofen  versammelt,  um  die  Herzoglichen 
brüder  Ludwig  und  Heinrich  zu  einigen  4 ) ,  und 
auch  späterhin,  z.  b.  1311  und  1322,  findet  man 
noch  einigemal  die  Pfaffheit,  oder  Bischöfe  und 
Prälaten  auf  dergleichen  Versammlungen, 


1)  Monum.  Boica  4,  457.     Bdcdner   £»,  71,  not.  p.  • 

2)  Bdchker  S.  156    not.  e.       Sie    war    kein    blosses    gerickt. 
Vergl.  Freibebg  gesch.  d.   Landstände  in  Baiern  I,  155. 

5)     BucuNER  5,  98. 
4)    BLcoiNEa  5,  185. 
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SACHSEN. 

47.  Dies  Herzogtimm  hatte  sehr  verschieden- 
artige bestandtheile.  Seit  alten  zeiten  war  das  volk 
der  Sachsen  in  Ostfalen,  Engem  und  Westfalen  ge- 
theilt,  und  die  Engem  und  Ostfalen  hatten  sich  in 
mancher  weise  von  den  Westfalen  unterschieden* 
Von  den  Ostfalen  trennten  sich  noch  die  Nordaibin- 
ger  im  heutigen  Holstein,  welche  sich  bald  von  den 
Dänen,  bald  von  den  Wenden  bedrängt  sahen*  Dazu 
kamen  endlich  ausgedehnte  eroberungen  in  den 
Wendischen  landen,  aus  welchen  Sächsische  Mar- 
ken gebildet  waren, 

48.  Unter  den  Wendischen  eroberungen  wur- 
den die,  welche  ihren  ausgangspunkt  in  der  Nord- 
mark hatten,  schon  bei  derselben  gelegenheit,  da 
Oestreich  von  Baiem  getrennt  war,  zur  Selbstän- 
digkeit erhoben.  Albrecht  der  Bär  erhielt  sie  unter 
dem  namen  der  Mark  Brandenburg,  den  Herzogtitel 
führte  er  nicht,  obgleich  er,  wie  ein  Herzog,  über 
Bischöfe,  Grafen  und  Herrn  gebot.  Insbesondre 
war  dem  Markgrafen  eine  beträchtliche  anzahl  von 
Grafschaflen  untergeben,  mit  denen  er  nach  seiner 
Willkür  einheimische  oder  auswärtige  Herrn  belehnte. 
Am  wenigsten  waren  auch  hier  die  Bischöfe  ge- 
neigt, die  Oberhoheit  des  Markgrafen  anzuerkennen, 
indessen  konnten  die  Bischöfe  von  Brandenburg, 
Havelberg  und  Lebus  sich  ihr  niemals  ganz  ent- 
ziehen ,  da  ihre  besitzungen  von  denen  des  Mark- 
grafen rings  umschlossen  wurden.  Vorzüglich  der 
erstere  erscheint   deshalb    auf  Hoflagen   der  Mark 
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Brandenburg  i),  und  spielt  überhaupt  die  rolle  eines 
Primas  der  Mark ,  dessen  regierungsjahre  sogar 
bisweilen  in  Urkunden  neben  denen  des  Herzogs 
gezählt  werden  2).  Noch  im  jähre  1374  stellten  die 
Markgrafen  Wenzeslav  (der  König  von  Böhmen), 
Sigmund  und  Johannes  den  Ständen  der  Mark  eine 
Urkunde  über  wichtige  rechte  des  landes  aus,  wel- 
che unter  andern  auch  an  geistliche  Fürsten  der 
Mark  gerichtet  ist  3).  Der  Bischof  von  Havelberg 
hatte  indessen  schon  im  j.  1150  von  König  Konrad 
das  recht  erwirkt,  dass  der  Markgraf  von  den  auf 
seine  kirchengüter  gesetzten  colonisten  keine  öffent-r 
liehen  beden  fordeiii  dürfe  4). 

Uebrigens  ist  von  Hofiagen  in  der  Mark  wenig 
bekannt.  Im  j.  1167  hielt  Markgraf  Albrecht  I.  ein 
Placitum,  vom  dem  es  jedoch  einigermassen  zwei- 
felhaft ist,  ob  dasselbe  ein  Provinzialplacitum  war, 
o4er  ob  nicht  vielmehr  der  Markgraf  hier  nur  als 
Vogt  des  klosters  Ballenstedt  auftrat  5).  Eben  so 
kann  man  ein  Placitum  von  1211 ,  welches  Markgraf 


I)  Z.  li.  b«i  äe|i  ▼erbandiMBgeo  4er  Mankgrafea  Otto,  Älbrrt 
und  Ottq  iiber  die  Steuerfreiheit  zu  Berliq  im  j.  1^1  bei  Gerckei^ 
cod.  dipl.  Brandenb.  %  5^^. 

S)  i^go  Otto  D.  g.  marchio  —  Accidit  autem,  ut  praenomU 
natu«  marcbio  sedens  in  castrum  Havelberg  ad  placitum  suam, 
qnod  Tulgo  dicunt  boddiug  — r  A.  D.  MCLXX  reguaute  dorn. 
Friderico  iqiper.  —  et  dno  epiic*  Wilmaro  Braodrnb«  Uric.  bei 
Buchholz  geschichte  der  Cburmark  Brandenburg.  4,17, 

3)  —  alle  Fürsten,    geistliche  und  weltliche,    grafen,    freyen-' 
diensticute,  ritter,  knechte  und  stadte  des  fürstenthums  der  mark, 
grafschaft  und  marken  zu  Brandenburg.   Bdchholz  a*  a.  o.  5,  156. 

4)  Riedel   die  Mark  Brandenburg  9,  108. 
£»)    Buchbolz  4,  nrk.  b.  15. 
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Albrecht  II.  in  der  gegend  von  Burg  gemein- 
schaftlich  mit  dem  Erzbisohofe  von  Magdeburg  hielte 
nicht  eigentlich  hieher  rechnen  i).  Ausser  diesen 
haben  wir  aber  nur  nachrichten  von  einem  Placitum 
von  1170  2)  und  zwei  wdem,  welche  in  den  jäh- 
ren 1281  und  1282  in  den  damals  getrennten  landes- 
theilen  —  das  eine  zu  Berlin »  das  andr^  zu  San- 
dow  gehalten  wurden  3). 

49.  Nach  Heinrichs  des  Löwen  falle  wurde 
das  Herzogthum  Sachsen  an  Bernhard  von  Ascanien 
gegeben,  aber  nicht  in  dem  umfange,  in  welchem 
die  Weifen  es  besessen  hatten,  sondern  es  wurde 
ein  besonderes  Her^sogthum  Engem  und  Westfalen 
errichtet  und  von  Bernhards  Herzogthume  abge- 
trennt. Indessen  konnte  er  von  den  rechten,  welche 
ihm  wirklich  verliehen  waren,  sehr  wenig  gebrauch 
machen.  Zwischen  der  Elbe  und  Weser  lagen 
zwei  grosse  ländermassen,  welche  über  alle  andern 
hervorragten,  die  Weifischen  liausgfiter,  die  aus  der 
erbschaflt  des  Billungischen,  Elrunonischen  und  Sup- 
plingenburgischen  geschlechts  und  der  Nordheimi- 
sehen  Grafen  zusammengebracht  waren,  und  das 
Erzbisthum  Bremen,  welches,  reich  schon  durch  seine 
hauptstadt  und  deren  handel,  noch  ausserdem  die 
Grafschaft  Lesum  bereits  besass,  und  die  Graf> 
Schaft   Stade    sogleich    nach  Heinrichs    des  Löwen 


I)     Gbrcker  fragm.  Marcb.  5,  5. 

3)     Urk.  bei  BDCHno]:.z  4,  17. 

5)  Gercküiv  ood.  dipl.  2,  o«>5.  und  (Lenz)  Braiideuburgsche 
Urkunden  8.  tOl.  Ueberbaupt  8.  Riebel  die  Mark  Brandeoburg 
im  j.  1250.  %  79  f. 


158     IL  Die  Provinzialversamml.  b.  z.  loterregn. 

ächtung  erwarb  i).  Bernhard  konnte  es  nicht  wa- 
gen,  in  den  Weliischen  erbländern  seine  ansprüche 
geltend  zu  machen,  und  viele  kleinere  Grafen  und 
Herrn  blieben  sogar  dem  immer  noch  starken  Wel» 
fischen  hause  unterworfen.  Nach  einem  halben 
Jahrhundert  wurden  diese  besitzungen  sogar  zu  eig- 
nem neuen  Herzogthume  erhoben,  welches  den  na- 
men  von  seinen  hauptstädten  Braunschweig  und 
Lüneburg  iiihrte.  In  Bremen  gedachte  Bernhard 
seine  neue  würde  zu  zeigen,  indem  er  bei  gelegen- 
heit  eines  grossen  marktes  dort  gericht  zu  halten 
versuchte.  Aber  der  plan  mislang,  und  späterhin 
musste  er  selbst  die  macht  des  Erzbischofs  diesseits 
der  Elbe  befestigen  helfen,  um  jenseit  derselben 
durch  seine  freuiidschaft  zu  gewinnen.  Ausserdem 
bewahrten  auch  die  andern  Bisthümer  dieser  lande, 
und  eben  so  manche  Klöster  und  Grafschaften,  ihre 
Unabhängigkeit  sowohl  von  der  herrschaft  des  Wei- 
fischen hauses,  als  von  dem  neuen  Sächsischen 
Herzogthume,  und  dem  letztern  blieb  zwischen  Elbe 
und  Weser  ausser  den  bisherigen  Ascanischen  be- 
sitzungen nichts,  als  der  leere  name. 

Dagegen  suchte  sich  Herzog  Bernhard  in  den 
ländern  nördlich  von  der  Elbe  und  an  der  Ostsee 
zu  entschädigen,  und  die  Verbindung  mit  Erzbischof 
Sigfried  von  Bremen  schien   ihn  anfangs    in  diesem 


I)  —  castrum  Stada  et  burgum  com  mioisterialibus  et  uni- 
versis  pertioentlis.  Von  der  Grafschaft  war  eigentlich  der  grösste 
theil  schon  früher  bei  dem  Erzstifle.  Urk.  v.  1180  oder  1181 
in  Origines  Gnelficac  5,  332  und  Micuelsen  urkundenbuch  zur 
gesch.  des  landes  Dilhuarschcn.  (41tona  1854.  4.)  s.  6.  We- 
gen des  Jahres  s.  Orig.  Guelf.  5,   tll  not.  dd. 
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unternehmen  zu  begfinstigen.  Allein  auch  hier  er- 
reichte er  wenig.  König  Waldemar  tou  Dänemark 
wusste  Heinrichs  des  Löwen  stürz  alsbnld  zu  be- 
nutzen, um  sich  Lübeck  und  die  Wendischen  Für- 
sten  in  heutigen  Mecklenburg  und  Pommern  unter- 
würfig zu  machen,  und  erst  die  Schlacht  bei  Mölln 
im  jähre  1225  befreiete  diese  länder  von  der  Däni- 
schen herrschaft.  Sachsen  erhielt  durch  die  ereig- 
nisse,  welche  der  Schlacht  bei  Bomhövede  im  j. 
1^7  vorhergingen  und  folgten,  nur  Lauenburg  nebst 
Hitzacker,  und  die  Lehnherrlichkeit  über  die  Graf- 
schaft Schwerin,  es  verzichtete  im  jähre  1228  zu 
gunsten  des  Erzstifts  Bremen  förmlich  auf  alle  rechte 
an  der  Stadt  Hamburg,  Dithmarschen,  der  Graf» 
schall  Stade  und  den  Waldungen  an  der  Bille  i). 
So  blieben  Holstein,  Lübeck,  Mecklenburg  und  Pom- 
mern unmittelbar  unter  Kaiser  und  Reich.  Die  Für« 
sten  von  Pommern  geriethen  •  aber  bald  in  kriege 
mit  der  Mark  Brandenburg,  welche  damit  endeten, 
dass  Herzog  Barnim  von  Pommern  im  j.  1250  an- 
erkennen musste,  dass  er  alle  seine  guter  von  dem 
Markgrafen  zaLehn  trage  2).  Auch  die  Mecklenbur- 
gischen Fürsten  mussten  die  Brandenburgsche  Lehn- 
hoheit wegen  eines  theils  ihrer  besitzungen,  na- 
mentlich wegen  Stargard,  anerkennen.  Zu  anfange 
des  vierzehnten  Jahrhunderts  stritt  man  wieder  über 
diese  Lehnsverhältnisse,      Als    Kaiser  Ludwig  der 


I)  Urk.  bei  SflC^EL8EN  a.  o.  s.  10.  Staphokst  Hnmlittrcrgche 
KircLcngeschichte  3,  17.  LüniG  spicticg.  eccles.  5,  948.  VVkst- 
puALCN  monuin.  Gimbr.  5,  dipl.     Dittm.  n.  I. 

3j  Buchholz  geseb.  der  Churmark  Brandenburg  %  154.  Bar- 
THOLD  gescb.  von  Rügen  und  Pommern  %  433. 
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Baier  1324  seinen  söhn,  Ludwig  den  Brandenburger, 
mit  der  Mark  belehnte,  betrachtete  er  die  Herzogthü« 
mer  Settin  und  Demmin  und  das  land  Stargard  als  mit 
der  Mark  an  das  Reich  gefallen  i).  ^Die  Herrn  von 
Stettin  widersetzten  sich  aber,  und  1327  wurde  ein 
versuch  gemacht,  den  streit  durch  ein  Schiedsge- 
richt zu  vergleichen.  Aber  die  beiderseitigen 
Schiedsleute  konnten  sich  nidit  einigen ,  und  verwie- 
sen die  Sache  an  den  Hochmeister  von  Preussen  als 
ihren  obmann  2).  Im  folgenden  jähre  wies  Kaiser 
Ludwig  die  Herzoge  von  Pommern  und  Stettin  an, 
die  belehnung  wegen  ihrer  lande  von  dem  Mark- 
grafen yon  Brandenburg  zu  empfangen;  noch  König 
Sigismund  erkannte  dies  Vorrecht  der  Mark  im  j. 
1417  ausdrücklich  an,  und  der  vertrag  zu  Soldin  im 
j.  1466  befestigte  es  wieder  3),  obgleich  schon  ein 
vertrag  vom  j.  1338  Pommern  völlig  von  der  Mark 
abgesondert  hatte  4).  Die  Mecklenburgscbe  Graf* 
Schaft  Stargard  befreiete  im  j.  1347  ein  machtsprueh 
des  Kaisers  von  der  Brandenburgschen  Lehnhoheif, 
und  1442  entsagte  der  Markgraf  allen  Ansprüchen 
auf  die  Lehnhoheit  über  Mecklenburg  gegen  ein- 
räumung  der  eventualsuccession. 

Ungeachtet  dieses  Lehnverbandes  verhandelten 
jedoch  die  Wendischen  Fürsten  in  Mecklenburg  und 
Pommern  die  angelegenheiten  ihres  landes  mit  ihren 
Vasallen,  wie  sXe  es  bereits  in  jenen  iceiten  der 
schwankenden   abhängigkeit  von  dem  alten  Sächsi-  ^ 

1)  GeKCKBvr  cod.  <llpl.  Brandcnli.  7,  36, 

2)  Rauher  cod.  dipl.  Brandfnh.  1,  30.   31, 

5)     Urk.  bei  Räumer  cod.  dipl.  Br.  I,  88.  388. 
4)     RucmiBR  gescbicbte  too  Baiern  5,  400.  oot.  Zt  487*     Bar- 
THOLD  gcscb.  von  Rogca  und  Pommern^  5,  363. 
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sehen  Herzogthnme  gewohnt  gewesen  waren,  und 
auf  den  Iloftagen  der  Markgrafen  von  Brandenburg 
findet  man  sie  nicht.  In  der  that  glichen  diese  l&nder 
auch  mehr  kleinen  Herzogthflmem ,  als  Grafschaften 
im  altem  sinne.  Die  Pommerschen  Fürsten  führten 
sogar  den  titel :  Herzoge  der  Sla ven ,  und  die  Meck* 
lenburgschen  erhielten  im  j«  1348  den  HeraogstiteL 
Beide  dehnten  ihre  landeshoheit,  wenn  auch  nicht 
über  Grafen,  doch  über  Bischöfe  aus.  Der  Bischof 
yon  Kamin  erkannte  die  hoheit  des  Herzogs  von 
Pommern  über  seine  besitzungen  an,  und  der  Bi- 
schof von  Schwerin  die  der  Mecklenburgischen  Für«' 
sten.  Herzog  Kasimir  Ton  Pommern  hielt  zum  bei« 
spiel  im  j.  1216  einen  Hoftag,  auf  welchem  neben 
mehreren  weltlichen  Grossen  der  Bischof  von  Kamin 
und  zwei  Aebte  als  zeugen  einer  Schenkung  auftra* 
ten  0*  Auch  auf  die  wähl  des  Bischofs  von  Kamin 
hatten  die  Herzoge  grossen  einfluss,  und  es  ent* 
standen  darüber  ähnliche  Streitigkeiten,  wie  in  Baiern 
zwischen  den  Herzogen  und  dem  Stifte  Regens- 
bürg  2). 

60«  So  war  also  das  Herzogthilm  östlich  von 
der  Weser  zersplittert  in  eine  menge  grösserer  und 
kleinerer  Herrschaften,  welche  zum  theil  verkleiner- 
ten Herzogthiimem ,   zum  theil  den  Grafschaften  im 


1)  Sigawinus  episcopn«  Gamioensi« ,  Sifridos  abbas  ia  Stolpe 
Rogerus  dbbiis  in  Grob«,  Rocbillas,  Ratiilaus  de  Seborrintin» 
Cebcmkd,  Walle  et  alii  quam  plures  de  curia  nostra.  Urk.  bei 
ScHÖTTGEN  et  Kbeisig  dipl.  et  Script.  5»  %  (Aul  den  Branoscbw. 
Anzeigen  von  1748.  no.  8). 

2)  Vcrgl.  die  urk.  von  1587  n.  1436  bei  ScnoTTCBif  et  Rani. 
SiG  diplom.  et  sCript.  5,  64.  60 — 68.  Docb  bielt  der  BIscbof 
scbon  1573  seine  eigene  Lftudesversammlnng.    Scuottgen  3,  ö8. 
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ültern  sinne  glichen.    Dennoch  scheint  sich  eine  art 
von  Verbindung   fiswischen  denselben  auf  eine   sehr 
merkwürdige  ntkd  bishfer  Wenig  beachtete  weise  er- 
halten zu  haben*      Wir  finden  nämlich  nachrichten 
von  einer  Versammlung  der  Fürsten  und  freiien  Herrn, 
welche  --  wahrscheinlich  äu  regelmässigen  weiten  — 
unweit  Quedlinburg  auf  freiem  felde  bei  einem  hohen 
bäume  gehalten  wurde.  Sie  heisst  nur  die  Versamm- 
lung beim  hohen  bäume,  provmcialeplacitum  apud  altam 
arborem.      Gewöhnlich  erschienen  dott  nur  die  klei- 
nern Fürsten,  welche  am  östlichen  rande  des  Harzes 
Sassen  und  sich  von  der  Oberhoheit  des  Herzogs  von 
Sachsen,    so  wie  des  Markgrafen  von  Brandenburg 
frei  erhalten  hatten,    als:    der  Erzbischof  von  Mag* 
deburg,    der  Bischof  von  Halberstadt,    die  Äbtissin 
von  Quedlinburg,  die  Grafen  von  Blankenburg,  von 
Regenstein,  von  Falkenstein»  von  Wernigerode,  die 
Herrn  von  Querfurt  u.  s,  ,w.      Zuweilen  finden  wir 
aber  auf  diesem  Dinge  auch  die  Herzoge  von  Braun« 
schweig -Lüneburg  und  von  Sachsen,    die  Markgra- 
fen von  Brandenburg  und  Meissen,   und  die  Grafen 
von  Holstein  l).       Im   gefolge  der  weltlichen  Herrn 
befinden  sich  ihre  Vasallen  und  Dienstmannen,    sp 
wie  in  begleitung  der  geistlichen  Fürsten  ihre  Ka- 
pitularen  2),       Dort  wurde    über   Streitigkeiten    der 


1)  Principes  Saxonia«  et  alidram  nationom  —  pu(a  Alberius 
Dux  de  Oranswic,  Jobannes  dux  de  Lüneburg,  OUo  AlarcUIo 
de  Brandeburg,  Wilbelmus  Marcbio  Misnensis,  Gerardus  et  Jo- 
bannfS  coinites  floltsatonim  curiam  tenuerunt  soleDneio  in  Quede«. 
lingburg.  Gorneri  cbron.  ad  a.  12C9  bei  Eccard  corp.  bist.  % 
918.  919. 

2)  Urk.  des  Grafen  Sifrid  Yon  Blankenburg  in  Orig.  Guelf.  4, 
pracf.  p.  16  not.  b^    wo  drei  Bnrgmäoner  des  Grafen  Sifrid  als 


Auflösung  der  IlerKOglkümer«    §•  SOl     145 

Fürsten  gerichtet  i),  und  über  andere  >vicIiUge  an^ 
gelegenheiten  verhandelt  2),  und  den  vorsitz  scheint 
in  den  kleinem  Versammlungen  die  Äbtissin  von 
Quedlinburg,  in  den  grössern  einer  der  Herzoge  ge- 
habt zu  haben  3). 

Nach  umstanden  Wurden  dergleichen  gerichte 
der  Sächsischen  Fürsten  auch  an  andern  orten  ge- 
halten.  Im  j.  1297  war  Heinrich  der  Löwe  von 
Mecklenburg  mit  den  übrigen  Mecklenburgischen  Für- 
sten,  den  Markgrafen  von  Brandenburg,  den  Grafen 
von  Schwerin  und  dem  Herzoge  von  Sachsen  ver- 
bündet, um  die  raubiitter  niederzuwerfen,  und  vor 
allen  die  feste  bürg  Glasin  zu  erstürmen«  Vorher 
aber  —  erzählt  eine  ungedruckte  cbronik  —  gingen 
sie  zu  rathe,  und  legten  ein  Ding  aus  vor  der  bürg. 


zeugen   auftreten,   und  mit   dem    Uitcliof  Aleinliard   Toa    Halber* 
Stadt  zwei  HalberttUdter  Canonici  anwesend  sind- 

1}  Graf  Ulrich  you  Regenstein  bezeugt  im  j.  13G4,  saepins 
se  andivisse,  abbatissam  Quedlinbufgensem  ad  altam  arborem  in 
principum  et  nobilium  hujus  terrae  praeseutia  multotiens  justitiam 
cibibuisse.     Lühig  spicil.  eccles.   5,  219. 

2)  Im  j.  l2o8  oder  1269  nabmen  die  Herzoge  Ton  Braun- 
scb^veig- Lüneburg,  Albert  und  Jobann,  auf  diesem  Placitum 
eine  tbeilung  ibrer  lande  Tor.  Orig.  Guelf.  4,  praef.  16.  Graf 
Sifrid  Ton  filankenburg  yerzicbtete  eben  da  im  j.  ISol  auf  die 
Vogtei  über  das  Kloster  Hujesburg.  Das.  not.  1,  uro  überhaupt 
die  naebricbten  über  dies  PiacUum  zusammengestellt  sind. 

S)  —  coram  principibus  Saxoniae  et  corom  nobis  caeteris^ue 
nobilibus  de  (ac)  universis  mi4itibus  apnd  altam  arborem  in 
proYinciali  placito.  Dipl.  Ruperti  arcbiep.  Uagdeb.  de  1263  bei 
Kettrer  anliquitates  Quedlinburg  p«  S40.  Nocb  im  j.  1477 
scblicbtet  Herzog  Wilhelm  der  Aeltere  Ton  Brannscbweig  einen 
streit  zwischen  der  Äbtissin  von  Quedlinburg  und  dem  Bischöfe 
Ton  Halberstadt  im  felde  bei  Ditfort  unweit  Quedlinburg,  Lu- 
dewig reliqulae  manuscr.  med.  acvi.   10,  9o. 
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Herzog  Albrecht  Tön  Sachsen  sa^s  to  geHchfe^  die 
übrigen  Fürsten  traten  ala  kläger  aufi  Da  aber  die 
vorgeladenen  friedebrecher^  wie  man  erwarten  durfte, 
nicht  erschienen,  verurtheilte  man  sie,  und  erklärte 
sie  friedlos  i).    Hierauf  erst  begann  die  belagerung* 

Eben  so  ordneten  die  Brandenburgiscben,  Pom- 
merschen,  Mecklenburgschen  und  Schwerinschen  Für- 
sten in  dem  landfriedensVerttage  von  1382  ein  ge- 
meinschaftliches oberstes  gericht  über  räuber,  mör- 
der  und  brenner  an  2). 

Noch  findet  sich  eine  merkwürdige  Verbindung 
unter  zwei  kleinen  gebieten  des  östlichen  Sachsens, 
welche  eine  entfernte  beziehung  zu  der  alten  ver« 
bindung  durch  Provinzialversammlungen  zu  haben 
scheint  Im  jähre  1384  gestattet  nämlich  König  Wen 
zeslav  d^  Stadt  Goslar:  „datz  se  sampt  den  e'r- 
werdigen^Bischoffen  zu  Hildensem,  van  Uns  wegen 
einen  landriehter  kiesen  und  setzen  möghen,  da 
uff^  Unsem  und  des  Reichs  Pallasze  zu  Goslem  alle 
Sachen ,   de  den   landfriede   anrören,    richten  sflUe 


1)  Se  ginglieo  tbo  rade  nnd  legbcdeü  e^^n  dylie.  Hertogbo 
Albrecht  Ton  Sassen  de  $atb  dat  rycbte,  de  beren  tvordeo  cleg«* 
bere.  Men  dat  se  sene  (saben),  se  quemen  nicbt  vore  tbo  ge^ 
ricbte,  do  tocb  men  eyn  sveyrt  unde  scryede  OTer  se  cyne  war^ 
Te,  ander  warve^  unde  drudde  \varve  over  de  defrovere  (di«b- 
rauber)  nnde  over  ere  reebte  Yredebrekere,  de  up  denie  bui 
waren«  Darna  worden  se  vorvestent  myt  recbten  ordelen.  Do 
worden  se  gbeleget  vreddos  nnde  recbtlos  an  landen  unde  an 
wateren,  an  stegben  unde  an  wegben,  •■  kerben  nnde  an  ein« 
sen,  nnde  in  allen  Codes  busen.  t.  L&tzow  geacbicbte  Von  Mech* 
Jenburg  %  59.  not.  1. 

2)  Geucker  codex  diplom.  Brandcnb.  4,  400. 
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«fid  mOge ,  von  Uhsefn  und  des  Reichs  wegen**  i). 
Diese  bestimmung  hat  etwas  auffallendes»  denn  sol- 
ehe  gemeinschaftliche  Landfriedensrichter  würden 
niicht  etwa  gewöhnlich  migeordnet^  wenn  die  Fürsten 
landfriedensverträge  unter  einander  aufrichteten.  In 
den  meisten  fallen  begnügte  man  sich  mit  dem  gegen« 
seidgen  versprechen,  dnss  jedes  landes  richter  auch 
zn  guhsten  auswärtiger  über  friedebrecher  richten 
s^Ue  2).  Indessen  darf  man  fireilh;h  nicht  jedes  ge« 
rieht  dieser  art  für  eine  fortsetzung  der  alten  Pia« 
eita  oder  Hoftage  halten,  wenn  nicht  etwa,  wie 
bei  jenem  zu  Quedlinburg,  aus  der  bestfindigen 
beibehaltung  derselben  gerichtsst&tte  und  dem  lan« 
gen  bestände  des  gerichtes  zu  ersehen  ist,  dass 
sich  dasselbe  auf  uraltes  herkommen  gründet. 
Aber  in  allen  MIen  tritt  in  dergleichen  ^Placitis, 
welche  von  mehreren  Fürsteh  gemeinschafUich  ge- 
halten werden,  eSnÄ  späte,  und  darum  unrso  be- 
achtehswerthere  folge  eines  *  grundsatzes  hervor, 
welcher  von  Karl  dem  Groisen  bereits  aufgestellt 
ward«  Er  hatte  es  den  Gratfen  zur  pflicht  gemacht, 
in  Zeiten,  wo  die  regelmässige  v-ertnndung  der  Pro« 
vinzen  unterbrochen  war,  aus  freien  stucken  zu- 
sammenzutreten, um  auf  diesem  wege  den  zweck 
der  Provinzialversammlungen  zu  .erreichen,  haupt« 
sächlich  ^  um  den  frieden  des  landes '  zn  bewahren. 
Damals  war  von  den  zeiten  die  rede  gewesen,  wo 
die  Königlichen  Missi' keine.  Verkam mlnbgen  hielten, 
jetzt  aber  gab  es  länder^  wo  der  Missus,  und  sein 
Stellvertreter,  der  Herzog,  nicht  mehr  gebot.  In  sol- 


i)     GfiscHBif  GosJarsdie  »latuteü  &  S18. 

2)    Z.  b.  arls.  v.  I35i^  bei  Giauctasn  eod.  dS|ili  Brimd«ub.  i,  169. 

10 


146    IL  Die  ProviDzialversammL  b.  z.  laterregn. 

eben  ländern  konnte  nur  noch  durch  freiwillige  zn* 
sammenkünfte,  gewillkührte  Placita  geholfen  werden, 
51.  Der  westliche  theil  des  Sächsischen  Her* 
zogthoms  zwischen  Weser  und  Rhein  hatte  wesent- 
lich andre  Schicksale,  als  der  östliche.  Hier  erhob 
Friedrich  Barbarossa  den  Erzbischof  Philipp  von 
Köln  zum  Herzoge  von  Engem  und  Westfalen.  Das 
ori^nal  des  Kaiserlichen  Lehnbriefs  ist  freilich  nicht 
mehr  vorhanden,  sondern  nur  eine  abschrift,  welche 
für  das  Erzbisthum  um  das  jähr  140Q  —  angeblich 
nach  der  kaum  mehr  lesbaren  urkuiide  —  genom- 
men wurde.  £s  ist  jedoch  eiii  text  des.  angeblichen 
Originals  vom  13.  april  1180  wiederholt  gedruckt 
worden  i),  der  aufifallenderweise  nicht  völlig  genau 
mit  dieser  abschrift  übereinstimmt.  Auch  kann  die 
ächtheit  dieser  Urkunde  bezweifelt  werden,  jiß,  keii^ 
Chronist  von  einer  theilung  des  Hetzogthums  Sach- 
sen weiss,  imd  die  redeweise  det  Urkunde  sehr  ei- 
genthümlich  ist.  Heinrich  der  Löwe  heisst  darin  nur 
Herzog  von  Baiern  und  Westfalen,  und  von  einem 
Herzogthum  Sachsen  ist  keine  rede.  Aiich  Bern- 
hard von  Ascanien,  der  sich  unter  den  zeugen  be- 
findet, heisst  gleich  dem  Ens^tschofe  nur  Herzog  von 
Westfalen  und  Engem.  Indessen  dem  sei,  wie  ihm 
wolle,  gewiss  ist,  dass  schon  zwanzig  jähr  später 
die :  erriehtung  dieses  Herz^ogthums  nicht  bezweifelt 
wurde,  denn  Heinrich  des  Löwen  zweiter  sohn^ 
Kaiser  Otto  IV  ^   sah  sich  im  jähre  1200  veranlasst. 


1)  Zuletzt  bei  Seibeatz  urkundenbucb  zur  landrs-  und  rccbfs- 
gescbicbte  des  flerzogtbums  Westfalen.  (Arnsberg  1858.  8.)  1, 
112  f.  mit  bcinerkungcn  über  die.frobern  druetie  und  ciacr  vcr- 
glcicbuiig  mit  der  Koloiselien  absdifift 
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diese  verleihmig  anzuerkennen,  atif  alle  ansprüohe 
EU  versichten,  welehe  das  Welfisehe  hans  anf  pri- 
vatg&tet  seines  v&ters  hAtte  maehen  können,  and 
änc^  seine  brüder  tu  gleichem  verzichte  zu  bewe* 
gen  1).  Philipp  IL  von  Schwaben,  Otto^s  gegenkönig, 
bestätigte  gleichfalls  hn  jähre  1204  das  Kdhiische 
B^zogthnm  2). 

Das  Hetzogthnm  des  Erzbischofs  entrechte  sich 
jedoch  nicht  Aber  ganz  Westflüen  im  frfihern  sinne, 
tondem  nur  über'  die  Diöcesen  dea  Kölnischen  und 
Paderbomschen  Bisthoms.  Es  wurde  ihm  also  im 
Norden  die  Lippe,  im  Sttden  nngef&hr  die  Sieg  zur 
gränze  gesetzt  Was  nördUeh  von  der  Lippe  lag, 
gehörte  mitfam  zu  dem  Herzogthume  Bernhards, 
welches  vorzngsweti^e  dAs  H^rzogthnm  Sachsen  hiess« 
Daher  führten  noch  in  spfiten  seilen  die  Sächsischen 
Her)50ge  den  titel:  flertoge  Von  Sachsen,  Engem 
and  Westfalen,  ol^eich  sie  so  wenig  einen  vor- 
SBch  gewagt  hatten,  anf  dem  Ikikea  mfer  der  We- 


rt'iil    >^i        M'i.li      'i 


1)  —  uttiversa  illa  l>ona,  que  Pliilippüs  patrls  ttöstri  illnstri« 
duGiB  Saxonie  sive  in'  allodiU  sWe  Sn'  feadis  seu  Stt  ministtrialibus 
ttHt  in^  tervU'  obtiiiaerat»  SkImmtx  1»  iS>%  Die  attiprfieli«  solhei- 
neu  freilicli  damit  nocli  nicht  töUig  in  Ycrgesienbeit  gebracht 
zu  sein.  Noch  1^0  worden  gränzstreitigkeiten  zwischen  Eribi- 
schof  Konrad  und  Herzog  Albierl  ?on  Braunscbweig  sammt .  setaf n 
brudern  geschlichtet^  so  dasaalie  besitzangen,  ifelche  die  Braoa- 
schweigscbeii  Herzoge  anf  dem  linken  ufcr  4er  V^eser  hatten. 
Kölnische  lehne  wurden.  Albert  tn^sste  aog^r  ?fersprech«a,  weder 
innerhalb  des  Herzogthttwis .  WestMen,  noch  in  den  Diöeeseo 
münden  und  Osnabrück«  noch  ftpch  innerhalb  zweier  yieilenTon  der 
Hessisch  -  Westfü^lisfihen  grUnze  bürgen  oder  städte  .zu. bauen  ioder: 
sonst  zu  erwerben.     Seibertz  I,  500.  ,     , 

2)  Seibertz  I,  164.  Auch  hier  ist  Bernhard  fpn:Aspaaien  np 
ter  den  zeugen ,  aber  als  dux  Saxonie.        ,      ' 

10* 
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ser  Uire  rechte  geltend  zn  machen,  daäs  sogar  BU 
s'cbof  Gerhard  von  Münster  sich.  Herzog  von  West- 
falen nennen  durfte  i ).  Zwischen  Lippe ,  Sieg^ 
Rliein  und  Weser  aber,  waren  die  i  geistlichen  und 
weltlichen  Fürstenthümer,  Graf-  und  Herrschaften 
der  Oberhoheit  des  Erzbischofs  untergeben  2)« 

Dieses  Herzogthum  Westfalen  blieb  abier  nidit 
in  seiner  lätqgrität,  vielmehr  wurden  sehr  bald  eine 
menge  einzelner  Grafen  und  Herrn  so  niächtig  und 
selbständig,  dass  dem  Erzbischofe  ums  jähr  1300 
nur  noch  fiinf  freie  Grafschaften  iund  zwölf  Grogtaf- 
schaften  verblieben  wxiren*  Dennoch  erkannte  man 
die  Verbindung  in  gewissem  masse.  als  Anrtdauemd  an. 
Noch  im  jähre  1391  baten  der  Erzbischbf  von  Pa- 
derborn snd  der  Graf  von  Arnsberg  den  Erz- 
bischof von  Köln:um  entsdieidung  eines  rechtsstrei- 
t es ,  weil  dies  zu  i '  den  pflichten  ded  Herzoglichen 
amtes  gehöre  3).,  Namentlich  hielten :  die  West^t- 
sehen  Freigerichte.di^e  Verbindung  aufrecht^  indem 
sie  sämmtlich  von  dem  Erzbischofe  belehnt,  und 
von  zeit  zu  zeit  zu  einem  allgemeinen  Kapitel  zu 
Dortmund  versammelt,  wurden^  um  anordnungen  zur 
aufrechthaltung.  des  landfriedehs  zu  treffen,  und  be* 


'  i)    KiNDLiNGBtt    Miintt.   beitrage  1,-^4.     Vergl.   ülicr1iaup(    cla- 
g^st  8.  22  and  die  anm.  b.  über'  die  Westf^I.  Herzogs  würde. 

2)  —  unam  partem  eam  videlicet,  qiiae  in  episcopatiim  Go- 
loDiensem  et  per  tbtum  Patliebunietiseni  epidcopatam  protendeba» 
tur,  cum  omni  jure  et  jurisdictione  (tfle  alischrifl:  cum  domintis 
et  jurisdictionibud)  vidclicet  cum  com'itaHbufr,  cum  curtibus,  cum 
bencfiCiia,  cum  ministerialibns,  cum  mancipiis  et  cum  omnibus 
ad  eundem    ducatum  pertinentibus. 

5^    —    cum'  officii   Testri   debitam    id    exigat   ratione  ducafug 
Tcstri.     Seibertz  1^  536.  ... 
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scliwerden  gegen  die.  elnaelnen  gerichte  and  ihre 
mitglieder  zu  untersuchen  und  abznstelleii.  Viel* 
leicht  ging  atts  einer  erinnerung  an  die  alte  national- 
einhdt  West&lens  auch  jener  landfriede  hervor, 
welchen  im  j.  1298  der  Erzbischof  von  Köln  als 
Herzog  von  West&len,  der  Bischof  von  Münster^ 
der  Graf  von  der  Mark  und  die  Städte  Münster, 
Soest  ond  Dortmund  auf  flinf  jähre  schlössen.  Er 
sollte  in  dem  ganzen  gebiete  des  Herzogthums  West-* 
falen  und  der  Münsterschen  Diöces,  also  fast  im 
umkreise  des  alten  Westfalens,  gehalten  werden, 
und  zur  anfrechthaltung  desselben  sollte  jeder  der 
theilnehmer  zwei  männer  ernennen,  welche  zu  be« 
stitnmten  zeiten  zusammen  kommen  und  über  auf* 
recfathaltung  des  landfriedens  wachen  mussten.  Diese 
hatten  über  diejenigen  zu  richten,  welche  sieh  zu 
erstattung  und  büssufig  des  landiHedensbruches  er? 
boten  1).  Man  wird  versucht,  eine  vergleiohung  die- 
ses Landfriedensgerichts  mit  dem  Placüum  ad  aUam 
arborem  anzustellen,  obwohl  der  grosse  unterschied 
zwischen  beiden  nicht  zu  verkennen  ist.  Jedenfalb 
bietet  dieser  landfiiede  ein  beispiel  dar,  \yie  der 
Erzbischof  von  Köln  in  seinem  amte  als  Herzog  von 
Westfalen  handelte. 


THÜRINGEN. 

52.    Mit  der  geschieht^  des  alten  sowohl,    als 
des  neuen  Herzogthums  Sachsen  steht  die  von  Thii- 


1)     Seibektz  I,  584. 
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ringen  einigerinasseni  in  verbindiing«     Die  nachrich* 
ten  von  den  alten  Thäringer  Herzogen  und  Mark« 
grafen  fehlen  uns  seit  dem  ausgange  des  Karolingi* 
sehen  hauses.      Heinrich  der  Vogelsteller  war  an« 
fiihrer  der  Sachsen  und  Thäringer,    da  die  unter* 
nehmungen  gegen  die  Wenden  ein  gemeinschaftliches 
Oberhaupt  beider  Völker  forderten.     Es  scheint  da* 
her,  dass  sich  seit  dieser  zeit  überhaupt  das  Säch* 
sische  Herzogthum   mit  dem  Thüringisdien  vereinigt 
habe.     König  Heinrich   gr&ndete    um's  j.  930    eine 
neue  Thüringisch  -  Slaviscbe  Mark  zu  SIeissen,  weh 
che    bald    eine     ähnliche    Selbständigkeit    erlangte^ 
als  die  Mark  Brandenburg.     Unter  Kaiser  Otto  IIL 
erhielt  der  Thüringische  Markgraf  Ekkehard  L  die- 
selbe,    und  seitdem  scheinen  die  Thüringisdhe  und 
Meissnische  Mark  als   zusammengehörig   betrachtet 
zu  sein.     Wenigstens  blieben  theile  der  Nord«-  und 
Südthüringischen  Mark  mit  der  zu  Meissen  verbuui- 
den  1).      Unter  Konrad  dem  Salier  wurde  Ludwig 
mit  dem  Barte  (1039-*  1QB6)   durch   angekaufte   und 
erheirathete  guter ,    besonders  aber  durch  bebauung 
eines  grossen  wüsten  landstrichs  an  und  auf  dem 
walde  einer  der  mächtigsten  und  begütertsten  män- 
ner  in  Thüringen,    und  der  Kaiser  erhob  ihn  zum 
Grafen.      Diese  Grafschaft  ging  auf  seinen  ältesten 
söhn  Ludwig,  den  man  später  den  Springer  genannt 
hat,   über.      Um  diese  zeit  werden  zwei  Hermanne 
von  Winzenburg,  vater  und  söhn,  als  Landgrafen  in 
Thüringen   und  Grafen  von  Hessen   genannt      Der 
jüngere   von   ihnen    machte   sich  im  j.  1130  eines 


1)     Eichhorn  reclitsgescli.  %  140.  $.  240.  VU. 
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mordes  schuldig,  in  folge  dessen  König  Lothar  ihn 
auf  einem  Reichstage  in  Qaedlinbnrg  absetsEte,  nnd 
an  seiner  statt  dem  söhne  Ludwigs  des  Springers 
die  Landgra&cbaft  Thüringen,  unter  welcher  die 
Grafschaft  Hessen  mit  begriffen  wurde  ^  verlieh  t). 

Der  sinn  dieser  neuen  Landgrafschaft  war  aber 
der,  dass  sie  gleich  einem  kleinen  Herzogthume 
sich  über  alle  Graf-  und  Herrschaften  dieser  lande 
erstrecken  sollte  2 ).  £s  scheint ,  als  sei  die  errich- 
tung  derselben  ein  verspiel  zur  anflösung  der  gro- 
ssen Heraogthümer  gewesen,  als  sei  hier,  gleich 
wie  in  den  grossen  Markgrafschaften  eine  herrschaft 
derselben  art,  aber  an  umfang  und  titel  geringer, 
als  ein  Nationdherzogthum,    gegritaldet   worden  3). 


t)  flEiinicir  banclbnch  der  SSclii.  geicbicMe  (LeipsiglSfO,  8.) 
I,  30S  f. ,  wo  jedoch  obae  grniid  den  V^iBzenborgera  eine  Nord* 
tburingiscbe,  i?oa  der  Ladwigi  fencbiedene  Landgraf$ckaft  bei- 
gelegt ist. 

2)  Im  j.  1249  nntemorfen  lich  die  Grafen  fon  Ke?emberg, 
Babensw^ald,  Schwarzburg,  BeichlingcDy  Hobnttein  nnd  Stolberg 
dem  neuen  Landgrafen  als  ihrem  berra,  Uris,  bei  Wkck  be- 
«ebraib.  nnd  Toratellnng  Toa  Dresden,  s.  Ift£^ 

S)  Dies  scheint  der  titd  Laadgrafsebaft  in  Thüringen,  In  Tirol 
nnd  im  Ellsass  vi  bedeuten.  E|s  gab  jedoch  in  Baiem  nnd  Schwa- 
ben eine  menge  Landgrafen,  bei  denen  dieser  titel  geringer,  als 
der  eines  Grafen  gewesen  sein  mnss.  Die  Landgrafen  von 
dar,  fom  Rlettgan,  Breisgan  n.  s^  w.  setzten  ihren  Grafentitel 
¥oran,  nnd  die  Landgrafen  Ton  Lenchtenberg  werden  in  einer 
arknnde  Ton  ISS94  hinter  allen  übrigen  Grafen  aufgeführt.  Pfbf- 
FiHGBa  Vitriarins  illnstratns  (Gotha  1724.  fol.)  %  012  sq.  Bocn- 
MER  gcschichte  Ton  Baiern  5,  &t.  not.  b.  Auch  ist  der  titel  in 
dienen  gegenden  ftlter.  Im  j.  1074  kommt  da  Heinrich  von 
Vornbach  als  comes  provincialis  ex  utraqne  parte  Oeni  flnminis 
vor,     HtiKD   mctropoüs  Salisbnr.  ed.  Gewoio  2,  555.     Vornbach 
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Die  Landgrafen  hieltea  daher  Hof,  gleich  einem 
Herzoge.  Eine  regelmässige  Provinzialversammlnng 
wurde  zu  Mittelhauäen  gehalten,  wo  Streitigkeiten 
der  Grossen  und  beschwei*den  über  die  niedem  ge- 
richte  entschieden,  und  überhaupt  iiir  aufrechthaltuiig 
des  landfriedens  gesorgt  wurde.  Im  j.  1250  Hess 
Heinrich  der  Erlauchte  von  den  anwesenden  herrn 
einen  landfrieden  beschwören.  Ausserdem  pflegten 
bei  der  jedesmaligen  eroffnung  der  Versammlung  alt- 
herkömmliche  landesfreiheiten  erneuert  zu  werden  i). 

Als  im  jähre  1247  Landgraf  Heinrich  Raspo 
kinderlos  starb,  und  vier  Fürsten  auf  die  nachfolge 
in  dem  Fürstenthume  anspruch  machten,  traten  die 
.Grossen  des.  landes  in  Thüiingen  und  Hessen, abge* 
sondert  zusammen,  und  die  erstem  entschieden  sich 
für  Markgraf  Heinrich  von  Meissen ,  der  vom  Kai-* 
ser  eine  anwartschaft  erhalten  hatte  2),  die  letztern 
dagegen  für  das  kind  von  Brabant,  Heinrich,  den 
zweiten  söhn  der  Herzogin  Sophie  von  Brabant,  ei 
ner  tochter  der  heiligen  Elisabeth. 

So  entstand  die  Landgrafschaft  Hessen.  Das 
ostliche  land,  welches  fortan  allein  den  namen 
Thüringen  fuhrt,  bliebt  mit  der  Mark  Meissen  ver- 
einigt, und  kam  mit  dieser  später  an  die  Herssoge 
von  Sachseh. 

Auch  in  der  Mark  Äleissen  sieht  man  während 
dieser  begebenheiten  die  Versammlung  der  Grossen, 


liegt  einige  meilen  oberhalb  der  einmündurig  des  Ion  in  die 
Donau.  .  .  ♦ 

1)  Weisse  gesch.  der  Chars&cUs.  staten  1,  288.  i  AIbrckbiv 
Script,  rer.  Gcrtti.  I,  854. 

3)    Urk.  V.  124<2  bei  VVcc&  s.  |{(5. 
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gleich  wie  in  einem  Herzogthume  auftreten.  Im 
jähre  1123  erlangte  Markgraf  Konrad  die  herrschaft 
in  MeisBen  nnr  durch  Zustimmung  der  Grossen,  un- 
geachtet Herzog  Lothar  von  Sachsen  ihn  mit  ge- 
waffneter  hand  dort  eingesetzt  hatte  0*  Im  drei* 
zehnten  Jahrhundert  finden  wir  mehrfache  nachrich* 
ten  von  Provinzialversaromlungen,  auf  denen  Bischoib 
und  andere  geistliche  Dignitarien,  Grafen  und  Herrn 
erscheinen^  uAd  wahrscheinlich  wurden  diese  P/aci/4 
provineidUa  sogar  regelmässig  zu  Schkdlen  und  zu 
.  Kolmen  oder  Kulmitz  bei  Oschatz  gehalten,  um  dort 
des  rechtes  zu  pflegen.  Vielleicht  fand  sich  auf  je« 
der  von  diesen  beiden  Versammlungen  nur  ein  theil  der 
Grossen  aus  einem  bestimmten  bezirke  der  Mark 
ein,  und  es  wurde  deshalb  wohl  auc^  für  nöthig 
gehalten,  wichtige  aogelegenheiten  an  beiden  orten 
zu  verhandeln  2).  - 


1)  Dux  Liadcras  cum  aliis  principibus  —  lascipit  bellum  et 
in  eandem  Marchiam  Conradum  de  Witin  ducit  et  collocat.  Quo 
facto  cum  Adalbcrtö  ->-  proccdlt,  corumque  coMeDtu,  qiii  in 
utrisque  Marcbiit  primates  erant,  anbo  Harcbias  lingiilaa  regen« 
das  siiacipiQQt.;  Aanal«  Saxo  a.  1125  hti  Eccaji»  cor^.  biit.  med. 
aevi  I,  6dl. 

2)  Urk.  y.  1220  u.  1221  bei  ScnoTTCsif  et  KreUig  diplom.  et 
scnpt.  2,  ITc^.  176.  Ein  Terzeicbniss  der  filtestcn  MeissulscLen 
Placita  findet  sich  bei  HAUSXANif  beitrige  zur  kenntniss  der  Knr» 
9äcbs.  Landtage  2,  106  und  WacK  bescbrcib.  und  rorgtellung  von 
Dresden  s.  435  fi.  wo  al«  erste  vcrsarnttilniig  dieser  art  eine  vom 
j.  ll8o  genannt  wird.  Weiter  untrn  wird  noeU  in  anderer  bczic- 
bnng  von  diesen  Versammlungen  geredet  werden. 
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SCHWABEN. 

53.  Das  Herzogthnm  Schwaben  war  vor  seiner 
aüflösung  ein  besitzthum  des  Hohenstaufischen  ge* 
schlechts.  König  Heinrich  IV.  hatte  es  im  j.  1019 
Friedrich,  dem  erbauer  von  Stanfen,  verliehen,  der 
dessen  sache  gegen  die  aufrührerischen  Fürsten  in 
diesen  gegenden  führte.  Schon  der  vergleich,  der 
im  j.  1096  2u  Mainz  geschlossen  wurde,  trennte  den 
westlichen  theil  von  Schwaben  lAngs  des  Rheins  als 
eignes  Herzogthnm  der  Jüähringer,  von  dem  Her* 
zogthnm  der  Hohenstaufen,  Von  dem  ZähringscheB 
besitzthnme  blieb  später  nur  Baden  übrig ,  mit  den 
titel  einer  ]M[arkgrafschaft ,  der  von  der  Mark  Ve- 
rona, einer  frühem  besit^sung  dieses  hauses,  beilM'' 
halten  war,  aber  als  ein  von  dem  Herzoge  unab- 
hängiges Fürstenthuni.  Die  erhebung  Friedrich 
Barbarossa  auf  den  Deutschen  Kaiserstuhl  n)a# 
die  Staufen  gross.  Als  aber  dessen  söhn  und  nacii- 
folger,  Kaiser  Heinrich  VI,  im  j.  1197  in  It*« 
starb ,  und  überall  im  Reiche  die  Widersacher  die* 
ses  geschlechts  ihr  haupt  erhoben,  yermogte  Be* 
richsVL  bruder,  Philipp,  nicht  länger,  das  Herzop 
thum  zusammenzuhalten.  Er  sah  sich  genöthigt,  iv 
Schwäbischen  Reichsgüter  und  I^ehne  unter  die  Üs^ 
nem  Fürsten  und  Ritter  zu  vertheilen ,  um  sich  i^ 
gunst  zu  gewinnen,  so  dass  die  berrscbaft  n 
Schwaben  für  ihn  fast  ein  leerer  name  ivurdeH 


I)  Sic  factom  est,  ut  nibil  sibi  remaneret,  praeter  ioaoe« 
men  dominii  terrae,  et  ciTitates  seu  villas,  in  quibus  ^'''^'j 
hrntur,  et  pauca  castella  terrae.  Abb.  Ursperg.  (ed.  Argeottff 
1G09.  fol.)  p.  237.    Pfistee  gescb.  ▼.  Scbwabc-n  %  ^1*        j 
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Was  er  etwa  noch  zusammen  gehalten  hatte,    das 
gab  König  Otto  IV,    der  Weife,  hin,  als  Philipp  im 
j.  1208  ermordet  war.      Zwar,   als   die  Deutschen 
Fürsten  Friedrich  IL  aus  Italien  herbeigerufen  hatten, 
schien  es,   als  ob  dieser  dem  Herzogthume  wied^ 
die  vorige  kraft  geben  würde  i).      Die  Herzogliche 
linie  von  Zähringen    erlosch  im  j,   1218,   und   ein 
grosser  theil  ihrer   besitzungen   wurde  eingezogen, 
Friedrich  11,   verlieh  Schwaben  seinem  söhne  Hein- 
rich. Aber  eben  diieser  Hess  sich  als  Römischer  König 
während  seines  vaters  ab  Wesenheit  von  den  Deut- 
schen Fürsten    Zugeständnisse    abdringen,    welche 
der  Herzogswiirde  ihre   letzte   kraft    raubten,   uiid 
Friedrich  IL  war  genöthigt,   dieselben  zu  bestätigen« 
Nach  des  letztern  tode,  1250,   aber  begann  Konrad 
IV,    auch  die  allpdial- guter  seines  hauses  zu  ver* 
äussern,   um  ein  stattliches  beer  anzuwerben,   mit 
dessen    hülfe    er  sich   auf   der'  höhe    seiner  vor- 
fahren   erhalten    könnte.      Konradin     endlich    ver- 
pfändete,  was  noch  von  hausgütem  ihm  übrig  ge- 
blieben war,   da  er  sich  in  dem  Italienischen  zuge 
rüstete. 

Nach  Konradins  ende  im  j.  1268  Bei  das  Her* 
zogthum  voBends  auseinander.  Eine  art  von  Ver- 
bindung erhielt  sich  noch  dadaroh,  dass  der  Graf 
von  Würtemberg  von  Konradin  mit  dein  Märschall- 
amte  in  Schwaben,  nebst  der  Schfrmvogtei  über 
Ulm  und  dem  Landgerichte,  in  der  Eüree  belehnt 
war.  Aber  diese  Verbindung  konnte  fast  nur  über 
die  Städte  geltend  gemacht  werden,    da  die  Grafen 


i)     Versammlnng  za  Gonstaox  i9i6.  Mod.  Boica  5,  150-- 152. 


J 
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SCHWABEN. 

53.  Das  Herzogthom  Schwaben  war  vor  seiner 
anflösung  ein  besitzthum  des  Hohenstaufischen  ge- 
schlechts.  König  Heinrich  IV.  hatte  es  im  j.  1079 
Friedrich,  dem  erbauer  von  Staufen,  verliehen,  der 
dessen  sache  gegen  die  aufrührerischen  Fürsten  in 
diesen  gegenden  föbrte.  Schon  der  vergleich,  der 
im  j.  1096  zu  Mainz  geschlossen  wurde,  trennte  den 
westlichen  theil  von  Schwaben  längs  des  Rheins  als 
eignes  Herzogthum  der  Zähringer,  von  dem  Her- 
zogthum  der  Hohenstaufen.  Von  dem  Zähringschen 
besitzthume  blieb  später  nur  Baden  flbrig,  mit  dem 
titel  einer  ]Markgrafschaft ,  der  voii  der  Mark  Ve- 
rona, einer  frühern  besit^ung  dieses  hauses,  beibe- 
halten war,  aber  als  ein  von  dem  Herzoge  unab- 
hängiges Fürstenthuni.  Die  erhebung  Friedrichs 
Barbarossa  auf  den  Deutschen  Kaiserstuhl  machte 
die  Staufen  gross.  Als  aber  dessen  söhn  und  nach* 
folger,  Kaiser  Heinrich  VI,  im  j.  1197  in  Italien 
starb,  und  überall  im  Reiche  die  Widersacher  die- 
ses geschlechts  ihr  haupt  erhoben,  vermogte  Hein*^ 
richsVl.  bruder,  Philipp,  nicht  länger,  das  Herzog- 
thum zusammenzuhalten.  Er  sah  sich  genöthigt,  die 
Schwäbischen  Reichsgüter  und  I^ehne  unter  die  klei- 
nem Fürsten  und  Ritter  zu  vertheilen ,  um  sich  ihre 
^nst  zu  gewinnen,  so  dass  die  herrschaft  von 
Schwaben  für  ihn  fast   ein  leerer  name  ^vurde  i). 


I)  Sic  factum  est,  ut  nikil  sibi  remaneret,  praeter  inane  no- 
men  dominii  terrae,  et  civitates  seu  TÜlas,  in  quibus  fora  ha- 
hcntur,  et  pauca  castella  terrae.  Abb.  Ursperg.  (ed.  Argentorat. 
1609.  fol.)  p.  257.     Pfister  gesch.  v.  Schwaben  %  281. 
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Was  er  etwa  noch  zusammen  gehalt^i  hatte,  das 
gab  König  Otto  IV,  der  Weife ,  hin,  als  PhiBpp  im 
j.  1208  ermordet  war.  Zwar,  als  die  Deatsohen 
Fürsten  Friedrich  0.  aus  Italien  herbeigerufen  hatten, 
schien  es,  als  ob  dieser  dem  Herzogthume  wieder 
die  vorige  kraft  geben  würde  t)<  Die  Herzogliche 
linie  von  Zähringen  eriosch  im  j.  1218,  und  ein 
grosser  theil  ihrer  besitzungen  wurde  eingezogen. 
Friedrich  ü*  verlieh  Schwaben  seinem  söhne  Hein« 
rieh.  Aber  eben  dieser  Hess  sich  als  Römischer  König 
während  seines  vaters  abwesenhelt  von  den  Deut- 
schen Fürsten  Zugeständnisse  abdringen,  welche 
der  Herzogswürde  ihre  letzte  kraft  raubten,  und 
Friedrich  IL  war  genöthigt,  dieselben  zu  bestädgen. 
Nach  d^s  letztern  tode,  1250,  aber  begann  Konrad 
IV,  auch  die  allodial«  guter  seines  hauses  zu  ver« 
äussern,  um  ein  stattliches  beer  anzuwerben,  mit 
dessen  hülfe  er  sich  auf  der  höhe  seiner  vor- 
fahren erhalten  könnte.  Konradin  endlich  ver- 
pfibidete,  was  noch  von  hausgütem  Ihm  übrig  ge* 
blieben  war,  da  er  sich  $su  dem  Italienischen  zuge 
rüstete. 

Nach  Konradins  ende  im  j.  1268  fiel  das  Her« 
zogthum  vollends  auseinander.  Eine  art  von  Ver- 
bindung erhielt  sidi  noch  dadurch,  dass  der  Graf 
von  Würtemberg  von  Konradin  mit  dem  Marschall«- 
amte  in  Schwaben,  nebst  der  Schirmvogtei  über 
Ulm  und  dem  Landgerichte,  in  der  Bürse  belehnt 
war.  Aber  diese  Verbindung  konnte  fast  nur  über 
die  Städte  geltend  gemacht  werden,    da  die  Grafen 


I)    Versammlang  zq  Gon«tanz  1216.  Slon.  Boica  5,  ioO-*i$2. 
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nicht  stark  get^ug  waren,  sie  über  den  hohen  und 
niedern  Adel  auszudehnen.  Zumal  ^die  Bisehufe  von 
Augsburg,  Constanz,  Basel  und  Strassburg  suchten 
unter  diesen  umständen  nicht  allein  ihpe  besitzungen 
unabhängig  zu  machen,  sondern  auch  -^  nicht  ohne 
gewaltthätiges  verfahren  —  zu  vergrössern.  Mit  die- 
sen und  den  Würtembergern  konnten  nur  noch  we- 
nige Grafen  in  die  schranken  treten,  am  meisten 
der  von  Habsburg.  Dieser  war  aber  zugleich' Land- 
graf im  Elsäss,  welches  schon  früh  als  eine. von 
Schwaben  getrennte  provinz  betrachtet  wurde  i)$ 
und  seit  dem  ende  des  zwölften  Jahrhunderts  als 
Landgrafschaft    im    sinne    der    Thüringischen    er* 

scheint  2).  ,  .     /  .  ^ 

'  Als  Rudolph  von  Habsbui^g  Kaiser  wurde, 
suchte  er  das  zersplitterte  {lerzogthum  dem  Reiche 
wieder  zu  gewinnen.  Er  setzte  drei  Landyögte  in 
Augsburg,  Ober-  und  Niederschwaben,  und. befahl 
ihnen,  die  guter,  welche  unrechimässigerweise  an 
Fürsten  und  Herrn  gekommen  waren,  wieder  zum 
Reiche  zu  bringeh  .3),  Aber  er  brachte  dadurch  nur 
Grafen  und  Ritter  gegen  sich  in  waffen.  So  war 
es  unmöglicH,  das  Herzögthum  im  altern  sinne  her- 
zuslellen.  Der  Kaiser  könnte  seinem.. söhne  Rudolph 
nicht  mehr  zuwenden,  als  die  Verwaltung  der  Habs<- 
burgischen  Herrschaften  und  Vogteien  im  Elsass 
und  in  Schwaben,  voa  denen  dieser  sich  Herzog  in 
^inem  älmlichen  sinue  nennen  mogte^  als  die  nach« 
kommen    der  Weifen  in    den  Herrschaften  .Braun- 


1)  Annalcs  Bcrtiiiiaui  ad  a.  858.     (Pebtz  1,  45^). 

2)  Pfeffincer  Vitriar.   illustrat.  (Gotha  1724)  %  619. 
5)     pFiSTBa  gi*8cli.  t. -SchwabcB  5,  36  f. 
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sobilreig  tind  Lüneburg  i).  M^rein  dieil  der  Ritter 
und  Herrn,  viele  Stifter,  KJOster  und  Städte,  und  ei- 
nige Bauersohaften,  die  zwischen  den  Ffirstenüiü* 
mern  zerstreut  lagen,  dennoch  aber  sich  von  ihrer 
helTSchafi  frei  erhalten  hatten,  wurden  vom  Kaiser 
in  sdneji  besondern  schütz  genommen,  und  bezirks- 
weise  den  mächtigsten  Land^sherrn  als  Kaiserlichen 
Landvi^gten  untergeben,  bn  jähre  1343  machte  zwar 
Kaiser  JLudwig  der  Baier  den  versuch,  das  Herzog* 
thunt  Sehwaben  für  seinen  söhn  Stephan  herzustel« 
len,  indessen  hatte  dieser  wenig  gewinn  davon  ^). 
IDjfigeigen  war.  es  Iieere  anmassung,  wenn  sich  Ru- 
dolf IV.  .von  Oestreieh  einen  Herzog  von  Schwaben 
und  Sinais  nannte«  Sein  schwi^ervater,  Kaiser 
Karl.  IV,  nöthigte  Jbn,  diesen  titel  wieder  abzole- 
gen  3);  ,£ine  'erintierung  an  die  frühere  verbiiidung 
des  gßsa^mten  Schwabens  kann  man  höchstens  noch 
darin  erblicken ,  dass  das  Kaiserliche  Hofgeripht, 
welches  von  Fi^efdrleh  IL  eingerichtet  war,  und  sei- 
nen sitz  zu  Roth  weil  hatte,  nun  vorzngsweise  ab 
ein  Hofgericht  far  Schwabien  betrachtet  wqrde» 

Bei  fieser  lege,  der  dinge  war  es  begreiflich, 
dass  rmv  noch. der  Kaiser  als  so.lcber  Schwäbische 
Frovinzialtage  halten  konnte.  Vielleicht  hätte  man 
erwarten,  dürfen,  .dass  der  Bischof  von  Constanz  eia 
ähnliches  haupt   der   Vereinigung    geword^i   wäre^ 


-■— »- 


I)     Pfistek  5,  47, t, 

S)     Dux  Sweviac  constitu(as   cum  paucli  tarnen  redditibus  rcsi- 
dentiara    seu   -dotnicMiam    faabuif    in    navensparg   < — '  comites  sibi 
occurrere  trepidantes  ad  rogandum  ra,    qua«  pacis  sunt,  «cos  taä' 
insQpfJrabili  vlrtnte  compülit.     Cbrön.'    ^OANnfs  Titoi»««.   ff~.  1545. 
1547.  bei  Eccär»  tjffrp.   bistar.  1^  iSii.  4925.  :   .  .     '  •. 

5)     Koaz  Oestreieh  unter  Rudolf  IT.  s. -81.  not«* 
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wie  es  iet  £i%biscbof  von  Kblti  Ixir  Westfaleii 
war»  Denn,  nachdem  die  früherh  Herzoge  heffige 
febden  mit  den  Bischöfen  um  den  vorrang  in  Schwa-» 
foen  gefuhrt  hatten,  seheinen  unter  den  Hohenstairfen 
diese  Bischöfe  steh  als  die  natürlichen  Vertreter  def 
abwesenden  He^soge  betrachtet  2ti  haben«  Als  2;.  b« 
Herssog  Philipp  von  Schwaben  im  j.  1196  nach  Ita« 
Ken  iging,  fibergab  er  indessen  die  Verwaltung  des 
Herzogthums  dem  Bischöfe  Diethelm  als  dem  mäch* 
ttgsten  geistlichen  Ffirsten  im  labde  1) ,  und  im  j; 
1241  wurde  Bischof  Heinrich  von  dem  Bischöfe 
Konrad  von  Freising  aufgefordert,  sich  gegen  die 
Mongolen  mit  den  Fürsten  seines  landes  zu  riH 
sten  2),  worunter  man  vielleicht  die  Firsten^  von 
Schwaben  uberhatipt  Verstehen  rnnss.  Man  kann 
das  btindniss ,  welches  Bischof  Rudolph  im  j.  1S91 
gegen  Herzog  Albrecht  von  Oestreieh  ssu  stände 
brachte. 3),  etwa  als  einen  versuch  ansehn,  eine 
gleiche  Stellung  auch  Hoch  nach  der  auflösung  deisT 
Schwäbischen  Her2k>gthums  gelteiid  zu  machen.  -In* 
dessen  blieb  dies  ohne  erfolg.  £ine  fortsetzung  der 
alten  Landesversammlutigen  lässt  sich  daher  nur  noch 
im  Elsass  erwarten.  Hier  haben  wir  in  der  that  nach«- 
rieht  von  einem  gerichte,  welches  Herzog  Leopold  von 
Oestreich  im  j.  1324  als  Landgraf  bei  Tanne  im  Elsass 
hielt,  und  welches  sowohl  nach  dem  gegenstände,  der 
dort  verhandelt  wurde,  als  auch  nach  den  personen, 


I)  PFifTca  gescb,  y.  Sciiwabe«  ^,  ^61  Otto  ^e  Sto.  Biaaio, 
o«  44.  bei  MuRATOBi  6,  901. 

^)  •—  cum  terrae  Testrae  prineipibus.  .HoRiUYa  goldoe  GUro- 
nik  Ton  HohenschwaDgau  (IS42.  4.)  2,  70.  nr.  10. 

3)    Pfisteb  gesch.  y.  Schwaben  5,  98. 
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die  als  anwesend  genannt  sind,  nur  ein  protmeiale 
Placitom  sein  kann  i).  Dasselbe  wurde  von  Kaiser 
Albrecht  II*  nach  der  Aue  bei  En$isheim  verlegt, 
und  sein  nachfolger  Friedrich  III.  gestattete,  es  bei 
ungünstiger  Witterung  in  die  Stadt  Ensisheim  za  ^e* 
ben.  Auch  erlaubte  Kaiser  Albrecht,  dasselbe  statt 
der  abgegangenen  Ritter  mit  edeln  rittermässigeQ 
leuten,  also  männern  vom  Ritterstande,  die  nicht 
selbst  Ritter  waren,  2tt  besetzen  2).  In  dem  ^igent* 
liehen  Schwaben  war  der  erfolg  nicht  überall  der* 
selbe.  In  den  kleinem  Herrschaften  bestanden  bis 
in  das  fünfzehnte  Jahrhundert  die  regelmftsi^igen  öf* 
fentlichen  Grafengerichte  fort,  welche  hier  den  na« 
men  von  Landtagen  führten  3) ,  und  vielleicht  auch 
au  andern  zwecken,  als  zum  rechtsprechen  benutzt 
wurden.  In  den  grossem  Fürstenthfimern  hingegen, 
welche  gewissermassen  jet^t  die  Stellung,  verklei- 
nerter Herzogthflmer  einnahmen,  tfat  eine  eigen- 
thiimliche  ^ntwiokelung  ein,  wie  wir  sie  auch  bei 
den  kleinern  fiberbleibsela  anderer  Qetzogtbümer 
noch  werden  kennen  lernen. 


*^  ii  ^^■iJCii^fci*^fc«<hi 


1)  -^  das  wir  iiU  cht  lanclgraf  in  filtaisett  *-  ttff  offener  des 
fidis  straisse  by  Tanne  le  gericht  aassen,  da  kom  fkr  voiia  unite 
liebe  Schwester  cett  Diese  nimmt  ihren  gemahl,  Herzog  Albrecht 
▼on  Oesterreich,  in  die  gemeinschafit  ihrer  angeerbten  Grafschaft 
Pfirt  auf.  —  Hieby  warenl  yor  uns  Tor  gericht  die  edelen  h^rrn 
und'  ritter  cett.  Urk.  bei  Stevekur  commentarii  pro  bist.  Al- 
Ucrti  II.  (Lips.  172S.  fol.)  p.  227. 

2)     Urk.    T.'  1454    bei    CiixEt     materialien    znr    Oesterr.    ge- 
schichte  2,  69.       *      • 

S)     Hal'taus  gtossar.  "t.  Xandtag. 
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FRANKEN 

54w  'liier  blieben  gleich  beim  Untergänge  des 
ICarolingiseben  halises  zwei  ländermai^sen  von  einan«* 
der  gelrennt.  Im  östlichen  Frankißii  erhob  die  Ba- 
benberger  fehde  das  gesclüeeht  Kaiser  Konrads  L 
^  dem  mäehdgsten  im  lande,  und  seitdem  er« 
scheint  dieses  geschlecbt  im  besitze  der  Herzogs- 
würdie;  Später  erscheint  Otto,  der  vater  Konrads 
des  Saliers^  als  Herzog  in  Franken,  tind  gleicbzew 
tig  wird  im  j.  1017  das  Herzogthum^über  dasöstli-^ 
che  Franken  deim  Bischöfe  von  Würzbtirg  verlie-^ 
hen  ^).  Üahe^  scheint  das  Herzogthum  Otto's  sich 
nur  auf  Bheinfranken  bezogen  zu .  haben.  In  den' 
zelten  Konrads  des  Saliers  wird  ein  verwandter 
desselben,  Kuno  oder  Konrad,  bald- Herzog  der 
Franken,  bald  Herzog  von  Worms  2)  genannt.  Ün-< 
ter  den  folgenden  Kaisern  '  aus  dem '  FräukiSehen 
hause  blieb  das  Herzogthum  des  wesütehen  Fran- 
kens erledigt.  In  dieser  %eit,  im  j.  1058>  wurde  eine 
Versammlung  der  Fürsten  zur  ei^haltung  ^es  landüpfe^ 
dens  gehalten,  'fvelche  jener  Vorschrift  Karls  des 
Grossen  entsprach,  nach  welcher  die  Grafen  unter 
einander  zusammen  treten  sollten,    wenn,  die   Missi 


1)  Urk.  Iiei  Leokfeld  antiquitates  Poeldensc«  p,  231.  —  eum 
teneat  omnes  comitatiis  snae  parocUia«,  dacatam  etiam  provia- 
ciae  gubernat.  Adam  Bkehensis  bist,  ecciesiast.  4,  3.  VcrgT* 
jedoch  EicHHOi^i  st  ^n.-  rechtsgcsch.  $.  S22.  not.  n.  (2i,  <^4.) 
und  meine  alt  Deulscke  gerichtsverfassung.  §.  41   n,  25.  s.  295. 

2)  Conrado  Varmaticnsium  duce  -«-  Cona  Francorum  d^x. 
Otto  Faismc.  chron.  6,  28«  51.  bei  Ubstisius  i,  152.  154. 
Chuno  dux  Wormatiensis  —  ChiiBO-dax  Francorum.  Wippo  ^ita 
€onr.  Sa],  bei  PuToaius  3,  434  u.  in  den  scblussTcrtcn  p.  445. 
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keine  limreisen  hielten  i)^  Aadi  diese  Tersarnmlimg 
war  oUnstreitig  durch  den  mangel  eines  eigenen 
Herzogs  veranlasst  Erst  Heinrich  V.  setzte  im 
j.  1116  einen  Herzog  wieder  ein,  jedoch  nur  im 
östlichen  Franken ;  er  hob  also  das  Herzogsamt  des 
Bisthums  Würzbnrg  wieder  auf' 2).  Jedoch  wurde 
der  Bischof  schon  im  j.  1120  restitufart,  und  dem 
^schlechte  Konrads  scheinen  nnrdie  spätem  Kaiser* 
liehen  Rieichs  -  und  Li^ndvogteien  im  Rednitegan  nnd 
zu  Roteo-bui^,  und  das  Burggrafthum  Nflmberg  ge- 
blieben zu  sein.  Durch  Friedrich  von  'Rotenburg 
vererbte  das  Herzogthum  in  diesem  beschränkten 
um&nge  im  Jahre  1167  auf  Friedrich  Barbarossa, 
der  es  in  demselben  jähre  seinem  söhne  Konrad 
verlieh.  In  der  hand  dieses  Konrad  wurden  später 
im  j.  1191  die  Herzogthlktter  Franken  and  Schwa- 
ben  vereinigt^  und«  seitdem  hatten  sie  in  der  hand 
der  Hohen^aufen '  gleiche  Schicksale.  Ueber  die 
Herzogswfirde  des  Bischofs  von  Würzburg  erhoben 
sich  beluinntlich  spSAer  heftige  Streitigkeiten.  Bi* 
schof  Gottfried  soll  zu  .  ende  des  funfisehnten  Jahr- 
hunderts zuerst  den  titel  eines  Herzogs  in  Franken 
sich  angemasst  haben;  nach  einigen,  weil  er  sdbst 
ansHerzogliohem  geschlechte —  dem  Limburgschen  — 
stammte ,  nadi  andern,  weil  Markgraf  Albert  Achil* 


.  .  .  '  ti 


i)  lo  onCBtali  Fniiicia  ia  «omitatd  Gdzuwine  in-loco  Othal- 
meskiigiyi  «-7^  coov^^tus.  fiddiwn  prioQipam  de 'fiacß  facienda  et 
delcnda  latronam  tyrannide.     Sghaiviiat  tradit*  Fuldenses   p.  2£ft6. 

2)  Imperator  ducatam  orientalis  Franciae,  qui  Wirceburgensl 
episcopio  antiqaa  regpm  conceasi^e  tontpotelmt,  €onrado^  wro- 
ris  suae  ftlio»  qoi  pottda  re|^avil,  eomm'ttii,  Aonatista  $a:^o  a. 
~I116«  bei  EccAEB  corp.  bistariaiv  jned.  «evi«  I,  654.  > 
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les  von  Brandenlmrg  nm  cUeselbe  zeit  etienfall»  an* 
gefiin^en,  sich  von  seinen  Fränkischem  besitzongeii 
Herzog  in  Franken  zu  schreiben,  oder  wieder  nach 
andern,  weil  Gottfrieds  Vorgänger,  Signmnd,  ein 
Sächsischer  Prinz ,  sich  seioes  herkommens  wegen 
bereits  Herzog,  jedoch  ohne  den  beisatz  „in  Fran- 
ken" geschrieben  und  in  seinem  siegel  das  Herzog* 
liehe  schwerdt  dem  krummstabe  hinzugefügt  hatte. 
Gewiss  ist  indessen,  dass  Karl  IV.  im  j»  1347,  frei- 
lich ehe  er.  allgemein  als  Romischer  König  anerkannt 
war,  dem  Bischöfe  eine  bestätigungsnrkunde  gab, 
des  Inhalts:  wenn  das  Landgericht  zu  Franckhen 
von  alter  her  gewesen  ist  des  Bisthnmbs  zu  Würtz* 
bürg  von  des  Hertzogs  wegen  zu  Franckhen,  das 
iKU  demsdben  Bisthum  gehSret  und  von  alters  !  her 
gehöret  hat^  so  mag  von  rechts  wegen  niemandt^ 
noch  sol  richten  mit  der  acht  in. dem  Hertzogtlmm 
und  dem  Landgericht  zu  Franckhen,  denn  ein  Bi«- 
schoff  zu  Würtzbnrg ,  der  allein  der  Landrichter  ist, 
und  sollen  auch  vor  demselben  Landrichter  zu  recht 
stehen  alle  Herren,  Graffen,  Frey^i,  und  auch  des 
Reichs  Dienstlenthe  und  stadtlenthe,  und  auch  alle 
andere  leuthe,  beyde  edel  und  unedel,  wie  sie  nah- 
men haben,  die  in  diesem  vorgenannten  Hertzog- 
thum  und  Landgerichte  zu  Franckhen  gesessen  seyn  i). 
Die  veranlassung  dazu  lag  in  früheren  Streitigkeiten 
des  Bischofs  Albert  II.  mit  Ludwig  dem  Baiem  um 
die  Investitur ,  welche  sogar  letztem  zu.  d^  drohung 
vermogten,  die  Lehne  einzuziehen  2).    Nach  diesem 


I)     LbucefeIiD  anüqait.  Poeldcnse*  «pp.  p.  259. 
%    Luowi«  geschieht* Schreiber  ▼bm  Bitcliofflhain  Wirizharg'. 
(Fraiikfurt  I7IS  foi.)  t.  656.  cap.  5. 
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findet  man  die  erste  Kniserliche  bestätigung  des 
'Landgerich€9  und  Herzogthams  wieder  im  j.  1610  i). 
Aber  die  andern  Fürsten  widersprachen  im  j.  1621 
auf  dem  Reichstage  i^  Worms  der  belehnung  mit 
dem  Fränlcischen  HenBogthame^  bis  Bischof  Konrad 
4»rldärte:  dass  er  empfahen  wolle,  was  seine  vor- 
fahren, Bisohdfe  2a  Würzburg,  Tormals  empfangen 
haben)  und  er  begehre  nichts  neues,  noch  das 
andre  inhaben.  Die  belehhmig  erfolgte  darauf  unter 
einer  restriction,  welche  dieser  erklärung  ent- 
sprach 2)« 

Die  Verbindung  der  'geistlichen  und  weltlichen 
Fürstenthümer  und  Herrschaften  war  mithin  bei  dem 
ausgange  des  Hohenstaufischen  gesclüecfats  längst 
aufgelöst  Nur  ein  theil,  der  zwischen  Ostft*anken 
und  Rheinfranken  in  der  mitte  lag^  die  nachherige 
Landgrafschaft  Hessen,  war  zu  der  Landgrafschaft 
Thüringen  geschlagen.  In  Ostfranken  bemühte  sich 
jedoch  das  Bisthum  Wfirzburg»  eine  art  von  Verbin- 
dung herzustellen.  Das  Landgericht  zu  Wmzburg 
wollte  als  ein  Kaiserliches  betrachtet  sein ,  und  in 
der  tbat  müsste  der  jedesmalige  Landrichter,  nach- 
dem ihn  der  Bischof  ernannt  hatte  ^  seine  belehnung 
vom  Kaiser  empfangen.  In  Rhein^ranken  hiitte  es  die 
aufgäbe  des  Pfalzgrafen  werden  kttnnea,  diese  Ver- 
bindung des  ehemaligen  Herzogthums  zu  erhalten. 
ADein  als  Kaiser  Friedrich  1.  beschlösse  mit  der  E^fidz  die 
verwandten  seines  hauses  zu  versorgen,  waren  die 
^istUchen  Fürstenthüroer  bereits  za  mächtige  utod 
die  Pfalzgrafschaft  konnte  nur  ein  Verhältnissmässig 


1)  Leuckfeld  loc.  cU.  p.  ^t. 

2)  G«NNB  de  dttCaC«  Franoiae  otlrnUlis.-  ßrJatigm  I'71f6.  4. 

II* 
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starkes  weltliphes  Furstenthum  werden,  das  aber 
bald  ganz  himI  gar  zersplitterte.  Erst  unter  der 
heiTSchaft  des  Wittelsbaehischen  hauses  wurde  ein 
einigermassen  beträchtlicher  territorialbesitz  aUmäUig 
zusammengebracht,  und  ^selbst  dieser  blieb  so  zer» 
rfssen  und  von  fremden  besitzungen  durchschnii- 
.ten,  dasi^  da$  gimze  mehr  einem  grossen  privatbe- 
.sitze,  als  dem  brucbstücke  eines  Herzogthums 
gUch.  Man  findet  daher,  in  der  Pfalz. keine  Hoftage, 
.und  auch  in  späterer  zeit  hat  sidii.dort  nie: eine 
Land  ständische  Verfassung  gebildet  i).  Auch  das 
merkwürdige  wildfangsre.cht.  des  Pfalzigrafen  zeigt, 
.flass  dieser  seine  besitzungen  mehr,  nach  art  euies 
privateigenthümers,  als  nach  axt.  eines  Reiohsfursten 
behandelte. 


LOTHRINGEN. 

.66.  Dieses  Herzogtbum  wiü:  schon  im  jähre 
959  in.  Ober-,  und  Niederlothringen  getheilt,  «m  die 
aufrühi^erischen  Grossen ,  welche  bald  zu  Frank- 
reich, bald  zu  Deutschland  übertraten,  leichter  be- 
heiTSchen,  .und  fester  an  Deutschland  kettcäa  zä  kön- 
.neu. .  Lothringen  an  der  Mosel  blieb  untbr  eigene^ 
.Herzögen  vereinigt,  und  nur  die  iBisthiimer  wussten 
(äich  von  der  Oberhoheit  desselben  zir  befreien.  Es 
ist  .jedoch  bekanntlicli  allmäUig  d«fll  Reiche  eidi&em^ 
det  worden,  und  an  Frankreich,  gekommen.  Unter*- 
lothringen  dagegen  wurde  schon  unter  Kaiser  Hein- 


.1)     WsBVR  de  Vera  pTOTinc.  ordinam  ejjiocli«.  I»  18. 
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rieh  V.  aufgelöst.  Dieser  setzte  im  jähre  1107  den 
letsBten  Herzog,  Heinrich  aus  dem  geschlechte  der 
Grafen  von  Limburg,  ab,  und  verlieh  dessen  amt  dem 
Grafen  Gottfried  von  Löwen.  Heinrich  von  Lim- 
burg gab  indessen  seine  ansprüche  auf  das  Herzog- 
thum  nicht  auf,  während  Gottfried  ausserhalb  sei- 
ner eigenen,  allerdings  sehr  ausgedehnten  Graf- 
schaften ebenfalls  keine  grosse  macht  entwickeln 
konnte.  Beide  behielten  fbrtan  den  Herzbgstitel. 
Heinrich  fährte  jedoch  nur  den  titel  eines  Herzogs 
von  Limburg,  während  sich  die  nachkommen  Crott- 
frieds  Herzoge  von  LothHngen  und  Brabant  nannten. 
Die  übrigen  Miederlothringischen  Fürsten  hielten  sich 
meistens  so  unabhängig  von  dem  einen,  wie  von 
dem  andern.  Vielleicht  erschienen  sie  noch  eine 
zeidang  auf  den  Hoftagen  des  Herzogs,  etwa  so, 
wte  dies  in  Baiem  geschah.  Noch  im  jähre  1247 
versammelte  Herzog  Heinrich  II.  von  Brabant  und' 
Lodiringen  seine  hommes  ei  fldeles  und  die  viros 
reiigiesos  terrae ,  und  versprach  ihnen ,  dass  er 
gewisse  lasten  abstellen,  den  ordnungsmässigen  rieh- 
tern  das  rechtsprechen  ftberlasisen,  und  keine  Schät- 
zung im  lande  erheben,  wolle,  als  nach  rath  der 
weltlichen  und  geistlichen  Grossen  <).  Hier  ist  es 
zweifelhaft ,  ob  man  nur  an  eine  Versammlung  ^on 
Brabant  denken  darf,  oder  ob  auch  aus  dem  fibri- 
gen  Lothringen  die  getreuen  und  die  geistlichen  an 
der  Versammlung  theil  genommen  haben.  Später 
sjnd  bekanntlich  Luxemburg  und  Jülich  zu  Herzog- 


,   i)    —  de  cousilio  bonoram  et   religiosornm«    Miraei  opera  di^ 
plomat  I,  ^3.    Raemaet  §.  83  (%  71.) 
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thfimem  erhoben ,  wodurch  gewissermassen  die  völ- 
lige freiheit  von  der  Lothringischen  Oberhoheit  aner« 
Lannt  wurde. 

Die  HersBOgtliftnier  Brabant  und  Limburg  wur« 
den  sp&ter  vereinigt ,  und  Kaiser  Adolf  von  Nassau 
scheiut  an  eine  mögliclifceit,  das  Herzogthum  Loth- 
ringen wieder  ins  leben  zu  rufen,  gedacht  zu  haben« 
Er  ernannte  im  jähre  1292  den  Herzog  Johann  voa 
Lothringen,  Brabant  und  Limburg  zum  obersten 
Vogt  und  Landfriedensrichter  in  den  Mosel  -  und 
Rheinlanden  bis  »ur  see  t).  Aber  eben,  dass  es 
dieser  ernennung  bedurfte ,  war  beweis  genug,  dass 
die  urspräi^liche  bedeutung  des  Herzogthums  längst 
untergegangen  war.  Dagegen  wurde  die  macht 
des  Herzogtbums  in  einer  andern  weise '  herge« 
stellt,  da  Brabant  uu'd  Limburg  an  Herzog -Wences-*^ 
lav  von  Luxemburg,  und  dann  mit  Luxemburg  an 
das  neu  gestiftete  hausBurgund  kamen.  So  blieben 
von  Niederlothringen  nur  das  Erzstift  Trier,  das 
Bisthum  LiUtich  und  das  Herzogthum  Jülich  als 
selbständige  Fürstenth{imer  von  einiger  bedeutung 
flbrig,  welche  nicht  zu  den  Burgundisohen  landen 
gehörten.  Es  war  daher  ganz  iiatüdich»  dass  in 
diesen  territorien  besondre  Versammlungen  der  Gro.«* 
ssen  oder  Hoftage  gehalten  wurden,  gleich  als  ob 
sie  eiujem  ehemaligen  Herzogthume  gleich  ständen, 


1)  —  advocatos  principalis  et  rcctor  et  judex  generalis  ad 
rxercenduin  omnia,  f|ttae  |iacU  observaotiain  respiciunt.  Peetz 
nioiiaro.  Germ«  liist«  4y  4ö9. 
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FRIESLAND. 

fi6.  Der  volksstamm  der  Friesen  war  der  ein- 
zige, ^er  nie  mdir  seit  Karl  dem  Orossen  unter  ei- 
nem Herzoge  vereinigt  wurde ,  wenn  man  die  rasch 
vorübergehende  herrschafi  des  Normannen  Gottfried 
unter  Karl  d&ok  Dtefcen  ausnimmt,  deren  umfang 
überdies  zweifelhaft  ist  Nach  dem  ausgange  des 
KaroUngischen  hauses  in  Deutschland  aber  tritt  der 
merkwürdige  gegensats  sswischen  ErbfUesland  und 
dem  freien  Frieslande  hervor.  In  jenem  herrschten 
die  Grafen  von  Hdlland  und  Flandern,  beide  unter 
Französischer  Oberhoheit^  femer  die  Grafen  von 
Geldern,  die  Stifter  Utrecht,  Münster  und  Bremen* 
Alle  diese  wurden  im  laufe  der  zeit  mächtig 
genug,  um  nicht  bloss  .Grafendinge,  sondern  wahre 
Landtage  mit  den  geistlichen  und  weltlichen  Grossen 
ihres  landes  halten  zu  können«  In  Flandern  kom* 
men  solche  Versammlungen .  schon  seit  dem  anfange 
des  elften  Jahrhunderts  vor.  Im  j.  1029  wurde  zu 
Audenaerde  ein  landfri^de  beschworen  von  den  Bi- 
schöfen und  sämmtlichen  Primaten  von  Flandern. 
Die  reliquien  aller  Heiligen  des  landes  waren  zu- 
sammengebracht, um  den  cid  feierlicher  und  unver- 
brüchlicher zu  machen  i).  GrafBalduin  der  Fromme 
versammelte  eben  daselbst  im  j.  1053  alle  Prälaten, 
Barone  und    Grossen  von  Flandern,    um  das  laqd 


1)  congregatia  fotiaB  regni  siii  primatibus.  Sigebebt.  Gem- 
BLAC.  ad  a.  10^  in  den  ?  voUatandigern  aasgaben.  Vergl.  Mcvekcs 
chronica  Flaiidriac  ad  a.  1030  und  OonECBEasT  ies  ekroni^ncs  et 
annales  de  Fiandrcs  chap.  57. 
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zwischen  seinen  söhnen  zu  theilen  i),  und  der  älteste 
von  diesen,  Balduin  von  Berg,  Hess,  sobald  er  im 
j.  1067  die  regierung  angetreten  hatte,  in  der  Ver- 
sammlung der  Grossen  feierlich  von  seinem  brnder 
Sicherheit  för  sich,  seine  kinder  und  das  land  gä- 
loben  2), 

Das  freie  Friesland. 'dagegen  lebte  in  wahtbaft 
demokratischer  Verfassung  unter  selbstgewählten 
Richtern,  gleich  den  ak  Deutschen  Völkern.  Die 
Verbindung  mit  dem  Reiche  erisiannte  es  zwar  an, 
aber  nur. dem  namen  nach.  Ein  einfaches,  kräftiges^ 
und  freiheitliebendes  volk,  stellten  sich  die  Friesen 
jedem  versuche  ihrer  nachbam,  sie  zu  unterjochen,- 
entgegen,  und  .fanden  in  ihrer  eini^eit  und  in  der 
kraft  ihres  willens  einen  schirm,  der  noch  durch 
die  natur  ihres  landes  verstärkt  war.  Die  versuche, 
welche  Sächsische  Herzoge  machten ,  diese  fireiheit 
zu  brechen,  Waffen  ieben  so  erfolglos,  aus  die  Unter- 
nehmungen des  Grafen  Reinhold  von  Geldern,  welchen 
Rudolf  von  Habsburg  mit  Friesland  belehnte»     Nur 


i)     —  tou«  les  prelats,  barons   et  haats  hommes  de  Flandre. 

OtBBfiBsnaT   chroiiiqaes  de  Flandres,    cliap»  49.    ( Aavera .  tS7i  f. 

81  a.)    RkBWBÄHT  hUt.  des  .etaU  gen*  et  proy.  §.  86    (oeiiYres  2, 
72.  750 

« 

2)  Cuiiiqiie  super  koc  cum  priocipibns  consilio  Uabito  utile 
fore  tarn  patriae  quam  sibi  praenosset  —  in  Brudgis  curiam  suam 
conyocaTit,  simulque  pares  et  barones  totius  sui  coitaitatus.  -^ 
Igituf  •*-  jnramentnm-  factum  est  -^  in  praesiSntia  omni  um  qai  eo 
tempore  tam  pares  quam  principes  erant  in  terra.  Galbebt  Tita 
Caroli  boni  bei  Bocquet  13,  373.  Diese  und  andere  beispiele 
sind  gesammelt  bei  Rabpsaet  bist,  des  etats  gen«  et  proT.  §.  86 
(oeuTres  %  72  s.)  und  WAanKÖra«  bistoire  de  la  FJandreS,  164. 
I>ie  Deutscbe  ausgäbe  der  stats*  u«  recbtsgescbicbte  nimmt  nodi 
uicbt  rucksicbt  auf  Raepsaet. 
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» 

Westfriesland  wurde  nach  uoleiidHchen  anstreojpiii* 
gen  der  Grafen  von  HuIIand  und  Flandern  unter  die 
botmSssigkeit  der  eriilern  gebeugt. 

Das  freie  Friesland  erhielt  aber  seine  einigkeit 
und  Verbindung  durch  eine  Versammlung,  welche  auf 
den  ersten  anblick  so  eigenthümlich  ist,  dass  man 
kaum  ihres  gkiclien  in  Deutschland  zu  finden  glaubt 
Und  dennoch,  war  sie,  wenn  man  ihren  geist  und 
ihre  grundlegen  .t^^etriiehtet ,  durchaus  auf  die  ver^- 
fassung  gebauet,  w^che  das  Deutsche  Reich  von 
dem  Fr&nkischen  überkommen  hatte.  Die  Versamm- 
lung war  kein  Hoftag,  von  einem  Herzoge  oder  ge* 
ringa^en  Reiohsf ürsten  belaufen,  denn. ein  solcher  gebot 
nicht  in  dem  freieü  Frieslande.  Auch  wurde  sie 
von  keinem  Kaiser  gehalten,  denn  die  Deutschen 
Kaiser  kamen  nie  nach  Friesland,  ja  sie  kümmerten 
i^eh  kaum  um  diese  lande.  Aber  dies  war  nicht  ohne 
beispiel  im  Römischen  Reiche;  die  Friesische  Volks- 
versammlung glich  hierin  jenem  Placitum  beim  ho- 
hen bäume  unweit  Quedlinburg.  Auf  der  Friesischen 
Volksversammlung  erschien  auch  kein  Graf,  kein 
freier  Herr,  kein  Lehn-  und  Pienstmann  des  Reichs, 
denn  alle  diese  fand  man  nicht  in  dem  freien  Fries- 
land. Aber  dennoch  war  die  versamitilnng  nicht 
verschieden  von  den  Deutschen  Provinzialversamm- 
lungen  und  Hoftagen,  denn  sie  war,  wie  diese,  eine 
Versammlung  der  geistlichen  und  weltlichen  Grossen 
des  landes«  Nur  war^  diese  Grossen  andre,  ids 
in  den  übrigen  theilen  des  Reichs. 

Die  Versammlung  pflegte  alljährlich  in  der 
Pfingstwoche  unter  drei  alten  eichen  in  der  gegend 
des  jetzigen  Auricb  gehalten  zu  werden.  Alan,  najpnte 
den   ort   Upstallbom.      Im    vierzehnten  Jahrhundert 
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wurde  sie  nach  Grtoingen  verlegt  i).  Schon  um 
das  jähr  1200  war  es  nrahe  sitte,  dieselbe  sa 
halten  2).  Ihr  nächster  zweCk  war,  über  mhe 
und  frieden  in  dem  freien  Friesland  zu  wachen  3), 
und  alle  allgemeinen  angelegenheiten  zu  bespre* 
chen.  Zuerst  wurde  dort,  berathen,  was  für  recht 
in  Friesland  galten  solle,  damit,  wenn  jemand 
ein  besseres  recht  wüsste,  man  es  an  die  stelle  des 
leichter  wiegenden  setsen  kdmie  4).  Dann  wurden 
die  richter  fttr  die  einzelnen  Friesischen  lande  er- 
wählt  5).  Durch  Verbindung  zu  gegenseitiger  hülfe 
wurde  die  Sicherheit  vor  äussern  feinden  gestärkt  ^), 
und  der  landfriede  unter  den  provinzen  bewahrt  ?)• 
Die  Versammlung  bestätigte  wichtige  vertrage  und 
andere  geschäfte,    und  verbürgte  deren  aufrechthal- 


1)  ZiMStsc  Bu  <I«B  leges  UpsUllbomieae  won  1361  bei  voif 
RicBTVOTEii  FrietMcbe  recbtsquellen  s.  109. 

2)  Gontremoit  tota  terra  propter  juratos,  quos  universUasFrcso-^ 
nuni  <le  more  vctuslUsimo  crea verat  apud  Upstallesboine.  Ehonis  ehron, 
ab  a.  1^04  usque  ad  a.  1237  in  Matthaei  Teteris  ae?i  ftiia1ecta2,58*. 
50.     WlAKDA  OstfViesiBcbe  gescblcbte  (Auricb  1791.  8)  1, 132. 

3)  —  jurati  seu  consiilea.  ad  negotium  pacis  inObstalabaeni 
deputati.    Leget  Upstallb^  ▼.  1323.  c.  6  bei  Richtdoybh  s.  103»  ' 

4}  —  and  ma  tbcre  ratte  alle  tha  rmcbt^  tber  Fresa  balda 
sbolde;  jef  aeiig  rooii  eng  betbera  wiste^.  tbetb  ma  thot  liUere 
leite,  and  ma  tbetb  betbere  beide.  £r8te  überkür.  Ricbthoven 
a.  09. 

3)    Emo  lac-  eit. 

6)  ,  Jef  there  sogbeii  Selooda  aeng  Trberatb  ▼rde»  ander  foa 
tba  sutber  aareda  ridderum,  jeftba  fon  nortbetka  wiganduni,  tbat' 
tba  sex  tba  sogbenda  bulpe,  tbet  bit  alsa  wel  macbte,  aa  tbere 
«cxta  boc.     Zweite  fiberkur. 

7)  tief  tbera  sogbcn  Selooda  aeng  wolde  liude  rawena,  jeftba 
mortb  ala,  tba  sex  tbet  sogbenda  bitbainge,  tbet  it  eUe  riucbtc 
fore«    Dritte  ftberkör.     ^ 
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tmig,  damit  dieselben  kein  anlass  za  feindseligkei* 
ten  werden  sollten.  So  bestätigten  sie  die  Statuten 
Ton  Appingadamtn ,  welche  von  den  richtern  des 
Fivelgaues  festgestellt  waren  9  um  der  handelseifer- 
suclit  der  Grdninger  su  begegnen  i).  Dort  wurden 
Streitigkeiten,  welche  von  den  richtern  der  einzel- 
nen Friesischen  lande  nicht  beigelegt  werden  konn- 
ten, geschlichtet,  unds  selbst  Streitigkeiten  emzelner 
Provinzen  mit  auswärtigen  Fürsten  vermittelt*  Die 
Upstallbomischen  gesetise  vom  j.  1393  setzten  dälier 
nicht  nur  eine  menge  rechtsregeln  und  strafen  fest, 
sondern  verordneten  namentlich  auch,  welche  strafe 
nachlässige  und  ungerechte  richter  treffen  solle, 
auf  welche  weise  ein  friedensspruch,  senienüa  dif'* 
finih'ra,  quae  vtdgo  ferdban  nuneupaiur,  angefochten 
werden  könne,  und  welche  folgen  es  habe,  wenn 
jemand  trotz  der  angenommenen  sühne  die  blutrache 
verfolge  2).  Im  jähre  1324  wurde  zu  Upstallbom 
eine  fehde  zwischen  Rüstringen,  einer  Friesischen 
provinz,  und  der  Stadt  Bremen  beigelegt,  und  beide 
theile  verpflichteten  sich,  ins  künftige  ähnliche  Strei- 
tigkeiten der  entscheidung  der  obersten  Richter  in. 
Ftie^land ,  welche  in  Upstallboin  zusammenkommen 
sollten,  zu  überlassen  3). 

Was  nun  die  Zusammensetzung  dieser  Versamm- 
lungen betrifft,  so  liegt  das  abweichende,  von  den 
Hoftagen  der  übrigen  Deutschen  Jänder  alleiA 
darin,   dass  den  einzelnen  kleinern  districten  keine 


1)     Appingadammcr  bauerbncf  v.  1327  bei  Ricbthoybm    ä.  'SOS* 
WiAftOA  Ostlrief.  gesch.  I,  399, 
3)     Leg.  Upitaltb.  e.  9.  10.  17. 
5)      WlAKOA  1,  39S. 


172    IL  Di«  Pir^vuizialyeraaiDDil*  b.  z,  laterregD. 

Grafen  vorstanden,  sondern  vom  volke  gewSblto 
Richter.  Diese  Richter  führten  verschiedene  namen, 
besonders  nannte  man  in  dem  westlichen  theito 
Frieslands  gewisse  höhere  richter  Grietmannen« 
Im  iahre  1323.  erschienen  daher  zn  Upstallbom 
die  Grietmannen,  Richter,  Prälaten,  und  der  Klerus 
der  länder  O^tergo  und  Westerga,  nebst  den  andern 
Friesisjchen  Seelanden  i  )•  Aber  diese  erschienen 
nicht  allein,  sondern  in  begleitung  anderer,  welche 
auch  hier  die  vermitteliing  mit  den. kleinern  Volks- 
versammlungen ins  werk  setzen  konnten.  Freilich 
darf  man  hier  kein  gefolge  von  Vasallen  und  Dienst- 
mannen  erwarten,  vielmehr  schei<it  eme  fihnliche 
wähl  von  Vertretern  des  volks  gege^  ihre  RJofiter 
stattgefunden  zu  haben,  wie  wir  sie  im  Englischen 
Parliamente  kennen«  Es  findet  sich  nämlich  in  den 
Zusätzen  zu  dem  gesetze  von  Upstallbom,  welche 
m  j.  1361  zu  Groningen  verfasst  sind,  die  bestim- 
mung  2) ,  dass  jeder  Grietmann  alle  jähr  mit  einem 
Richter  und  einem  Prälaten  oder  andern  tüchtigen 
Priester  erscheinen  solle.     Dieser.  Richter  war  ent- 

* 

weder  ein  unterbeamter  des  Grietmanns,  oder. auch, 
nur  ein  Gerichtsbeisitzer,   ein  Sohöffe« ,  In  den  ver- 


f)  —  grietmanni,  judices,  praelati  et  cleras.  Bichthoven 
8.  tOSK.  Die  Praclatcn  werden  nicht  immer  besonders  genannt. 
Di«  Urkunde  über  den  vertrag  zwisciien  den  Rüstringem  und  der 
Stadt  Bremen,  welcher  im  j.  15^4  gescblossrn  wurde,  steHte 
aus:  nniversitas  judicum  Selandiamm  Frisiae  in  Upstallbom  con- 
gregatornm.  Cassel  Sammlung  ungedruckter  Urkunden  (Bremen 
1768.  8)  8.  S59. 

2)  —  quod  omnes  grctmanni  singulorum  diatrictuum  Zelandiae 
cum  nno  judice  et  uno  praelato  seu  clerico  ydoneo  singnlia  aunis 
—  in  Groningge  comparcant.    Bichtuovei«  s.  109.  z«  iO. 
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sammlangen  kleinerer  be^itke,  welche  den 
sehen  Grafi^dingen  entsprechen,  sieht  man  dte 
Grietmannen  an  der  spitze  eines  colleglnnis  von 
Consules,  Rathgeber,  Redjewen,  welches  in  gemein^ 
Schaft  mit  der  ganzen  gemeinde  seine  beschlftsse 
fasste.  In  den  ds^ichen  provinsen  gab  es  keine 
Grietmannen ,  und  das  Collegium  der  Rathgeber  re^ 
gierte  das  land  als  republikanische  corporatioii  i). 
Aber  anch  ausserdem  konnten  ohne  eweifel  andre 
freie  männer  aas  dem  Volke  an  jenen  Upstallbomi«- 
4schen  Versammlungen  theil  nehmen  2),  sei  es,  dass 
sie  nur  ans  allgemeinem  Interesse  an  den  Verhand- 
lungen sich  einfanden,  oder  dass  sie  etwa  eine  peiS- 
sdnliche  bei^chweyde  zu  verfolgen  hatten. 

Aufiallend  Ist  es  indessen ,  dass  bis  zum  ende 
des  dreizehnten  Jahrhunderts  kein  Adel  auf  diesen 
Landtagen  genannt  wird.  In  der  that  scheint  ein 
Adel  oder  ein  stand  der  freien  Herrn  bis  zu  dieser 
zeit  in  dem  freien  Frieslande  gar  m^lkt  beiPtand^n, 
oder,  wenn  er  bestand ,  keine  so  hervorragende 
Stellung  eingenommen  zn  haben,  dass  er  ne- 
ben den  Grietmannen  und  Rtchterh  niit  gleichen 
rechten  und  gleichem  >  ränge  auftreten  durfte  3 ). 
Der  Etheling  steint  von  deim  •  freien  grandfoesitzer 
kaum  verschieden  zu   sein,    wenigstens  ist   keine 


i)    —  wy  soesteitt  (16)  ralgever  und  gantz  naslnngland.   Urk. 
V.  1260  ia  Casski.  sammluDg  angedr.  Urkunden  8.  150. 

2)    Aliif  vero   ad  locum  praedictum  properantibof.    Leg.  Up 
stallb.  c.  6. 

•.  3)  Im  anfan^«>de8  dreizelmten  Jahrhunderte  kämmen  wenigT 
stens  die  H&upÜilige  nur  selten  Tor,  und  «uch  nur  im  wesilicheii 
Frieslaüd. 
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spnt  vo?)iaiiden,  Mb^  er  gleiche  befreiiing  von  det 
gewalt  der  gewöbnlicheii  Riditer  genossen  habe,  wie 
ÜQ  freien  Herrn  von  der  gewalt  der  Grafen. .  Daher 
Ji^onnte  er  auch  nicht  auf  den  allgemeinen  Volksver- 
sammlungen  neben  den  Richtern  gleiches  ansehn^ 
als  diese,  in  ansprach  nehinen,.  sondern  wurdje  viel- 
mehr gleich  den  gemeinen  freien  von  den  Richtern 
vertreten* 

Aber  dieses  verhaltniss  änderte  sich  seit  dem 
dreizehnten  Jahrhundert«  Es  erweiterten  nämlich  all« 
mäblig  einzelne  freie  oder  edle  ihre  macht  so  weit, 
dass  sie  über  ganze  Jandesbezirke  gleich  den  Rieb* 
Jern  zu  herrschen  an^ngea.  Man  nannte  sie  Haupt* 
linge^  Handingar,  Capitanei.,  und  ihre  Stellung 
Wurde  durchaus  der  der  freien  Herrn  gleich.  Seit'- 
c^m  erschienen  auch  diese  Häuptlinge  neben  den 
.Richtern  auf  den  Volksversammlungen ,  und  eben  sD 
trat  seit,  dtoser  zeit  der  Adel  immer  deutlicher  als 
ein  höher  geäditeter  stand  hervor,  in  den  versamm*- 
lungen  kleinerer  bezirke,,  wo  jeder  grundbe&»tzer 
^hne  ausnähme  gegenwärtig  war,  machte  man  einen 
unterschied  zwischen  edeln  und  unedeln,  und  setzte 
die  erstern  der  gemeinde  entgegen ^  obgleich  .man 
nur  einen  besdiluss,  der  ven  beiden  zusammen  ge- 
fasst  war,  für  einen  volksschluss.  ansah  i).  Eben 
so  wurden  von  nun  an  die  Edeln  auch  hie  und  da 
auf  den  allgemeinen  Versammlungen  besonders  be- 


i)  Dat  nacht  is  wrandesc  riacLt,  deer  da  eedlingim  »et  halb« 
Bct  mitta  elnentc  Co  haldcn  triich  landes  reed.  UicBTHOTfei«  s. 
43S.  z.  iO.  Dag  reckt  ist  weltliches  recht,  dag  die  edeln  ^e^ 
setzt  haben  mit  der  gemeinde,  za  halten  nach  lande«  rath. 


Auaösnng  der  HeraogiyiBftW.    §.  98.    195 

«annt  1)9  ^i®  2.  b.  in  dem  l^rmstanier  sendhrii^e 
yöm  jähre  1925  2).  Doch  erhielten  erst  im  fun&ehn- 
ten  lahrhundeH  die  H&uptHnge  eine  solche  slettnBg;, 
dass  sie  regelmfissig  neben  den  Richtern  angeführt 
werden  mnssten.  Noch  in  den  jähren  1388,  1392 
lind  1396  schlössen  allein  die  Prälaten,  Grietman- 
nen  und  AUfrichter  von  Ostergo  und  Westetgo  friede 
mit  dem  Bairischen  Herzoge  Albrecht  3),  und  die- 
selben stellten  ihm  im  j.  1398  sammt  der  gemeinde 
den  hnldigungsrevers  ans  4), 

Nachrichten,  welche  erst  ans  dem  sechzehn* 
ten  Jahrhundert  herr&hren)  belehren  nns,  dass  al«- 
1er  Vorzug  des  Adels  im  freien  Friesland  nur  auf 
dieser  Stellung  der  Häuptlinge  als  erblicher  be- 
herrscher  kleiner  districte  beruhte.  Noch  im  j.  1683 
sprach  man  den  Edellenten,  welche  keine  Herrschaf- 
ten mit  geriohtsbarkett  hatten,  die  eigensohaft  von 
Häuptlingen  und  jeden  vorzug  vor  andern^  freien 
grundbesitzem,  den  Etgenerfden,  ab  5). 

Aus  dem  allen  erkennt  man,  dass  den  Friesischen 
Versammlungen  zu  Upstallbom  gans&  dieselben  prin- 
eipien  zum  gnmde  lagen,  wie  den  Reichs**  und  Pro- 
vinzialverssmmlongen  im  fibrigen  Deutschland.  Aber 
freilich  »nssten  diese  principien  in  der  ausfährung 
eine  ganz   abweichende  gestalt   amiehmen,   da  die 


f)  Das  „elingze"  in.ileiii  FriMiscfacn  (exte  «ler  leg.  Upstallb. 
gehört  nickt  hieher.     RidrrHoVEN  alirries.  wörterbach  f.  705. 

S)    BitSTvovBii  Frie«.  reehtsqu.  s.  W3L  i.  SSO. 

3)  Urk.  bei  Scpwaiitzeiibeag  groot  plaeaat-ea  charterbook  I, 
247.  251.  2ö8. 

4)       ScHWARTZENBEaG    I,    284. 

S)    WiAKi>A  Oatfries.  geschickte  i,  288  not.  £$. 
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Tcifasstfiig  tiii^  gosdilcfate  des  freien  Frtesla^d^  ihre 
gttbz  eigenthümliche  ehimokelung  hatte.  Sobald  iiv- 
^Bsen  jene  besondepheiten  des'landes  —  republi» 
kanische  Terfassung  und  nuangel  enies  tnächtigeia 
Adels  —  aufhörten,  iwnssle  die  fernere  entwickelnng 
seiner  VolksTersammlungen  aBch  in  dieselbe  bahn 
gelenkt  werden,*  auf  welcher  sie  sich'  in  den  übriv 
gen  Dentsehen  territorien  befand» .  In  wie  weit  dieses 
wirklich  geschah,  wird  sich  in  der  folge/zeigen. 


RE  S  ÜL  TAT  E. 

57«  Das  grosse  Interregnnin  $ .  Welches  iwieh 
dem  niitergange-,  desL  Hohdn^tatifiscbän  gescblecht^ 
eintrat^  kann  man  als  .  dßnijz^itt^unkt  ansehn,  wo 
die  letzten  spm^en.  del?  altedi  Nationalhers^ibfimer 
verschwanden«  Statt  dessen  standen  eitie  n^enge 
einzelner.  Landesherrsehaften  von  sehr  verschiede 
nem  lunfeuige,  und.  eben  so  verschiedenen :  namen 
neben  ein^r  nicht .  gelingen  anzahl  rcipubtikai^isöh 
organisirter  Reichsstädte.  Die  letztem  kramen  iüH 
dessen  hier  nicht  weiteren  betrflch^,  da  die  g^ 
schichte  der  Deutschen  Reichstage  sich  fortan  ganz 
von  der  der  Landtage  scheidet,  lieber  die  einzel- 
nen territorien  herrschten  theito  geistliche  W4hlfilr- 
sten,  theils  weltliche  Landesherrn. 

Unter  den  Fürsten  waren  nun  aber  einige  in 
der  läge,  dass  sie  sich  geradezu  als  nachfolger  der 
alten  Herzoge  ansehen  konnten.  Ihre  würde  sc)iien 
es  also  mit  sich  zu  bringen,    dass  sie, über  mehrere 


gel  alle,  welche  den  Herzogs-  un^ M^kgr^fieMiäMI 
fölii^cpi   3leul}|itte»{cWtt0)ß  4ii9vf»c]|«9  J^^tiijiillyer- 

sm^  M^ ;  i^ctfi.  .4^1»^  der  T^effltoA^r-  4e»  mst^auMem 

9iimk  ian^:  gfd^^9  .dta.ffS^bm  Bi^chovei  adUeä 

siim  0ci?Q..wo«bai* ;  i}|ijde;<A]iest  :4az^^eoht^  ^a^idev 

Kiujiic:  hiit  g^Q  (gfigieQJ  ji<9Ai   die  fibe^  Hone^  aidkt 

saoQhept,  daz^sell^  re«l{t>bmti'4le  X^n  £ui:3ten 

gdsk^m^-  die  ire  Elove  ffieht ;£^«palißni;     Dfe  j?e(^ 

faani;  aU^  di^  lieifü  FQrfitiiii'  die^  mt  r^bfd  Hof  j^ 

bie^t     El»  Leiea  Füfai^  nmc;  d^i^  fmdeüQf  Leieii 

FfirsiteB  x^ißt^mtimsk&Bk  iioy<e  geMCSenv  ob  er  (it^emi 

dieser.)  d^z,  s^lbe  reobt^b^^^  4|i9/^rroltcb.  Htvfe  ge^ 

hißMt  lyuiK.    m00Yh<i|  er  Aber  :d^s  :re<5ht^  Mbhti 

unde  >biat  €0*  b^0.iQidf$  .istQ(0;  injsinemilBAdes/^i! 

DiooE  wU  n^ßbü^  .«neB^JQof  9«^bpii.>3;  Hin  reafalihtal 

sie    nplip  Qri(>¥e|ftt.;jDAdi  iifid^e  '¥irN^^  (fv^ieirUeim^ 

ande  umbe  Dienstnianli ,    die   bürg^riUBd  9(b^te{Aniito 

laude»  l|iial,r«9de  baut  dif  ab6ir/4i»der<:gaot^  dai^iinde, 

w  si^t  fi^Mief^da^  ai4ii  Ho^:ti«bt>z^,jred^ 

^hen^    imde;;a^t  si  iiM(t  «69ez€»i  In  JQialsebieif:ia&- 

len^;  0i^r   ^d  Bi  Wßt::«^  yfft«ige$<ez^kif,  daaiid 

lea  Qof  luebigerjolehen'  m^^<^.;bt;>9Qt^t  tage^:  j» 

iBt  deps  Hoy^^iBpit  rechte  If^^  at  aulleti>  Aber»  dar 

Bilden  ir  inboren  Dieustmanj    der  sol  tut  in  da  lo- 

en,    das   er  stftte  balde,    al$  verre  (fern)  als. er 
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Disi^  yetfäsä^  tieftet«  i^i^lla*  h»t''dab«i  unmi^l^ 
zÜYiädfst  fiäii^^fa,  elWft'M^  BffhiAeil-  nai  ^Btt^Mt 
bn  ä«ge  g^h^bt  Seine  <  ie^s&äkhUi^  «^te»«f  i  «kbft  12^«' 
nächst  nxk/Ae  be^hräibnirgidesfOilfie^y'^^ii  <lef  4[a«- 
nig  gebietet,  und  er  betraclA^I  detf ISbf ^  #(^M(eti 
eiii'  F^bt'fcäly  oflFilifb«^  sisi  yfi  1^^  od^  ab- 

bilde etned  "Kdui^eheii  H«(fes;  '  Dais  ^igdritllüihliMA^ 
des^Üofeifilidet  «^  darluV  daiis^^FfliPi^t^ii!»  i^  <ädiilj^l(^ 
beti  ^geladen  werdM  kSniiißti,  ^nnd  'ifil^i^üplt  il^^lif 
er' die^flic^^/  det  Mnlad^g^-Stt^  felg^b*  t^ii'  d^  t^ 
fejtz»  von  Ziatfäesherrsdl^fteb,  Wtf  StS^dn  iitld^b^- 
gen,:  abhängig.  'Fertiet'  gfibt  'er'>2)ii*«rkeaneiiV  -ätiBH 
i^  eimrk  sofoh^hr  Höfe  »IMidt^h^  dtiig^-^  vel^äWdtet 
«iid  baschlÖ9i9en '2^  Werden- {pflegen  ^  «n^  d^i^*aWh 
der,  weichet  äM»  ehtschuldigend^n  iiraaehen^^irtehf 
erschüenen  warV'^esed  bes<lhlfts8eh  ühferMrörfen  isfl 
Vor  iiUem  aber^  \^ib  -öl'  s^tir  ^§bl^'  d^ss'dte^^ 
il3cHt ,  Hbf  tn  ^  gebi^ti^A ,  Hekr '  vielen  Läfidissli^rt^ 
nicht  tUBtand^  In  d^  <h^  fehfti^  es  d^n  ilieifiten 
geiskltehen  Fiij'stett^  -  Hiüä  miet^  den  'Weltlichen  liMw 
desherm  deü  meisten  Ordfeii^  WoA  ohtie  ausnähme 
<den'ifireieff  Üetrtii  ]  >      '-'*    .n. ..>::..}»  •      -.vi,',  r  '.!^'... 

:.!  5&  '  Die  läge  «eiser  D^efti  «PgrefenWäi^  dUi^ 
die  anfltVsung  dcb^flensogthüiiie^  ^^ine  lielii^  'elgefi^ 
thüihücliie  ^wotAeH.  ^t  «läiteh  keinen  (^eteta  ^vtriä 
keiaeh  auftehet!  mehr^  lals  dais  ßeicb>  diiid»  d6<4 
war  :d(esel^  i jef^t  viel  %W  (Schwach,'  um^  iWheri  seh««^ 
gegen   mächtige  mieblb!^h  ^sra  ^  ge WShren  i  und  ^  ^ren 

I)  "  SchW&b.   landr.    tÄ,  Wackernagel  c-  lllS.     Bei  'Lassberg  c. 
150  ist  in  anfange  der  ismii  eotsteUt.  -fieiSEneKfinBERG^ist  ese.'fS* 
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faUea  «ftiHreiMiiaerf  .cfaiüali  km  ;*«k  i  VaOends 
w«r  eft  Ks  Mlrira^  nni  die  uterdimieii  gegm^dieM 
MwJwmJgjisttnj  sa  sfchilM»,  lOnd  4fo  ReidiVTeiw 

iuihuigi  fvar  z«  f^roBs^  «m  si«k  mh  dar  angpele* 
dies^  UÜikJBti  Ifiadohen  sa  beaohliftigen.  • 

üKfto»  kl.dieMii'  territoftaa  dte  imifaiig  deral* 
tM  ^nifeatphengel  erhalleii.  g^weaen^  m  LSoatd 
auHk  iiira  erkraiMii  daal.  dfe  GüafeMii^e  Mer  die 
Mille  4er  Hefiege.  pmoaamn.\  Dlcü  Moheinl.  jedoch 
MMfedeateM  /aidilbaUgemeiit  .ieir  ifdll  gettrep^  aa 
^äi.  :.W]r  fiadte  (MMoh  ^ei*  »oHidwitg  jter  Her* 
Mgüi^^r  \  U  mdkteren'  sekUur  Hnder  *  Velk^ 
vetaainnliuigen  iitite«.  der  :.  bfiEeiDhaiMig:.  Akrd#e^ 
Landdinge^  LeeÜiege»  .  Londlldingb^  *  LaaHgeriohte 
wsi  iidbffjtiy  waWie  offmber  ab  ohaiale:  gtrichte 
des  limdes^'aaAcflrteil,  ^'^om  .iinneaä  .abectMaii^  seht 
aehwer  XU  eegetf  ist^  .  in . .iv^ekker  besielmiig«.  sie  su 
d^  lateia  getiehl8f0i&lmig  itenden.  Dar  Sebwa- 
beMfiegU  apiidk  .Yba-jitaiea  in:aiBemveia^^  welohe 
keinem  zweifei  mum  läset y. Ideen  .erwalirs'  Ghrafim* 
dinge  imhuane  tmü  i  »^Wir  gebielsa  bni>:nnnrdr  ««walt 
rrtinb.  Inisnklan  .aiifciden  iwulon  argend!  änen  Kaiser« 
Uekea.geselnes  .«r^IiaUnn^  Hentt^.jdie  :LaaA-Te(tndfaig 
netten  >gnfaintenf  intf .  ddb  dändie ,  >  -ddssosie  4^  dreimid 
hallen  ini.dcmjidire^  und  .  stände  dda  Jamd  so  na» 
friiMEcli;  «ad  nolfibel^  .so^  mi^  man  es  gehiMM  mit 
reditiunt/iskveLitionalf^  Alle,  die^  anücfae-iii  seinem 
gmfchteitfilienyi^eolleni  aeii  I/aadiageding* .besuchen) 
welche  gfkterSnijsciae^  gerichtet  Jmiben)  6der  mit  hause 
in  seinein  geridtte^ehzcäk^sofeta  sie  zu  ihren  tagen 
gekommen  idnd,  w  24.  jahiriBn"'  i).   .    < 


— »-^  l':-'.-    '.'     .ii    ,•.•■*•      ;     »  / 
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4^  :6reiii jii^^  i^Manäy  Vor  .w«lbhen  ¥bffa^:rit 
iPk»^^  im  j.«li24£  defe  kirdkelStj'BlasiiirsHi/Nordheiiii 
didrJhr}  ve«kaii£leB  beintsmageD  »fibefgaki  v/^Ajpfihneii 
wäccm  noinles  ^pMe^y  twMegi  ei  ebinmiaküi  pöpmkm, 
nobües  :etriurffänaes  eii'pMei 'gef;eim'SAl^  '.  Da6  eilte 
4arttetep  iirar !  das.  >  LahdgeiSdbt  *  ^  am£:  -.  dett  L^neliergb 
bei  Göftingea)  .welcftes  über  düe  BtttemDbaftr^viriiteti^, 
peioliohe  saphe»:  bfehaoideile^  Qndj'btecfcw«rdtft.'gcfge|i 
urtfaeile  FürsUacherrbieaniaB  (aiinabm^)».  1  A«f  ährilW 
tJbte  weise  wird  idBas'^oifcnebexi  ideai  gri^diebeiil«»!! 
weltltoben  Greaste:  :geBaimt  atif .  eiiHsr' veiwiiiJilkni^ 
det  FViesisefara  ibezicke  <rom  Enisgvii  -«Ml  NenleHs 
Widcdie.  Itaii/|.  läBS*.  gdukken  /imrde,  um  nnt'  der^alaA 
Bremen  frieden  zu  stiften  ^).  ( Fei»ev  geliöi«i»^^MJiii 
^\^MeiAmstkäk\  prvtihciäiiit  j9fttfatt»v<i>ckar  LancUinge 
zu' Sfkdlen;^ 'Kalaiitz'  vod-^Dblilebb.  HHieri«rerd^ 
genc^aBi^h,  nut:  Herrn»  imd' '  fHttei^  ^f '  isatTG^l .  tifltiilr 
■den  anvi^eaeBd«ni:2ddgen:j  als  nater  dwMb;  «welidie 
4ortr¥eli^i»dell^^  täiisdiriickliidiiigenabi^.  .^-^Sliistlieb^ 
treKen  seltea- aiifk  i  iZniiSk^eii  ,eiweheiati^«r  ivR  if- 
1321^' der  SiteboIßmiiiSSraoiilb^ 
dfer  ab  Kati|eifi6teh:  Ricbter  iilngiitj    attcBD  dt0id^'^ 


1^^.;  «»f,^äh|jf,„  j(>vei /'dieser  l*lacila,  uad:,  Deopt,.  a^£„^&ip  i^nea 
zi|  S)cölcn;^rQJzi;t^ii,.¥iofi>,4<lt*U  »l»f.,di?w,lln4«;fW...f^iK^lfl^5^,;dÄp# 
Biijggrafea  (j^praefecliis  d,^  U4pij!,..dq  HcMjf?;  un+i4*ij.C»<^:.»PÄ 
neun  andre  von  Adel.     S<^^tk£S|^  4  J^siq  ^  i1^^-,  1    il>:a    ».  ;i> 


.»» 
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.«knof  orki:  AMgefi»i^ig^!iJiMd  ..do^hnlb   «teha   geMi- 
«b^r  9U*4  «PienitwiiiMifflia  Je».  Btecbofe   ooler    den 
fffmgrteJ.). i   Oagtgw;.«!^  io   ein^c»  urkianle.  vom 
|4  1220.)  ein.  \9^i<NililiBJi:.iSiUtten    ^rtllfiMv•  H'Q  «m- 
Jter  4aii(Z0iigW/eJiii;rM^t  ^n  SUiti^.  itieltoiobt  ak 
MhroibeR«  .de»>»iKetl«bia9.  .•nifkoiilint.^)«  ;  J^^f  eUimi 
^fmiwiUk plamMm  der  SsllidheaAlirkt  welches  lAwdr 
«ral  l4idil%  voA  Xbibriogaii.  :fur  :«Aittm .  iw^^a»  de« 
JMasbgrafiiA  lMnin<dt  m  >  4%9<  hic^ai  tr^^A  «war 
^siU^h^tM  Am  fteriiaAdUmee»  »uf ,  aber  ate  »a- 
«ea;  Y«evd^n  («wrilerm  miA' Mit^ ijsmmßli  3)* .    Die 
^kmipp^r0äßn  .elM»r;ne«A  «or  ivi0bia:imdeftn:aiibe)- 
»«ütetea  aimrM«|QdeQ;.ifeiißQMnk:  %eri.cliiia0..4)eweaeii3 
idaniiber  .«fffabren  .wir«  aiidtts.  .» i»i$ß  üm^*  PJmt^ 
«dbfeint.taioh'/jedartb  anu)  .üuC, «eiAe«  .Jüein^n  disiritf 
idarJllltokiMtiiaaettilteafV^imiMt^  lIlapMU  dit 
«enaMUiea  dwi/pnM  miyt  gnüid»  fiür;  äieAMstimn  der 
MaprMslfcboASTbwiinyaeli^  der 

IMordtbiwnBMrtdianiiw  ßüdljhwbigiiobeii  mA  Mei^api^ 

:)ir  ..)594ii  jD#t)gl€ti«lwf  l^iidsenebte;  Tiiii$at#ii  MejbvArr 

nehmlich  in  den  läad(9ilf  bildm>(Ui.  ivi^Mien:  di^  Bitm 
Gu&ebi£tM$§engb)ii  v^^br  .]^«irri$Mnr  «r^reo ,:  /isumal 

tr;-,-l  •>.:  i  )  .'•iO.»   ;•":  ^J-j  J    .'»r  . ,-;  .i»!  .rj.  /  ,  I,,.     ,    «  x   .,■     j 
-ifnü'    •:'.7      li;     ,il'>fl'>:i).i  >'  •     .    ;•    ,.i  -    ^j:'«*'  •!    '     .. 

3)  Daselbst  %  175. 

4)  EiCBHOKN  st.  u.  rccbtsgesch.  5,  76.  §;.  ^9,  ^Miii^.   ,. 


IM    H.  Die  PravioibilraMtlinttiiU  l»^z.  Ute/regDt 

dann^  weaui  deir  Ikndetlberr  söhie  biMdtzmgen  alt 
iiifiiill^  ätis  erofreetHiged!,  pfanäsehnfti^,  ekig4»öge- 
uneo;  leimen,  kaufen"«!.  «.  w;  züsaiMwenhl^acMB. 
^ohon  der  utostand , -  d^ss  «r  über  bMtilkw«rden  ifge^ 
geti  seine  angestdik^n  'riäiter-  av  nrlteilm  *  batl^ 
veranlasi»tiß  eine  s^h^  verdamttilMg ,  weÜehtt  nkbt 
bloss  tielin-  oder  RittergMoht  'wav,  weil  *4b«vlmii^ 
noch  der  gptindsatz  besllind'^  dass  g^msse- dhnge  ik 
voller  versamaihiBg  Alter  ffeftMUM^^mien^  mmmimt. 
Dass  auf  ibiieh  dIO'>^Rttters0haft  >4eii^  landes  «€!«• 
überwiegende^  Stellung^  «»rhtelt,  war  iiaoh  dien  «mr 
Ständen  zu  erwarten;  -Das  Vorbild  der-  Häftago  balle 
hierauf 'tieUeiolkt'  eben  'soi  gtosseüf'^iafiMsy-als^inie 
^liis^tt«,  welche ^eii-.bauemiiiid  bflrgen  «tufti  ger 
stattete^  nebM  den  odetn^  steh« '  nieiier  to^setMou 
Selbst^  in  lerrkorieii^  'derbn  bcurfteep  iUet elgMüdba 
Landesbohetf  ifl  aiisiHm^h  nebmeii  konnten, '  erliieil 
das  oberste  geridhi  des  landeflP'dieM'fofni.  •  >^!^ in 
äer  Abtei  SonineiAntfrg  imHBislhum  Ti^iMt.'»  Hier 
)iks  sich  Bis<diof  Salome^  Vistt  frient-  Im  j^liBO  «h 
weisthum  über  seine  Mehte  a»  devi  AbCeÜ  gete»  in« 
der  Äbtissin,  ^  dem  Cont«»te  vmi  den  h^im*  nmi, 
Dienstma^nen  der  Kilostörs;'  Von '  addern' ian weseii*^ 
den  ist  nicht  die  rede  i).  Dasselbe  verfahl^tt  Wiob. 
derhrftr  Bischof  iKoiiräd'  itn  j;  19M',  '^s^  einb^  neue 
Afottssfkk  gewählt  Werdidti  sölüe  3).'  '    • 

"  Wai^n  abei<  solöbe  Lanäg^richte  elnnaliVoiSiahr 
den,  so  stand  nichts  im  wege,  dass  sie  auch  in  andern 
angelegenheiten ,  als  in  gerichtlichen,  als  Versamm- 
lung des  laqdes  thätig  wurden«     Yqi^  deq  9f^isspi- 


1)  Urk,  bei  T.  IlontfÄ^m  gedcbiclite  Von  Tirol  'S;  tM>ir  f. 

2)  Daselbst  «.  188  f/ 


/  • 


mkek  IiWAMng«i'Ml>eii  wir  ettfff»  wMMMlmi^  mtk 
Mmh  dtoti Obervorgdit  '^Za  KotaMi  Mhni  Mavkgttf 
Dietfkili  Im  jAr^  190i  4ieüMi/  a^fefidlene  Sdml» 
¥0816»  ftk^  das  KtedorltilsiMsbh«^  KlMter  BoNifaiek 
ki>bMfK  iMd  «rteete  «bie  'nalivraclHiiig  laNr  nt«# 

tMti^Mk  -mr» ümB '  huMUmg  »te»  den  fedchtsf^ 
IMTk^Mmr  se  gMwiftleviMii«iMil%eA  farfafllHriieii 
wifttiütflittMg  ^bifag^n;  '  indiMweii  war  ianiah  ibcrt 
haaptttwh'^kahie  ?^MIftri^gtflMMliitthms,  aö  Ueinsia 
bala  '»og«e,  auf  getk^iiMk»  wMm^ätmig&m^  Met 
aafiii'fliaraitfdie  bahaiidlling  baaldninitar  gafnwMaie 
i^etabviaiki.  iBasri^aaireoht  tm  Dreattey  ainer 
)N«vitta';de»  6tifts  Utvaell«,  Vom  jüm  14IS  enthttk 
noch  die  baiMMmaiigt  >Wftr».''ed  aaohe^  dasa:  da4 
getiiatei  iaad  mit  ebMUidar^aa  apveabea  »hMle'  von 
wvkeoij  dte'>dib  liaidbeilllH^  Midag/daa  fe* 
aieiM  'iMd'beaoliHeMßvt  iusaMinaaBaktoMieii^  bei 
äiflHMP  pöa^  dIe'flilediaFaaf  aetMOf^  vad  efaieabahan 
Mtb  Ott  hikek.  G/k^h0  hi^ 
aarn  '^^aiUade  ^abigaiüaml-,  «o  'waft^ea  deren  be» 
aiUMLiape  ^eiUllQMsa  toV'  eülbrdeni  -mktmen  ii> 


I)    LüBiTi«  veli^iae  mwmaevipt  i,  t<l.  iro.  7.  a. 

9)  lo^den  eertten  soe  ys  eca  oldt  laadtrccht  emdm  f ewaenle  i« 
4eii  laude  Tau  Prenthe^  weert  sake  dat^et  gemeiie  landt  myt  maU 
«•Wanfaiereii  tktf'sprekeA'htf^df^iJ  VHa  sdJten;  JTie  dM  lande  aii  tüt^ 
reott^H^re^^tf,  sotf  macti  'd'al  ^emene^  ltfii9l'l«ifeltoe#c»r  liy  miielcätl^ 
deren  tho  komen  by  ene  pene  die  sy  diaer  np  aetten ,  ende'  e^ 
liagelsprake  (wakf  •ltitr''ha^e  üpi^^e)'^«  Uoldeiif  end^'  des  g^ly- 
cKes'Melik'  d^isp»^  ^  e]<jk  k(!i^^eI'^de''elcV'h<iMcft^  w^koeren 
l>y  beiii  bfciri^''  C^bsamMd«  ti'o  kdttictf  öiH  'lioer '  uranik  hi  IteHck  - 
ten,  -Ug'  eidii;'ende  ifiedtV^Loy-end»  lioiat  Ihb  B\eTt^<Nie,'  ende 
Anffm  ttiöediici^e^''  tte»  ttdibi' itcUt  "yv  ^n'^d^  Uihde  itedii -in  hd«)r 


186    IL^  IHe  PffOffiiiäalTersimiml»  I^miivftiMp^gn. 

fite  donf^ritiite  iirSBldei^vund  O0stmQh,hfittmjbi8[k 
jd«»  irortge  ^riMmdecl  Mb  Bb^-Tt&An^ii))  «^ 

ub^vlMWr  d^rsidyben.  be«lpfi^  iw«rd^  <  Di^t^btimkr 
von  SeipncfilMieg  beriodi :  sifihl  im  ji  i  3208  mt  jtibtnjclAil 

hHi:liabto;ffit gfimhli«it00njsehm})  obfes^ wwMsfidiw 
fi»l»t,i  idtii^  bkte.ider!tlU(M4arlba«fer|)i  um^J^ibtörangi  Aivl 
4o0fellsflreQlitditi|am^iiz»g€il>ci«r  ?^^  «fnd 

die '  Di^sistleitte  •  •  leribtöi^ n  $ :  d^s : .  onacht^  fßEr  «er  \  t8o|AM> 
dus^  sdlbfi«  weldk^het  ifeilmr  Js^.ifitfrscb^^  ii4d 
die ';A)b(iäsiift  'leittfjs^.'dAsselb^^^s  ftia<iiHident')|iuidi'  dtf 
fiiBcbof; fe^eine  :ge»eboiigaJlg/ert^c»lt ;fh«Ma* '  -  [.   (;...<; 

i  N'  Wie : I esi  ^slobrf fade«»»! fliMib'inHi.'^^^  I^md^ 
ri^tiia[> yerbdlleii  b»fae]i:;i9ilg;  i<d[6r«lti>dk^',auflQ«^^ 

iidcfir  HeraQgtb&iii&r(fiiiiir''<dden;' J^^iHdiyivHii^  Judiiw 
i}«ii«is9l»Sokte;e!geirflMvia  'Idiaitooda/^el^t«  .f  Stetfb 
fi$ifet)ged)  .reob(iisgimiideKt^^»9,;j^d)  naiob. )d<»l:  iiwaifihi 
jener  ii«i^^c)W)dar9n  <»ie  jlRndüfiiiüiden  '^ütikfin;;aii;  dtt 
Jliitmifciiitgi,  ä&fhKÜibi  xmA  wiHto;jdtojyolfe%9j9id>ifi«r 
den,  in  denen  es  bis  dahin  die  Herzoge  gewesen, 
und  die  grösseren  Fürsten  noch  waren.    Man  durfte 

ü'    '  »'•  ....■,'  ,.■    >1.;"i      i8r  •:'.  ij.»    };,i,v    .; »  ,     ..     ,<  ^    ;j  .    • .-.  •     :  ■!     »»       ^  Ir 
li..'i    .''.I  j  -ri!     »:;     "  •;»    •.     .  .•     i  '  ;;>    »       , .-       •jm'Jui';    .u  f    ••.in,;   f  [/ 

,iX    Wörtlich i  .Ifgi^ipi^  ^l^i^a.,.,ec^|c.Dipgc^,.,  ,.  •  ,,  ,^  ,,  ,,     „j 

Wliwi>«f  frwjlkf-  tffEK-f'^h^'^^^^m  «W^:  .Tf;3i4'^^l?l  JW..t 


-HJjIsoichitniiiiiMton^ifOTBaaMdhng  Imi^kMi 

Uvea  fauiMki:  «ireiMnBtake»  .^Onlte,  ioad  te'  loonnte 
andU  I «oUt'flMen  Mift^  al8(  •  daM.  ia  dklsdii' '  inMi> 
4amiil«ieMi  diib  mMdigitm  odYvondlfQBlMi  dei 
la^dgM  ekitt  flhalulbi^Bsv^mdig'  bthonpfetcta^/U»  atf 
dttii'  Hofiiediii  dar  t  «rtaMA .  Füratefi« .  Seltfae  iMv 
«MMiüfintpeA  ftanilfiLtaiaD/iiMiü.als  «tita«  nevM  «Mi 
!riteiiArte9:!b9iracliti!B«f  «Mleni  letfglMbialai.die.  aik» 
iwliidlms-itidteg>s^nd»ätMe»  ittn:  atttrdiiilf  di^T6ii. 

rJoifderlhat.  M'dcv.gnindsalfti.  daM  kakiiXaiM 
dt^Klttor  i&  gaiiriateni.fiilknfioliDe  <irti  hitfadar.  erton 
BMriaa^ilnteai'titedelli  dftrfe^ . fai^  znrei  4iek*nnt4tt  iittd 
ib  ider  «eteUelUe  idttriliMMSide lieft  iriiiinrkrtliMi 
Steiah^satüttRi-aiiCt  das  deadioksle^iaiiagMpiiachMi 
Dasr  «kit^.iTon  ^dtehimHacMal  uAunihi.  die  .kllda^Nni 
FiirsiMi  vfiiranlaiftst  iwdidiBi^«(«ttni;  >von  dflnlm:  naifr 
ebe Mfignng IftUcU ttagtoäi^  flu»  ileiie  strifamg  MtioU 
ner  mowtechnlniiteli  htfrraUiaft  aaibaMitzaiib  MiMail 
konnte  dies  in  Wahrheit  denen  ItainkiFirafghn^ 
«Fdoto'  tfm  l>nhnd%aii  «MthlAehtatei.hferatoiiinten, 
ii«d.:ill]i!et)&$»]toiH:l'Ohna(iem  iBttehianLaazinififaiheoi 
iM^i^lihit  «hatteaii  <Jbre  :iktidk:  beälarideii  i^aunbditt 
gtoCMeMtbeHa; .  aiib  4  tiMMfisiltanh  deffirfgientiidcil 
harne«,,  imd  ihre*  inlbr^ebeBoii  wdote/rvieUäichl)  olvw 
Auaaahti«  ItteMtimEiaiitav:  üigeais  ;4eiil6*  uiid  HMga^ 
d^tusn«  »ie ;  ;gtaubtdn  i  >  Indbedidgt /  gebieten  u  zni  küOium» 
Auf  einem  Reichstage  zu  Worms  im  j.  1231  wurde 
daher  die  frage  aufgeworfen:  ob  ein  Landesherr 
liÄiö  VfeTöraÄtiü'g'eu  un4  neue  'Vichtö' scliafife'n  iönhe- 
ohne  die  besten  und  gewalt^n^  loiiai^de  T^ii^i^e- 
hen '{    ILöntg  H^inn/ob^  tb^t  ß^^  ns^  ißu^,  urtl^cUe 


W8    .R*  Die  Ihrovui^plfOTiiiniid.  l|;m4Uleiiregn. 

iie&  BeiohcftigeB  idefaiantepvmii:  •dass  .w«ter/Ffii«tte 
m»M  aiMcre.diesnvevivögtei^)  wtiiD^sie  üiMoi Vorher 
die  bißistimkiiiingciidto.iliesfiem  «mli /mlehligeni  >'atti 
]«idet)epläDgt.hälteBl'i)ci  Dastandra  ^caetiif  wekhes 
itierben  ^ehdvt)  war.  dcribi^kaMite  iimdiiieil»,  w^ 
ohettliRfidolf  YoaiHblnibiirg^iiii  jidire  1387  ibu  6^d»t 
anfrichtetec,  und  -^j  wefehem^  ipiebleiilMb'  »Uestiai^ 
taumgen  des  .Iatidfiitdteiai»uvonrl28fr::frfbder|iolt 
^«n. '  £v  lacUiesfiit  mit  den  -woirten::  i^aa  iHuAi 
£arste  eder  die:  IjandMixen  Jb.'inae.  *ltade  :i^^^^ 
Hetrep  rale  aekaent  .iinä^  macheat  diesem  Lantfridan 
flu  bem&tnnge  und  eli  inestaMuige,  da2r  ibugfcn  si 
woltuB^  und  ^daiaiitte  'brechen,  aiedaa  Landfirtdlb 
iiiht  ^)v  .  Dieiieii  zosaitz-  entfaielt  ksMer  dav  fpüiata 
faniifiriedeii  V  und  sie  koBRten  rifan  ntoolb  atobd  tenthat 
taa^  deim^u  draaeiieft  deF.fioheBstanftla'^mhte  die 
a«%ab69  den  'landfrieden  auaaijiihren^and'äafreefat 
flo  «erhaUeil^  'rn9c|i;'m€fat:an£ Latten  :Filr»tan)/  fiondern 
vonmgiTvreiBe  noeb  auf  der:  ymMMnug'  pöaaever 
pr<^inzen,  ;welcbeN  iuvtik  die  HafiiBigiB  aafredit  em 
hal^ 'Wurde  ^)t»  <  •.•.;.!.. 
,H  -iiDieae  Landk^rrn,  diaae  beafieii  and  micbt^ateii 
hn»  lande»  waxlnt  ireftieh  gana*  ändraia^^än  äleinfetn 
Bibdiixinem  mid  Grafsdlaftin^  als  da,  wo  HoftAg^ 
galiakeh  wurdeii^  denkte  jgaati  gBb  es  keine)  BM<AM| 
«ttd^Gtafeh^'Wdche  deai^liaiidtekerrh  imterwtnfeii 
«mren.  '  AUeiö  eis  tvatfia  ia^d»;  gr(toepa  territorien 
^fwändeniiigeiiieiii^ :  itelche  'kald  dito  'Hoftagen^  eine 

t                                    #?•♦                                         3                                            k'                                          '' 
f            •  ,           •          •                I            •           (•                      •«,'*            t«              .'•1^.         •••                     «•',                      ■' 
.!..•(•  i."        I         «i  >ll(  ...         '•  •»  »'•       '■        •  •        • *• 


I)  ,.  -1-  nisi  melioram  et  vajorm|i  terrae  conseosiis  primitiis  Jkl- 
iicatar.     Pbktz  nionaiQ.  Geriq. .  bist.  4,  ,20d. 
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gansft  andere  gestalt  gaben ,  Und  itwar  In  der  aft| 
dass  dieselben  den  Tersanindongen  der  GriMwen  in 
den  kleinem  territotien  durcbana  tfinlich  Wurden. 
Die  richtige  wfirdigaitg  dieser  vertndenuigen  ist  fikr 
die  geschieht^  der  volksvertretong,  Und  insbeson* 
dere  fiir  die  entstebungsgeschichte  der  Landstände 
in  Dentscbland  von  der  grttssten  wichti|^eit  Ibrer 
scbildemng  ist  das  fdgende  bneb  gewidmet 
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DIE  rANDES-VERSAMMLUNGEN 

m  DEM  JAHRHUNDERT 

NACH    DEM    INTERREGNUM. 


CO.  Verwandlung  der  Hoflage  in  ftiUertage. 

Prälaten.  61.  Enlfernnng  der  Laiea  ?o«  dtm  Biteli^ra- 
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Herrenstand.  -^    67.  Die  Burggrafen  nnd  Borgrigte. 

Der  dritte  Stand.  68*  Die  BurgMannea.  —  69.  Die 
hervortretende  bedetttMimkeit  der  Städte. 

Wirksamkeit  der  Rittertage.     70.  Ucbersicht. 

Gerichtsbarkeit  71.  Bildung  stehender  Gerichte.  -~ 
72.  Fortdauernde  rechtspflege  der  Landeiteraannlnngen. 

Berathung  des  Landes.  75.  Bildung  Funtlieher  Bätbe. 
-—  74.  Fortdauernde  berathung  der  Landesrersammlungen.  — 
75.  Einflnss  derselben  auf  erbfolgestreitigkeiten.  — *  76.  Bei- 
spiele. Oestreich  und  Steiermark.  —  77.  Böhmen.  —  78.  Ti- 
rol. -^     79.  Thüringen.  —     80.    Mecklenburg.  —     81.  Holstein. 

Persönliche  leistungcn  der Unterthanen.  82.Allge- 
meines  yerbältniss  der  Rittertage  zur  bestenerung  des  landes.  — 
85.  Verhandlungen  über  die  rechtroftssigkeit  von  steuern.  — 
84.  Steuerbewiliigungen  durcb  die  einzelnen.  —  85.  Alter  der 
•chadlosbriefe. 


»   r 


V 


...     ,     I 


4 


*  T     ", 


't    .>     ..  *  •     i:  ■  •    : 


•'  I 


•.       if 


\    .      t 


t   . 


it«. 


I       ■  •  i  I 

- 1;   ^•  f   ...-) 


••.1 


•I 


*      .'1 


:i 


:  t      * .  •      I     0     .  -^   •  I  I  i  I 


•  * 


>  '      .    » 


t    I  ■  .»    ».   1 


.!• 


.    1 


J .. 


>-.:,      •• 


•      w 


j  ' 


{ 


4 


«   f« 


« 


^        .t    ' 


I  •  •. 


.     ■  ■ » • 


DRITTES  BtJCii: 


<  •• 


Dj£  tÄi?n:jES\nßiisAMMLüN(JiiN  IN  Dem  jahr- 

iäCJSDtlRT  N^(:H.  DEM  miEBEEO^ÜM. 


•  I  • 


.:  • 


60.  Die  ^rerändetutigeil  b  ^^l*  fbritl' €1«^)"  Landes- 
rersammhingeii^'  welche  ^€i^  «chla^n^  des  VölHgen 
mches  ankündigt,  Bestehen  im  ällgenMi'aen  däh'n, 
lass  mA  den  Hoftagen' ftiUettage  wufdeit^'odei*  mit 
ndeim  vrovtbtt^  ^i$b  anstatt  del*  'g^{Bt{i6h«n  tiiiii 
relüichen  Grossen  nnt'die^iftersoliaftj'  Väsalted  nricl 
)i6nstleiito  auf  dirnselben  efsohtenen. '  Die  geistlich-» 
eii  isohied  älsö  'ganz  von  densellyeH  dt»,  tind  ah 
le  stelle  de?  weklidieii  Carsten ,  trafen  und  Hemi 
*at  der  Adel  der<  ehifeehien  TetritoHen.  '  Die  ^äif 
er  Rittcfrtage  ist  ifii  'angemeindi  daä  jahrlmndeit 
ach  dem  Untergänge  der  Hoheni^tatifen ,  *£d«o  tinge- 
Ihr  die  zeit  ton  der  mitte  >  des- dteizetiriteii  bi§  imif 
itte  des  vierzehiiten  jahrhuhderts.  -  I>ie  kntiie  dattei- 
eser  gestaltun^  zeigt  schon,  dosB  sie  nnr  ein 
ergaa^  2n  emer^n'euto  "Ibrm'der  Lahdei^vertlamm- 
ig^n-  war^  «nd  in  der  that  se&iiesst  sieh  uüimttel- 
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bar  an  sie  die  bildnng  der  Landständischen  corpo« 
rationen  an. 

In  dieser  beziehung  findet  aber  eine  sehr  zu 
beachtende  Verschiedenheit  statt  zwischen  den  län- 
dem,  welche  Hoftage  gehabt  hatten,  und  den  klei- 
nem ländem,  in  denen  dies  nicht  der  fall  gewesen 
war.  In  den  l&ndern  der  erstem  art  nämlich  nimmt 
die  entwick^Iung  in  der  reg^l  einen  raschern  gang, 
und  es  lässt  sich  oft  sehr  deutlich  erkennen,  wie 
allmählig  die  eine  form  in  die  andre  übergeht.  Die 
neue  form  der  Landesversammlungen  tritt  anfangs 
unvollkommen  und  vorübergehend  auf,  nur  nach  und 
nach  wird  sie  fester  ausgebildet,  und  zu  einer  regel, 
die  keine  abweichung  mehr  duldet.  Im  laufe  des 
vierzehnten  Jahrhunderts  aber  wird  überall  in  die- 
sen ländem  die  Umgestaltung  der  Rittertage  in 
Landständische  Versammlungen  vollendet. -Dagegen 
erscheint  die  entwickelung  in  den  kleinem  läadem, 
welche ,  keine  Hoftoge :  hatten ,  langsamer.  Vor  dem 
anfaiige  d^s  fünfzehnten  Jahrhunderts'  findet  sich  in 
ihnen  gewöhnlich  keine  Iiaiidständische  Versammlung. 
Dann  aber  tritt  sie  mit  einemmale  vollendet  hervor, 
gewöhnlich  mit.  einem  wichtigen .  vertrage  zwischen 
Landesherm  und  Unterthanen,  oder  mit  einem  wich-^ 
tigen  stateereignisse ,  welches  sie  zu  erzeugen 
scheint  Indessen  ist  es  schwer  zu  sagen,  ob  diese 
Verschiedenheit  der  entwiekelung  Wirklich  stattge- 
funden hat,  oder  ob  sie  uns  nur  so  erscheint,  weil 
wir  aus  den  kleinern  ländefn  wenig  geiäiite  und  zu- 
verlässige nachrichten  besitzen,  die  zugleich  sehr 
hoch  hinauf  reichen.  Nach  der  beschaffenheit  uii- 
srer  gedruckten  quellen  lässt  sich  das  letztere  wohl 
denken.    Indessen  ist  auch  das  erstere  nicht  umnSg'- 
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lieh,  und  es  giebt  gcfinde  genug)  eine  solche , tliat- 
sache  zu  erklären.  Gerade  dieses  verhältpiss  hat 
am  meisten  eu  inrigiea  ansichtfsn.  über  die  eiitste- 
hungsgescbichte  der  Ls^ndstjlnde  9  xin,d  insbesondre 
fiber  die  wahre  beachaffenheit,  und  bedeutnng  der 
Rittertage j  geführt.         ,.   . 

Um  diese  tiehtig  zn  hevrtheilen,   muss  map  2a- 
erst  die  verAndemngen  betrachten,    welche  mit  je- 
dem der  beiden  stlUide,    den  geistlichem  nnd  welt- 
lichen iGrossen,  vor  sich  gingen,  und  dm-ch  welche 
die    Hoftage   ia    Rittertage    nnige^yandelt    wurden« 
Dann  erst  lässt  sich  an  der  Wirksamkeit  der  Ritter- 
tage nachweisen ; .  dass  sie  .wirklich  Landesversamm- 
lungen,  und  nicht  blpss  willk&rlichß  Zusammenkünfte 
von  mänoern  eines  einzelnen  .Standes  waren,   die 
nichts  weiter,    als  ihr  oder  ihres  Standes  interesse 
im  äuge  gehabt  bfitten« ,   Man  wird  aber  doch  auch 
nicht  übergehen:  k^nnCMI  9    dass  sie  aUerdii^  im  be- 
griffe standev»    eu  Versammlungen  von  der  letztern 
beschaffenhfdt  :aQ$3u«rteii; 


■  I   I « I 


DIE    PRAtATBN. 

61«  Im  vorhergehenden  bticl|e  ist  gezeigt  wor- 
den, wie  fast  fiberfdl  die  geistlichen,  Fürsten  sich 
illmählig  von  den  Provinzialversammlungen  zurück- 
sogen, und  selbständig  als  Landesherm  aufisutreten 
'ersuchten,  und  wie  ihnen  dies  hier  mehr,  dort 
/eniger  gelang.  Aber  auch  innerhalb  ihrer  Territo- 
ien  waren  sie  schon. seit  geraumet^  ^eit  bemüht  ge- 
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we$en,    den  weltlichen  sffinden   ttiren  eiiiflttss   211 
entziehen.  -''■ 

Eh  war  ein  uralter  gniiidsatts  der  Chrisdichen 
Kirche,  dassdie  Bfschöfe  Von  def  g^istllckkeit  und 
dem  ^olke  gewählt  würden.  Die  austlbnng  dieser 
wähl  fiel  um  die  zeit,  von  welcher  hier  die  i^da 
ist,  begretffieher  weise  deh  vornehmsten  unter'  bei- 
dein  stände^,'  den  Prfilaten  öder  dem  Kapitd  und 
der  Ritterschaft,  den  Dienstmannen 'des  Stiftes,« zu; 
Als  durch  den  ihtestituri^eit  dem  Kaifter  seiA  wich^ 
tigstes  redht,  die  bestätigühg  der  fiischofswahlen, 
entzogen,'  und  nur  eine  gewisse  aitfsicht  über  die« 
selben  geblieben  war,  bediente  sich  die- O^tKch- 
keit  anfangs  der  Dienstmannen  alb  einer  stütze,  um 
wo  möglich,'  äueh  den  letzten  einftusil  der  Kaiser 
zu  entfernen,  oder  wenigstens  unwirksaiii  zu  tnacheh. 
Noch  im' j.  1157  mussten  die  Aebte,  Ptöbste  und 
vornehmsten  Dienstmannen  von  MaiA2  dem  Kaiser 
Friedrich  I.  die  ausdrückliche  zusage  ertfceilen,  dass 
sie  nicht  ohne  sein  beiseiii  ffie  wähl 'des  nachfol'^ 
gers  vornehmen  wollten  i).  Auf  ähnliche  weise 
scheinen  schon  um  dieselbe  zeit  einzelne  Aebte 
versucht  zu  haben,  sich  dem  einflusse  der  weltli- 
chen Herrn  zu  entziehn.  In  einem  weisthume  vom 
j.  1135  werden  die  Verhältnisse  zwisehen  den  Gra- 
fen von  Lützelnburg  und  der,  Abtei  St.  Maximin  zu 
Trier  geordnet.  Dort  ist  auch  von  einem  grossen 
feste  die  rede,    welches  der  Abt  an  dem  Jahrestage 


I)  — 'imperator.  etS^etMi  ii?te,  nt  «libtfM  et  ^pcaepotUi  et 
«fUBliorcfti  quidiim  df.nitnU^erialibitf.  Moiguiitinae.ecclesiae.  fidem  — 
darent,  ut  —  alium.  hob  eligerent,  nisi  coDSÜio  eorum  ipse  me- 
dius  iDteresset.    Dookcbui  ad  b.  a.  bei  PiSToaiot  1,  677, 
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dod:  StiA9^«lr0afi^:dea  INeBstinimieii.  aadi  «Uem  her- 
^konfmen  geben  imisstei  An  Am  tage  nai^h  diesti|i 
feste  9  h^Bt  ee  fdort^  darf  der  Graf  voa^  L&t^^lnbms 
keinen  der«  Dje«slleate  beUndem» '  wenn  der  Abt 
etwa  den  rath  de$$fllbef  Mren,*  .vnd  ftberbanpt  mit 
aeinen  DlenalmMnen  Aber  irgend  eine  angelegf  nheit 

irerhandefai  will  9^     '       - 

Aber. bald  entsfanuaich  ein  atrel^n  der  Kaptr 
tel ,  dan  einflnss  der  KttenicfaaAi  bei  den  wählen  zn 
beseitigen«  Schon,  im  J*  1131  erhob  sich  ein  streit 
dieser  art  bei  der  wähl  des  Erzbi^hofo  von  Trier. 
Klerus  nnd  Eittersdiaft  waren  vevsaninielt,  aber  die 
Dondiemi  :Wfiliiten  einen .  andern»  als  die  RUteri 
nnd  vefUnglen  für  ihre  wiU  die  hestätignng  des 
Kaisers..  Lothar  eriüärte  jedeoh  anadrOeUich^:  er 
werde  nie  eine  wähl.  biUlgepo^  wclqhe  nich^  .von 
geisdiohen  nnd  laien  gemeinschalUich  vorgenommen 
aei  2%  Im  Jahre  1180i.sebrieli  ßahs^  Aleii^ander  III. 
dem'  Patriarehen  in  Jerusalem;  fj^^  w^isat?  das^  du 
ilnd'denie  brfider  ein  leib.sind^'  dn  fdas. hanpt ,  si^ 
die  glieder.  Ks^  ziemt  dir  alffp  nicht,  .n4t  libei^ge- 
hiing  der^gUgder.  dioh  des  raitha.iMn^f^r,  iaden  ange^ 
legtfnbieiten  deiner  Kirphe  ^zn  .  bedlfnen,  ße^n  dae 
mdiesrspideht  eben  so  sehr  deieier  .wftrde^.  als  d^ 
anordniingen  der  heiligw.vftter'!  3)«  Pifis^  werte 
'  "'  '*■'  ''*  1«  '.  «      i     ^  '•  •         •'•'.*''•  •'•  .' '.  f 

I)  —  ti  furwciiiKi  die  pttst  f^ttmnd«  DegaÜis  prl?atf8  tel  con- 
immibufl  enm  ministerialibns  aliqua  tractare  Yoluerit.  Urk.  bei 
if LiiBuiia  4ereiMU  «bbnOae  Stl  BfaMniM  9,  M.*      .      . 

9)    BaowEBi     antiquitatan    et     annaliam  Trcyireimimn  |ib,  1^ 

.pAf.  7A»'  ^w^mtrikr   twu^%  .png.  t9Lj  g..l02    4er..  LuUicber 

•**S* 
.^  .C«|^  4.  X*  d«  bis  qa«eJft«iit  a  i^Mlat«  «Re  cposefiu  c«- 


\   * 


900     III.  Das  jahfliuiidttt.  m^h  :dein  latcrregn. 


seit  zehn  jahretL,'  mkmt  di«  mmkaeti  bh  ettipfafigieii^ 
gewaltthiltig  und  Terschireaderiaeh,»  wie  ein  wok;- 
Ikher  Fürst  Da  erhoben. ttej«  läS6.Iienike»rn.«iid 
Vasallen  geifteinackaftlioh  klage.  iMeim  fiabst  Afexaiif. 
der,  und  erwirktm  jron  diesem  die  6rlaubn1s&  «« 
einer  neuen  trahl.  '■  Philipp  aber  hedeMe  iuite]:desil- 
sen  Städte  icad  bargen,:  and  verlnebi  die.  ihm  übel- 
woUeiMka  ffitter  und  Demherra»  DieMe  Tecaaaunet^ 
ten  sich  bu  Ilallein,  nndmahia^n.  die.neae  wähl  ^votiw 
Da  aber  die  Vasallen. innd  DtenstmailBeä,'  wie  .^ie 
Doihhenm,  gethellt  wuupta,  M  entspann  sich  ^em 
^fserhseerender  krieg'  «vrlsehea  Pbifipp  und  ;.. seinen 
feinddn,  in  den.aneh  die  benaobbaaitett  Fersten  Ter»- 
widkek  wiB?den;  und  der  erst  nai^yteBcdkn  jahreii 
endete^  als  das  Heraogthnili  K&rwthe»  erledigt  wutde, 
nnd,  PUUpp  dfo  firabisrohfifliebe  InfaL  miil  dem  Hevr 
aegshnle  verteesohte;  !)..>.  .'  »       ^  ^  ::  : 

Im'jalure  1^90^  sollte,  isa  Sak^bm'g'ein  iiener;.Enh' 
bischof  .erfvähk  weirdeau  Da  iieriaiigten^eDtenstr 
mannen:  und  die  £flrger  der  .Stadt  eineilb  hefm^-  der 
kri'egerisdh  sei,  und»  sie.  vw  den  Oestveichieehen 
Heraogen  au  sehfözen  "v^tntSge«:  Ihre 'waU  tM£  auf 
d^i  eimmdawanaig  jälungeii  Ste^hsm  von  Bai^rn, 
dem  es  äa  deat  canenisdien  ekrfnrdeivAeaen  in  mefar^ 
facher  hinsieht  fehlte.  Da  widersprach  der  grössere 
theil  der  Domherrn  uiid  sie  bescblosseq,;  .es  dem 
Pabste  au  ikberlasseii,  ob  er  den  Prinzen  dispepsi- 
rdn  nnd  die  waU  *  bestätigen  wolle,  oder  nioht  Die 
bestHtigung  erfolgtq  nicht ,-  und  der  Pabst  maehte 
den  y^r^ucb ,    luit^  Qbereinstimmitog   dar   Cai'din&le 


I)    BccHREi^  b,  145  —  147, 
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einen  frenden^  einen  ilnainder  anf  den  TTwM 
•chOfflehen  etnlil  nusetaen.  .  Dem  widersetoten  eieh 
indessen  die  abgeordneten  den  Kapiteln,  so  dass!  der 
Pabet  nacbgAb  nnd:  sie  aäflbrd«rte,  ihietseits  denje» 
nigen'an  benennen,  weldben  sie  fftr  den  fwfirdigette 
Juelten.  Sie  eeUngen  einen  tas  llirer  mute,  din 
JBisehof  Konräd.venXavant  vor,  welehen  dfieDein^- 
liemi  ächon,  Tcriier  Ibr  •.  den  nvür^gaten  an  dieser 
{fesandtsohaft  ei3däit'liattenyi<ttnd  der  Pabat  .emataie 
ibn  num  ErahMchaf».  Die  Salabnrgeli  erkannitii  j»- 
d4>ch  diese  wäfal  niebC  sofort'  an,  imd  öflheten,  tds 
Kolirad  einsog-,  .  gleicbaeitig  den  Baiemi  dte.tbere. 
8tepbAn  reaigMvte  abdr  iiacliIweni9en<taMnutten  frei** 
wittig  1).    .•  .     ••  •    '  n     •        ..../  .:  •     ■ 

.  63«  Dieser  antHett  der  Laka  4m  der  iBiechefi». 
waU  ist  vielleiriu  Jiraadhe,  das»  «ndi .  an  andibiti 
nngelegedmten  i^ei^tttchei  StiAar«  .anseeimdentlicli 
frttii .  die  Dieluf  mannen  .  *  neben  i  dem  « (Kapitel  tfaeü 
nafanma^  Im  jähre  il070  «ohloaee»  die  B&whöle^an 
Freieingen  nhd  Bifacediefaken»  viel'gleieh^  ireMn»  der 
emtene' dem  andern  awet  hnfeab  gegen  ^earissni'Bfehnt^ 
^meptnohe  üIiediiM,  ^und  aof  beidski  .editen  wisd 
Msditüddick  die  bittg««  ihrer,  fflenkbr,  Bitter  •and 
Dienenden  erwähnt  2J|..;.,Die  atfsimoutng  dds  Kapi^ 
ieAs  wak- :  notbwendig,  weil  ider  vergleiohi  eine,  veiw 
ittsseraag  von  .Stififigüüem  entUelL*  Die  tketlnabme 
der  Laien  zeigt  aher^  dass  ni6n  eii  Ar  nöthig  gekaUen, 
die  ganaftVoULaTeraankmlnng  nusualehen*  .Uäbrigebs 

»  ■         '  »  t  /»    .  .  .         »      • 

•     ■ 

i)    Haiisiz  (Gerai«  tacra  S,  419«*427.      BucBNBa  £S,  197.  iOft. 

e)  —  c«n]«ttdaiittbiit  clerieit»  militibiit,  terTicntibut  suis.  Urk. 
bei  TOR  HouiAYE  beitrAg«^  ztr  -geMbicbl«  TimIs  in  nittcMtcr 
(Wieo  1805,  8)  I,  «& 
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hmaaie  vbn    einer  TevMnunhing  der  6hm»en<iioeli 
iv^l nlehl  die  rede  sein,,  da  daimds^  beide Ksihfimer 
fiöoh  xthhmweileU  «nter  dem.  BaierisclM»  Herzoge 
(Senden.      Es    scheint   daher  ^    dass   die  SertMa 
irieM  die  naehherlgen  Mamieruileas,  seodem  die  Bö- 
rij^n  der  Bisehflf e  sind,  so  dass'aho  die  versamn- 
Iwig  eine  jener  Tersamniliingeai..¥on  Unfreien  var, 
ivelehe  den  Grafendinge»  gleich  steinden.     Dag^ei 
find^i^ivir  im  dreiiefanteA  Ja&rirandmt  die  Landes* 
ir^ereammludg  des  BisUmms  Brixen  gana  so  ausp- 
bHdet,   trie  cUes  damals  hi  alkb  Tenrilerien  derfal 
war^  wo  derc  geisüidke  wd  wekliotie  sinnd  sichBicIit 
gesbhleden  hall^u     In   j.  1S99  enii^te  BiscU 
Heinrich  von  Brixen  mit  dem  Kapitel ,    dem  Grafei 
von  Tiril  ah»  iSchtnniibgt  ^deir  Kiiche»    nad  «immi 
Mühen'  Dienstmannen  der  lüvohe  <euieii  hindfriedeft 
4nreh  iftelchen  .zuj^eich'  fikr  mehrere»  iverbreiAen  fc 
Bteafen  b^stiinrat  wurden  k).    Imj.  18S6  klagten  Ci 
•nonici  nnd  Dienslmannen  von  Brixen  dem  dl>ea  ^ 
weseriden  Kaiser  Friedrich  IL  ^  über  die  v»*wimn>; 
iln  lande  und  die  v^maeUässignng  dmr  reeUe  1« 
Kivehe;    Der  Kaiser  zog  dea  Bisdw£  zur  verantwor* 
tong,    und   dieser  war  genMtägt;    sich   darck  « 
sqhwäi^  seines  k^ipers  und  sein  hohes  alter  f^ 
entschuldigen ,   und  f&r  den  rest  seines  lebeiis  i^ 
veiWältung  des  Btsthums  mit  Zustimmung  und  vi 
des  Kapitels  und  der  Ministerialen  dem  Kaiser  t 
•übergeben  2).     Im  Ecestifte  Salzburg  dagegai  li<^ 
sich  schon  Erzbischof  Konrad  IL,  der  von  1164  bi 
1168  regierte,  ein  urtheil  von  der  Geisdichkeit  o» 


1}    Uak.  J»ei  HoRiiAv».  dbaMlns.  :i^  iS(0. 

^)     HoftHAYR  ebenda«.  1,  531.  .     .  .( 
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den  Dienstnitaikeii  über  cinfen  wbfokaBnteii  ;gcigei^ 

staad  eitheilen  i  )•     'Eben  so  finden  wir  d^rgl^iehen 

aas  weldicheii   and    geiistliGben .  msAmmrage^etsle 

'  Landee^ersamoihifigen    In   andern  Bi9litQi9ero*     In 

Verden  gab  Bischot  Crei^rd  det  ^teidl  Verden  ia^  j. 

1359  g^^sse  piivile^en  atil  rstUi  und  eHstimnuing.de^ 

Kapitel»  und  der  DienatmannM  .2)*     Wenn  dagegm 

derselbe  Bischof  im  .  jalire  1267  Kapitel  und  H^mt- 

maanen  berief,  nm  mit  ibnan  die  frage  en  ent^eir 

dea,  ob  die  Lebne  auch  anf  t{>cliter  Übergingen »  so 

war  diese  versaremloi^  nnr  als  ein^  Lebn^f  »anzi»- 

sehen,    in  d^to   das  .KapÜel . wegen    d^  interes«ea 

der  Stiftsgüter  zugegen  war  3)^    Selbst -an  der. Vioar 

riatsregternng  nabmten  die  bftrger  und  Dienstminuieii 

um  di^se  seit  noch  regelm&ssig  lantbeil  4).  , 

Seit  dem  ende  des:  dreiaebntea  Jahrhunderts 
aber  adieint  die  entikTickolnng  der  l4iiidosvei*&«|i|mir 
hingen  in  vielen  geistliofaen  Teititorie^/diuroh  die 
feindliche  Stellung  der  Kapitel  gegen  die  Kitterschaft 
unterbrochen  worden  zu  sein«  Nur  das  Kapitel  sieht 
man  seit  dieser  zeit  häufig  allein'  hanaeih ,  wo  ner 
ben  den  weltlichaa  Landesh^nti  die.  weklichen  Gro- 
ssen afuftraten.  Dasselbe  bildete  aber  in  den  meir 
isten  fUIen  einen   sehr  *  unvollkommenen  ersatz  il^r 


• ) 


i)  Pro-  q«s  re  AEp;  rtfqvisifit  juJIieHini  m  olero  «t  ninittevüi- 
Ilhn»  Sttte  -^  «triHii  ^od  prAeiUeli  frstres  peti^ront,  iUi  faeere 
Jicerct  •■  aoa?  quorMi  oimiwin  derolSMiaMiai  ju^msüib  t'^m  «w- 
dir«!.  -^  VMktichtm  vo«  iiivBvia.  ■*$.  379.  mU  «;••/  874.  BU: 
TollsfaMlS|{e  miki  iiC  aieU  «bgedrackt; 

S)     VoCT  moDVBieoCa  iaedito  Brcm.  1,  ^4. 

3)  GoBT^B  dlM.  de  «rig.  ordiauoi'  profloe«  <dae.  Brenn,  et  Verd. 
$.  -8*  p.iOy  w«  SpAiiöei«BBR6  olifMk  VerdMwe  p.  <8d  citicl 'wird.  ' 

4)  Zauker  Chronik  von  S«4dNii^  ••  405.  ' 
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ääs^  wM  fl^BStf  die  LandeffViersanrimbil^  f^eisibt 
liftite« '  Denn  ckis- kanontdcke  recht  l^gte  'niir  in  svr^ 
fMl^ii  die  wohlfttrth  dtolSHAs  in  «eise  hMde ,  bei 
der  wähl  deis  geidliieihen  ciberfafinq^ds*^  und'  hd  Teii- 
ilai^et^geA  von  ^Ififtsgütei^B/ hi lallen  1ulN%en  ilMeii 
wÄr  es  !  fimr  d a«^  p^ivtiäaievesjie  der  *  Kaprinliireii, 
welches  von  ihne4  w^fchrgeiioinmeii  wwde«  Selbst  iit 
WahloapiUilatioiueD,  die  iia»  dei  neugewilifteir  geistli^ 
ehenFtirsic»!  z«r  annähme  ^vorlegte,  gingeh  selten  wet 
ter^  als  dieses/  Deninngeaohtet  ersohlenien  Kapitel  Qni 
Conv^Hte  ate-  die  nätfiriüeh^n  rätfae  des  geisdidien 
forsten,'  um  so  mehr,  da  sie  um  liiese  zeit  aüoh 
das  recht'  durchsetzten,  während  der*  eitedtgsng 
des  FürslKeheii  stnhte  die*  regiening  m  iahren  i^ 
und  da  selbst  der  Kaiser  auf  das  Spolienrecht  vcv^ 
sichten  '  nittsste ,  das  letzte  recht',  ^welches  ate  ein 
zeichen  der  abhAngigkeit-des  geietlicben  FfirsteatbiHas 

an^esebid  werden' konnte  2).    . :    ,  .  . .    ^ 

•        •  •      .      I         .  ... 


I)  Goiif,  e/li.  X.  de  m^goritate  ^t  obedieotia  I»  35.  (äi.  1216) 
in  ftne.       *    '  -     . 

9)  •^^' qiiod  nan^tfm  cteine^pslii  inörl^  eiiJMJaiii^  -  pnneifil« 
eeoUsiMllci  relilpiM  sttMfitcio  iriadieabiliins  — r.  si^:  niriUnt  ««o» 
Cff^ori  t  fti  t  ai^leeeMor-  i9^eiri|a|i|$  .  df ^^^erit »  f^os  teilfuneiitiiqi 
quod  iiide  fecerit,  Tolumiu  esse  ratum.  Friderici  II.  constitutio 
de  jurib.  princ.  eecles.  ai.  i920,  $.  i.  Noch  Friedricb  f.  Latte 
dieses  re«bl.  geg4n  den  finibischof  to»  .Manii  im  jfAiS^  Tertbei- 
digl.  Avmpmm  Lvbisgbmhs  .  chffoa»  S4«Tor*  5^  i7:k»l  Leik^it 3^  «Mrw 
■er.  .BrwMW.  ft«  WH,  llie  lUrkgrafca  4«h9m,md  Qtta  von  ^Orffir 
detaburg  gaben  dii«|elbe  in  der :  BrandeMbui^far  l>4!lc«y  erst  1244 
auf,  —  renuncIauMis  illi  jiiri  de  t^UcndU«  BelM|nii»,.«lewii(Mrnni  — 
quo  per  inju  ria«i;.bad|eQiift  snmod  «si..  ;.  B«0iiiioi.z  ge^k.,  der 
ChATtt«  BrandenbiirgM  4«  iifh^i.iw.Vlb-  .|ptslefi  Brai|nsjcbvT«ig -  LSiie- 
borgacben  land«n  sebaAto  «b  •nt<iiin' jüii^M  Hevsog '^bert  :diqr 
Feiste  ab.    Leibritz  scr.  rcr.  Bcbm!«.  %  470* 
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wdehos  nook  die  g9ilHliefae*  npd  nflMithttk  GroManb 
Terilaad^  ^at  •daan.eiii^»  wm«  «#  die  be^Mdünpg  -eir 
»er  LandeMtbuer  «ah.  Indessen  aoeh  hier  hatte  fU» 
Geistlidfakeft  Tdrgebwl,  iodeitt  sie  sehe  «osgedebnte 
friyilsgilm  ge^en  dleJksteueniBg  ihr^r  besttzQogen^ 
^0  wie  ihrer  peiMne«tT0n  selten  weltlicher  l»eodeshemi 
so  erwidceii  wiisste*  Hensog  I^wig  I«  von  Baierfi 
bissiSli^e  im  j»  1212  dem  Kloster  NenMU  ein  schon 
vo»  seinett  vater  ertheilt®  pHvUegimn»  das«  er  vea 
afimi,  was  diesem  Kloster  gehöre»  weder  fUr  steh 
eine  atener'lbcdem^  noch  seinem  richtern*,  eine  sol« 
ehe!»»  fordetn,  etlauben  weHe.O^  Freilich  war  da» 
beiznnlMlist  an  vogteSbslen  gedacht)  allein  das  pri- 
väegiam  konnte  weilSir  gedeutet  werden*  Kaiser 
Friedrich  IL  aber  mnssle  1331  als  bedingong  der 
Kaiserkrotttag  dem  Pabste  und  der  Römischen  Kir* 
che  Terspi^ohen^  dass  alle  geistlichen  persopen  und 
geistlicfaen  giUer  frei  sein  sollten  ven  allen  f^teoerli 
und  abgaben,  welche  weltliche  .ebrigkeUen'  fordern 
kfinnten.  2);.  :Desseilungeaehlel  war  «0  den  geistlichen 
Fflrst^n  da,''Wo;sle(  die  Landeshoheit  eines  weltli- 
chen Herrn  anerkennen  mussten  i  nicht  impier .  mdg* 
Uehv  ebne  weitet^es.  ^ese  unbedingte  i^teaerfr^iheit 
geltend  zu  machen.  Im  j.  1294  erliess  Herzog  Lud» 
wig  der  Strenge  in  seinem  zu  Heidelberg  errichteten 
testamente  mehreren  Kirchen  und  Klostern  steuern 
and  andere  lasten  auf  vier  jalure  3).      Hier  sind  je-' 


^i«t*  ,tii 


'  1)'    -^  «t  nee  nos,    ACcc^Mtspiam  judic««i>nostronifli    steüriim. 
aiit  jus  advocati  accipiat.    Moaumenta  Uoica  9,  £»74«  nro.  IS, 

3)    Urk.  ia  Scueivt  bibliotUeca  lii«tos.  GMOng:  p.  940; 
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bfng  Im  j.  1^44  nlcln'  mbbr,  als  4ass  iht  erlaubt 
wiitd^9  die  damals  beurllligte  stener  fbii  ihrehi  nntet^ 
thaneia^iki  fittiem  selbst  2«  «tfaeben^  tnd  imr  mßde 
Stiftangen,  wie  das  lios^al  in  Regensborg,  bliebeii' 
Tdtt  derselben  gan«  befreit  i). 

Auch  die  AelMe  von  Klein  Flirstenfeld  «fld  Fonh-^ 
bäoh  beklagteh  sieh  über  besteärung  von  'sehen  der 
Herzoge  Von- Baiem  «)* 

Vielfach  fanid  aber  doch  ^1^  Geistlichkeit  {n 
dieser  seit  noch  sehnts  in^m  dlgemelMn  bande^ 
mit  dem  die  Kirche  sie  umsehlüngen  hatte,  ^nd  dias 
efi  noch  dtirch  die  'brfidersehaften^  t^rstfirkt  war^ 
Aarbh  welchö  die  Klöster  unter  einander  iläher  ver^ 
banden  'Wurden.  Man  dnrfte  nur  diese  verbin^duDg 
aufrufen,  um  maKielst  einer  aligemeinen  anfregung 
der  religiösen  imeinungen  einen  *  sehilä  ztt  ei-heben^ 
der  sCSrker  war,  uls  der  weltliche  arm ,  wie  sefhr 
isncih  dieser  auch  feuni  i^erderben  der  Kirche  gerftstet 
haben  mogte;>  Als  die  Herzoge  von  Niederbaiem 
Heinrich  $  Otto  und  Heiniich  im  j,  1S3B  eine  von 
Bittem  und  Städten  Eür  ausstenei"  ihrer  Schwester 
Beatt4)r  und  .«nr  boehteitfeier  des  Hertsogs  Heinrieh 
bewilligte  Steuer  abermals  auf  die  OefsfÜehkeit  aus« 
dehnen  wollten,  willigten  nur  Bisehof  tmd  Kapitel 
von  Freising  ein,  und  erhielten  dafiir  anericennung 
der  gerichtsbarkeit  fiber  ihre  leute  und  guter..-  Da-^ 


1)  .  CUmlHBft  neg)nu)i..c!lif««ik.  %\  SO*  .40«  fidciniBft  ^cmIi.  t« 
foiern  4»,  tf  30. 

9)  Gt^vati  mbttoaiiaui  foivltt  nimtf  -—.per  •Icurafnm  tnttcil»* 
Dem».  VteouBi  obMn.  J^i  O^Fna  wiipt:  ren  Bnic«.  %  541.  Vrhi 
▼.  1304  bfi  YOM  lUvwfBft  ai^leUi«!!^  .«ur.  kdiomU«  4»r  Bair.  Laad4 
tage  im  miltelaltef  lü.  8«    BvQwi««.6»..tOAi:iiot  li. 
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gegen  wideraprachen  der  Erssbisehof  von  Salzburg 
und  die  BiscbOfe  von  Passau  und  Chiemsee ,  und  da 
4ie  Herzoge  sieb  an  den  Widerspruch  nicht  kehrten, 
belegt^  ersterer  das  land  mit  dem  interdtcte.  Da- 
durch sahen  sich  die  Herzoge  schon  im  folgenden 
jähre  genSthigt,  zu  geloben,  dass  sie  der  Pfiifilieit 
und  ihrer  leute  gut  nicht  ferner  mit  unbilliger  und 
ungerechter  forderung  belasten  wollten,  widrigenfalls 
das  genommene  dreifach  erstattet  werden  solle. 
Auch  sollte  die  Pfa£fheit  im  nothfalle  gewaltsamen 
widerstand  leisten,  und  vpn  den  Grafen  und  Herrn 
unterstützt  werden  dürfen«  Der  Bischof  von  Regens- 
burg zögerte  mit  der  voUstreekung  des  intefdicts, 
und.  da,  die  schladit  bei  Mühldorf  oder  Ampftng  um 
diese  zeit  die  macht  des  Oberbwischen  Herzogs 
und  Königs  Lu4wig  befestigte,  appellirte  der  Bischof 
gegen  das  interdict  an  den  Pabst*  Er  scheint  aber 
dennoch^  an  den  folgen  desselben  theil  genommen 
zu  haben, i), 

Aehnliche  geschiehteil  begaben  sich  um  dieselbe 
zeit  in  Mecklenburg.  Heinrich  der  Löwe  hatte .  im 
j.  1321  eine  allgemeine  landsteuer  ausgeschrieben, 
und  dieselbe  eb^falls  aUf  die  geistlichen  gltter  aus« 
gedehnt.  Aber  er  wurde  dadurch  einer  doppelten 
noth  ausgesetzt.  Der  kriegerische  Bischof  Hermann 
Malzan  zu.  Schwerin  verband  sich,  mit  Heinrichs 
feinden,  und  überzog  das  land  mit  Verheerung,  und 
Bischof  Marquard  von  Ratzeburg  schleuderte  kir- 
ehenbann  und  interdict  gegen,  den  Herzog.    Heinrich 


I)  RuDBART  gescb.  d.  Landst.  in  Baiern  1,  85.  Urkunden  bei 
OwBMM  3,  141.  14^  Bcenif^n  S,  536  f.  FrciliciUliriefö  uro. 
2—4. 
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sah  sich  genöthigt,  nicht  allein  die  Steuer  der  Geist- 
lichkeit 2u  erlassen )  sondern  ausserdem  durch  per- 
sdnliche  demüthigung  und  verzieht  auf  ahe  ansprüche 
die  aufhebung  des  interdicts  zu  erkaufe  i).-  Wenige 
jähre  früher  hatte  Graf  Gunzelin  V.  von  Schwerin 
sich  wegen  zu  harter  besteuerung  des  Dechanten  und 
Kapitels  zu  Schwerin  einem  Schiedssprüche  zweier 
Prälaten  und  zweier  Ritter  unterwerfen,  und  in  folge 
dessen  ein  dorf  sammt  der  peinlichen  gerichtsbar- 
keit  ah  das  Kapitel  abtreten  i^iüssen  2). 

64.  Sd  kam  es,  dass  in  der  zweiten  hälfle 
des  dreizehnten  und  der  ersten  hälfie  des  vier- 
zehnten Jahrhunderts  die  Geistlichkeit  selten  auf 
den  Landesversammlungen '  erschien,  wenn  nicht 
etwa  ihr  besonderes  interesse  durch  bewilligung  ei- 
ner Steuer^  durch  entscheidung  eines  zwistes  über 
geistliche  rechte  und  guter,  oder  auf  irgend  eine 
andere  weise  berührt  wurde.  Dagegen  fuhren  die 
weltlichen  stände  fort,  Landesversammlungen  zu 
halten,  und  sie  betrachteten  sich  jetzt  vorzugsweise 
als  die,  welchen  es  zukomme,  anstatt  des  landes 
zu  reden  und  zu  handelnv  Indessen  darf  man  dar- 
aus, dass  eine  urkundliche  nachricht  nur  von  der 
thätigkeit  der  weltlichen  stände  redet,  auch  nicht 
immer  ohne  weiteres  schliessen,  dass  diese  wirk- 
lieh  ganz  allein  an  den  Verhandlungen  theil  genom- 
men hätten.  Die  besondre  bezeichnung  der  theil- 
nehmenden  Geistlichen  wird  oft  übergangen,  oder 
sie    werden   unter    dem    allgemeinem    ausdrucke: 

i)  ▼.  LüTzow  Tersach  einer  pragmat.  grscliiebte  von  Mecklen- 
burg 2,  154—137. 

2)  Urk.  T.  1304  bei  RuBLOrr  cod.  dipt.  bish  Megapdit. 
(Schneriu  1789.  4.)  s.  iSI.  <    • 


Der  AdeL    §.  6S.  211 

I 

Getreue,  Vasallen  und  dergl.  mitbegriffen.  Man  sieht 
dies  z.  b.  in  einer  Urkunde  der  Markgrafen  Otto, 
Albert  und  Otto  von  Brandenburg  vom  j.  1280, 
durch  welche  den  unterthanen  Steuerfreiheit  zuge* 
sichert  wird.  Im  eingange  heisst  es:  der  verfrag 
sei  geschlossen  mit  allen  und  jeden  Dienstleuten, 
Rittern,  Knappen  und  Lehnleuten  des  landes  und 
sämmtlichen  unterthanen.  Am  sdilusse  aber  steht 
unter  den  Getreuen  und  Vasallen,  welche  als  theil« 
nehmer  an  den  T^handlungen  aufgeführt  werden» 
oben  an  der  Bischof  Gebhard  von  Brandenburg  i). 

Der  grund  dieser  ungenauigkeit  lag  vielleicht 
bisweilen  darin,  dass  die  geistlichen  Grossen  ihr 
verhältniss  zu  dem  Landesherrn  absichtlich  unbe» 
stimmt  Hessen,  und  gern  sich  unter  die  Vasallen 
rechneten,  um  nur  nicht  zu  gestehen,  das  sie  un- 
terthanen wären. 


DER    ADEL. 

65.  Zu  gleicher  zeit  HHtder  wehliche  theil 
der  Landesversammlungen  Wiclitige  Veränderungen, 
und  diese  stehen  in  der  genauesten  Verbindung  mk 
der  geschichte  des  niedem  oder  Ritter  «-Adels,  wel- 
cher damals  zu  seiner  nachherigen  Stellung  den 
grund  legte.     Es  kann  nicht  die  absieht  sein,    die 


1)  —  cum  terrae  ministerialibus ,  militibiu,  armigeris ,  Tasal- 
lis  qaibaslibet  et  sabditis  uniyersis.  —  Mediantibus  nostris  fide- 
libns'  et  Tamllis,^  Geblk.  cett«  GBaciSN  cad«  dipl.  Brandenb.-  2, 
554.  5Ö5. 
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geschiebte  dieses  Standes  hier  zu  entwickeln;  wohl 
aber  ist  es  nöthig,  gewisse  blätter  aus  dieser  ge- 
schichte  aufzuschlagen,  deren  inhalt  für  unser  theiua 
bedeutung  hat» 

Es  ist  bekannt  genug,  dass  in'  dei-selben  zeit, 
da  der  grund .  zur  Landeshoheit  der  Fürsten  gelegt 
wurde,  ein  bevorrechteter  stand  in  den  einzelnen 
Territorien ,  ein  Landesadel  aus  d«r  begüterten  und 
dem  kriegsdienste  lebenden  klasse  der  landsassen 
hervorging.  .  Ab^  es  reicht  nicht  hin ,  zu  sagen, 
dass  die  angehörigen  dieses  landsässigen  Adels 
jetzt  die  ersten  des  landes  waren,  um  nachzuwei- 
sen, dass  ihre  Versammlungen  als  fortsetzungen 
der  altem  Hoftage  angesehen  werden  müssen. 
Um  den  Übergang  zu  der  neuern  form  der  Kit- 
tertage zu  begreifen,  muss  man  sich  vor  sdlem  zu- 
rückerinnern an  den  alten  gegensatz  der  proceies 
potestate  und  der  majores  privilegia^  der  z^var  durch 
die  erblichkeit  der  Reichsämter  verdunkelt  war, 
jetzt  aber  aufs  neue  in  den  einzelnen  Territorien 
sich  bestimmter  ausprägte. 

Schon  auf  den  Hoftagen  der  Herzoge  tritt  all- 
mählig  eine  klasse  von  personen  hervor,  welche 
von  den  Grafen  und  Baronen  unterschieden  wird, 
nämlich  die  Dienstmannen  des  Reichs  und  des  Her- 
zogs, die  ministenaies  regni  et  dticie.  Heinrich  der 
Löwe  z.  b.  übertrug  im  j.  1166  dem  Kloster  Riddags- 
hausen  das  dorf  gleiches  namens  in  einer  6ffendtchen 
Versammlung  mit  genehmigung  der  Kleriker,  der 
Freien  und   der  Ministerialen  i ).     Ministerialen  des 


I)     BoDB  ge^cb.   der  Fcn^alsiftode  in  Herzogtk.    Braunscliweig 
8*  6. 
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Reichs  und  des  Heraogthams  werden  genannt  anf  der 
Bairischen  yersammlnng  zu  Nabbnrg  im j,  1254  & ).  Eben 
diese  Kaiserlichen  und  Hersoglicben  I^nstmannen 
wurden  ohne  Zweifel  unter  den  vtri«  eonsttlaribHs  begrif- 
fen, welche  auf  den  Bairischen  Hoftagen  neben  den  Gra« 
fen  auf  Sesseln  zu  sitzen  pflegten  2),  Denn  auf  die 
Barone  oder  freien  Herrn  lässt  sich  die  bezeichnungs 
viri  consuhres  nicht  wohl  anwenden,  und  diejenigen, 
welche  ds  Dienstleute  nicht  unmittelbar  dem  Könige, 
oder  Herzoge  untergeben  waren,  sondern  zunficbst 
einem  untergeordneten  dienten,  hatten  nicht  das 
recht,  in  gegenwart  ihres  nächsten  Lehnherm  zu 
sitzen,  wie  überhaupt  niemand  neben  einem  manne 
von  höherm  ränge  sitzen  durfte  3).  Diese  Dienst* 
mannen  waren  allgemein  zu  kriegadiensten  verpflich- 
tet. Einige  von  ihnen  befanden  sich  im  besitze  der 
besonders  ehrenvoHen  Hofämter  des  Marschalls, 
Kämmerers,  Schenken,  Truchsessen  u.  s.  w.,  wel- 
che ihnen  besondere  ehrendienste  am  hofe  des  Kö- 
nigs oder  des  Herzogs  auferlegten.  Aber  sie  hatten 
kein  Fürstenamt,  und  nahmen  daher  nicht  an  dem 
ränge  derer  theil,  welche  Fürstenämter  besassen; 
nur  die  höchsten  Bofbeamten  des  Kaisers  waren 
schon  in  der  Fränkischen  zeit  mitglieder  der  Heichs- 
versammhwgen.     Indessen  schon   früh  hatten  auch 


I)     Feeibeeg  gcftch.  der  Landstande  in  naiern  i,  !£»£(. 

S)  1q  aala  judiciali  prarsidrute  Henrico  duce  —  iirc  non  siib- 
selliis  a  Tiris  coQSularibiu  sive  comitibus,  uti  mos  aulicus  po]Mi- 
scit,  assMsis.  Arnolikis  de  sfo.  Emmeranii  bpi  Canisius  3^  I.  p. 
147.  Sauf  Tl.  von  den  narr.  Iloftagrn  in  dm  neuen  bislor.  ab- 
bandl.   der  Chnrfurstl.  Akadeanie  der  vrissenschnftm  4,  428. 

5)  Haepsaet  bist,  des  etals  gen.  et  proT..  §.  39  f.  (oeutres  % 
26  f.) 
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die  geringem  in  den  provinzen  zerstreuten  Kriegs^» 
dienstleute  nach  derselben  ajiszeichnnng  gestrebt, 
und  deshalb  sich  aus  den  Grafendingen  zurückzu« 
ziehen  gesucht  i).  Da  aber  die  Provinzialtage  häufi« 
ger  und  wichtiger  wurden,  als  die  Reichstage,  war 
es  schwerer,  ihre  anspräche  abzuweisen«  Die 
Dienstmannen  des  Herzogs  erschienen  denen  des 
Reichs  an  ränge  gleich,  da  die  Provinzialtage  im-« 
mer  mehr  das  ansehn  kleiner  Reichstage  bekamen^ 
welche  sogar  oft  von  den  Kaisem  selbst  gehalten 
wurden* 

Hierin  liegt  die  erklämng,  weshalb  in  der 
Braunschweig -"Lflneburgschen  Herzogsurkunde  voa 
1235  die  Dienstmannen  des  neuen  Herzogs  denen 
des  Kaisers  und  Reichs  gleichgestellt  werden.  Es 
war  dies  ein  beweis,  dass  die  Herzogswürde  nicht 
bloss  ein  neuer  titel,  dass  sie  wirklich  der  des  al^ 
ten  Weifischen  und.  des  Ascaniscben  hauses  gleiche 
geachtet  sein  sollte,  wenn  auch  weder  Kaiser,  noch 
Herzog  daran  denken  konnten,  ihr  die  frühere  ge* 
bietsausdehnung  wieder  beizulegen* 

Als  die  Herzogthümer  aufgelöst  waren»  fuhren 
natürlich  da,  wo  Hoftage  noch  gehalten  wurden, 
die  Dienstmannen  des  Landesherrn  fort,  neben  den 
unterworfenen  Grafen  und  Edeln  auf  diesen  Hofta« 

■ 

gen  zu  erscheinen.  Die  Braunschweig -Lüneburg« 
sehen  Herzoge  Otto  und  Albert  sassen  im  j.  1293 


I)  QuaÜBeunque  persona  8i^  Qut  yasBUS  dacU  «ut  eomitis,  aut 
flttaliscanque  persona,  nemo  ncgiigat  cet*  Lex  Alam.  36,  5.  — 
nemo  sit  ansus  contemnere  venire  ad  placitam.  Qni  infra  illnm 
Gomitatam  manent,  siye  regis  vassi,  sive  ducis,  omnes  ad  placi* 
tum  Yeniant.     Lex  Bajuv.  2,  13,  §.  U 
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ZU  gericlit  mit  4en  Baronen,  Dienslmaimen  und  Vii» 
sallen  i).  In  Niederbaiern  erschienen  auf  dem 
Schnaitpaeher  .Rittertage  vom  j.  1902  die  Grafen, 
Freien,  Dienstleute  und  alle  Edeln.  Auch  der 
Scliwatenspiegel ,  welcher  um  die  mitte  des  drei- 
zehnten Jahrhunderts  verfasst  ist,  beruft  Dienstman^i^ 
nen  zu  den  Hoftagen. 

In  den  kleinern  Territorien  konnten  sie  freilich 
nicht  neben  Grafen  und  Herrn  auftreten,  aber  hier 
war  mindestens  der  erfolg  der,  dass  sie  denselben 
rang,  wie  die  vormaligen  Dienstmannen  des  Reichs 
erhielten.  Dies  zeigt  sich  jedoch  zunächst  nur  darin, 
dass  die  zurücl^setzung  der  unfreien  Dienstmannen 
hinter  den  freien  Lehnleuten  wegfiel*  Die  Reichs- 
versammlung erkannte  im  j.  1222  die  standesgleich« 
Iieit  der  Dienstleute  mit  allem  Adel,  der  nicht  Für- 
sten w&rde  hatte,  an,  indem  sie  den  satz  aussprach; 
dass  —  Fürstenlehne  ausgenommen  —  jeder  Dienst- 
mann, der  geliehenes  gut  habe,  über  jeden  Vasal- 
len, er  sei  edel  oder  Dienstmann,  im  Lehugerichte 
zu  gerioht  sitzen  kOnne  2). 

In  Frankreich  wurde  derselbe  grundsatz  im 
jähre  1224  von  dem  Königlidien  gerichte  zu  Paris 
anerkannt,  jedoch  bei  den  anders  entwickelten  Ver- 
hältnissen in  andrer  weise.     In  einem  rechtsstreite 


t)  Urk.  bei  (Roch)  pragmat.  gescbickte  des  haiises  Braun- 
schweig  und  Lüntbttrg  s.  177.  not.  a. 

2)  —  luventam  .igitur  et  seiitenüatani  est  ibi,  qaod  in  jure 
feudali  omnis  uinisterialis  feudatarius  aeque  judicare  possit  su- 
per feudis  nobilinm  <!t  ministerialinni ;  exceptis  tarnen  feudis 
principuiii.  Dunsns  tropbees  de  Brabant.  (om.  1.  PrcuTes  du 
livre  4.  p.   68. 
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s&wisciien  Jean  de  Nesle  «nd  iSräfin  Jobanne  von 
Flandern  kam  nämlich  die  Standesgenossenschaft 
zwischen  den  Grossen  des  Reichs,  den  freien  Rit^ 
tern,  und  den  Dienstmatinen  in  zwiefacher  hinsieht 
zur  spräche.  Die  Gräfin  beschwerte  sich,  dass  sie 
von  zwei  Rittern  ^  und  nieht  von  Pairs  vorgeladen 
sei«  Das  gericht  entschied  aber,  dass  sie  wohl  ge- 
laden sei.  Femer  behaupteten  die  Barone,  dass  des 
Reichs  Dienstmannen,  der  Kanzler,  Schenk,  Räm- 
inerer  und  ConnetaUe  von  Frankreich,  nicht  über 
einen  Pair  von  Frankreich  zu  gericht  sitzen  könnten. 
Diese  aber  ffthrt'en  dagegen  altes  herkommen  fär 
sich  an,  und  das  gericht  entschied,  dass  die  ge- 
nannten Dienstmannen  vom  hofstate  (jde  hospWo)  des 
Königs  mit  den  Pairs  von  Frsmkreich  über  einen 
Pair  richten  dürften  i). 

Dienstmannen  zu  halten,  und  namentlieh  die 
vier  Hofamter  des  Marschalls,  Truchsessen,  Schen- 
ken und  Kämmerers,  welche  gewöhnlich  an  der 
spitze  der  Dienstmannsohaft  standen,  zu  besitzen, 
scheint  überhaupt  als  ein  Vorrecht  der  Herzogs- 
würde  betrachtet  zu  sein,  welches  die  andern  Für- 
sten sich  erst  dann  anmassten,  als  sie  sich  von  der 
herrschaft  der  Herzoge  befreit  glaubten.  Im  Bis- 
thum  Würzburg  dachte  man  sich  immer  die  errich- 
tung  der  Hofömter  an  die  Verleihung  der  Herzogs- 
würde geknüpft,  selbst  in  fabelhaften  erzählungen, 
welche  diese  würde  bis  zu  den  Zeiten  Pippins  hin- 
aufrückten <?).      Auöh  Herzog  Rudolf  1\^  von  Oest- 

1)  Belleforest  grandes    annales   et  bistoire  de  France  ä  I'an 
i^^4.  (Paris  1600.  fol.)  f,  626. 

2)  Schultbs    liistör.    sckriften   und'  sammlangen   itngedruckter 
itrkundeu.  (Ilildburgbauscn  1801.  4.)  %  ^6. 
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reich  hielt  die  Erbhofämter  ftir  niaihwendig  zur  voll« 
kommenheit  Fürstlicher  würde  0* 

66.  Die  Qienstmannen  verschmolzen  demnach 
mit  den  unterworfenen  Grafen ,  edeln  Herrn  und 
Vasallen  zu  einem  einzigen,  dem  Ritterstande  oder 
niedem  Adel.  In  mehreren  der  Wendischen  län* 
der  erhielt  sieh  jedoch  noch  eine  gewisse  sehe!« 
düng  zwischen  den  Grafen  lind  ehemaligen  freien 
Herrn  einerseits,  tind  den  Rittern,  Dienstmannen 
und  Vasallen  andrerseits,  so  dass  jene  'einen  h^her 
stehenden  sogenannten  Herrenstand  bildeten,  der  aber 
nie  die  ehren  des  Reiohstinmittelfoaren  hohen  Adels 
erlangte.  So  in  der  Mark  Brandenburg  und  in  Böh» 
men.  In  Mähren  unterschied  man  sogar  von  dem  Her« 
renstande  noch  einen  höhern  Fürötenstand^  während 
der  niedere  Ritterstand  sehr  wenig  beträchtlich  war. 
In  Baiern  und  Braunsdiweig- Lüneburg  starb  dage- 
gen dieser  Herrenstand  alhnählig  aus,  und  in  Thfi« 
ringen  hat  er  sich  später  wieder  von  der  Landes» 
herrlichen, Oberhoheit  frei  gemacht. 

67.  Der  grund,  weshalb  die  Dienstmannen  auf 
den  Hoftagen  neben  den  Grafen  und  edeln  Herrn 
erschienen,  mag  in  der  altem  zeit  zum  theil  in  der 
persönlichen  ehre  gelegen  haben,  welche  sie  bei 
den  Herzogen  genossen«  Jetzt  lag  er  regelmässig 
in  etwas  anderem.  Das  Schwäbische  landrecht  sagt 
nämlich  ausdrücklich,  dass  solche  Ritter  und  Dienst- 
mannen   den  Hof  besuchen  sollen,   welche   Städte 


t)  —  erfanden  gebresten  eins  jSgermeisters  in  den  egenantcn 
unsem  furstentum  und  ^and  die  yolkomenlicit  furslliclier  urirde 
unlidig  Wesen  sol  aller  gepreste  u.  s.  w.  Urk.  bei  Steyerer  bist. 
Alberti  IV.  p.  274. 
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und   Burgen  haben.      Hiermit  verhalt  es  sich  aber 
so: 

Die  HersBoge  hatten  überall  eine  beträchtliche 
menge  von  privatbesitzungen  oder  eigenen  Gra&chaf- 
ten,  vrelche  unter  ihrer  unmittelbaren  Verwaltung 
standen.  Diese  besitzungen'  waren  so  un^fangreich^ 
dass  dieselben  verschiedenen  beamten.  der  Herzoge 
übergeben  werden  mussten,  die  aber  nicht  immer 
den  Grafentitel  führten.  Diese  Verwalter  nun  hätten 
allen&Us  die  ehemaligen  Gentgrafen  und  Gografen 
sein  können,  allein  bei  der  grossen  ver-änderung 
der  territorialgränzen  hatten  i^ich  Cent-  und  Gno- 
grUfsohaften  w(^l  als.  gerichtssprengel  ehalten,  aber 
die  gewöhnliche  Verwaltung  der  Tenritorien  hatte 
sieh  davon  getrennt.  Diese  Iviar  bei  dem  damaligen 
raub  -  uüd  febdewesen  eine  militairische  geworden, 
und  der  mittelpunkt  derselben  musste  daher  immer 
in  eine' Burg  gelegt  werden.  Kleinere  und  selbst 
grössere  länder  betrachtete  man  deshalb  als  2i|behö* 
rungen  der  wichtigsten  Burg,  wie  zum  beispiel  Braun-' 
schweig  und  Lüneburg,  Mecklenburg  und  Werle, 
Würtemberg^  Baden,  Tirol  und  viele  andre.  In  grös^ 
sem.  Territorien  dageg^i  findet  man  eine  eintheilung; 
des  landes,  so  weit  es  nicht  Grafen  und  Herrn  un- 
terworfen war,  in  Burgvogteien,  deren  jede  aus  ei- 
ner Burg  und  einem  dazu  gehörigen  Landdistricte 
bestand.  Diese  eintheilung  in  Burgvogteien  lässt 
sich  am  deutlichsten  nachweisen  in  den  Marken 
Brandenburg  und  Meissen,  und  überhaupt  in  den 
Slavischen  ländern.  Dort  lag  in  der  langwährenden 
kriegerischen  steUung  zu  den  nachbarländern  ein 
besonderer  grund  ihrer  ausbildung.     Doch  darf  man 
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sie  laicht  fiir  eigenthumlidl  Slavisch  hahea  i),  da 
sie  im  wesdichen  Deutschland,  und  selbst  in  Frank«* 
reich  ebenfalls  vorkommt.  Im  Erzslift  Bremen  s.  b. 
erscheint  in  mehreren  Urkunden  eine  Vogtei  als  2it# 
behör  eines  Schlosses.  Erzbischof  Albert  versetzt 
im  j.  1376  das  Schloss,  Vogtei,  Amt  und  Weichbfld 
zu  Wildeshausen,  das  sein  4ind  des  Stiftes  ist,  im 
j.  1377  Schloss  und  Vogtei  zu  Thedinghausen  mit 
allen  zubehürungen ,  und  verfttgt  im  j.  1381  über 
das  Schloss  zu  Vorde  mit  der  Vogtei.  Im  j.  1386 
erhält  Johann  Slämestorp,  Probst  zu  Hadeln,  das 
Schloss  zu  dem  Langwedel  mit  aller  seiner  zabe-» 
hörung,  mit  Vogtei  u.  s.  Wi  als  ein  Amtmann  2)« 
Stadt  und  land,  bürg  und  land  gebölten  in  diesed 
fällen  zusammen,  indem  sie  unter  demselben  Vogte 
standen.  So  wurde  im  j.  1237  dem  Burggrafen  you 
Nürnberg  die  Verwaltung  Von  städt  und  land  Wien  3) 
übergeben,  als  gegen  Herzog'  Friedrich  von  Oest- 
reich  und  Steiermark  die  Reichsacht  vollstreckt  wer- 
den sollte.  Burgvögte,  Buk*ggra{en,  PrnefeeU,  CW- 
%lellüni,  kommen  in  allen  theilen  von  Deutsdilaad 
vor.  Diese  Burgvögte  muss  man  höchst  wahr^ 
scheinlich  unter  jenen  Dienstmannen  verstehen^ 
welche  Städte  und  Burgen  haften.  Sie  waren  i)ic 
die  eigenen  besitzungen  des  Herzogs  die  proceres 
potesMe,  und  als  die  Herzogthümer  gesprengt 
wurden,  blieben  sie  es  sogar  allein,  da  die  sub)icir- 
tenOrafen  und  Herrn  jetzt  vielmehr  als  majores  pri^ 

1)  Dies   ut^  die    aasidit   tqd  Barthold  gescliichte   Yon  Rügen 
und  Pommern  (Hamburg  1850.  8.)  1,  488  f. 

2)  Cassel  samnil.'  ungedruckter  Urkunden  184^  t91.  19o.  479  s. 
5)    —  terram  et  oivitatem  Wiennensem.     Chfon.  Glaustro-Nco- 

burg.  bei  Pez  Script,  rer.  Austr.  I,  4ö7. 
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ukgio  erschienen.  Allerdings  erlangten  viele  Dienst« 
mannen  ihre  besitzungen  ebenfalls  zu  erblichem 
rechte,  und  nahmen  hierdurch  mehr  den  Charakter 
von  majores  pripüegio  an.  Dagegen  verringerte  sich 
die  2»hl  der  unterworfenen  Herren  fast  in  allen  Iftn- 
dem  ausserordentlich  durch  aussterben  und  verar*« 
mung  der  familien ,  und  ihre  guter  kamen  auf  man- 
cherlei weise  an  die  Landesherm,  so  dass  von  die« 
ser  Seite  her  die  zahl  der  mujot*es  privüegio  wieder 
hinter  der  der  proeeres  potestate  zurücktrat 

Diese  proeeres  potestate,  diese  Burgvdgte,  mach- 
ten nun  aber,  nachdem  die  Geistlichkeit  sich  von 
den  Hoftagen  zurückgezogen  hatte,  zumal  in  den 
kleinem  Tepcitorien ,  den  eigentlichen  kern  der  Lau* 
desversammlong  aus.  Indessen  ist  es  in  den  mei« 
sten  fällen  schwer,  die  besdiaffeahek  der  Landes* 
Versammlungen  in  dieser  hinsieht  zu  erkennen.  In 
den  Urkunden,  welche  über  die  dortigen  verhand- 
hingen ausgestellt  sind,  werden  immer  nur  einige 
zeugen  aufgeführt,  und  oft  nicht  einmal  die,  weldie 
bei  der  Verhandlung  selbst  zugegen  war-en,  da  man 
die  Urkunden  hflufig  später  an  einem  ganz  andern 
orte  ausstellte.  Wir  linden  aber  dodi  unter  den 
Zeugenunterschriften  nicht  selten  Burggrafen,  Prae^ 
fecti^  CasiellanL  In  der  Urkunde,  durch  die  Mark- 
graf Woldemar  von  Brandenburg  im  j.  1319  Lenzen 
an  das  stift  Havelberg  abtrat,  sind  als  zeugen  na- 
mentlich aufgeführt  ein  Graf,  der  Schenk,  der  Mar- 
schall und  ein  andrer  Ritter,  und  die  Burgvögte 
von  Berlin  und  Pasewalk  i).     Auf  dem  Placitum  zu 


I)     —  Gcrhardus  Berlinrasi»  et  Wollcras  Poswalceasis   prepo- 
sili.     Rauxek  cod.  diplom.  Braadcnb.   f,  6. 
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DelHz  vom  j*  1233  waren  anwesend  die  Grafen  von 
Scliwar2bttrg  und  Stolberg  «nd  die  Burgvögte  von 
IVIetsläen,  AUenburg  und  Giebecicenatein  neben  vielen 
Rittern  i).  Wenn  indessen  hieraus  noch  nicht  auf 
die  eigenschaft  geschlossen  werden  kann,  m  wel« 
eher  diese  Burggrafen  und  Buiigvögte  auf  den  Lan- 
desversammhingen  erschienen  ^  so  ktanen  einzelne 
darstellüngeu  der  Chroniken  bisweilen  fibeiraschende 
aufschUidse  in  dieser  besiehung  geben»  Freilich  sind 
mir  nur  wenig  erzähhingen  bekannt  geworden,  in 
denen  die  Zusammensetzung  der  Landesversammlung 
aus  Burgvögten  deutUeh  hervortritt  Es  ist  aber 
kaum  zu  zweifeln,  dass  aus.  den  geschlchten  einzel- 
ner Territorien  noch  ein  und  das  andre  beis^l  wird 
hinzugefügt  werden  können.  Entscheidend  scheinen 
folgende  zu  sein« 

In  Thüringen  war  im  ji  1308  Landgraf  Dietrich  der 
jiingere  gestorben,  und  s^n  bruder«  Aflarkgraf  Friedrich 
vonMeissen,  machte  anspruch  auf  die  nachfolge  in  der 
Landgrafschaft.  Dies  war  eine  läge  der  dinge,  bei  wel- 
cher vot  allem  mit  der  Versammlung  des  landes  ver- 
handelt werden  mtisste  ^  umvonihr^die  anerkennung 
der  erbfblge  zu  erlangen.  Friedrich  berief  daher  eine 
Versammlung  nach  dem  Petersberge  bei  Erfurt,  und 
lud  zu  derselben  alle  Burgvögte  aus  dem  Thüringf- 
sehen  und  Osterlande,  und  viele  andre  Edle  dos  lan- 
des,  um  sich  mit  ihnen  über  die  erbfolge  zu  be- 
sprechen und  die  huldigung  zu  empfangen  2).      £$ 


I)     HoRN  Heinricitt  inostris  p.  M4. 

3)  —  siogitlos  adfocatos  terrae  Tbnriogiae  et  Orientalls,  mul- 
tosque  aliA«  nobUes  terrae  ad  se  Htteris  petitöriis  conTocavit, 
com  qHibut   ante   carnisprlaittm  placitalieaem   habuit  Erpbordiae 
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ist  sehr  beachtenswerth ,  dass  gerade  die  versamm- 
lang  der  Burgvögte  vollständig  berufen  wurde,  wäh- 
rend man  von  den  Edeln  des  landes  nur  eine  grosse 
zahl  zu  laden  für  nöthig  hielt  Dies  zeigt  am  deut* 
lichsteii,  dass  man  in  den  Burgvögten  eigentlich  das 
Land  vertreten  dächte,  während  die  übrigen  Edeln 
tiur  f&r  ihre  person  so  viel  rücksicht  fordern  durf- 
ten, dass  man  die  meisten  von  ihnen  ebenfalls  zur 
berathung  zog.  —  In  Pommern  w^ren  schon  das  ganze 
zw(dfte  Jahrhundert  hindurch  die  Versammlungen  von 
ahnlicher  beschaffenheit.  Eine  Urkunde  vom  j.  1188  er* 
wähnt  eine  allgemeine  Versammlung  aller  Barone  und 
Zupane  des  Herzogs  <).  Die  Zupane  waren  aber  die 
Vorsteher  einer  Burgvogtei,  Zupa.  Noch  deutKcher 
erkennen  wir  diese  Zupane  oder  Kastellane  neben 
den  Baronen  in  einer  nachricht  über  die  versamm« 
lung,  welche  Herzog  Wrntislav  I.  im  j  1128  nach 
Usedom  berief,  um  über  die  ahnabme  des  Christen* 
llmms  zii  verhandeln.  Hier  .werden  sogar  zwei  gat- 
tungen  von  Hauptleuten  unterschieden,  von  denen 
die  eine  grossem  provinzen^  die-  andere  einzelnen 
Städten  vorgesetzt  ist,  also  Landv^e  und  Stadt- 
vögte, und  beide  bilden  mit  den  Baronen  zui^ammen 

iti  nionte  sli  Pttri.  Chren.  SaBpetdimiii  bei  Ueuckbk  »cript  rer. 
Germ. 5,  317.  Die  littcrae  pctitoriae  erklftreo  bicIi  daraus, 
dass  das  recht  des  Landesli^rrn ,  eioe  versammluQg  zu  gebieten, 
Bocli  zweifelbafi  war.  Man  darf  daraus  nicht  el>va  den  schluss 
ziehn,  dass  die  vermmnilong  Icein  Landtag  sei,, weil  die  mitglie« 
der  nicht  zu  erscheinen  verpflichtet  wurden» 

i)  —  in  generali  conventu  et  consilio,  consensu  fere  omnium 
baronornm  et  suppanorum  snornm.  Dasocn  cod.  Pottiaier,.l,  47. 
uro.  20.  Vergl.  den  schluss  der  fuht  w.  il68  dAs.  p»8,^ro.  4^ 
wo  jrerhandelt  wird  in  prescalia  tociuspopitü  terra' coBTOcnti  in  con* 
cilium,  und  alt  zeugen.  auCtrek/en  3  doroini  princjpei«ndiSeattellaDi* 
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die  versammlttiig  i).  Diese  beiden  gattungen  von 
Bargvögten  sind  also  die  Pomraerschen  proceres  po*- 
iesiäte.  Im  j.  1287  beschlossen  die  Pommern,  nach 
dem  tode  des  Herzog  Mestwin  keinen  Landesherrn 
zu  wählen,  er  habe  denn  zavor  ihre  Privilegien  und 
das  bündniss  mit  dem  Bicithum  Kamin,  so  wie  mit 
den  Herzogen  von  Slavien  bestStigt  '  Zu  der  rer- 
Sammlung  sollen  die  Palatino  und  Kastellane  von 
Danzig,  Schwetz,  Beigard,  Tuohel  und  Dirschauin 
Beigard  an  der  Leba  sich  eingefunden  haben;  die 
Urkunde  aber,  in  welcher  jener  besehluss  aufge- 
zeichnet wurde,  ist  zu  Stolp  namens  des  ganzen 
landes  von  der  universitaa  Pmneranorum  ^  ausge- 
stellt 2),  beweis  genug;  dass  die  handelnden  sich 
als  eine  wahre  Landesversammlung  betrachteten. 
Hiermit  ist  eine  Verordnung  zu  vergleichen,  in  wel- 
liher  Kaiser  Karl  IV.  als  König  Von  Böhmen  im  j. 
1369  alle  Privilegien  gegen  die  Königliche  hoheit 
verbietet,  und  den  eid  bestimmt,  welchen  die  Böh- 
mischen Könige  zu  leisten  haben.  Sie  ist  nämlich 
an  die  Herrn,  Wladyken  und  Ritterschaft  gerich- 
tet 3)^  allem  atischein  nach  an  dieselben  personen, 
welche  die  gesammtheit  des  landes  bildeten.  Die  Bö- 
famischen  Wladyken  aber  schehien  in  dieser  Zeit  von 
den  Deutschen'  Bnrgvögten  nicht  verschieden  zu  sein. 


1)  —  bavonibus  et  eapitanoi«  toüus  proviiieUe  ac  praefecUs 
civitalam  coDTcntain  ipdixit.  Anonym.  d£  Tita  Sli  OUonis  o,  5 
i>ei  LiJDBV?iG  Script«  rer.   Bamberg,  i,  693. 

2)  ScBWARz  Pommcrscbc  Lebnbistorie  s.23o.  Bartbold  gcscb. 
>Qn  Rügen  «ad  Pommera  5^  43. 

3)  Urk.   bei  Goldast  de  regni  Bobelniae  juribus  %  2ü3. 
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w^nn  sie  gleich  in  der  titern  zeit  für  die  Familien- 
häupter  der  gemeinen  freien  gehalten  werden. 

Wenn  man  demnach  unter  den  Dienstmannen 
-  wirklich  die  Burg\l>gte  vorzugsweise  .zu  verstehen 
hat,  so  erklärt  sich  daraus  die .  erscheinung ,'  dass 
hie  und  da  die  Dienstmannen  auf  eine  ganz  eigen- 
tliümliche  weise  vor  den  übrigen  bestandtheilen  der 
Landesversammlungen  hervortreten.  Dies  findet 
man  unter  andern  in^  einer  Steirisehen  Urkunde  Vom 
jähre  1286^  in  welcher  den  Claustrales^  JUfmisterialeB, 
ComprovinciaUß  freiheit  von  willkürlicher  bedrückung 
zugesichert  wird  l  )•  Der  ausdruck  Comprorineia/es 
besagt  so  viel,  als  das  vorzugsweise  in  den  Oest- 
reichischen  ländern  üblicfae:  Landherrn  5  womit  der 
landsässige  Adel  bezeichnet  wurdCi  Unter  den 
Claustrules  ^  MiniateriiUea  und  CotnptH)vinciales  ist  also 
dasselbe  -  verhältiMss  ^  wie  auf  der  Fränkischen 
Reichsversammliing  unter  den  Bischöfen,  Grafen  und 
Baronen«  So  wie  es  dort  in  weltlichen  angelegen- 
heiten  hauptsächlich  auf  die  Grafen  ankam,  so  jetzt 
auf  die  Mimsieriales.  Dieselbe  Urkunde  spricht  da- 
her an  andern  stellen  nur  von  diesen,  und  räumt  ih- 
nen  namentlich  die  befpgniss  ein,  nach  dem  unbeerbten 
tode  desHerzogs  emen  neuen  Herrn  zu  erwählen  2). 
Wenn  in  BischöJfllchen  Territorien  in  dieser  zeit 


1)  P(e  aliquit  de  tnccetsoribut  suis  —  in  ministeriales  et  com« 
provinciales  nostros  impie  cradeliterre  pracsumat  agere.  —  Quis- 
quis  ergo  iile  fuerit,  qoi  rei^am  fliiminaHi  post  nos  habaerlt, 
circa  nostros  videlicet  claustrales,  ministeriales,  comprovinciales 
cet«  Caesak  annales  ducatus  Styriae  (Graeeii  1768.  fol.)  I,  785 
784. 

2)  Item  si  daz  idcm  sine  filio  decejMerit,  ministeriales  nostri 
ad  qaemcunqne  reüat,  divertant. 
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die  DiäastüaBiien  all^ia  auftreten,  so  hat  dies  frei- 
I!ch  nickt  eK>l¥ohl  in  einem  ghnbßhen  verkftltnisse 
dieser  letzlern  zn  4en  Landherm  seinen  gnuid ,  als 
Yiebnehr  darin,  dass'  es:  in  diesen  Territorien  ge- 
wiihnlich  Jkeinen  Adel  ausser  den  Dtenstmtoaen  gab. 


» 


DER  DRilltE    STAND. 

68.  Die  BÜtdEsehaft  v-«  jetzt  der  hauptbestand* 
th0tl;  der  LandesTersltmialnngen  -r^  erschien  jedoch 
fortwährend,  mcht  ohne 'jenes  fdelge  ihrer  Lehn- 
lente;,  waches  sidion.seil  geittniner  iseit  das  übri^ 
ger]^gere  yDlk.  ans; ihrer. umgeboDg. verdrängt  hatte; 
die  Grafen  und  Fteien  mit  ihren  Vasallen  u)ad  Dietist* 
Icfuten  und  /  die '  BMrggtiifen  mit  ihren  Burgpnfannen. 
Dieses .  verhältniss  bereiteste  des  aoftretea  der. Städte 
in.djen  XiC(nde&versai»mIi|ngen: vor» 

Es  diirf  hier :  als  bekannt  vorausgesetzt  werden, 
dass  sich  in  di^Mir;periode  die.  sjtädtisl^he  Verfassung 
bildete )  nud  dass  ^e.Stlldt^  vorzngsi^eise  da  sich 
erhoben,  wo  sie  dur.ch  eine  tüchtige  bürg  geschützt 
wurden.  In  den'  Städten  behielten  aber  die  Dienst- 
mannen  dei^  Btifghetnü,'  odifer  dife  Biirgmänneh,  als 
die  tapfersten ,,*  liieläersteh  und  besten  männer  nach 
dem  charaJKt^i:  der  .  damaligen  s,tandpi^Yer)iaItnisse 
ein  so  grosses  *  ß^ehn ,  dass  ans  ihnen  alle  städti- 
schen ämter  besetzt 'werden  tnnssten.'  Mit  diesen 
Bnrgmannen,  und  VorzugsTfi^ise  mit'  den  Städtischen 
Beamteji  er^chi^heii. die  Burggrafen  auf  den  Landes- 
Versammlungen.     Man  nndet  diese  .ZQ$amwenset«ung 

IS 
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der  Landesversammlüngen  isehr  genau  bteehrieben 
in  der  Chronik  der  Normandie^'  welche  ein  prosai-» 
scher  auszug  ans  dem  Romun  4e  Rou  ron  Robert 
Wace  1)  ist.  Sie  schildert  zn^ei  Versammlungen  unter 
Wilhelm  dem  eroberer,  eine  vom  jähr  1060,  die 
andre  vom  j.  1066.  Während  der  Roman,  dessen 
Verfasser  ums  j.  1200  lebte,  nur  noch  versammlan- 
gen der  Barone  kennt,  fuhrt  die  vielleicht  hundert 
jähr  jüngere  chronik  ansdrficklich  neben  den  Präla« 
ten  nnd  Rittern  die  Notabein  der  Normannischen 
Städte  auf  2).  Wer  diese  Notabein  waren,  das  sieht 
man  am  deutlichsten  aus  den  nachrichten  über  eine 
Versammlung  zu  Arras  iii  Flandern,  welche  im  jähre 
1127  über  die  ansprüche  Dietrichs  von  Elsass  auf 
die  Flandrische  erbfolge  verfaandefte^  Die  bürger 
von  Arras  hatten  die  andern  au«  ganz  Flandern  zu 
sich  beschieden,  und  die  versammelten  Städte  schwo* 
ren ,  dass  sie  einen  Grafen  des  landäs  wählen  woll- 
ten, welcher  das  reich  wohl  regieren,  dessen  rechte 
kräftig  gegen  die  feinde  aufrecht  erhalten,  mild  fär 
die  armen,  demüthig  gegen  Gott,  und  den  wfeg  des 
rechts  zu  gehn  beflissen  sein  w^erdel  So  schwor 
^'olpert ,  richter  von  Arras ,   imd  mit  ihm  alle  die 


i)  Le  Roman  de  Hf^ik  et  des  dact  de  PCormaiidie,  par  Robert 
Wacb,  publie  par  Pluqcet.  2  tom.  Rouen  i8St7«  8. 

2)  — ■  ü  manda  a  Gaen  TAreeTesque  de  Ronen  et  tous  les 
Eresques  de  la  Duchie,  Abbez,  Prieurs,  Gberalliers,  Barons  et 
gens  notables  des  bonnes  TÜIes  de  r^ortbmandie  et  avec  ce  y  fist 
porter  tons  les  corps  saints  et  notables  saintnaires  dn  pals  — 
Et  qnant  tons  furent  assemblet,  il  fist  Iqiz  et  ordonnances.  Bov- 
QUET  Script,  rer.  Call.  15,  221.  Die  beschreibung  der  zweiten 
Versammlung  (das.  s.  22£{)  wird  noeb  in  andrer  binsicbt  weiter 
unten  erwäbnt  werden. 
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bessern  unter  den  IMirgern,  namentlich:  aus  Ysen- 
dyke  der  Schöffe  Alard  mit  seiner  macht,  cum  nua 
poUntia^  aus  Oostburgh  Haiolus  mit  den  gewaltha- 
bern,  potesfatibus  ^  des  orts,  aus  Rödenburg  Hugo 
Berlensis  mit  den  tapfersten»  fortiotibusj  des  orts, 
nnd  aus  den  andern  orten  alle  die  tiq^fersten  und 
besten  O*  Aehnliches  finden  wir  auch  an  andern 
orten.  Jene  Pommersche  Versammlung  defi  jahres 
1128,  auf  welcher  wir  naeh  der  früher  angefahrten 
erzählung  neben  den  ßaronen  die  Landvdgte  und 
Burgvö^e  fanden ,  heisst  in  einem  andren  .berichte 
ein  i^gemeines  gespräch  der  vornehmsten  des  Reichs, 
9U  welchem  die  ersten ,  ptittMrew ,  Ton  Demmin  und 
den  pudern  Städten  zuisammen  kamen  2).  Diese  pri" 
mores  werden  nicht  die  Burgvögle  allein  gewesen 
sein,  sondern  man  wird  die  potentate^j  die  fßrtiores 
der  Städte  mit  darunter  zu  verstehen  haben. 

Hieripit  darf  auch  wohl  noch  in  Verbindung  ge- 
setzt werden  ein  bündniss ,  welches  im  jähre  1397 
die  stände  des  Ersstiüts  Bremen  mit  dem  Erzbischof 
Otto  schlössen«  An  demselben  nahmen  neben  der 
Ritterschaft  thdjl  die. gemeinen  Borgmänner  zu  Nuk- 
\^\n  Dietrich  von  jEllme ,  Woler  Lappe ,  Wilcken 
and  Klaus,  brüder  von.der  Kula,  Dietrich  Karle- 
hake,  Dietrich  Armendorf,.  Eggert.von  Borssloh» 
Gerdt  von  SteUen^   Rolf  Klencke ,  genannt  Kodde, 


I)  Gaibeht  Tita  Caroli  Boni  bei  Bouquet  Script,  rer.  Francic» 
15,  364.    Rabpsabt  $.  129  (3,  97). 

^)  —  generale*  principum  regni  sai  cplloqniain  -^  indisit, 
.ubi  CQnvenientibus  Timiaensis  cUitatis  aliarum^ae  urbium  primo- 
ribuB.  Andreas  de  yita  scti  Ottonis  3,  4.  bei  Lvn>EWiQ  Script, 
rer.  Bambergens.  1,  498. 

15* 
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ferner  die  gemeinen  Burgmänner  zu  Erdinghausen 
Johann  Bück,  Heinrich  Kreyenberg,  Seh  weder  von 
Wisch,  und  die  gemeinen  Burgmänner  zu  Wild^s- 
hausen  *)• 

Es  ist  in  den  meisten  föllen  nicht  möglich,   die 
beschaffenbeit  der  Versammlungen  in  dieser  zeit  ge- 
nau zu  erkennen.      Aber  häufig   sehen  wir  wenig- 
stens so  viel  mit  bestitnmtheit,  dass  nicht  der  prive- 
legirte  stand  allein,  sondern  auch  "andre  aiisserdem- 
selben  an  den  Verhandlungen  theil  nähmen,  und  zwar 
dann,   wenn  die  Prälaten  z agezogen  würdein,    eben 
sowohl  die  gemeine  Greistlichkeit,    als  das  gemeine 
Volk.     Hei^og  Rudolf  IV.  von  Oestrei^h  hielt  4.  Ih 
im  j.  1359  ein  gemeines  und  ofifenes    gespräch  mit 
allen  Landherrn,  Ritterii  und  Knechten  zu  Obstreich, 
die  dazu   gehörten   und    zu   rechten  zeit^a  gerufen 
wurden,  und  an  welchem  theil  nahmen  ,Valfe  geist* 
liehen  und  weltlichen  Fürsten ,    Prälaten  und  Pfar- 
rer,   Landherrn,   Ritter  und  Knethie;   und  alle  an- 
dern   seine'  getreuen    gemeinlich  in  seinem  lande 'zu 
Oestreich  2)."    Den  schiedfssptubh  der  Tiroler  stände 
vom  j.  1363  zwischen  Herzog  Rudolf  IV.  von  Oest- 
reich und  Margaretha  Maültaseh  eitheilte  in  ähnli^ 
eher  weise  neben  mehrem<  namlsntlich  fttt%ef&hrten 
Personen  von  der  Ritterschaft" uiict  den  Städten  „die 
landschaft' gemeiniglich,    edel  und  unedel,   arm  und 
reich ,  die  zu  der  Herrschaft  Tirol  gehören  3)."    Die 
Markgrafen   von   Brandenburg    schlössen   im  jähre 


I)    Urk.  bei  ItfENCKfiN  fidript.  rer.  German.  1,  594. 
'  2)    Urk.  ht\  RuKz  Oesterreich    anter  H.  Rudolph    dem  trerten 
(•Linz  I8M.  8.)  8.  521. 

5)     Urk.  daselbst  s,  381. 
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1280  €18  en  vertrag  über  eine  lai^fiteaer  mit  ihren 
Dieostmanneii ,  Rittern,  Knappen,  Lehiilenten  und 
jJLen  nntei^gfebeliw  i).  Noch  im  j.  1392  bewog  Graf 
Klaus  Yon  Hotetein  die  allgemeine  Volksverdamm- 
long,  dai^  febderecht  unter  den  bauern  abzuschaffen, 
Bacfadem  Kaiser  Karl. IV.  bei  aeiner  anwesenheit  in 
Lübeck  im  jähre  1376  dies  vergebens  zu  erlangen 
gesucht  hatte.  Auch  hier  waren  alle  stände  zuge- 
gen 2).  Diese  nnd  ähnliche  beispiele  zeigen  minde- 
stens, dass  man  fortfuhr,  die  Landes ver^ammhingen 
a}s  Versammlungen  des  ganisen  volka  9tt  betrachten, 
gleichwie  man  die  Fränkische  Reichsversammlung 
in  älterer  zeit  als  das  volk  der. Franken  selbst  an- 
gesehen halte.  In  den  Urkunden,  welche  nach  rath 
der  Ritterschaft  abgefasst  sind ,  werden  fast  immer 
neben  den  zeugea  noch  andere  gute,  eJbrbare  letite, 
boai  et  probt  hotnines,  in  allgemeinen  ausdrücken  als 
gegenwärtig  anfgeiuhrt,  und  man  darf  wohl  kaum 
aweifeln,  dass  hierunter,  wenn  nicht  ausschliesslich, 
doch  vorzugsweise  jene  übrige  menge,  jenes  gefolge 
der  Ritterschaft  gemeint  ist. 

68«  Man  darf  aber  auch  nicht  ausser  aoht  las- 
sen, dass  unter  gewissen  Verhältnissen  schon  in 
dieser  periode  grosser  werth  auf  die  Städte  gelegt 
wird,  ja  dass  die  Städte  hie  und  da  schon  so  neben 


i)  Ge^ckpi«  cod.  dipl.  Bran^cnb.  %  5^5. 
.  2)  Urk*  io  DmBYER  «ummlung  vernkiscbter  abliandlangen.  % 
ft007.  —  tint.des  to  rade  worden  mid  uosen  beder?en  mannen* 
Qlfss  unter  den  b.iedern  mannen  die  b/iuern  wenigstensf  mit  Ter- 
&tanden  werden,  ergibt  die  e.rzählong  in  Dbtthar's  Lubeckiscber 
cbronik,  herausgegeben  yon  Gkautofv  (Hamburg  18^9.  8.)  i, 
538.     MicHBLifiif  landesTcrtretuug  in  Schleswig  >  Holstein  s.  2*2. 
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den  übrigen  ständen  genannt  werden,  als  wenn  sie 
einen  regelmässigen  bestandthefl  der  Versammlungen 
ausmachten.  Zunächst  ist  in  dieser  beziehung  daran 
zu  erinnern,  dass  der  Sehwabenspiegd  die  pflicht, 
auf  den  Hoftagto  zu  erscheinen ,  auf  den  besitz  von 
Städten  und  Burgen  grfindet.  Sodann  sieht  man 
deutlich,  dass  in  den  Städten  und  Burgen  ganz 
hauptsächlich  die  kraft  des  landes  ruht,  so  dass  die 
Grossen  nicht  mehr  durch  ihre  persönliche  wüorde 
und  durch  ihr  amt,  sondern  allein  durch  den  besitz 
der  Städte  und  Burgen  und  durch  die  treue  der 
Burgmannen  gross  waren*  Bei  der  Thüringischen 
erbfolge  im  j.  1247,  bei  welcher  mehrere  prätenden« 
ten  auftraten ,  hing  die  entscheidung  lediglich  von 
der  huldigung  der  Städte  und  Burgen  ab.  Markgraf 
Heinrich  der  Erlauchte  wurde  von  vielen  Städten 
und  Burgen  als  herr  anerkannt,  aber  so  lange  ihm 
noch  einige  widerstanden,  konnte  er  seine  faerrschaft 
nicht  als  gesichert  ansehn  i).  Herzog  Friedrich  von 
Oestreich  und  Steiermark  wurde  im  j.  1236  auf  klage 
seiner  unterthanen  in  die  Reicl^sacfat  erklärt.  Die, 
welche  die  klage  erhoben,  waren  viele  Prälatien, 
Kirchen  und  Fürsten,  und  andere  personen  des  kirch« 
liehen  Standes  und  der  weltlichen  gewaltigen  2 ). 
Als  er  aber  fortfuhr,   das  land  gegen  sich  zu  erbit* 


i)  Heioricus  marchio  ¥€011  ad  ThuVingiam  et  plara  castra  et 
civitates  reccpit  in  potestatem ,  et  aliquibus  castris  et  cWitatibits 
recusanfibus,  tandcm  quibosdam  placitis  celebratis,  domina  So- 
pbia  ducissa ,  quiequid  juris  in  tcrram  Tfaaringiae  babere  debe- 
bat,  fidelitati  Heinrici  —  commisit.  Historia  de  landgraviis  Tbu* 
ring,  bei  PiftToaius  1, 1320.  V^eisse  gescb.  der  GharsScbs.  stateo. 
I,  272  f. 

2)     —  potentiae  sccularis.  ^ 
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tern,  waren  es  die  von  Wien  und  den  andern 
Stfidten,  und  die  Pienstmannen ,  die  in  beiden  Her- 
zogthfimem  sich  gegen  ihn  erhoben  t).  Als  Ers- 
bischof  Engelbert  II.  von  Köln  vom  Grafen  Wilhelm 
von  Jülich  im  j.  1271  aus  der  gefangensohaft  ent- 
lassen wurde ,  waren  es  die  Dienstmann^n  und 
Stfidte,  von  welchen  .der  Graf  die  Zusicherung  ver- 
langte, dass  sie  dem  Erzbischofe  hflife  und  rath 
versagen  würden  ^  wenn  er  die  sfibne  brechen  wol- 
le 2).  In  dieser  weise  tritt  die  Wichtigkeit  gewisser 
kaaptstädte  schon  sehr  früh  hervor.  Wien  spielt 
eine  grosse  rolle  in  den  kriegen  mit  Ottokar  von 
Böhmen  um  125(1  Die  gemeinde  von  Salzburg 
nahm  im  j.  1290  an  der  Bischofswahl  theil,  und 
eben  so  bürgermeister  und  rath  von  Regensburg  im 
jähre  1226  3),  Im  Herzogthum  Westfalen  werden 
schultheiss  und  bflrger  von  Soest  bereits  in  urkun- 


i)  Chron.  Clanstro  -  IVeobarg.  a4  a.  1^57.  bei  Pkb  icript.  rer 
Austr.  1,  4^7. 

2)  —  promittimas  Boblli  Tiro  Wilhelno  eonlCi  Juliaceati« 
quod  procurabimos  ilari  et  aMigaftri  sibi  ittfra  dnoi  meniet  p^tt 
Bostram  liberatiooen  Utteras  Marscalci  nostri  de  A.  et  G.  fratrig 
sui,  tdvocati  de  BuroUeini,  burggravii  de  Wolkenburg,  L.  de 
B.,  A.  de  B.,  Th.  de  V.,  L.  de  V.  dapiferi  in  Yscnborg,  G.  de 
Rodenberg,  burggrafii.de  Rudenberg^  sculteti  Susacienais  et 
frafris  sui,  H.  de  PI.  et  H.  IVatris  sui,  de  Susato,  de  Atten« 
darre,  de  Briloa,  de  Bicieugbusen  et  de  Essende  oppidornm 
sub.eadem  forma,  que  alii  ministeriales  et  oppidani 
nostri  se  obtigaat,  c|iMd  iiobis  nee  coosilio  oec  auxilio  aMt- 
Stent,  si  contra  formam  compositionis  faetara  et  ordinatam  inter 
nos  et  predictum  comitem  in  loto  vel  in  parte  yeniemus«  8ei- 
BEKTZ  urknndenb.  zur  Stats  -  und  Recbtsgescb.  des  Herzogtb. 
Westfalen  i,  437. 

3)  S.  oben.  $,  61. 
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den  von  1188  und  1197  als  zieugen  neben  Kapitel 
und  Grafen  aufgeführt  i).  Die  gesehäfte,  -,  welche 
die  urlcunden  betr^en,  wurden  zu  Soest  vorgenom* 
men.  Es  scheint  hier  und  bei' jenen  Bischofswahlen 
eine  Verbindung  der  Landes versaminlung  mit  einer 
Versammlung  der  Ortsgemeinde  zum  gründe  z«  lie- 
gen, etwa  in  ähnlicher  weise,  wie  wir -sie  bereits 
in  einem  Tiroler  gertehte  beobachtet'  haben.  In  dei^ 
that  war  es  zu  natürlich  ^  dass  an  dem  orte  dev 
Versammlung  auch  von  dem  geringeren  Volke  nie- 
mand zu  hause  blieb,  während  von  den  entferntem 
orten  nur  die  vomehinern  und'  mächtigen  ihren 
herm  und  vorgesetzten  hegleiteten« 


.f 


WIRKSAMKEIT  DER  RITTERTAGE. 

V 

70.  Die  Volksvertretung  in  den  Deutschen  ter- 
ritorien  war  also  ihrer  form  nach,  nicht  aber  ihrem  We- 
sen nach  verändert,  und  die  Landesversammlungen' 
w^ren  fortwährend  berufen,  gleich  der  alten  Fränki- 
schen Reichsversammlung,,  den  frieden  und  das  heil 
der  Kirche  und  des  States  zu  bewahren.  Dieser 
beruf  war  von  der  Fränkischen  Reichsver^ammlung 
unmittelbar  auf  die  Rittertage  übergegangen,  weil 
diese  sich  aus  jener  altern  form  der  Volksi^ertre- 
tung  auf  natürlichem    wege    entwickelten,    weil  sie 


i)     Seibebtz    urlsundcnbach    zur   StaU  -    und   neclitsgMÖli'   des 
Herzogtb.  Westf»Un  i,  ISO.  ISI.  i^% 
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keiae  erzeugnisse  einer  willkürlichen  anmassung 
waren,  wenn  gleidi  von  denen ^  welche  einen  platz 
anf  diesen  Ritterversammlangen  einnahmen,  manche 
durdi  anmassung  sich  za  ihrer  damaligen  Stellung 
hinauf  geschwnngen  hatten« 

Aber  dieser  beruf  ruhte  bei  dem  Mtterstande 
jener  aeit  auch  auf  denselben  grundlagen ,  auf  wel* 
die  er  bei  der  Fränkischen  Reichsversammlung  ge- 
baut gewesen  war.  Er  beruhte  darauf,  dass  die 
versammelte  Ritterschaft  alle  diejenigen  in  sich 
fasste,  denen  einzelne  theile  des  landes  zunächst 
untergeben  waren,  alle,  welche  kleinern  freien  und 
uhfrden  Volksgemeinden  vorstanden,  —  darauf  also, 
dass  jeder  einzelne  die  herrschaft  über  einen  be- 
stimmten bezirk  des  landes  hatte,  und  daher  das 
Interesse  derer,  über  welche  er  gebot,  bei  dem 
Herrn  zu  vertreten  schuldig  war*  Auf  diese  weise 
wurde  gewissennassen  durch  die  interessen  aller 
einzelnen  das  Interesse  des  ganzen  landes  darge- 
stellt. 

Diesen  Versammlungen  fehlte  also  zu  einer 
vollständigen  und  richtigen  Volksvertretung  nichts, 
als  die  büi^chaft,  dass  jeder  der  Stimmfuhrenden 
auch  in  dem  interesse  seines  bezirkes  das  des  Lan- 
desherrn wirklich  erkennen  werde,  jind  wenn  er 
das  wahre  interesse  seiner  untergebenen  kannte, 
dass  er  es  geltend  zu  machen  gesonnen  sei.  Eine 
solche  bürgschaft  konnte  nur  durch  die  fortdauernde 
und  starke  Selbständigkeit  der  kleinern  gemeinden 
gewährt  werden.  Allein  die  macht  der  Ritterschaft 
wurde  in  jenen  zeiten  so  gross ,  dass  die  alte  frei- 
heit  der  gemeinden  ihrem  untergange  nahe  war. 
In  der  folgenden   periode  begannen  diese  letztem. 
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ihre  Selbständigkeit  wieder  zu  erringen,    und   die- 
ser aufschwung  des  dritten  Standes  h&tte  zu.  einem 
glücklichem  ziele  fuhren  kOnnen,  wenn  er  alle  glie* 
der  desselben^   mit  gleicher  Wirkung  berfihrt  hätte. 
Aber  er  kam  zum  theil  zu  spät,  als  schon  die  wirk« 
samkeit  der  Landesversammlungen  vielföltig  unter- 
grabe» war.      Denn  in  den  meisten  und  wichtigsten 
fällen  war  den  Landesversammlungen  ihre  Wirksam- 
keit entzogen,    und  an  eine  kleine  anzahl  von  per- 
sonen  gewiesen,   welche  leicht  vergessen  konaten, 
dass    sie  nicht  beauftragte   des    Fürsten,    sondern 
Stellvertreter  der  Landesversammlungen  sein  sollten« 
Die  gerichtsbarkeit  war  an    ein   Rittergericht,    die 
Verwaltung  der  übrigen  angelegenheiten  des  landes 
an  einen  Rath  von  Rittern  gekommen.    In  dem  falle 
aber,    der   am  häufigsten   noch  zu . Versammlungen 
der  Ritterschaft  anlass  gab,    da  es  sich  nämlich  um 
gemeinschaftliche    Unterstützung    zur  befreiung  aus 
einer  landesnoth  handelte,    begannen  die  Ritter  im- 
mer mehr,  sich  als  einzelne  personen  mit  gesondert 
ten  Interessen,    nicht  aber  als  eine  in  einigkeit  han- 
delnde Landgemeinde  zu  betrachten.    Diese  Verhält- 
nisse  müssen  näher  erörtert  werden,    ehe  wir  uns 
zu  der   dar  Stellung   der   fernem   ent  Wickelung   der 
Volksvertretung  wenden  können. 


GERICHTSBARKEIT. 

71.  Besondere  stehende  gerichte,  welche  nur 
mit  einer  kleinen  anzahl  von  Rittern  besetzt  waren, 
traten  vorzüglich  deshalb  an  die  stelle  der  Landes- 
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versammlai^g^n ,  weil  das  Unwesen  der  fehden  und 
der  raubritter  dergestalt  überhand  nahm,  dass  es 
einer  beständig  gegenwärtigen  reohtspflege  bedurfte, 
welche  nieht  auf  das  langsame  und  seltene  zusam- 
menkomfhen  vieler  warten  liess.  In  Baiern  war 
schon  in  der  vorigen  periode  im  jähre  1136  ein  stän* 
diges  Hofgericht  von  Herzog  Heinrich  dem  Stolzen 
zu  Regensburg  niedergesetzt  i ).  Doch  mag  dies 
nur  f&r  gewöhnliche  und  weniger  bedeutende  fUle 
gewesen  sein,  denn  die  Herzoge  hörten  demunge* 
achtet  nicht  auf,  selbst  über  Streitigkeiten  der  Gro^ 
ssen  auf  den  Hoftagen  zu  richten  2).  Seitdem  Fried- 
rich IL  im  jähre  1235  einen  Hofriehter  fär  das  Reich 
ernannt  hatte ,  der  ihn  während  seiner  häufigen  ab«> 
Wesenheit  vertreten  sollte,  ahmten  mehret^  Fürsten 
dieses  beispiel  nach,  und  hörten  auf,  das  land  zu 
bereisen,  um  selbst  gericht  zu  halten.  Diese  Hof- 
richter  erhielten  bleibende  beisitzer  aus  der  Ritter* 
Schaft,  und  fingen  an,  ihre  Sitzungen  in  zimmern  zu 
halten,  welche  jedoch  noch  nicht  dem  Zutritte  ande- 
rer verschlossen  waren.  Man  nannte  daher  solche 
gerichte  bald  Hofgerichte,  bald  Kammergerichte. 

Es  war  indessen  nicht  die  absieht,  andre  als 
die  ernannten  von'  dem  urtheilfinden  auszuschliessen, 
und  überhaupt  war  die  sache  an  sich  keine  neue- 
rüng.     Denn  schon  in  älterer  zeit  konnten  die  ge- 


i)  Praetorem  qui  prafsideiido  joridicunclo  intentos  vice  sua 
fuiigeretar ,  Reginobiirgio  impooit.  Hochwarti  episcop.  Ratispon. 
catalog.  %  ^5,  bei  Okfele  rer.  Boicar.  scr.  1,  188.  Safiptl  von 
den  Hoftagrn  in  Baiern  in  den  heuen  abhandl.  der  GhiirfürsU« 
Bai^isohoii  akademie  4,  455. 

!2)     Sanftl.  8.  454. 
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iingem   Streitsachen  yon  einer  kleinen  anz^U  stan- 
desgenossen gerichtet  werden,  und  die  ganae  mass-^ 
regel  sollte  nur  bewirken,    dass  zu  jeder  zeit  eine 
genügende  besetzung  des  gefichts  möglich  sei.     An- 
dre standesgonossen)  welche  z^uföUig  zugegen  waren» 
durften  daher  fortwährend  an  dem  finden  und  wei* 
sen  des  rechtlichen  ausspruches  theil  nehmen.    Eben 
so  geschah  es  in  Frankreich.     Dort  findet  man  die 
«tehenden  gerichte,  welche  fortan  den  namen  Paria* 
mente  vorzugsweise  fahrten^    sc^t  Ludwig  IX,   dem 
Heiligen.    Dieser  räumte  ihnen  seinen  eigenen  palast 
ein,   in  dem    ein  sal  beständig  den  namen  chapihre 
de  Samt  Louis  beibehielt  i  )•     £r  verordnete  femer,  * 
dass  zu  einem  ^erichte  über  ^ie  erbschaftssache  ei* 
nes  Barons,   wemi   dicker  von  Pairs  gerictitet   zu 
werden  verlangte,    wenigstens  drei  Barone  berufen 
werden  sollten,   um  sammt  den  Rittern,    die. etwa 
sonst  noch  zugegen  wären,   das  urtheil  zu  föllen  2)« 
Diese  Unordnung  war  jedoch  zunächst   darauf  be- 
rechnet, dass  das  recht,    sich  von  Pairs  richten  zu 
lassen ,   nicht  sollte  durch  Königliche  willkühr  ver^ 
eitelt  werden,  und  sie  lässt  nur  entfernt  vermuthen^ 
dass  schon  damals  das  gericht  am  hofe  des  Königs 
ständig  besetzt  war.     Erst  Philipp  der  Schöne  gab 
der  einrichtung   im   j.  1302  festigkeit.      Er  schrieb 
vor,    dass  das  Parlament  zweimal  jährlich  gehalten 
werden,    und  eine  gewisse  anzahl  von  Königlichen 
Käthen,  nämlich  zwei  Prälaten  und  zwei  Laien,  oder 


1)  De  Lamdin'e   des  etat*  gencraux  ou   bisloire  des   asscinblces 
naIJoitales  €0  France  (Paris  1788.  8.)  p.  51. 

2)  Establissements  de  St.  Loais  i,  71.     Ord^nnaiiccs  da  Lou- 
vre  I,  165. 
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wenigstens  ein  Prälat  und  ein  Laie,  immer  aonweseiid 
sein  sollten,  um  klagen  zu  hören  und  zu  scbliclv 
ten  i).  Aber  noch  Philipp  von  Valois  fügte  der 
Verordnung  vom  IL  märz  1344,  dureh  welche  er 
das  Parlament  von  Paris  mit  dreissig  lebenslAnglich 
besoldeten  mitgliedem  besetzte,  die  beslJmmnng 
hinzu:  wenn  es  aber  den  andern  gefUlt,  ztr diesen 
gerichtssitzungen  zu  erseheinen ,  so  gefUUt  es  dem 
Könige  wohl,  dass  sie  komntfen,  iriber  sie  werdm 
keine  besoldung  eriialten-S). 

Es  war  sogar  gewöhnlich,  dass  die  parteiea 
eine  anzahl  befreundeter  standesgenosseii  mitbradi» 
ten,  welche  ebenfalls  an  der  Sitzung  theil  nähmen, 
eine  sitte,  die  erst  spät  ausser  ttbung  kam,  oder 
ausdrücklich  al^eschaA  Wurde«  So  sass  im  j«  1366 
der  Marschall  Von  Westfalen  mit  der  Tersammdten 
gemeinde  von  Soest  zu  gericht  ttber  einen  rechts* 
streit  zwischen  Artus^  von  Sweve '  und  dem  Soester 
bfirger  Rudolf,  genannt  Gedio,  wegen  gewisser  gti^ 
ter  in  Sweve,  und  der  streit  wurde  nach  dem  rathe 
der  beiderseitigen  freunde  beigelegt  3),  .  ;^och  im  j. 
1480  ersehienrai  in  dem  rechtostreite .  zwischen  den 
Grafen  Von  Ebersteiil  ufod  den  Edlen,  Von  Os^n, 
welcher  vöU  Herzog  Bbgisiav  X*  von  Pemm^n  zur 


r» 


3>-  Ordottoancet  äa  Lonvre  t,  SSiOi  S*  4.     ;  .       . 

.  -5)  v—  omnis  diMocdia,  -  «^ae  .  Fertebitar  inier  «M  biac  '  et 
indt  8up«r  praemisiis^  de  -cohsiUo  .aducdrujH  partla  .nUiugque  ta-* 
laliter  «oplta  quicvit,  . et -intetccssit  pleiia  e^  i^Ugvß.-  com^xiftUii) 
pirci$- 08Co)o  connraata.  -  S^wBäTZ  urkuDdenbucJi.  tun  4aod^«.4|« 
rechtsgesch.  des  Herzogth.  Westfalen  2,  417.  .,.  , . 
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gen  Tersammliingen  auf,  ivelobe  voramgsweise  der 
rechtspflege  wegen  gehalten  wurden.  Am  iinent- 
behrlichsten  schienen  sie,  um  die  yeräussecungen 
von  grundbesitzuBgen  zu  bestätigen»  welche  nadi 
altem  herkommen  vor  dem  ganzen  versammelten 
Volke  vorgenommen  werden  mussten,  uiid.  manche 
Provinzialversaatinlungen  scheinen  wirklich. fast  nnt 
dieses  Zweckes  wegen  regelmässig,  getedten.  zu 
sein.  Allein  im*  laufe. des  dreizehnten  Jahrhunderts 
hörte  diese  Übung  auf,  und  die.regelmSssigen  Volkst 
vei:sammhingen  fielen  ia'gcää^sem,  wie  in  kleineni 
bezirken  we^*  Die  bestimmung.  des  Sachsenspie- 
gels; bhne  Echtes: Ding. soll  niemand 'Seinierbgutund 
seine  leute  vergeben  ))>  ^^^  sdion  im  Schwabens^ie- 
gel  f^  gewiss  nicht  duri6h  Zufall  -^  weggeblieben» 
In  den .  /Städten  war  es  schon  im  anfange  dieses 
Jahrhunderts  üblich ,  <£e  veräussenmgen.  von  grund* 
Btudken  nicht  vor  der  ganzen;  gemeinde, .  sondern 
vor  dem .  Raihe .  vorzunehmen  ^).  Ausserhalb  der 
Städti3..sah  maa  fsich  seit  dein  anfange- des  tiersehinr 
ten  jahrhianderts  ebenfalls  genöthigty  ^nenverltas^ 
aetUB^n  eitten  and^*n  eifsatz  für  di^vinäxt  meKr'  zu 
bewirkende  offentUchkett  zu  vetrschldBEem  -Mai^  be? 
gnügte  sich,  von  vrillkührlich  gewählten  standesge* 
nosS'en  ein  gericht  liir  den  einzelnen  fall  zusammenzur 
setzen,  und  von  dem  gehetenen:und  geikorenen  richr 
ter  eine  Urkunde  ausstellen  oder  wenigstens  besie- 
geln zu  lassen  3),  was  denn  aber  voraussetzte,  dass 

i)     Sichs.  landr.   I,  £$2.  S-  1*       '  . 

3)  Nen  eghcn  miick  iRen  laten  ane  gherichtc:  wat  mcn  aver 
vor  dcme  riifle  iovet  oder  bekant ,  dat  scal  mea  Holden*  Goslar- 
acke  statutca  bjei  Göscuefi  ^,  55* • 

5)     Wi  her  üiniric  Buc^  ridclere^^eD  ghebeden  npd  .^n^Uekp* 
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dieser  gewfliMe  rtchter  siegelmäasig  war,   das  ist, 
daas  er  herrschaft  hatte. 

Eine  tbSdgkeit,  welche  wentf^tens  hinßg  mit 
der  geriehtUchen  nahe  verwandt  war,  blieb  den 
Landesversammlungen  noch  immer.  Dies  war  die 
verbessernng,  emenening,  verändemag  oder  neue 
aufiitelliing  von  rechtsregeln,  mit  andern  worten, 
die  theitnahrae  an  der  geaetzgebong.  Es  findet  sieb, 
dasa  die  Bairiachen  Herzoge  Lndwig  und  Heinrich' 
im  j.  1254  mit  Grafen,  Freien  nnd  Dienstmannen 
des  Reichs  und  des  Herzogthnms  eine  versammlnng, 
ein  Judicium  zu  Nabbarg  hielten,  wo  beschl&sse  ge* 
fasst  wurden  ftber  ansrentong  der  wfilder,  veriasse* 
rang  der  Lehen,  erbaaong  von  vesten,  and  heirathen 
der  IHenstmannen  i).  Diese  dinge  betrafen  aller« 
dings  hanptsiehlich  das  Interesse  der  Rittersdiaft. 
Indess  kann  man  doch  wohl  nieht  annehnein,  dass 
die  Versammlung  ein  blosses  Lehngericht  gewesen 
sei.  In  den  Bravnschweig*  Liinisburgschen  landen 
erkannte  Heraog  Albert  im  jähre  1311  nach  deni 
ausspräche  seiner  Dienstmannen  nnd  getreuen,  dass 
jeder,  wes  Standes  er  sein  möge,  seine  c^ter  mit 
der  nSclisten  erben  erlaubniss  frei  ve^iosseiiidfirfe  s). 


ren  ricLtere  TOn  beyder  wegliene ,  de  in  dtiMB  hteift  gliMcrcvrn 
•tat,  dot  witlie  u.  t.  w«  Dies  nnd  fthnliclie  beispicle  in  t.  Ho- 
»MiMEs«  Diepholzer  urknndenbuob  (HannoTer  1843.  4.)  ■•  154  f. 
pro.  554.  355.  357.  565.  507 -^370.  577. 

t)  Faeibbsg  gesch.  der  Bair.  Landstaode  I,  153.  Jodieann 
nennt  es  Dochhee  gesch.  ▼.  Baiem  5,  136«  not.  e.  Die  ark. 
scheint  nicht  gedruckt  zu  sein. 

2)  «-  in  praemissa  sententia  generali  praesentibns  suis  mini«* 
sterialibus  et  fidelibos  nnllo  contrndieente  dictata   et  inventa  (ge- 

16 
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Im  jähre  1333  machte  Herzog  Oito  mit  den  Vasallen 
eine  Verordnung  wegen  der  nntznn^srecfate  (acht- 
Wort)  iii  den  hotzungen  wüster  dörfer.  '  Endlich 
Herzog  Ernst  von  Grubenhagen  erkannte  im  j.  1338 
mit  seinen  Vasallen  für  gemeines  recht,  dass  der, 
welcher  ein  gut  oder  einen  zehnten  fiir  gewisse  ein« 
künfte  an  körn  oder  geld  gedinget  oder  gekauft  und 
in  besetz  genommen  habe,  zufiäUigen  schaden  leidej» 
und  übernehmen  müsse  i )«  Im  Bisthum  Lüttich 
machte  die  Landesversämmlung  zu.  Fex  im  jähre  1317 
ein  gesetz,  dass  alle  mörder  künftig  mit  landesver- 
Weisung  bestraft  werden  sollten  2).  Im  Bisthum 
Brixen  ordnete  der  Bischof  im  j.  1339  mit  dem  Ka- 
pitel ,  dem  Grafen  von  Tirol  als  schirmvogt  der 
Kirche,  und  allen  Dienstmannen  strafen  für  tod« 
schlag  und  verschiedene  ändere  vergdken  an,  verbot 
alle  fehde  und  selbsthülfe,  und  liess  von  allen  waf- 
fenfähigen männern  des  landes  den  friedenr  be« 
schwtoen  3).  König  Heinrich  von  Böhmen  setzte  im 
j.  1313  als  Graf  von  Tirol  mit  seinem  weisen  und 
getreuen  Rathe  und  seinen  Dienstleitfen  ein  recht, 
auf  welche  weise  schädliche  männer  und  firauen 
durch  zeugen  überfuhrt  werden  sollten  4). 


nviesen  und  gefunden).  Bodb  beitrag  zu  der  geschichte  der  Fen- 
dalstände  im  Herzogth.   Braunschirejg  8.  6* 

1)    Bodb  das.  s.  7. 

9)  —  toCa  patria  Leodiensis  coogregata  apud  Fesche  conniren- 
tibus  cnnctii.  CoaNSLii  ZAHTfLiBT  cbron.  bei  Maktbiib  coUectio 
aalpliMima  S,  174. 

5)  Omnis  bono,  qni  potest  arma  deferre,  pacem  juret  Urls. 
in  ▼.  HoBMATa  beitrige  zur  gcscbiebCe  Tirols  im  miltelaiCer  i, 
«70  f.  # 

4)    HoBMÄYB  beitr.  z.  geieb.  Tirols  I,  509. 
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D!ese  und  ftÜnUche  befspiele '  bew^en  zugleich 
liitilAnglich,  dass  die  Ritterschaft  sich  wirklich  als 
die  liandesTersammliing  betrachtete,  dass  noch  Ibrt* 
während  Landesversamniltingen  bestanden ,  wenn 
sie  anch  sdtner,  als  sonst,  thätig  wurden«  Sie  sei- 
gen  ferner,  wie  bei  dergleichen  besehltlssen  enU 
weder  der  gestchtspuniLt  eines  Weisthums,  d«  i.  eU 
ner  aUgemeinen  gerichtlichen  entsefaeidong  ohne 
anwendnng  anf  einen  einzelnen  fall,  nach  unserer 
denkweise  eines  Präjndizei^,  oder  der  einer  Verabre- 
dung der  Volksgemehide)  einer  Willkühr,  oder  nach 
heutiger  redeweise  einer  autonomischen ,  Vertrags« 
weisen  bestimmupg  vorwaltete.  Insbesondere  sieltf 
man  an  dem  beispiele  von  1311,  wie  selbst  die  form 
der  Verhandlung  der  glich,  nach  welcher  in  einem 
reohtsstreite  ein  uHheil  gefragt,  geAmden  und  ge- 
wiesen wurde.  In  diesen  gesichtspunkten  liegt  na- 
mentlich d^r  gnind ,  weshalb  man  bei  solchen  flllen 
Immer  einen  wahren  beschluss  der  Landesversamm- 
lung  verlangte  i),  während  in  andern  f^len,  wo 
irgend  etwas  zum  heile  des  landes  geschehen  sollte, 
die  Versammlung  nur  alfi  rathgebend  erscheint^ 

Indessen  tritt  In  diesem  Zeiträume  doch' auch 
schon  der  gesichtspunkt  hie  und  da  hervor,  dass 
der   Landesherr    wirklicher   gesetzgeber  in   seinem 


I)  In  dem  urtheile  des  ISrtbiftcliofs  Ronrad  TOn  Köln  Tom  j, 
1^99  Aber  burgermeister  und  scbölTen  ron  R8In  wird  besonderg 
bemerkt»  man  babe  die  yersammelte  menge  befragt,  ob  sie  den 
bescbluts  billige  oder  ob  jemand  ein  besseres  urtbeil  tu  finden 
"Vfisse  t  allein  die  meittnng  sei  Von  allen  einitimmig  gebilligt,  dnd 
kein  Widerspruch  »ei  laut  geworden.  Apologla  des  Brtzstiffl« 
Gdllen  %  Sa  nro.  14.  Sehnlich  wurde  in  dem  aeite  34t  note 
2  crwftbnten  falle  rcrfabren. 

16* 
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Lande ,  gleich  wie  der  Kaiser  im  Reiche  sei.  Eine  Ur- 
kunde des  HerSBOgs  Otto  von  Braunsohweig  -  Lünebafg 
vom  j.  1305  sagt,  im  eingange :  ,,die  göttliche  Vorse- 
hung habe  die  Fürsten  und  Grossen  der  erde  des- 
halb bevorzugt,  damit  sie  den  übrigen  menschen  den 
genuss  der  ruhe  und  des  Friedens  versdiaffen  sollten. 
Dieses  zeige  sich  deutlieh  in  dem  dnsehn  des  ge- 
setzgebers,  welcher  freiwillig  sich  der  arbeit  unter- 
ziehe, um  seinen  untergebenen  ruhe  und  friede  zu 
bereiten  i )."  Man  sieht  hier  schon  Fürstenamt, 
Friedensstifter  und  Gesetzgeber  als  unzertrennliche 
begriffe  gedacht,  die  Gesetzgebung  als  nothwendi- 
gen  ausfläss  des  Fürstenamtes  aufgrfasst> 


BERATHüNG    DES    LANDES. 

73.  Auf  ähnliche  weise  ^  wie  die  Hofgerichte, 
entstand  um  diese  ^eit  ein  besondrer  stehender 
Rath  der  Fürsten,  welcher  ebenfalls  aus  der  Ritter- 
schaft des  landes  gebildet  war,  und  in  den  gewöhn- 
lichen fallen,  weldie  den  rath  der  Landesversamm- 
lung zum  besten  des  landes  erforderten,  zur  band 
sein  sollte.  Dieser  rath  glich  also  dem,  welchen 
wir  bereits  am  Hofe  der  -Fränkischen  Könige  finden. 
Bald  nach  der  auflösung  der  Herzogthümer,  ja  zum 


1)  —  qaod  legis  latoris  anctorita«  liqnido  inaiilfesUI  asseren- 
tis  0«  Yoluntarios  labores  appetere ,  nt  suis  avbditia  pacem  pre- 
paret  et  quietem.  Cambi.  samml.  ibigednickter  Urkunden  (Bre* 
men  1768.  8.)  s.  325. 
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theil   noch   früher,   erschetnt   er  In  den  einzelnen 
Fürstenthftmem.     Im  jähre  1170  tritt  anf  einer  Lan- 
desversammlung ,   Botding,    zu  Havelberg  einer  der 
ersten  im  ratbe  und  im  palaste  des  Markgrafen  iron 
Brandenburg  als  Sprecher  auf  i).    Von  Herzog  Ber- 
thold dem  Reichen  von  ZSringen  wird  erzShlt,  dass, 
als  er   im  jähre  1198  von  mehreren  Fflrsten   zum 
Römischen  Könige  erwählt  wurde,   seine  Räthe  ihn 
bestimmten,    die    wähl  nicht  anzunehmen  2).      Als 
Herzog  Ludwig  von  Baiem  fan  j.  1963  als  schieds« 
richter    die   lande  Görtz   und   Tirol   zwischen    den 
Grafen  Meinhard  und  Alberf  theilte,  hörte  er  unter 
andern   auch   die  Räthe  der  beiden  Grafen  3 ).     In 
Braunschweig  -  Lflneburg   werden   zuerst    die  forst- 
lichen Räthe  im  j.  1967  als  theihiehmer  an  den  Ver- 
handlungen   genannt,    welche    die  söhne  Ottos  des 
Kindes  über  die  erste  theilung  des  landes  pflogen  4)« 
In  den  jähren   1299  und    1996  wird   abermals    der 
Herzogliche  Rath  zu  Braunschweig  erwähnt  5 ).     In 
Mecldenburg  findet  er  sidi  in  den  jahr^a  1257  und 
1287  6). 


i)    BocMMLS   gesell,  der  Cliarm»rk  Bffa»4ettVarg  4,  urk,  0. 17« 
%)    Otto  ab  st.  Blasio  c.  46  bei  Uk^tiuus  I,  223.       Pfis^b» 
gesch.  ▼.  Sckwaben  2,  271^ 

3)  Urk.  bei  ▼.  Horhayr  beitrage  zur  gesck.  Tirols  1,  312. 

4)  —  praesentibus  utriusque  eonsiliarils.  Urk.  in  Ortgioes 
Gaelfieae  4,  fMraef.   p.  14. 

H)  Urkk.  bei  BBHTHBin  Br.  Lfliieb.  cbroniea  s.  327.  £892.  Die 
eratere  ist  dort  irrig  als  Gettingiscke  nrknnde  bezeicbnet.  Ebath 
bislor.  nachricht  von  dm  Br.  LOneb.  erblkeiluagen  s.tO.  not.  27. 

6)  nuDiiOFF  codex  diplom.  Megalopolit.  nro.  IS.  47.  »on 
LÜTzow  Tersucb  eiiier  pragmat.  gcscb.  ▼•  Mecklenburg  ^414. 
not.  z. 
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Die'  mit^iedier  dieses  Raths  sind  in  dieser  pe^ 
riode  immer  aus  dem  Herrn*  und  Ritterstande«  6e* 
M^öhnlich  ist  demselben  noch  ein  geistlicher  als  aus^ 
fertiger  der  Urkunden  und  gejehrter.  ratbgeber  beir 
gegeben«^  Von  dem  erstem  geschäfte  führt  jer  den 
namen:  Kanzler,  Bisweilen  war  aber  noch  ein  be* 
sonderer  Schreiber  neben  ihm  angestellt,:  .I>er  Kan^ 
1er  war  meistentheils  einer  der  angesehenem  geist; 
liehen  des  landes,  und  nicht  selten  wurde  durch 
herkommen  oder  au^dr6ckKcbe  bestimmung  diesd 
würde  an  eine  bestimnite  Prälatw  gekntipft«  So  war 
das  amt  des  Kanzlers  Ton  Flandern  schon  seit  1089 
ein  recht  des  ProbsteS  yon  St.  Donas  in  Brügge  i)» 
und  eben  so  war  es  vieUei^t  in  Brannsehweig  mit 
dem  Probste  Yon  St.  Blas4ns^  der  seit  1296  f^)  dfter 
an  der  spitze  des  Her^df^hen  Rathes-  erscheint^ 
Auch  in  KastUien  war  der  Erzbischof  von  Toledo 
vermöge  seines,  amtes  Kantler  des  Reichs. '  Es  soll 
dies  von  König  AUbns  X*  angeordnet  sein  9  In  aner«* 
kennung  der  Verdienste  des  Erzbischofs  Roderioh 
Scmenus,  der  durch  eigne  aufopferung  und  dnrch 
seine  flirsprache  bei  der  versammelten  gelstlichkeit 
bemüht  gewesen  war,  die  last  einer  hungersnoth  zu 
lindern  3).  Einem  solchen  Prälnten  gab  seiwe  würde 
und  gelehrsamkeit  den  obersten  rang  unter  den  Rä- 
then,  und  er  konnte  gewissermassen  als  stellvertre* 
ter  des  geii^tlichen  Standes,  so  wie  die  andern  Räthe 
als    Stellvertreter    der   weltlichen   gross^ii^    gelten* 


I)    Wamtkörig  FlandrUehe  sUto*  uad  rechlsgesekidite  1,  W2. 
3)    Urk.  in  Bbhtheiem  ehron.  s   Ö92.  IS9&. 
3)    J.  Mariaha   de'  rege   et  ioitilnltone  regit  Itb«  i.    c«p.  10. 
(Moguutiac  IGOä.  8.  p«g.  95). 
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Auch  pflegte  ifam  vhAI  die  auibewaluniiig  des  Fürst«» 
liehen  siegela  anvertranet  zu  sein. 

Hie  und  da  kommen  jedoeh  auch  niedere  geist- 
liche, etwa  die  beichtväter  der  Fflrsten^  als  Kanzler 
voT^  wie  z.  b*  ein  priester  Eberhard,  der  im  j.  1188 
eine  beberolle  als  Kapellan  seines  herrn,  des  Gra*» 
fen  von  Dalen,  verfasste  i), —  ein  pfarrer  Johann  von 
Schorbheim  zu  Bsaaoh  bei  Rotenburg  in  Hessen^ 
der  im  j.  13B8  Kapellan  und  Rath  des  Grafen  Gott« 
firied  von  Ziegenhain,  und  ei»  jähr- später  K^»e|lan 
und  HeimKdier  des  Landgrafen  HeiBrieh  des  Eiser- 
nen von  Hessen  war  <)• 

Die  wähl  devRäthe  hing  zwar  in  der  regd  von 
der  willigte  des.  Fürsten  ab ,  aber  häufig  wurd^ 
mfarideiHens  4er  Ltuidesversamnilung  zugesagt,  dass 
k^  ausUnder  in  denselben  aufgenommen  werden 
solle,  dass  er  vielmehr  nur  aus  denen  bestehen 
dirfe,  welche  als  mut  di§nita$,  mu  den  Grossen  des 
landesgdidrettd,  auch  das  interesse  des  landes  lien* 
nen,  und  «lern  ^eigenen  interesse  nicht  unterordnen 
würdem  So  zl  b.  in  Niederhaieni  im  j.  13S4.  in« 
dessen  geschah  ^  dergleichen  meistens  erst  in  der 
feigenden  periode,  in  welcher  diese  Rithe  über- 
hftttpt  einen  weit  grossem  einflnss  auf  die  entwicke-t 
lang  der  Volksvertretung  bekamen. 

74.  Diese  Fürstlichen  Räthe  rissen  aber  d0ch 
mdit  die  ganze  Wirksamkeit  der  Landesversammlun- 
g^i  an  sfcl\;.  In  einer  grossen  menge  von  Urkunden 
finden  wir  ausdrücklich  bemerkt ,  dass  sie  mit  rath 
der  Vasallen  und  Getreuen  abgefasst  sind,  und  in 


I)     KiNBLiNGEE  MüDsteriscIie  beitrage.  S,  ark.  8.  81. 

%    Lakbaü  die  RittergeftellsGliaften  in  Hessen  •.  45.  not.  t. 
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einigen  l&nißrn  liiess  die  Landesveroammlpng  selbst 
der  hohe  Rath  des  landes. 

Manche. sind  wohl  der  meinung  gewesen,  dass 
auf  die  formel  in  den  Urkunden,  nach  welcher  mit 
rath  und  znstimranng  der  getrenen  gehandelt  sei, 
nicht  allzuTiel  werth  gelegt  werden  dürfe.  So  wie 
man  häu6g  Ritter,  welche  znföllig  sich  in  der  am* 
gebung  des  Fürsten  befanden,  als  seug^  erwähnt 
habe,  so  sei  auch  wohl  ein  gesohSft  mit  denselben 
besprochen,  nnd;  wemot  sie  es  ^billigt  hfttten,  eine 
beraerkung  darüber  in  die  Urkunde  gesetzt,  ohne 
dass  man  deshalb  die  berathung  mit  den  getreuen 
für  eine  nothwendi^eit ,  .  für  eine  rechtliche  Ver- 
pflichtung des  Festen  halten  dürfe.  Eb^i  so  seien 
auch  die  ausdrücke:  raih^  %usiimmun§^  wittenj  MUfe 
durchaus  ungenau  gebraucht,  und  häufig  eins  för 
das  andre  gesetzt 

Äll^  dem  ist  nicht  so.  Schon  eine.  oberflScb* 
liehe  vergleichnng  irgend  emer  urkunde»siammlung 
lehrt,  dass  zwischen  rath,  hülfe  und  Zustimmung 
immer  ^ehr  genau  ilBlerschieden.  wird,  und  nicht 
leicht  wird  eins  oder  das  andre  irgend  wo  erwähnt 
sein,  wo  es  allen&Us  hätte  entbehrt  werden  kSnnen. 
Zustimmung  kommt  häufig  bei  veräusserungen  vor, 
nämlich  die  Zustimmung  des  Kapitels  bei  veräusse« 
rangen  von  kirchlichen  gutem,  und  bei  weltlichen 
die  Zustimmung  der  nächsten  erben.  Sie  wird  be* 
zeichnet  durch  die  ausdrücke;  essensua^  eensenms^ 
wissen  und  willen,  willen  und  vollborth.  Auch  wird 
wohl  noch  der  zusatz  gemacht:  mit  Zustimmung  aUer 
derer,  welche  ein  recht  daraufhaben,  quorum  inter- 
est.  Die  Zustimmung  der  Vasallen  oder  Ritter  da- 
gegen kommt  äusserst  selten  vor.    Oft  steht  die  zu- 
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stimmmig  des  eiaen  und  der  rath  des  andern  nnmit- 
telbar  neben  einander.  Im  j.  1248  z.  b.  iibe^giebt 
Herzog  Swantopolk  von  Pommern  dem  Klöster 
Dargun  zurei  d^rfer,  um  auf  denselben  ein  neues 
Kloster  anzulegen :  $um  eonsemmi  het$dum  meorum 
Mesiwini  W  W^riMu,  ae  banmum  me&rmm  conmho  1). 
Im  J.  1387  übergiebt  Janker  Nioolans  von  Meoklen- 
burg-'Werle  der  Stadt  Malohow  einen  see  mit  dem 
guten  willen  seiner  mutter  und  hrttder  und  mit 
raflichem  radie  seiner  Räthe  2).  Im  j.  1313  veikau* 
fen  die  Herzoge  von  Sachsen  der  Kirche  au  Brau* 
ctoliburg  eine  vilia:  de  eansmm  ommum^  Quorum  mi- 
iei'eai,  0i  de  maimra  eoneiHo  eeneüiariantm  neeUwwn, 
und  Herzog  Rudolf  von  Sachsen  erlSsst  der  Stadt 
Wittenberg  im  jähre  1354  einen  zins:  mit  willen  un- 
ses  herm  unses  vater  und  mit  radie  unser  manne  8). 
Der  ausdrucke  dass  etwas  mif  hülfe,  cum  auxi* 
lioj  der  Mannen  gesohehen  sei,  kommt  im  ganzen 
seken  vor,  und  bedeutet  dann  entweder  eine  wirk- 
Sehe  unterstOtzung  des  geschäftes  duroh  eine  Steuer, 
oder  die  befestigung  desselben  durch  versprechen 
der  gewfihrleistnng ,  oder  eidliche  bestflrkung  von 
Seiten  der  Ritter  4 ) ,  die  dann  als  bürgen  Ar  die 
giütigkeit  desgeschäfts  und  für  die  erfttUuag  des 
versprochenen  auftreten. 


I)    Litcii  lf«dilett%iivgi«elie  nvkmidfo  t,  8K* 

S)    Urk.  bei  RoMorr  cod.  dipl.  liUtariae  Megapolifaiaae  8.  I3S. 

5)  Uffk.  bei  ScndTTCsn  et  Kanti«  diplomat  et  §eript.  5,  405. 
419. 

4)  Z.  b.  urk«  über  eioen  fricdensTertrag  zwiichen  EgQO,  er« 
wibltem  Bieebof  t.  Brixeiiy  aad  Meinbard,  Graf  ▼.  Görz,  Tom  j. 
1241  y  bei  ÜoavAYa  beitr.  zur  gesch.  Tirols  i»  «^53. 
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Hftußger  findet  man  nim  aber,  dalss  die  lir* 
knnden  mit  rath,  mit  rafem-  rathe  der  Ritter  mid 
Getreuen  ausgestellt  werden.  Hier  kann  man  bis«- 
weilen  s^weifeln,  ob  die  ganze  Bitterseliafi ,  oder  mir 
die  Fürstlichen  Räthe  gemeint  seien,  ob  der  Furi^ 
KfAt  der  Landes  versammlang,  oder  nur  nut  den  zu« 
fillig  anwesenden  verhandelt  habe  i).  Bisweil^  ist 
auoh  die  Versammlung  nur  ein  Lehnbof  2)«  Allein 
in  den  meisten  fällen  muss  man  annehmen,  dass 
aoldie.  Urkunden  auf  Landeaversammlungen  entr 
sprangen ,  oder  wem^^is  über  handlangen  ausge* 
stellt  sind,  welche  auf  Landesversammhingen  vor«* 
genommen  wurden.  In  der  that  stehep  dergleichen 
fi>rmeln  in  den  Urkunden  keineswegs  so  h&ufig , .  als 
es  der  fall  sein  milsste.,  wenn  sie  nur  eine  zufiHfige 
oder  gewöhnliche  besprechung  mit  den  am  hofe  des 
Fürsten  anwesenden  ausdrückeil  solketf«  Bei  weitem 
in  den  meisten  fidlen  werden  die  Ritter  in  den  ur- 
kmiden  nurals  sengen  imfgefahrt,  und  es  l&sst  sich 
vielleicht  sogar  ziemKoh  genau  angeben,  in  welchen 
föUen  die  erwähnung  des  rathes  der  Vasallen  üblich 
war.  Sie  soheint  nämlich  fast  nur  da  vorsukommi^ 
wo  entweder  die  Ritterschaft  irgend  eine  misshellig« 
keit  zwischen  dem  Fürsten  und  andern  peTsonen 
vermittelt  hatte,  oder  wo  die  einkünfte  eines  Fiii> 
stenthums   geschmälert  wurden,    oder  endlich,    wo 


i)  Z.  b.  wenn  Herzog  Wrotitlaw  fon  Pduiweni  in  j.  1512 
Ate  freiheit  der  Stadt  Usedom  bestätigt  in  gegenwftrtigk«tt  «einer 
Rülhe  nnd  Ritter  Weraer  Lepel,  u.  s.  f.  nnd  viel  nebr  Jobwflr- 
diger  leqte.     Sc|iöttgbii  et  Kbeisig  S,  18. 

2)  Z.  b.  weon  Otto  und  Barliim  von  Ponmern  1528  der 
Stadt  GoIqow  de  maturo  fidelium  consilio  ein  lebn  e^- 
thrilcn.    Scböttgeii  et  Kbeisi«  S,  34. 
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tSAe  ban^ng  voitreadmineii  wurde,  am  welcher 
doroh  begründmig  einer  neuen  immnniUU  eine  yerSn- 
denmg  der  kerrUchafUverlifilüiisee ,  der  grundlagett 
der  VolksTereaniinkuig,  Jbtnroi^heA  konnte.  Ane 
dei?  nweiten  rfi)^:mebt,  scheint  es,  yerknnfte.  Er& 
Usehctf  RttniAd  ton  KMn  Im  j.  1166  «nen  wald 
nnweit  Soest ,  nm  sohuldta  des  Stifts  befahlen  zn 
jkOnnen ,  «r  d^ierutione  ei  cwsensu  pnmrum  Coloni* 
äftsiiun,  *  iäb^ntßmalorum  ti  minieimoäum  »»Hfrw^ 
niigleidi  aber  aneh  nach  ralh  dergeaammten  fitmiKm 
JS99aHm9i9j  der  Sdesler  StiftsböHgea,  welehe  ohne 
sweifel  in  den  walde  berechtigt  waren  i)«  IMe  Dienste 
lente  nnd  Stiftshörigen  winden  aneh  nu  rathe  gezo- 
Ifen,  als  im  j.1177  Embisehof  Phttipp  das  Bnohhok 
%u  Soest  anSzoMftten  besehldss  2).  VieHeielit  mehr 
«US  dem  tetttenf  gründe  hidit  Hemog  Swantopolk 
<?on  Pomidem  im  >  1348  iUr  aOlUg,  dnn  rath  der 
Gros^n  einsoholen^  als  e^  dem  Kloster  Daigmi 
nWei  yillecn  fibeifpab,  weil  wf  diesen  vitten  ein  neues 
Kloster,  Jtokow,  erriobtet  werden  sollte,  wodurch 
^n  neuer  Abt  au  den  bisherigen  Grossen  des  landes 
Unsufcam  B)«  Auch  die  Bairischen  Herzoge.  Ottoi, 
I>«dwig  und  Stephan  verkauften  im  jähre  1S66  ge*- 
wil»se  besitzungen  mit  aller  Gerichtsbarkeit  an  den 
Abt  und  Convent  der  Kii'che  zu  Alderspach  mit  ge- 
meiner bewilligung,  und  nach  sorgßUtrger  beredung 
mit  ihren  Edlen  und  Baronen  ^).    Vorzugsweise  findet 


i)    Sbisbbti  iirk.  i.  reohUgesob.  ▼•  Weslfalen  i^  79, 

3)  Semci^tz  das:  1»  89. 
5)    Lisch  i,  8«(. 

4)  Urk.   bei  t.  Rmrkadb  aaleit.   s.   keontn.  der  Bair.  Laadtagß 
des  MUtelaiters  s.  IIS. 
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sich  die  erwfihnnng  des  radis  der  Vasallen  in  den 
privHegien  der  Städte,  und  auch  hier  nicht  jn  allen, 
sondern  vielleicht  nnr  in  solchen,  durch  welche  der 
Landesherr  redite  au%iebt,  indem  er  etwa  der  Stadt 
freien  besitz  ihres  gebietes,  oder  freiheit  ihrer  Ver- 
fassung verleiht,-  oder  der  Vogtei,  der  geriohtsbar- 
keit  entsagt,  und  dergleichen.  Die  Stadt  Stargard 
in  Pommern  erhielt  Herzogliche  Privilegien  nach  rath 
der  Vasallen  in  den  jähren  1283, 1285,  1291,'  1292  i). 
In  dem  letztem  wurde  ihr  nur  das  LttUscfae  recht 
verliehen,  wahrscheinlich  lag  aber  in  diesem  aus- 
drucke zugleich  der  begriff  einer  grossem  unabhlin» 
gigkeit.  In  dem  erstem  jener  vier  freäriefe  dage- 
gen werden  der  Stadt  die  redite  und  gnaden  bestS^ 
tigt,  welche  die  verbündeten  Edeln,  Vasallen  und 
Städte  neuerlich  erlangt  haben.  Hier  sieht  man  also 
deutlich ,  dass  die  Ritter  fttr  die  Städte  intercedir^ 
hatten.  In  einem  freibride  Herzogs  Otto  I.  v<m 
Pommern  fttr  die  stadi  Massow  von  1323,  besteht 
die  Aeänahme  der  Ritterschaft  nur  darin,  dass  sie 
dem  Herzoge  bezeugt,  sein  vater  Barnim  habe  wirk- 
lich diese  Privilegien ,'  die  wahrs<Aeinlioh  verloren 
gegangen  waren,  ertheilt  2).  Eben  so  erneuerte 
Erzbischof  Philipp  I.  von  Kdln  im  jähre  1186  den 
durch  feuersbmnst  vernichteten  freibrief  der  Stifts- 
hörigen  um  Soest,  nach  Zustimmung  und  rath  der 
Prälaten  und  Dienstleute,  nachdem  ihm  diese  den 
Inhalt  des  freibriefs  bezeugt,  und  die  Stiftshörigen 
denselben  beschworen  hatten  3). 

1)  ScHÖTTGEN  et  Rbbisig  diplomat  et  «oript.  8,  9.  il.  14.  15. 

2)  —  ex   certa   relatione  discreloraui  fasalloram,    miliitaiii  se- 
nioriiu.    Schöttgbn  et  KaBui«  5,  SO. 

5)    —  Cam  —  nobls  qaidem  ostensa  fnisset  inttramciiti  conti 


r 
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wbA  in  dnigen  andern  iUlen  wird  die 
nstiimnQBg  der  Bitter  neben  dem  inthe  dereel- 
ben  bemerkt  Dies  adieint  dann  der  fall  an 
aeiD,  wenn  die  T<Hrgenommene  handlang  dem  Fflr^ 
sten  einen  theil  seiner  bisherigen  einkfinfte  entaog, 
nnd  es  dadurch  walnrschMdich  machte,  dass  die 
Grossen  des  laades  schwereren  stenem,  als  bisher» 
sich  würden  nnterwerfen  mAssen.  So  gewfthite 
Fürst  Nicolans  von  Rostock  im  j.  1S94  dem  Kloster 
Dargan  nnd-  dessen  nnterthanen  solUreyieit  in  sei- 
nem lande :  äe  mmirn^  ei  dmereio  mUverserum  a»  jm- 
$uhrmn  c&nsUiaricrum  noetrarum  ewuäie  ei  ässemeu  !)• 
Ein  anheben  bisheriger .  einkfinfte  lag  anch  darin, 
wenn  Herasog  Otto  von  Pommern  im  j*  1314  der 
Stadt  Golnow  gewährte:  proprieiaiee  ei  Uheriaiee  meiu^ 
tum  ex  aeseneu'  ei  eomeiUo  noeirorum  vaeattorum  2)^ 
denn  hierdarch  hörte  die  Stadt  auf,  von  dem  Lan- 
deshenii  gleich  deäsen  privatgnt  nach  willkfihr  be» 
schatzt  zn  werden,  nnd  sie  trat  in  die  reihe  der 
freien  Herrschaften  im  lande  ein*  Bisweilen  mogte 
der  gnmd  der  Ritterlidien  znstimmang  aber  auch 
darin  liegen,  dass  der  anssprach  der  Ritter  nicht 
sowohl  ein  radi,  als  vielmehr  ein  weistbnm,  ein 
rechtssprach  war.  So  bekannten  die  Miederbairi- 
schen  Herzoge  im  j.  1295,  dass  sie  nach  dem  rathe 


» •**  ■  II  ■ 


nencia  reMriptd  et  «UettaeloMe  Sdeliam  nottrornm »  taerameiilo 
quoqne  Jp8iiu  fainUae,  BOt  atteMu  et  coalilio  prioniiii  ac  jfide« 
Harn  nostroram  tarn  Dobiliamy  quam  miDisterialiam  8cripü  teno- 
rem  reformayimas.  Seibbbtz  arknodensamul.  zur  laades-  n. 
recht«g€8eli.  de»  Herzogth.  Westfalen  I»  124.  Priores  siad  ia 
Kölnischen  nrlianden  immer  die  Prftlaten. 

I)    LiscB  Mecklenbargische  nrltunden  i,  199. 

%     SCBÖTTGEfl  et  RasisiG  5^  2S« 
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des  ErzMsdiols  von'^Regensbiiiis  mid  der  Magnaten 
und  Barone  rerpflichtel  seien  ^  auf  die  Kasle&vögtei 
tber  ^s  Kloster  St.  Enmieran  'zu  Vensichien  i). 
Eben  daher  gekört  auch  die  oben' angef&hrte  ür-* 
künde  des  Erzbischofs  Philipp  von  K8hi  vom  ji 
1186.  Häufig  war  dieser  gesichtspnnkt  gerade  dev 
vorherrschende  bei  veräusserungen'voa  gfitero,  wel« 
che  in  der  Landesversammlong  vorgemminien  wer^ 
den  mussten*  Er  tritt  z.  b.  sehr  deutlich  in  rinetf 
Urkunde  des  j.  1181  hervor^  durch  wdche  Graf 
Heinrich  von  Arnsberg  elne^  donrntn  Ooik^  an  .das 
Kloster  Liesbom  schenkt,  indem  es.von  dem  vorge» 
nommenen  gesdliäfte  hässts  itam  dviHJme  censensu 
eondomesticorum  4uofwn  et  judiciak  sententia  tarn 
iiberorttm  quam  minigteriaU9tm  meorum .  :€onfifin4iium 
est  2).  .     s 

Mag  es  sich  nun  aber  mit  diesen  urkuiidenfor^ 
melii  verhaken,  wie  es  tviU^  inr  unzähligen  fiUl&n 
zeigt  uns  die  geschiebte  dw  verschiedenen  Deut* 
sehen  landet^  welche  Wirksamkeit  ihn  isteresse  deä 
landes  die  verbundene  Ritterschaft  gefibt  hat*  Fren. 
Bch  zeigt  sich  auch,  dass' Uneinigkeit r  unter  deA 
gliedel*n  der  liandesversannnlung,  .  Selbstsucht  ein^ 
zelner,  und  intriguen  häufig  die  absieht  der  wohl« 
wollenden  vereitelt,  und  statt.'  deis  fiiedens  täaä 
gifickes  bfirgerkrieg  und  verderben  Aber  das  land 
gebracht  haben*  Das  war  das  letzte  und  nothwen«» 
dige  ei'gebniss   des  Lehnwesens,    welches  in   der 


1)  Die  betreffeadeii  worte  der  nrk.   bei  BtrcMm  gesch.   too 
Baiera  5,  216.  not.  f. 

2)  Sbibbbtz  i,  116.    Elien  dalier   erkUrt  sich  woU  aach  die 
urk.  ▼.  1179«  das.  9,  107. 
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freien  Volkyersaminhiiig  eine  Arbfokratie  aufstelUci 
die  aliinäliljg  vergessen  durfte,  dass  ihre  mitgUeder 
nur  die  Besten  im  lande  sein  sollten,  und  dass  ihnen 
darum  grössere  macht  in  die  hände  gelegt  sei,  da-» 
mit  sie  ein  schirm  und  Schild  der  schwachen  wä^ 
ren.  Das  war  aber  «iioh  der  schritt,  der  sie  an  den 
rand  ihres  eigenen  Untergangs  fährte,  der  andere 
gute  und  biedere  männer  neben  ihnen  erhob,  und 
dem  Adel  die  ehre  nahm,  aUein  für  die  wurde  des 
landes  zu  gelten*  Seitdem  hat  er  aufgehört,  altein 
das  schwerdt  zu  fähren,  und  die  statsweisheitzu  be** 
sitzen* 

.  75.  Es  giebt  kein  ereigniss  jener  zeit,  welches 
so  sehr  zu  betraditungen  dieser  art  drängt^  als  die 
Streitigkeiten  tii>er  die  thronfolge  in  einzelnen  Tetri*« 
torien.  Welchen  anthdl  der  Landesadel  in  den 
geistlichen  Stiftern  an  den  Bischofswahlen  genom« 
uen,  und  wie  dio  Geistlichkeit  sieh  wieder  seiner  l&^ 
stigen  theilnabme  an  diesen  erledigt  hatte,  ist  bereits 
oben  geschiidert  worden.  Dagegen  traft  der  antheil 
desselben  an  succ^sionsstreitigkeiten  in  weltlichen 
Territorien  erst  in  der  zeit  recht  lebhaft  hervor,  als  die» 
Bittersiehafi  der  geistlichen  Stifter  in  den  hintergrund 
gedrängt  war.  Zwar  sollte  man  glauben,  dass  es 
hierzu  nie  habe  eine  veranlassung  geben  können^ 
da  die  weltlichen  herrschaft^n  ohne  ausnähme  erb- 
lich waren,  und,  wenn  der  herrscherstamm  aus^ 
ging,  dem  Kaiser  in  der  regel  die  belebnung  zu« 
stand.  Selbst  Streitigkeiten  über  die  erbfolge  hätten 
der  entecheidung  des  Kaisers  und  des  Reichstages, 
als  des  höchsten  gerichtshofes  im  Reiche,  überlas- 
sen bleiben  sollen.  Allein .  es  scheint,  dass  man  sich 
die  erblichkeit   der  Fürstenthümer  in  keiner  andern 
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weise  gedacht  habe  9  als  in  der  wir  die  erblicbkeit 
des  alten  Fränkischen  Königthums  bestehen  sahen, 
nnd  in  welcher  im  gründe  aoch  nech  das  Deutsche 
KÖnigthum  bestand  9  so  lange  die  wahlfreiheit  in  be« 
Ziehung  auf  den  Deutschen  K6nig  und  Kaiser  noch 
nicht  entschieden  anerkannt  war.  Wir  sehen  daher, 
dass  bei  streitiger  erbfolgemeistentheils  die  Landesver« 
Sammlung  entscheidet,  und  dass  nach  dem  abgange  ei« 
nes  regirenden  hauses  zwar  bisweilen  der  Kmser 
frei  |iber  das  erledigte  Furstenthum  verfögt,  oft 
aber  auch  die  Landesversammlnng  den  grössten 
einfluss  auf  die  neue  Verleihung  desselben  ausübt« 

In  vielen  ftUlen  freilich  musste  der  einfluss  der 
Ritterschaft  schon  deswegen  faktisch  von  gros^ 
ser  bedeutung  sein,  weil  ihr  widerstand  unfehlbar 
einen  innem  krieg  herbeiführte,  .in  welchem  der 
mächtigste  theil  der  Barone  und  Getreuen  nöthwen« 
dig  entschied.  Hie  und  da,  finden  wir  aber  dochj 
dass  dieser  einfluss  des  Adels  auf  das  entschie-f 
denste  als  ein  'gesetzlicher  betrachtet  wurde. 

Schon  auf  einem  Reichstage,  den  Friedrich  IL 
im  j.  1217  zu  Wfirzbui^  hielt,  wurde  von  der  ver*-' 
Sammlung  geurtheih,  dass  kein  Fürstendium  ohne 
einwilligung  des  besitzers  und  seiner  Dienstmannen 
verftussert,  vertauscht,  oder  sonst  an  einen  andern 
lierrn  gebracht  werden  dürfe«  Der  Kaiser  sah  sich 
veranlasst,  den  beschluss  zum  gesetze  zu  erheben, 
und  in  folge  dessen  einen  tausch,  den  er  mit  dem 
Bischöfe  von  Reg^isburg  vorgenommen  hatte,  rück- 
gängig  zu  machen  1).     Dieser  Reichsschluss    war 


I)    —  facta  a  aobis  isqnisitiotie »    per  sentelitiam   principma 
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fewat  z«Liiächst  ilüf  gögeü  ^emüftohtige  htadlangeH 
des  Kaisers  gerichtet,  aber  derselbe  grandsatz  dttrfte 
fiilgereeht  auch  dann  zur  atiwendilng  gebracht  wer- 
det, wenn  ein  streit  unter  mehreren  praetendenten 
ztt  schlichten  )|  oder  ein  erledigtes  Fürstenthttm  nett 
isn  besetzen  war.  Dass  in  Böhmen  mehrfach  die 
Stfinde  ganz  unbedingt  das  recht  in  ansprach  ge^ 
nommen  haben^  ihren  Regenten  zu  wtiilen,  Ist  eben 
so  bekannt,  al»  dass  die  Holsteiner  ein  gleiches 
i^echt  geflbt,  und  (Ar  die  daner  des  jetzt  regtereu- 
den  hanses  ansdräcklich  auf  dasselbe  verzichtet  ha^ 
ben.  Ein  gleiches  Wahlrecht,  bei  dem  nicht  einmal 
^ie  ganze  Landesversammlung^  sondern  nur  die 
Fürstlichen  Räthe  als  concnrrirend  genannt  werden, 
kommt  auch  im  Bratinschwetg-Lfineburgschen  hause 
vor,  und  zwar  hier  ganz  in  der  weise,  wie  es  zur 
zeit  des  Fränkischen  Reiches  statt  fand«  Herzog 
iif agnus  mit  der  Kette  stellte  nftmlidi  im  j.- 1367  eine 
Urkunde  aus^  worin  es  heisst:  »Land  und  leute  soU 
len  niemandem,  denn  Einem  Herrn ^  dem  ältesten 
huldigen,  wenn  er  dazu  tauglich  wäre.  Wäre  er 
dazu  nicht  tauglich^  so  sollte  der  Rath^  den  der 
Herzog  nach  seinem  tode  nachliesse,  einen  rechten 
erben  kiei^n,  der  ihnen  zu  der  herrschaft  tauglich 
dünkte.  Könnten  sie  der  wähl  nicht  einhellig  wer- 
den, wem  dann  der  Rath  zu  Braunschw^ig ,  zu  Lü- 


; 


et  t^seciifionetA  -  tftm  rioblltimi  qttam  l>al<oiiuiii  litqüe  ministcHd- 
liam  et  oBNtium  q»i  aderftnt  judieatum  «stj  natlum  principatuin 
pösse  Tel  debere  nomine  cdncambii  Tel  cujuscnnque  alienafionis 
»d  aliam  pervouani  transforri  ab  iibperio  ^  niii  de  mera  vola^tate 
et  aM^nstt  principis  prestdentii  et  ministerlalium  ejosdem  princi* 
patus.     p£ATZ  Dion.  bist.  Germ.  4^  328^ 
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»eburg  uqd  zu  Hannover  einträchtig  zufielen  in  der 
wähl,  den  sollten  diese  lande  för  einen  Herrn  halr 
ien"  1).  Eine  merkwürdige  verfttgung  dieser  art 
kommt  in  den  Oestrei^hischen.  landen  vpr.'  I(n  j. 
1330  beschloss  der  Adel  von  Oestreich  und  Steierr 
mark,  dass  ihr  Herzog  Otto  in  .wichtigen  dipgjeii 
juchts  ohne  beistand  seines  bruders  unternehmen 
csolle,  da. er  sswar  an  kprper  tüchtiger,  sein  bruder 
,aber  von  lebhafterem  geiste  wäre  2)«  .    . 

Wie  entschieden  und  mit  welchem  erfolge  die  JSitr 
ierschaften  der  Deutschen  länder  bei  solchen  veranjiasr 
.sungen  [hervortraten,  lehrt  ein  blick  in  die  special«* 
.gQsc|iicht^n.  Es  wird  nicht  zu  weit  vom  ziele  ab^ 
fahren,  wepn  wir  einige  der  am  meisten  hervorleuch- 
tenden begebenheiten  dieser  art  vor  unsern  äugen 
vorübergehen  lassen. 

76.  la  Oei^eiph  und  Steiermark  hatten  sich 
im  J..1237  die  festen  platze,  Wien  an  der  spttiie, 
jind  die  Dienstrneinneo  3)  gegen  Herzog .  Friedrich 
den  Streitbaren  erhoben ,  und  die  Rdchsacht  gegen 


1)  Weer«  be  dar  nicht  Leqtieeme  tu,  so  schoMe  aase  ratf, 
idene  we  na  anseme  dode  lefen^  enen  unser  rechten  «tven  kesen, 
de  en  tu  der.  heerselioji  duqhte  beqneeme  wesen.  Jaciibi  Lunel». 
Landtagsabseli.  I,  0.   - 

^)  Placuitque  nobilibus  Austriae  et  Stiriae,  quod  nulla  ardua 
sine  fratria  amminiculo  contractaret :  (|uia  licet  corpore  babilior 
baberetur,  ille  tarnen  i^ifacitate  sensuuin  sagaciorem  se  ad  oinuia 
demonstravit.  Cbron.  Leob.  ^,  9.  bei  Pez  script.  rer-  Austriae.  I, 
934.  Vcrgl.  übrigens  Micbblsei«  das  Wahlrecht  der  Sehlesm 
Holst.  Stände  in  Reiscbeü  and  Wiu»a  leitschrift  für  Dtutock. 
recht  5,.  90  f, 

3}  WiennenscB  et  aliae  civilates  .et  SMnisierioies  ia  nfriscpie 
principatu,  Chion.  GUastro«>^eobarg.  ad  a.  1257.  bei  Pez  scr« 
rer.  Austriae  1,  457. 
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ihn  ansgeivitkt,  weil  et  das  land  wtUkflhrlich  be» 
Bteuerte,  und  zu  alleHei  andein  beschwerden  anlass 
gab«  Der  Kaiser  hatte  die  Acht  aasgesprochen,  and 
der  krieg  gegen  ihn  wurde  von  Böhmischer  and  Bai«- 
rischer  seite  mit  weehselndem  glücke  gef&hrt.  Im 
j.  1246  fiel  Herzog  Friedrich  an  der  Leitha,  indem 
er  die  Ungarn'  schlug,  and  Kaiser  Friedrich  IL 
suchte  das  Herzogthum  anmittelbar  beim  Reiche  zu 
erhalten.  Aber  schon  im  j.  1248  sandten  die  Gro- 
läsen  des  landes  eine  botschaft  an  den  Kaiser  nach 
Italien,  and  erbaten  sich  seinen  enkel  Friedrich  zam 
Herzoge  i).  £r  aber  tüpe  sich  ihren  wttnschen 
«ficht,  und  veranlasste  dadurch  grosse  Zerrüttung  in 
den  Oestreiohiscfaen  landen.  Denn  er  übergab  die 
verwaltang  von  Steiermark  an  Graf  Meinhard  von 
GÖrz^  and  die  von  Oestreich  an  Herzog  Otto  den 
Erlauchten  von  Bafem.  Otto  aber  hatte  nicht  kraft 
genug,  Um  die  anrahen  im  lande  beizulegen*  Er 
Ifess  sich  daher  von  einem  theile  des  Adels  bewe- 
gen^ eine  ehe  zwischen  einer  Prinzessin  des  alten 
Herzogshauses  and  Hermann  von  Baden  zu  stände 
M  bringen,  and  diesen  gleich  einem  erben  in 
das  Herzogdium  einzuRlhren.  Die  meisten  aber 
weigerten  sich,  denselben  anzuerkennen,  da  zwar 
der  Pabst,  nicht  aber  der  Kaiser  seine  bestätigung 
gegeben  hatte.^  Dieser  zwist  dauerte  fort,  da  Her- 
mann im  j.  1250  starb,  und  einen  unmündigen  söhn 
hinterliess.  Ein  theil  des  Oestreichischeh  Adels  er- 
klärte sich  iur  ihn,    and  rief  Otto  von  Baiern  zur 


I)  Majores  tefrufuiti  Adstriiie  et  Stifiae  pro  ctomiiio  petendo 
iid  domionm  F.  imperatoren  Lönibardiam  iatraTerimt*  Cliroii. 
^alisburg.  ad  a.  H48.  bei  Fe«  |)  560« 

17* 


i 


260    IIL  Das  Jahrhundert  Qadi  dem  Interregn. 

bewahrung  seiner  rechte  herbei«  Abel*  ein  änderet 
theil  begünstigte  Ottokar;  des  Königs  vosn  Böhmen 
söhn,  und,  um  das  ma^s  voU  su  UHidieti,  überjtmg 
Hermanns  wittwe  dem  Könige  Bela  IV.  von  Ungs^^ 
der  sehon  früher  voin  Pabste  eine  zudchemng  in 
beziehung  auf  Oestreich  bekommen  hatte,  itoe  rechte» 
So  kam  es,  dass  Oestreich  der  mittelpunkt  wurde, 
auf  dem  sich  Ungarsche ,  Bairisdie  und  Böhmische 
beere  tummelten«  Um  der  Verwirrung  ein  ende  zu 
machen,  sandte  der  Oestreichische  Adel  abgeord- 
nete an  Markgraf  Heinrich  den  Erlauchten  von 
Meissen,  einen  schwager  Friedrichs  des. Streitbaren, 
um.  sich  einen  seiner  Prinzen  zum  Herzoge  zu  er- 
bitten. Aber  Wenceslav  von  Böhmen  hieh  die  ge- 
sandten in  Prag  an,  und  nölhigte  sie  ^  umzukebren, 
und  den  Oestreichem  seinen  söhn  QHokar  zu  eni- 
pfehlen.  Ottokar  selbst  eilte  ^ach  Oestreich,  wusste 
den  grössten  theil  des  Adels  zu  gewinnen,  und  war 
bald  im  besitze  des  laftdes.  Er  vermfthlte  sidi,  um 
seinem  anSpruche  eine  stQtsse  zu  gät>en,  mit  der 
altern  Schwester  Friedrichs  des  Streitbaren,  vni 
liess  sich  im  winter  1251  in  Oestreich  huldigen. 
Zu  gleichier  zeit  boten  die  Steilsrn^rker  dem  Her- 
zoge Otto  von  Baiem  far  seinen  söhn  Heinrich  ihr 
land  an.  Jedoch  war  der  versudb,  dieser  aufibrde- 
rung  nachzukommen,  ohne  erfolg,  da  der  Herzog 
zu  lange  rüstete,  bis  Ottokar  sich  gefiugsam  in 
Oestreich  festgesetzt  hatte,  um  ihm  mit  energischem 
widerstände  begegnen  zu  können.  Denn  die  meisten 
Burgen  hatten   den  Böhmen  gehuldigt  i),    und  die 


I)    Filius  rfgis  Boeniae  An»fr|an  consilio  tt  nuilWo   quornnr 
dam  miDisterialiuiii  ibidem  occaparit,    receplos  a  plfrisque  «ifi- 
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▼ermSlilimg  mit  einer  tbchfer  ans  dem  ahen  Hensog* 
liehen  hause  gah  seiner  herrsebaft  wenigstens  einen 
ansehein  der  reehtmässigkeit. 

77«  Aehnltdbe  nnruhen  worden  in  Böhmen 
dor^  c^tsweiung  der  Rttt€RrscI|aft  erregt.  Hier  war 
im  j.  1306  Ktaig  Weneeslav  ermordet,  und  den 
liebsten  anspraoh  auf  die  kröne  machte  Herzog 
Heinrich  von  Kämthien,  dessen  gemahlin  ans  dem 
alten  BOhmisclien  Kl^^sgescUechle  der  Przemisl 
slanMite.  FOlr  iki  war  auch  das  volk,  aber  König 
Alhreeht  witsste  einen  grasen  thetl  des  Adels  theils 
durch  gmist,  thetts  dareh  furcht  zn  gewinnen,  dass 
sie  seinen  sehn  Rodolf  zum  Könige  erwählten« 
Hierftber  brach  ein  krieg  ans.  Indessen  schon  im 
folgend^i  jähre  starb  Itadelf,  nnd  nun  eirigten  sich 
die  Bölnnischen  Grossen  sämmtlfoh  über  die  wähl 
Heinrichs  von  Kärbthen«  Der  König  setzte'  zwar  den 
krieg  fort,  aber  den  vereinigten"  Böhmischen  Adel 
vermogte  er  nicht  zu  fiberwinden,  ^nd  er  starb,  ehe 
er  sein  ziel  erreidien  konnte.  Dettü  nachfölger  AI-« 
breehts.  Heinrieh  VII,  dem  Xuxemburger,  gelang  es^ 
jedoch  schon  im  j.  1310,  abermals  einen  theil  de^ 
Adels  zu  gewhinen,'  nnd,  fast  ohne  widerstand  ton 
seilen  der  :BÖhmen ,  -  Heinrich  von  Kämthen  i^  des 
Reiches  acht,  und  die  kröne  von  Böhmen'  m  seinien 
eignen  söhn,  Johann,  zu  bringen.  Zwar  erregte 
ein  theil  de$  Böhmlsehen  Ad^,  im  bmide  mit  Her<- 
sog  Friedrich  von  Öestrefeh,  }m  j.  131&  etnen  auf- 
stand^ aber  deri^dbe'  wntde  durch  die  hülfe  Lud-r 
wiffs  des'  Bmem  msdi  nuterdniokt     Maeh  der  zeit 


falf]»ii9  in   dbuittttin  et    defcMdreäi.        Clitoii.    SalrsRorg.    ad    a. 
I2ÖI.  bei  Pcz  I,  36$.  i 
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Uieb  dUie  herrsqhaft;  d^s  ]C9i4s».  Jkdiaini  so  sehr  k- 
festigt,  4ass  s.Qine^b9iQbt5  ßähmeii  mit  der  Rhein 
pfalz  leu  vertauschen,  im  j,  1333  an  dem 
«pruche  der  ßi&hmisehep  Grosse»  ^heiterte  0< 
78.  Sehr  ^iei  einiger  nnd-  entSiQhiedeQer 
die;  GtoaseQ  vop  Ticol  ISU  g^mWten  der  Margaretlia 
Manltasch^  der  erbMcbter  .des  dort^en  f^^' 
^tamme$^  wf,  JPie^ß  >waT  im  >..1330,  Ujahtiilt 
von  König  iloha»»  yj^H.Sjib^fim^^it  aeiiwm  Vi]^ 
gen  Sohne  gli^itib^s  i^f^m^nav^rp^SUlt,  mi  bM  dl 
gelegephf)it  watAß  ibi?.  Ä»d  ihsero  >gCTwW  top 
Gro$seja  niia  K^oitbe«)  Tirol  :>und  Göi:a  gehaU^ 
Ihr  vßr^i^cb^Q»:  der  .fingestftmmten  Ffir^ti»  die  M 
siu  b^i^^abrep,  f|E$j(^ieii  um  so;  wiQfatig0r,  da  dieOe^ 
i^eiohisoh^  ^^WB^  ansfrüQhß .  unf  KfbcnA^  m»^ 
tek)>rttQd  die:  n9.^foJgr  derld^hter  nur  erst 
unbesAii^mt  voja  Kais^  lindwig^  dem  Saii^rB) 
sichert .  wiar.  4:1^  Al^irgarethi^ns .  vatep ,  Ilejrssog 
riab  rm  K^mtbpa»  m  j-  139i  «torb»  lag  KAnig 
hßnn  von  ^öbme^^lcranl;  ^i^  Paris*.  Olto  von 
reiob  b^i|u.tste  dabei?  dif^en  nnistaad.^  am  ^^ 
anfi»prücbe.  auf  .Kän^th^^  geltend  29i  maoben.  Er 
bleu  die  belebnung:  vqu  Kaiser  I««dw%  dem  Bai| 
wid  Aah^  Kämthen*  in  ibß^ilsS)  .md  der  Adel 
Kärnthe»:  bnldigte  ibp  9 .  itacbdem  .  ec  .eine  ge^ 
frist  5iur  ^rl^Iüruixg  ßiak  Tprbebftlten  hatte ,  innert 
dermi  nieiinaaüd  mit  e^^gie  l^diß  ansprfiche.^ 
gf^retbem^  auftrat,  Qtto^  ^nsste  ^ch  dec  4lten  «* 
unterwerfen)  das  Qerzogthqm  inKämtb^  von  dem)^ 
yoike  zu  en^pfangfm*    Alan  hatte  aber  sdhon  mal 


I)     DuARAVii    hiiti9^4%e)   Bojf  jp|i,€a%  .  Jli».  90.  i(BMil«  1^*^^ 
pag.  195 i  bei  FnEiun  rcr.  Bolicni'  script.  ^.167. 
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i^t  gebrauche  vergessen ,    da  sett  Ö6  Jahren  keine 
neue  Kaiserliche  ernennung   einei»  Herzogin  in  Kam- 
then  Torgekommen  War«     De^  anwesenden  Oestrei- 
ehern  schienen  die  Kämthnerihit' dem  Herzöge  ihren 
Spott  zu  treiben  i).     So  war  das  recht  der  Oestrei- 
öher  vom  lande  anerkannt,  als  Johann  von' Böhmen 
den  krieg  beginnen  konnte ,    und  dieser  endete  da- 
mit,  dass  •  der  KOiiig  auf  Kämfthen ,    Krain  und  die- 
Windische  Mark  verzichtete  2)«    Auf  Tirol  machten 
die    Oe^treicher   freilich    damals    keinen   ansprnch/ 
vielmete^  erklärte  Herzog  Otto,  ^Is  sich  Johann  und^ 
Margaretha  wegea'  der  lahgei^  äbWelsehhWl  des  Kö^ 
nigs  von  Böhmen  an  ihn  wandtenf,  '^nd^ni  seinen 
vormulldschaftliöhen  schütz  baten  l  er  w€r^  Kam- 
then  ^Ater  keiner  bedingung  zurückgehen,  ftber  der 
ünmühdigen  Mar^retlia  wolle  er  in  liebe  und  friiu^ 
ein  Vormund   sein.       Aber  bald  entstand  sogar  die 
besorghi^s;    dass  der  Böiime  selbi^t  damit*  umgehe, 
eine  neil^  fremde' herrschaft  in-das  land^u  bringen. 
Voch  }m"jahi'e  1335^  sahen   sich'  König  Johann  iiiid 
seih   s^^im  Karl   (äär  nachtnalTge   Drati^che  Kaiser 
Carl  IV)  z^a  efti^r  fei^iltoheili  ärkläning  veranlagst: 
lass  Hiiien  tiie  in  den  i^hn  gekommen  sei,  diä  lande 
(ärnthen   und  Tirol  gegen    die  Mark  Brandenburg 
;u  veitauschen  ^  wie  Jhm  die  edeln  leute  von  Kärn- 
lien  und  Tfarol  .nachgesagt'  hätten  .3),  ,  Jm  folgenden 
sihre  schwuren  Margaretha  und  ihr  getoahl  fei^lich 


' '  '  .    •• 


1}     CbröD.  licobiense  IIb.  6.    c.  1.  5.  'bei  Pez  str:  r^r.  Austr. 

959^944.   '•      '  '/'    ..  •  •     .. 
^)      KuR'i  Öesfreidli'* unter   Herzog  ^Albrecbt'  dem  Lakmcu  (Linz 
J9.  8.)  ^.'107:  •    •  '    '  : 
15}      Urk.  bei  t.  Horhami  bcitr.  zar  gescbichtc  1*irols  1,  400. 
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ia  der  vensammluqg  des  Landes,  da^s  sie  nie  ange^ 
hw  würden,  dass  die  Grafschaft  Tirol,  mid  wm 
dastt  geli&re,  jo  verta^vscht  odev  verkauft  werde  i);? 
!KjlDige  jabre  später  erhobeq  sieh  aber  aus  dieseti. 
gesohichten  sehUmmere  «nruhefi,  da  JMargaretba  die: 
auflösang  ihrer  ehe  verlangte,  weil  ihr  gemahl,  de^r 
niemals  ssum  maaifö  gereift  sei,  sie  auf  eine  nn^r« 
trägliche  weise  behandliß.  Der  nmstand,  dass  sie' 
sich  mit  Kaiser  Ludwigs  söhne,  demBrandenbiirgev 
Ludwig,  au  vermählen  gedachte,  erweckte* ihr  indem 
Pabste  einen  unversöhnlichen  feind.  ijs  waren  abei} 
die  Grosspn  des  landqs ,  welche  im  einverständnls» 
mit  der  Fürstin  .^en  Grafen  Johann  vertrieben  2), 
und  Marge^etha  in  Allen  fernern  anfechtungen  be« 
sohütssten.  Ladwig  der  Brandenbi^ger  erlangte  wirkf 
lieh  durch  vei^eirat)mng  niit  der  Grä^n.den  (besit» 
von  TiroL 

79k  InderIiandgrafschaftTl#ringengab'der  tod 
des  kinderlosen  Heinrich  Raspe,  des^  bekannten  Gegen-* 
Honigs,,  im  j.  1347  v^mnlassung  zu  einem  ähnliqheit 
auftreten  der  Ritterschaft,  Peir  Landgraf .  h^lte  bet 
reits  im  j,  1242  eine  Kcuserliche  eventualbel^hming 
auf  die  ThüringifK^hesi  lande  för  den  SQhn  semer 


I)    RuBz  Öestreicli  unter  ATbreclit  dem  Lalkmen.  8.112.  pot.  ü. 

3)  -^  u^öfem  siiAm  seBiifotaaiii  plurimmti  m^lests^et,'  inter 
aU«  c}«»  fiidr^eqd«  maiiim|Ufia;  ilU  cum  Itänmilnps  »bU  kabüii 
QCciUti8  tractatibos  ejecto  Bokemo  de  comitata  LudoTicmii  Mar- 
obionem  '  de  facto  in  maritnm  accepit.  Ai.BBaTD8  AaGBNTiRBiisia 
clirqi).  b?i  U|tSTi8iq8  %,  .129.  —  de  oamitatu  ezpelTitar  Tyro- 
lensi,  nobilibiM  terrae  pertractantibna.  Hoc  cum  imperaloc  — r 
cum  nxore  soa  —  cnm  secretiiriia  quibusdam  clam  mittentibiis 
ac  8cribentibu8  litteraa  praelnserunt.  Cbron,  Leobieosc  6, 10,  ad 
«.  4341.  bei  Fu  «er  rcr,  Aqstr.  |,  9^9. 
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tialbscbwester  Jatta,  Markgraf  HeinriGli  den  Erblich« 
ten  voo  Meisgen,  erwirkt  0*  Ausser  ihm  machte 
aber  auch  eine  tochter  seines  vor  ihm  verstorbenen 
bruderS)  I^andgrafs  Ludwigs  IV,  und  der  heiUgen 
Elisabeth,  auf  die  nachfolge  anspruch.  Dies  war 
Sophie ,  die  gemahlin  des  Herzogs  Heinrichs  V.  von 
Brabant,  und  sie  verlangte  die  erbschaft  nicht  so 
wohl  für  sich»  als.f&r  ihren  dreijährigen  söhn.  Her« 
sog  Heinrich,  das  l^ind  von  Jßrabant  Die  Hessische 
Bittersphaft  entschied  sich  för  die  Brabantische  So- 
phie 2) ,  wfihrend  die  Ritterschaft  im  östlichen  Thft« 
ringen-  Heinrich  den  Erlauchten  anerkannte  3).  So<> 
phie  erschien  mit  dem  Kinde,  und  nahm  sogar  die 
idlodien  in  ThfiringeB  in  anspruch^  liacb  einem 
wechselvoll^n  kfiege .  mit  dem  Markgrafen,  von  Mei^ 
ssen  ver;sichtele  sie  jedoqh  auf  dieselbei^.  Ihr  söhn 
wur^e  seitdem  Landgraf  und  Herr  zu  Hessen  ge^ 
Dann^  Indessen  ^urde.  seine  ReichsfOrstenwfirde 
^st  im  j.  1S92  anericannt  .  Bis  dahin  scheint  .^eine 
berrsdiaft  Duf  als  ^e  eines  freiem  Herrn  betrach- 
.  tet.^u  sein-  . 

80.  Auch  der  Mecklenb^irgische  Adel  veniiil» 
teile  im  j.  1316  einen  erbschaftsstreit .zwischen  dem 
brnder  un^  dem  söhne  des  verstorbenen  Fürsten 
Nikolaus  II.  vop  der  Werleschcn  .linie»  .  ;;Der  er- 
Ster^ ,  Johanii  der  filtere ,  hatte  bis  dahio  mit  ^iko* 


t    V  ■      »         ^  !■.'■' 


1)    Urk.   bei  Weck   besebreibang  n,  Torstellang    yon  Dresden 

9)  -^  qii|4«in  it  tevmi  f«Teoli(0  duciflsaft^BHbaatMe^r  Hisfaria 
de.l^apdgruTM«  TlMiring,  e*  ^4i  bei  Pistole,  str.  «er«  Gern».  I, 
1328.  .  .      . 

5}  Urk.  ▼.  1249.  bei  Weck  bescbreib.  und  üor^teilung  ?90 
Dresden  s.  1§S. 
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laus  Im  lande  Werle  gemeinscbatllidh  regiert,  tiiid 
verlangte  jetzt  den  besitz  dieses  lancles  für  i&ieh  a^ 
lein.  Aber  dem  Adel  gelang  es,  Johann  deni  Jün^ 
gern,  genannt  Henning 9  die  rechte  seines  vaters  ^u 
erhalten.  Es  wurde  eine  theilung  von 'Werle  v*r- 
ftbredet,  in  welcher  Johann  der*  ältere  Güstrow,  der 
jüngere  Parchim  erhielt  i).  Im  j,  1*857  wnrden  diese 
länder  wieder  zusammengelegt,  und  zwar  abermals 
nach  deni  rathe  der  Mannen,  der  diesmal  um  so 
nothwendiger  erschien ,  als  einer  der  thfeilnehmer  ah 
dem  neuen  vertrage  nicht  bloss  fllr  sich,  sondern 
zugleich  als  Vormund  seines  neffen '  auftrat.  In  Gfi- 
^row  hatten  sieb  nämlich  bereits  134?  die  br&det> 
IVikolaus  und  Bernhard  getheik ,  Parchim  aber  Tcarar 
1354  ah  den  minderjährigen  scfhn  Johaüns  111,  na« 
inehs  Hennftigj  über  den  seit  1356,  da  seine  mutter 
sieh  mit  dem  Herzoge  -Johann  von  ^Stargärd  ver^ 
inählt'  hatte,  Nikolaus  ^ön  'Güstrow  die  vormund- 
sehaft  fahrt«.  Im  jähre  1357  hoben  nun  Nfkolaui^ 
und  Bernhard  die  trennung  deis  gesämihten  landes 
Werle ,  sowohl  Güstrow ,  als  Parchim ,  •  nach  rath' 
der  Rittei^  bis  zur/ Volljährigkeit  des  Henning  von 
Parchim  auf»). 

8L  Ih  Holstein*  vereinigte  sibh  ein  thefl  des 
Adels  gegeri'Graf  Gerhard  II,  würde  aber  geächtet^ 
aus  dem-  lande  gejagt,  und  seine  häuser  wurden 
gebrochen  und  verbrannt.      Im  j.  1307  brachte  je- 


i)  Kncnui«  «livoii.  Mecklaiiil^.  «r  I7S/1T9.  b^i' VViE8TFÄk,Eii 
inoaatti.  Cimbr.  -4;  803.  '837.  Der  IheilQiigfttertnig  'bei  Büdioff 
codex  diplomat  Mcgapolitanqs  nro.  98.  v.  Lützow  gesch.  v. 
Mecklettbiirg  %  Tf. 

5)    V.  LüT«ow  2,  IÖ9. 
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doch  der  Panische  KCnig  Erich  Menwed  auf  einer 
Versammlung  in  Fehmern  einen  vergleich  z,n  stände, 
in  gemässheit  dessen  sich  die  verschwornen  dem 
Qrafen  ica  gehorsamem  dienste  verpflichteten,  wie 
)hn  Gerhards  vorfahren  hatten  fordern  dQrfen.  Da« 
gegen  wurden  ihre  freiheiten  und  rßchte  ^nerkann^ 
ihre  guter  zurfickgege.ben .  und  ihnen  ge^tflttet,  dlQ 
bürgen  wieder  i^vfsubauen«  Wer  mehr  bürgen  ^nf^ 
^auen  würde,  als  er  bisW  geli^bt^  fiegen .  dqp 
ftollte  der  Graf  nicht  i^i  gewalta  ,  spn^ejcn  «uic  .mit 
gericht  verfahren, ^  jkn^  jedem  wwde;  gestattet,  .sein 

gi^t  ^ngehuHlert  «n  Ycränfisern,  ,und  ^af  land  myejh 

lassen  i).  '        ;    ..       .   ^     .. 

Als  im  j,  1397  die  Grafen  Gerbard,  Albreph^ 
nnd  Heinrich  ihre  li^ndp  Schleswig. vnd  Hol^^in.üMif 
9  jähre  theilten».  erhielt  ^e  Ritterschaft  die  einb^U 
dßs^elt)€|i3 .  aufrecht,  intern ,  sie  «ich  da«,  auddrücklinbe 
ycr^^prechen :  geben  Hess,  dc^^s  in  den  land^  ;^a  (lol« 
fiktein ,  zu  Stormarn  und  in  dem  Herzogreiche  die 
Mannschaft  nngetheilet  nnd  ungespnd^t  .bleibe^ 
nnd  den  Herren  allen  dreien  huldigen  Bpllte^)* . 

Oie&^e  .beispiele,  deren:  sabl  sich  wohl  vermjchs 
ren  liesse,  zeigen»  in  welcher  weise  die  BUterscbaft 
jener  zeit*  fUr  das  interesf»e  de^  landes  wirMe» 
ßie  zeigen  zugleich  »'wie  festes  zusamioenbalten  4er 
)^andesversdxnit>luiig  geeigi^t  war,  den  frieden  dem 
Lande  ^  und  die  herrschaft  dem  Landesherrlichen 
hause  zu  erhalten,  während  Uneinigkeit  derselben 
bürgerkriege  und  innere  >zen*ättung  herbeiltthrte. 


i  •* 


1)  '  MicHELSEN  Über  die   lande8Tertret^pg   io  Sphleswi^- Holstein 
s.  18.  19. 

2)      RIlCQELSEN    8.    16.    17.  . ..  .  « 
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PERSÖNLICHE  LEISTUNGEN  DEK  UNTER- 

THANEN, 

83.  Wenn  der  Landesflirst  die  kräfte  seiner 
unterthanen  in  ansprach  nahm ,  sei  es  nnn ,  nm  ihm 
in  kriegerischen  Unternehmungen  -beizustehen,  sei 
es,  um  ihn  mit  geldleistmigen,  steuern  oder  beden  i), 
zu  unterstützen,  'sa  waren  es  ebeniSdIs  die  versam« 
melten  Ritter^  an  welche  er  sich  wandte.  Selbst 
dann,  wenn  der  ansprach  nicht  gemacht  wurde,  um 
einer  noth  des  landes  absahelfbn  2),  wenn  also  äl6 
bfewQIigang  von  jedem  einselnen  erbeten  werden 
musste,  war  es  dennoch  die  Ritterschaft-,  welche 
vorzugsweise  und  unmittelbar  herbeigezogen. wurde. 
Denn  die  hohe  Oeistliohkeit  hatte  sieh  meistentheils 
In  eine  solche  läge  zum  Landesherrn  gestellt,  dass 
tine  bewUHguHg  dieser  art  gar  nicht  von  ihr  erwar* 
tet  werden  konnte«  Die  niedere  <jreislliehkeit ,  wet 
che  aus  den  lands&ssig^n  Stiftern  und  Klöstern  be- 
stand ,  hatte  entweder  deh  Landesherfti  selbst  oder 
wohl  auch  einten  Edeln  zu  ihi^em  Sehirmvo^,  und 
diese  Schirmvdgte  hielten  sich  berechtigt,  die  ihnen 
anvertrauten  geisdichen  Stiftungen ,  gleich  iiiren  hS- 
rigeii  hintersassen, '  nach  witikähr  zu  beschätzen» 
Die  klagen  der  Klöster  Dber  ihre  Scbirmherrn  sfnd 
unzählig  und  «lässlos.    Der  Abt  von  Altatch  in  Baiern 


1)  DerLiteiAiscbe  aasdru<^  daftlr  ist  petitio^  pvf curia.  .fKick 
streitet  man,  ob  das  wort  eine  bitte  oder  ein  gebot  bedeute. 
Uebrigens  bezeiebnet  er  eben  so,  wie  Steuer;  stenra,  aueb  ßuts-, 
leben-  und  vogteiberrliebe  abgaben* 

2)  Daber  die  ausdrucket  notbbede,  precaria  inconsaeta,  zwaog- 
bede,  gewaltbede,  coactiva  petitio. 
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nennt  seine  Vögte,  die  Gra&n  von  Bogen,  wilde  ty* 
ranneu ,  welche  die  Kirche  von  allen  seiten  mit  ge» 
fahren  umgeben,  nnd  mit  schwerer  Berruttong  bedro- 
hen 1).  Sogar  das  recht  der  Landesheim,  einen 
harten  Schirmvogt  als  ungetreuen  Vormund  abzn* 
setzen,  schien  ihnen  gef&hrlich,  weil  sie  in  dem 
Landesherrn,  oder  dem  neuen  von  ihm  gesetzten 
Vogte  nur  einen  geldbedürftigem  und  mftchtigeni 
länger  zu  f&rchten  hatten» 

Die  Städte  fingen  meistentheils  erst  in  dieser  pe* 
riode  an,  die  anspräche  ihrer  herra  auf  hörigkeit 
der  bfirger  abzusohfitteln ,  die  Bauern  dagegen  wa- 
rei^  wirklich  zum  grossen  theil  hörige  und  di^eni- 
gen,  welche  es  nicht  waren,  hatten  keine  mai^ht) 
isich  gegen  ähnliche  anspräche  zu  schützen» 

Die  anfforderungen  der  Landesherm  zur  lei* 
V  istung  von  geldhülfeii  wurden  übrigens  jetzt  schon 
häufiger,  da  der  geldverkehr  in  folge  der  kreuzauge 
und  der  dadurch  vermehrten  beziehungen  zu  frem- 
den l&adem  ausserordentlich  gestiegen  war.  Reich« 
ihum  und  luxiis  waren  die  folgen  davon,  und  sogar 
die  fehden  jener  zeit  der  Verwirrung,  vrelche  den 
ein^n  verarmen  lictsseni  dienten  dem  andern,  ihn 
zu  bereichem» 

Wi^nn  nun  ^e  solche  hülfe  als  eine  ;  pflicht 
vom. Lande  geleistet  werden  sollte,  so  bedurfte  es 
nicht  einer  bewilligung  von  Seiten  jedes  einzelnen.  Die 


r  -*  -      ^' 


I)  —  4om  ecclc$ia  nosCra  per  «Jvocfttos  nottros»  comites  ?i- 
delicet  de  Bogen,  multis  undiqae  circumfusa  fleret  pericvli»,  re« 
rmn  quoque  gravibus  iodetineiiter  doleret  ruinis.  —  acriores  in  nos 
tyrannos  et  seviores  prcdictos  comites.  Urk.  v.  1209.  in  Monunit 
üoic.  il,  181. 
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pflicht  konnte  so  äUgemein  anerkannt  dein ,  dasi»  der 
Landesherr  ohne  weiteres  zu  ihrer  erfüUung  aüffor^ 
dem,  die  rüstuiig  oder  die  Zahlung  befehlen  durfte» 
In  einer  urktinde  Kaiser  Rudolfs  von  Habsbürg  vom 
j,  1290,  durch  die  er  dem  Grafen  Reinhold  von  Gel« 
dem  die  herrschaft  über  Ostfriesland  verlieh  ^^  wird 
unter  den  Gräflichen  rechten  über  dieses  land  na- 
mentlich die  befugniss  aufgeführt,  nach  i&einem  er« 
messen  steuern  oder  beden  auszuschreiben  i).  Eben 
so  erklärt  Graf  Heinrich  Von  Henneberg  im  j«  1345 
das  Vorwerk  zu  Watlrar  für  ein  lediges  und  freieid 
gut ^  und  spricht  den  besitzer  desselben  ledig  und 
los  von  allen  herrschafUichen  lasten:  von  bete ,  Von 
nothbete,  von  bannwein,  von  fuhren,  von  Steuer, 
von  allem  ^  was  sie  beschweren  mögte,  ohne  allein, 
wenn  eine  allgemeine  landbete  über  land  ginge,  so 
Ritter  und  Knechte  (Knappen)  die  Landbete  leiden 
und  geben  2).  Erzbischof  Konrad  II.  von  Mainz 
legte  dem  Klerus  im  j«  1393,  wie  es  scheint,  ohne 
vorhergehende  bewilKgtfhg,  eine  Steuer  auf,  um  sich 
zum  bevorstehenden  kriege  zu  rüsten  3),  und  Kon^ 
rad  UL  tilgte  im  j.  1428  seine  kriegsschulden  mit 
einer  Steuer ,  die'  er  voti  dem  ganzen  volke  eben  so 
willkührlich  gefordert  haben  soll  4).  ',:  : 

Die  frühesten  nachnchten  von  solchen  Landes-* 


1)  «-  collcctas  seu  precafias,    cum  sibi  Tidetur  expedire,  fa- 
cieudi.     Schwa-rtzembebg  groot  placaat-  en  cliarterboeck  I,  125. 

2)  V.   ScHOLTES   Roburgsche    Laddesgestbietite',  '  urkundeat).  s« 
77.  nro.  71. 

3)  —  exactionavit  cleruni.   JoANfTis    re^  MDgaotinar.  1>  707« 
not.  C. 

4)  Daselbst  1,  743,  not.  44. 
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steueiii  fallen  in  Aeti  anfang  des  dreizehnten  jahiv 
hunderts«  Im  jähre  1215  wurde  Herzog  Ludwig  von 
Baiern  sammt  seinem  beere  aus  der  gefangenschaft 
Heinrichs,  des  Pfalzgt-afen  am  Rhein,  durch  eine 
allgemeine  Steuer  von  20000  pfund  ausgelöst,  welche 
Tomehme  und  geringe  traf,  und  zu  der  das  Kloster 
Scheyern  allein  hundert  pfund  zahlte  i).  In  diesem 
falle  war  die  noth  des  landes  uni  so  offenbarer,  als 
nicht  der  Fürst  allein  gefangen  sass.  Ohne  zweifei  sind 
noph  frühere  steuern  ähnlicher  art  vorgekommen.  Ein 
beispiel  aus  Frankreich. vom  j.  1188  wird  sogleich  er- 
wähnt werden.  In  den  altern  nachrichten  bleibt  es  in* 
dessen  häufig  ungewiss,  ob  die  abgäbe  eine  Landes- 
Steuer ,  oder  eine  Lehn  *>  und^  Vogtei*-abgabe  ist  So 
2.  b«  bei  jener  zwangbede,  coaetiva  petitio,  von  wel- 
cher Graf  Karl  von  Flandern  ums  j«  1140  das  Klpr 
ster  Andres  befreite  2),  oder  bei  Jenem  zins,  weU 
oben  nach  einer  Urkunde  vom  j.  1176  das  Pommer* 
sehe  volk  den  Fürsten  zu  zahlen  hatte  3). 

Der  noth  des  Landes  stand  nach  dem  uralten 
gmndsatze  die  noth  der  Kirche  gleich,  und  so  wie 
bei  jener  die  weltlichen  Herrn,  so  nahmen  bei  die- 
ser die  geistlichen  Oberhäupter  das  recht  in  an^ 
aprucb.,  in  gleicher  weise  steueni  auszuschreiben. 
Eine  Kirchenversammlung  im  Lateran  gab  um's  jähr 


1)  —  dives,  panper»  Oobills,  igaobilU  steara  data.butic  re«- 
deiDeruQt.      Comeadus  Schtbbii8is  bei    Pbz  tcript.  rer.  Auttriac«  % 

2)  Urk.  bei  d*Acdery  spicileg.  %  SOS. 

3)  DAEGEa  eod.  ^'ommer.  ly  2%  uro.  15.  coloai  -^  ne  prlucipi 
fprre  ccnsum  persolvant  cum  relic|ao  populo.  Bartholo  gescb.  v« 
nugcn  u.  Pommera  1,  ^13*  • 
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1179  die  Vorschrift:  dass  zwar  die  Bischöfe  ihr^ 
Qiitei^ebeiien  nicht  mit  steuern  üiid  Schätzungen  be«> 
drücken  solltön^  da  aber  oft  die  noth  daza  drißge^ 
«o  sei  es  doch  fisti  bllligeti,  dass  sie  bei  einleuchten» 
den  und  vernünftigen  nrsachc^n  eine  mit  raiMe  er>- 
mftssigte  beihülfe  von  denselben  forderten  i).  Mei- 
stentheils  wandte  sich  indessen  die  Geistlichkeit  an 
die  weklicbe  macht,  und  veranlasste  diese ^  einö 
Steuer  auszuschreiben.  Als  ü.  b.  im  j.  1188  das  zum 
kreuzzuge  ausgezogene  heel*  in  noth  gefrietfa,  wand«- 
te  man  sich  an  die  Könige,  und  eine  chronik  von 
Tours  erzählt,  dass  in  Frankreich  mit  rath  des  Kör- 
nig» und  der  Orossen  ein  zehnthell  Von  alletr  fah^ 
renden  habe  genommen  sei«  Der  fromme  ehronist 
Betzt  aber  hinzu,  der  üble  attsgang  dc^s  feldzugs  sei 
dem  umstände  zuzuschreiben,  dass  viele  von  den 
steüererfaebem  die  Kirche  zu  stark  mitgenommen'» 
tnid  dadurch  dem  bösen  feinde  luft  gemacht  haften  2}, 
In  vielen  fällen  nahm  die  Kirche  nur  zu  almosen- 
Sammlungen  ihre  Zuflucht,  und  es  gingen  dann  wohl 
von  den  geistlichen  Oberhäuptern  ermahnungen  aus» 
welche  einer  steueraiisscbreibung  einigermassen 
ähnlich  sahen.  Bine  solche  ermahnung  erliess-  z.  In 
im  j.  1224  Pabst  Honorias  III.  an  die  unterthanen 
des  Erzstifts  Bremen,  ttik  dtreh  eine  almosensamm^ 
lung  den  bau  der  verfallenen  Kirche  zu  Bremen  zu 
bestreiten  3)« 

83.    Wenn  nun  aber  eine  wahre  Steuer  gefbr* 


^h>ad>M>^k> 


1)  €ap<  6.  X.  de  ceiläibus  S,  50* 

2)  €broa.  Ttifoii.    ad  a.  1188.    bei  SlARtEJVE   colkcdo  atnpUtfti- 
ma  S,  i080. 

3)  LüniG  apicileg.  ccclcs.  contin.  5;  f  <  948» 
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dert  wurde  9  um  der  noth  des  landes  abasnhelfeii^ 
80  mogte  in  vielen  fiülen  zwischen  dem  Landesherra 
und  seinen  nnterthanen  darüber  streit  erlipben  wer« 
den)  ob  denn  aoeii  wirUich  die  Steuer  durch  die 
nothwendlgkeit  gerechtfertigt  sei;  denn  es  konnte 
nicht  fehlen  y  dass  nicht  der  Landesherr  bisweilen 
eine  noth  des  landes  erblickte »  wo  die  Ritterschaft 
nur  geneigt  war^  persOnlidies  bedttrfiiiss»  oder  gar 
nur  pers^nlfdie  wünsche  4es  Ffirsten  anzuerkennen* 
Schon  in  dem  Landfrieden  von  1335  worde  vorge* 
sehn,  dass  nicht  der  bau  von  festen  borgen  imd 
Städten  von  den  Landesherra  znm  verwände  ehier 
durch  landesnoth  gebotenen  Steuer  genommen  wfirdew 
Wer  bürgen  oder  st&dte,  oder  andre  wehren  machen 
will,  h^st  es  dort,  der  soll  es  nut  seinem  oder 
seiner  leute,  d«  i»  seiner  hintersassen  oder  grund* 
holden  gute  thun,  aber  nicht  von  seiner  nnterthanen 
gute.  Umgekehrt  wurde  in  vielen  ländern  urkund- 
lich anerkannt  oder  vertragsmässig  festgesetzt,  dass 
in  gewissen  i&llen  eine  Steuer  nicht  verweigert  wer^ 
den  dürfe*  Diese  fSlle  waren  gewöhnlich:  wenn 
der  Landesherr  zum  Hofe  des  ^^isers,  zu  einem 
Römerzttge  oder  zum  Reichsheere  ziehn  musste, 
wenn  er  eine  hfiuptschlacht  verlor  oder  in  gefangen* 
sohaft  gerietb,  wenn  er  eine  tochter  ausstattete  oder 
einen  söhn  zum  Bitter  schlug.  Bestimmungen  dieser 
art  finden  sich  —  um  nur  von  den  frühsten  -  einige 
anzuführen  i)  —  in  einem  weisthume  der  gemein  d, 
Susteren  für  die  Herrn  von  Valkenstein  vom  j.  1260  2), 


I)     Viele  bcispiele  hat  Stwmb  nebenstnaden  %  507  f. 
^)     BonDAM  cliartcrboek  van  Gelderland  I,  £»43.      Grihv  weis- 
thumer.  S,  863. 
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in  den  freibriefen  der  Grafen  von  Schweiin  v.  1279, 
der  Fürsten  von  Mecklenburg -Werte  vom  j«  1276 
und  1885,  welche  weiter  unten  noch  genauer  be* 
trachtet  werden  soUen.  Auch  die  Magdeburgischen 
Schöffen  erkannten  —  wahrscheinlich  auf  befragen 
der  Ntederlansitzischen  Stadt  Beeskow  —  die  pflicht 
KU  einer  ausserordendiehen  bede  an,  wenn  der 
Herr  zum  Reichskriege  gefordert  würde^  wenn  er  ge- 
fangen würde  oder  einen  streit  verlöre ,  und  wenn 
sein  land  von  feinden  angegriffen  würde  und  er  sich 
aliein  nicht  zu  schützen  vermögte  i).  Ganz  ähnlich 
hatte  sich  das  herkommen  in  England  ausgebildet  2). 
In  geistlichen  Stiftern  kam  woU  noch  eine  Steuer 
beim  regierungsantritte  eines  neuen  Fürsten,  unter 
dem  namen  der  frühlichen  ankunft,  hinzu  3). 

Aber  diese  anerkennung  war  gar  nicht  gan2 
allgemein.  Die  Herzoge  von  Braunschweig -Lüne- 
burg mussten  z.  b.  noch  im  j.  1390  eine  erldärung 
ausstellen,  dass  ihre  Mannen  ilmen  nicht  aus  pflicht, 
sondern  aus  freier  willkür  eine  geldhülfe  gegeben 
hätten  y  um  sie  aus  der  gefangenschaft  zu  lösen  ^)« 
Herzog  Ludwig  der  Bärtige  von  Baiem- Ingolstadt, 
der  vom  Markgrafen  Albrecht  von  Brandenburg  ge- 
fangen genommen  war,  verbot  sogar  „seiner  Land- 
schaft ernstlich  mündlich  unter  äugen,  dass  sie  kein 
sein  geld  noch  gut  dem  herm  Markgrafen  nicht  ge- 
ben sollten,    alldieweil  er  in  solcher  f&ngniss  imd 


I)     IVeumarn   gesch.  der  Landstftnde  des  Slarkgrafeothums  Nie- 
derlausitz  1,  111. 

3)  Modus  tenendi  parliamentum  c.  25.  im  anhange. 
8)    Stapbokst  bist,  eccies.  Hamburg.  %  589. 

4)  HoFPHANi«  Sammlung  ungcdruckter  nachrichten  1^  206i 


J 
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kfimiaemi^tt  wiUre,    sondern  eine  Landschaft  solle 

> 

thnn  9  als  fromme  biederleute  ,  und  ihm  seine  ehre 
lieber  lassen  sein,  als  seinen  leib.  Und  ob  er  halt 
etwas  mit  ihnen  in  solcher  filngniss  schriftlich,  öder 
miindlicb  unter  apgen  schüfe,  das  sollte  und  mögte  doch 
keine  macht  nicht  haben"  i).  Es  war  daher  in  den 
meisten  flUlen  nothwendig,  dass  von  der  Landes- 
versammlung das  dasein  einer  landesnoth  anerkannt 
wurde,  oder  mindestens  musste  mit  derselben  über 
den  betrag  der  an&ubringenden  hülfe  verhandelt 
werden,  denn  nur  selten  war  dieser,  wie  z.  b,  in  dem 
freibriefe  iür  ftlecUenburg :  Werle  vom  j.  1276  2), 
ein  für  allemal  vertragsmässig  festgesetzt.  Dem  ge- 
mäss gab  Erzbischof  Gerhard  von  Bremen  der  stadt 
Verden  im^  j.  1259  die  erklSrung ,  dass  er  sie  nicht 
belästigen  wolle,  wenn  nicht  eine  solche  noth  über 
ihn  und  die  lurche  käme,  welche  die  Domherrn  und 
Dienstmannen  als  hinreichend  und  wahr  anerkennen 
würden  3).    Ein  zusatz  zum  Sachsenspiegel,  der  etw^L 


1)  Bericbt  der  LandtcKafllielieii  »bgeordneten  bei  (RasrnnBi) 
Bftiriscfat  LandUgsbMidliiageB.  5»  168.  Vergl.  dat.  ••  114.  iSl. 
i4V.    Bii»B4JiT  getch.  der  Ba«r*  Laodftftude  i,  194. 

2)  -^  ii  pobls  Deofl  sua  gracia  aanaerit»  quod  diem  Tixerl- 
miis»  aliquem  fiüorum  nottrornm  sascipcre  militaris  digDitatem, 
Tel  aliqaam  IHiarum  nostrarnm  «marito  copulandam,  et  per  nos 
fiptot  festam  filii  n0itri  Tel  filie  nostre  feeerinms,  tone  TasaHi 
iioatri  eiaiB  •«bditia  oottrie  epiritaalibiis  ad  featuu  Ulii  aostri  de 
qaolibet  manio  duos  solidos»  cultora  eoram  excepta,  et  ad  fe- 
stam filie  nostre  quataor  solidos  in  subsidium  nobis  dabant. 
iiifCA  lUeefclfnbiirgiacbe  nrkand.  1»  1£^6.  I£>7. 

3)  Non  graTabimns  .eos  in.  aliqaibns  ezactloaibas »  nisi  forte 
in  propria  persona  ire  ad  cnriam  nos  contingat,  Tel  etiam  nobis 
et  ecclesiae  nostrae  talis  incumbat  necessitas,  quae  canonicis  et 
ministerialibus  nostris  evidens   sit   et   nota,    et  tnnc   tenebuntur 
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um  die  mitte  des  dreizehnten  Jahrhunderts  niederge- 
schrieben sein  mag,  sagt  daher  ganz  allgemein: 
ein  richter  dürfe  nicht  bloss  kein  recht,  sondern 
auch  keine  last,  sie  sei  herberge,  abgäbe  oder 
dienst,  auf  das  land  setzen,  sie  werde  denn  von 
dem  Lande  bewilligt  i). 

84.    Wo  hingegen  eine  solche  landesnoth  nicht 
anerkannt   wurde,   noch   auch    durch   vertrag  und 
herkommen  ein  solcher  aufwand  gerechtfertigt  war, 
blieb    es  ohne   zweifei   bei  dem  bisherigen   grund- 
Satze ,  dass  der  Landesherr  mit  jedem  einzelnen  für 
sich   verhandeln  müsse.      Hieraus  entsprangen  be- 
sonders seit  dem  anfange  des  vierzehnten  Jahrhun- 
derts berührungen  zwischen  den  Landesfürsten  und 
einem*  theile  ihrer  unterthanen,    welche  den  bedeu- 
tendsten einfluss  auf  die  folgende  entwickelung  ge- 
wannen.    Es  war  nämlich  eben  so  natürlich,  dass 
die  Landesfiirsten  häufig  eine  noth  des  landes  und 
der   kirche  behaupteten,   wo  keine  vorhanden  war, 
als  da|s  die  Landesversammlung  sich  weigerte,  diese 
noth  anzuerkennen,   wo  sie  wirklich  offen  da  lag. 
In  dem  einen  falle  ^  wie  in  dem  andern,  waren  aber 
doch  die  Fürsten  von  der  wirklichen  hülfleistung  der 
unterthanen  abhängig,   und  es  konnte  nicht  fehlen, 
dass  das  streben  der  Landesversämmlungen  in  den 
meisten  föllen  darauf  gerichtet  war,  die  bewiUigung 
jedes  einzelnen  unter  den  vornehmsten  des  landes 


Dobis  secandam  saae  possibiliUtis   exigentlam   suliTenire.      Vogt 
monnin.  ined.  Bremensium  (Bremen  1740.  8)  I,  Sd4. 

I)  He  ne  tnnt  ok  neo  gebot,  noch -herberge,  nocb  bede, 
denest,  noch  recht  uppe't  land  setten,  is  ne  willekore  dat  land; 
Sachs,  iandr.  5,  91.  $.  5« 
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zu  fordern,  und  nicht  sich  darch  dns  fibergeivicht 
der  Stimmenmehrheit  bhiden  zu  lassen ;  ja  es  kontite 
nicht  fehlen,  dass  dies  streben  gelang,  so  bald  die 
Landesversamralong  nur  mit  hartn&oiügkeit  und  ener- 
gie  an  ihrer  forderung  hielt. 

Keine  erzfihlung  ist  mehr  geeignet,  diese  Ver- 
hältnisse zu  erlftutem,  als  die  der  schon  früher 
einmal  angeführten  Normännii^ohen  Chronik  über 
die  Verhandlungen  Wilhelms  des  Eroberers  vor  dem 
zuge  nach  England.  Sie  schliesst  sich  hier  genauer 
dem  Roman  de  Rau  an,  ist  jedoch  minder  weit- 
schweifg,  als  dieser.  Nur  der  unterschied  findet 
sich  hier  wieder,  dass  bei  Robert  Wace  der  Herzog 
nur  mit  den  Baronen  [verhandelt,  wfihrend  in  der 
Chronik  leute  aus*  allen  ständen,  ßens  de  tou»  iee 
eeUUs^  auftreten.  .  Die  erzählnng  fUhrt  uns  die  ein* 
zelnheiten  der  Verhandlung  mit  einer  genauigkeit 
und  lebendigkeit  vor  äugen ,  wie  wir  sie  in  Deut* 
sehen  berichten  jener  zeit  nicht  finden.  Dass  sie 
aber  dennoch  ganz  und  gar  auch  für  Deutschland 
passt,  kann  niemand  leugnen,  der  nur  einen  blick 
in  das  Ständiscl^e  wesen  des  mittelalters  gethan  hat. 
Die  Chronik  berichtet  folgender  massen  i). 

Herzog  Wilhelm  von  der  Normandie  hatte  sich 
von  Eduard,  dem  Bekenner,  dem  letzten  Angel« 
sächsischen  Könige,  die  nachfolge  auf  dem  Engli* 
sehen  throne  zusichern  lassen,  und  Harald  hatte  bei 
den   Heiligen  gelobt,   ihm  nach  Eduards  tode  das 


1)  leh  theile  die  stdle  der  Chronik  ans  Booqiibt  Script,  rer. 
Gall.  et  Franc.  Ij5,  224  f.  im  anhange  mit.  Im  Boman  de  Ron 
ist   die   catsprecheode   stelle   fers   11120  folg.   (bei  Plucquet  % 

128  f.;. 
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land  ZQ  übergeben.  Als  aber  im  j.  1066  der  König 
von  England  starb',  setzte  sich  Harald,  nnbekfim- 
mert  um  seinen  eidschwar,  anf  den  thron«  Als  Her* 
zog  Wilhelm  dies  erfuhr,  nnd  sogar  anf  seine  bot- 
schaft  an  Harald  trotzige  antwort  erhielt,  berief  er 
einen  rath  seiner  yertrantesten  frennde,  ispedaux 
amis.  Diese  waren  zwar  der  meinnng,  die  sache 
dürfe  nicht  auf  sich  beruhen  bleiben,  aber  dennoch 
getrauten  sie  sich  nicht,  in  einer  so  wichtigen  sache 
für  sich  ^u  rathen ,  sie  wiesen  ihn  an  die  yersamm- 
lung  des  landes,  denn,  sagten  sie,  jeder  einzelne, 
der  scboss  zu  zaMen  hat,  ist  berechtigt  zu  sitz  und 
stimme  -^  que  qui  paie  Vescot^  quUl  sott  i  fasseoir  !)• 
Die  Grossen  des  landes  wurden  gerufen«  Der  Her- 
zog trug  ihnen  die  läge  der  sache  ror,  und  forderte 
sie  zum  beistände  bei  der  eroberung  Englands  auf. 
Darauf  trat  die  Versammlung  ab,  um  sieh  zu  bera« 
then.  Bei  dieser  berathung  ging  es  aber  stürmisch 
her«  Man  stellte  sich  haufenweise  zusammen;  der 
eine  hatte  diese  meinung,  der  andre  jene,  und  als 
jeder  glaubte,  seine  ansieht  hinreichend  geltend  ge- 
macht zu  haben,  ernannten  sie  den  angesehensten 
der  Herzogiidben  Vasallen  und  Rftthe,  Wflhelm,  den 
Sohn  des  Osber,  zu  ihrem  Sprecher«  Er  habe  ihre 
meinupg  gehört ,  hiess  es ,  und  wisse ,  was  sie  dem 
Herzoge  zu  leisten  in  stände  seien. 


I)    Dies  Ist  das  Deutsche   spricliwort:   9,wo  wir  niclit  mit  rt* 
LeB,  da  wir  nickt  lAit  thaten."     Uobert  Wacb  drückt  es  ia  fol- 
gendem reime  ans: 

Dien  deiTent  al  canseil  yemr, 
Ri  el  flravail  deibvent  partir. 
Roman  de    Ron    ▼.  11172    (2,  128).    „Rscof'    ist  das    Deatsche 
„tschoss**  und  „partir''  ist  gleiclibedeutend  mit  „participer." 


0 
I 
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Der  söhn  Osbejrs  sprach:  sie  se}^ n  bereit,  dem 
Herzöge  die  hülfe  zu  gewähren.  Aber  sofort  erhob 
sich  ein  heftiger  Widerspruch.  Viele  riefen:  das  sei 
nicht  ihr  wille.  Sie  sßien  bereit:  dem  Herzoge  in- 
nerhidb  landes  isu  folgen«  denn  das  seien  sie  schul- 
dig,, aber  nicht  zu  auswärtiger  eroberung,  sonst 
mögte  dies  in  Zukunft  als  ein  herkommen  gegen  sie 
angeführt  werden.  Da  der  Herzog  diese  meinung 
hörte  9  nahm  er  jeden  einzeln  zu  sich  in  sein  zim* 
mer,  und  unterhandelte  mit  ihm,  und  versprach,  ihm 
brief  und  Siegel  zu  geben ,  dass  die  hülfe  nicht  aus 
pflicht,  sondern  aus  böflichkeit  und  gutem  willen  ge- 
leistet werde.  So  gelang  es  ihm  endlich,  dnen  je- 
den einzeln  zu  gewinnen. 

Von  ähnlichen  vorgäng^d  in  Deutschland  liefern 
nns  die  Urkunden  beweise,  In  welchep  die  Landes- 
försten  anerkennen,  dass  ^iu^  bewilligung,  eine 
hülfe  der  unterthanen  nipht  aus  pflicht,  sondern  aus 
gi^m  willen  zugesagt  und  geleistet  sei,  und  dass 
der  Fürst  fortan  nicht  weiter  das  recht  hab^,  sie  in 
anspruch  zu  nehmen» 

Solehe  zusagen  wurden  pft  den  Grossen  des 
landes,  namentlich  der  Ritterschaft  im  allgemeinen 
ertheilt,  wie  z.  b.  in  dem  freibriefe,  welcher  dem 
Bairischen  Adel  im  j,  1303  auf  dem  Sohnaitpacher 
Bittertage  ausgestellt  wurde.  Eben  so  e^-klärten  noch 
im  j.  1422  die  Grafen  yon  Holstein  den  tapfem  man- 
nem  und  ihren  erben  und  einwohnem  des  landes 
Holstein:  Haben  sie  uns  ößere  b^den  bewilligt  und 
weiter  folge  geleistet,  das  haben  sie  nicht  vermöge 
alter  gewohnheit  gethan,  oder  von  rechtswegen,  son- 
dern sie  haben  solches  wegen  des  grossen .  bedarf- 
nisses,  und  unsrer  und  des  landes  noth  gethan,  wel- 
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che  sie  selbst  dafiap  erkannten  0*  ^^  erhielten  auch 
einzelne,  namentlich  Klöster  und  andere  geistliche 
korporationen,  ähnliche  zusagen.  Als  z.  b«  Graf 
Berthold  von  Henneberg  einen  theil  der  Henneberg« 
Koburgschen  lande,  der  an  die  Markgrafen  von 
Brandenburg  vererbt  war ,  erkaufte ,  schrieb  er ,  um 
die  kaufsumme  aufzubringen,  eine  allgemeine  land« 
bede  in  seinen  besitzungen  aus,  und  gab  dem  Non* 
nenkloster  zu  Marburghausen  im  j,  1316  einen  re- 
vers,  dass  diese  Steuer  nur  aus  gutem  willen  ihm 
gewährt  sei,  und  dass  er  auch  inskünftige  ohne 
Zustimmung  und  guten  willen  der  Äbtissin  und  des 
Convents  k^e  steuern  oder  auflagen  zu  erheben 
befugt  sei  2). 

Diese  und  ähnliehe  erklämngen  darf  man  in- 
dessen mcht  so  verstehen,  als  ob  darin  eine  ganz 
unbedingte  Steuerfreiheit  eingeräumt  würde.  Es  wäre 
in  Wahrheit  unbegreiflich,  wie  die  unterthanen  sich 
diese  freiheit  so  oft  hätten  können  erneuern  lassen» 
während  fast  immer  es  nur  wenige  jahrd  dauerte» 
bis  eine  neue  anläge  nicht  nur  gefordert,  sondern 
auch  bewilligt  wurde.  Gewöhnlich  ist  die  freiheit 
nur  auf  eine  gemeine  läteuer  bezogen,  und  hierunter 
ist  dann  eine  solche  verstanden,  welche  der  Lan- 
desherr ohne  weiteres,  ohne  vorhergehende  bewiUi* 
gung,  oder  wenigstens  nach  Stimmenmehrheit  aufle^ 
gen  konnte.  Die  Grossen  des  landes  fanden  es  ge<- 
fährlieh,  die  beurtheilung  des  vorhandenen  nothfal« 
les  dem  Landesherm  und  seinen  g&nstlingen,  oder 


i)    Privilegien  der  Schlesw.  Höht  Ritter^cliaft  s.  i. 
S)    Toif   ScacLXEs  Roburgsohe  Undesgescbichte ,   urkundenb.  s« 
3ö.  DO.  53, 
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einigen  gewonnenen  Rittern  va  überlassen,  nnd  nO- 
thigten  daher  den  Fürsten,  anf  alle  willkür  bei  der 
stenererhebnng  zn  verzichten,  nnd  von  jedem  ein- 
zelnen unter  ihnen  die  anerkennung  des  bedfirfnis- 
ses  und  die  bewilligung  der  hülfe  einzuholen,  mit 
andern  werten,  sie  beschrankten  durch  vertrage 
zwischen  Herrn  und  Land  die  gemeine  Steuer  auf 
einzelne  wenige  fMle,  und  betrachteten  alle  andern 
steuern  als  ausserordentliche.  Bisweilen  setzten  sie 
auch  die  gemeine  Steuer  auf  ein  bestimmtes  jAhrli- 
ches  mass  i),  und  in  einigen  lindern  erklärten 
sie  sogar  alle  steuern  fiir  ausserordentliche  im  an- 
gegebenen sinne,  indem  sie  die  Landesherm  ver- 
sprechen Hessen,  nie  steuern  zu  erheben,  welche 
nicht  von  den  einzelnen  bewilligt  waren.  Dies  letz- 
tere mag  der  sinn  vieler  Privilegien  der  St&dte  und 
geistlichen'  Stifter  gewesen  sein,  obgleich  sich  in 
ihnen  die  freiheit  von  abgaben  häufig  zunächst  auf 
guts-  und  vogteiherrliche  lasten  zu  beziehen  scheint 
Wenn  man  die  analogie  von  Landes-  und  Reichs- 
steuem  berficksichtigt,  so  kann  man  als  beispiel  den 
freibrief  för  den  Erzbischof  von  Magdeburg  gelten 


I)  Dies  geschah  io  der  Hark  Urandeiibarg  im  j.  1^1  darc|i 
die  Markgrafen  Johann,  Otto  und  Ronrad,  und  zwar  in  der  form 
eines  Verkaufs  der  nothbede,  precaria  eiactoria,  gegen  eine  feste 
Steuer.  Da  dieselbe  tou  Vasallen,  Stidten,  nauem,  nnd  selbst 
solchen,  die  keine  grundsHIeke  bcsassen,  erhoben  wurde,  so 
scheint  es  eine  wahre  Landessteuer  gewesen  zu  sein.  Urk.beiGEa- 
CKEif  diplom.  Teteris  Marchiae  Brandenb.  I,  15  f.  Auch  in 
Baiern  kommt  in  den  spfitern  Ständischen  Terhandlungen  hftnfig 
ein  feststehendes  stenerquantnm  .noter  dem  namen  einer  gemeinen 
Steuer  vor.  Man ' bewilligte  4«ber  noch  nmstinden  eine,  swei, 
drei  gemeine  ▼iehstenern. 
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lassen,  durch  welchen  Kaiser  Friedrich  ü.  im  j. 
1216  die  zusage  ertheilt,  dass  von  des  Stifts  Städten 
nnd  gfitern  keine  Königliche  Steuer  ohne  des  Erzbir 
ßchofs  Zustimmung  erhoben  werden  solle  !)•  Dass 
die  Steuerfreiheit  überhaupt  nicht  als  etwas  ursprüngr 
Mches  angesehen  wurde,  ergiebt  siph  unter  andern 
aus  einer  Urkunde,  welche  freilich  einem  spätem 
Zeiträume  angehört,  aber  ausdrücklich  ausspricht, 
dass  die  Steuerfreiheit,  nicht  von  jeher  bestanden 
habe.  Die  Herzoge  Friedrich  und  Wilhelm  von 
Sachsen  erklären  im  j.  1438:  ihre  Mannen,  städte 
jond  unterthanen  seien  „furmals  in  grosser  freiheit 
lierkommen,  also  dass  sie  ihnen  niehi  mehr  bete  ge- 
geben hatten,  jedoch  ihnen  zu  willen  hätten  sie  sich 
darein  gegeben,  und  wollten  ihnen  eine  Steuer  oder 
aecise  auf  zwei  jähr  zu  aUen  ihren  schulden  nnd 
nöthen  geben,  die  dann  vorher  durch  und  in  allen 
ihren  landen  mcht  mehr  gewesen  sei"  2). 

8S»  Die  ausserordentlichen  steuerbewilligungen, 
bei  denen  die  Landesv^sammlung  sich  schadlos- 
briefe  nnd  wohl  auch  andre  besondre  Privilegien 
und  freiheitsbriefe  geben  liess,  kommen  vor  dem 
ende  des  dreizehnten  Jahrhunderts  nur  äusserst  sel- 
ten vor,  und  um  die  mitte  des  vierzehnten  werden 
sie  erst  häufiger.  Indessen  kann  täan  mit  Sicherheit 
annehmen,  dass  es  ihrer  noch  weit  ältere  und  weit 
mehrere  gab,  von  denen  uns  nur  die  nachrichten 
fehlen,    oder  noch  irgendwo  verborgen  sind.      Im 


i)  —  regalet  talliae,  petitioMS  a«t  exaotioiief*  Urk.  bei 
Mbibok  seript  rer.  Germ.  %  877,    Vergl.  ubrigaps  oben  $•  65. 

%  ScHULTEs  Roborgsebc  landesgetcbicbte,  arknndeBbnch  nro. 
108.  s.  112. 
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Herzogthnm  Steyennark  wird  in  dem  ältesten  jprivi- 
le^am,  welches  die  Landschaft  hat  drucken  lassen, 
und  welches  den  Dienstmannen  und  Landherm,  mtV 
nisteriales  ei  eompromneialeSj  bereits  im  j.  1276  ertheik 
wnrde,  ausdrücUtdi  auf  filtere  Privilegien  der  Her- 
zoge Ottokar  und  Leopold  bezug  genommen  i).  Ei* 
nige  der  bekannten  nachrichten  von  steuerbewilH* 
gungen  dieser  zeit  sind  um  so  interessanter,  als 
wir  daraus  sehen,  dass  die  freibriefe  und  Privilegien, 
welche  damals  der  Ritterschaft  ertheilt  wurden,  sich 
in  nichts  von  den  spätem  Landstfindischen  Privile- 
gien unterschieden,  als  darin,  dass  von  den  niedem 
ständen  —  Städten  und  Bauern  —  noch  keiner  als 
wesentliches  glied  der  Landesversammlungen  au%e- 
iiihrt  wird.   - 

Die  ältesten  beispiele  mögen  etwa  nächst  der 
eben  erwähnten  Steyrischen  handfeste  folgetide  sein. 
Bischof  Berthold  IL  von  Wfirzburg  liess  sich  im  j. 
1276  von  seinen  geistlichen  und  weltlichen  untertha- 
nen  einen  Schilling  von  jedem  morgen  Weingarten 
bewilligen,  um  das  Stift  aus  grosser  armuth  und 
schuld  zu  erretten  2).  Im  j.  1279  ertheilten  die  Gra*- 
fen  Helmold  und  Nikolaus  von  Schwerin  ihren  Rit- 
tern und  Lehnleuten  zwei  gleichlautende  freibriefe 
{&r  das  land  Boitzenburg  und  das  land  Wittenberg, 
in  welchen  sie  erkennen,  dass  ihnen  von  jeder  hufe 
eine  mark  Lubischer  pfennige  für  das  jähr  zugesagt 


I)  LandsliandTest  des  Hertzogtliams  Stejr.  (Orftfz  16S£^  foL) 
hl  4. 

S)  Friese  leben  der  Biscliöfe  TonWurzbarg  bei  Ludbwig  ge- 
scbicbtscfareiber  Ton  dem  Biscboffib.  Wirtzbnrg  s.  985.  Stauben 
nebenstündeo  (2.  aasg.)  %  516. 
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sei,  in  ziikiu\ft  aber  das  iand  nnr  dann  um  eine  bei- 
hülfe  angesprochen  werden  dürfe  i),  wenn  die  Gra« 
fen  entweder  in  gefangenschaft  gerathen  sollten, 
oder  ihre  kinder  nach  dem  rathe  ihrer  freunde  ver* 
heirathen  würden.  Zugleich  wurden  einige  bestim- 
mungen  über  das  münzwesen,  so  wie  über  das 
rechtliche  verhältniss  zwischen  Grafen  und  VasaU 
len  getroffen  2),  Einen  ähnlichen  freibrief  erhielt 
der  theil  des  Mecklenburgschen  landes,  welcher  der 
Werleschen  linie  zugefallen  war  *  im  j.  1285.  Die 
Ritterschaft  der  lande  Wenden,  Röbel  und  Malchow 
übernahm  ein  drittheil  der  Fürstlichen  schulden, 
und  verpflichtete  sich  ausserdem  zu  einer  Steuer  für 
den  fall,  dass  die  Fürsten  ihr^  söhne  und  töchter 
vermählen,  oder  ihre  söhne  zu  Rittern  schlagen 
würden.  Dabei  wurden  den  Rittern  alle  hergebrach- 
ten rechte  bestätigt,  und  einige  neue  rechte  in  bezug 
auf  geriohtsstand  und  mehrere  andere  gerichtliche 
Verhältnisse  eingeräumt  3).  Ganz  ähnliche  bestim- 
mungen  wurden  für  das  iand  Gnoyen  schon  im  j. 
1273  durch  Verhandlung  zwischen  eben  diesen  Für* 
sten  von  Werle  und  ihren  Vasallen  und  geistlichen 
unterthanen  getroffen.  Die  Urkunde,  welche  wir  hier- 
über besitzen,  ist  erst  im  j.  1276  ausgestellt,  indem  sie 
die  befreiung  der  unterthanen  von  der  damals  bewillig- 


1)  —  terram  nostram  petere  debemus,  ut  nobia  aubyeiiiatar 
in  subsidium  expensarum. 

8)  Urk.  bei  JIIiCHEi.aEii  nrkandensaminlang  der  Schleswig«  Qol- 
ateia-Lauenbnrgachen  gesellachaft  für  vaterl&Ddische  geschiebte 
(Kid  1839.  4.)  I,  104. 

S)  Urk.  in  Laiii6  corpus  jaris  fendalis  Germ.  %  1546.  Vergl. 
V.  LÜTzow  gesch.  von  Mecklenburg  %  67. 


\ 
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ten  dreijährigen  bede  ausspricht  i)*  Herzog  AI« 
bert  von  Sachsen- Lallenbarg  ertbeilte  im  j.  1288 
seinen  Lehnlenten,  welche  ihn  von  ^ner  schuld 
von  4000  mark  Hamburger  Pfenningen  befreiten,  einen 
brief,  in  welchem  er  sie  aller  bedepflicht  entledigt, 
und  verspricht,  ihnen  kein  unrecht  su  thun,  und  sie 
bei  ihren  beigebrachten  rechten  zu  lassen»  Dass 
auch  hier  die  Ritterschaft  als  Landesversammlung 
auftrat,  sieht  man  aus  der  nebenbestimmung ,  nach 
welcher  der  Herzog  allen  einwohnem  des  landes 
Ratzeburg  2)  vergdnnt,  sich  selbsiebente  von  jeder 
anklage  auf  todschlag,  Verwundung,  Verstümmelung 
oder  lähmung  zu  befreien,  sofern  der  thäter  nicht 
bei  der  that  ergriffen  werde»  Die  ganze  überein* 
kunft  wurde  durch  handschlag  bestärkt  3).  In  Baiem 
ist  der  erste  bekannte  freibrief  dieser  art  auf  dem 
Schnmtpacher  Rittertage  im  j.  1302  gegeben.  Im 
Erzstifte  Salzburg  kommt  ein  ähnlicher  im  j.  1327 
vor 9  da  Dienstmannen,  Ritter  und  Knechte  (Knap- 
pen) des  Gotteshauses  von  ihren  leut^i,  vogtleuten 
ukid  lehnleuten .  eine  gemeine  schatzsteuer  bewillig* 
ten,  damit  die  im  kriege  mit  Baiem  gefangenen 
Edelleute  samnit  der  &Bte  Titmaning  ausgelöst  wer* 
den  konnten  4). 

Ueberhanpt  sieht  man  aus  den  unzähligen  ur- 


1)  LiscK  Mecklenbargscbe  vrkandea  .1,  IIS3. 

2)  —  per  terminos  aniTeno«  nostri  territorii  Uaccborch  et 
oranibns  exUtentibiig  et  morftntibvf  teriniaia  in  eisdem. 

5)  —  daU  fide  manuali.  Urk.  bei  Michelsbii  a.  a.  o.  I,  127. 
Eine  andre- bestimmaag  derselben  wird   noch  sp&ter  ▼orkommen.v,.  .7^.,."! 

4)  Urk.  bei  ZACNva  gesch.  v.  Salzburg  %  4£SI,  anck  bei  RasN- 
fiEa  anleitang  zur  kenntniss  der  Bair.  Laindtage  im  niittelaUer 
».  70. 
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künden  jener  zeit  fiber  veikänfe  und  Verpfändungen 
von  landestlieilen,  nnd  gewährong  von  Vorrechten 
aller  art  an  einzelne  personen  und  körpersckafien, 
dass  die  Landesherm  alle  mittel  aufboten,  um  sich 
von  ihrer  Schuldenlast  zu  befreien,  ehe  sie  ihre  zu* 
flucht  dazu  nahmen,  die  hülfe  des  landes  anzuspre- 
chen«  Als  Herzog  Friedrich  von  Oestreich  im  j« 
1337  eine  Steuer  von  60  pfenningen  auf  jede  hufe 
legte,  erregte  dies  so  grosse  Unzufriedenheit  unter 
seinen  unterthanen,  dass  man  darin  die  erste  Ur- 
sache zu  seiner  nachherigen  Vertreibung  erblickte  i)« 
Diese  geldverhältnisse  bildeten  einen  der  häufig- 
sten und  wichtigsten  anlasse  zu  den  Verbindungen  der 
unterthanen,  welche  auf  die  weitere  entwickelung 
der  landesvertretnng  den  grössten  einfluss  hatten» 
indem  sie  die  Rittertage  in  Versammlungen  der  Land- 
stände  verwandelten.  Die  grundlage  dieser  Umge- 
staltung war  aber  das  Einungswesen ,  welches  die 
Wirksamkeit  des  Lehnwesens  gerade  in  dem  Zeit- 
punkte untergrub,  als  dieses  letztere  sich  in  seiner 
ganzen  verderblichkeit  entfaltet  hatte.  Der  darslel- 
lung  dieser  entwickelung  wird  die  folgende  abthei- 
lung  unserer  geschichte  gewidmet  sein* 


I)     Cbron.  Claustro-NeoburgcDSti  ftd  b.  a.  bei  Pez  scrlptor.  rer. 
Austriac.  I,  457. 
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I.  Modal  tcneodi  Parliamentimi  («as  b^Acbbky  spicilegiom 
8,  594). 

II.  Die' Chronik  der  Norraandie  über  Wilbelms  des  Erobe* 
rers  vorbereitungeo  zur  beerfarth  oacb  England  (ans  Bouqubt 
rernm  Francicaram  scriptores  15,  S24). 


I. 

MODUS  TENENDI  PARLIAMENTTM. 

(Siehe  seite  63.  note  2.) 


K^ic  describitur  moiius,  quomodo  parliamentum 
regis  Angüae  et  Angücomiii  saomm  teneiMitiir  tem- 
pore  regis  Edoardi  filii  rej^  Ethddredi;  qui  quidem 
modiis  recitatM  &it  per  discretiores  regni  coram 
WiUekno  duee  Normamiiae,  et  conquestore  et  rege 
Angliae ,  ipso  conquestore  haec  praecipiepte ,  et  per 
ipsum  approbatns,  et  sais  temporibüs,  ac  etiam 
temporibttS  snccessoram  suonun  regam  AiigUae  usi- 
tattts» 

Summoiiltio  Parliamentl« 

Sammonitio  parliamenti   praecedere  debet   pri- 
mum  diem  parliamenti  per  quadraginta  dies. 
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Cap*  fl*    QuI  ad  Parllameiituiii  irenire 

debent« 

Ad   parliamentüm   summoneri  et  venire   debent 
ratione  tenurae  suae  omnes  et  singuli  archiepiscopi, 
episcopi,  abbates,  priores  et  alii  majores  clerici,  qui 
tenent  per  comitatum    vel   baroniam  ratione  hujus- 
modi  tenurae 9  et  nulH  minores,  nisi  eorom  praesen- 
tia  et  eventus  aliunde  quam  pro  tenuns  suis  requi-   ' 
ratur,  ut  sint  da  consilio  regis,  vel  eorum  praesentia 
necessaria  vel  utilis  reputetur  ad  parliamf ntum :    et 
illis    tenetur    rex    ministrare    sumptus    et   expensas 
suas   de  veniendo    et    morando    ad    parliamentüm. 
Nee  debent  ejusmodi  clerici  minores  summoneri  ad 
parliamentüm,    sed  rex   talibus  peritis  mittere  bre- 
via   sua  rogando    quod  ad  parliamentüm  suum  In- 
teressent. 

Item  rex  facere  -solebat  silmmonitiones  suas  ar-^ 
eliTepisco|HS ,  episcopis  ^t  aliis  töemptis .  personis^  ^ 
ut  abbatibus^  prioribus^  deciinis  et  aliis.  ecdesiasti* 
eis  personis,  q^i  habent  jnrisdiictiänes  per  ikii|i|is« 
fhodi  exemptiones  et  prii^legia  separatim,  quod  ipsi 
pro  quolibet-  decanatu  et  archidiaconatE  Angliae  per 
ipsos  decatiatus  et  archidiacoaatus  eligi  faeerc^nl 
duos  peritos  et  idoneos  procuratores  de  proprio  ar^ 
ehidiaconatu ,  ad  veniendum  et  interessendum  ad 
parliamentüm  ad  illud  subeundum,  allegandum,  et 
faciendum  idem,  quod  facerent  omnes  et  singulae 
personae  ipsorum  decanatuum,  et  arcbidiaconatuum, 
si  ibidem  personaliter  Interessent. 

Et  quod  hujusmodi  procuratores  veniant  cum 
warantis  suis,  dnplicatis  sigillis  superiomm  suorum 
signatis,  quod  ipsi  ad  hujusmodi  procurationem  cle- 
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rioi  missi  sunt:  qnanini  lltieraram  mia  liberabttnr 
clericiis  de  parKameBto  ad  irrotnlanduin ,  et  älia^  re* 
sidebit  peneB  ip8oe  procnritores;  et  sie  sab  istis 
daobus  generabus  sunmoiieri  debel  totos  eleraa  ad 
pftrtiamentam. 

Cap«   9«     Qulnam   I¥oblle«    Parllamento '  de« 

beant  assldere*   De  lialel«» 

• 

Item  sainmoneri  et  yenire  debeat  onmes  et  sin- 
gvli  comites  et  barones,  et  eonun  pares,  acilicel^ 
illi,  qui  babent  terrae  et  reditufl  ad  valentiam .  comita- 
tas  vel  baitNoiae  iategrae,  videlicet  viginti  feoda 
uttiqs  mifitis,  '^uolibet  feodo  oompntato  ad  viginli 
librataa,  quae  faciunt  qaadringeiitas  libr^ttaß  in  toto, 
vel  ad  valentiam  unius  baröniae  integrae,  acilicet 
Xni  feoda,  et  teitiam  partem  aniua  feodi  militis, 
qaolibet  feodo .  eompitfato  ad  viginti  libratas ,  quae 
faciunt  CCCC  manaa« :  et  noUi  minores  laYci  smnmo- 
neii  neb  venire  debent  ad  parliamentom  ratione  te- 
nmrae  suae,  ni$i  eonun  praesentia  aliis  de  causis 
fuerit  nlilis  vel  neoessiuria.ad  parliamentum ,  et  tunc 
de  ilUsr  fieri  debet,  aieat  dictum  e&t  de  minoribus 
derieis,  qni  ratione  tenuroe  suae  ad  padiamcntum 
vicoiire  minime  t^^tur» :  w 

Cap«  8«   De  iBaronlbus  Pbriuiuii* 

Item  rex  tenetur  mittere  brevia  sua  custodi 
quinqae  portuum,  quod  ipse  eligere  faciat  de  quo- 
libet  portu  per  ipsum  portum  duos  idoneos  et  peri- 
tos  barones  ad  veniendum  et  interessendum  ad  par- 
liamentum  suum,  ad  respondendum ,  subeundum,  al- 
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legandum  et  faciendam  idem,  quod  baroniae  saäe, 
ac  si  ipsi  de  baronibus  ilfis  omoes  et  sin^Ii  per- 
sonalit^r  intereisseiit  ibidem,  et  qiiod  barones  linjas- 
modi  yeniant  cnin  warmtis  suis  di^icatis,  sigillis 
communibus  portunm  suorum  signatis,  quod.  ipst 
rite  ad  hoc  electi  et  attomati  sunt  et  missi  pro  ba- 
roniis  Ulis,  quarum  una  liberabitur  clerieis  de  par- 
liamento,  et  alia  residebit  penes  ipsos  barones;  et 
cum  hujusmodi  barones  portuum  licentia  obtenta  de 
parliamento  reoessum  fee^f^nt,  tone  soiebant  ha- 
bere breve  de  magno  sigillo  custodi  quinqne  por- 
tuum, quod  ipse  rationabiles  sumptus  et  e>[pensas 
suas  hujusmodi  baronibus  habere  faceret  de  commu- 
nitate  portus  illiüs,  a  primo  die,  quo  versus  parlia- 
mentum  yenerint,  usque  ad  diem,  quo  ad  propria 
rediernnt. 

Facta  etiam  e^pressa  mentione  in  brevi  iUo  de 
mora  quam  fecerint  ad  parliamentmu',  de  die  quo 
Venerint,  et  licentiati  fuerint  redeundi:  et  solebat 
mentio  fieri  aliquando  in  brevi,  quantum  hujusmodi 
barones  cap^re  debent  de  eommunitatibtts  illis  per 
diem,  scilicet  aliqui  plus,  aliqui  minus  secundum 
personarum  habilitates,  honestates,  et  respectus,  nee 
solebat  poni  per  duos  barones  per  diem  ultra  vi- 
ginti  solidos,  habito  respectu  ad  illorum  moras,  la* 
bores  et  expensas:  nee  solent  hujusmodi  expensae 
in  certo  reponi  per  curiam  pro  quibuscumque  per- 
sonis  sie  electis  et  missis  pro  communitatibus,  nisi 
personae  ipsae  faerint  honestae  et  bene  se  habentes 
in  parliamento. 
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Cap»  4U   De  niUtf  biui» 

Item  reoc  solebat  mittere  breria  soa  oianibas  vi« 
cecomitibos  Angliae,  qnod  eligi  facerent  quilibet  de 
sno  comitatii  per  ipsum  oomltatam  doos  militea  ido- 
neos  et  ^bonestos  et  peritos  ad  veniendam  ad  par- 
liamentum  sunin  eodem  modo,  qao  dictum  est  de  ba« 
ronibus  portaiim,  et  de  waranüs  sitts  eodem  modo, 
sed  pro  expensis  dnorum  miUtum  de  uno  eomitatu 
non  seiet  pon!  nhra  nnarn  maream  per  diem. 

Ca|i»  1^   De  Cl^tais« 

Eodem  modo  Mlebat  mandari  majori  et  viceco- 
«iiMbvs  Londoniamm ,  et  majori  et  baiUivis  vel  ma« 
jori  et  oivibiisEborum,  et  aliarum  dvitatun,  quo  ipsi 
pro  eomitatu  dvitatis  suae  eligereat  duos  idoneos, 
hoBestos  et  pieritos  oives  ad  yenieadum  et  interes- 
sendum  ad  parliamentum ,  eodem  modo  quo  dictum 
«st  de  baronibns  quin^pie  portuum,  et  militibus  co- 
mitatuum,  et  solebant  eives  esse  pares  et  aequales 
cum  militibus  oomitatss  kl  expensia  9  veniendo,  rao- 
rando,  et  redeuado« 

Ca|i.  ••   De  Borgeiuilbas» 

Item  eo  modo  solebät,  et.debet  mandari  baiUivis 
et  probis  hominibus  burgorum,  quod  ipsi  ex  se  et 
pro  se  eligant  duos  idoiieos,  honestos  et  peritos 
bui^enses  ad  yrniiendum  et .  interessendüm  ad  par- 
liamentum  eodem  modo,  quo  dictum  est  de  civibus; 
sed  düo  burgenses  rion  solebant  percipere  pro  ex- 
pehsis  suis  per  uiium  diem  ultra  dec^m  solidos,    et 
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aliquando  ultra  dimidiam  marcam,  et  solebat  taxari 
per;  curiam  seeundum  magnitudinem  et  potestatem 
burgi,  et  seoandttm  heoestatem  personarom  mis- 
sariiBi.  .     . 

€AP.  9.    JDeprlnelpallbiis'ClerlcisPiirllaiiieiitl. 

Item.duo  oleriei  priAcipal^a  PAriiamenti  sed^apt 
in  medio  justitiariprum  irrptul^iUes  omnia  placita  et 
negotia  parliamanti,  et  sciendum^-quod  illi.duo  cle« 
rici  non  sunt  subjecti  quibuscumque  justitiariis ,   nee 
est  aliquis  justitiarius  Angliae  in  parliamentp ,    nee 
liabent  per  se  tecorda  in  parliamento ,  nisi  quatenus 
assignata^el :  data   fuil  eis  tiova  potestas.  in  parlia- 
mento per  regem  e^  pares  >  paTltamentl ,   ut  qiiando 
assignati  sunt  cum  aliis  seotatoribus  parliamenti  ad 
audiendum   dt   lerminandum    diveida^   petitiones   et 
querelas  in   parliamento  corre^as,    etsunt  Uli  duo 
derid  immediate.  subjecti  regi  et  parliamento  suo  in 
commuilt,   nisi  forte  unus  justitiarius  vel  duo.  assii- 
gnentur  eis  ad  examinanda  et  emendanda  .eorum  ir«- 
rotulata:   et  cum  pates  paFKamenti  assigaati  sunt  ad 
audiendum  e)  examinandum  aliqiias   petifiones  spe-* 
cialiter  per  se ,    tunc  cum  ipsi  fuerint  unanimes  et 
concordes  in  judiciis   suis  reddendis  super  ejusmodi 
petitionibus,  tunc  recitabunt,   et  processu  super  eisr 
dem  faäbito,  et  redSänt  judicia  in  pleno  parKamento, 
ita    quod    iUi    dqo    derici    principaliter    irrotident 
omnia  piacita   et  omnia  judicia  in   principaU  Totald 
parliamenti,   et  eosdem  rotidas  liberent  ad  Ihesaura- 
rium  regis ,  antequam  parliamentom  licentietur.    Ita 
quod  omni  niodo  sint  illi  rotnli  in  tbesaurario  ante 
recessum  parliamenti,  4salro  tandem  eisdem  clerieis 
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inöe    friinsctipto    shre    oontraratolo »    si   id  habere 
rdiDt 

lad 'ChK>  elend)  nisi  aint  in  alip  cifBeio  eum  rege^ 
et  feoda  capiaat  de  eo,  ita  quod  inde  boneste  vi- 
fere pelerint ,  de  rege  eapiaat  per  diem  unam  inar- 
eam  eumeafpenais  a«is  per  aeqaales  portiones,  nisi 
aint  ad  measam  dqmini  regia,  tune  oapiant  praeter 
ütm^Mn-  per  diem  dimidiam  •  marcam  per  aequalea 
poitienea  per  tolitm  parlUuneiitttni» 

Cap.  8«   De  qutnqiie  Clerlel«; 

Item  rex  aasigoabit  quiiique  olericos  peritos  et 
apprebatoSy  quorum .  primus  mioiatrabit  et  serviet 
epiacopis,  aei^undus  procttratoribiis  den  5  tertius 
eomitibtta  e4  baaronibua,  quartus  milUibus  comitatauro^ 
^iBlua  civibua  et  burgen^ibusi  et  quilibet  eorun^, 
tttsi  aitcnm  .rege  et  oapiat  de  eo  talia  feoda  et  ya- 
.lida,  quod  inde  botteate  posskviverey  capiet  de  rege 
per  dieia  daios  aolidos,  Biai  slnt  ad  mensam  doniini 
regia-,  tiinc  .capiaiiit  per  diem  duodeoim  denarios. 
Qtti  cleriei  .aeribeiit  eoram  dubitationea  et  reaponsip- 
nea,  qaaa  faoiunt  Regi  et  pajFliantieuto ,  et  intererunt 
ad  aua  oonaUia,  ubicuiaque  e^s  habere  voluerint, 
et  cum  ipsi  vacaTeriDt,  juvabunt  clericos  principalea 
ad  irrotulandum« 

• 

Cap«  9*    Be  cäalbua  'et  Jniliclla  Parliamentl* 

Cum  briga ,    dubitatio ,    vel  cßsus  difficilis  sive 

paci§  yel  giierrae  emergat  in  regno   vel  extra,   re- 

feratur  ^1  r^citetur.  c^^ua  jlle  Jn  scriptis    in    pleno 

.p^r|iamcntQ^   et  ,ti;aQtetui:  et  diput^jtur  ibidem  inter 
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pares  parliamenti,  et  si  neoessarimn  8it,  >uijnngiilttr 
per  regem  seu  ex  parte  regis,  si  non  rex  intersit, 
cuilibet  gradBum  parimn,  quod  quüibet  gradns  per 
se;  et  liberetur  casus  ille  clerico.  suo  in  scriptö,  et 
in  certo  loco  recitare  feciant  coram  eis  caswn  illilm^ 
ita  quod  ipsi  ordinent  et  constderent  ooram  se,  qua«- 
liter  melius  et  justius  '^ocedi  poterit  in  causa  illa^ 
sicut.ipsi  pro  persona  regis  et  eorum  propräs  perr 
sonis,  ae  etiam  pro  personis  leoram,  qaoram  per- 
sonas  ipsi  repraesentant ,  et  velint  coram  Deo  re- 
spondere^  et  suas  responsiones  et  avisamenta  re- 
portent  in  scriptis,  ut,  omnibus  eorum  responsioni* 
bus^  et  avisamentis,  consiiiis  et  avisamentis  hinc 
inde  auditis,  secundum  melius  et  sanius  conslliam 
procedatur.  Et  ubi  saltem  major  pars  parliamenti 
coneordat,  ut  —  si  per  discordiam  inter  eos  et  regem 
et  aliquos  magnates,  vel  forte  inter  ipsos  magna- 
tes  pax  regni  infirmetur,^  vel  populos,  vel  patriam, 
ita  quod  videtur  regi  et  ejus  consilio,  quod  expediens 
Sit  —  quod  negotium  illud  tractetur  et  emendetur  per 
considerationem  omnium  partum  regni  sui,  vel  si 
per  gnerram  rex  et  regnum  tribulentur^  vel  si  ca- 
sus difficilis  coram  cancellario  Angliae  emergat,  seu 
difficile,  coram  justitiario  fuerit  reddendum,  et  hxt- 
jusmodi. 

Et  si  forte  in  hujusmodi  deliber>ationibus  omnes 
vel  saltem  major  pars  concordare  non  vfdeant,  tum 
comes  senescallus ,  comes  constabularins ,  et  comes 
marescallus,  vel  duo  eorum  eligent  viginti  quin* 
que  personas  de  omnitms  paribus  regni,  sciUcet 
düos  episcopos,  tres  procuratores  pro  toto  dero, 
duos  comites,  et  tres  barones,  quinque  milites 
comitatuum,  quinque   dves   et  btirgenses,    qui  fa- 
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dmi  Tiginti  quinque; '  et  illi  viginii  quinqiie  pos- 
sunt  eligere  ex  m  ipsis  daodecim,  et  condesoen- 
dere  in  eis^  et  ipei  dnodecim  sex ,  et  eondescen- 
dere  in  eis,  et  ipsi  sex  adhnc  tres,  et  condescen- 
dere  in  eis,  et  Ali  tres  in  pancioribns  condescen- 
dere  non  possnnt,  nisi  obtenta  licentia  a  domino 
rege;  et  si  rex  eonsentiat  in  tres,-  possunt  in  duos, 
et  de  illis  dnobns  alter  potest  in  alinm  descen« 
dere,  et  ita  demnrti  stabit  sna  ordinatio  snpra  to- 
toni  parliamentam,  et  ita  condescendendo  a  viginti 
qnfaiqae  personis  nsqne  ad  nnam  personam  solam, 
nisi  nnmems  major  eoncordare  valeat  et  ordinäre; 
tandem  sola  persona,  nt  est  dietum,  pro  omnibns 
eküttBltM ,  qnae  cum  se  ipsa  discordare  non 
polest,  salro  domino  rege  et  ejns  eonsilio,  qnod 
ipsi '  hujnsmodi  ordinationes,  postquam  scriptae  fne* 
rint,  et  examinare  et  emendare  valeant,  si  boc 
facere  sciant  et  velint;  ita  qnod  lioc  ibidem  tunc 
in  pleno  parUamento  et  de  consensn  parliamenti, 
et  non  retro  parliamentam  fiat. 


Negotia,  pro  qnibns  parMamentam  est,  debent 
deliberari  secundum  Kalendar  parliamenti,  et  secim- 
dnm  ordinem  petitionum  liberatamm  et  afBlitamm, 
nnllo  habito  respectn  ad  qnommcnmqiie  personas, 
sed  qni  prias  proposuit,  prins  agal. 

In  Kalendäri  parliamenti  remorari  debent  omnia 
negotia  patBamenti  snb  isto  ordine:  1.  de  gnerra, 
si  gnerra  sit,  et  de  alüs  negotiis  personas  regis  et 
reginae  et  snomm  liberontm  tangentibus ,  3;  de  ne- 
gotii communibns  regni  et  de  legibus  staluendts 
contra  defectns  legum  originaliam,  judicialium,   et 


398  Modttft  tenendi  Parliamciitaiii. 

essecutoriamin ,  post  ]udic!a  reddila,  qoae  mnt 
maxime  conmumia  Hegotia,  3.  debent  rememorari 
negotia  singularia,  et  seeundum-  ordinem  petiticmum 
filitarum ,  ut  praedictinn  est        . 

Cap.  ti.    De  dlebas  et  Itorl«  ad  Parlla«  . 

•  "  *  ► 

mentum» 

ParUamentum .  noa  debet  tfineri  diebnsc  dQmioi- 
:cid,  sed  aliis  cunctis  di^buis»  iUo  die  s^mpei:  ex^p- 
I09  et  alite  tribus,  soilicet  onmium  Sanotorum»  et 
Animaram,  et  Nativitatis  saiicti  Joanais  ^aptisti^e, 
pptest  teaeri;  et  debet  aingnlis  dieblis  inehoari  hcMra 
media  prima,  qua  hpra  re&  teaetiur  parliameato  ui- 
teresse»  et  omnes  pares  parjy^aaIlefl^i  deb^nt  teneri 
^oculto  loco;  ia  diebus  fe^tivis  parliameatam  debet 
i&ehoari  hora  prima  proptar  diviauia  aervjtima. . 

€ap.  tt.   Wie  sradibii«  Parlam. 

Rex  est  caput,  principium  et  fiais  parliameati, 
et  ita  non  habet  parem  ia  suo  gradu,  et.ita  ex  rege 
solo  est  primas  gradie»;  secuadus.gradua  est  ex  ar- 
chiepiscopis,  episcopis,  abbatibus,  prioribus  per 
barouifetm  teaeatibus»  tertiqs  gradas  est  de  proeura- 

.toiibu/9  cleri;  quartas  de  opmjtibus,  bairoaibus',  et 
aliis  magnatibusj  et  prpQeribas  teaeatibus  ad  valea- 
tiam  comitatu$  et  baroaiae,  sicut  praedictmu  est  ia 
iitalo  de  laicis;  qaiatus  ef^t  de  niilitibas  eomitataum; 
sextus  de  eivibus  et  burgensibus..  Et.ita  est  parUa- 
fltteatum  ex  sex  gradibas«     &ei.  scieadojaest«:  quad 

.  licet  aliquis  dlctorum.  gradaam  .post  regem  ab^eatel, 
düm.tamea.omaes  praempaiU  faeriat  per  jration^m 
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munmonhionem    pArliamenti ,    nihilominiis    eensetut 
esse  pienam. 

Cap«  18«   De  modo  Parllamentl. 

> 

Ostensa  priino  forma,  qualiter  cuilibet  et  a  qiianto 
^inpore  sainmonido  parliamenti  iieri  debet,  et  qui  ve- 
nire debeiit  per  fiimimooitioheni,  et  qni  non:  secnndo 
•dkeeftduiti  est,:  qni  sunt,  qui' ratione  offieiomm  auo- 
Tarn  venit^  debent  et  interesile.  tMeator    per    totum 
parUameiitura  sine  summonilione.   Unde  advertendum 
est,  quod  duQ  derici  priitcipalea  parliamenti^  derlei 
«per  regem  et  ejus  ocmsiKura,  et  aUi  cleriei  ^cundarii, 
de  qnibua  et  quomm  ofiioiis  dicetar  specialius  posf, 
et  principalis  damator  Angliae  cum  snbdamatoribus 
sois^  et  principalis  ostiarius  Angliae;  quae  duo  oflS- 
•eia,   sotlieet  oflBdnm  clamaloriae  et  ostiariae  sole- 
bant  ad  unum  et  idem  pertinere,  ist!  ofBdarii  tenea- 
tur  Interesse  primo  die.     Cancellarius  Angliae,  tbe- 
sauraritts»  camerarius,  et  barones  de  scaccario,  ju- 
stitiarii ,  omnes  derici  .et  railites  regis,  una  cum  ser- 
vientibus  ad  placita  regis,  qui  sunt  de  cönsilio  regicf, 
tenentiir  interesse  secundo  die,'nisi  i*atiönabiles  e^- 
cusationes  habeant,  ita  qiied  ititeres^  non  pos$€»t: 
et  tunc  mittere  debent  bonas  excuisatianes. 

•  •  .  * 

.  €ap«  14«   De  Ineltoatloiie  Parliamenti« 

Dominus  rex  sedebit  in  medio  majoris  b^nci,  et 

tenetur  interesse  primo  sexto  die  parliamenti,  et  so- 

lebant  cancellarius,  thesaurarhis,  et  batones  de  seae- 

eiario   justitiarii   reoordare   defalta   facta   in  parlia- 

•  menio  aub  o^dine,  qui  eequitur.    Primo  die  vooabun^ 


/ 
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tar  buFgenses  et  cives  totins  Angliae,  quo  die  S) 
non  veniant,  amerciabitur  burgensis  ad  ««ntulii'  macr 
cas,  et  civitas  ad  centum  libras«  Secundo  die  vo- 
cabuntur  milites  comitatuum  totius  Angliae,  quo  die 
si  non  veniant,  amerciabitift  comitatus  unde  sunt  ad 
centum  libras.  Tertfo  die  parliamenti  vocablintar 
barönes  qninque  Portuum,  et  postea  barones,  et 
postea  comites;  unde  si  barones  qvinqve  Portiram 
non  ventant,  amercialntinr  baronia  illa  ad  eentam 
marcas,  et  comes  ad  centuin  libras;  eodem  modo 
fiet  de  Ulis  qnt  sunt  pares  comitibus,  et  baronibns, 
scilicet  qui  habent  terras  et  reditos  ad  yalorem 
nnins  comitatus  vel  unius  baroniae,  vtt  praedietum 
est  in  dt.  de  summonitione.  Quarte  die  vocabuntur 
procuratores  cleri,  quo  die  si  non  veniant,  amercia- 
buntur  episcopi  sui  pro  qudlibet  archidiaconatu ,  qui 
defaltum  fecerit,  ad  ceiltum  marcas.  Quinto  die  vo- 
cabuntur decani,  priores,  abbates,  episcopi,  demum 
archiepiscopi ;  qui  si  non  veniant,  amerciabitur  qui- 
libet  arcbiepiscopus  ad  centum  libras,  episcopus  te- 
nens  integram  baroniam  ad  centum  marcas,  et 
eodem  modo  de  abbätibus,  prioribus,  etc.  Priiho 
die  debet  fieri  proclamatio,  primo  in  aula  sive  mo- 
nasterio  seu  aliqüo  loco  publice ,  ubi  parlianientum 
tenetur,  et  postmodum  publice  in  civitate  vel  villa 
illa,  qnod  omnes  illi,  qui  petitiones  et  querelas  übe- 
rare  velint  ad  parliamentum ,  quod  illis  deliberentur 
a  primo  die  parliamenti  in  quinque  dies  proxime 
sequentes. 

€ap«  t^»  De  prae<lle*iiaifte  ml  PavilamentuM* 

Unus  arcbiepiscopus,  vei  magnüs  clericus,  dis- 
cretus  et  facundus  electus  per  arcbiepiscopum ,  in 
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cnjns  proviacia  parKamentuin  tenetur,  praeäieare 
debel  uno  istorum  primomm  qainque  dierum  parlia- 
menti  in  pleno  parliamento,  et  in  praeeelitia  regis, 
4t  hoc  quahdö  pariiamentum  pro  majori  parte  fnerit 
adjanetam  et  eongregatum^  et  in  aervitio  sao  conse- 
quehter  snbjiingere  toti  parliamento,  qaod  ipsi  cum 
eo  hamiliter  Deo  supplicent  et  ipsnm  adorent  pro 
paee  et  tranquillitate  regia  et  regni,  prout  dicetur 
specialius  in  sequenti  titulo  de  pronantiatione  ad 
pariiamentum. 

€ap.  !••   De  prcHumtiatlone  *<1  Parltii« 

mciAtiiiift« 

Post  praedtcationem  debet  cane^llarius  Angliae^ 
yel  capitalis  jostitiarins  Angliae,  ille  scilicet  qnt  te- 
net  placita  coram  rege,  vel  alivs  idoneus,  honestas 
et  facnndus  justitiarins,  vel  clericvs  per  ipsum  can- 
cellarium  et  capitalem  juatitiarinm  ele^as ,  pronnn- 
tiare  cansas  parliamenti^  primo  in  genere,  et  polstea 
in  apecie ,  stando.  Et  inde  sciendvm  est ,  quöd 
omnes  de  parliamento,  quicnmqae  fnerit,  dum  loqui- 
tar  stabmt,  rege  exeeptp,  ita  qnod  omnes  de 
parliamento  andire  valeant  eüm  qüi  loqmtnr,  et  si 
obscnre  dicat  vel  ita  basse  loquitur  dicat  iterato, 
et  loquatar  altius,  Tel  loqnatur  alias  pro  eo* 

€ap«  19«   lioqiiela  Rei^to  po«t  prommtlatioiiem« 

Rex  post  prönuntiaiionem  pro  parliamento  ro- 
gare  debet  dericos  et  la¥cös  nominando  omttes  eo^ 
rum  gradus,  scilicet  archiepiscopos,  apjscopos, 
abbates,     priores,    archidiaconos ,    procuratores  et 
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altos  de  elero,  coinites,  baroaies,  dves^  biii;geiise8' 
et  alios  lalToos,  ut  ipsi  diligenter^  studioae)  et  con-. 
corditer  laborent  ad  pertraetaadiim  et  deliberandum 
aegotia  parliameiiti^  prout  majus  et  principalius  hoc 
ad  Dei  voluntatem  primo ,  et  po$tea  ad  cyua^  et  eo*. 
Tum«  boDOres  et  commoda  fere  ioteUigent  üt  sentient» 


C«p«  19«     De  älisentla  Rei^s  in  Parltanieiito« 

Rex  tenetur  omni  modo  personaliter  Interesse 
parliamento,  nisi  per  corporalem  aegritudinem  deti- 
neatur,  et  tunc  potest  tenere  cameram  suam,  ita 
quod  non  jaceat  extra  manerinm  vel  saltem  ^villam 
ubi  parliamentum  tenetur;  et  tnnc  debet  mittere  pro 
!XU'personiä  de  majoribus  et  aneUoribiu»,  qui.^um- 
moniti  sunt  ^d  patrliamentum,  i^ilicet  duobns  epißco*- 
pis,  duobus  eomitibus,  diiobus  baronibus,  dupbu» 
militibus  eomitatnutii^  diiobus  civibus,  et  duobus 
burgensibus  ad  videadum  personam  suam  ad  testifi^ 
eandum  statum  suum ,  et  ia  eoniin  praesentia  ooai^ 
mittere  debet  arcbiepisoopo  loci,  sea^callo  et  capir. 
tali  justititeio  sao,  qaod  ipsi  ooajunctiia  et  divisUa 
inehoeat  et  eoatiau^nt.  parliameatum  awiiae  sho^ 
&cta  la  oommissione  illa  expreasa  meatioae  adhao 
de  eau$a  absentiae  saae,  qaae  safficeare  debet ,  et 
monere  ceteros  nobile»  et  magaates  de  parliamento, 
una  cum  negotio  et  testimonio  dictorum  duodecim 
parium  suorum.  Causa  est  quod  solebat  clamor  et 
murmur  esse  in  parliamento  pro  absentia  regis,  quia 
res  damnosa  et  periculosa  est  toti  cpmmunitati  par- 
liameati,  et  etiam  regni,  cum  rex  a  parliamento 
absens  faerit;  neo  se  absentare  debet,  nee  potest 
damtaxat,  nisi  in  casu  supradicto. 


Modus  teoendi  Pftrijamentuni.^         503 

Cap«  !••    De   loea  et  sesslonibus  In  Parlla^ 

mento« 

• 

Prima,  ul  praedietoni  est,  rex  sedebit  ia  medio 
loeo  majoris  banci,  ex  parte  ejas  dextra  sedebU 
archiepiscopns  Contuarieasis^  et  ex  parte  ejus  sinU, 
stra  arehiepiscx^tts  Eborum,  et,  post  illos  statim 
episcopi,  priores  linealiter  seroper  tali  modo  inter 
praedictos  gradus  et  eomm  loca,  quod  nullus  sedeat 
nisi  inter  suos  pares;  et  ad  hoc  teoetur  senescallus 
Angliäe  prospicere,  nisi  rex  alium'  assignäverif. 
Ad  pedem  -ejus  dettrütn  sedebnnt  cancellariais»  An- 
gltae,  et  oapitaKs^  justitiarias  Angliae  et  sooii  sui,  et 
eorum  cleriei,  ^ni  sunt  de  parliamento;  et  ad  pedem 
ejus  sinistmm  thesaiirarias  ^  camerarios,  et  baranes 
äe  i^caccario,  jitstkiarii  de  baUCo>  et  eomm  clerioi, 
si  qui  sunt  de  padiamento. 

« * 

Cap«  tO.   De  Ostlarlo  Parllamentl. 

Ostiarias  principalis  parliamenti  stabit  infra 
magnum  ostium  monasterii,  aulae  vel  alterias  loci 
ubi  parliamentum  tenetur,  et  custodiet  ostinm,  ita 
qaod  nidkis  intret  parliamentüm'  nisi  qai  •  • .  •  •  debet 
äd  parliamentnm,  vel  vocakis  fuerit  propter  negotium, 
qaod-  ptosequitur  in  parliamento ;  et  oportet  qi^d 
ostiarins  ille  babeat  eogintionem  personarum,  qoae 
ingredi  debent,  sl  neoesse  sit  babere  plures. 

€ap«  ti«    De  Clamatore» 

Clamator  parliamenti  stabit  extra  ostium  parlia-, 
menti,  et  ostiarius  denuntiabit  sibi  clamationes  suas. 
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Rex  solebat  mittete  iservientes  buos  ad  arma,  ad 
standam  per  magnnm  spatinm  extra  ostium  parlia- 
menti  ad  custodiendum  ostium,  jta  quod  nulli  im- 
pressiones  nee  iumaltus  facerent  ciroa  ostium  per 
quod  parllamentam  ingreditur,  sab  poena  captionis 
corpomm  suommv  fpäsL  de  jure  ostium  parliamenti 
non  debet  cläudi,  sed  per  ostiarium  el  servientes 
re^s  ad  arma  Oustodiri» 

€ap«  M«   De  BtatioiiiliiiiB  loqueiitiiiiii« 

Omnes  pares  pü'liamenti  sedebunt,  et  nullus 
stabit  •  •  •  •  sed  quando  loquitur  et  loquetw,  ita  quod 
quilibet  de  parliamento  eum  audire  valeat.  Nulltua 
intrabit  parliamentum»  nee  exiet  de  parliamento  nisi 
per  unum  ostium,  et  quandocumque  loquitur  rem 
aliquam,  qnae  deliberari.  debet  per  parUam^tam, 
stabunt  omnes  loquentes.  Causa  est,  ut  audiatur  a 
paribus,  quia  omnes  pares  sunt  judices  et  justitiarii. 

Cap.  t3.   De  AaxlUo  Re^lfii« 

Rex  non  solebat  petere  auxilium  de  regno  suo 
nisi  pro.guerra  instante,  vel  ad  filios  suos  miütes 
faciendos,  Tel  filias  suas  maritandas,  et  tunc  debent 
hujusmodi  auxilia .  peti  in  pleno  parliamento,  el 
scriptis  cuilibet  gradui  parium  parliamenti  liberari^ 
et  in  scriptis  responderi;  et  sciendum,  quod  si  hu- 
jusmodi auxilia  concedenda  sunt,  oportet  ut  omnes 
pares  parliamenti  consentiant.  Et  intelligendum  est, 
quod  duo  milites,  qui  veniunt  ad  parliamentum  pro 
comitatu ,  majorem  vocem  -faabent  in  parliamento  in 
concedendo,    et   conträdicendo   quam  major  comes 
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Angliae;  ^t  oodeili  modo  procuratoi^s .  cleri  nniua 
episcopalus  majorem  vocem  habent  in  parliamento, 
si  omnies  stnt  coooordes,  quam  episcopus  ipee,  et 
hoc  in  omoSbua  qiiae  per  parliamentom  .  concedi« 
negari^  vel  fieri  debent.  Et  hoc  patet,  quod  res 
potest  tenere  parlmmentum  oam  commtraitate  regni 
sni  absqoe  episcopi^^  comttibus  et  baronibas  ^  dam- 
modo  tarnen  i^ommo^iti  sint  ad  pavliamentom ,  licet 
nallüs  episcopus,  comes,  vel  baro  ad  summonitiones 
suas  veniat;  quia  olim  nee  fuerat  episcopus,  neo 
comes,  nee  baro,  et  adhuc  tmio  reges  tenuerunt 
^arliameata  stia;  sed  aliter  est  e  coi^tra,  Upet  com*- 
munitates  deri  et  laYci  summoniti  essent  ad  parlia- 
mentiim^  sicut  de  jure  debent,  et  propter  aliquas 
oaasas  venire  noUent,  nt  si  praetenderent ,  quod 
df<^as  tex.  non  regeret  eos  sicut  deberet,  et  assi- 
gnarent  specialiter  iji  quibus  eos  non  rexerat,  tunp 
parliamentum  non  esset  omnino^  licet  archiepiscopi, 
episcopi,  coiüites,  et  barones»  et  omnes  eorum  pa- 
red  cnm  rege  Interessent.  Et  ideo  oportet  omnia 
quae  afBrmari^  vel  in6rmari,  coneedi.,  vel  negari, 
Vel  fieri  debent,  per  parliamentum,  per  communita- 
tem  paorliamenti  concedj,  quae  est  ex  tribus  gradibus 
sive  generibus  parliamenti ,  scilicet  ex  procuratoribus^ 
cleri,  militibus  comitatunm^  civibus  et  burgensibus, 
qui  repraesentant  totam  communitatem  Angliae ;  et 
non  de  magnatibus,  quia  quilibet  eorum  ^st  pro  sua 
propria  persona  ad  pariiamentum,  et  pro  nulla  alia. 

Cap.  M.    Wie.pmwtiUmm^  Jparlianientl« 

ParKamentum  dtsparttri  non  debst,  dummodo  ali- 
qua  j^etitib  p^ndedt  <  indisDussa  /  vel  ad  mihus  ante«^ 

20 
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quam  non  sit  determinata  responsio ,  et  61  rex  con* 
trarium  permktat,  peijurus  est.  NuUus  salus  de  pa- 
ribus  parliamenti  recedere  potest ,  nee  debet  de 
parliamento  recedere  ^  nisi  obtenta  iiide  Itcentia 
de  rege  et  omnibns  suis  paribus,'et  hoc  in  pleno 
parliamento,  et  qüod  de  hujusmodi  ticentia  fiat  re- 
memoratio  in  rotulo  parliamenti.  .  Et  si  aliquis  de 
paribns  durante  parliamento  infirmaverit,  ita  quod  ad 
parliamentum  venire  non  valeat,  tunc  per  triduura 
inittit  excusatores  ad  parliamentum,  qua  die  si  non 
venerit,  mittuntut  ei  duo  de  paribus  suis  ad  viden- 
dam  et  testificandam  hujusmodi  infirmitätem;  et  si 
Sit  suspicio ,  jurent  illi  duo  pares  ^  quod  veritatem 
inde  dicent,  et  si  domperiatur  quod  finxerat  se,'amer« 
ciabitur  tamquam  pro  defalta,  et  si  non  finxerat  se, 
attornet  aliquem  sufficientem  coram  eis  ad  interes- 
sendum  ad  parliamentum  pro  se;  nee  sanus  excu- 
sari  potest,  si  isit  sanae  memoHae. 

Departitio  patliamenti  i(a  usitari  debet:  punctus 
peti  debet,  et  publice  proclamari  in  parliamento  et  infra 
palatium  parliamenti,  si  sit  aliquis  qui  petitionem  li- 
beraverit  ad  parliamentum,  cui  non  dum  sit  respon- 
sum?  quod  si  nuUus  reclamet,  supponendum  est,  quod 
cuilibet  medetur,  yel  saltem  quatenus  potest  de  jure 
respondetur,  et  tunc  primo  videlicet,  cum  nnllus,  qui 
petitionem  suam  ea  vice  exhtbuerit,  reclamet,  par«- 
fiamentum  vestrum  licentiabimus. 

€ap«  M«   De  transeriptl«  Beeordonun  Inr 

PartiiMiieiil#« 

Clerici  parliamenti  non  negabunt  cuiquam  tran- 
scriptum  Processus  sui,  sed  liberabunt  iUud  cuilibet, 
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qui  illud  petierit;  et  capient  s'emper  pro  decem  li- 
neis  unum  denarium,  nisi  forte  facta  fide  de  impo- 
tentia,  in  quo  casu  nihil  capiend  Rotuli  de  parlia- 
mento  eontinebunt  in  latitudine  «  decem  poUices. 
Parliamentum  tenebitur,  in  quo  loco  regni  regi  pla- 
cuerit. 


3i0      n.    Aus  der  Chrooik  der  Nermandie. 

Comte  de  Mortaing,  qui  estoient  ses  freres  de  par 
8a  mere ,  Robert  le  Comte  d'£a ,  Regier  du  Mont* 
gomery,  Guillaume  le  fils  Osber  sire  de  Breteuil, 
Gaultier  Guiffart  Conte  de  LongueviUe  et  Regier  des 
Vielles  sire  de  Bellemont.  Lors  leur  disjt  et  compta, 
comment  Ueraidt  lui  avoit  menti  aa  foy  et  lui  voal- 
loit  tollir  Engleterre.  Si  leur  demanda  conaeil;  et 
ils  respondirent  tons  ä  ung  aeord:  »»Sire,  la  ebose 
»ne  fait  pas  h  laissier  en  oelui  estat:  vous  le  pour- 
»ohasserez,  ae  Dieu  plais^,  et  qiiant  est  de  nous, 
»il  n'y  a  nul ,  qui  ne  vous  serve  et  aide  de  corps  et 
9»de  bieus,  ne  ja  pour  terre  vendre  et  engagier  ne 
»Tous  lairons.:  et  en  ce  £ait  dvez  besoing  de  Tayde 
»et  du  eonseä  de  vos  amis;  si  les  faites  tous.assem- 
»bler,  et  leur  remonstrez  vostre^  fait^  et  les  reque^ 
»rez  de  ce  qui  vous  est  n4cessaire,  et  besoigniez 
»par  leur  eonseil;  car  raison  est,  que  qui  paie  Tescot, 
»qu'il  soit  k  Tasseoir".  Lors  fist  le  Duo  assembler 
gens  de  tous  les  estats  de  Northmandie,  et  leur  mon- 
«tra,  comme  Herault  s'etoit  pairjure,  et  lui  avoit  tolu 
et  vouUoit  oster  son  droit,  et  leur  pria,  que  ils  le 
voulsissent  conseillier  et  aidier:  et  ils  dirent  que  ils 
y  aroient  ad  vis,  et  se  trairent  h  part.  .A  oe  eon- 
seil y  ot  pluseurs  opinions,  et  disoient  les  ungs,  ^que 
Ten  lui  aidast  de  navires  et  de  vivres:  les  aultres 
disoient,  qu'ils  passerotent  la  mer  avec  lui:  aucunß 
disoient,  qu'ilz  n'avoient  pouoir  de  lui  aidier,  pour 
ee  qu'ilz  devoient  assez,  et  n'avoient  riens.  Et  s'as- 
sembloient  partout  illec  en  troupeaulz  ci  x,  ci  xx, 
ci  XXX,  et  faisoient  grans  estrifs  entre  eulx  et  sans 
ordonnance.  Si  prist  lors  le  filz  Osber  la  parple,  et 
dist:  »Seigneurs,  ponrquoy  estrivez  vous  ainsi.  II 
»est  vostre  Seigneur  et  a  besoing  de  vous:   et  sll 
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»peut  venir  ä  so»  entente,  vous  en  pourrez  mieiix 
»valoir:  vous  voas  deussiez  offrir  ä  lui,  et  non  pas 
«attendre  qu'il  vous  requist,  püisqtte  vous  s^^yeai 
»son  affaire*  Se  vous  lui  faillez  et  il  vient  k  soti 
jeteätente,  il  lui  en  souTiendra;  monstrez  que  voas  l'a- 
T^mez,  et  faites  liement  ee  que  vous  ferez."  Lora 
distrent  les  aucuns:  »11  est  vray,-  qu'il  est  nostre 
»seigneur,  et  se  nous  lui  paions  ses  rentes,  ä  doibt 
»soufBre:  nous  ne  le  devons  pas  aler  servir  oultre* 
"mer.  Nous  sommes  moult  grevez  pour  ses  guerres* 
»Se  il  enchiet  de  son  ehtreprise ,  nous  en  povons 
»estre  destruis'%  et  moult  d'autres  choses  disotent 
äucuns*  Finablement  furent  d'acord,  que  le  fils  Os* 
ber  lui  feist  response  pour  eulx;  car  il  Sf^avoit  bien 
leur  estat  et  leur  pouoir.  »Se  vous  ne  voulez  faire," 
dist-il,  »ee  que  je  diray,  si  ne  m'en  chargiez  pas«" 
»Oy,"  distrent  ilz,  »nous  le  tendrons  et  accomplirons, 
9>9ar  vous  s(^vez  nostre  pouoir".  Lors  retonrnerent 
devers  le  Duc  Guillaume,  et  le  filz  Osber  parla  et  diatx 
»Sire  j  je  ne ,  cuide  pas ,  que  en  tout  ie  ononde  si 
»soient  tell^s  gens,  cornme  ceulx  yoi:  vous  sgavez 
»les  peines  et  les  nuissances,  qu'ilz  imt  eu  et  portä 
»pour  vostre  droit  garder,  et  les  Services»  qu'ilz  vous 
»ont  fais.  Et  se  Uz  ont  bien  fait  leur  debvoir,  en^^ 
neores  veullent  ils  plus  faire,  et  de9ä  mer  et  delä, 
»ils  vous  veuU^at  de  tous  poins  servin  Qui  a  tenu 
»en  vostre  service  x  ehevalliers,  il  vOus  en  fera  xx 
»et  au  dessus  et  au  dessou^»  Alles  devant,  ilz  vous 
»suivront,  et  ne  les  espamiez  de  riens:  et  quant 
»est  de  moy,  je  vous  serviray  de  lx  njefs  chargi^s 
»de  bons  combattans".  Quant  les  Prelats  sOt  les 
Barons  et  les  aultres  qui  lä  estoient,  lesquelz  Tavoient 
chargie   de   faire    la  response  et  de  eulx  excuser. 
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lH>yreiit,  s!  fitrent  toüs  esbafais:  et  cömmencerent 
phiseurs  h  crien  »Nennil,  nennS,  ainsi  n'ira  pas* 
stQnant  il  anta  ä  faire  an  son  pays,  noüs  lui  ferons 
s6les  Services ,  que  noüs  lui  deyons :  nou»  ne  le  de- 
»vons  pas  §ervir  ä  conqnerre  «ultrui  terre ,  ne  aller 
3)t)ultre  mer  pourlui.  Nous  ne  yavs.avions  pas  char^ 
j^gü  de  teile  response".  Les  aultrea  commencerent 
ä  dite:  ^jCestui  dist  voir,  «e  nous  aliönsayecques 
»lui,  il  seroit  tenn  h  heritage''.  Et  se  rassemblerent 
p«r  tropeaulx  en  faisant  grans  noises. 

Qqant  le  Duc  Guillaume  oy  ce ,   si  fut  moult 
courro«c]<$,    et  pensa  qu'il  feroit;    si  se  tray  en  nne 
ehambre  h  part,  et  appella  de  eenlx,  en  qui-^plus  il 
se  fioit      £t  puis  par  letir  conseil  fist  vehir  devani. 
lui  ses  barons,  chascon  h  part  soy,  et  lew  detnanda: 
se  ilz  lui  Toulloient  faire   aide  5    et  que  oe  n'estoit 
pas  son  entente,  qne  il  leur  feist  pr^judioe,  ne  que 
ores  ne'ou  temps  advenir  lui  ne  les  siens  le  tenis- 
sent  fors  ä  courtoisie^  et  telles  lettres^  comme  ils  en 
vouldroient  deviser^   il  leur  69  feroit.    Et  ainsy  la- 
plus  grant  partie   de  ses  gens  lui  accorderent^   les 
ungs  pltts,   l^s  aultres  moins,  et  tout  fist  mettre  en 
escript/   L'Evesque  Odon  son  frere   lui  acorda  xl 
nefs  fumies,  TEvesque  du  Maus  xxx,  et  ainsy  chas*- 
cun  en  droit  soy.    Apr^s  ce  fait,  il  requist  Bretons,* 
Manceaülx,  Angevins^   oeulx  de  Pontieü  et  de  Bou« 
longne,  et  k  ehasöun  promist  terre,   qui  la  vost  de- 
mander  en  En^ierre,  üe  il  la  conqueroit« 


-      V 


GESCHICHTE 


DBB 


DEUTSCHEN 


LANDSTÄNDE 


▼  ON 


FRIEDRICH  WILHELM  UNGER. 


vom  Schlüsse  des  grossen  interregnums  bis 
zum  ewigen  landfrieden. 


HANNOVER, 

VERLAG      VON      C.      F.      KIUS. 

1844. 


GESCHICHTE 


»ER 


DEUTSCHEIH 


VOLKSVERTRETUNG 


unter  dem  einflusse  der 


EiiinjilreEiir  des  TorrTEMAäJLTWSBM. 


▼  ON 


FRIEDRICH  WILHELM  UNGER 

BEIDER  BBCHTB    BOCTOB| 

AU8KB0BDBNT1.«    AMBfSOB  BBS  K.    AMTS    UIVB   BBS  SPBUCHCOLLBCII 

ZU    «ÖTTniGBIfy     VNB   PBITATDOCBRTElf   BASBtBST* 


HANNOVER, 

VERLAG     VON      C.      F.      KICS. 

1844. 


Druck  Ton  II.  G.   Seemann  in  Göttingen. 


£rg^äiiznngr  und  lierlclitigrunf^r 

der  liitteratur  über 

flle  Deutschen  liandstände. 


I.     Ueber  Deutsche  Landstände  im  allgemeinen« 

An t«  Backer  de  varia  ratione,^  qua  in  praecipuis 
Germaniae  civitatibus  populi  eliguntur  manda* 
tarii.    Amstelodami  1843.  8* 

J.  Edler  von  Sartori  geistliches  und  weltliches 
statsrecht  der  Deutschen  Katholisch  -  geistli- 
chen Erz-,  Hoch*  und  Kitterstifter,  bd.  2.  th. 
2.  abschn.2.  (Nürnberg  1791.  8.)  8.454  —  539. 

B.  Mohl  (praes.  E.  Sehr  ad  er)  diss.  inaug«  sistens 
discrimen  ordinum  provincialium  et  constitn- 
tionis  repraesentativae.    Tubingae  1821.  8. 

J.  J«  Moser  abhandlung  von  der  Deutschen  Land- 
stände Convention  ohne  Landesherrliche  be- 
willigung.  Ohne  druckort  1760.  4.  ist  mir  jetzt 
durch  die  gute  des  herrn  Assessor  v.  Canij>e 
zu  Bückeburg  mitgetheilt. 

M.  C.  Cttrtius  von  den  Landräthen,  in  dessen  hi- 
storischen und  politischen  abhandlangen  (Mar* 
bürg  1783.  8.)  s.  127-^199. 

Derselbe  von  der  wähl  der  Deutschen  Herzoge  im 
mittlem  Zeitalter  durch  ihre  Landstände,  das. 
s.  1  — 24. 

D.  Bartholomaei  de  las  Casas,  episcopi  Chia- 
pensis :  utrum  reges  vel  principes  jure  aliquo 
vel  titulo,  et  salva  conscientia  cives  ac  subdi* 
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tos  a  regia  corona  alieiiare  et  alterius  domini 
^  particularis  ditioni  subjicere  possint?  cura  et 
^studio  Wolfg.  Griestetteri.    Jenae  1678.  4. 

*  Th.  Schmalz   diss.   de   jure  alienandi  territoria 

absque  consensu  statuum  principibus  Germa- 
niae  competente.    Berol.  1786. 
A.  F.  H.  Posse  über  das  einwilligungsrecht  Deut- 
scher   unterthaiien    in    landesveräusseningen. 
Jena  1786.  8. 

*  L.  F.  Ilse   geschichte   des  Deutschen   steuerwe- 

sens.  abth.  1.    (von  den  statsabgaben )    1.  pe- 
riode.    Zeit  der  Karolinger.    Giessen  1844.  8. 

II.     lieber   die  Landstände   in  einzelnen  Deut- 
schen ländern. 

.O  E  S  T  R  E  1  C  H. 

Hasner  handbuch  des  Landtäflichen  Verfahrens  ge- 
hört nicht  hieher.  Die  Böhmische  Lakidtafei 
ist  das  gerichtsbuch  des  obersten  Landgerichts 
in  Prag. 

PREUSSE  IV. 

W.  Lüders  Preussen.  Historische  Übersicht  sei- 
ner statsrechtlichen  Verhältnisse,  in  Rotteck 
und  Welker  statslexikon ,  bd.  13.  (Altena 
•       1842.  8.)  s.  3  — 103. 

H.  Simon  das  Preussische  Statsrecht,  th.  2.  (Breslau 
1844.  gr.  8.)  s.  117  — 152. 

Mark  Brandenburg. 
G.  A.  H.  Baron  von  Lamotte  von  den  Landräthen 
der  Kurmark,   in  dessen  abhandlungen,  th.  1. 
(Berlin  1793.  8.)  s.  1— 98. 

Herzogthum  Pommern. 

Auserlesene  Sammlung  verschiedener  glaubwürdiger, 

guten    theils    nie   gedruckter    Urkunden    und 

nachrichten,  welche  zur  kenntniss  der  landes- 

verfassung  und  rechte  des  Herzogthums  Vor- 


über  die  Deutschen  Landstände.  vii 

• 

und  Hinter  •  Pommern ,  wie  auch  des  Fürsten- 
thums  Rügen  dienen  können.  Aus  beglaub- 
ten abschriften  ans  licht  gestellet  von  einigen 
abwesenden  mitgliedern  der  unter  dem  namen 
der  cdllectorum  historiae  et  iuris  patriae  zu 
Greifswald  blühenden  gesellschaflt.  Greifswald 
*  1747.  4.  Nur  die  1.  ausfertigung  gehört  hie- 
ben Sie  enthält  zugleich  einen  historischen 
Vorbericht  von  den  Pommerschen  Landes-Pri- 
vilegien,  von  Augustin  von  Balthasar. 

Herzogthum  Preussen. 

Privilegia  der  Stände  dess  Hertzogthumbs  Preussen, 
darauff  das  landt  fundiert  und  biss  jtzo  beru- 
hen. Auf  Verordnung  der  Herren  Königlichen 
Commissarien  nach  jnnhalt  des  anno  1612 
recesses  den  Ständen  in  den  druck  geferti- 
get.   Brunsbergae,  anno  1616.  fol. 

(K.  Nauwerk)  urkundliches  zur  geschichte  und 
Verfassung     der    provinz    Preussen.      Berlin 

1841.  8. 

*  J-  Voigt  darstell nng  der  Ständischen  Verhältnisse 

Ostpreussens.    Königsberg  1832. 

Schlesien. 

H.  Wuttke  König  Friedrich's  des  Grossen  besitz- 
ergreifung  von  Schlesien  und  die  entwicke- 
lung  der  öffentlichen  Verhältnisse-  in  diesem 
lande*  bis    zum    jähre  1740,    bd.  1.    (Leipzig 

1842.  8.)  s.47--7a 

*  K.  G.  Kries  historische  entwickelnng  der  steuer- 

verfassung  in  Schlesien  unter  theilnahme  der 
allgemeinen  Landtagsversammlungen.  Ein  bei- 
trag  zur  geschichte  der  Schlesischeu  Stände. 
Breslau  1842. 

Herzogthum  Westfalen   und    die  Rhein- 
provinzen. 

Benzenberg  über  Provinzial- Verfassung  mit  be- 
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sonderer  rQcksicht  auf  die  vier  länder  Jülich, 
Cleve,  Berg  und  Mark.  Mit  24  Urkunden. 
2  th.  Hamm  1819.  1821.  8.  Th.  2.  enthält  die 
Urkunden. 

J.  F«  J.  Sommer  von  Deutscher  Verfassung  im 
Germanischen  Preussen  und  im  Herzogthum 
Westfalen.    Mit  Urkunden.    Münster  181%  8. 

Zum  Bach  ideen  sind  mir  jetzt  bekannt  geworden. 
Der  ganze  zweite  theil  enthält  eine  geschichte 
der  Deutschen  Volksvertretung  mit  besonde- 
rer beziehung  auf  die  Preussischen  Rheinpro* 
vinzen,  und  gehört  zu  den  gründlichem  ar- 
beiten dieser  art, 

B  A  I  E  R  IV. 

*  Rettung   des   hohen  alters  der  Bairischen   Land- 

stände gegen  die  neuest  dawider  gemachten 
einwürfe*  In  J.  F.  £.  Lotz  statswissenschaft- 
liche  und  juristische  nachrichten,  jahrg.  1. 
Hildburghausen  1799-  nro.  27  -  30. 
Rudbart  geschichte  der  Landstände  in  Baiern.  Die 
so  genannte  2.  ausgäbe  soll  nur  durch  Verän- 
derung des  Verlegers,  und  daher  des  titel- 
blatts  entstanden  sein. 

SACHSEN. 

*  Gräv eil  geschichtliche  Übersicht  der  entwickelung 

und  fortbildung  der  Deutschen  Landst^ndischen 
Verfassung  und  der  grundsteuem  in  Sachsen, 
b^.  1.    Berlin  1822. 

BRAUNSCnWEIG  UND  LUENEBURG. 

Herzogthümer  Bremen  und  Verden. 

J.  H.  Hintze  kurzer  doch  gründlicher  historischer 
bericht  von  den  althergebrachten  und  confir- 
mirten  gerechtsamkeiten  der  löblichen  Land- 
stände und  Ritterschaft  des  Herzogthums  Bre- 
men, nebst  den  darin  angezogenen  Urkunden. 
In  (J.  H.  Pratje)  die  Herzogthümer  Bremen 
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und  Verden ,  samml.  3^  (Bremen  1759.  8.)  s. 
167 — 402- und  ohne  die  Urkunden  in  dessen 
vermischten  historischen  Sammlungen,  bd*  1. 
(Stade  1842.  8.)  s.  473  —  606. 
J.  H.  Pratje  von  dem  Adel  des  Herzogthums  Bre-- 
men  und  dessen  Vorrechten,  7  aufsätze  in 
(dessen)  altes  und  neues  aus  den  Herzogthü- 
mem  Bremen  und  Verden.  12  bde.  Stade  1769 
— 1781.  8.  und  daraus  in  dessen  vermischten 
historischen  Sammlungen,  bd.  2.  (Stade  1844. 
8.)  s.  i  -  222. 

MECKLENBURG. 

W.  Laders  der  streit  zwischen  der  adligen  und 
nicht  adligen  Ritterschaft  im  Grossherzog- 
thum  Mecklenburg.  Mit  besondrer  rücksicht 
auf  den  letzten  Landtag.  In  Biedermann 
Deutsche  monatschrift  für  litteratur  und  öffent- 
liches leben.    Leipzig  1844.  8.  Aprilheft. 
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EINLEITUNG. 


86.  !Zu  ende  des  dreizehnten  Jahrhunderts  hatten 
die  Landesversammlungen  in  den  meisten  Deutschen 
ländern  eine  solche  gestalt  bekommen,  dass  sie  un- 
fehlbar zu  aristokratischen  factionen  ausgeartet  wä- 
ren, wenn  nicht  der  geist  des  Zeitalters  ganz 
neue  elemente  in  ihnen  belebt  hätte.  Nachdem  die 
rein  demokratischen  Volksversammlungen  der  urzeit 
sich  in  getrennte  Versammlungen  der  Grossen  und 
der  Gemeinden  geschieden  hatten ,  waren  die  erstem 
durch  die  einwirkung  des  Lehnwesens  fast  ganz  den 
Hoftagen  gleich  geworden,  auf  denen  die  Vasallen 
lediglich  zur  Verherrlichung  des  äussern  glanzes  des 
Lehnhofes  oder  zu  besprechungen  in  Lehnsangele- 
genheiten um  ihren  herrn  versammelt  wurden.  Die 
beziehung  der  Landtage  zu  den  Gemeinden,  die  sich 
anfangs  noch  in  einer  mehr  oder  minder  idealen  form 
erhielt,  wurde  allmählig  verdunkelt,  zumal,  als  mit 
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den  grossen  Nationalherzogthümem  auch  die  Herzogs- 
versammlungen  in  eine  menge  von  einzelnen  trüm- 
mern  zerfallen  waren«  Endlich  durch  die  hierarchi- 
sche entwickelung  der  Römischen  kirche  wurde  die 
Vernichtung  des  urspünglichen  geistes  der  Volksver- 
sammlung ihrem  ende  nahe  gebracht,  da  die  Geist- 
lichkeit überall  mit  überraschendem  erfolge  nach 
möglichster  Unabhängigkeit  von  den  weltlichen  Stän- 
den strebte.  In  geistlichen  Fürstenthümem  war  zu 
anfang  der  periode,  zu  deren  betrachtung  wir  uns 
anschicken,  gewöhnlich  dem  Kapitel  oder  Convente 
allein  alle  theilnahme  an  den  angelegenheiten  des 
landes  verblieben,  während  in  den  weltlichen  herr- 
schafien  die  geistlichen  sich  ganz  von  den  Landes- 
versammlungen zurückgezogen  hatten,  so  dass  die  letz- 
tern jetzt  aus  Hoftagen  zu  Rittertagen  geworden  waren. 
87.  yVsiS  den  keim  zu  neuem  leben  in  die  Lan- 
desversammlungen legte,  war  das  Einungswesen  oder 
der  Corporationsgeist,  welcher  alle  klassen  der  mensch- 
lichen gesellschaft,  von  den  niedrigsten  bis  zu  den 
höchsten  durchwehte,  und  dem  bürgerlichen,  wie  dem 
öffentlichen  leben  neue  formen,  wie  neuen  Inhalt  gab. 
Die  Einungen  haben  die  Städte  geschaffen,  und  da- 
durch den  Landesversammlungen  einen  wichtigen 
neuen  bestandtheil  zugeführt,  sie  haben  aber  auch 
die  verschiedenen  Stände,  hohe  und  niedre,  mit  einem 
neuen  bände  umschlungen,  und  dadurch  den  Volks- 
versammlungen diejenige  form  gegeben,  welche 
sie  zu  eng  verbundenen  politischen  corporationen 
machte,  die  sich  selbst  als  Vertreter  des  gesamm- 
ten  landes,  und  jedes  ihrer  mitglieder  als  glied- 
massen  desselben  betrachteten.  Indem  sie  sich 
jetzt  den  Fürsten  weit  häufiger  gegenüber,   als  zur 
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Seite  stellten ,  während  die  Fürsten  weit  seltner  rath, 
als  hülfe  und  beistand  von  ihnen  verlangten,  wurde 
durch  sie  die  frmheit  der  alten  Volksvertretung  noch 
am  rande  des  Verderbens  gerettet.  Diese  Stellung 
bewahrten  die  neuen  Landstände  eben  so  eifersüchtig 
gegen  die  Fürsten,  als  gegen  das  übrige  volk,  und 
dadurch  ist  es  ihnen  gelungen,  nicht  nur  ihre  rechte' 
und  den  umfang  ihres  Wirkungskreises  in  voller  kraft 
aufrecht  zu  erhalten,  sondern  beide  auch  noch  viel- 
fach über  das   bisherige  mass  hinaus  zu  vermehren. 

Die  Vollendung  der  Landständischen  vereine  ist 
eine  der  glänzendsten  Wirkungen  des  corporations- 
geistes.  Ohne  sie  mussten  die  vereinzelten  Einigun- 
gen der  Städte,  der  Ritter  und  Fürsten  zur  anarchie 
und  völligen  auflösung  der  Deutschen  einheit,  die 
Verbindung  der  Fürsten  mit  dem  Kaiser  aber  zum 
despotismus  fahren.  Durch  sie  wurde -die  heilung 
einer  zerrütteten  zeit  vorbereitet,  und  das  überall 
herrschende  schwerdt  in  seine  scheide  zurückge- 
wiesen. 

88.  Den  Ursprung  dieses  einungswesens  scheint 
man  in  Frankreich  suchen  zu  müssen,  und  vielleicht 
sogar  in  eben  denselben  alt  Gallischen  Verbindungen, 
welchen  wahrscheinlich  das  Lehnwesen  entsprungen 
ist.  Auch  in  Schottland  hat  dasselbe  element  sich 
da  zu  Lehnen  gestaltet,  wo  der  König  mächtig  genug 
war,  um  den  genossenschaflen  in  sich  einen  starken 
mittelpuiikt  zu  geben,  zu  Clans  dagegen  in  den 
Hochlanden,  wo  die  freiheit  der  bisherigen  Verbin- 
dungen einen  unüberwindlichen  schütz  in  der  natur 
des  landes  fand.  In  Deutschland  haben  sich  die 
Einungen  neben  dem  Lehnwesen  Erhoben,  wie  es  die 
umstände  gestatteten ,  um  bald  eine  weit  hinaus  grei- 
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fende,  bald  eine  sehr  bescheidene  und  zurückgezo- 
gene Wirksamkeit  zu  versuchen.  Ein  gesetz  Karls 
des  Grossen,  —  eben  dasselbe,  in  welchem  zuni 
letzten  male  die  Königliche  Trustis  erwähnt  wird,  — 
nennt  zuerst  den  Deutschen  namen  einer  verbindang^ 
die,  unabhängig  von  irgend  einem  leitenden  Ober- 
haupt, ihren  mitgliedem  wechselseitige  Unterstützung 
zur  erreichung  sehr  verschiedenartiger  gemeinsamer 
zwecke  gewährt.  Der  name  heisst  Gildonia.  Karl 
der  Grosse  verbietet,  dass  man  mit  wechselseitigen 
eiden  sich  zu  Gilden  verschwöre,  insbesondere  unter- 
sagt er  solche  eidschwüre,  durch  welche  Verbin- 
dungen wegen  almosen,  brand,  Schiffbruch  u.  s.  w* 
geschlossen  werden  sollten  i).  Diese  Gilden  waren 
wechselseitige  bürgschaften,  welche  auf  alle  Verhält- 
nisse des  lebens  anwendung  fanden.  Die  mitglieder 
derselben  gelobten  einander  schütz  und  beistand  ia 
allen  gefahren.  Nicht  nur  Vermögensverluste  durch 
Unglücksfälle  sollten  sie  einander  erstatten,  nicht 
nur  die  verarmten  genossen  sollten  sie  unterstützen, 
auch  gegen  anfeindungen  unter  einander  und  von  aus- 
sen her  soUten  sie  hülfe  gewähren.  Hierdurch  er- 
hielten diese  Verbindungen  leicht  eine  grosse  politi- 
sche Wichtigkeit  Denn  sie  waren  unter  andern,  ja 
vorzugsweise ^  darauf  gerichtet,  dass  das  wergeld, 
welches  ein  mitglied  durch  einen  todschlag  verwirkte, 
durch  gemeinschaftliche  beisteuern  aufgebracht  wurde, 
und  dass  dem  beleidigten  genossen  die  übrigen  in 


1)  De  sacraroentis  pro  gildonia  ad  inTicem  conjurandis  ut 
nemo  facere  praesuinat.  Alio  vero  modo  de  eorum  cleemosynis 
aut  de  incepdio  aut  de  naufragio  quamvis  convenientiam  faciant, 
nemo  in   hoc  jurare  praesumat.     Gap;  ai,  779.  c.  16. 
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Verfolgung  der  blufraclie  beistanden.  Häufig  erhielten 
si6  daneben  eine  religiöse  färbung,  indem  die  mit« 
glieder  zur  gemeinschaftlichen  bestreitung  von  beer- 
digungskosten  und  seelmessen  gehalten  waren  i). 
Diese  verbindi^ngen  waren  geeignet,  ihre  theilnehmer 
gegen  anfeindungen  zu  schützen,  und  den  frieden 
unter  ihnen  zu  befestigen,  aber  sie  konnten  auch 
denen ,  welche  ausserhalb  der  Gilde  standen,  gefahr- 
lich werden,  und  den  frieden,  den  sie  erhalten  woU^ 
ten,  ernstlich  bedrohen.  Der  König  mogte  daher 
Ursache  genug  haben  ^  einem  Institute  entgegen  zu 
treten,  in  welchem  sich  die  sinkende  freiheit  des 
Fränkischen  Volkes  aufs  neue  zu  erheben  suchte. 
Wirklich  haben  die  Clans  der  Schottischen  Hochlande 
ihre  fehden  so  blutig  y  als  sie  je  im  mittelalter  geführt 
wurden,  bis  zu  einer  zeit  fortgesetzt,  ^a  sie  in  dem 
übrigen  civilisirten  Europa  längst  der  Vergessenheit 
anheim  gefallen  waren. 

Eine  zeit  lang  mag  jenes  verbot  der  Gilden  seine 
fruchte  getragen  haben,  aber  nachdem  das  Fränki-» 
sehe  Reich  unter  Karls  des  Grossen  enkeln  in  anar- 
chie  verfallien  war,  seilen  wir  überall  diese  Verbin- 
dungen imter  verschiedenen  namen  von  neuem  auf>' 
tauchen.  Wir  hören  überall  von  Verschwörungen, 
Verbrüderungen,  einungen,  und  gesellschafien ,  und 
man  musste  sie  häufig  gewähren  lassen ,  ds^  der  König 
und  seine  beamten  nicht  die  kraft  hatten ,  den  frieden 
zu  gewähren ,  den  die  Vereinigungen  stärken  sollten. 
Nicht  selten  benutzten .  £e  Könige  geradezu  diese 
Verbindungen,  um  durch  sie  die  zunehmende  macht 


i)     Vergl.   Athelstans  Statute   der  Londoner  gilde,    die  sogen, 
jadicia  civitatis-'Luadoniae  oder  leges  Aoglo-Sax.  AethelstV. 
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ihrer  grossen  Vasallen  nnd  beämten  zu  brechen.  In 
Italien  erhoben  sich  die  niedem  vasallen  gegen  die 
hohem,  und  verlangten,  dass  ihnen  ein  gleiches 
erbrecht  an  ihren  lehnen  zugestanden  würde,  als 
ihre  lehusherm  schon  seit  geraumer  zeit  besessen 
hatten.  Sie  errichteten  eine  grosse  Verschwörung. 
Als  Kaiser  Konrad  der  Salier  davon  hörte,  sprach 
er:  wenn  sie  nach  gesetzen  dürstet,  wxU  ich  sie 
damit  sättigen!  Er  eilte  nach  Italien  und  erhob  ihren 
anspruch  zum  gesetzlichen  rechte.  Als  er  in  Mailand 
war,  legte  ihm  das  dortige  volk  die  frage  vor:  ob 
er  ihre  eidgenossenschaft  billige?  Der  Kaiser  wusste 
nicht  zu  entscheiden,  er  versammelte  einen  Reichs- 
tag nach  Pavia ,  und  dort  bestätigte  er  nach  dem 
ausspruche  desselben  die  Verbindung  der  Mailänder. 
In  Frankreichr  erkannte  der  König  alle  gemeinden 
an,  die  sich  in  den  Städten  gebildet  und  gegen  den 
druck  ihrer  herm  aufgelehnt  hatten.  Eine  gleiche 
Politik  der  Deutschen  Kaiser  befestigte  die  Verfassung 
vieler  Städte  in  Deutschland. 

89^  Die  entwickelung  der  Städtischen  Verfas- 
sungen war  die  erste  grosse  "und  allgemeihe  wirkiing 
dieses  geistes  der  einigung.  Als  aber  die  Städte 
schon  überall  Selbständigkeit  errungen  hatten,  und 
im  Deutschen  Reiche  nach  dem  falle  der  Hohenstaüfen 
kein  König  war,  der  kraft  genug besass,  umfrieden 
und  Ordnung  zu  handhaben ,  da  fanden  alle  die,  wel- 
che die  Waffen  fahrten ,  keinen  andern  schütz  mehr, 
als  in  der  eigenen  kraft ,  und  in  der  Verbindung  mit 
andern,  die  ein  gleiches  bedürfniss  des  Schutzes 
fühlten.  Seitdem  erhoben  sich  aller  orten  bündnisse, 
gesellschaften  oder  einungen,  an  denen  Landesherm, 
Ritter  'und  Städte  theil  nahmen,   und  deren  zweck 
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friede  unter  einander,  und  gegenseitiger  schütz  gegen 
ungenossen  war.  Alle  diese  vereine  hatten  eine  Ver- 
fassung, ähnlich  der,  welche  wir  schon  bei  den  sa- 
genannten factionen  der  alten  Gallier  kennen  lernten. 
Ein  oder  mehrere  Hauptleute ,  die  wohl  auch  Könige 
genannt  wurden,  standen  an  der  spitze,  und  hielten 
regelmässige  oder  nach  bedfirfniss  auch  ausser- 
ordentliche Versammlungen,  um  gemeinschaftliche 
angelegenheiten  zu  berathen,  und  Streitigkeiten  unter 
den  gliedern  des  Vereins  nach  recht  oder  in  gute 
auszutragen.  Gewöhnlich  fahrte  jede  gesellschaft  ein 
besondres  erkennungszeichen  in  kleidung  und  siegeln. 
Am  lebendigsten  zeigte  sich  das  bedürfniss  nach 
gegenseitigem  schütze  bei  den  Städten,  die  ihren 
aufblühenden  handei  durch  den  druck  der  Landes- 
herrn, und  durch  die  räubereien  und  fehden  der 
Ritter  gefährdet  sahen.  Ihre  vereine  wären  daher 
die  ältesten,  die  folgenreichsten  und  die  dauerndsten. 
Besonders  zeichnete  sich  die  Norddeutsche  Hansa 
und  der  Rheinische  Städtebund  aus.  Beide  enstanden 
schon  in  den  letzten  jähren  Kaiser  Friedrichs  II,  un- 
geachtet dieser  selbst  im  j*  1231  ein  verbot  ge^en 
alle  gilden  und  Verschwörungen  erlassen  hatte.  Sie 
breiteten  sich  mit  erstaunlicher  krafit  und  schnellig«» 
keit  während  des  grossen  Interregnums  aus,  da 
Deutschland  unter  fremden  Königen  stand,  denen 
die  Wahlfiirsten  nur  den  schein  einer  kröne  gegen 
schweres  geld  verhandelt  hatten,  um  desto  unbehin* 
derter  in  ihren  eigenen  besitzungen  regiren  zu  kön- 
nen. Die  Hansa  war  und  blieb  ein  bund  der  Städte. 
Der  Rheinische  Städtebund  ging  ebenfalls  von 
ihnen  aus,  und  diente  ihrem  Interesse;  aber  sehr 
bald  wurden  viele  Fürsten  und  Ritter  zum  theil  wider 


*•: 
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willen  in  denselben  hereingezogen.  Auch  blieb  er 
nicht  auf  die  ufer  des  Rheins  beschränkt,  sondenb 
erstreckte  sich  weit  in  das  Reich  hmein,  indem  er 
sich  mit  andern  neben  ihm  entstandenen  Städtebfind- 
nissen  verzweigte.  Nach  und  nadi  fing  aber  jauch 
der  Adel  an,  für  sich  ähnliche  Vereinigungen  zu 
schliessen,  die  nach  den  umständen  auf  kürzere  oder 
längere  dauer  berechnet  waren,  den  verschiedenar-» 
tigsten  zwecken  dienten,  und  bald  den  Städtebünd- 
nissen feindlich  gegenüber  standen,  bald  sich  mit 
einzelnen  oder  verbündeten  Städten  vereinigten.  Diese 
Rittergesellschaften  sind  zwar  in  Deutschland  vor 
dem  vierzehnten  Jahrhundert  kaum  bekannt,  aber  seit 
der  mitte  desselben  werden  sie  in  allen  gegenden 
des  Reichs  in  grosser  zahl  und  ausdehnung  gefun- 
den 1). 

Aber  das  heilmittel  wmrde  bald  gefährlicher  als 
das  übel.  In  Frankreich  ergriffen  daher  schon  die 
Kirchenversammlungen  zu  Valence  im  j.  1248  und 
zu  Avignon  im  j.  1281.  massregeln  gegen  die  ver* 
sohwörungen,  Verbindungen,  gesellschaftea  und  bru- 
derschaften  der  städte»  bargen,  barone,  bürger 
und  andrer ,  *  die  in  Städten ,  bürgen  und  dörfern 
wohnten  2).  In  Deutschland  Hessen  es  die  innern 
Zerwürfnisse  lange  zeit  zu  beiner  allgemeinen  und 
durchgreifenden  massregel  kommen.  Erst  Karl  IV. 
erliess  in  der  goldnen  Bulle  vom  j.  1356  ein  all-^ 
gemeines  verbot  aller  einigungen.  Ein  gleiches  hatte 
er  schon  vorher  nicht  ohne  mühe  in  Böhmen  durchs 
gesetzt    Aber  der  erfolg  war  so  gering,   dass  nach 


f)     Landau  die  Rittcrgesellscbafnik  in  Hessen  8.14  —  tS. 
2)     Labb^  concih  14,  118.  7€0. 
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des  Kaisers  tode  die  gesellschaften  weiter  um  sich 
griffen ,  als  je.  Es  gab  keia  andres  mittel ,  gegen 
die  Übermacht  derselben  schütz  zu  finden,  als  dass 
ein  kräftiger  Kaiser  alle  glieder  des  Reichs  zu  einem 
grossen  bündnisse  vereinigte,  und  sich  an  die  spitze 
desselben  stellte*  Kaiser  Wenzel  machte  den  ver- 
such mit  den  Oberdeutschen  einungen  i),  aber  er 
scheiterte  an  dem  mistrauen  der  Städte  2).  Zu  an- 
dern Zeiten  liess  er  erneuerte  verböte  g^gen  die 
bündnisse  ergehen  3),  aber  sie  wurden  nicht  beachtet. 
Dennoch  ^  war  das  nothwendige  einer  allgemeinen 
massregel  von  allen  empfunden.  Zu  Eger  kam  sogar 
im  j.  1389  ein  bündniss  der  Reichsstände  zu  stände, 
das  sich  üb^r  Baiern,  Schwaben,  Franken,  Hessen, 
Thüringen  und  Meissen  erstreckte  4).  Aber  König 
Sigmund  sah  sich  wiederum  genöthigt,  die  beson- 
dern bündnisse  der  Reichsritter  unter  einander  und 
mit  den  Reichsstädten  zu  erlauben  5). 

Den  Fürsten  gelang  es  oft  besser,  sich  an  die 
spitze  der  gesellschaften  zu  stellen,  und  dadurch 
auf  die  Wirksamkeit  derselben  einfluss  zu  gewinnen, 


1)  Landfriede  zn  Nürnberg  tob  1585  bei  Wenc&br  «pparatus 
et  instructus  archiTornm  (Argeiitorat.  1712.  4.)  ft.^5. 

2)  Siehe  die  städtisckeu  scbreiben  von  1381  bei  Böhmer  cod. 
dipl.  Moeno  •  Franeof.  (Frankf.  1856.  4.)  1,  737  und  von  13S6 
bei  Wenceer  p.247. 

5)  1389.  Datt  de  pace.  publica  (Ulmael698.  fol.)  8.6i  und 
daraus  bei  Lünig  Reichsarcbiv  p.  spec.  cont.  4.  fh.  1.  s.46  und 
DuHOKT  Corps  universel  diplomatique  %  1.  p.220.  Als  jalirzahl 
ist  bei  LuNiG  irrig.  1588  angegeben. 

4)    Datt  de  pace  pnbl.  8.96 — 72. 

i>)  1422.  Lünig  p.  spec.  cont«  5.  s.  21  und  daraus  bei  Rous- 
SET  suppl.  au  Corps  dipl.  2»  547« 
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ja,  sie  verschmähten  nicht,  zu  persönlichen  zwecken 
dergleichen  zu  errichten ,  und  auf  diese  weise  selbst 
die  Zerrüttung  im  Reiche  zu  mehren.  So  stiftete 
Herzog  Otto  der  Quade  von  Göttingen  im  j.  1370 
den  bund  der  Stemer,  um  mit  dessen  hülfe  seine 
anisprüche  gegen  Hessen  durchzusetzen  i).  Land- 
graf Balthasar  von  Thüringen  nennt  in  einer  eini- 
gung  mit  Herzog  Friedrich  von  Braunschweig  und 
Lüneburg  im  j.  1398  seine  gesellen  von  dem 
Einhorn  als  solche,  gegen  die  das  bündniss  nicht 
gerichtet  werden  dürfe  2).  Herzog  Albrecht  von 
Oestreich  und  König  Sigmund  von  Ungarn  stellten 
sich  im  j.  1409  gemeinschaftlich  an  die  spitze  der 
gesellschaft  vom  Drachen,  welche  über  Oestreich, 
Steiermark  und  Ungarn  verbreitet  war,  und  der  letz* 
tere  stiftete  noch  als  Kaiser  im  j.  1433  zu  Wien  die 
gesellschaft  zum  Adler,  deren  Wahlspruch  war: 
thue  recht,  scheue  niemand  3).  Auch  der 
Schwanengeseilschaft  unsrer  lieben  Frauen  Ketten- 
träger, welche  der  zweite  Markgraf  von  Branden- 
burg aus  dem  HohenzoUerschen  hause,  Friedrich  II, 
mit  den  eisernen  zahnen,  im  j.  1440  stiftete  und  im 
j.  1443  erweiterte,  war  ein  gleicher  zweck  neben 
ihrer  vorzugsweise  religiösen  bedeutung  nicht  fremd. 
Freilich  konnte  ihrer  erneuerung  nach  vierhundert 
Jahren  nur  eine  ganz  verschiedenartige  auffassung 
zum  gründe  liegen. 

90.    Im  fünfzehnten  Jahrhundert  gieng  das  Rö- 


i)  Die  geschicbte  dieses  bundes  ausfuhrlicli  bei  Landau. 

2)  Urk.  bei  (Scheid)  cod.  diplom.  ru  Alossm  Br.  Lüneb.  stats* 

recht  8.  470. 

5)  ▼.  HoEHAYA  histor.  tascbenbuch  1856.  s.  Sit.  5to. 
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mische  Reich  einer  völligen  anflOsung  entgegeoi  nnd 
die  Ursache  derselben  schien  allenthalben  in  der 
Zersplitterung  und  Uneinigkeit  seiner  glieder  zu  lie- 
gen. Während  einzelne  Fürsten  ihrer  herrschaft 
immer  grössere  festigkeit  und  ausdehnung  zu  geben 
wussten,  gingen  dem  Reiche  im  Nordosten  die  Deut- 
sehen Ordenslande  durch  den  aufstand  der  Preussi- 
schen  Städte  im  j.  1454  und  durch  den  Polnischen 
krieg  verloren,  und  im  Südwesten  musste  die  Schwei- 
zer eidgenossenschaft  aufgegeben  werden.  Während 
dem  war  im  innem  alles  voll  Verwirrung,  fehden, 
räubereien  und  mistrauen»  Es  kam  so  weit,  dass 
ein  Fürst  gegen  den  andern  auf  dem  Reichstage  das 
schwerdt  zog.  Aber  dem  Kaiser,  den  in  seinen  lan- 
den an  der  gränze  des  Reichs  Türken  und  Ungarn 
zugleich  bedrohten,  wurde  von  den  Städten  die  hülfe 
verweigert.  Erst  nachdem  die  kräfte  der  Schwäbi- 
schen Städte  im  kriege  gegen  Fürsten  und  Ritter  er- 
schöpft waren  —  nachdem  der  ausgang  des  kriegs  ge- 
gen Karl  den  Kühnen  gelehrt  hatte,  was  einigkeit 
selbst  gegen  einen  gefurchteten  gegner  vermag  — 
Kaiser  Friedrich  III.  aus  seinen  erblanden  vertrieben 
war,  und  der  erbfeind  der  Christenheit  auf  Deut- 
schem boden  stand,  da  erst  vereinigten  sich  Kaiser 
und  Reichsstände,  die  vereinzelten  Streitigkeiten  zu 
unterdrücken,  und  den  Reichsfrieden  herzustellen. 
Friedrich  erkannte,  dass  er  nur  zum  ziele  gelangen 
könne,  wenn  er  eine  starke  Rittergesellschaft  in  sein 
Interesse  zöge.  Aber  erst  seinem  grossem  söhne 
war  es  vorbehalten,  das  werk  zu  vollenden.  Durch 
Maximilian's  beistand  rief  er  eine  der  ältesten  und 
mächtigsten  Rittereinungen ,  die  Schwäbische  gesell- 
schaft  des  St.  Georgenschildes,  von  neuem  in's  leben. 
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und  machte  sie  zu  einem  execntionsheere  des  Reichs, 
und  erst  nach  dieser  vorbereitnng  gelang  es  dem 
neuen  Kaiser,  Maximilian  I,  durch  Vereinigung  aller 
Reichsstände  im  j.  1495  den  ewigen  Landfrieden  zum 
gesetze  des*  Reichs  zu  erheben.  Durch  dieses  neue 
grundgesetz  Deutschlands  war  jede  gewaltthat,  jede 
fehde,  jede  selbsthülfe  untersagt,  und  eben  dadurch 
war  den  einzelnen  Verbindungen  die  gmndlage  ihrer 
Wirksamkeit  entzogen.  Zwar  war  es  nicht  uner- 
laubt, ferner  in  Einigungen  zusammenzutreten,  aber 
sie  konnten  nur  noch  untergeordnete  zwecke  mit 
friedlichen  mittein  verfolgen.  Die  Rittergesellschaßen 
blieben  seitdem  nur  noch  türniergesellschafien ,  die 
Hansa  sank  zu  einem  schatten  ihrer  ehemaligen 
grosse  herab,  und  die  völlige  bedeutungslosigkeit 
und  auflösung  aller  dieser  Einigungen  war  nicht 
mehr  fem.  Ja  es  kam  sehr  bald  dahin,  dass  die 
tkeilnahme  an  einer  Einigung  bei  vielen  schon  für 
einen  bruch  des  Landfriedens  galt.  Aber  zugleich  war 
auch  eine  lang  vorbereitete  Veränderung  in  der  Ver- 
fassung des  Deutschen  Reiches  an  das  tagesKcht  ge- 
treten. Dieses  erschien  nicht  mehr  i^s  ein  einziger 
stat,  sondern  seinem  wesen  nach  als  ein  bund  vie- 
ler staten,  dessen  Oberhaupt,  von  den  bundesglie- 
dem  gewählt  —  bald  darnach  sogar  nur  gegen  bedin- 
gungen  gewählt  —  wenig  mehr  rechte  hatte,  als  das, 
die  gemeinschaftlichen  berathungen  der  bundesge- 
nossen  zu  leiten,  und  ihre  beschlüsse  zu  bestätigen. 
91.  Dies  ist  in  kurzen  zflgen  die  geschichte 
des  Einungswesens ,  so  weit  sich  ^ie  Wirksamkeit 
desselben  in  rficksicht  auf  das  Deutsche  Rejch  be- 
trachten lässt,  ohne  auf  die  geschichte  der  einzelnen 
territorien  einzugehen.     Die  zeit  dieser  Wirksamkeit 
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beginnt  mit  dem  anfange  des  vierzehnten  jahrhun* 
derts,  und  schliesst  mit  dem  e^vigen  Landfrieden  im 
j.  1495*  Dies  ist  auch  die  zeit,  in  welcher  die  Land- 
stände  durch  die  Einnngen  ihre  äussere  gestalt  em- 
pfingen, und  mit  dieser  form  eine  thätigkeit  übten, 
wie  sie  weder  frfiher,  noch  später  eine  andre  zeit 
aufzuweisen  hat  —  eine  thätigkeit,  welche  in  jenen 
tagen  die  freiheit  der  staten  aufrecht  erhielt,  wäh- 
rend sie  in  einer  andern  periode  nur  die  eigne  kraft 
hätte  zermalmen,  nur  zur  anarchie  und  auflösung 
des  stats  hätte  führen  können.  Es  war  das  walten 
der  Jugend,  wenn  sie  dem  mannesalter  entgegen- 
reift, thatkräftig  und  muthig,  oft  ohne  die  umsieht 
und  besonnenheit,  welche  das  reifere  alter  verlangt, 
aber  erfüllt  von  dem  streben,  das  mit  allen  mittein 
zu  vertheidigen  und  zu  fördern,  was  ihr  als  das 
rechte  und  gute  erschienen  ist.  Diese  Wirkung  der 
einungen  in  den  einzelnen  Deutschen  territorien  zu 
schildern,  das  ist  die  aufgäbe  der  folgenden  beiden 
bücher.  In  dem  erstem  wird  die  Veränderung  dar- 
gestellt werden,  welche  mit  der  form  der  Landes- 
versammlungen vorgegangen  ist;  in  dem  zweiten 
dagegen  wird  die  art  und  der  umfang  der  Ständi- 
schen Wirksamkeit  erörtert  werden.  Diese  letztere 
darstellung  zerfällt  in  vier  abschnitte,  von  denen  die 
drei  ersten  sich  mit  den  einzelnen  ricbtungen  dieser 
Wirksamkeit  beschäftigen,  während  der  vierte  den 
allgemeinen  Charakter  derselben  darzulegen  sucht. 
Jene  richtungen  ab^r,  nach  welchen  die  Landstän- 
dische thätigkeit  in  den  drei  ersten  abscimitten  des 
fünften  buches  geschildert  werden  wird,  entsprechen 
der  dreifachen  eigenschaft,  in  welcher  wir  im  ersten 
buche  die  Altdeutschen  und  Fränkischen  Volksver- 
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sammliingeD  auftreten  sahen^  Auch  die  Landtage 
dieser  periode  erscheinen  als  versammlangen,  wel« 
che  recht  sprechen,  das  beste  des  landes  und  der 
kirclie  berathen,  und  persönliche  leistongen  der  un- 
terthanen  an  den  stat  oder  dessen  Oberhaupt  bewil- 
ligen. In  jeder  dieser  drei  beziehungen  erhalten  ii|- 
dessen  die  Ständischen  befugnisse  eine  ei^enthüm* 
liche,  und  von  der  der  fiiihem  perioden  vielfach 
abweichende  gestalt. 
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VIERTES  BUCH. 


DIE  ZÜSAMMENSETÜNG  DER  LANDSTÄN- 
DISCHEN VERSAMMLUNGEN. 

92.  Bei  den  verSndemngen ,  welche  in  derznsam- 
mensetzung  der  Landesversammlungen  eintraten, 
wurde  in  dieser  periode  noch  mit  geringen  abwei- 
chungen  der  grundsätz  aufrecht  erhalten ,  auf  wel- 
chem die  Vertretung  des  Volkes  seit  den  ältesten 
Zeiten  beruhte.  Derjenige  war  befugt  und  zugleich 
verpflichtet,  für  die  Interessen  eines  bestimmten  be- 
zirks  zu  reden  und  zu  handeln,  welcher  über  diesen 
bezirk  zu  gebieten  hatte,  und  es  war  dabei  gleich- 
gültig, ob  ihm  die  Verwaltung  des  bezirks  als  ein 
amt  vom  Könige  oder  einem  Fürsten,  oder  auch  vom 
Volke  übertragen  war,  odet  ob  er  ein  eignes  recht 
zur  herrschaft  besass.  Die,  welche  Herrschaft 
im  Lande  hatten,  bildeten  also  die  Landesver- 
Sammlung,  und  folglich  musste  eine  Veränderung  der 
lierrschaftsverhältnisse  auch  den  Landtagen  eine  neue 
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gestalt  geben.  Dies  war  es,  was  eine  Verwandlung 
der  Rittertage  in  Landständische  Versammlungen  be- 
wirkt hat.  Jener  grundsatz  nöthigte  die  Geistlichkeit, 
wieder  mit  den  welth'chen  Ständen  in  Verbindung  zu 
treten,  sobald  sie  sich  nicht  mehr  auf  ihre  geistli- 
chen Waffen  stützen  konnte,  und  er  gab  neben  dem 
Adel  einem  dritten  Stande,  den  Bürgern  und  hie 
und  da  auch  den  Bauern,  eine  solche  Stellung,  dass 
sie  nicht  mehr  unter  dem  unbeachteten  gefolge  der 
mächtigen  verborgen  blieben,  sondern  in  die  reihe 
derer  eintraten,  welche  unmittelbar  mit  den  Fürsten 
zu  verhandeln  berufen  waren.  Wie  äusserlich  diese 
Veränderung  auf  den  ersten  blick  erscheinen  mag, 
sie  war  so  folgenreich,  dass  sie  den  Landesver- 
sammlungen einen  durchaus  neuen  geist  eingehaucht, 
und  einen  neuen  namen  gegeben  hat,  einen  namen, 
der  selbst  in  unsern  tagen  geblieben  ist,  ungeachtet 
die  neuesten  gestaltungen  der  statsverfassungen  ihm 
das  bezeichnende  zum  theil  wieder  entzogen  haben. 
Sie  hiessen  jetzt  die  „Stände  des  Landes",  weil  zu 
den  Grossen,  der  dignitaa  terrae,  nun  auch  der 
dritte  Stand  mit  gleichen  rechten  hinzugetreten  war. 
93i-  Dieses  hinzutreten  des  dritten  Standes  war 
ein  entschiedener  fortschritt  in  der  entwickelung  des 
öffentlichen  lebens.  Es  ist  nicht  gering  anzuschlagen, 
dass  jene  zwiefache  Aristokratie,  welche  seit  den 
Zeiten  des  Fränkischen  Reichs  sich  in  Deutschland 
mit  immer  grösserer  macht  erhoben  hat,  jetzt  ein 
starkes  demokratisches  gegengewicht  bekam.  Aber 
von  noch  höherm  werthe  war  der  umstand,  dass 
iiir  einen  grossen  theil  der  landeseinwohner  die 
art  und  weise  der  Vertretung  auf  den  Landtagen 
wesentlich  verändert  wurde.    Denn  der  grund  des 
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verderben»,  in  welches  die  Landesvertretung  durch 
das  Lehnwesen  verfiel,  lag  in  dem  mangel  jeder 
bürgschaft,  dass-die  Grossen  als  Vertreter  des  von 
ihnen  beheiTschten  niedern  Volkes  wirklich  ihr  gei- 
stiges äuge  mehr  auf  das  wohl  ihrer  untergebenen 
gerichtet  hielten,  als  auf  ihr  eigenes  interesse,  ihre 
eigenen  launen  und  leidenschaften.  Eine  solche 
bürgschaft  vermogte  der  nicht  zu  gewähren,  des- 
sen recht  zur  Vertretung  auf  erblicher  herrschaft  be- 
ruhte, so  lange  ihm  nicht  eine  controle  zur  seite  ge/ 
setzt  war,  entweder  durch  selbständig  gewähhe  ab- 
geordnete seiner  untergebenen,  wie  in  dem  Engli- 
schen Parlamente,  oder  durch  höhere  beamte  mit 
entgegenstehenden  interessen,  wie  sie  von  Karl  dem. 
Grossen,  freilich  ohne  erfolg,  angeordnet  waren. 

Die  Städtischen  Verfassungen  hingegen  liessen 
eine  solche  bürgschaft  nur  in  selteneTi  fallen  ver- 
missen. Diejenigen,  welche  namens  der  Städte  auf 
den  Landtagen  erschienen,  waren  zwar  nicht  immer 
bevollmächtigte  der  geineinde,  aber  ihre  rechte  waren 
wenigstens  niemals  erblich ,  und  meistens  einer  ge- 
wissen controle  von  selten  der  gemeinde  oder  der 
städtischen  beamten  ausgesetzt.  Sie  waren  durch 
ihre  ganze  Stellung  zu  der  Stadt  daraufhingewiesen, 
dass  sie  mehr  an  den  nutzen  der  Stadt,  als  an  ihren 
eigenen  zu  denken  hätten,  ja  sie  waren  selten  in 
der  läge,  beides  von  einander  trennen  zu  können« 
Die  Vertretung  war  in  dieser  hinsieht  freilich  nicht 
in  allen  Städten  von  gleicher  beschaffenheit  und  gute, 
aber  sie  wurde  um  so  besser,  je  vollkommener  die 
Städtische  Verfassung  sich  entwickelte«  Selbst  da, 
wo  eine  anzahl  von  patricischen  geschlechtern  für 
sich   die  besetzung  des  Magistrats,  und  in  diesem 
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eine  ansscUiesslidie  und  aristokratische  herrschafi 
über  die  Stadt  errangen  hatte,  war  die  selbständige 
vertretang  einer  solchen  Stadt  durch  mitglieder  dieses 
Stadtraths  immerhin  eine  stnfe  der  entwickelnng, 
welche  mindestens  als  vorbereitnng  zn  einer  toII- 
kommneren  volksvertretong  gelteil  durfte« 

94.    Aber  mit  der  einfuhrung  der  Städte  in  die 
reihe  derer,    welche  sitz  und  stimme  auf  den  Land- 
tagen anzusprechen  hattten,    war  nur  ein  theil  des 
Tolks  zur  eigenen  ausfibung  politischer  rechte   ge-, 
langt«    Denn  während  die  Bfirger  der  Städte  bei  der 
neuen    gestaltung    der    dinge   gewannen,    blieb  die 
läge  der  hörigen  und  unfreien  Bauern  unverändert, 
und  die   freien  ackerbauer  verloren    sogar   in    den 
meisten  ländem  eine  Vertretung,    die  bisher  wenig- 
stens   noch  in   der  idee  bestanden  hatte.     Für  die 
letztem  war  dieser  mangel  der  entwickelung  in  vie- 
len Deutschen  ländern  nur  deswegen  wenig  fühlbar, 
weil  der  stand  der  völlig  freien  Bauern  nicht  mehr 
sehr  zahlreich  war,   und  häufig  durch  das  um  sich 
greifen   des  Adels    und   durch  vermengung  schütz« 
und  gutsherrlicher  rechte  noch  immer  mehr  abnahm. 
Aber  auch  für  den  hörigen  theil  des  Bauernstandes 
war  der  stillstand  sogar  ein  rückschritt     Denn  die 
Vertretung  desselben  ging  einer  völligen  bedeutungs- 
losigkeit   entgegen,   indem    die  äussere  gestalt  der 
Landstände  durch  ihre  corporative  einigung  eine  sol- 
che festigkeit  und  Stabilität  erlangte,    dass   sie  bis 
zum  untergange  des  Deutschen  Reichs  überall  im 
wesentlichen  unverändert  fortbestehen  konnte,   un- 
geachtet das  verhältniss  der  Prälaten  und  des  Adels 
zu    den    ihnen    untergebenen    Bauern    einen   ganz 
andern  Charakter  angenommen  hatte. 
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Der  Grund-  und  Gutsherr  bildet  seit  den  letzten 
Jahrhunderten  nicht  mehr  das  mittelglied  zwischen 
dem  Fürsten  und  den  Grundholden,  er  zieht  nur  von 
den  letztem  einen  theil  seiner  einkünfte,  wenig  ver- 
schieden von  dem  kapitalisten ,  dem  das  gut  des 
Bauern  verpfändet  ist  Er  übt  etwa  noch  gerichts* 
barkeit  und  einige  andre  rechte  über  den  Bauern, 
aber  auch  diese  rechte  betrachtet  er  mehr  als  ein- 
trägliche oder  ehre  bringende  privatrechte,  als  dass 
er  darin  eine  Verpflichtung  fände,  für  die  Interessen 
des  grundholden  in  einem  weitem  umfange  sorge  zu 
tragen.  Nur  so  weit  sein  Privatinteresse  es  erheischt, 
dass  der  Bauer  bei  Wohlstände  erhalten  werde,  und 
so  weit  die  Oberaufsicht  des  Landesherm  ihn  nöthigt, 
das  hoheitsrecht,  welches  seine  voreitern  ihm  er- 
worben haben,  wohl  zu  verwalten  —  weiter  nicht  liegt 
ihm  das  Interesse  des  Bauern  am  herzen,  und  er 
vertritt  dasselbe,  weil  ihn  die  umstände  dazu  nöthi- 
gen,  nicht  aber,  weil  er  in  dem  Verhältnisse  der  guts- 
herrlichkeit  eine  Verpflichtung  erkennte,  die  bäuer- 
lichen angelegenheiten  zu  beachten  und  zu  fordern. 
In  der  that  fand  der  Bauernstand,  diese  grundsäule  des 
stats,  häufig  grössere  Sicherheit  und  bessern  schütz 
für  seine  rechte  in  dem  interesse,  welches  der 
Landesherr  an  seinem  Wohlergehen  nahm,  als  in 
der  fürsprache  der  höhern  Stände ,  welche  sich  nicht 
selten  nur  zu  geneigt  zeigten ,  die  lasten  des  stats 
von  sich  weg  auf  den  schlecht  vertretenen  acker- 
bauer  zu  wälzen. 

Demungeachtet  —  so  mächtig  und  unbeugsam 
ist  die  Wirkung  des  herkommens  auf  die  denkungs- 
weise  der  menschen  —  demungeachtet  hat  man  noch 
in  der  neuesten  zeit  jenem  einflusse   der   gutsherr* 
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lichkeit  sein  uraltes  recht  eingeräumt,  und  nur  den 
freien  Bauern  zur  Vertretung  in  der  Ständischen  Ver- 
sammlung befähigt  geachtet,  so  dass  erst  nach  der 
allgemeinen  aufiösung  des  gutsherrlichen  Verbandes 
der  letzte,  wie  der  erste  unter  den  grundbesitzern 
erwarten  kann,  eine  Vertretung  auf  den  Landtagen 
zu  erhalten ,  wie  sie  den  bestehenden  Verhältnissen  - 
angemessen  ist. 

Indessen  treten  diese  nachtheile  für  den  Bauern- 
stand in  der  periode,  welche  wir  hier  zu  betrachten 
haben,  noch  nicht  deutlich  hervor.  Theils  ver- 
schwinden sie  vor  dem  glänze  der  alles  umfassenden 
thätigkeit,  welche  die  Landstände  überall  entfalten, 
theils  ist  aber  auch  das  verhältniss  zwischen  den 
Gutsherrn  und  ihren  Hintersassen  noch  nicht  völlig 
zu  einem  reinen  vermögensrechtlichen,  zu  einem 
geldgeschäfte  herabgesunken.  Wir  werden  vielmehr 
noch  gegen  das  ende  des  fünfzehnten  Jahrhunderts 
einen  interessanten  kämpf  um  die  bedeütung  dieses 
Verhältnisses  kennen  lernen,  in  welchem  die  Guts- 
herrn ihre  Stellung  zu  den  Gutsleuten  im  sinne  der 
alten  zeit  gegen  einen  Fürsten  aufrecht  zu  erhalten 
suchen,  der,  die  richtung  seiner  zeit  erkennend  und 
neuem  ansichten  huldigend,  in  der  einigung  des 
States  und  seiner  glieder  für  sich  selbst  macht  und 
ehre  suchte  und  fand. 

95.  Um  nun  aber  die  Veränderung  darzustellen, 
welche  mit  den  Landtagen  dadurch  vor  sich  ging, 
dass  sie  zu  Landständischen  Versammlungen  wur- 
den ,  soll  in  dem  folgenden  zunächst  gezeigt  werden, 
in  welcher  weise  sich  die  läge  jedes  einzelnen  Stan- 
des in  den  Deutschen  Territorien  gestaltete,  und  hier- 
auf wird  sich  die  form ,  welche  die  Versammlungen 
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aller  Stände  im  allgemeinen  annabmen,   in  kurzen 
umrissen  scluldem  lassen. 


DIE    PRÄLATEN. 

96.  Der  kirchliche  glaube  und  die  ehrfurcht 
vor  dem  geistlichen  stände  hatten  den  Prälaten  Waf- 
fen in  die  hand  gegeben,  durch  die  sie  sich  nicht 
nur  jedes  einflusses  weltlicher  Stände  entledigen, 
sondern  zu  einer  eigenen  fast  unbeschränkten  welt- 
lichen macht  gelangen  konnten.  Aber  der  mis- 
brauch,  den  viele,  und  namentlich  die  häupter  der 
geistlichen  hierarchie  mit  diesen  waffen  trieben, 
machte  dieselben  schartig.  Schon  im  dreizehnten 
Jahrhundert  hatte  die  masslose  ausdehnung  der 
geistlichen  gerichtsbarkeit  den  widerstand  der  welt- 
lichen herrn,  und  die  sittenlosigkeit  der  geistli- 
chei^  den  hass  des  Volkes  erregt.  Zu  anfange  des 
vierzehnten  Jahrhunderts  aber  brachten  die  an- 
massungen  des  hofes  zu  Avignon  die  kirchliche 
hierarchie  um  alles  ansehn,  zumal,  als  Pabst  Jo- 
hann XXn.  es  seii^em  Interesse  gemäss  hielt,  als 
richter  in  den  Streitigkeiten  über  die  Königswahl 
Ludwig's  des  Baiern  aufzutreten.  Im  bewusstsein 
der  Ohnmacht  seiner  weltlichen  Stellung  überschätzte 
er  das  gewicht  seines  geistlichen  worts,  und  er  mis- 
achtete  die  stimme  des  Volkes  und  die  macht  der 
geschichte  so  sehr,  dass  er  die  kaiserkrone  auf  das 
haupt  des  Französischen  Königs  zu  übertragen  ge- 
dachte.  Aber  der  fanatismus,  mit  dem  er  den  bann- 
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strahl  gegen  Ludwig  schleuderte ,  seine  eigene  Unfehl- 
barkeit proklamirte,  und  den  widerstand  jeder  weltli- 
chen macht  für  ketzerisch  erklärte,  das  feindselige 
seiner  schritte  gegen  die  würde  und  ehre  des  Deut* 
sehen  Reiches  empörte  die  gemüther  aller  bessern 
unter  den  Deutschen.  Selbst  die  Mönche,  bisher  die 
kräftigste  stütze  des  Pabstthums,  geriethen  in  Spal- 
tungen ,  welche  bald  mit  den  politischen  gegensätzen 
in  ein  verhältniss  traten,  das  nur  den  glauben  an 
den  Göttlichen  Ursprung  der  Päbstlichen  aussprüche, 
an  die  einheit  der  kirche  schwächen  konnte.  Wäh- 
rend die  Predigermönche,  von  dem  Pabste  in  ihrem 
streite  mit  den  mindern  brüdern  unterstützt,  fortfuh- 
ren, dessen  absiebten  zu  fördern,  flüchteten  die  Mi- 
noriten  zu  Kaiser  Ludwig,  griffen  die  grundfesten 
der  hierarchie  mit  besonnenheit  und  gelehrsamkeit 
an,  und  beschuldigten  sogar  Pabst  Johann  der  ketze- 
rei.  Selbst  ein  theil  der  Universitäten  trat  öffentlich 
und  energisch  dem  Pabste  entgegen,  und  Ludwig 
fand  gelehrte  männer,  die  ihm  ohne  scheu  und 
mit  nicht  verwerflichen  gründen  das  recht  -  zu- 
sprachen, eben  zu  lösen  und  von  dem  ehehindernisse 
der  Verwandtschaft  zu  dispensiren. 

So  verlor  der  bannstrahl  allmählig  seine  schre- 
cken, und  gegen  das  interdict  gewährten  bald  die 
Landesherrn,  bald  die  Minoriten  schütz,,  jene,  indem 
sie  die  ausflihrung  desselben  mit  weltlicher  gewalt 
hinderten,  diese,  indem  sie  öffentlich  und  heimlich 
die  religiösen  gebrauche  versahen,  welche  das  in- 
terdict den  bedürftigen  versagte.  Die  conflicte  der 
geistlichen  macht  mit  der  weltlichen  %vurden  immer 
häufiger  und  immer  bedenklicher,  und  jene  sah  im- 
mer seltener   ihre   bestrebungen  durch  erwünschte 
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erfolge  gekrönt,  denn  sie  fand  nicht  mehr  in  sich  selbst 
die  hinreichende  stärke,  nm  dem  immer  entschie- 
denem auftreten  der  weltlichen  herrscher  zu  wider- 
stehen. Man  sieht  dies  z.  b.  schon  in  dem  streite, 
in  den  König  Johann  von  Böhmen  im  j.  1339  mit 
dem  Bischof  Nanker  von  Breslau  gerieth.  Der  König 
hatte  einen  wichtigen  festen  platz,  der  dem  Bischöfe 
gehörte,  halb  durch  list,  halb  durch  gewalt  in  seine 
hände  bekommen,  und  kümmerte  sich  so  wenig  um 
bitten,  als  um  beschwerden  des  Prälaten.  Als  er 
zu  Breslau  war,  und  eben  mit  vielen  Rittern  und 
Bürgern  zu  rathe  sass,  wagte  es  Nanker,  '^im  Bi- 
schöflichen Ornate,  von  vier  Domherrn  umgeben,  in 
das  versammiungszimmer  zu  dringen,  und  feierlich 
den  bannfluch  über  den  König  und  das  land  auszu- 
sprechen. Die  anwesenden,  namentlich  die  bürger, 
waren  erstaunt,  und  suchten  durch  ihre  bitten  das 
Unheil  abzuwenden;  aber  der  König  verspottete  den 
priester  und  sprach:  mein  seel!  dieser  pfaffe  mögte 
wohl  märtyrer  werden,  wenn  sich  jemand  fände, 
der  ihn  dazu  machen  wollte.  Der  König  vertrieb 
den  Bischof  und  den  ihm  anhängenden  klerus  aus 
der  Stadt,  der  Bischof  aber  brachte  die  sache  wei- 
ter an  den  Pabst,  und  es  wurden  Verhandlungen 
eingeleitet,  welche  zwei  jähre  lang  dauerten,  und 
zuletzt  wurde  ein  vergleich  vermittelt,  bei  dem  we- 
nigstens der  Bischof  nichts  gewann  i). 

Herzog  Rudolf  IV.    von  Oestreich  erklärte  um 


1)  Chronica  principuni  Poloniae  bei  Stehzel  Script,  rer.  Sile- 
siac.  (Breslau  1835.  8.)  1,132.  135.  Gommeiitar.  de  Tita  RaroU 
IV.  bei  Frehbe  rer.  Bohem.  script.  ( Hanov.  1602.  foL )  p.  102. 
Palackt  geschichte  ?on  Böhmen  2,  2.  s.  240.  241. 
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das  j.  1364  dem  Pabsfe  Urban  V.  gegenüber  unum- 
wunden, er  selbst  wolle  Pabst,  Erzbischof,  Bischof, 
Arehidiacon  und  Dechant  in  seinem  lande  sein,  und 
wenn  ihm  der  beistand  seiner  Landherm,  der  Rit- 
ter, nicht  fehle,  werde  man  einen  peiniger  der  ge- 
sammten  geistlichkeit  an  ihm  finden.  Er  machte  den 
freilich  vergeblichen  versuch,  das  Bisthnm  Passau 
in  seine  hauptstadt  Wien  zu  verlegen,  um  es  zu  ei- 
nem landesbisthum  zu  erniedrigen,  und  strengere 
aufsieht  über  die  geistlichen  fuhren  zu  können,  ja, 
er  nahm  die  eigenmächtige  besetzung  der  prälaturen 
in  den  Stiftern  und  Klöstern  seines  landes  in  an- 
Spruch.  Diese  grundsätze  entsprachen  denen  seines 
erziehers,  des  Grafen  Ulrich  von  Schaumberg,  eines 
freigeistes,  welcher  von  den  geistlichen  hielt,  dass 
sie  geweihte  bauem  seien,  und  den  Pabst  spott- 
weise den  geizigen  vater  zu  nennen  pflegte  i). 

Solche  ansichten  blieben  nicht  mehr  die  mei- 
nungen  einzelner,  wenn  sie  gleich  bei  einzelnen 
schroffer  ausgeprägt,  und  mit  grösserer  entschie- 
denheit  und  kühnheit  in  wort  und  that  an  den  tag 
gelegt  wurden.  Sie  bemächtigten  sich  immer  mehr 
der  gemüther,  wenigstens  bei  denen,  welche  nicht 
unbedingt  von  der  geistlichkeit  gegängelt  werden 
konnten.  Sogar  geistliche,  wie  der  Prager  Domherr 
Johann  Milicz  von  Kremsier,  traten  um  die  mitte  des 
vierzehnten  Jahrhunderts  als  eiferer  gegen  die  tiefe 
sittliche  verderbniss  des  klerus  auf.  Selbst  Kaiser 
Karl  IV,  auf  den  Milicz  nicht  ohne  einfluss  gewesen 
zu    sein   scheint,   richtete    anf   dem  Reichstage   zu 


1)     Ghron.  Saliftbarg.   ad    a.  1364  bei  p£z   script.   rer.  Austr. 
I,  417.  418. 
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Mainz  im  j.  1359  ernstliche  ermahnungen  an  die  an- 
wesenden Prälaten ,  auf  die  sittenbesserung  der  un- 
tergebenen geistlichen  zu  halten.  Er  drohte  sogar, 
er  werde  die  einkünfte  derer  ^  bei  welchen  seine 
ermahnungen  unfruchtbar  bleiben  würden,  einziehen 
und  zu  bessern  zwecken  verwenden  lassen.  Pabst 
Innocenz  IV.  sah  sich  veranlasst,  die  absieht  des 
Kaisers  gebührend  zu  loben,  aber  zugleich  zu  war- 
nen, dass  nicht  aus  übertriebenem  eifer  die  ehre 
und  freiheit  der  kirche  und  des  Apostolischen  Stuh- 
les angetastet  werde  i). 

Bei  vielen  Fürsten  und  Herrn  bedurfte  es  aller- 
dings einer  solchen  aufforderung  nicht,  um  sie  zu 
kühnen  schritten  gegen  die  Geistlichkeit  zu  bewegen. 
Der  Kaiser  stand  nicht  an,  noch  in  demselben  jähre 
eine  goldne  bulle  zum  schütze  der  Geistlichen  und 
ihrer  guter  gegen  willkühr  der  weltlichen  Obrigkei- 
ten zu  erlassen,  und  im  j.  1377  wirkten  abermals 
sämmtliche  Prälaten  der  Erzstifier  Mainz,  Köln  und 
Magdeburg  bei  ihm  einen  grossen  schutzbrief  aus 
gegen  alle  Herzoge,  Grafen,  Barone  und  andre 
weltliche  Herrn,  und  gegen  alle  Rathmänner  und 
Befehlshaber  der  Städte  und  andrer  örter,  welche 
Verordnungen  gegen  die  freiheiten  der  Kirche  aus- 
gehen lassen,  so  wie  gegen  alle,  welche  geistliche 
personen  befehden  und  vergewaltigen  würden.  Alle 
solche  Verordnungen  sollten    null  und  nichtig,    die 


i)  Raynaldi  annales  ccclesiastici  ad  a.  1539.  $.11.  Schreiben 
KarPs  IV.  an  den  Erzbischof  Ton  Mainz  bei  Golda«t  collectio 
constUntionnm  imperialium  (Offenbach  1610.  foK)  5,  415.  Gold- 
AST  gibt  die  jahraahl  1566  an,  wie  es  scheint,  ohne  grund. 
Tergl.  Palacky  gesch.  ▼.  Böhmen  %  2.   s.  556  —  559. 


32     IV«  Zusaannensetzang  der  Landstände. 

vergewaltiger  aber  rechtlos,  ehrlos  nnd  friedlos  sein. 
Als  beispiele  von  den  unbOIigen  Verordnungen  ^  wel- 
che die  Geistlichkeit  in  jener  zeit  zu  furchten  hatte, 
fuhrt  die   Urkunde  auf:    dass  man  die  Schenkungen 
und  andre  veräusserungeh  an    die  kirche  verbiete, 
dass  man  solchen,  die  mit  dem  kirchenbanne  belegt 
seien,    in  den  weltlichen    gerichten  nicht  ebenfalls 
das  recht  versage,    dass   man   die  guter  und  ein- 
künfte  der  kirchen  den  steuern  unterwerfe,  und  noch 
manches  andre  i). 

Diese  beschwerden  gegen  die  weltlichen  Stande, 
waren  freilich  nicht  neu,  aber  sie  waren  nie  so  all- 
gemein, nie  so  erfolglos,  und,  was  das  wichtigste 
war,  die  Geistlichen  durften  nie  so  wenig  auf  ihre 
eigene  kraft  bauen,  als  jetzt.  Es  traten  die  verbo- 
ten einer  allmähligen  auflösung  der  hierarchie  immer 
entschiedener  hervor,  und  selbst  die  grossen  Con- 
cilien  des  fun&ehnten  Jahrhunderts  verstanden  nicht, 
das  übel  zu  heilen,  das  zu  tief  wurzelte,  und  schon 
zu  weit  um  sich  gegriffen  hatte,  als  dass  es  der 
geistlichkeit  möglich  gewesen  wäre,  auch  nur  die 
billigsten  wünsche  ohne  sehr  schmerzliche  opfer  zu 
befriedigen.  Der  Zwiespalt  zwischen  den  beiden  ge- 
walten  dauerte  daher  fort.  Noch  im  j.  1446t  erhoben 
die  weltlichen  Stände  der  Mark  Brandenburg  auf 
einem  Landtage  zu  Perleberg  klage  über  eingriffe 
der  Geistlichen  in  die  weltliche  gerichtsbarkeit,  und 
über  misbrauch  des  bannstrahls.  KurfSrst  Friedrich 
IL  ging  auf  die  klagen  ein,  und  vermittelte  einen  ver- 


t)  Crk.  bei  Bochhols  gesch.  der  Karm.  Brandenburg  5 ,11^0 
upd  eine  äboüche  für  die  geistlicbkeit  des  Bislbums  JUinden  bei 
Goldast  am  angcf.  orte. 
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gleich  zwisclien  den  geistlicheh  und  weltlichen  Stän- 
den ,  wonach  zwar  den  l«i&n  verstattet  wurde ,  ein-* 
ander  in  bürgerlichen  Streitsachen  vor  den  gdst« 
liehen  gerichten  zu  belangen,  wenn  von  dem  zut 
ständigen  bürgerlichen  gerichte  die  rechtsliülfe.  ver* 
weigert  würde,  allein 'dem  letztern  das  recht  blieb; 
die  sacli^  abzufordern  und  an  sich  z«  ziehen, 
so  bald  es  sich  zur  ge Währung  der  rechtshülfe 
erbieten  wollte.  Zugleich  wurde  der  gebrauch 
des  kirchenbanns  ^  als  exeoutionsraittel  sehr  einge« 
schränkt.  Nur  in  föllen  der  rechtsverweigerttnjg 
sollte'  diese  änwendung  statt  finden  dürfen,  und  auch 
dann  sollte  die  äbsolution  in  der  todesstunde  und 
eiii  Christliches  begräbniss  nicht  verweigert  wer- 
den 1).  Fünfzehn  jähr  später  wiirdiei.  unbedingt  den 
laien  untersagt,  einander  in  weltlichen  Sachen  vor 
den  geistlichen  gerichten  zu  belangen. 

Um  dieselbe  zeit  verbot  auch  die  Thüringische 
Land^sordnung  Herzogs  Wilhelmlll.'  von  Sachsen 
von^  j.  1446  alfe  einmischung  der  geistlichen  gerichte 
in  weltliche  Sachen ,  aber  des  ungeachtet  klagten  noch 
im  j.  1499  die  Sächsischen  Herzoge  auf  ism  Naum- 
burger Landtage-:  dass  vielmals  weltliche  personen 
zu  merklichem  schaden  in  weltlichen  «achen  ;vor 
geistliche  gerichte  gefordert  würden,  während  sie 
zwei  jähr  früher  noch  anerkannt  hatten,!  dass^sie 
den  geistlichen  gerichten  .  mit  weltlieher  macht  zu 
hülfe  kommen  müssfen,  weil  der  geistliche  zwang 
bei  vielen  leuten  fär  veräGhtlibh  und  zu  sdiwach 
gehalten  werde  2). 


1)  BccHBOLz  gesch.  der  Kurni.  Brandenburg  5,  154* 

2)  Müller   Rcichstirgstlieater   unter  MaxiiAilian  I.    %  8C.  99. 
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Auch  das  inferdiet  wttrde  nooh  oft  getiug  gegen 
Städte   und  länder  gesehl^eüdert     Aber  die  Fürsten 
schritten  immer  entschiedener   gegen  seine  ausfuh- 
rung  ein.     Als  der  Landeshauptmann  von  Baireuth 
im  j.  1481  dem  Kurfürsten  Albrecht  Achilles  berich- 
tete, dass  die  pfaffen  wegen  des  inierdicts  sich  wei«* 
gerten,  zu  begraben  und  beichte  ra  hören,    schrieb 
dieser  zurück:  Man  müsse  sidi  des  teufeis  mit  dem 
kreuze  erwehren*     Der  hauptmann  solle  die  todten 
den  pfarrherm  ins  haus  tragen  lassen»,  dann.wür« 
den  sie  sie  wohl  begraben.  Sie  hätten  gern  das  weldi- 
che   schwerdt  zu  dem  geistlichen,    hätte  aber  Gott 
Ein  schwerdt  haben  wollen,    so  hätte  er's  eben  so 
gut  erdenken  können,  als  zwei.    Wenn  sie  ihn,  den 
Kurfürsten,  mit  dem  banne  ron  seinem  väterlichen 
erbe  dringen  wollten,    so  werde  er  die  bannbriefe 
wegen   der   zehnten   auch  nicht  lange  zurückhalten; 
denn  die  geistlichen  meinten,    die  zehnten  gehörten 
ihnen  alle,  und. die  andern  neun  theile  dazu  i). 

97.  Alles  dieses  zeigt  deutlich,  in  welcher  läge 
die  geistlichkeit  sich  befand.  Sie  war  genöth^igt,  die 
stütze  ihrer  äussern  Stellung  in  dem  anschliessen  an 
die  weltlichen  mächte  zu  suchen,  sie  musste  mit  de- 
nen  sich  vertragen,  mit  denen  einen  bund  schliessen, 
die  sie  mit  so  grosser  anstrengung  von  sich  entfernt 
gehalten  hatte,  die  sie  verachtete,  so  lange  sie  ihrer 
entrathen  konnte,  und  anfeindete,  so  lange  sie  sich 
ihnen  überlegen  dünkte.  Seit  der  zweiten  hälfte  des 
vierzehnten  Jahrhunderts   sdien  wir   daher   fiberall 


10^.     Dieses  und  andre  beispiele  bei  Gieselek  lebrbucli  der  Rir 
cliengeschiehte  (Bonn  i839.  8.)  2,  4.    s.  M4  f.   g.  157. 
I)     Stbnzec  getck  des  Prtessisclieii  Slsles  1,  S5e. 
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die  Prälaten  zn  ^der  th^^hme  ,^n  d^q  Londesfei:« 
Sammlungen  zurückkehren.  Doch  gesc^hdie^  seU 
ten  auf  einmal.  :ti^  manqhen  ländei^n  nahmen  sie 
bald,  an  den  Landtagen  theil»  bald  wieder  nipht,  je 
nachdem  es  ibire  .int^ressen;  zn  gebieten  schienen, 
bis  i^ie,  oft  erst  nach  langer  zeit,  zu  einer  festem 
Terbiadung  jmit  den  übrigen  Ständen  gelapgjen. ,  ;£ia 
60  unsicslires  verhalten  ßßv  Prälaten  fand  in  ißaiera 
fs^^t  das  ganze  vierzehnte  Jahrhundert, hindurch  statt^ 
und  ;erst  seit  dem  j»  1394  erscheinen  sie  als  bestäur 
dige  mitgU^der  des  Lan^t^Sßs  in  dem  Landshut j^ 
^chen  t^ile^  und  seit  dap  j.  il396  in  dem;  Straubiqgr 
sehen.  Als  diese  Verbindung  längst  £p^t,  gegründet 
war,  entstanden  d^mungeachtet  im  j.  1435  von  nßuem 
Irrungen  zwisfchen  denHerzoge]^:iind  den  Bischöfen^ 
namentliph  denen  yon  Salzburg  und  Passau,  über 
die  frage«  ob  die  , ^n(  i  d^m  Reichstage .  verwilligte 
Turkensteuer  von  der  geistlichkßit  di^rch  die  ißi- 
scM^fe,  oder  dnrch^di^.  Herzoge  erhoben  werden 
solle;  Ja,  noch  z^^ß^dß,  des  fünfzehnten  jahrhun- 
derts  machten  die  Bischöfe  von  R^ensburg.  und 
Augsburg  abermals  ,^n^n  freilich  vergeblicli^en  ver^ 
gucb)'  die  zu  ihrem  sprenge!,  gehören^^uP^^^^^ 
nus  der  Verbindung,  init  d|^m  )[f  er^ogthume  zfi  ziehen^ 
indenpi  siß  den  im  j.  1497  vom.  Reichstage  verwiHigf 
ten  gemeinen .  pfepnifl^  yop  ifan^  einforderten«  \  Pie 
Prälaten  wandten  sich  an  Herzog  Albrecht  IV.  um 
verhaltungsbefehle^  npd  dieser  wie/ssie  an,  zji  ant- 
worten, dass  sie  sich  jetzt  nicht  einlassen  könnteni 
da  sie  Vermuthlii&h  zu  Herzog  Albrecht's  Landschaft, 
zu  der  sie  in  weltlichen  dingen  gehörten,  würden 
gefordert  wferden,    und    da    ihre   absoriderung   eine 

zertrennung   der   Landseh^t   anzeigen,   luid    ihnen 
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tihd  dem   Gottei^Iiause   2um   ai'gen   vennerkt   wer-^ 
den  ivürde  i).      • 

In  Salzburg  wurde    die  vel^indung   der  geistli-i 
chen  mit  den  weltlicliett  Ständen  dadurch  herbeige-^ 
fahrt,  dass  Erzbischof  Pilgerin  imj.  1387  in  die  ge- 
fangenschaft  des  Herzogs  Friedrich  von  Baiem  ge- 
Heth.     Kapitel  iihd  Prälaten',   nebst  einigeh  Ritlern 
tihfl  der  stadt^ Salzburg,  vereinigten  sich  mit  ivillen 
und  guiist  andrer  Lahdieute'  und  Städte  über  eine  ge- 
wisse  Ordnung,  was  sie  bis  zu  deis  Erzbischofs  be- 
freiung  zu  dessen,    smneiS'' landet  und  seiner' leute 
nutz,'  ehr  und  frommen  in- allen  Sachen  bändeln  und 
schafFen  wollten  2).  t.if 

Im  Erzstifte  Bremen  finden  wir  di^  geistlichen 
und  weltlichen  Stäirfe  zuerst  im  j.  1397  unter -ein- 
ander xind  mit  dem  Erzbischofift  vereinigt  3).  * 

In  Mecklenburg  treten  die 'Prälaten' erst  im 
j.  1437  an  der  spitze  der  Stände  auf ,  als  diese  gegen 
die  anspräche  des  Kurfürsten  Friedrich's  I.  von  Br^ 
denburg  bei  dem  Kaiser  SigitAnld  (»rof^sliren  4). 

Besonders  In  geistlichen  Füi'stenthümern  \vurde 
die  Verbindung  der  weltlichen  •  und  geistlichen'  Stände 
oft  durch  eine  gewisse  eifei*sucht,  Welche  zwischen 
ihnen  herrschte,  ausserordentlich  lange  aufgehalten, 
und  es  erneuerten' 'sich  nicht  selten  ebeH  d}6  ge*. 
schichten^  welche  in  einer  frahern  periode  zü^eitier 


I, 


1)  (Krekiver)  BalrJscKe  Landtagslikndfaogcn  1^,  18  — SO.  9, 
574f— 370.  , 

2)  Stat  d<8  ErEstifte  Salzburg;  $.  50%.  tfot;  a.  $<  iifß^ 
.    5)    Urk.  bei  AlEKicuiKr  scripta  rer.  Germ^;!,  i504. 

4)  PöTKER  saromluug  MeckleRburgscher  scbriflcn  und  Urkun- 
den (Wismar  u.  Leipzig  1740.  4.)  i>,  4p.  V.  Lützow  pragmat. 
gcscb.  Tob  Üiecklenbarg  %'  2o0.  ^0.   ' 
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trenniing  des  geistliehen  und  weldfchen  Adels  ge« 
fuhrt  hatten«  Insbesondre  sind  es  abermaJs  streitis- 
keiteu  über  die  wähl  des  geistlichen  Oberhaupts^ 
welche  dergleichen  Zerwürfnisse,  herbeiführten ,  zu«, 
mal,  wenn  das: Kapitel  selbst  sich  in  venschiedene 
]neinui:igen.gespal]ten  hatte,  und  wenn  ein  the^l  des- 
sell^eii  ^twa  dem  Pab^te  gegenül;»er  zu  den  w;eltli- 
chen  Ständen  hielt.  Des  ungeachtet  ist  die  entwieke-i 
hing  des  Landständisphen  wesens  häufig  durch  eben 
^iese  eraignisse  gefördert,  da  wenigstens  die;  weltli- 
chen Stände  zu  einem  festenx  zusammenhalten  se- 
nothigt,  ihrer  Verbindung  eine  grössere  stärke  zu 
geben  suchen. 

I^erkwürdig  sind  in  dieser  beziehung  zwei  er- 
eignisse  in,  Utrecht  und ,  Trier.  Als  im  j.  1423 
das  Domkapitel  des  ,  {(isthums  .Utrecht ,  versammelt 
war,  uni;  eine  Bischofs fvahl  vorzunehm^,  w;urde  ein. 
theil  d^sselbeii  durchs  :einen  versuch  der  bürg^r^,  dicj 
^ahl  auf  fiudplf  von  Diepholz  zu  lenken ,  bewogen,, 
sich  ganzlich  dier  waM  zu  enthalten,  ;  und  diese  für 
unzulässig ;  zu  erklären.  Vn^ev,  den  übrigen  waren 
die  stimmen .  ge,theilt  z^sc^hen  Rudolf  von  Diepholz, 
Johann  von  .Büren  und  Zweder  von .  Kulenburg< 
Pabst.  Martin  y..  best^Uigte  keinen  von  allpn;,  so^a- 
dern  providirte  den  Bischof  von  Speier  mit  dem  er- 
ledigten :ßis(:hume.  Allein  dieser,  die  parteiungen 
in  seinem  neuen  lande  fürchtend,  liess  sich  von  den 
anhängern  des  .Zweder  bewegen,  .  ihm.  das  Bis- 
thum  zu  überlassen,  und, der  Pabst  gab  seine  ge- 
nehmigung  dazu.  Bei  Zweder*s  einzuge  indessen 
entstanden  unruhen.  Dieser  nahm  schreckliche  ra- 
che,,  und  es  brach  ein  verheerender  bürgertr^eg 
aus. .    Da  ^hlosseo   die .  Ritterschaften   wd  Städte 
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der   fünf   zum  Bisthum  Utrecht   gehörenden  Land- 
schaften —  Utrecht,    Salland,   VoUenhoye,    Twente 
und  Drenthe  —  im  j.  1426  ein  bündniss,   um  den' 
von  ihnen   und  dem 'Kapitel  gewählten  Bischof  Ru«' 
dolf  von  Diepholz  gegen  Z weder  von  iLulenbnrg  zu 
schützen*      Sie  warfen  ihm  vor,    er  habe  sert  dem 
augenblicke   seines   empfangs  in  Utre)cht  Stadt  und 
land  mit  todschlag,    blutvergiessen ,    gewahtüätigkeit 
und  grossem  unrecht  erfnlltj    und  zuletzt  land  und 
leute   der  Kirche  und   des  Stifts  veräussert  und  in 
die  haiid  der  kirchenfeinde  gebracht.    Sie  behaupte- 
ten sogair,    da  er  so  ohne  zucht  foHgefkbren  habe, 
so  sei  er  nach  dem  landrechte,   das  er  beschworen, 
und  nach  alter  gewohnheit  der  kirefae  von  Utrecht 
mit  vollem  rechte  verfolgt,  und  entsetzt  alles'  gehor- 
sams ,  aller  dienste  und  rechte,  geistlicher  und  welt- 
licher.   Zweder  und  seine  anhänger  unter  den  Dbm-^ 
herrn  wurden  Verjagt,    uiid  die  stellen  der  letztem 
durch  neue  wählen  wieder  besefzti  Ihtn  blieb  nichts 
übrig,    als  bei  uüslSndern  hiäfe  zu  suchen  und  den 
bannstrahl    gegen    den    Diepholzer   ^u    schleudern* 
Aber  seine  nnternehmirngen  hätten  -so  wenig  erfolg, 
dass   zuletzt   im  j.  1433    der    Pabst   sieh  bewogen 
fand,  ihn  aufzugeben,  und  Rudolf 's*  wähl  zu  bestä- 
tigen 1). 

Im  Erzstifte  Trier,  fand  im  j.  1430  eine  zwie- 
spältige  Bischofswahl  Statt.  Der  gi'össte  theil  des 
Kapitels  wählte  Jakob  von  Syrfc,-  während  einige 
Domherrn ,    gestützt  auf  die  beistiifnnuhg  der  mäch- 


i)  .  ▼.  HooENBEEQ  DJepliolzer  urkundenliacli  (Hannover  1842.  4.) 
I,  6Ü.  Sdffri»  Petri  bist.'  Teteroih  Episcoporum  Ultrajectina^ 
seaSs  et  comhudk  Uofifanditae  (Frai»>^ei%e  1619.  4.)  p.l36.  384w 
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tigsten  Edeln,  ihre  stimme  dem  Ulridi  von  Mander- 
scheidt  gaben.    Beide  theile  wandten  sich  persönlich 
an  den  Pabst,    um  dessen  entscheidung  sieh  zuzu* 
wenden.     Dieser  aber  sah  in  dem  streite  eine  gün- 
stige gelegenheit)    seine  eigenen  rechte  zu  vermeh- 
ren,   und  verwarf  beide  wählen,   um  selbst  den  Bi- 
schof Rabanus  von  Speyer  zu  providiren.    Die  folge 
davon  war,    dass  das  Erzstrft  vier  Jaivre  lang  unter 
dem  doppelten  drucke  des  bfirgerkriegs  und  des  in- 
terdikts  seufzte ,  bis  Rabanus  durch  vermittelung  der 
Fürsten  von  Köln ,   Mainz  und  Worms  zum  besitze 
des  Kurhuts  gelangte.     Aber  auch  dieser  hatte  so 
wenig  frieden,    dass  er  es  vorzog,    im  j.  1439  zu 
gunsten  des  Jakob  von  Syrk  und  gegen  eine  bedeu- 
tende geldsumme  zu  resigniren.    Kurfürst  Jakob  war 
ein  mann  von  grossen  eigenschaften,   aber  die  läge 
des  Erzslifts   nöihigte  ihn,   zugleich  vorsichtig  und 
hart  zu  verfahren.     Es  konnte  ihm  daher  nicht  ge- 
lingen,   die    feindliche  part^i  zu   versöhn^i.     Man 
legte  ihm  mistrauisches  benehmen,    geiz  und  geld- 
gier  zur  last,  und  sogar  offene  feindseligkeiten  wur- 
den von  einem  theil  des  Adels  geübt     Als  Jakob's 
ende  nahete,  war  daher  die  befttrchtung  nicht  unbe- 
gründet,   däss  die  fortdauernden    Spaltungen   nach 
seinem  tode  abermals  eine  zweifelhafte  wähl  veran- 
lassen,  und  alles  jenes  unheil,    welches  man  kaum 
und  mit  mühe  beseitigt  hatte,    von  neuem  über  das 
land  heraufbeschwören  würden.   Um  also  den  ereig- 
nissen    zuvorzukommen ,    schlössen    die   weltlichen 
Stände  des  Stifls,  als  Grafen,  Herrn,  Ritter,  Städte 
und  die  zu  den  Städten  und  dem  Hamme  gehören- 
den Dörfer  und  Pflegen  im  j.  1456  eine  einigung  in 
folgender  weise :   „Es  solle  inskünfHge  niemand  ei- 
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nen  neuen  hemi  in  Städte  ond  Schlösser  d^s  Stifts 
aufnehmen  und  einlassen,  die  verbündeten  hätten 
denn  zuvor  ein  wissen,  dass  er  durch  recht  ihr  herr 
sei,  auch  sich  gemeinschafilich  davon  unterredet  und 
nach  gebühr  des  rechten  befunden,  dass  man  ihn 
für  einen  herm  empfangen,  aufnehmen  und  einlas« 
sen  i^oUe;  femer  wollten  sie  keinen  als  ihren  herrn 
aufnehmen,  er  habe  ihnen  denn  zuVor.  nach  alten 
löblichen  gewolmheiten  und  herkommen  geschworen^ 
und  mit  brief  und  Siegel  bestätigt,  dass  er  alle  man- 
nen, getreuen  und  untersassen  des  Stifts,  geistliche 
und  weltliche,  edle  und  unedle^  bei  rechten  und  bei 
hergebrachten  löblichen  freifaeiten  und  guten  ge- 
wolmheiten lassen  und  handhaben,  und  niemanden 
über  dieselben  bedrängen  und  beschweren  woll^, 
und.  er  habe  sie  ausserdem  glaublich  unterrichtet, 
dass  er  sicli  dem  Kapitel  oder  andern  nicht  weiter 
verbunden  habe,  als  zu  nutz  und  .wohlfartli  des 
Stifts  und.  seiner  untersassen/'  Aussierdem  sagten 
sie  einander  wechselseitigen  beistand  mit .  leib .  und 
gut  zu  gegen  alle  widerrechtlichen  Verletzungen  und 
beschädigungen  von  selten  des  Landesherrn,,  so  wie 
gegen  jede  rechtsverletzende  neuerniig  durch  briefe 
oder  bullen,  die  erworben  wären  oder  künftig  er- 
worben werden  mögten  i).  .  Was  man  gefürchtet 
hatte.,  geschah. '  Kurfürst  Jakob, starb  noch  in  dem- 
selben jähre,  und  es  erfolgte  eine  zwiespältige  wähl. 
Die  weltlichen  Stände . erklärten  sich  für  einen. der 
gewählten,  und  verschlossen  dem  andern  die  bür- 
gen und  Städte  des  landes.     Allem  die  Domherrn, 


I)     HoKTHEiH  liistoria  TreTireusi«  diplomaticft  (Aug.  Vindel.  et 
Herbip.  t7£>0;  fol.)  2,  4^.    Liwio  coUectio  ii«?»  t,  3^L 
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deren  wühl  keine  bUUguBg  gefanden  hatte  ^  wandten 
i^icli  an  Kaiser  und  Pabst,  und  fanden  b^i  ber- 
•Am  eine  : Unterstützung,  der  die  weltlichen  S(4i^e 
picht  zu  widerstehen  Yermogten  i).  Der  ypn  den 
beideii  Oberhäuptern  der.  Christenheit  gesoh^zte  Erz- 
biscjiof  trug  den  sieg  davpn,  und  d.er  von  den  welt- 
liche)! Standen :  vertheidigte  musiste  weichen.  Das 
büttdniss  aber  wurde  fUr  in)gültig;;^rkl4rt,/  und  erst 
im  anfange  des  folgenden  jahrbutuderts  trat^  die 
Grafen,  Ritterschaft .  und  Städte  iuj  ähnliober  wei^e 
zu  einer  neuen  Vereinigung  zusammen  2), 

In  manchen^  ländern  ijnden  wir  indessen;  atucU 
sehr  früh  die  geistlichen  und  weltlidbeu  Stände  ver- 
bunden. So  in  ^Pommern  bereits  im  j.  1283  3) ,  m 
Braunschweig-Lüneburg  im  j.  1293  4).  Selbst  in  geist- 
lichen Stiftern  bedurfte  es  trpt%  d^i;  eifersucht,  zwi- 
sehten  Kapital  und  Ständen  nur  einer  wirksameQ 
veranlassung,  um  eben  so  früh  die^e  Verbindung 
ZVL  erneuern  und  zu  befestigen.'  -  Im  Ststhum  Mün- 
ster; wurde  im  j.  1306  ßischof  Ottq..  von  Ritberg 
durch  den  .  Erzbisc^hof  voBi.  Köln  abgesetzt,^  und 
schon,  ehe  dieses, geschah,  versicherte  sich  d^s  Ka- 
pitel der  weltlichen  Stände  ,^  indem  es  weiugstens 
von  den  mächtigsten  unter  ihnen  sich  das  verspre- 
chen   geben    liess,    dass    sie   kein    bündniss    und 

i)     Die  Terfugong  Kaiser  Friedricli's  HI.   Tom   la  april  1457 
Jiei  HenTBEM  2^  428. 

.  2)-  Gesta  TreWrerum.  .bei.  HoKTHiSiM  prodromas  liistoriae  Tre- 
vircnsis  (Aug*  Viadelic.1757.  fol«)  2,  849  sequ.  Moser. von: der 
neichsstände  laoden  s.  659  t  Dessen  atatsrecht  des  Ku»rursU* 
Erzstifts  Trier  (Leipz.  u.  Fraiikf.1740.  fol.)  s.  9!2i  f.  Zote  Bach 
ideea  %  179  t 
(   5)    ScHÖTTGKN  et  Kreyssic  diptom.  et  acript.  5,  9. 

4j     fiannoY.  beitrage  zum  nutzen  und  .?ergnügien  1762;  ••,9ii« 


42      IV.  Zasammensetzang  der  Landstäade. 

keine  sühne  ohne  des  Decl^anten  und  fi^apitels  und 
ihrer  anhänger  gutheissen  schliessen  wölken.     Der 
streit  iiber  die  rechtmässigkeit  der  absetzang  wurde 
dtttch  den  tod  Otto's  im  j.  1308  beendigt,   und  im 
folgenden  jalire^wnrde  der  nengewälilte  Konrad  von 
Berg  allgemein  anerkannt     Bei   dieser  gelegenheit 
versammelten  sich  Probst,  Dechant  und  Kapitel  des 
Stiftes  mit'  den  Edeln ,   Dienstmannen  und  Vasallen 
des  Bischofes,    so  wie  der  Stadt  Munster  und  den 
kleinern  Städten  des  Bisthums   zu  ehiem  Landtage 
auf  dem  Laerbroke,  und  dort  musste  Bischof  Kourad 
nach  allgemeiner  Übereinkunft  und  willen  der  geist- 
lichen, wie  auch  der  weltlichen  Stände  den  letztem 
alle   ehrlichen  rechte  und  gewohnheiten  bestätigen, 
'Welche  sie  von  alters  her  gehabt  hatten  i).     In  dem 
benachbarten  Bisthum  Paderborn  werden  wir  weiter 
unten   ein   eben  so  frühzeitiges   bündniss   zwischen 
dem  Kapitel  und  der  Ritterschaft  kennen  lernen. 

98.  Indessen  waren  die  Prälaten ,  welche  auf 
diese  weise  Mdeder  an  den  Landesversammlungen 
theil  nahmen,  nicht  immer  mehr  dieselben,  welche 
an  den  Herzogsversammlungen  der  frühem  zeit  theil 
genommen  hatten.    Nur  in  wenigen  Ländern  gdiang 


1)  KiNDLiifGBE  Mfinstenclie  beitrüge  2,  urk,  s.  503  f.  Zum 
Bach  ideen  über  recht,  ttat  n«  s.  w«  %  176.  Die  noch  neuerlich 
'wiederholte  meinung,  dass  ein  Mansterscher  bundbricf  Tom  j. 
1546  das  Ulteftc  beispiel  Landstftndikcher  fvrbindungen  wire, 
ist  in  mehrfacher  beziehang  irrig.  Denn,  abgesehen  d«Toii,  dass 
in  nnd  ausserhalb  Munster  weit  altere  Stand  ebundnisse  ▼orkoB" 
men,  hat  schon  Laug  (alter  der  Landst  s.  4Ü)  darauf  aufmerksam 
gemacht,  dass  die  Urkunde  vom  j.  1406,  und  nur  durch  einen 
druckfchler  in  der  öberscbrift  bei  Lumo  (coUectio  noTa  1,  tS31) 
in  das  jähr  1546  gesetzt  ist. 
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es  den  Fürsten ,  ihr^e  herrsohaft  auoh  über  die  B^ 
sehdfe  zu  behaupten.  Vorzüglich  in  den  Slavischen 
ländem  sieht  man  diese  als  die  vornehmsten  unter 
den  Ständen  d^s  landes  auftreten,  in  der:  Mark 
Brandenbu]«g  bewilligte  im  >j.  1370  der  Bischof  yon 
Havelberg  mit  den  Räthen  5  Vasallen  und  Städten 
eine  Steuer  $  damit  nicht'  die  vesten  und  borgen  der 
Mark  verpfändet  worden  müssten  1),  und  '  späterhin 
waren  die  ^schbfe  von  Bräiftdehburg,  Havelberg 
und  Lebus  unzweifelhaft  Märkische  Landstäiide.  In* 
dessen  war  die  Stellung  des  erstem  zu  dem  Kurflii^^ 
sten^  nibht  in  aller  hinsieht  ausser  ssweifel.  Im  j.  1472 
nach  dem  ll'ode  des  Bischofs  Dietrich  von  StechoW 
erhob  si6h  dn  zwist  über  die  wähl  eines  neuen  Bi* 
schöftt,  indem  das  Kapitel  dieselbe  vornahm,  ohne 
die  LandOi^lielTliche  Präsentation  An  erwarten.  Kür« 
ftlifst  Albrecht  Achilles  Verw^gerte>  die  bestätigung 
desselben,  und  nöthigtä  deii  erwählten,  Arnold  von 
Borgsdotf,  tu  resigiiire»,  und  das  Kapitel,  eine  neue 
wähl  auf  den  grund  seiner  Präsentation  vorzuneh- 
men. £r  erreichte  aber  seinen  zweck  um  so  leich- 
ter, da  er  d^n  von  dem  Kapitel  seWst  gewählten  prä«- 
sentiite^  weil  es  ihm  nur  auf  die  avfredithaltung 
seines  rechts;  durch  die  form  ankam  2).  Zu  den 
Böhmischen  Ständen  gehörten  der  Erfi&bischof  von 
Prag  und  die  Bischöfe  voii  Leuhneriz  uhd  Königin- 
grätz.  Auch  in  NiederÖstrei^h,  Steiermark,  Kärn- 
then  und  Kratn  waren'  die  Bischöfe  wenigstens  mit 
einzielnen  thelli^n  ihi%r  besitzungeii  den  Herzogen  un- 
terworfe'ü ,  und  mussten  also  zu  den  Landständen  ge- 


1)  Rauhe«  cod.  dipl^  Brandepb.  I ,  ^6. 

2)  Pauli  allg.' Preas^iM^Ke  statsgeschichte  5,  554. 
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riechnet  werden.     Doch  war  4«/$:  yerhaltniss   nicht 
ausser  allem  zweifeL    An  den  Kursachsischen  Land- 
tagen nabmän  die  Kschofe  von  Meii^en,    Merse- 
burg und  Nanmburg,  nebst  abgeordneten  äirer  Dpin- 
kapitel  tbeiL    Hi^  kehrte  die  alte  form  und  Zusam- 
mensetzung der  Fräi)kischeli  PrpvmzialyeFsammliiii- 
g^i  in  «0  eigenthiunlioher.w^iise  zurück,   dass.  man 
versudb^  wird.,  die  analogie  rda^ii  .mebr  'in  dem  Eng^ 
liscben  Parliamente,  als  aul*  irgend  einiem  Deuts^b^o 
Landtag  zu  suchen.    £s  fanden  sich,  nämlich.  axS 
den  Sächsischen,  yersammlungen  mehrere  voiu^err 
renstande  ein,  YQn  denen  die  meisten; Reichßiuimittel-: 
bare  Lande^herm  waren,  und  diese  schlössen  sich 
näher  an  die   hohe  Geistlichkeit  an , .  während  der 
Ritterstand  sich  Qi^ehr  zu  den  Stgdten  hielt*  '  Dje  ahn- 
lichkeit  mit  dem  Epischen  Parliantentie  ging  so  weit, 
dass   ein  theiji  des  njederii  Adßls»  die  amtssässige 
Bitterschaft,  nicht  mann  IuT;  i^ann,  sonderA.  nur  durch 
abgeordnete^  höchstens  zw^L  aus*  jede^pi.amte,  er- 
si^hien.    . 

In-  einigen  ländern.kann  man  zi^müph* .deutlich 
verfolgen,  wie  das  verb&Itniss  dear  Bißcböfe  zu  den 
weltlichen  Landesherm  geraume  izeit)  uiisidier  *  hlejht, 
und  sich  bisweilen  zu  einer,  eigentbümUoh .  zwitter- 
hafteA  stellüpg  entwickelt  Einen  sokhen  au^gfoig 
hatten  die  langwierigen  Streitigkeiten  der  Grafen  von 
Tirol  wegen  der  scbirmvogtei  iibej:  tBrixao^.  Trient^ 
Chur.  und  Aquileja,  welcher  die  Bi^hQfe  :  einen 
moglicbst  geringen,  ^e  Grafen  aber  elpen  möglichst 
grossen  umfang  zu  geben .  suchten.  Die.  umstände 
waren  bald  den  Herzogen,  bald  den  Bischöfen  gün- 
stig. Als  Bischof  Koncad  von  Brixen  im  jähre  1214 
dem  Grafen  Albert  von  Tirol  daß  schirmrecht  über- 
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img^  sah  er  sieh  wohl  voi<j  sölclie  einschrftuknngeh 
dabei  zu  machen,  da«s  niemals  diaraus  Landesherr-i 
liehe  oder  Herzogliche  rechte  hergeleitet  werden 
komvten.-  Der  Graf  sollte  namentlich  kein  räoht 
in  be24ehbn^^  ieittf  die- Bischofswahl  übenl^  keine  la- 
sten ausser  den  herkömmlichen  auf 'die  «nterthanen 
legen  9  imd  den  Biscliöflichen  beamten  in  keinem 
dinge  htndeiiiefa  sein  dürfen  i).  Dennoch  nanaiten 
die  beiden  Bischäfe  Toa-Brisren  und  TrientÜm  ij.  1420 
den  Herzog  Friedrich  voi^  :Oestreioh  ihren  güldigen 
Uelzen  Herrn,  und. ihren  rechten  Herrn  und  Landes«' 
fhr^en  2).  Aber  im  j.  1451  wurde  wieder  ein  streit 
mit •  £ri»en  beigelegt ,  indei»  nur  die  vogtei  des  Her* 
Mg»  als  eine  althergebrachte  ^anerkannt- wurdeT  3). 
Erst  tm  jähre  1460  worden  'die  Streitigkeiten  durch 
vergleiche  -zwischen  Hersog  Sigmund  von  Oestniich 
und  den  Bischöfen  undKapiteln'Von  Brixen  üiid  Trieht 
för  imniek*'bei9eit]gt  Bisthof  Georg  von  Trient  ei^ 
kläke  SRchonim j«  1454: 6i6^>gebühre  sidi  wohl,  dass das 
Bisthmm  mit-  d^ni  Fürsten  und  lande  Tirol  in  guter 
eSn^ung  und  uhgesöndert- bleibe,  damit  das  Gottes^ 
häus  eu^  Trient'in  gutem  fiäeden,  gemaoh,  schirm 
und  aüinehmen  bestehen  und  bleiben  möge.  Et  isei 
daher  na«h  ralh<^'  WHleii  und'  gunst  seines  Kapitels, 
seiner  Rätho,  unterthaneä' und  getreuen  eine  einung^ 
theidigung  und  bündiiiss  ihiti Herzog! Sigmund  einge- 
gangen,'.und  habeU' er  und  dast.  Kapitel  för  sich  und 


1)  Urk.  bei  Horvaye  beitr.  zur  gecch.  Tirols  i,  %  s.  287. 

2)  IJrk.    bei  Hormayr  gesch.  der  gefürst.    Grafsch.  Tirol  1,  2. 

8.  e^.  627. 

5)    Ghmel  materialieii     zur  Oestreicbscben    gescbicbte  1^  346. 
no.  166.  •'  ,    [    ^     .' 


46    IV*  Zasammeiisetaang  der  Lsndstäade. 

ihre,  nachkommen  Bich  demselben  VierpOicbtet ,   mit 
ihren  pereonen  und  des  Bislhums  Städten  9  scUassern, 
g&tem  uird  berrsehafien  ewig  bei   ihm  z/a  bleiben, 
und  ihm  damit  hülflieb,   rathsam  find   beistandig  zn 
sein  nädi  des  Herzogs  noihdufft  tind  iiach  des  Bi* 
schofis  und  Kapitels   verifodgen,  gegen  rnSnoiglich, 
ausgenommen  den. heiligen yater  und  deniBSmischen 
stuhl,   so  wek  üe  d^nen  in  geistlicheki  Sachen  ver^ 
bundep  seien  i).    Der  Tertmg  mit  Nifcolans  von  £as, 
dem  Bischof  von  '  Brisen  ^  war .  w^esentUeh  Aksem 
gleich.    Das  KapiteL  erkannte  dn^H' Grafen  von  Tirol 
ansdriioklich  für  des  Stiftes  Vogt,'  nnd  ^ich  demsel- 
ben mit'  iehldssern,   ieuten   und   gutem  zn   htife 
und  beistand   verpfliditet,    damit    die  Graf^i  auch 
wiederum  dem  Stifte  desto  mehr  gnaden ,   schirmes, 
hülfe  und  beistandfizu  thun  schuldig  seien  2),    S^- 
dem  findet  man  beide  Bischdfe  und  ihi^  Kapitel  auf 
den  Landtagen  von  Tirol,  aber  sie  beUrachtetea  sieh 
nicht  als  onterthanen,  sondenl  nur  abiverbiindete 
der  Landgrafen.    Es  wäre  unreclit  gewesen:^  wenn 
man  hier  aus  der  Landstandschaft  auf  die  eigenseliaft 
von  unterthanen  hätte  sehliessen  wolkm,  wie  das  in 
den  letzten  zeiten  äeä  Deutsehten  Reichs  iifinfig  von 
denen  geschah ,  welche!  die  Landständiselu^n  Verhält- 
nisse nur  nach  den  regelmässig  und  gewöhnlich  yOr* 
kommeikden  vetfaptnissen- heurtheiltfen.  . 

Zu  Streitigkeiten:,  andrer  lart  gab.  das  ver- 
hältniss  zwischen  Inneröstreich  und  dem  Erzstifie 
Salzburg  anlass.    Letzteres  hatte  nämlich  besitzun- 


1)  GmiBL  3,  67.  no.  tf  8.     Vergl.  den  vertrag  Tom  j.  1460  das. 
%  206.  no.  165. 

2)  Chxbl  2»  904.  no.  162  b. 
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gen  im  bezirke  von  Inueröstreich,  über  .A\^  es  den 
O^treichisebeja  Herzogen  keine  Landesfürsdtohen 
rechte  zugestehen  wollte,  und  außserdemf  waren  ihn| 
die  Suifraganbisthüm^r  ^eckau,  Gurk  i^nd  Lavant 
untergeben,  deren  diöcesen  in  den  Oestreichschen 
landen  lagen.  In  beziehung  auf  jene  von  Oestreicb 
umschloseiGnen..  be^tzungen  gab  haiipt^$cfalic)i  dei; 
n^st^M^d  zu  Streitigkeiten  anlass,  dass  derr;£rzbischof 
von  Salzburg  in  seinen  Streitigkeiten  mit  den  benach* 
harten  Oestreidischen.  Ed^)n  njcht  vor  den  g^richten 
des  Herzogs  zu  reeht  stehen  wollte.  Er  erlangte 
sogar  im  j.  1427  durch  ein  beträchtliches,  darlehn  ai| 
Herzog  Friedrich  den  altem  eipen  vorth^haften  ver« 
trag  über  bergbau  und  salzhandel,  welcher  unter 
andern  die  erklärung  enthielt,  dasi$,  so  lange  das 
darlehn  nicht  zurückgezahlt  werde,  seiifß  und  seiner 
nachfolger  person  in  des  .  Herzogs  Landschrannen 
Steier,  Kgmthen  und  Krain  nicht  ^laden,  noch  be« 
klagt  werden  s<rfle  i)*  Demioch  nahm  die  liand-? 
schranne  von  Krain  zehn  jähr  später  eine*  klage 
gegen  den  Erzbischof  an,  nn4  suchte  fi^ogar  ihr  ur- 
theil  zu  vollstrecken,  ungeachtet. der  Herzog  $lles 
weitere  verfahren  verbot  9  weil  er  die  sache  an  sich 
ziehen  wollte,  nnd.d^.  Kaiser  die  persOnlicl^  bei 
freiung  des  Erzbischofs  von  ;d#n  Inneröstreichischen 
gerichten  bestfttigte  ?>. 

.  Eben  so  erfolglos  blieb  der  zwist^   welcher  im 
j.  1432  über  die  wähl. des  BiaohQfs: von. Gurk  aus* 


I)     Chh£i.  gesch.  Kaiser  Frieclriclis  IV.  and  feines  Sohnes  Maxi' 
ibiliantl.  (Hambarg  1840,  $)  I,  50.         ' 
t)    GniBL  dftf.  I,  S9£S  f. 
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brach;  Noch  im  j.  ^428  hatte  das  Kapitel  zu  Gürk 
die  destreiehisöhen  Herzoge  als  seine  redeten  Landes- 
ftirsten  und'^ögte  anierkahnt  Al^  nun  Bischof  Ernst 
gestorben  war,  empfölil  Herzog  ^edrieh  demselben 
seinen  Kanzler  y  Bisehof  Laurenz  von  LaVnnt,  iiitd 
dieser  versichcfrte  sich  sofort  äes'besitzes  d^r  herr- 
üchaft.  Aber  Erzbischof  Johann  von^Salsfenrg  be- 
hanptetey  allein  dais  recht 'ztir  besetzutig  i$einer  Stif* 
fraganbisthüiher  zu  haben,  weil*dieselbien  von  Salz* 
burg  aus  gestiftet  und  mit '  deh  r^alien  beMelien 
i^eieh.  Er  ernannte' daher  den  Satzburger  Kanonicus 
Herrmann  Gneis^r*2um  Bisdiöf,  'und  erhob  b^m 
Pabste  beschwerde  über-  die  'eigeiimäeÜtige  hand- 
lungsweise  des !  Blseh<>fs  von  Larant.  Allein  der 
Pabst  hatte:  bereits  einem  'di'lKen,  dem  Jo)iannes 
Schallermann ,  der  sich  als  Oe^trei^ischer  plröcu- 
t^tor  bei  der  Römischen  Curie  aufhielt,  das  erledigte 
Bisthun»  zugedacht'  Dies  war  dem  Herzoge  ^um  so 
ungüilstiger,  als  eben  dieser*  ^hallc^aiiif  seine 
Sache  beim  Fabiste  tertreifen  sollte,  während  er  für 
sicfi  Selbst  arbeitete.  Er  trat  deshalb  mit  dem  Erz- 
bisdiofe  in  unferhcmdlungen 'und  es  gelang,-  diesen 
unter  der  bedhigung^tsuih  nachgaben  zu  be^egen^ 
dass  er  seinem  cäiididaten  daisT^^thum  Lavant  ver- 
lieh. Beide  theile  verwahrten  aber  die  rechte,  die 
sie  hinsichtlich  der  besetzung  dei*  Bisthümer  zu  habe» 
glaubten^,  und  der  Herzog  Hess  sein  Vogteireeht  von 
Bteehcif  Laurenz  ausditabklieh  anerkennen.  Indessen 
wurde  Schallermann  vom  Pabste  so  nachdrücklich 
unterstützt,  dass  Herzog  Friedrich  zuletzt  nachgab, 
und  im  j.  1436 .  den  Bischof  Johann  anerkannte ,  wo- 
gegen dieser  sammt  dem  Kapital  einen  revers  deir 
treue    und    Willfährigkeit,     mit  welcher  •  ihre,   vor- 


Die  Prälaten.     §.  98.  49 

fahren  sich  den  Herzogen  von  Oestreich  verbunden 
hätten,    ausstellte  i). 

Besonders  schwankend  war  das  verhältniss  der 
Bischöfe  von  Kamin  zu  den  Herzogen  von  Pommern. 
Die  art  und  weise,  wie  das  Bisthum  gestiftet  war, 
machte  die  Vorsteher  desselben  mit  einiger  nothwendig- 
keit  zu  Landesbischöfen.  Denn  Herzog  Kasimir  hatte 
selbst  die  Domkirche  in  Kaniin  um  das  j.  1175  gegrün- 
det, und  das  Bisthum  von  Wollin  dorthin  verlegt,  und 
dabei  zwar  den  besitzungen  desselben  Immunität  und 
freiheit  von  allen  lasten  eingeräumt,  welchen  sonst  das 
Volk  der  Pommern  unterlag,  zugleich  aber  ausdrück- 
lich die  Unterhaltung  der  landesschlösser  und  hauptve- 
sten,  so  wie  die  landesvertheidigung  von  dieser  freiheit 
ausgeitommen  2).  Die  folgenden  ereignisse  waren  in- 
dessen den  Bischöfen  zur  erwerbung  nicht  bloss  ein- 
zelner guter,  sondern  ganzer  Burggrafschaften  günstig, 
und  die  Bischöfe  erscheinen  bald  als  treue  Vasallen 
und  unterthanen  der  Herzoge,  bald  als  eifersüchtige 
nachbarn,  je  nachdem  ihre  persönlichkeit  oder  die 
politische  läge  des  landes  es  mit  sich  brachte.  Im 
j.  1320  erklärten  sogar  die  Herzoge  Otto  und  War- 
tislav,  um  in  ihrer  abwesenheit  einen  sichern  schütz 
gegen  die  Brandenburgschen  ansprüche  zu  erlangen, 
das  Herzogthum  Pommern  für  ein  lehn  des  Bisthums 
Kamin  3).    Unter  so  günstigen  Verhältnissen  konnte 


1)  Chmel  1 ,  58  —  46.  542.      Nachrichten    von    JuvaTien   8. 
252  — 2S4.  ^ 

2)  Dreger  cod.   Pomeraniac    dipl.    n.6.    p.  ii  — 15.     Barthold 
gesch.  Ton  Rügen  u.  Pommern  2,  245. 

5)     Oelricus  Ycrzcichuiss   der   y.  Dregerschen    übrigen    samm- 

II.    .  4 


50      lY.   Zusammensetzang  der  Landslände. 

das  Stift  ganz  ähnliche  statseinrichtungen  innerhalb 
seiner  gränzen  entwickeln,  wie  jedes  grössere  Für- 
stentimm, und  in  der  that  finden  wir  spuren,  das» 
in  demselben  eine  eigene  Landesversammlung  be- 
stand, welche  eben  so,  wie  die  Ständeversammlun- 
gen in  andern  geistlichen  territorien  ausgebildet  war» 
Nur  fehlte  ihm  eine  eigene  Ritterschaft  ausser  den  be- 
satzungen  der  Städte,  was  vielleicht  in  den  beson- 
dern heerbannsverhältnissen ,  wie  sie  durch  den  stif- 
tungsbrief  festgesetzt  wurden,  seinen  grund  \iaben 
mag.  Bischof  Philipp  liess  sich  nämlich  im  j.  1373  von 
seinem  S^pitel,  den  Städten  Kolberg  und  Köslin,  und 
dem  gemeinen  lande  eine  Steuer  bewilligen,  um4as  haus 
Nassow  zu  kaufen,  und  mlisste  dagegen  versprechen, 
die  bürg  abzubrechen,  sobald  sie  es  verlangen  wür- 
den, und  keine  veste  an  seiner  statt  wieder  aufzu- 
bauen, ausser  nach  rath  und  willen  des  Bischofs, 
des  Kapitels  und  der  Städte  i).      Als  Philipp  im  j. 

1386  gestorben  war,  glaubten  daher  Pabst  und  Kai- 
ser, ohne  weiteres  den  erledigten  stuhl  besetzen 
zu  können,  und  schon  hatte  König  Wenzel  seinen 
Kanzler  Johann  oder  Hanko,  spottweise  Hinko  ge- 
nannt,   mit  den  regalien  beliehen.     Da  traten  im  j. 

1387  die  drei  Herzoge  von  Pommern,  Wartislav  VII, 
Bogislav  VIII,  und  Barnim  V,  auf  dem  dorne  zu  Ka- 


lang  Pommerscher  urkuoden  (AUen  SteUial79o.  fol.)  8.33.     Bab. 
THOLD  5,  172. 

1)  —  unde  dessen  vorbenomeden  kop  konde  wy  nicht  TuUbeen 
unde  Tulbriugen  sunder  de  bulpe  unser  stede  tho  Colbergc  unde 
Cusslin  nnde  unser  menen  landt,  birumme  so  sind  wi  des  mitt  oii 
tbo  radc  unde  cndraebtig  geworden — .  Schöttgem  et  Kbeysig  di- 
plom.   et  Script,  rer.  Germ.  5,  «>8. 
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min  zusammen,  und  verglichen  sich  mit  den  dom- 
herm,  nicht  bloss  den  ihnen  aufgedrungenen  zu 
verwerfen,  sondern  zum  bessern  schütze  des  Stiftes 
einen  domherrn  aus  dem  Herzoglichen  hause,  na- 
mens Bogislaw,  zum  Bischöfe  zu  erwählen  ^).  £in 
halbes  Jahrhundert  später  waren  indessen  wieder 
Streitigkeiten  beizulegen,  die  zu  offener  fehde  zwi- 
schen den  Herzogen  und  dem  Stifte  geführt  hatten. 
Das  verhältniss  zwischen  beiden  wurde  bei  diesem 
anlasse  so  geordnet,  dass  der  Herzog  das  Bisthum 
in  seinen  schütz  nahm,  und  dafür  das  recht  erhielt, 
den  vom  Kapitel  erwählten  Bischof  zu  verwerfen, 
wenn  er  ihm  nicht  behaglich  schiene  3).  Seitdem 
erschien  der  Bischof  von  Kamin  als  erster  Land- 
stand des  Herzogthums  S). 

Baiern  nahm  ebenfalls  die  Oberherrschaft  über 
einige  Bisthümer  in  anspruch.  Die  über  das  Erz- 
stift Salzburg  war  noch  im  vorigen  Jahrhundert  ge- 
genständ eines  lebhaften  litterarischen  Streits,  dem 
wir  einige  gründliche  historische  Untersuchungen  ver- 
danken. 

99.  Wo  es  keine  landsässigen  Bischöfe  gab, 
bildeten  nur  Stifter  und  Klöster  den.Prälatenständ, 
welcher  nun  nicht  mehr  durch  einen  höhern  in  den 
hintergrund  gedrängt  wurde.  Während  man  sie  zu 
der  zeit  der  alten  Herzogshöfe  nur  in  dem  gefolge 
der  Bischöfe  und  Reichsäbte  suchen  konnte,  bilde- 
ten sie  jetzt  den  angesehensten  unter  den  Ständen 


1)  ScnÖTTGEN  et  Rheysig  5,  64  —  68.     Barthold  3,  604  f. 

2)  Ui'k.  y.  1456  bei  Schöttgen  et  Kreysig  5,  99. 

5)     Z.  b.  in  deo   freibriefeu  von  1464   und  1474  bei  Scbött« 
GEN  et  Kreysig  5,  144.  Iö2. 
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des  landes.  Aber  auch  neben  Landsässigen  Bischö- 
fen treten  sie  hie  nnd  da  mehr  hervor.  So  soll  in 
den  Sächsischen  Landständischen  nrkunden  vor  der 
reformation  bisweilen  die  gemeine  Pfaffheit  neben 
den  drei  Bischöfen  aufgeführt  sein,  ohne  dass  es 
jedoch  deutlich  ist,  ob  sie  eigene  abgeordnete  ge- 
sandt hat,  oder  ob  sie  etwa  nur  in  einem  nach  Will- 
kür erscheinenden  gefolge  der  höhern  Prälaten  be- 
stand. Die  La;iidsässigen  Aebte  sind  jedoch  sammt 
den  Bischöfen  durch  die  reformation  aufgefallen,  so 
dass  die  Prälatencurie  in  den  letzten  Jahrhunderten 
durch  die  Domkapitel  von  Meissen,  Merseburg  und 
Naumburg  gebildet  wurde.  Nur  die  landesuniversi- 
täten  Leipzig  und  Wittenberg,  welche  Prälaturrechte 
hatten,  sandten  ausserdem  ihre  abgeordneten.  Diese 
geriethen  jedoch  durch  das  anschliessen  der  Dom- 
kapitel an  den  Herrenstand  in  eine  eigenthümlich 
zwitterhafte  Stellung,  denn  der  Herrenstand  wider- 
setzte sich  hartnäckig  dem  eintreten  der  Universitä- 
ten in  die  Prälatencurie.  Ein  Kurfürstliches  decret 
vom  13.  april  1666  entschied  den  streit,  indem  es 
zwar  den  Prälatenstand  der  Universitäten  anerkannte, 
aber  ihnen  vorschrieb,  dass  sie  ihre  Sitzungen  ge- 
trennt von  Prälaten,  Grafen  und  Herrn  halten  soU-r 
ten  1). 

In  den  geistlichen  Fürstenthümern  mag  es  sehr  von 
dem  ansehn  und  dem  reichthume  der  Klöster  und  von 
andern  zufalligen  umständen  abgehangen  haben ,  ob 
neben  dem  Kapitel  noch  andre  Prälaten  auf  den  Land- 
tagen zu  erscheinen  pflegten.  Eine  allgemeine  regel 
darüber  gab  es  wohl  nicht,  so  wenig,  als  darüber,  ob 


I)    Hacsmaikn  beitr.  z.  kenntu.  d.  Kursftchs.  Landesrers.  1,54—41. 
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die  Klöster  und  Stifter  durch  ihren  vorgesetzten  oder 
durch  einen  erwählten  abgeordneten  auf  den  Land- 
tagen vertreten  wurden.  In  spätem  zeiten  war  we- 
nigstens das  herkommen  in  diesen  beiden  punkten 
sehr  ungleich.  Insbesondre  mögen  die  Frauenklö- 
ster nicht  gleichmässig  behandelt  sein.  In  den  mei- 
sten ländem  scheinen  sie  nicht  regelmässig  antheil 
an  den  Landesversammlungen  genommen  zu  haben. 
In  Baiern  wurden  sie  indessen  im  j.  1496  ebenTalls  be- 
rufen. Es  hiess ,  die  Prälatinnen  sollten  einen  oder 
zwei  ihrer  wehlichen  schicken,  also  wohl  ihre  Pröbste, 
oder  wem  sonst  die  Verwaltung  ihrer  guter  obliegen 
mogte  1).  Auch  im  Fürstenthum  Kaienberg  sollen  in 
älterer  zeit  die  Frauenklöster  durch  die  Pröbste  ver- 
treten sein  2). 


DER    ADEL. 

100.  Der  Landesadel  kam  jetzt  immer  mehr  in 
die  läge,  dass  ihm  die  Vertretung  seinem  Standesin- 
teressen weit  näher  lag,  als  die  des  landes,  denn 
die  ganze  klasse  der  Burgvögte  oder  Kastellane 
schied  von  den  Landtagen  aus,  indem  die  Städte, 
wie  wir  weiterhin  sehen  werden,  an  ihre  stelle  tra- 
ten. Der  übrige  Adel  aber  hatte  schon  damals  seine 
befugniss  zur  theilnahme  an  den  Versammlungen 
wahrscheinlich  nur  durch  sein  freies  besitzthum,  sein 
Rittergut.     Denn    einerseits    ist   es  bekannt  genug, 


1)  (Krerneh)  Bair.  Landtagsbandl.l^,  394. 

2)  DuvB  laudscliaftl.  verf.  des  F.  Calenberg  8.  88. 
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wie  die  ganze  Stellung  des  Adels  auf  dem  besitze 
seiner  theils  freien,    theils  lehnbaren    guter   ruhte, 
andrerseits  stimmt   diese   annähme  sowohl  mit  den 
grundlagen  der  Volksvertretung  in  den  ältesten,  als 
mit  dem  rechte   fast   aller  Deutschen  Ständeverfas«- 
sungen   in  den  jüngsten  zeiten  überein.       Indessen 
mag  der  grundsatz  nicht  überall  völlig  deuth'ch   im 
bewusstsein  des  volkes  gelegen  haben,  und  eben  da- 
her nicht  immer  im  vollen  umfange  beobachtet  sein. 
Wenigstens  findet  man  hie  und  da  in  Ständischen 
Urkunden  des  mittelalters ,   dass  vater  und  söhn  ne- 
ben  einander  auftreten,    bei  denen  es  an  sich  nicht 
eben  wahrscheinlich  ist,    dass  ein  jeder  von  ihnen 
ein  besonderes  gut  besessen  habe.    In  äusserst  selt- 
nen fällen'  bestand  sogar  in  späterer  zeit  der  entge- 
gengesetzte grundsatz,   dass  der  Adlige  nicht  durch 
seinen  grundbesitz,    sondern  durch  seinen  stand  al- 
lein landtagsfähig  werde.     Im  Breisgau  nämlich  war 
der  Ritterstand  zusammengesetzt   aus  Realisten  und 
Personalisten.     Die    letztern   besassen  keine  guter, 
welche  zu  dem  Ritterstande  contribuirten,  wohl  aber 
solche,    die  zu  dem  dritten  Stande  der  Städte  und 
Kameralherrschaften    steuerten  i).     Es    waren   also 
doch   immer  noch    gewisse   grundbesitzungen ,    von 
deren  besitz  die  ausübung  der  Landstandschafl  ab- 
hing.   Nur,   dass  diese  guter  nicht  zu  den  Rittergü- 
tern,   sondern  zu  den  Kameralherrschaften  gezählt 
wurden.      Ganz   entschieden  bestand  eine  rein  per- 
sönliche Landstandschaft   des  Adels  in  Tirol.     Hier 
fand  sich  zu  dem  grossen  Landtage  des  jahrs  1798 
jeder  Adlige,    der  lust  und  belieben  trug,    ein,    er 


1)     DüscniiiG  erdbescUreibung  (7.  aufl.  Hamb«  1789.  8.)  S,  019. 
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mogte  begütert  sein  odjer  nicht,  so  dass  die  zahl 
der  Adligen  dadurch  eine  unverhältnissmässig  grosse 
wurde.  Auf  diese  weise  entstand  dort  ein  überge- 
wicht der  höhern  gegen  die  niedern  Stände,  wel- 
ches jedoch  durch  die  abstimmung  nach  Curien  oder 
Ständen  ausgeglichen  wurde,  und  es  war  eine  weise 
massregel  'des  Kaisers ,  dass  er  dem  versuche  ent- 
gegentrat, durch  eine  Verschmelzung  der  Stände, 
durch  einfiihrung  der  abstimmung  nach  köpfen,  die- 
sem übergewichte  Wirksamkeit  zu  verschaffen.  Selt- 
sam genug,  dass  fast  gleichzeitig  in  Frankreich  der 
dritte  stand  dieselbe  massregel  ergriffen  hatte,  um 
.gleiche  resultate  im  entgegengesetzten  interesse  her- 
beizufuhren. 

101.  Eine  wichtige  Veränderung  in  dem  bestände 
der  Ritterschaß  ging  in  mehreren  ländern  daraus 
hervor,  dass  viele  mitglieder  derselben  günstige  um- 
stände zu  benutzen  suchten,  um  sich  von  der  hoheit 
des  Landesherm  zu  befreien  und  zum  Stande  des 
Eeichsunmittelbaren  Adels  hinaufzuschwingen.  Ei- 
nige ^erneuerten  alte  ansprüche ,  welche  sie  auf  den 
rang  des  hohen  Adels  zu  haben  glaubten,  andre  be- 
gnügten sich,  die  herrschaft  des  Landesherm  von 
ihren  schultern  zu  wälzen,  ohne  jedoch  anspruch 
auf  einen  höhern  rang,  als.  den  der  landsässigen 
Ritterschaft,  zu  machen.  Die  erfolge  waren  sehr 
ungleich,  viel^  kam  indessen  der  beistand  des 
Kaisers  zu  hülfe ^  dem  es  gelegen  war,  durch  die 
entziehung  reicher  und  mächtiger  unterthanen  die 
grundsäulen  der  zu  mächtigen  Landesherrschafien 
zu  erschüttern. 

Es   gehört  hieher   unter   andern  die  geschichte 
der  Freiherrn  von  Sounegk,  welche  in  Inneröstreich 
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angesessen  waren.  Ilir  Freiherrntitel  spricht  dafür, 
dass  ihre  vorfahren  zum  Reichsfreien  Herrenstande 
gehört  hatten,  und  die  Fürsten  verschmäheten  die 
Verbindung  mit  ihnen,  nicht.  Sie  vtraren  mit  dem  Lu- 
xemburgschen  hause  vertvandt.  Dennoch  wurden  sie 
im  vierzehnten  Jahrhundert  als  Oestreichische  unter- 
thanen  betrachtet.  Den  Luxemburgschen  Kaisern 
aber  lag  es  nahe ,  die  Selbständigkeit  der  Oestreichi- 
schen  Herzoge  möglichst  zu  schwächen,  und  hierzu 
sollte  die  erhöhung  des  hauses  Sounegk  ein  mittel 
werden.  Zunächst  erhob  Karl  IV.  den  Freiherm  zu 
einem  Grafen  von  Cilly,  allmählig  aber  wurden  die 
schritte  der  Luxemburger  entscheidender,  und  end- 
lich im  j.  1436  benutzte  Kaiser  Sigmund  die  ab- 
wesenheit  des  Herzogs  Friedrich  von  Oestreich,  um 
öffentlich  die  ernennung  des  von  Cilly  zum  gefiirste- 
ten  Grafen  vorzunehmen»  Herzog  Friedrich  war  bei 
seiner  rückkehr  nicht  wenig  durch  dies  verfahren 
überrascht,  allein  weder  beschwerden  gegen  den 
Kaiser,  noch  fehden  gegen  den  mächtigen  Grafen 
waren  im  stände,  das  geschehene  rückgängig  zu  ma- 
chen. Sigmund  erklärte  unverholen:  er  habe  bisher 
nie  gehört,  dass  die  von  Cilly  dem  Herzoge  und 
dem  hause  Oestreich  sollten  pflichtig  gewesen  sein 
und  noch  sein  i). 

Aehnlich  verfuhr  Sigmund  gegen  andre  $  welche 
unter  dem  Oestreichschen  Adel  mächtig  genug  schie- 
nen, um  den  Ansprüchen  der  Herzoge  sich  wider- 
setzen zu  können.  Den  Grafen  von  Montfort  er- 
theilte  er  freibriefe,  welche  darauf  berechnet  schie- 


1)     GnaiEL  gcsch.  Kaiser  Friedrich'»  IV.  (Hamburg  1840.  8.)  1, 
281  f.     Materialieu  zur  Oestreicliischen  gescbicbte  2,  4i».    iir.26. 
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nen,  die  Landesfiirstliche  oberhobeit  zu  vernichten,  in-» 
dem  er  ihre  Freiheit  von  aller  fremden  gerichtsbarkeit, 
ausser  der  des  Königs  und  des  Königlichen  Hofge- 
richts ^  anerkannte,  und  ihnen  die  befugniss  ein- 
räumte, ächter  zu  hausen, —  und  den  Herrn  von 
Kreig  stellte  er  im  j.  1432  die  erklärung  aus,  dass 
ihnen  die  leben-  und  mannschafi,  mit  welcher  sie 
einigen  geistlichen  und  weltlichen  Fürsten  verpflich- 
tet wären  oder  noch  würden,  an  ihrem  Freiherrn- 
stande keinen  nachtheil  bringen  solle  i). 

INicht  immer  gelangen  jedoch  diese  versuche 
einzelner  von  Adel,  zur  Reichsfreiheit  zu  gelangen 
oder  zuilickzukehren.  Oestreich  *  konnte  sich  gegen 
dieselben  auf  ein  altes  Kaiserliches  Privilegium  be- 
rufen, nach  welchem  kein  lehn  im  umkreise  des 
Herzogthums  sein  sollte,  das  nicht  von  ihnen  ab- 
hinge. Die  ächtheit  dieses  frefbriefs  kann  freilich 
nicht  ausser  zweifei  gesetzt  werden,  der  Inhalt  des-' 
selben  traf  nur  die,  welche  irgend  eine  lehnsherr- 
schaft überhaupt  über  sich  anerkannten,  und  selbst 
diese  waren  nur  dadurch  genöthigt,  sich  dem  Herzoge 
als  Vasallen  zu  unterwerfen.  Aber  selbst  so  unsichre 
gründe  mögen  in  jener  zeit  unter  umständen  genügt 
haben,  einen  starken  Adel  in  Unterwürfigkeit  zu  er- 
halten, wenn  er  nicht  von  aussen  her  noch  mächti- 
gern beistand  fand.  Es  war  daher  wohl  der  Wir- 
kung nach  einer  anerkennung  der  Landeshoheit 
gleich  zu  achten,  wenn  die  im  Lande  ob  der  Enns 
-  gesessenen  Grafen  von  Schauenberg  im  j.  1361  ur- 
kundlich erklären  mussten:    dass  sie  von  den  Her- 


I)     Cbmel  gesell.  Kaiser  Frlcdricli's  IV.   1,  ^.  160. 
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zogen  von  O  estreich   unterwiesen  seien  mit   guten, 
gerechten  briefen,   welche  diese  hätten  von  Kaiseni 
und  Königen,  dass  sie,  die  Grafen,  nach  den  frei- 
heiten  und  rechten,    mit  denen  das  HerzogtlTum  zu 
Oestreich  gestiftet  und  gewürdigt  und  von  alters  her- 
gekommen sei,  den  bann  der  grossen  gerichte,  und 
alles,  was  jemand  von  ihnen  zu  leim  trüge,  von  den 
Herzogen  zu  Oestreich  zu  lehn  empfangen  hätten,  — 
wenn  sie  ausserdem  noch  versprachen,   alles,  was 
sie  von  dem  Bisthum  Regensburg   zu  lehn  hätten, 
diesem  wieder  aufzusenden  mit  der  bedingung,  dass 
dasselbe  den  Herzogen  zu  lehn  gegeben  würde,  da- 
mit sie  es  von  diesem  als  ein  afterlehn  zurück  er- 
hielten 1). 

Auch  in  andern  ländem  fehlt  es  nicht  an  ver* 
suchen  einzelner  von  Adel,  zur  Unabhängigkeit  von 
den  Laudesherrn  zu  gelangen.  In  Baiern  suchten 
sich  die  Grafen  von  Abensberg  dadurch  von  der 
Herzoglichen  Oberhoheit  zu  befreien,  dass  sie  ihre 
herrschaften  von  dem  Kaiser  zu  lehen  nahmen  2). 
Ebendaselbst  versuchten  am  ende  des  fun&ehnten 
Jahrhunderts  einige  von  den  Löwenrittern,  ihre  Strei- 
tigkeiten mit  Herzog  Albrecht  IV.  zu  benutzen ,  um 
eine  behauptete  Reichsfreiheit  durchzusetzen.  Herr 
Bernardin  von  Stauff  schrieb  im  j.  1491  dem  Herzog- 
lichen Vizedom :  „doch  nicht  in  der  gestalt,  dass  ihr 
mit  mir  zu  schaffen  und  zu  bieten  habet,  wann  ich 
als  ein  Freiherr  keinen  andern  ordentlichen  Richter 
habe,  dann  unsem  allergnädigsten  Herrn  den  Römi- 


1)  Urk.    bei   Kuaz  Oestreich    unter   H.    Radolf  IV.    s.  534  f. 
nr.  9. 

2)  HcitD  BayrUcli  stammenbucli  (Ingolstadt  I53Ö.  fol.)  s.  14. 
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sehen  Kaiser  .um  persönliche  Sprüche.*'     Und  doch 
hatte  er  sammt  Hieronj^mus  und  Hans  von  Stauff  sich 
noch  im  j.  1487  beim  Landgerichte  zu  Lengfeld  dar- 
auf berufen,    dass    er  nur  vor    seinem  Herrn  und 
Landesfürsten,  Herzog  ^^Ibrecht  von  Baiern,  in  per- 
sönlichen klagen  zu  recht  zu  stehen  schuldig  sei  i). 
Dem  Freiherrn  von  Degenberg  erwiederte  im  j.  1491 
Herzog  Albrecht  auf  seine  zu  Nürnberg  übergebenen 
beschwerden:    „Erstlich  nennt   er   sich  einen  Frei- 
herrn.   Mag  sein,  die  Kaiserliche  majestät  habe  sei- 
nen vater  geherrt,    dass  er  aber  dadurch  vor  Uns 
und  unsrer  Fürstlichen  obrigkeit,    darunter  er  ohne 
mittel  gehört,    frei  sei,    das  gestehen  Wir  nicht  2),** 
Die  glücklichem  erfolge   der  Ritterschaft  in  Schwa- 
ben  mögen   auch   in   Baiern    bei   manchem    Ritter 
den  wünsch  erregt  haben,  mit  den  nachbam  gemein- 
same Sache  zu  machen.     Noch  im  j.  1489  beschloss 
der   bund  des  St.   Georgenschildes ,    gegen  Herzog 
Georg  von  Baiern  aufzubrechen,    weil   dieser  nicht' 
aufhöre,    unmittelbare    Stände  unter   seine    landes- 
obrigkeit  zu  bringen  3).  -    Allein  die  Bairischen  Her- 
zoge waren    zu  mächtig,    und    die  Verbindung  des 
Herzogthums  mit  seinen  gliedern  zu  alt  und  wohlge- 
gründet,   als    dass    eine  allgemeine  lossagung .  des 
Adels  vom  lande    hier   zu  fürchten  gewesen  wäre. 
Vielleicht  hätte   der  Löweribund   dahin  führen  kön- 
nen, wenn  er  kräftiger  unterstützt  und  zugleich  kühn 
genug  gewesen  wäre,   offen   über  sein   ursprüngli- 


t)    (Krenneb)  Bairische  Landtagshandlungea  ti,  142.  145. 

2)     Krenker  ig,  57^. 

5)     Pfist^r  übcrsicbt  der  gesell.  Too  Schwaben  s.  80. 
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ches  ziel  mid  über  die  schranken  des  rechts  hinaus- 
zugehen. 

Dagegen    schien    in    der   Mark    Brandenburg 
die  läge  der  dinge   fiir   ähnliche   bestrebungen  des 
Adels  äusserst  günstig  zu  sein,   als   seit  den  zeiten 
des  falschen  Waldemar   dieses  land  aus  einer  band 
in  die  andre  überging,    bis   endlich  der  reiche  und 
tapfere    Burggraf  von    Nürnberg,    Friedrich  f,    den 
besitz  desselben  zu  eigenem  und  bleibendem  rechte 
erwarb ,  bei  dessen  geschlechte  es  bis  auf  den  heu- 
tigen tag  zu  bleiben  bestimmt  war.    Schon  zu  an- 
fang  des  vierzehnten  Jahrhunderts  sehen  wir  meh- 
rere Brandenburgsche  herra"  sich  mehr  oder  weni- 
ger entschieden  andern  herm  zuwenden.   Im  j.  1323 
schlössen    die  Ton  Scheplitz,    von  Kruge  nnd  von 
Stavenow  ein  schutzbündniss  mit  Heinrich  von  Meck- 
lenburg, worin  sie  diesen  ihren  herrn  nannten.  Das 
selbe  war  gerichtet  gegen  Herzog  Otto  von  Braun- 
schweig und  sonst,    wo   es  noth  würde,    und  nur 
Graf  Heinrich  von  Schwerin,  den  sie  ebenfalls  ihren 
herm  nannten,    war  ausgenommen.     Die  von  Blan- 
kenburg  versprachen  im  j.  1326  Herm  Heinrich  von 
Mecklenburg    hülfe    und    dienst,    wo    es   noth   sei. 
Zwar  nahmen  sie  den  Römischen  König,  den  König 
von  Dänemark,    den  Markgrafen  von  Brandenburg 
und  den  Grafen  von  Lindau  aus,    aber  sie  verspra- 
chen zugleich,    still  zu  sitzen,    wenn  den  Mecklen- 
burgern ein  krieg  in  der  Mark  entstände  wegen  des 
geldes,    das  ihnen  von  der  ^lark  gelobt  sei.      Die 
Gänse   von  Putlitz    und    mehrere   andre  Ritter   und 
Knappen  mussten  daher  im  j.  1334  dem  Drosten  des 
Markgrafen  Ludwig  nebst  zwei  Rittern  ausdrücklich 
geloben ,  dass  sie  sich  nicht  sühnen,  und  vergleichen 
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wollten  mit  den  Wendischen  herrn  und  deren  hei- 
fern, es  sei  denn  mit  des  Markgrafen  rath  nnd  wil- 
len 1).  Diese  Verhältnisse  haben  zwar  nur  dazu 
beigetragen,  dass  die  Mark  zersplittert,  und  theile 
derselben,  namentlich  die  Ukermark^  Priegnitz,  Neu- 
mark den  benachbarten  Fürsten  hingegeben  wurden. 
Dagegen  scheint  die  sogenannte  faction  der  Stell- 
meiser,  die  sich  seit  dem  j.  1375  bildete,  und  an  de- 
ren spitze  die  gebrüder  von  Quitzow  standen,  ent- 
schiedener darauf  gerichtet  zu  sein,  ihren  theilneh- 
mern  die  rechte  der  Reichsfreiheit  zu  erkämpfen  2). 
Friedrich's  I.  klugheit  und  kraft  hat  sie  gebeugt.  Er 
gebot,  um  den  landfrio^en  herzustellen,  im  j.  1414 
eine  einigung  mit  rath,  volwort  und  wissen  aller 
und  jeglicher  Herrn,  geistlicher  und  weltlicher  Man- 
nen und  Städte  der  Mark,  sammt  den  landen  des 
Grafen  von  Ruppin  und  der  Priegnitz  3) ,  und  durch 
diese  einigung  sicherte  er  sich  die  kraft,  die  ver- 
schiedenen glieder  des  «tates  in  fester  Verbindung 
zu.  erhalten. 

Unter  solchen  Verhältnissen  kann  es  nicht  auf- 
fallend sein,  wenn  auf  den  besitzungen  eines  hoch- 
strebenden und  mächtigen  Herrn  sich  eine  abgeson- 
derte Landständische  Verfassung  in  ähnlicher  weise 
ausbildete,  wie  die,  welche  wir  bereits  in  dem  Bis- 
thum  Kamin  unter  Pommerscher  hoheit  kennen  gelernt 
haben.  Noch  im  jähre  1451  schrieb  daher  Markgraf 
Friedrich I.  an  Prälaten,  Ritter,  Mannschaft,  Biirger- 


1)  Riedel  cod.  diplom.  Brandenb.  %  210.  555.  211. 

2)  Vergl.    die   darstellung   Lei  G.   W.  T.  Räumer  cod.  diplom. 
Brandenb.  (Berlin,  Stettin  u.  Elbing  1851.  4)  1,  53  —  42. 

5)     CJrk.  bei  Rauher  das.  I,  82. 
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meister  und  Rathmannen  der  Herrschaft  und  Stadt 
Wernigerode:    demnach   sie  etliche    lange  zeit  ihm 
und  der  Mark  entfremdet  und  itzt  wieder  durch  recht 
und  Spruch  zu  ihm  gekommen  seien,  so  erinnere  er 
sie  dessen,  und  begehre,    dass  sie  sich  inskünftige 
an  niemand  anders  halten  würden  i).    Auch  als  die 
Grafen  von  Lindau  im  j.  1398  die  hoheit  des  Mark- 
grafen Jobst  von  Mähren   über    sich   und  ihr  iand 
anerkannten,   und  versprachen,   der  herrschaft  von 
Brandenburg  zu  dienen,   und  mit  ihren  landen  und 
leuten  forthin  beständig  zu  sein ,  und  wider  sie  nicht 
zu  thun,  roussten  einundzwanzig  Ritter  und  die  Rath- 
mannen der  Städte  Reppin,  J|Vusterhusen  und  Gran- 
soye  geloben,  dass  ihre  herrn,  die  Grafen  von  Liiu- 
dau,  ihr  versprechen  ganz  und  unverrückt  halten  und 
voUföhren  sollten,    und    sollte    das  von  selten  der 
Herrn  von  Lindau  oder  der  ihrigen  überfahren,  und 
der  Markgraf  beschädigt   oder   angegriffen,  w^erden, 
so  wollten  und  sollten  sie ,  sobald  sie  dessen  gemahnt 
würden ,  dem  Markgrafen  und  seinen  amtleuten  gegen 
die  Überfahrer  geholfen  sein,   dass  der  schade  ge- 
kehrt und  vergütet  werde  2). 

Auch  bei  den  Grafen  von  Eberstein,  welche  auf 
den  Pommerschen  Landtagen  erschienen,  findet  sich 
eine  andeutung  von  einem  ähnlichen  kleinern  Land- 
tage für  ihre  besitzungen.  Im  j.  1331  baten  nämlich 
die  Lehnleute ,  Rathmannen  und  Gemeinde  des  Lan- 
des und  der  Stadt  Nowgarden  den  Bischof  Friedrich 
von  Kamin,  die  Vormundschaft  über.  Graf  Otto  von 
Eberstein  zu  übernehmen,   da  der  von  ihnen  früher 


t)     Rauheh  das.  I,  181% 
2)     Raumer   das.  1,   22. 
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eingesetzte  yormTind,  Arnold  von  Witzen,  seinen 
pflichten  und  zusagen  nicht  nachgekommen  sei.  Der 
Bischof  übernahm  die  Vormundschaft,  bestätigte  dem 
Lande  alle  rechte  und  freiheiten ,  und  versprach,  zur 
Verwaltung  und  Verwendung  der  einkünfte  einige 
männer  nach  rath  der  Lehnleute  und  Uathmannen 
niederzusetzen ,  auch  ohne  ausdrücklichen  willen  und 
rath  dieser  Stände  niemandem  das  schloss  Nowgarden 
zu' überlassen  i). 

Weniger  entschieden  deutet  es  auf  ein  ähnliches 
verhältniss ,  wenn  jene  Grafen  von  Schauenberg  die 
oben  erwähnte  erklärung  über  ihre  abhängigkeit  von 
Oestreich  ausstellten  nach  wissen  und  rath  ihrer  be- 
sten freunde,  und  der  ehrbarsten  ihrer  mannen, 
rathgeber  und  dienen  Dagegen  hat  sich  noch  ein 
verhältniss  gleicher  art  bis  auf  den  heutigen  tag  er- 
halten in  dem  Provinziallandtage  der  unter  Hanno- 
verscher hoheit  stehenden  Stolbergschen  Grafschaft 
Hohnstein.  Nur  die  eigenthümliche  trennung  der 
Landtage  der  alten  Hannoverschen  provinzen  war 
Ursache,  dass  die  Grafen  von  StoUberg  bis  zur  er- 
richtung  der  allgemeinen  Ständeversammlung  zu  kei- 
ner der  Hannoverschen  Landschaften  gehörten,  wäh- 
rend sie  eine  gewisse  abhängigkeit  vqn  H;innover 
immer  anerkannten,  aber  freilich  weit  grossere  rechte, 
als  der  Landesadel  in  anspruch  nahmen. 

Glücklicher,  als  der  Brandenburgsche  Adel,  w^ar 
der  in  Franken,  Schwaben  und  am  Rhein,  liier  war 
das  verhältniss  nicht  bloss  der  Kitterschaft,  sondern 
auch  der  schwächern  unter  den  Grafen  und  freien 
Herrn,    zu  den  mächtigem  Grafen,   und  weltlichen, 


I)     (Jrk-  bei  ScuÖTTGEN  et  Krkvsig  diplomat  et  Script. 5,54. 5t>. 
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wie  geistlichen  Fürsten  ein  sehr  schwankendes.  Bald 
war  es    blosse  Lehnsherrlichkeit,   bald   der    besitz 
einer  Kaiserlichen  Landvogtei,   bald  wahre  Landes- 
hoheit, was  die  abhängigkeit  der  einen  von  den  an- 
dern bestimmte«    Wir  sehen  daher  bald  Grafen  und 
Herrn  an  Verhandlungen  über  landesinteressen  theil 
nehmen,   bald   die  gesammte  Ritterschaft   sich  von 
denselben  fern  halten.    In  Würtemberg  führte  Eber- 
hard der  Greiner  seit  dem  j.  1367  einen  erbitterten 
und  hartnäckigen  krieg  mit  dem  widersetzlichen  Adel, 
der  s^ch  in  der  gesellschaft  der  Schlegler  oder  Mar- 
tinsYögel  vereinigte,   und  den  er  nur  durch  grosse 
festigkeit  und  anstrengung  glücklich  wieder  zur  Un- 
terwürfigkeit zurückfuhren  konnte.     Als  aber  im  j. 
1392  sein  enkel,  Eberhard  der  Milde,  nach  ihm  herr 
des  landes  wurde,  brach  der  kaum  beigelegte  kämpf 
von  neuem  los,   da  der  neue  Fürst  nicht  den  muth 
und  die  strenge  des  grossvaters  geerbt  hatte.    Erst 
im  j.  1396  wurde  die  gesellschaft  durch  Vermittlung 
der  KuiTürsten   von  Mainz   und  Pfalz   und  des  Bi- 
schofs von  Speier  aufgelöst  i).  Dagegen  traten  Grafen 
von  Fürstenberg,    von  Werdenberg  und  andre    un- 
ter   denen  auf,    welche    im  j.  1452    die   vormund- 
schaftlichen Räthe  während  der  minderjährigkeit  Lud- 
wig   des  Jüngern   absetzten,    und  dennoch  standen 
sie   nur  in  einem  dienstverhältnisse  zu  den  Grafen 
von  Würtemberg  2),    Eben  so  nahmen  an  den  Ver- 
abredungen der  weltlichen  Stände  des  Erzstifts  Trier 


1)  Saxtleb  gesch.  Ton  Wfirtemlierg  unter  den  Grafen  %  222. 
5,  12.  18.  19. 

2)  Steinhofer  eLre  des  HerzogtL.  Wirtemb.  (Tubingen  1746.  8) 
2, 94o.     Uebelen  entstehung  der  Landstände  in  Würtemberg  s.  55. 
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vom  j.  1456  die  Grafen  von  Katzenelnbogen  und  Dietz, 
von  Sayn,  von  Wied,  und  an  denen  vom  j.  1502 
die  Grafen  von  Sayn,  von  Virneburg,  von  Leynin- 
gen-Westerburg,  nebst  mehrern  Ireien  Herrn  theil  i). 
Aber  im  sechzehnten  Jahrhundert  gelang  es  nicht 
bloss  den  Grafen  und  freien  Herrn  •  sondern  der  ge- 
sammten  Ritterschaft,  die  hoheit  der  Landesherrn 
abzuschütteln,  und  sich  zu  jenem  merkwQrdigen  mit- 
telstande  der;  freien  Reichsritter  zu  erheben.  In 
Würtemberg  haben  freilich  Herzog  und  Landschaft 
das  austretea  der  Ritterschaft  aus  der  Verbindung 
als  eine  Usurpation  betrachtet,  die  Landstände  haben 
mehrfach  zur  herbeiziehung  der  Ritter  aufgefordert, 
und  in  der  kanzleisprache  des  vorigen  Jahrhunderts 
wurde  der  Adel  als  zu  den  Ständen  gehörend  be- 
trachtet. Aber  im  gründe  wusste  man  nur  zu 
gut,  dass  dies  leere  form  bleiben  müsse,  bis  unvor- 
hergesehene ereignisse  das  zu  kunstliche  gebäude 
der  Reichsverfassung  erschütterten.  In  Kurtrier  da- 
gegen erhoben  Prälaten  und  Städte  im  j.  1570  be- 
scliwerde  beim  Reichskammergerichte  wider  die 
abtrünnige  Ritterschaft,  und  es  entspann  sich  über 
das  verhältniss  derselben  zum  Erzstifte  ein  process, 
der  nach  anderthalb  jahiiiunderten  damit  endete, 
dass  im  j.  1729  die  gesammte  Ritterschaft  durch  einen 
vergleich  mit  dem  £rzbischofe  und  dem  Domkapitel 
fiir  Reichsfrei  erklärt  wurde  2). 

102.    Da  wo  der  Adel  in  abhängigkeit  von  dem 


1)  Die  Urkunden  bei  Lünig  collectio  noya  I,  851  f. 

2)  Moser  Kurtriersclics  statgrecht  (Leipz.  u.  Frankf.  1740.  fol.) 
8.  271  f,  und  daraus  Colin  histor.  archir  der  Preuss.  provinzial- 
verf.  6,  18  — bö. 
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Landesfursten  blieb,  erhielt  sich  zuweilen  eine  weitere 
abtheilung  desselben  in  Herrn  und  Ritter,  welche  als 
zwei  verschiedene  Stände  auftraten,  während  in  an- 
dern ländern  die  Edeln  nur  einen  einzigen  Stand  aus- 
machten, und  das  letztere  war  nicht  bloss  dann  der 
fall,  wenn  der  Adel  nur  aus  Vasallen  und  Dienst- 
mannen bestand,  sondern  selbst  in  einigen  von 
den  ländern,  in  welchen  es  wirklich  landsässige 
Grafen  und  Herrn  gab.  Einen  solchen  ungetrenn- 
ten, und  doch  aus  den  verschiedenartigsten  elementen 
zusammengesetzten  Adel  finden  wir  z.«  b.  in  Baiern, 
während  im  Herzogthum  Oestreich,  in  Böhmen,  in 
Kursachsen  —  überhaupt  in  den  meisten  Slavisch- 
Deutschen  ländern  —  zwischen  dem  Herrenstande 
oder  der  Herrschaft ,  und  dem  Ritterstande ,  der  Rit- 
terschaft unterschieden  wird.  In  den  Oestreichischen 
besitzungen  pflegte  man  beide  Stände  wohl  unter  dem 
namen  der  Landleute  zusammenzufassen ,  indem  man 
darunter  alle  besitzer  von  landsässigen  herrschaften 
verstand.  Die  weitern  unterschiede  des  Standes  der 
personen,  welche  zu  dem  Landesadel  gehörten,  wer- 
den in  altern  Urkunden  gewöhnlich  angegeben.  Es 
werden  aufgezählt :  Fürsten ,  Grafen  und  Herrn  unter 
dem  Herrenstande ,  und  Freie,  Vasallen  und  Dienst- 
leute oder  Mannen,  Ritter,  Knechte  oder  Knappen, 
und  einmal  auch  Mitterfreie ,  d.  h.  solche,  welche  Va- 
sallen von  Freien  oder  Herrn  sind.  Doch  bewirken 
diese  Unterscheidungen  keine  weitere  gliederung  der 
Landständischen  Versammlung.  In  Mähren  und  Schle- 
sien gab  es  landsässige  Herzoge  und  Fürsten,  doch 
waren  sie  nicht  von  dem  Herrenstande  geschieden. 
Je  fester  aber  die  corporative  Verbindung  wird ,  desto 
mehr    versehwinden    auch  die  aufzählungen    dieser 
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verschiedenen  bestandtheile  in  den  Urkunden,  und 
an  die  stelle  treten  allgemeinere  ausdrücke,  wie  Ritter- 
und Mannschaft,  oder  Ritterschaft^  Mannschaft,  Edel- 
leute  u.  dergl.  m. 


DIE    STÄDTE. 

103.  Es  liegt  sehr  nahe ,  die  Ursache  des  aufire- 
tens  der  Städte  auf  den  Landtagen  in  ihrem  reichthum 
und  ihrer  daraus  entsgringenden  macht  und  Selbstän- 
digkeit zu  suchen,  und  diese  auffassung  trifft  das 
wahre,  in  sofern  der  reichthum  der  handel  treibenden 
Ursache  war  für  die  entstehung  der  Städtischen  ver* 
Fassungen  und  alles  dessen,  was  an  diese  ferner  sich 
angeschlossen  hat  Jene  grosse  epoche  der  Hohen- 
staufen  hat  die  Völker  des  mittlem  Europa's  aus  acker- 
bauern  zu  handeltreibenden  erhoben,  indem  sie  viele 
länder  mit  verschiedener  cultur  und  verschiedenen 
reichthümern  einem  grössern  wechselseitigen  verkehre 
aufschloss.  Es  entstanden  beziehungen  mancherlei 
art  zwischen  Italien  und  Griechenland,  zwischen 
Frankreich  und  dem  Orient,  zwischen  Deutschland 
und  Italien ,  zwischen  den  Deutschen  und  Slavischen 
ländern.  Diese  beziehungen  schufen  handel  imd 
gewerbe,  und  mit  diesen  reichthum,  der  unabhängig 
war  von  grossem  grundbesitze,  und  durch  den  reich- 
thum künste  und  Wissenschaften.  In  dem  Stande 
der  gewerbtreibenden  erhob  sich  ein  kosmopolitisches, 
balb  fremdes  Clement,  welches  auf  bildung,  recht, 
Verfassung  den  wirksamsten  einfluss  übte,  während 
in  den  Ständen,  welche  fortwährend  vom  ertrage 
grosser  und  kleiner  grundbesitzungen  lebten,  in  dem 
Adel  und  Bauernstande,  manche  von  den  alterthUm- 

5* 
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lieh  nationalen  grnndlagen,  anstatt  zu  weichen,  sich 
nur  um  so  hartnäckiger  befestigte.  So  förderten 
in  Deutschland  am  meisten  die  Städte  jenes  Roma- 
nische, aus  Deutschen  und  Lateinischen  Ursprüngen 
zusammengeschmolzene  dement  des  öffentlichen  und 
Privatlebens,  welches  noch  heute  im  Romischen 
rechte,  in  der  constitutionellen  Verfassung,  in  nnsrer 
ganzen  erziehungs-  und  bildunsweise  herrscht,  wäh- 
rend Adel  und  Bauernstand,  zum  theil  mit  anstren- 
gung  und  nicht  ohne  sich  den  Vorwurf  der  Selbst- 
sucht oder  der  beschränktheit  zuzuziehen,  alt  Germa- 
nische und  feudale  Institutionen  aufrecht  erhalten 
haben.  Eben  so  erscheinen  in  Slavischen  ländem 
die  Institutionen  der  Städte  als  Deutsche,  während 
Adel  und  Bauern  mit  hartnäckigkeit  an  einheimischen 
Slavischen  einrichtungen  hingen,  und  zum  theil  mit 
gewaltthätigen  mittein  zu  ihnen  zurückkehrten,  wo 
dieselben  bereits  gebrochen  zu  sein  schienen. 

Aber  man  irrt,  wenn  man  in  dem  ersten  auf- 
treten der  Städte  ein  gewaltsames  eindrängen  der- 
selben in  die  Versammlung  der  Ritter  zu  sehen  glaubt, 
welches  allein  aus  dem  bewusstsein  ihres  reichthums 
und  ihrer  stärke  hervorgegangen  sei,  durch  die  eifer- 
sncht  zwischen  den  emporkömmlingen  und.  denen, 
welche  bisher  die  mächtigen  und  angesehenen  im 
lande  gewesen  waren,  nahrung  gefunden,  und  hie 
und  da  wohl  noch  an  der  eifersucht  der  Fürsten 
gegen  den  Adel  eine  stütze  erhalten  habe,  bis  end- 
lich Fürstliche  Privilegien  und  vertrage  mit  den  übri- 
gen Ständen  dem  mit  unrecht  begonnenen  den  Stem- 
pel der  gesetzlichkeit  aufgedrückt  hätten.  Es  ist 
wahr,  es  hat  nicht  an  eifersucht  zwischen  den  Städ- 
ten und  dem  Adel,  nicht  an  gewaltthätigkeiten  von 
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beiden  selten  gefehlt,  und  gegenseitige  erschöpfung 
hat  bisweilen  erst  zu  einem  frieden  gefiihrt,  der  die 
Stellung  der  Städte  befestigte;  nicht  selten  haben  die 
Städte  an  ihren  Landesherm  einen  beistand  gefunden, 
der  die  entwickelung  des  Ständischen  wesens  auf 
eine  glückliche  weise  beschleunigte;  aber  eben  so 
oft  fehlt  es  an  jeder  spur  eines  solchen  schwanken« 
den  oder  gar  feindseligen  Verhältnisses,  eben  so  oft 
treten  die  Städte  so  sicher  und  unbefangen  neben 
den  Grossen  des  landes  auf,  als  ob  sie  nur  in  ihrem 
althergebrachten  rechte  wären,  oder  als  ob  die  Rit- 
terschaft von  dem  bewusstsein  durchdrungen  gewe- 
sen wäre,  dass  sie  nur  in  der  Vereinigung  mit  den 
Städten  Sicherheit  Air  ihre  bisherige  Stellung  finden 
könne. 

Was  den  Städten  einen  platz  auf  den  Landes- 
versammlungen gab,  war  der  umstand,  dass  sie 
durch  die  eigendiümlichkeit  der  Städtischen  verfas^ 
sung  zu  einer  neuen  gattung  von  korporationen  wur- 
den, welche  herrschaft  im  lande  besassen.  Sie  tra« 
ten  an  die  stelle  der  Burgvögte  oder  Kastellane ,  die 
bisher  Stadt  und  Land,  welche  zu  ihrer  Burgvogtei 
gehörten,  vertreten  .hatten.  Daher  kam  es,  dass 
auch  solche  Städte  auf  den  Landtagen  erschienen, 
welche  viel  zu  klein  und  unbedeutend  waren,  als 
dass  sie  sich  mit  gewalt  in  die  Versammlung  der 
Grossen  hätten  eindrängen,  oder  den  Landesherrn 
gegenüber  eine  bedenkliche  Stellung  einnehmen  kön- 
nen, während  solche  Städte  regelmässig  davon 
ausgeschlossen  blieben,  welche  nicht  unmittelbar  dem 
Landesherm ,  sondern  zunächst  einem  andern  -herrn 
vom  Adel  unterworfen  waren.  Die  Vertretung  der . 
Städte  hing  daher  auf  das  engste  zusammen  mit  dem 
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Untergänge  der  Kastellaneiverfassung;,  und  gerade 
die  Untergrabung  der  letztern  war  meistentheils  der 
zweck,  in  welchem  sich  die  interessen  der  Fürsten 
mit  denen  des  handel-  und  gewerbtreibenden  Standes 
berührten, 

104.    Die  Bnrgvögte  nämlich  suchten  sehr  bald 
ihre  Stellung  zu  einer  erblichen  zu  machen,  und  es 
musste  ihnen  dies  um  so  leichter  gelingen,  da  sie  im 
wesentlichen    andern   vasallen   gleichstanden.      Wir 
sehen    daher   früh  Burgvogteien    im   besitze   gewis- 
ser   farailien,     und    sie    wurden    gegenstände   von 
verkaufen,    verpfändmigen ,    gleich    andern   lehnba- 
ren rechten.    Eben  so  wurde  aber  auch   die  Barg«- 
mannschafi    in  gewissen   familien  erblich,    da  auch 
die  Burgmannen    den  Lehnleuten  wesentlich  gleich- 
gestellt waren.    Die  macht  von  beiden  stieg  hierdurch 
zu  einer  solchen  höhe,  dass  die  Burgvögte  eben  so 
dem  Landesherm  gefahrlich  wurden,   als  die  Burg- 
mannen wiederum  jenen,  und  es  geschah,  was  man 
so  häufig  im  laufe  des  mittelalters  gesehen  hat,  dass 
die  am  höchsten  stehende  gewalt  sich  mit  einer  auf- 
strebenden partei  verbündete ,  um  die  zwischen  ihnen 
stehende    gewalt  zu   untergraben.     Dieses    principe 
welches  den  Pabst  mit  den  Bischöfen  gegen  die  Me- 
tropoliten, den  Kaiser  mit  Grafen  und  Herrn  gegen 
die  Herzoge  vereinigte,    scheint  auch  hier  gewirkt 
zu  haben ,  um  die  Städtische  Verfassung  zu  gründen. 
Welcher  mittel  man  sich  hierzu  bediente,  zeigt  uQter 
andern  folgendes  beispiel.    In  Bamberg  war  im  an- 
fange des    dreizehnten  Jahrhunderts   die  Burgvogtei 
ein  erbliches  lehn  der  Grafen  vonAndechs,  welche 
sich  damals  Herzoge  zu  Meran  nannten.    Im  j.  1248 
starb  dieses  geschlecht  aus,  und  nun  bediente  sich 
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der  Bischof  eines  kuastlichen  mittels,  um  die  Burg- 
vogtei  abzuschaffen,  und  die  niedem  beamten  dessel- 
ben unmittelbar  von  sich  abhängig  zu  machen.  Es 
war  ganz  in  dem  geiste  der  zeit,  dass  er  die  Burg* 
vogtei  oder  das  oberste  gericht  im  lande  dem  heiligen 
Peter  und  dem  heiligen  Georg,  dem  heiligen  Kaiser 
Heinrich  und  seiner  heiligen  gemahlin  Kunigunde  zu 
lehn  übertrug. '  Seit  der  zeit  wurden  nur  niedere 
beamte  —  der  Centgraf  zur  ansiibung  der  höchsten 
gerichtsbarkeit  im  landgerichte ,  und  der  Schuldheiss 
als  oberster  in  der  Stadt,  so  wie  besondre  amtleute 
auf  dem  lande  —  von  dem  Bischöfe  unmittelbar  er« 
nannt,  aber  einerseits  war  diese  ernennung  nie  mehr 
eine  belehnung,  sondern  nur  eine  amtsverleihung  auf 
lebenszeit,  andrerseits  wurden  diese  beamten  jetzt 
immer  aus  der  Stifismannschaft  genommen  i). 

In  andern  ländern  ging  wesentlich  dieselbe  Verän- 
derung vor  sich,  ohne  dass  sich  die  namen  der  bishe- 
rigen beamten  änderten.  Wir  finden  Burgvögte  oder 
Grossvögte  über  grössere  bezirke  gesetzt,  und  unter 
ihnen  Stadtvögte,  Advocati  minores^  in  den  einzelnen 
Städten«  Die  ersteren  sind  nichts  anderes ,  als  jene 
Bambergischen  Centgrafen,  die  obersten  Stellver- 
treter des  Landesherrn  in  ihrer  provinz.  Daher  fuhren 
sie  auch  häufig  den  nameA  Vicedotnim,  Vizdome  oder 
Vizthume.  Die  Stadtvögte  aber  gleichen  dem 
Bambergischen  Schuldheiss.  In  vielen  Städten  kom- 
men aber  auch  Vogt  und  Schuldheiss  neben  einan- 
der vor  mit  verschiedenen  befugnissen ,  und  in  man- 
chen Städten  lässt  sich  nachweisen,   dass  beide  be- 


I)    ZöFFL    das  alte   Bamberger   reebt  (Heidelberg  1859.    8.) 
6.90  f. 
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nennungen  fUr  dieselbe  person  im  laufe  der  zeit 
gewechselt  haben« 

Diese  Veränderung  scheint  im  allgemeinen  seit 
der  mitte  des  dreizehnten  Jahrhunderts  vor  sich  ge- 
gangen zu  sein.  In  Böhmen  z.  b.  schont  besonders 
Przemysl  Ottokar  II,  dessen  regierung  in  die  jähre 
1253—1278  fällt,  dahin^  gearbeitet  zu  haben,  die 
Zupane  zu  unterdrücken,  nachdem  er  selbst  erst  im 
j.1248  ihre  macht  in  dem  aufstände  gegen  seinen 
vater  Wenceslav  I.  erprobt  hatte.  Auch  in  Baiern 
findet  man  seit  dem  ende  des  dreizehnten  Jahrhunderts 
grössere  provinzen  durch  nicht  erbliche  Vizdome  ver- 
waltet, und  diesen  untergeordnet  Fürstliche  Amtleute, 
welchen  das  platte  land  untergeben  ist.  Auf  diesen 
amtleuten  beruht  jetzt  vorzugsweise  Jie  Verwaltung 
des  landes.  Man  findet  sie  schon  in  einem  Verzeich- 
nisse der  Herzoglichen  einkünfie  aus  den  jähren  1280 
bis  1290  1),  während  von  Burgvögten  keine  spur 
vorkommt 

105.  Durch  diese  Umwandlung  der  Burgvögte 
aus  lehnleuten  in  landesherrliche  beamte  wurde  an 
sich  noch  nichts  f&r  die  Landesversammlungen  ge- 
wonnen, und  sie  ist  deshalb  bei  der  betrachtung 
der  Rittertage  unbeachtet  geblieben ,  obgleich  die  letz- 
ten! schon  in  die  zeit  dieser  neuen  gestaltung  fallen. 
Aber  sie  vnirde  wichtig  dadurch,  dass  ungeföhr  zu 
gleicher  zeit  sich  die  macht  der  Gemeinden  und  Ma- 
gistrate in  den  Städten  erhob ,  und  die  befugnisse  der 
Vögte  allmählig  auf  eine  solche  weise  einschränkte, 
dass  diese  nicht  mehr  für  sich  als  die  Vertreter  ihres 
bezirks  auftreten  konnten. 


1)    Bdcbueh  gesch.  v.  Baiero  5,  906.  i07. 
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Die  art  und  weise,  wie  die  Stadtmagistrate  ent- 
standen sind,  liegt  sehr  im  dunkeln,  und  ihr  Ur- 
sprung mag  auch  nicht  überall  von  gleicher  art  ge- 
wesen sein.  In  Köln  am  Rhein  und  andern  Städten, 
die  schon  von  den  Römern  errichtet  sind,  mag  die 
einrichtung  der  Curien  in  den  Römischen  Municipien, 
der  ordo  decurionum,  sich""  während  der  dunkleren 
Jahrhunderte  des  mittelalters  erhalten,  und  in  eini- 
gen andern  Städten  mag  sie  zum  vorbilde  gedient 
haben.  Anderwärts  ist  vielleicht  das  Schöffencolle- 
gium  des  Städtischen  gerichts  durch  eine  erweite- 
rung  seiner  beftignisse  in  den  städtischen  Rath  ver- 
wandelt. Es  lässt  sich  dies  besonders  in  Böhmen 
denken,  wo  in  jeder  Zupa  eine  besondre  Czuda  oder 
gericht  mit  gleichem  bezirke,  aber  ganz  von  der  mi- 
litairischen  Verwaltung  getrennt  bestand.  Der  Czu- 
dar  hatte  einen  andern  sitz  als  der  Zupan,  und  die 
Städte  bildeten  sich  gewöhnlich  an  dem  sitze  des 
erstem.  Allgemein  war  aber  diese  entstehung.  des 
Stadtraths  aus  dem  Schöffencollegium  gewiss  nicht, 
denn  in  Bamberg  z.  b.  bestanden  beide  zu  gleicher 
zeit  neben  einander  i).  In  manchen  Städten  scheinen 
Rath  und  Schöffen  sich  zu  einem  einzigen^  coUegium 
vereinigt  zu  haben.  Wieder  an  andern  orten  mögen^ 
Zunfteinrichtungen  dem  Magistrate  seine  erste  gestalt 
gegeben  haben,  so  wie  sehr  häufig  Veränderungen 
in  der  städtischen  Verfassung,  und  namentlich  in  der 
Zusammensetzung  des  städtischen  Rathes  durch  sie 
erzeugt  sind. 

Im  allgemeinen  verhielt  sich  der  Stadtrath  nicht 
anders  zu  der  Städtischen  gemeinde,   als  der  Rath 


1)     ZöpFL  das  alte  Bamberger  reckt  8.  76  f. 
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der  Grossen   za   der  versammlang  des  volks.     Er 
war  die  kleinere  anzahl  der  angesehensten  aus  der 
gemeinde,  mit  welcher  man  geringere  angelegenhei- 
ten  und  tägliche  geschäfte  berieth,    wenn  es  unnö- 
thig  oder  unthunlich  schien,    die  Versammlung  der 
ganzen  gemeinde  zu  befragen«     Als  in  Bamberg  im 
j.  1398   in   folge  von  empörungen   der  bürgerschaft 
zwischen  dieser  und  dem  Bischöfe  ein  vergleich  ge- 
stiftet wurde,  durch  welchen  der  Stadtrath  ganz  ab- 
geschafft  werden    sollte,    traf,    man    unter    andern 
die  bestimmung:  weil  die  bürgerschaft  demnach  kei- 
nen Rath  habe,  so  möge  sie  zu  einander  gehn  und 
sich   in   gemeinschaftlicher   Versammlung    berathen, 
wie  das  von  alters  herkommen  sei  i). 

Die  entwickelung  der  gemeindeverfassung  und 
gemeinderechte,  auf  welcher  die  städtische  freiheit 
beruhte,  bestand  nun  zunächst  in  einer  befreiung 
der  Stadt  von  der  gewalt  des  ehemaligen  Burgvogts. 
Sie  erhielt  einen  Vogt  nur  für  ihren  bezirk,  und  bil- 
dete daher  eine  abgesonderte  herrschaft  in  dem  be- 
zirke, welcher  frfiher  dem  Burgvogt  untergeben 
war.  Wo  noch  der  Grossvogt  oder  Vizdom  über 
dem  Städtischen  Vogte  stand,  war  seine  befugniss 
auf  die  Wahrnehmung  der  rechte  eingeschränkt,  wel- 
che der  Landesherr  etwa  noch  in  der  Stadt  besass, 
und  selbst  diese  amtsthätigkeit  desselben  ^ar  oft 
nur  eine  controle  des  Stadtvogts.  Nur  etwa  die  pein- 
liche gerichtsbarkeit  blieb  dem  Grossvogt  vorbehal- 
ten,  während  Stadtvogt  und  Schuldheiss  die  ganze 


I)  ScauBEBT  Haclifrage  z.  liistor. yersuch  fiber  clic  gfistliclie  und 
MreUliche  sfats-  und  gerichlsverfassung  des  HocLstifU  Bamberg 
(Erlangeo  1792.  8.)  8.127.  t^.    Zöpfl  a.  a.  o.    8.76. 
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übrige  rechtspflege  übten,  das  au%ebot  zum  heer- 
dienst verwalteten,  alle  öffentlichen  abgaben  erho- 
ben, und  alle  städtischen  angelegenheiten  leiteten. 

Schon  hieraus  folgte  mit  nothwendigkeit,  dass 
der  städtische  Vogt  jetzt  mit  weit  grösserm  rechte 
die  Vertretung  der  Stadt  auf  dem  Landtage  in  an- 
sprach nehmen  musste,  als  der  Grossvogt  oder  Viz- 
dorn.  Der  letztere  erschien  vielmehr  als  ein  hofbe« 
amter,  als  ein  hauptmann  des  landes,  dem  etwa 
auch  Ritter  und  Dienstmannen  untergeben  sein  konn- 
ten, während  diese  den  herrschaftsverhältnissen  nach 
mit  den  Vögten  auf  einer  linie  standen.  Allein  es 
würde  hiermit  noch  wenig  für  die  entwickelung  der 
Verfassung  gewonnen  sein,  wenn  sich  nichts  weiter, 
als  die  person  dessen  verändert  hätte,  der  zunächst 
der  Stadt  vorgesetzt  war. 

Von  grösserer  bedeutung  war  es,  dass  auch 
seine  rechte  eine  grosse  Veränderung  erfuhren,  in- 
dem dem  Stadtrathe  oder  der  Gemeinde  ein  gewisser 
antheil  an  der  herrschaß  eingeräumt  wurde.  Im 
dreizehnten  Jahrhundert  findet  sich  von  dieser  zwei- 
ten entwickelungsstufe  der  Städtischen  Verfassung 
in  den  landsässigen  Städten  noch  keine  spur.  In  be- 
ziehung  auf  Vertretung  ist  Vogt  und  Stadt  noch  ge- 
wissermassen  ein  begriff,  so  dass  bald  von  einer 
Versammlung  der  Vögte,  bald  von  einer  Versamm- 
lung der  Städte  die  rede  sein  kann.  Eine  Thürin- 
ger Chronik  lässt  im  j.  1308  alle  Vögte ,  Praefeeti^ 
und  viele  Edle  des  landes  sich  bei  Erfurt  versam- 
meln, um  den  neuen  Landgrafen  anzuerkennen,  und 
auf  einem  andern  Landtage  in  demselben  jähre ,  er- 
richtet dieser  Fürst  nach  derselben  erzählung  einen 
landfrieden,    welchen  alle  Edeln  des  landes  sammt 
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den  Städten  schliessen  0«  Schwerlich  war  die  eine 
versammlang  wesentlich  von  der  andern  verschie- 
den. Als  begleiter  der  Vögte  darf  man  aber  die  an- 
gesehensten des  orts  erwarten,  wie  das  schon  frü- 
her in  beziehung  auf  die  Rittertage  nachgewiesen 
wurde,  und  es  lässt  sieh  sogar  denken,  dass  unter 
diesen  angesehensten ,  der  potentia  oder  den  potesta^ 
tes^  mitglieder  des  neu  entstandenen  Ratfaes  nicht 
gefehlt  haben  werden.  In  der  that  findet  man  schon 
auf  einer  Versammlung,  welche  Markgraf  Dietrich 
von  Meissen  im  j.  1218  zu  Skölen  hielt ,  neben  Gi- 
seier,  dem  Vogt  von  Leipzig,  zwei  Kaufleute,  Herr- 
mann von  Sahia  und  Gottfried  von  Riperts  2).  Un- 
willkührlich  erinnert  diese  erscheinung  an  die  frü- 
here Englische  sitte,  nach  welcher  jede  Stadt  von 
dem  Könige  aufgefordert  zu  werden  pflegte,  durch 
zwei  abgeordnete  das  interesse  ihrer  gemeinde  im 
Parliamente  vertreten  zu  lassen. 

Nur  in  dieser  weise  darf  man  sich  die  Vertre- 
tung der  Bürger  denken,  wenn  im  dreizehnten  Jahr- 
hundert von  Versammlungen  der  Städte  die  rede  ist. 
Es  ist  .noch  kein  Landtag,  sondern  nur  ein  Ritter- 
tag ,'  wenn  z.  b.  im  j.  1260  die  Edeln  und  die  Städte 
von  Steiermark  sich  vereinigen,  König  Ottokar  II. 
von  Böhmen  um  seinen  beistand  gegen  die  Ungarn 
zu  bitten  3). 

1)  —  singulos  advocatos  terrae  Tkuringiae  et  orientälis  mul- 
tosque  aUofl  nobiles  terrae  convocayit  —  omnes  nobiles  terrae 
Tkuringiae  cum  ciTitatibus.  Cbron.  Sanpetrinum  bei  Mekckbk 
Script,  rer.  Germ.  5,  517.  519.     Vergl.  oben  §.  67.  tb.  I.  s^221. 

2)  Weck  bescbreib.  und  Torstellung  von  Dresden  s.  456  C. 

3)  —  ad  instantiam  Styrensinm  nobilium  et  ci?itatam  —  di- 
ctus   dominus   regni  Bobemiae  Styrienses    in  suam    proteetionem 
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Aber  mit  dem  anfange  des  vierzehnten  Jahrhun- 
derts erhoben  sich  überall  die  Gemeinden  und  Stadt- 
räthe  gegen  die  Vögte,  und  suchten  grössere  Selb- 
ständigkeit zu  gewinnen,  indem  sie  die  macht  der 
Vögte  schwächten  oder  gar  vernichteten.  Die  Städte 
Aken,  Wittenberg  und  Herzberg  trafen  im  j.  1306 
Vorkehrungen  für  den  fall,  dass  eine  von  ihnen 
durch  abgedrungene  Widersetzlichkeit  gegen  ihren 
Vogt  die  gnade  des  Herzogs  von  Sachsen  verwirken 
sollte.  Sie  verpflichteten  sich  gegeneinander,  in  einem 
solchen  falle  gemeinschaftlich,  gleich  als  ob  sie  alle 
mitschuldige  wären,  des  Herzogs  gnade  anzuflehen  i). 
Im  j.  1323  verbanden  sich  Rathmannen  und  Gemeinden 
von  Wittenberg  und  Köthen,  nicht  zu  dulden,  dass  ihre 
Vögte  oder  Hauptleute  einen  geächteten  bfirger  auf- 
nähmen, ja,  der  Vogt  oder  Hauptmann,  der  dies 
wagen  würde ,  sollte  selbst  der  strafe  des  geächteten 
unterworfen  werden  2),  £s  gelang  indessen  den 
Städten  nicht  überall  gleich  rasch  und  gleich  voll- 
ständig, sich  der  herrschaft  des  Vogts  zu  entledigen. 
'Oft  erhielt  die  Stadt  einen  gewissen  einfluss  auf  die 
wähl  des  Vogts.  Stralsund  erlangte  im  j.  1319  ein  Fürst-' 
liches  Privilegium,  wonach  die  Stadt  der  einsetzung 
eines  ilir  unangenehmen  Vogtes  widersprechen  durf- 
te, und  im  j.  1325  wurde  dasselbe  auf  alle  Städte 
von  Rügen  ausgedehnt  3)«  Im  j.  1322  erhielt  Greifs- 
wald sogar  das  recht,   sein  Vogt  mit  Zuziehung  des 


recepit.      Gontia.   Cosnm   Prag,   ad    a.  1260.    (Vicnnae  I7S2.    4). 
pag.  9t   und  bei  (Pelzel  et  Dobrowsry)  scr.   rer.  Bofaem.J,  594. 

1)  ScaÖTTGER  et  Kreysig  dipiom.  et  Script.  5,  402. 

2)  SCBÖTTGEM    et   RttEYSIG   5,   40o    A. 

5)     Darthold  gesell,  y.  Bugen  u.  Pommern  5,  29G. 
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Grossvogts  selbst  zn  wählen  l),  und  aach  dieses 
ist  durch  einen  freibrief ,  welcher  im  j.  1327  dem 
gesammten  lande  ertheilt  wurde,  auf  alle  Pommer* 
sehen  Städte  erstreckt  *^).  ,.  Aber  wo  auch  das  nicht 
erreicht  wurde,  brachten  ^  die  Städte  doch  wenig- 
stens dahin,  dass  die  herrschafi  innerhalb  ihres  be- 
zirkes  nicht  mehr  dem  Vogte  allein  zustand, 
dass  dieser  nicht  mehr  für  sich  allein  die  Stadt 
vertreten  konnte.  -  Er  blieb  zwar  häufig  noch  Vor- 
sitzender des  Stadtraths,  und  erschien  noch  an  der 
spitze  derer,  welche  von  der  Stadt  auf  den  Landtag 
gesendet  wurden.  Aber  er  war  nur  ein  leitendes 
mitglied  des  coUegii ,  welches  jetzt  die  Stadt  regierte, 
und  die  abgeordneten ,  welche  neben  ihm  den  Land- 
tag besuchten,  waren  nicht  mehr  namenlose  beglei- 
ter,  bildeten  nicht  mehr  sein  gefoige,  sondern  sie 
standen  neben  ihm  mit  gleichem  rechte  und  gleicher 
stimme.  Es  war  also  das  resultat  des  ersten  Schrittes 
zur  Städtischen  Selbständigkeit,  dass  die  Stadt  auf 
dem  Landtage  durch  Landesherrliche  und  Städtische 
beamte  zugleich  vertreten  wurde.  So  finden  wir  es 
in  Wfirtemberg,  und  hier  kamen  bis  zum  ende  des 
fünfzehnten  Jahrhunderts  die  Städte  nicht  über  diese 
erste  stufe  der  entwickelung  hinaus.  Hier  ist  der  Ura- 
cher vertrag  vom  j.  1473  sowohl,  als  der  Münsinger 
vertrag  vom  j.  1482  besiegelt  von  den  Vögten,  Schuld- 
heissen,  Kellern,  Bürgermeistern,  Richtern  und  gan- 
zen Gemeinden  der  Aemter  zu  Stuttgart  und  an  den 
übrigen  orten.    Die  drei  ersten  waren  die  Gräflichen 


i)    KosBCABTEN  Pomiuerscbe  und  Rugische  gescliichtsdcnknifiler 
(Greifswald  IS54.  8;  I,  II. 
2)    D/BHNERT  Pommersche  landesurlsunden  I,  4OT. 
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beamten,  Bürgermeister  und  Richter  dagegen  die 
obersten  jeder  Stadt.  Ob  die  beiden  letztem  zugleich 
namens  der  Gemeinde  auftraten,  oder  ob  diese  noch 
besondre  abgeordnete  hatte,  bleibt  ungewiss  t),  Inwie« 
fern  übrigens  hier  zugleich  an  ^  eine  Vertretung  der 
landgemeinden  gedacht  werden  darf,  davon  wird 
noch  weiter  unten  die  rede  sein. 

Häufig  ist  es  den  Städten  gelungen,  den  Fürst- 
lichen Vogt  ganz  zu  entfernen ,  oder  wenigstens  seine 
befugnisse  so  sehr  hei:abzudrücken ,  dass  derselbe 
gar  keine  selbständige  Stellung  auf  dem  Landtage 
behielt.  In  Würtemberg  finden  wir  seit  dem  anfange 
der  folgenden  periode  nur  noch  einen  vom  Rathe 
und  einen  vom  Gerichte,  also  etwa  Bürgermeister 
und  Richter,  oder  deren  Stellvertreter  aus  jeder  Stadt 

In  vielen  ländern  wurde  auch  die  gerichtsbarkeit 
von  den  Städten  erworben,  so  dass  entweder  der 
Stadtrath  dieselbe  in  eigner  person  übte,  oder  so, 
dass  dieser  oder  die  gemeinde  den  Richter  ernannte. 
Dies  hatte  den  erfolg,  dass  kein  besonderer  abge- 
ordneter des  Gerichts .  mehr  auf  den  Landtagen  er« 
schien.  In  Lüneburg  z.  b.  nahmen  schon  an  den 
Verhandlungen  über  die  erbfolge  nach  Herzog  Wil- 
helms tode  um  die  mitte  des  vierzehnten  Jahr- 
hunderts nur  je  zwei  Rathmänner  aus  den  beiden 
hauptstädten,  Lüneburg  und  Hannover,  theil.  In 
Kurtrier  finden  wir  auf  den  Landtagen  sämmtliche 
Rathmänner  der  hauptstadt,  aber  keinen  vom  geriefte. 

Eine  weitere  ausbiidung  der  Städtischen  Verfas- 
sung bestand  häufig  darin,  dass  dieselbe  einen  de- 
mokratischen Zusatz  bekam,   indem  etwa  die  zünfte 


I)    Reyscheb  samml.  Würfemb.  gesefte  I,  4S8.  494. 
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oder  die  gemeinde  einen  gewissen,  antheil  an  der  be- 
setznng  des  Sfadtraths  erhielten,  oder  indem  eine 
controUrende  behörde  als  äusserer  Rath,  oder  als 
besondres  coUegium  der  Altermänner,  Stadtverord- 
neten u.  8.  w.  neben  dem  Städtrathe  entstand.  SoU 
che  änderungen  in  der  Verfassung  müssen/auch  auf 
die  form  der  Vertretung  von  einfluss  gewesen  sein. 
Indessen  lassen  unsere  quellen  uns  in  dieser  hin- 
sieht zu  rathen  übrig.  In  Baiern,  wo  uns  die  nach- 
richten  nicht  fehlen,  finden  wir  in  der  form  der  Ver- 
tretung neben  einer  gewissen  Übereinstimmung  eine 
grosse  manchfaltigkeit,  welche  zeigt,  dass  sich 
noch  kein  bestimmtes  herkommen  gebildet  hatte, 
dass  vielmehr  sehr  vieles  von  der  willkühr  des  Her- 
zogs abhing,  der  den  Landtag  berief,  oder  auch  der 
Stadt,  welche  den  Landtag  beschickte.  Wir  finden 
nämlich  nirgend  besondere  abgeordnete  vom  Gerichte, 
denn  die  Bairischen  Städte  und  Märkte  hatten  schon 
im  j.  1311  sämmtlich  die  gerichtsbarkeit  erworben. 
In  der  regel  erscheinen  nur  abgeordnete  vom  Rathe. 
Ein  einzigesmal,  im  j.  1458,  werden  zu  der  Land- 
schaft des  Landshut-Ingolstädter  antheils  je  zwei  vom 
Rath  und  zwei  von  der  Gemeinde  berufen,  ohne  dass 
dabei  zwischen  Städten  und  Märkten  ein  unterschied 
gemacht  wäre  i).  Dies  lässt  vermuthen,  dass  in 
andern  fällen  etwa  auch  die  gemeinde  Uire  stimme 
zu  der  wähl  des  abgeordneten  habe  gelten  müssen.^ 
Die  zaU  der  abgeordneten  ist  ebenfalls  sehr  ver- 
schieden. Die  Stadt  München  ernennt  in  der  regel 
theils  abgeordnete  vom  innern,  theils  vom  äussern 
Rath ,  aber  in  sehr  ungleicher  menge.     Im  j.  1460 


I)     (RBEnNBR)  Bair.  Landtagsliandl.  7,  26. 
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sendet  sie  den  Bürgermeister ,  einen  vom  innem  nnd 
zwei  vom  äussern  Rath,  fiinf  jähr  später  dagegen 
vier  vom  innern  und  einen  vom  äussern  Rath,  und 
im  j.  1480  wieder  den  Bürgermeister  und  einen  Raths- 
herm  vom  innem,  aber  doch  nur  einen  vom  äussern 
Rath  i).  Die  übrigen  Städte  senden  nicht  leicht  mehr 
als  zwei  abgeordnete.  Nur  Straubing  lässt  im  j.  1461 
durch  sechs  abgesandte  huldigen  2).  In  den  meisten 
f&llen,  da  im  berufungsschreiben  die  zahl  bestimmt 
wurde ,  mussten  die  Städte  zwei  und  die  Märkte  einen 
vom  Rathe  schicken,  wie  z.  b.  im  j.  1463  zu  dem 
Straufoinger,  und  in  den  j.  1496.  und  1497  zu  den 
Landshut  -  Ingolstädter  Landtagen  3).  Zu  kleinern 
Versammlungen,  auf  welchen  nicht  mit  der  vollen 
Landschaft  berathen  werden  sollte,  berief  Herzog 
Mbrecht  IV.  in  den  Jahren  1478, 1479, 1481  und  1493 
zwei  des  Raths  von  München  und  einen  des  Raths 
von  zwei  oder  drei  andern  Städten  4).  Oft  wurden 
aber  auch  von  Märkten  je  zwei  abgeordnete  gesandt 
In  Landshut-Ingolstadt  wurden  von  allen  Städten  und 
Märkten  im  j.  1488  je  zwei,  oder  zum  mindesten 
einer  vom  Rath,  und  im  j.  1499  von  allen  Städten 
und  den  meisten  Mßtkten  je  zwei  einberufen  5). 
Auf  dem  Manchen- Straubinger  Landtage  von  1494 
waren  drei  abgeordnete  von  München,  je  zwei  von 
einigen  Städten  und  zwei  Märkten,  und  je  einer  von 
den  übrigen  Städten  und  Märkten  6)*    In  den  meisten 

1)  Rkenskr  8,  bH.  117.    8,  518. 

2)  Das.  6,  11. 

3)  Das.  6,  48.    12,  394.  404.    13,  65. 

4)  Da«.  8,  292.  303.  360.    9,  189.  296.    11,  432. 
3)  Das.  12,  204.    13,  74. 

6;    Das.  9,  536-338. 

n.  6 
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fallen  mag  es  dem  herkommen  oder  dem  freien  wil- 
len jeder  Stadt  überlassen  sein,  wie  viele  sie  zum 
Landtage  senden  wollte.  In  den  einberufungsscbrei- 
ben  von  den  j.  1472,  1473,  1475  und  1488  fordert 
Herzog  Albrecht  IV.  nur  ganz  unbestimmt  eine  tref- 
liche  Rathsbotschaft,  ohne  ihre  beschaffenheit  weiter 
zu  bestimmen  i). 

Diese  Ungleichheit  der  behandlung  ist  übrigens 
noch  weit  weniger  auffallend,  wenn  man  beachter, 
wie  ungleich  bei  verschiedenen  Städten,  ja  bei  einer 
und  derselben  Stadt  die  bezeichnung  derer  war, 
welche  das  St&dtische  regiment  hatten.  Bald  ist  es 
der  Rath  allein,  bald  Pfleger  und  Rath,  bald  Rath 
und  Gemeinde,  und  bisweilen  wird  auch  noch  der 
Richter  daneben  genannt,  ohne  dass  man  in  allen 
föUen  deshalb  schon  auf  einen  Wechsel  oder  eine 
Ungleichheit  der  Städtischen  Verfassungen  schliessen 
dürfte  2). 

1)  (Krenner)  Bair.  Landtagsli.  8,  64.  97.  159.  173.  S36. 

2)  Die  bescbwerden  der  Märkte  Falkenstein  und  Regen- 
atanf  in  den  jähren  I4S5  und  1458  sind  unterschrieben  TOn 
Bath  und  Gemeinde.  RaBiiiiBa  1,  309.  355.  3,  191.  Der  Sudt 
Laningen  und  des  Markts  Schrobenhausen  sehreiben  an  den 
Herzog  Tom  j.  1445  sind  unterschrieben  von  Bürgermeister 
und  Rfithen.  Das.  3,  89.  98.  Von  zwei  schreiben  der  stadt 
Aichach  von  demselben  jähre  ist  das  eine  nur  ron  dem  Ra- 
the,  das  andre  von  Rath  und  Gemeinde  unterseich nel.  Das.  3,. 
95.  100.  Für  die  Stadt  V^asserburg  unterschreibt  im  j.  1446 
nur  der  Rath.  Das.  3,  306.  In  demselben  jähre  schreibt  aber 
Pfleger  und  Stadt  Wasserburg  an  die  TOn  -Ingolstadt  Das.  3, 
311.  Im  j.  1447  schreibt  Herzog  Albrecht  HI.  wegen  der  Ingol- 
städter  erbschaft  an  Pfleger,  Rath  und  Gemeinde  von  Wasser- 
burg, Rufstein,  Rattenberg,  Rizpiehl,  Schärdingen,  Ingolstadt 
und  Reichertshofen ,  an  Pfleger,  Burgermeister,  Rath  und  Ge- 
mcindt  von  Lauingen,  und  an  Bürgfermeister,   Rath  und  Gemeinde 
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106.  Die  bisherige  darstellung,  bo  dürftig  sie 
bei  der  beschaffenheit  unsrer  quellen  erscheinen  mag, 
wird  dennoch  hinreichen,  nm  zu  zeigen,  wie  noth- 
wendig  nnd  innig  der  Zusammenhang  zwischen  der 
ausbildung  der  Städtischen  Verfassung  nnd  der  Ver- 
tretung der  Städte  neben  den  beiden  ersten  Ständen 
war.  Die  theilnahme  der  Städte  an  den  Landtagen 
darf  also  nicht  mehr  betrachtet  werden  als  Wirkung 
irgend  eines  ausserordentlichen  ereignisses,  einer 
revolution  oder  des  weisen  entschlusses  eines  For- 
sten. Aber  freilich  verbergen  sich  die  Übergänge 
zu  einer  neuen  gestaltung  gern  vor  den  blicken  des 
beobachter$ ,  bis  das  vollendete  plötzlich  und  schein- 
bar unvorbereitet  da  ist.  Dann  sind  allerdings  „die 
wichtigsten  entwickelungen  so  schnell, <  und  mit  einem 
male  so  gross  da,  als  ob  es  die  geschichte  eii^er 
revolution  wäre,  und  die  festigkeit  des  anscheinend 
so  eben  entstandenen  ist  zugleich  auch  so  unerschüt- 
terlich, dass  das  allgemeine  gefahl  des  bedürfnisses 
hier  eine  kraft  und  festigkeit  zeigt,  die  man  sonst  in 
dingen  dieser  art  blos  von  der  macht  der  gewohnheit 
erwarten  darf."    So  urtheilte  Spittler  0  ^her  die  ge« 


Too  Friedberg,  Rhain,  Aichach,  Neuhnrg  und  Schrohenhaaseo.  Aber 
▼OD  Laaingen  und  Neuburg  antworteo  nur  Bürgermeister  und  Bäthe, 
TOB  SchärdingeD  dagegen  Gesellen,  Kämmerer,  Rath  und  Ge- 
meinde. Das.  5,  340  i.  Im  j.  1468  schreibt  der  Herzog  an  Rfimme- 
rer  und  Räthe  zu  Straubing,  Pfleger,  Richter,  Kämmerer  und  Räthe 
zu  Deckendorf  und  Kelheim,  Richter  und  Stadt  zu  Dietfurt,  Bür- 
germeister  und  Rath  zu  Sulzbach,  Pfleger,  Richter,  Bürgermei- 
ster und  Rath  zu  Hemau,  Pfleger,  Bürgermeister  und  Rath  zu 
Schwandorf,  Vcllburg  und  Veldorf.  Das.  3,  ^6.  Vcrgl.  das.  6, 
90.  lOo. 

I)     Zweite  Sammlung  s.  5S5. 

6* 
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schichte    der  Würtembergschen    Verfassung,    da  er 
kein  früheres  auftreten  der  Stände ,  als  den  Landtag 
zu  Münsingen  vom  j.  1482  kannte.    Seitdem  hat  die 
geschichte    auf  einen  altem  Landtag   zu  Leonberg 
vom  j.  1457  hingewiesen ,   und  dass  auch  dies  nicht 
der    erste    war,    ergiebt    sich    daraus,     dass   Graf 
Ulrich,  indem  er  sich  weigert,   mit  dem  Landtöge 
darüber  zu  unterhandeln,  ob  ihm  die  bevorniundung 
der  minderjährigen  Fürsten  zustehe,  dennoch  zugleich 
unbedenklich  anerkennt,  dass  er  schuldig  sei,  die 
Vormundschaft  nach  Rath  der  Ritterschaft  und  Land- 
schaft zu  führen  (§.163). 

In  andern  ländern  verlieren  sich  die  spuren  der 
Städtischen  Landstandschaft    oft    in    das  dreizehnte 
Jahrhundert    Die  Lüneburgsche  Landschaft  von  Prä- 
laten, Rittern  und  Städten  ist  häufig  ials  die  älteste 
Vereinigung  der   drei  Stände  bezeichnet,   und  man 
sucht  die  Ursache  dieser  Vereinigung  gewöhnlich  in 
den  Verhandlungen  des  Herzogs  Wilhelm  und  seiner 
Landschaft  mit  Junker  Ludwig  über   die  nachfolge 
in  der  herrschaft,  im  }.  1357.    Aber  es  fehlt  in  den 
Braunschweig-Lüneburgschen  ländern  nicht  an  altem 
nachrichten,    welche    wenigstens    zeigen,    dass    die 
Städte  schon    früh  eine   sehr  unabhängige  Stellung 
neben    den    übrigen    Ständen    eingenommen    haben. 
Im  j.  1292   nämlich    machte    Herzog   Heinrich    an- 
spruch    auf    die    mitregierung    des   landes    Braun- 
schweig,   während  sein  bruder  Albrecht  sich  allein 
in  den   besitz  desselben   setzte.      Da  schrieb  Hein- 
rich an  die  Räthe,  Ritter  und  Knappen,  und  Städte 
des  landes,   und  gebot  ihnen,    da  sein  bruder  vor- 
haben solle,    sich  allein  huldigen  zu  lassen,    vi^äh- 
rend   sie    doch    dem   einen,    wie  dem   andern    mit 
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pflichten   und    eiden  sugethan  und  verwandt  seien, 
dass  sie  seinem  bruder  zu  diesem  unbequemen  und 
unfreundlichen    vornehmen    keine    Zustimmung    und 
hülfe  gewähren,  vielmehr  ihn  davon  abhalten  und 
hindern  .  lassen    sollten  i ).      In    demselben   jähre 
schrieben  auch  die  Herzoge  Otto  und  Albert ,  da  sie. 
sich    über  eine  gemeinschaftliche  regirung  im  Göt- 
tingischen  vereinigt  hatten,   an   die  Stadt  Münden: 
falls  wieder  Uneinigkeit  unter  ihnen  eintreten  würde, 
sollten  die  festen  platze  keinen  von  ihnen  unterstü- 
tzen,  noch   einlassen,    sondern  mit  rath  und  hülfe 
der  Ritterschaft  die  ausgleichung  des  Streites  abwar- 
ten 2).     Man  erkennt  hier  einerseits  noch  die  mili- 
tairische  bedeutung   der  Burg  oder  Stadt,   während 
dieselbe  andererseits   schon  als  eine  corporation  mit 
eigenem    entschlusse   und    eigenen    rechten  auftritt, 
denn  die  aüfforderung  ist  nicht  an  -den  befehlshaber, 
sondern  an  den  festen  platz  selbst  gerichtet.    Ihm 
wird  ein  verfahren  vorgeschrieben,  wie  es  in  Wür 
tem'berg  noch  vor  dem  Leonberger  Landtage  im  j.  1457 
von  den  Städten  und  der  Landschaft  eingeschlagen 
wurde  (§.163).  Ein  jähr  später  verkaufte  Herzog  Otto 
das  münzredu  in  dem  Lüneburgschen  münzbezirke  an 
die  Prälaten,  Ritter  und  Knechte,  und  die  geliebten  bür- 


1)  Rehtmeier  Braunschweig  Lüneburgsch«  cbronica  s.  ^'^.  Ir- 
rig  ist  dort  das  GoUiogische  für  das  Braunschweigsche  land  ge- 
setzt. Vergl.  Erath  histor.  nacbricht  von  deo  Br.  Lüiieb.  erblUei- 
lungen  8.10.  not.  27. 

S)  Si  ?ero  disseusio  ioter  oos  fieret  casa,  munilioocs  iiostrae 
Bos  non  ju^abuot,  nee  nos  iotroiQUtent,  scd  cum  auxilio  et  cou- 
sijio  fidelium  nostrorum  coocordiam  exspectabuni;  qua  facta  uo- 
bis  obedient  et  servient  pariter,  sicut  ante.  Scheioius  origiues 
Guelficaei  (Uannoverae  17^  fol.)  4,  pratf.  p.  21. 
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ger  der  Städte  und  Weichbilde  Lüneburg,  Uelzen, 
Wittingen,  Lfichow,  Dannenberg,  Hitzacker,  Ble- 
kede,  Dalenberg,  Bevenhausen,  Winsen,  Hitfeld, 
und  an  die  übrigen  lente  in  den  Weichbilden  nnd 
Dörfern,  in  denen  die  Lüneburgsche  münze  zu  gel* 
ten  pflegte  i). 

In  Mecklenburg  wurde  im  j.  1277  dem  salzwerke 
zu  Sülze  ein  freibrief  mit  rath  der  Lehnleute  und 
der  Bürger  von  Rostock  ertheilt  2) ,  nnd  schon  im 
j.  1329  werden  Rathmänner  von  Rostock  und  Wismar 
in  den  Rath  aufgenommen,  welchen  Heinrich  der 
Löwe  zum  Vormunde  seiner  unmündigen  söhne  und 
zum  regenten  des  landes  einsetzte.  Seitdem  findet 
man  beständig  die  Städte  auf  den  Mecklenburgischen 
Landtagen  3). 

In  Pommern  verspricht  Herzog  Bogislav  im  j.  1283 
der  Stadt  Stargard,  ihr  die  rechte  und  freiheiten 
aufrecht  zu  erhalten,  welche  kürzlich  den  verbün« 
deten  Fürsten,  Edeln,  Vasallen  und  Städten  zuge- 
sichert seien  4),  Dieses  bündniss  wird  noch  weiter 
unten  besprochen  werden.  Auch  hier  wurden  schon 
im  j.  1327  zwei  Rathmannen  aus  jeder  Stadt  in  den 
RaÄ  gesetzt,  welchen  die  Landschaft  den  Herzogen 

1)  Urk.  T.  1295  in  den  Hannoverschen  beitrigen  zum  nntzeii 
nnd  vergnügen  1763.  st.  £S7.  s.  9il. 

%  Rddloff  cod.  dipl.  Megapolit.  s.  99.  no.56.  Dessen  gesch. 
Ton  MeclsIenburgS,  151  und  Lützow  Tersuch  einer  pragmat.  gesch. 
▼on  Mecklenborg  2,  145» 

3)  LÜTZow  das.  2,  414.  not.  S. 

4)  Insnper  civitas  ante  dicta  et  inhabitatores  ejns  manebont 
apud  gratias  et  libertates,  qnas  principes,  nobiles,  yasaUi  et  ei> 
vitates  confoederatae  noviter  sunt  adeptae,  et  baec  mutuis  privi- 
Ifgiis  tanquam  civitafes  aliae  confirmabunt.  Scböttgeii  et  Rbeysig 
diplomat.  et  Script  S,  9. 
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Otto  und  Barnim  gab,  damit  sie  in  aUem,  was  das 
land  anging,  nach  dessen  meinung  thät^n  i). 

Auch  in  Böhmen  findet  man  schon  im  j.  1281 
die  Königlichen  Städte  auf  dem  Landtage.  Als  nach 
der  ermordung  des  letzten  Przemysl  durch  den  Czas- 
lauer  vertrag  die  landesverwesung  sammt  der  Vor- 
mundschaft über  König  Wenzel  IL  im  j.  1278  an  Mark- 
graf Otto  den  Langen  von  Brandenburg  gekommen 
war,  verfuhr  dieser  sammt  den  ihm  nachfolgenden 
Deutschen ,  bei  denen  noch  der  ruf  von  dem  glän- 
zenden hofe  Ottokars  ü.  nicht  vergessen  war,  so 
gewaltthätig  und  gewinnsüchtig,  dass'^in  allgemeiner 
aufstand  gegen  die  Deutschen  ausbrach.  Rudolf  von 
Habsburg  beendigte  den  Zwiespalt,  indem  er  auf  die 
Seite  des  volks  trat,  und  dem  bflrgerkriege  eine 
entschiedene  wendung  gab.  Am  25.  november  1280 
wurde  ein  vergleich  geschlossen,  welcher  die  her- 
stellung  des  friedens  und  der  Ordnung  an  eine  all- 
gemeine Versammlung  der  Stände  Böhmens  wies, 
die  nach  Weihnachten  zu  Prag  gehalten  werden 
sollte.  Zu  diesem  Landtage  wurden  nicht  blos 
die  Barone  und  Ritter,  sondern  auch  Bürger  der 
festen    Städte    berufen  2).      Die    Versammlung    er- 


1)  Item  ex  vasallis  autea  dictU  commiiiiiter  eligi  debeat  4 
milites  et  ex  qaalibet  civitate  2  eonsales,  qaoram  conseasu  expe- 
diri  debent  omnia  et  gingula,  quae  io  terris-pracdictis  expediont 
facieoda.  Posse  sfatseigenthum  und  statsrcprfisentatioDsrecbt  s. 
186.  not.  b.  aus  Balthasar  abbandl.  Ton  d.  Landrätben  io  Pom- 
merii  s.  5. 

^)  —  celebraTlt  colloquiom  cum  Tb.  episcopo  Prageosi  et  IVo- 
bilibus  terrae,  Miiitibas,  Barooibas,  nee  nou  civibus  muDitarum 
CiTitatum.  CoQtio.  Goshab  Prag,  ad  a.  1281  (Vieonae  1752.  4.) 
p.  155.  Palacsy  gescb.  v.  Böbmea  %  1.  s.  159.  not.  225  u.  s.  352  f. 


88      IV.    Zasammensetzung  der  Landstäade. 

schien,  und  legte  den  Zwiespalt  in  der  weise  bei, 
dass  dem  Markgrafen  gehuldigt,  und  eine  Steuer 
Ton  15,000  mark  Silbers  yersprochen  wurde ,  woge- 
gen er  sammt  allen  Deutschen  das  Böhmerland  räu- 
men, Wenzel  nach  Prag  zurückbringen,  und  die 
erziehung  desselben  so  wie  die  regierung' des  landes 
den  bänden  des  Bischofs  und  der  höchsten.  Landes- 
beamteii  überlassen  musste« 

Indessen  war  die  Landstandschaft  der  Städte 
noch   nicht  völlig   gegen    die   eifersucht  des  Adels 
gesichert.     Noch   im  j.  1309  brach  das  .ringen  der 
beiden  Stände  um  ihre  politischen  rechte  in  offene 
flammen  aus.    Einige  der  reichsten  Bürger  von  Prag 
und  Kuttenberg  verschworen  sich  gegen  einige  der 
höchsten   Statsbeamten   und  Barone,   durch  welche 
sie  in  der  freien  benutzung  der  Kuttenberger  berg- 
werke  beschränkt  zu  sein  glaubten,   und  der  König 
soll  um  den  plan  gewusst  haben»  da  man  die  mei- 
nung  verbreitet  hatte,   dass  jene  Grossen  in  seinem 
Bathe  nur  den  bergbau  benutzten,   um  sich    selbst 
auf  kosten  des  öffentlichen  Interesses  und  der  stats- 
kasse  zu  bereichem.     In  einer   nacht  wurden    der 
Oberstburggraf,  der  Oberstkanzler,  der  Oberstland- 
marschall, und  drei  Barone,  die  sich  theils  zu  Prag, 
theils  im  Kloster  Sedlec  bei  Kuttenberg  aufhielten, 
von    pöbelhaufen   im  schlafe    überfallen,    gebanden 
und  gefangen  auf  die   bürg  Lidic  gebracht.    XJeber 
diese  gewaltthat  gerieth  der  ganze  Adel  in  bewegung. 
Man  wandte  sich  an  den  König,  dieser  befahl,   die 
gefangenen  freizulassen,  aber  man  gehorchte  nicht 
Man  kam  endlich  zu  Unterhandlungen,    die  um   so 
leichter  zum  ziele  führten,   als  unter  der  parte!  der 
Bürger  selbst  Zwiespalt  entstand«.    Endlich  gelangte 
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man  zu  einer  Vereinigung,  welche  dnreh  Wechsel« 
seitige  heirathen  unter  den  angesehensten  familfen 
beider  parteien  bestärkt 'wurde,  und  in  folge  deren 
fünfundzwanzig  Landherrn  urkundlich  dafOir  bürg- 
schaft  leisten  mussten,  dass  in  zukunft  nichts  wich* 
tiges  in  den  allgemeinen  angelegenheiten  des  landes 
ohne  rath  und  beistimmung  des  Bürgerstandes  vor- 
genommen werden  solle  i).  Indessen  wurde  die 
Stellung  der  Bürger  dem  Adel  gegenüber  auch  durch 
diese  begebenheit  noch  nicht  völlig  gegen  wider- 
sprach befestigt.  Im  folgenden  jähre,  1310,  gab 
König  Johann  bei  seiner  huldigung  zu  Prag  dem 
lande  eine  grosse  handfeste  zur  bestätigung  der 
rechte  uYid  freiheiten  aller  eingesessenen ,  in  welcher 
die  Städte  nur  durch  den  ailgemeinen  gegensatz 
zwischen  edeln  und  landsassen,  nobiles  ei  terrige" 
nae,  bezeichnet  sind  2),    Auch  in  späterer  zeit,  be- 

^)  ^y  (g^yseln)  wurden  geanttwortt  —  Ton  Prag  den  Purgcrn 
—  und  den  Cliuttnern  —  durch  gewlshait  —  solher  sicberhait,  -— 
daz  dy  hcrrn  alt  und  jung  —  deliain  vinndelung  —  in  dem  land 
teten,  — ~  nocli  kain  iral  beten  «-  an  berrn  dem  land,  —  an  dem 
also  ercbant ,  —  daz  er  gcmain  gunst  bet  -«  der  Purger  und  aller 
&tet.  —  Es  \vard  auch  also  Terricbt,  —  daz  sy  hain  sacbbaft 
sach  nicht  —  taten  au  jrn  rat,  —  umb  dy  es  also  stat,  —  daz 
sy  das  lant  gemain  gieon  an.  Ottokab  Hosnek  reimchronik  kap. 
817  bei  Pez  scrJpt.  rer.  Austr.5,  828.  Palacky  gesch.  von  Bob» 
men  %  I.    s.68— 71. 

2)  Urk.  bei  Palacky  gesch.  t.  Böhmen  %  2.  s.  02  ~  94.  Aus  den 
^orten:  „litteras  —  sigillatas  triplicatas  ipsi  domino  episcopo  Pra- 
gensi  et  terrigenis  —  dare  nullatenus  obmitterous"  scbliesst  Palacky 
ohne  weiteres,  die  drei  Urkunden  hätten  dem  Klerus,  dem  Adel  und 
den  Städten  ausgefertigt  werden  sollen.  Allein  genannt  sind  die 
Städte  in  den  Urkunden  gar  nicht,  und  es  ist  sogar  möglich, 
dass  die  dreifache  ausstelluag  dem  Klerus,  dem  Herrenstande 
und  der  Uitterschaft  gegolten  hat« 
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• 
sonders  durch  die  Zerrüttung  BSbmens  nach  Karls  IV. 
tode,  scheint  die  schon  befestigte  Stellung  der  Städte 
wieder  schwankend  geworden  zu  sein. 

In  Baiern  ist  zwar  im  dreizehnten  Jahrhundert 
von  einer  Vertretung  der  Städte  auf  den  Landtagen 
noch   keine  rede,    und   noch   im  j.  1302  wurde  zu 
Schnaitpach    ein  blosser  Rittertag    gehalten.     After 
sdion  im  J..I307  nehmen  die  Bürger  an  den  Verhand- 
lungen der  Landesversammlungen  theil  i).    Im  j.  1311 
stellt  Herzog  Otto,    der  König  von  Ungarn,  den  be- 
kannten gerichtsbrief  aus,   durch  welchen  er  allem 
Adel  gegen  eine  bedeutende  geldhülfe  die  gerichtsbar- 
keit  in  seinen  hofmarken,  mit  ausnähme  der  fölle,  die 
auf  den  tod  ziehen,  überlässt.    Derselbe  handel  wird 
aber  gleichzeitig   mit  den  Städten  und  Märkten,  so 
wie  mit  den  Prälaten  geschlossen.    Im  j.  1315  han- 
delt König  Ludwig    der  Baier   als  vormund  seiner 
vettern  mit  deren  Landherm,   Dienstleuten,    Mitter- 
leuten, Bürgern  und  allen  Städten  wegen  des  Scha- 
dens und  aufwandes ,  der  durch  den  vorhergehenden 
krieg  verursacht  war  2).    Wenn  dennoch  die  Verbin- 
dung   zwischen  Ritterschaft   und  Städten  noch   ge- 
raume zeit  schwankend  erscheint,  so  mag  dies  seinen 
grund  wenigstens  zum  theil  darin  haben,  dass  nicht 
selten   den   einzelnen  Städten,    gleich  wie  den  ein- 
zelnen Prälaten    abgesonderte   Urkunden  ausgestellt 
wurden,    während   etwa  nur    die  gesammte  Ritter- 
schaft eine  gemeinschaftliche  handfeste  erhielt    Man 
hat  auch  später  wohl  noch,  nachdem  die  Ständische 
Corporation    längst   vollständig   ausgebildet  war,   in 

i)    Urk.  bei  t.  BEMGHA?(if   gesch.  Ton  Hünchcii  (Hünchen  1785. 
fol.)  nr.  46.  g.58. 

2)    Urk.  bei  Oepelb  Script,  rer.  Boic.  %  151. 
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einzelnen  JMIen  es  vorgezogen,  getrennt  mit  den 
verschiedenen  Ständen  zu  verhandeln. 

Die  theilnahme  der  Münsterschen  Städte,  cM- 
tafis  et  oppidorunf,  an  dem  Landtage  von  1309  ist  be- 
reits früher  erwähnt. 

107.  Diese  entwickelung  der  Landständischen 
Verfassung  »wurde  nicht  selten  durch  die  gunst  ge- 
fördert, welche  ein  kräftiger  Landesherr  der  sache 
der  Städte  zuwandte,  üicht  nur,  dass  eine  Verbin- 
dung des  Fürsten  mit  dem  aufstrebenden  dritten 
Stande  gegen  den  Adel  des  landes  natürlich  war, 
sondern  es  liess  sieh  auch  ohne  ungewöhnlichen 
Scharfsinn  bald  erkennen,  dass  mehr  Interesse  für 
ruhe ,  friede  und  Wohlstand  des  landes  bei  den  Stadt- 
burgern  zu  finden  sein  werde,  als  bei  dem  fehde- 
und  beutelustigen  Adel ,  für  den  es  häufig,  nur  ge- 
ringer anlasse  bedurfte,  um  ihn  zu  ofibnem  aufruhr 
gegen  seinen  Fürsten  zu  bewegen.  Denn  das  war 
der  grösste  gewinn,,  der  aus  der  errungenen  Selb- 
ständigkeit der  Städtischen  Verfassung  hervorging, 
dass  der  beste  theil  unter  dem  geringeren  volke  sich 
nicht  so  leicht  mehr  die  schuld  aufbürdete,  zum  ver- 
derben des  landes  dem  eigensüchtigen  willen  der 
Grossen  nachgegeben  zu  haben,  ein  Vorwurf,  der 
nur  zu  oft  dem  volke  in  einer  zeit  gemacht  wer- 
den durfte,  wo  dasselbe  allein  durch  ungeordne- 
tes zurufen  oder  murren  seinen  willen  zu  er- 
kenneft  geben  konnte,  und  wo  ausserdem  der 
grösste  theil  dieses  Volkes  durch  bände  der  lehns- 
oder  diensttreue  an  das  interesse  der  Grossen  ge- 
fesselt war.  Im  vierzehnten  Jahrhundert  sahen  die 
Fürsten  oft  nur  zu  gut,  dass  sie  allein  an  den  Stä- 
dten einen  bleibenden  und  starken  rfickhalt  finden 
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könnten,  und  sie  zögerten  nichts  sieh  mit  vertrauen 
ihren  aufstrebenden  bürgern  in  die  arme  zu  werfen. 
Herzog  Otto  von  Niederbaiern  hatte  auf  seinem 
abentheuerlichen  zuge  nach  Ungarn  erfahren,  was 
er  von  factiösen  Magnaten  zu  erwarten  hatte,  er 
wusste  wohl,  dass  er  sich  auf  die  Städte  mehr  ver- 
lassen konnte,  als  auf  die  Ritterschaft.  Er  empfahl 
auf  dem  Sterbebette  im  j.  1312  seine  unmündigen  nach- 
folger  der  obhut  seiner  beiden  hauptstädte,  Straubing 
und  Landshut  i),  und  der  erfolg  rechtfertigte  seine 
handlungsweise.  Zwar  erbitterte  er  den  Adel.  Die- 
ser glaubte  sich  hinter  männern  eines  Standes  zu- 
rückgesetzt, der  bisher  als  unbeachtetes  gefolge 
gänzlich  übersehen  war,  dessen  stimme  aber  um  so 
mehr  in's  gewicht  fiel,  weil  sein  gold  und  silber  jetzt 
häufig  den  Sachen  mehr  uachdrnck  zu  geben  ver- 
mogte,  als  der  stahl  der  Ritter.  Aber  es  zeigte  sich 
auch  bald,  dass  der  grösstetheil  dieses  Adels  beteit 
war,  den  alten  erfofeinden  des  Wittelsbachischen 
hauses,  den  Oestreichern ,  die  wege  nach  Baiern 
asu  eröffnen.  Selbst  der  vprmund  der  unmündigen 
Prinzen,  König  Ludwig  der  Baier,  liess  sich  verlei- 
ten, in  ein  schütz-  und  trutzbündniss  zwischen  Frie- 
drich von  Oestreich  und  den  Niederbairischen  Prin- 
zen nebst  ihren  müttem  zu  willigen.  Die  letztem 
gingen  sogar  damit  um,  Herzog  Friedrich  die  Vor- 
mundschaft zuzuwenden,  und  mehrfach  sahen  sich 
die  beiden  Städte  genöthigt,  König  Ludwig  um^chutz 
gegen  die  Fürstinnen  und  den  Adel  anzuflehn  2). 
Nicht  lange  darnach  brach  die  feindschaft  zwischen 


i)    Cbron.  de  duc.  BaT.  bei  Oefelg  Script,  rer.  Boic.  l,  40. 
^)    Büchner  gesch.  v.  Baiern  ^,  284  t. 
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Friedrich  von  Oestreicli  und  König  Ludwig  in  offene 
flammen  aus.  Als  der  König  wenige  jähre  später 
unvorbereitet  von  den  Oes*treichern  überfallen  wurde, 
forderte  ihn  die  freie  Reichsstadt  Augsburg  aus  freien 
stücken  auf,  in  ihren  mauern  schütz  zu  suchen,  den 
er  bei  seinen  eigenen  Rittern  nicht  mit  Sicherheit 
fand. 

Die  Hessischen  Ritter  verbündeten  sich  im  j.  1372 
mit  der  von  Herzog  Otto  dem  Quaden  zu  Göttingen  ge- 
stifteten gesellschaft  vom  Sterne,  um  Otto's  und  des 
Grafen  von  Ziegenhain  angebliche  ansprüche  gegen 
Landgraf  Herrmann  den  Gelehrten  durchsetzen  zu 
helfen.  Da  waren  es  die  Städte  von  Oberhessen, 
bei  denen  der  Landgraf  hülfe  suchen  konnte  und 
fand.  Er  berief  ihre  abgeordneten  nach  Marburg, 
und  stellte  ihnen  vor,  wie  seine  Ritter  ihn  verlassen 
hätten,  dergestalt,  dass  er  alle,  die  ihm  treu  ge- 
blieben seien,  mit  einem  hellerbrode  speisen  könne. 
Die  Städte  verhiessen  ihm  ihren  beistand  mit  gut 
und  blut,  und  durch  ihre  und  einiger  auswärtigen 
Fürsten  hülfe  gelang  es  dem  Landgrafen,  Otto  dem 
Quaden  und  seinen  Stemgenossen  zu  widerstehen  i). 

108.  In  ländem,  wo  die  Städte  nicht  aus  einer 
solchen  Verbindung  mit  einem  starken  Landesherrn 
gewinn  ziehen  konnten,  sehen  wir  sie  häufig  abgeson- 
dert von  der  Ritterschaft,  aber  unter  einander  verbun- 
den handeln.  In  solchen  ländem  treten  sie  häufig  zu- 
sammen, um  gemeinschaftliche  Interessen  zu  bespre- 
chen, sich  durch  gemeinsame  anstrengungen  gegen 
die  räubereien  und  fehden  der  Ritter  zu  schützen. 


I)    Landau  die  Rittergesellschaften  in  Hessen  (RassellSiO.  8.) 
8.24  —  70. 
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und  den  frieden  ihrer  handelsstrassen  zu  sichern. 
Aber  bisweilen  treten  sie  auch  in  einer  solchen  weise 
zusammen,  als  ob  sie  für  i^ch  im  stände  wären,  na- 
mens des  ganzen  landes  für  dessen  Interessen  zu 
handeln,  und  sie  konnten  in  dieser  weise  auftreten, 
da  sie  die  stelle  der  Burgvög^e,  der  eigentlichen 
proceres  potestatBj  eingenommen  hatten. 

Eine  merkwürdige  Städteversammlung  dieser  art 
findet  sich  bereits  im  j.  1256  in  Westfalen,  also  zu 
einer  zeit,  wo  'ausser  an  den  Bischofssitzen  noch 
nicht  leicht  Städte  als  theilnehmer  der  Landesver- 
sammlungen genannt  sind,  aber  in  einer  gegend  von 
Deutschland,  in  welcher  sich  das  Städtische  wesen 
am  frühesten  entwickelt  hat.  Bei  Lippe  waren  näm- 
lich die  geschworenen  der  Westfiliischen  Städte  zu- 
sammen, und  vor  ihrer  Versammlung  erklärte  ein 
gewisser  Albert  von  Stormede,  dass  er  mit  Zustim- 
mung seiner  frau  und  erben  gewisse  gfiter  zu  Hem- 
minghausen  an  den  Probst  der  Kirche  zu  Benking- 
hausen verkaufe  i).  Hier  wurde  also  keine  gemein- 
schaftliche angelegenheit  der  versammelten  Städte 
behandelt,  sondern  es  wurde  lediglich  eine  gericht- 
liche auflassung  vorgenommen,  welche  nach  alt 
Deutschem  grundsatze  vor  der  versammelten  Volks- 
gemeinde geschehen  musste  (§.33):  Es  lässt  sich  also 
diese  erscheinung  kaum  anders  erklären ,    als  dass 


1)  lurati  cifriUtum  Tremoniensis ,  Susatensis,  Monasteriensis, 
Lippensis  et  aliarum  ci?i(atum  seu  oppidorum  VS^estvaliae  apud 
oppidam  Lippe  congregati  —  protestamur,  quod  constitatis  co- 
ra'm  nobis  preposito  ecclesiae  et  domino  Alberto  de  Stormede, 
idem  A.  publice  protestatus  est.  —  Seibebtz  urkundeDbacb  aar 
laadeg.  und  rechtsgcscli.  des  II.  VS^estfalen  1,  568. 
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entweder  die  Ritterschaft  nicht  mehr  geneigt  war, 
zu  den  regelmässigen  Versammlungen  des  alten  Her- 
zogthums  Westfalen  sich  einzufinden,  oder  dass  man 
eine  zu  andern  zwecken  gehaltene  Versammlung  der 
Städte  allenfalls  auch  als:  eine  Landesversammluog 
betrachten  zu  können  glaubte.  Man  kann  also  diese 
Versammlung  bei  Lippe  etwa  vergleichen  mit  jener 
Versammlung  zu  Arras  in  Flandern  im  j.  1127  (§.68. 
1,  226) ,  auf  welcher  die  Hauptleute  der  Städte  mit 
ihrem  gefolgt  auftraten,  oder  auch  mit  jener  Ver- 
sammlung der  Thüringischen  Burgvögte  zu  Erfurt 
im  j.  1308  (§.67.  1,221),  nur  mit  dem  unterschiede, 
dass  hier  bereits  geschworne  der  Städte,  entweder 
Rathmannen  oder  Schöffen ,  berells  ganz  an  die 
stelle  der  Burgvögte  getreten  waren. 

In  der  Mark  Brandenburg  sehen  wir  sehr  lange 
zeit  die  Städte  unter  einander  vereinigt,  ehe  sie 
mit  den  Rittern  in  der  Landesversammlung  zusam- 
mentreten. Hier  mögen  die  Ursachen  hauptsächlich  in 
dem  streben  des  Adels  nach  Unabhängigkeit  gelegen 
haben,  zum  theil  gab  es  aber  besondre  interesßen, 
welche  den  Städten  engeres  aneinanderschliessen  ge- 
boten. Schon  im  j.  1262  schlössen  die  sämmtlichen 
kaufleute  in  der  Mark  mit  den  Grafen  Johann  und 
Gerhard  von  Holstein  einen  vertrag  über  das  un- 
geld  oder  den  zoll,  den  diese  auf  der  Strasse  nach 
Hamburg  erhoben,  und  ein  ähnlicher  vertrag  hatte 
schon  früher  mit  dem  Grafen  Adolf,  dem  vater  der 
genannten  Grafen,   bestanden  i).     Im  j.  1308  verei- 


1)     (Le!«z)  Marg^-Gräfl.  Brandenburgische   uhrkaDden  (17o5.  8.) 
i,  HO. 
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nigten  sich  die  Städte  des  Markgrafen  Johann,  einan- 
der gegen  gewalthätigkeiten  und  Ungerechtigkeiten  bei- 
zustehen i).  Eben  so  verhandelten  die  Brandenburg- 
sehen  Städte  für  sich  allein  im  j.  1319  mit  Herzog  Ru- 
dolf von  Sachsen,  und  im  j.  1349  mit  dem  falschen 
Waldemar,  und  nur  in  dem  erstem  falle  traten  neben 
den  abgeordneten  der  Städte  viele  Grafen  und  Ritter 
als  zeugen  auf.  Dem  falschen  Waldemar  gelobten 
die  Städte,  weder  bei  seinen  lebzeiten,  noch  nach 
seinem  tode  einen  andern  herm  au£cunehmen,  er 
mögte  denn  beweisen,  dass  er  ein  besseres  recht 
dazu  habe  2).  Von  beiden  Vereinigungen  wird  weiter 
unten  noch  die  rede  sein.  Erst  Friedrich  I,  der 
Burggraf  von  Nürnberg,  scheint  eine  Vereinigung 
zwischen  den  Städten  und  dem  Adel  zu  stände  ge- 
bracht zu  haben. 

In  einigen  gegenden  von  Deutschland  war  übri- 
gens die  eifersucht  der  Städte  nicht  blos  gegen  den 
Adel  des  landes,  sondern  selbst  gegen  die  Fürsten 
gerichtet^  und  mancher  Stadt  ist  es  gelungen,  durch 
ihren  widerstand  und  durch  Verbindung  mit  andern 
Städten  die  Reichsfreiheit  zu  erlangen.  In  dieser 
weise  hatten  die  Grafen  von  Wtirtemberg  einen  lan- 
gen und  hartnäckigen  kämpf  mit  ihfen  Städten  zu 
bestehen ,  und  im  anfange  des  vierzehnten  Jahrhun- 
derts zeichnete  sich  Graf  Eberhard  durch  seine 
raschen  und  nicht  selten  gewaltthätigen  Unterneh- 
mungen gegen  dieselben  aus.  Dadurch,  dass  er  die 
Städte  enger  an  seine  herrschafi  knüpfte,   legte  er 


1)  Lekz  Brandenbt  ukrk.  I,  177. 

2)  Urk.  bei  Bucbholz  gesell,  der  Karmark  Brandenburg  3,  s. 
53  tt.  so. 
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den  grund  zu  der  nachherigeii  grosse  seines  hauses. 
Als  er  im  j.  1321  mit  der  Stadt  Esslingen  frieden 
schloss,  mussten  acht  seiner  Städte  denselben  mit 
ihrem  eide  bestärken  i),  denn  der  abfall  einer  Stadt 
riss  leicht  die  andern  Städte  mit  sich  fort.  Indessen 
entschied  es  sich  meistentheils  schon  in  demselben 
Jahrhundert,  welche  Stadt  reichsfrei  und  welche 
landesunterthänig  sein  sollte.  Der  Städtekrieg  des 
fünfzehnten  Jahrhunderts,  welcher  gegen  Adel  und 
Fürsten  gerichtet  war,  hatte  nur  den  zweck,  aner- 
kannte rechte  gegen  antastung  und  lästige  beschrän- 
kung  zu  vertheidigen. 

109.  Das  auftreten  der  Städte  als  selbständiges 
glied  der  Landesrersammlungen  war  demnach  das 
wichtigste  element  des  fortschritts,  und  es  scheint 
recht  eigentlich  der  Deutsche«  nationalität  anzuge- 
hören. Dem  nicht  Deutschen,  Slavischen  Osten 
fehlte  dieses  element  Der  Polnische  Reichstag  blieb 
auf  der  stufe  stehen,  auf  welche  die  Deutschen 
Landesversammlungen  durch  das  Lehnwesen  ge- 
bracht waren,  er  blieb  ein  Rittertag.  Eben  daher 
hat  er  zwar  dieselbe  thätigkeit,  wie  die  Deutschen 
Landstände,  entfaltet,  aber  diese  thätigkeit  war  kein 
innerer  reichthum ,  keine  energie ,  sondern  sie  artete 
hier  in  das  wirken  der  Selbstsucht  und  der  par- 
teiung,  in  ranke  und  gewaltthaten  aus,  sie  diente 
nicht  zum  heile,  sondern  zum  verderben  des  states, 
und  brachte  der  Reichsversammlung  nicht  ehre  und 
ansehn,  sondern  spott  und  Verachtung,  und  dem 
Reiche  zuletzt  schmählichen  Untergang,  nachdem 
der  zu  spät  gemachte  versuch,  eine  Städtische  ver- 


i)    PriSTER  gescb.  von  Schwaben  2,  2.  s.  200. 

II.  7 
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.tretung  unter  die  Aristokratischen   elemente   einzu- 
schieben, in  der  gehurt  erstickt  war.    . 

Auf  der  gränze  zwischen  dem  Slavischen  Osten 
und  Deutschland  liegen  zwei  läiider,  welche  in  hezie- 
hung  auf  die  geschichte  der  landäsvertretung  einen 
Übergang  zwischen  beiden  bilden,  ninilich  Un- 
garn und  das  Herzogthum  Preussen.  Hier  nahm 
die  eifersucht,  welche  zwischen  den  beiden  vor- 
nehmem Ständen  und  den  Städten  statt  fand,  eine 
ganz  andre  richtung,  als  in  den  rein  Deutschen 
ländern,  und  namentlich  wurde  sie  hier  auf  der 
Seite  des  Adels  weit  wirksamer ,  theils  weil  die 
Kastellanei-  oder  Zupenverfassung  sich  w^it  län- 
ger und  vollständiger  erhielt,  theils  weil  der  kämpf 
des  Adels  gegen  die  Städte  zugleich,  ein  kämpf  der 
natioualität  gegen  das  eindringende  Deutsche  dement 
war.  Die  Städte  bekamen  daher  erst  spät,  und 
nur  durch  begiinstigung  von  Seiten  des  statsober- 
haupts,  die  ihnen  gebührende  stelle  in  der  Landes- 
versammlung. . 

In  Ungarn  war  es  König  Sigmund,  der  zuerst 
den  Städten  eine  politische  Stellung  gab,  nachdem 
er  erfahren  hatte,  wie  gefahrlich  ihm  die  macht  der 
Magnaten  werden  konnte.  Er  sah,  dass  er  ganz  in 
ihre  bände  gegeben  war,  und  zum  theil  in  die  bände 
eben  derer,  welche  er  selbst  gross  gemacht  hatte. 
Ueber  den  Grafen  von  Temeswar,  Pipo  von  Ozara, 
einen  Florentiner,  sagte  er:  wenn  dieser  nicht  seine 
treue  bewahren  wolle ,  so  könne  er  ihm  nur  einen 
weissen  stab  in  die  band  geben,  und  er  müsse 
nackt  und  bloss  aus  dem  Reiche  ziehen.  Der  König 
berief  daher  zu  dem  Reichstage  des  j.  1405  zum 
ersten  male  nicht  bloss  die  Magnaten,  sondern  aus- 
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5er  ihnen  abgeordnete  des  niedern  AdeU  aus  den  Co- 
mitaten  und  der  KöoigUchen  Freistädte,  und  mit  ilirer 
hülfe  machte  er  es  zu  einefti  rechte  aller  ummauer- 
tet! Städte ,  abgeordnete  aus  ihrer  mitte  zu  dem 
allgemeinen  Reichstage  zu  schicken.  Zugleich  traf 
ier  mancherlei  anordnungen,  die  Städte  zu  heben, 
und  bestimmte,  dass  noch  mehrere  freie  Marktfle- 
cken und  offene  Oerter,  um  sie  gegen  die  Türken 
zu  schützen,  mit  mauern  umgeben  und  zu  Königli- 
chen Freistädten  erhoben  werden  sollten  !)• 

Wenige  jähre  später  wurde  der  Hochmeister  in 
Preussen  ebenfalls  durch  grosse  bedrängniss  des 
Ordens  zu  einer  ähnlichen  anordnung  bestimmt.  Im 
j.  1412,  oder  nach  einigen  im  j.  1416  setzte  er 
auf  einer  Versammlung  zu  Elbing  mit  rath  und  ein« 
willigung,  seiner  Gebietiger  fest,  dass  zwanzig  der 
vornehmsten  vom  Adel,  meistens  aus  dem  Kitter- 
stande, und  siebenundzwanzig  Bürger,  je  zwei  aus 
den  bedeutenderen  Städten,  in  den  beständigen  Rath 
des  Hochmeisters  und  der .  Gebietiger  aufgenommen 
werden  sollten,  um  das  beste  .des  Ordens  zu 
rathen,  und   die  rechte   und  freiheiten  des   landes 

I)  —  coDYOcatis  ex  omnibus  regni  nostri  coinitatibus  ac  di- 
strictibus  clTitatam,  oppidorum  et  liberaruni  Tillarum  fegiae  juris- 
dictioni  pertioentiuio  iHintn»  et  legatis,  aaditis  et  iatellcctis  eo- 
runi  et  cnjuslibet  ipsorum  petilionibas  —  et  quprdU,  de  Prae- 
latoram,  Baronum  et  potiorum  regni  nostri  Procerum,  ipsorum 
etiam  Legatoriim  consilio  —  quasdam  ciTitates  murorum  ainbitu 
cingendas,  quasdam  liberas  Yillas  seu  oppida  civitatis  bonore  sU' 
blimandas,  quasdam  consuetudines ,  quae  potius  abusiones  Tide- 
bantur,  abolendas,  quasdam  moderandas,  io  melius  reformaiidas, 
quaedam  etiam  de  novo  statuenda  decreWmu«.  Corpus  juris  Hun- 
garici  (Tyrnaviae  17^1.  Jol. )  1,178.  Abcubacb  gescb.  Kaiser 
Sigmuod's  1,  255.  256.  258. 
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zu  vertreten.  Ohne  sie  sollte  nichts  wichtiges  vor- 
genommen werden.  Steuern  durften  jedoch  nicht 
nach  ihrem  rathe  allein,  sondern  nur  mit  wissbn  und 
willen  der  gemeinen  Lande  und  Städte  ausgeschrie- 
ben werden.  Dieser  anordnung  gemäss  finden  wir 
im  j.  1416  neben  den  vornehmsten  Gebietigem  und 
Komthuren  viele  Prälaten,  Ritter,  Knechte  und  Bür- 
germeister im  gefolge  des  Hochmeisters,  als  er  zur 
Verhandlung  mit  dem  Grossfursten  Witold  von  Lit- 
thauen gen  Welun  zog  i). 


DIE  BAUERN. 
110.  Die  entwickelung  des  Städtischen  wesens 
hatte  die  nothwendige  folge,  dass  Stadt  und  Land 
auseinander  fielen,  denn  die  Stadt  konnte  nicht  mehr 
als  der  mittelpunkt  eines  Landes  gelten,  so  bald 
nicht  mehr  beide  von  denselben  personen  beherrscht, 
mithin  auch  nicht  mehr  durch  dieselben  personen  auf 
den  Landesversammlungen  vertreten  wurden.  Nur 
so  lange  konnten  also  Stadt  und  Land  als  zusam- 
mengehörend betrachtet  werden,  als  die  Landesherr- 
lichen beamten  noch  über  beides  ihre  herrschaft  er- 
streckten. Nachdem  aber  die  lenkung  der  Städti- 
schen angelegenheiten  an  Rath  und  Gemeinde  ge- 
kommen war,  erhielt  das  Land  seine  abgesonderte 
Verwaltung,  so  weit  es  nicht  zu  dem  weichbilde  der 
Stadt  gehörte,  und  wurde  dadurch  von  dieser  losge- 
trennt 


1)  Voigt  getch.  PreuMen's  (Königsberg  1856.  8.)  7,  187  f. 
291.  Stemzel  gesch,  des  Preussischen  Stats  (Hamburg  £850.  8.) 
1,  200. 
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Nur  in  einzelnen  Deutschen  ländern  erhielt  sich 
noch  eine  gewisse  politische  Verbindung  zwischen 
Stadt  und  Land,  nachdem  die  Städte  längst  eine 
selbständige  Stellung  auch  auf  den  Landtagen  einge- 
nommen hatten,  und  der  grund  davon  mag  darin  lie- 
gen, dass  in  diesen  ländern  die  Landesherrlichen  be- 
amten  in  den  Städten  vielleicht  noch  eine  grössere 
gewalt  behielten,  als  es  sonst  gewöhnlich  war.  Am 
deutlichsten  tritt  diese  Verbindung  in  den  Slavisch- 
Deutschen  ländern  hervor 9  wo  die  alte  Zupenver* 
fassung  fester  gewurzelt  war,  als  anderwärts.  In 
Böhmen  bemühete  sich  noch  König  Karl  I.  (als 
Deutscher  Kaiser  IV. ) ,  die  rechte  der  Zupane 
künstlich  zu  durchbrechen,  indem  er  den  unter  ih- 
nen stehenden  Adel  mit  freiheiten  begnadigte,  durch 
welche  sie  seinem  eigenen  gerichte  unmittelbar  un- 
terworfen wurden,  und  zugleich  volle  gerichtsbarkeit 
auf  ihren  besitzungen  erhielten  i).  Auch  in  der 
Mark  Brandenburg  bestand  diese  Verbindung  von 
Stadt  und  Land  noch  in  der  ersten  hälfte  des  vier- 
zehnten Jahrhunderts.  Man  erkennt  sie  deutlich  in 
der  Vereinigung,  welche,  die  Städte  der  Alt-  und 
Mittelmark  im  j.  1321  zur  aufrechthaltung  des  land- 
friedens  unter  einander  schlössen.  Hier  wurden  ne- 
ben den  Schöffen,  Rathmannen  und  Gemeinden  der 
Städte  auch  die  Ritterbörtigen,  Militaresj  in  den 
vogteien  und  territorien  als  theilnehmer  an  dem  ver- 
trage genannt,  und  die  friedbrecher  einem  gerichte 
von  drei  Ritterbürtigen ,  oder  fünf  Bürgern,  oder 
sieben  Bauern,  Villani^  unterworfen  2).     Im  j.  1347 

1)  ^Palacky    gesell.   ▼.  Böhmen    (Prag  1842.  8.)    %%   8.^7 
und  die  urk.  Tom  j.  13^9  daselbst. 

2)  Nos  milUares   in  advocatia  Arneborch   constitnti,    scabini. 
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ist  von  Stadt  und  Land  zu  Berlin,  zu  Prehzlau  und 
zu  Neubrandenburg  als  von  abgesonderten  landes- 
theilen  die '  rede.  Markgraf  Friedrich  von  Meissen, 
dem  dieselben  als  heirathsgat  verschrieben  sind, 
stellt  ihnen  briefe  aus,  dass  er  Stadt,  Land  und 
Leute  lassen  wolle  bei  aller  freiheit  und  bei  allen 
gnaden,  die  sie  bei  den  alten  Markgrafen  von  Bran* 
denburg  gehabt  hätten,  und  mit  briefen  beweisen 
könnten  i).  Noch  in  den  freibriefen  fdr  die  Stadt 
Salzwedel  von  den  j.  1366  und  1388  werden  zu- 
nächst den  bürgern  daselbst  ihre  freiheiten,  gerech- 
tigkeiten  und  alten  gewohnheiten  bestätigt,  daneben 
aber  ist  die  Versicherung  hinzugefügt,  dass  Rittern, 
Knappen,  Bürgern,  Bauern  und  allen  leuten'  gemei- 
niglich, geistlichen  und  weltlichen,  alle  ihre  briefe, 
rechte,  freiheiten  und  gnaden '  gelassen  werden  sol- 
len 2),  Auch  hier  scheint  also  nicht  bloss  an  die 
bewohner  der  Stadt  selbst  gedacht  zu  sein.  Noch 
im  fun&ehnten  Jahrhundert  betrachtete  man  die  Städte 
vorzugsweise  als  die  Vertreter  von  Stadt  und  Land, 
80  weit  dasselbe  nicht  dem  Adel  untergeben  war, 
wie  sich  daraus  ergiebt,  dass  im  j.  1402  in  der  Neu- 


consules,  totaqae  nniversifas  bnrg;cn8ium  So  Werben  —  prpte- 
Staates,  qnod  cum  bonestis  mllitaribus  in  Marcbia  constitutis,  et 
civitate  SoUwedel  et  etiam  civitate  Ghardeleve  et  territorio  Sten- 
dal, et  eadem  civitate  et  militavibasy  et  reliquit  civitatibus  seil. 
Tangermunde,  Osterboi^b,  Schasen,  Mque  com  omnibiis  toiiitaribos 
in  jam  dictifl  terrttorii«  commorantibas  eerapromisimos.  (Lekz) 
Marg-Grafl.  Brandenb.  Uhrkanden  1,  216  —  2^. 

1)  ßucHBOL^  gescb.  der  Knrm.  nrandenburg  3,  ark.  s.  49.  67. 
Die  nrls.  für  Berlin  ist  offenbar  irrig  in's  j.  1327  gesetzt. 

2)  Lenz  I,  578.  457. 


Die  Baaern.    §.  111.  103 

mark  sechs  Ritter  im  iKamen  aller  Edelleute ,  und 
die  Magistrate  von  fänf  Städten  im  nameh  aller 
Städte  und  aller  einwohner  des  landes  dem  Deut- 
schen Orden  huldigten  i).  Eben  so  ist  es  in  Pom- 
mern. Dort  führt  noch  eine  Urkunde  vom  j.  1372  2) 
auf:  Stede  und  Land,  also  Stolp,  Rugenwolde, 
Slauw,    Zanow,    Stargart   u«  s.  vr. 

111.  In  allen  diesen  ländem  übte  die  Verbin- 
dung von  Stadt  und  Land  keinen  einfluss  auf  die 
gestaltung  der  Ständischen  Versammlungen.  Anders 
war  es  in  einigen  ländern  des  nicht  Slavischen 
Deutschlands,  wo,  wie  wir  weiter  unten  sehen  wer- 
den, eine  ähnliche  Verbindung  in  einem  andern  sinne 
während  dieser  periode  bestand.  In  den  meisten* 
territorien  war  sie  aber  schon  im  anfange  des  vier- 
zehnten Jahrhunderts  verschwunden,  und  man  hätte 
daher  erwarten  sollen,  dass  neben  den  Städten  ein. 
vierter  Stand,  die  Bauern,  eine  stelle  auf  den  Land- 
tagen gefunden  hätte.  Allein  die  gemeinden  des 
platten  landes  konnten  mit  wenigen  ausnahmen  nicht 
zu  einer  solchen  Selbständigkeit  gelangen,  welche' 
ihnen  neben  den  Städten  eine  stimme  zu  fuhren  er-* 
laubt  hätte.  Dies  war  ein  fehler  in  der  entwicke- 
hing  des  öffentlichen  zustandes,  der  um  ein  grosses 
den  segen  schmälerte,  wdoben  die  erhebung  der 
Städte  zu  selbständigen  gemeinden ,  und  ihre  neue 
Stellung  in  der  Landesversammlung  im  gefolge  hatte; 
ein  fehler,  dessen  grund  aber  freilich  darin  lag,  dass 
in  den  mmsten  lindern   ein  freier  Bauernstand  um 


1)    LüifiG  collectlo  noya  1,  875. 

9)     ScildTTCEN  et  Krbysig  dipL  et  Script  5,  ^7. 
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diese  zeit  immer  seltner  wurde.  In  den  grossem 
territorien  ist  daher  von  Bauern  oder  ihren  Vertre- 
tern als  theilnehmern  des  Landtags  nirgend  die  rede, 
nur  Prälaten,  Adel  und  Städte  bilden  die  „Stände 
des  Landes"  und  man  denkt  nicht  daran^  den  Bauern- 
stand als  einen  eigenen  Stand  zu  betrachten.  Man 
findet  zwar  unter  den  theilnehmern  der  Landtage 
ganz  unbestimmt  die  Freien  aufgeführt,  aber  ihre 
Stellung  vor  den  Dienstmannen,  Rittern  und  Knech- 
ten zeigt,  dass  nur  der  theil  der  freien  leute  ge- 
meint sei,  welche  den  niedem  Landesadel  bildeten. 

112.  Doch  war  diese  Unterdrückung  des  Bauern« 
Standes  nicht  ohne  ausnähme.  In  einzelnen  theilen 
des  Deutschen  Reichs,  wo  die  kleinheit  und  Zerris- 
senheit der  territorien  oder  die  läge  des  landes 
keine  so  kräftige  entwickelung  der  landesherrlichen 
gewalt  gestatteten,  erhielt  sich  ausnahmsweise  eine 
Vertretung  der  Bauern«  Wo  dies  der  fall  war,  er- 
schienen sie  nicht  mehr  als.  die  übrige  menge ,  wel- 
che nur  als  gefolge  der  höhern  Stände  anwesend 
war,  sondern  sie  traten  in  die  reihe  der  Stände  des 
landes  selbständig  ein.  Die  weise,  wie  dies  geschah, 
war  aber  sehr  ungleich.  Bisweilen  waren  es  die 
Städte,  welche  das  platte  land  eines  bestimmten  be- 
zirkes  mit  vertraten,  in  andern  fallen  sogar  die  Lan- 
desherrlichen beamten,  welche,  gleich  den  Grafen 
der  Karolingischen  zeit,  als  inhaber  der  herrschaft 
über  ein  bestimmtes  landesgebiet  an  den  Landtagen 
theil  nahmen.  Nur  in  dem  äus$e]rsten  norden  und 
in  dem  äussersten  süden  Deutschlands  hat  die  ent- 
wickelung  der  Volksvertretung  eine  höhere  stufe  er- 
reicht. Hinter  den  deichen  der  Nordsee  und  in  den 
thälern  der  Alpen,    dort,    wo  eine  rauhe  natur  die 
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kraft  äeB<  ackerbauers  gestählt,  und  wo  der  kämpf 
gegen  die  elemente  seinen  geist  lebendig  erhalten 
hat  9  dort  allein  bildete  sich  allmählig  eine  förmliche 
Vertretung  der  Bauern  als  des  vierten  Standes  aus, 
welche  auf  freier  wähl  beruhte. 

113.  Längs  der  Nordsee  von  der  Zuyder-Zee, 
dem  ehemaligen  Fly*,  bis  über  die  Eyder  hinaus 
wohnte  ein  derbes  geschlecht,  meist  Friesischen 
Stammes,  welches  neben  ackerbau  seehandel  — 
nach  umständen  auch  seeräuberei  trieb,  und  seine 
reichen  äcker  und  triften  mit  schwerer  gemeinschaft- 
licher arbeit  gegen  die  fluthen  des  meeres  schützte. 
Diese  manner  bewohnten  das  eigentliche  Friesland, 
dessen  einzelne  provinzen  zwar  unabhängig  neben 
einander  bestanden,  aber  durch  die  Versammlung 
bei  Upstallbom  seit  alter  zeit  in  einer  gewissen  Ver- 
bindung erhalten  waren;  femer  mehrere  kleinere 
bezirke,  welche  verschiedenen  herrn,  namentlich 
dem  Grafen  von  Oldenburg,  dem  Erzstifte  Bremen 
und  dem  Könige  von  Dänemark  unterworfen  waren. 
In  allen  diesen  ländem  hatte  die  Volksvertretung 
ihre  sehr  eigenthümHche  entwickelung. 

114.  In  dem  eigentlichen  Friesland  trat  eine 
ähnliche^  ausbildung  ein^  wie  in  dem  übrigen  Deutsch- 
land, aber  viel  später,  denn  die  fast  republikanische 
freiheit,  welche  wenigstens  in  einem  theile  der  See- 
lande bestand,  wurde  erst  gegen  das  ende  des 
fünfzehnten  Jahrhunderts  nach  harten  kämpfen  ge- 
brochen. .  Auf  den  alten  Provinziälversammlungen 
der  sieben  Seelande ,  welche  .  man  zu  Upstallbom 
hielt,  waren  neben  der  Geistlichkeit  die  Richter  und 
Vorsteher  der  gemeinden  erschienen.  Diese  Ver- 
sammlungen wurden  aber  immer  mehr  eingeschränkt, 
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indem  die  benachbarten  Fürsten  —  Holland,  Flan- 
dern, Utrecht,  Münster,  Bremen  —  einen  bezirk 
nach  dem  andern  von  dem  freien  Frieslande  ab^ 
rissen.  Im  vierzehnten  Jahrhundert  wurde  die  Ver- 
sammlung von  Upstallbom  nach  Groningen  verlegt, 
und  blieb  nur  hoch  ein  Landtag  für  WestfHesIand, 
welches  zuletzt  auch  unter  Holländische  hoheit  ge- 
kommen ist.  Zugleich  erhob  sich  in  Ostfn'esland  die 
macht  einzelner  Häuptlinge,  welche  entweder  mit 
gewalt  einzelne  districte  ihrer  herrschafi  unterwar- 
fen, oder  auch  von  den  gemeinden  durch  wähl  mit 
lebenslänglicher,  wohl  gar  erblicher  gewalt  bekleidet 
wurden.  Diese  traten  jetzt  an  die  stelle  der  jähr- 
lichen Richter,  welche  früher  durch  wähl  der  land- 
gemeinden  eingesetzt  zu  werden  pflegten.  Diese 
häuptlinge  waren  in  keiner  andern  läge,  als  der 
Ritterstand  andrer  länder,  durch  sie  ist  der  spätere 
Ostfriesische  Adel  gegründet,  und  eben  deswegen 
nahmen  sie  allmählig  in  den  Landesversammlnngen 
einen  platz  neben  den  Richtern  und  Vorstehern  der 
gemeinden  ein  (§.  56.  1,  174). 

Zu  anfange  des  fünfzehnten  Jahrhunderts  war  das 
freie  Friesland  durch  die  fehden  der  Häuptlinge,  durch 
die  Westfriesischen  parteien  der  Schiringer  und  Yet- 
koper,  und  durch  seeräubereien  in  die  äusserste 
Zerrüttung  gebracht,  und  es  schien  eben  so  wichtig 
für  das  Deutsche  Reich  zu  sein,  dass  diesem  Un- 
wesen gesteuert  werde,  als  das  innere  zerwftrfniss 
eine  günstige  gelegenheit  darbot,  die  alte  republika- 
nische freiheit  der  Friesen  zu  brechen,  und  die  Un- 
terwerfung derselben  unter  Kaiser  und  Reich,  welche 
bisher  nur  dem  namen  nadb  bestanden  hatte,  her- 
zustellen.    Auf  der  andern  seite  konnten  sich  die 
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Friesen  nur  mit  mtthe  ihrer  nachbam  erwehren, 
und  es  tnusste  ihnen  alles  daran  gelegen  sein,  dass 
nicht  etwa  von  Kaiser  nnd  Reich  die  Landeshoheit 
irgend  eines  prätendenten  anerkannt  wurde.  Hier- 
gegen waren  sie  aber  nur  gesichert,  wenn  der  Kai- 
ser selbst  ein  interesse  hatte,  in  diesem  theile  des 
Reichs  ein  unmittelbares  land  zu  besitzen,  wenn 
auch  die  Unterwürfigkeit  desselben  nicht  viel  mehr, 
als  schein  war.  in  diesem  sinne  fanden  Verhan- 
dlungen der  freien  Friesen  mit  Kaiser  Sigmund 
statt.  Im  jähre  1416  sandte  dieser  zwei  abgeordnete 
nach  Friesland,  und  Hess  mit  den  Friesen  unterhan- 
deln, um  eine  anerkennung  ihrer  Unterwürfigkeit 
unter  das  Reich  zu  erlangen  f).  Die  Friesen  bewil- 
ligten eine  Steuer,  und  der  Kaiser  musste  d^egen 
ihre  althergebrachten  rechte  und  freiheiten  bestäti- 
gen, und  versprechen,  sie  nie  vom  Reiche  abzu- 
bringen, ihnen  keinen  Fürsten  noch  Statthalter  vor- 
zusetzen, und  ihnen  ihre  selbsterwählten  Richter  und 
Vorsteher   zu  lassen  2).      Der  Kaiser   verhandelte 


i)  —  wy  beliben  TernakmeB,  und  9ym  des  eck  eygentlick  qh- 
derwyset  worden,  dat  gy  yan  oldes  ker  van  dem  killigen  rycke 
gefryet  üint,  und  an  dat  k.  Rycke  unde  anders  nergent  ken 
gekoert,  und  darunmie  jw  allen,  und  einen  jderen  besonderen  by 
den  b.  Rycke  to  bebolden,  und  Ysn  des  b.  Ryckes  wegen  gne- 
dicklicken  tho  bescbutten  und  tbo  bescbarmen,  als  wy  tbo  doeo 
scbuldicb  fiiat  und  biUick  doen  sckolden,  LüNie  coUeoUo  nova 
%  107Ö. 

2}  —  liberCates,  immunitates,  frantbesias,  jura,  privilegia  — 
innovavimus ,  approbaTimus.  —  qnod  per  eorum  Grietivannos, 
Indices  et  Officiales  jaita  ipsorum  consuetudiaes  et  ritus  bacte- 
nus  scrTatos  regantur.  BaBimBiSEii  Fries,  bistorie  und  landesverf. 
tom.l.  lib.2.  p.54.     Vergl.  Wiarda  Ostfries.  gesck.  X,  591  f» 
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über  diese  dinge  mit  „allen  und  jeglichen  Prälaten, 
in  welchen  würden  sie  sein  mogten,    nnd  dazu  mit 
allen  und  jeglichen  Grietmannen ,  Häuptlingen ,  Land- 
leuten, Edeln  und  Unedeln  in  Ostfriesland  und  West- 
friesland i)."    Man  sieht  hieraus,  dass  die  Versamm- 
lung des  ganzen  landes  sich  schon   darin  von  der 
alten  Versammlung  zu  Upstallsbom  unterschied^  dass 
Häuptlinge  neben  den  Grietmannen  —  den  Richtern 
in  Westfriesland  —  genannt  werden.     Dagegen  ist 
von  Städten  noch  keine  red^,  obgleich  diese  wenig- 
stens in  Westfriesland  schon  anfingen,  eine  rolle  zu 
spielen. 

Indessen  fruchteten  diese  Verhandlungen  nichts. 
Die  Streitigkeiten  der  Häuptlinge  nahmen  immer  mehr 
überh^d,  durch  bfindnisse  wurden  einzelne  über- 
mächtig, und  schon  war  es  einem  von  ihnen,  dem 
Focke  ükena  von  Leer  gelungen,  eine  wahre  herr- 
schaft  über  fast  ganz  Friesland  zu  üben.  Da  ver- 
banden sich  die  Prälaten,  Edelleute  und  gemeinen 
Eingesessenen  mehrerer  lan^esbezirke  wider  ihn  im 
j.  1430  zur  gegenseitigen  aufrechthaltung  ihrer  rechte 
und  freiheiten,  und  stellten  Edzard  Cirksena,  den  söhn 
des  Häuptlings  Enno  von  Greetsyhl,  an  ihre  spitze  2). 
Durch  dieses  bündniss  wurde  die  freiheit  des  dritten 
Standes  gerettet.  Bald  traten  ihm  auch  die  übrigen 
landestheile  von  Ostfriesland  bei,  und  im  j.  1434 
wurde  durch  aui^söhnung  aller  Häuptlinge  der  friede 
hergestellt  3).      Dieses  bündnii^s  erhob  zwanzig  jähr 


1)    LfiNiG  coU*  nova  %  I07£(. 

3)    V.  ScnwAKTZENBEiKG   groot  placB^t  cnd  cUarterboek  I,  494. 
WfAKDA  Ostfries.  gesckichte  I,  448  f. 

3)      ScBWMlTSEKBBnG    I,    507. 
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später  Edzards  bruder,  Ulrich  Cirksena,  znm  erb- 
lichen Fürsten  von  Friesland.  Im  j.  1454  erklärten 
die  „Prälaten .  und  Häuptlinge  sammt  den  trefflichsten 
Eigenerfden  i)"  oder  Grundbesitzern,  dass  sie  es 
für  zuträglich  erachteten,  um  die  durch  die  zwistig- 
keiten  der  Hauptleute  entstandenen  Zerrüttungen  zu 
ersticken,  sich  einem  herm  zu  unterwerfen.  Der 
Kaiser  verlieh  dem  Ulrich  Cirksena  das  land  zwi« 
sehen  Westerems  und  Weser  als  eine  Reichsgraf- 
schaft 2).  Unter  den  Grafen  ging  nun  freitich  eine 
Veränderung  mit  der  Landesversammlung  vor  sich. 
Die  Grietmannen  und  frei  erwählten  Richter  fielen 
nach  und  nach  weg,  so, wie  ein  landestheil  nach 
dem  andern  den  Häuptlingen  unterworfen  wurde. 
Jetzt,  da  das  ganze  land  einen  herm  hatte,  war  von 
ihnen  keine  rede  mehr,  aber  dennoch  wurde  den 
gemeinden  als  mitgliedernder Landesversammlungcn 
fortwährend  ein  nicht  geringes  gewicht  beigemessen. 
Graf  Edzard ,  der  Grosse  liess  sich  im  j.  1494  nur 
von  Prälaten  und  Häuptlingen  huldigen,  allein  diese 
traten  nicht  als  die  aristokratie  des  landes  für  sich 
allein  auf,  sondern  „mit  belieben  und.  willen  der  ge- 
meinen gemeinde  5).'»  Aber  man  sieht  nicht,  in 
welcher  form  die  gemeine  gemeinde  ihr  belieben 
und  ihren  willen  zu  erkennen  gegeben  hatte.  Nur 
im  Budjadingerlafnde  huldigten  Rathgeben  und  Ge- 
meine besonders  4). 


1}    EcGEAic   Bjephngha    clkroDyck    Tan   O.ost  •  Frieslant    (Lcyden 
1706.  8)  8.305. 

2)      BnENNEISEN  1,   5.  p.  7^. 

5)      BeniNGHA    8.  382.      WlARDA   2y    130. 

4)    Bekukcgda  8.  383. 
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Die  Ostfriesiscben  Landtage  waren'  also  isu  ettde 
der  gegenwärtigen  periode  erst  zu  der  gestaltung 
gelangt,  welche  sie  in  dem  übrigen  Deutschland 
nach  dem  grossen  Interregnum  meistentheils  ange- 
nommen hatten.  Sie  waren  Rittertage,  nur  dass  die 
Prälaten  fortwährend  an  denselben  theil  nahmen« 
Aber  die  fortgesetzten  kämpfe  zwischen  dem  Adel  und 
dem  dritten  Stande  hatten  den  letztem  gestählt,  und 
als  er  sich  im  anfange  der  folgenden  periode  erhob, 
waren  es  nicht  bloss  die  Städte,  welche  eine  selb* 
ständige  Stellung  auf  den  Landtagen  errangen,  son- 
dern neben  ihnen  auch  die  ansässigen  freien  Bauern, 
ungeachtet  diese  am  en^e  des  fünfzehnten  Jahrhun- 
derts vor  der  macht  der  Häuptlinge  und  der  Graf* 
liehen  beamten  beinahe  völlig  in  den  hintergrund 
gedrängt  zu  sein  schienen. 

115.  Die.  länder  an  der  Nieder weser  und  Nie- 
derelbe hätten  meistentheils  zwei  sehr  verschiedenar- 
tige bestandtheile ,  die  Marschen  wid  die  Geest 
Die  Marschen,  jener  üppige  reiche  boden,  welcher 
aus  einer  vermengung  von  torf  boden  und  anschwem- 
mungen  entstanden  ist,  waren  von  einem  wohlha- 
benden Bauernstande  bewohnt,,  der  sein  besitzthum 
mit  schwerer  arbeit  den  fluthen  des  meeres  oder 
der  ströme  abgewonnen  hatte,  und  fortwährend  es 
wachsam. gegen  dieselben  beschützen  musste.  Hier 
hatten  sich  Bauergemeinden  gebildet  mit  einer  repu- 
blikanischen Verfassung,  gleich  jenen  alten  Friesi- 
schen gemeinden,  ehe  die  häuptlinge  ihre  macht 
entfalteten,  oder  gleich  jenen  Deutschen  gemeinden 
der  ältesten  zeit.  Zwar  waren  sie  zum  grossen 
theile  einem  benachbarten  herm  unterworfen,  aber 
die    aUiängigkeit   war    sehr    gering;    er    vermogte 


Die  Bauern.     §.  115.  111 

nichts,  ohne  mit  der  gemeinde  verhandek  zu  haben. 
Diese  Bauern  achteten  sidi  so  frei,  wie  irgend  ein 
Edler  im  Deutschen  reiche,  und  alt  Deutsche  sitte 
erhielt  sich  bei  ihnen  länger,  als  irgend  wo.  Daher 
galt  unter  ihnen  noch  die.blutrache  in  ihrer  ältesten 
form,  und  ist  meistentheUs  erst  im  sechzehnten 
Jahrhundert  durch  Verhandlungen  mit  den  Fürsten 
abgeschafft.  In  den  Oldenburgschen  Marschdistricten 
wurde  sie  im  j.  1506  aufgehoben ,  indem  Graf  Johann 
von  Oldenburg  und  .Delmenhorst  auf  bitten  der  ge- 
meinden ihnen  ein  ewiges  recht  gewährte,  dass  jeder, 
der  einen  todschlag  begehen  wfirde ,  mit  seinem  eig« 
nen  leibe  und  gute  dafür  stehen  solle ,  und  nicht  mit 
seiner  freunde  und  verwandten,  wie  das  eine  alte 
gewohnheit  in  dem  lande  gewesen  sei  t).  Dem 
Grafen  wurde  das  gericht  über  blutrunst  überlas- 
sen. Dieser  beschluss  hatte  die  form  einer  freiheit, 
eines  Privilegiums  des  landes,  und  war  darüber  zwi« 
sehen  dem  Grafen  und  dem  lande,  wie  über  einen 


')  ^y  Joliann  to  Oldenborcli  unde  DelmenhorsC,  Gra?«,  doen 
kuntb  nnde  erkennen  in  unde  vormiddeUt  dnssen  nnsern  apenen 
xerteren^Yor  alsweme,  dat  yvj  nmme  TrunÜilcer  bede  willen  unde 
sundergen  gunste  unsem  ganssen  gb erlebte  unde  gaassen  lande 
Sforrymestfy  Oldenbreke  unde  Mere  unde  Nygenbroke,  de  bebo« 
rieb  8jnt  int  gbericbte  des  Monnekebayes,  bebhen  guntb  unde  fo- 
gbelaten,  togelaten  unde  gundt  —  in  dem  Monnekebaye  unses 
landes  vor  en  godiick  orick  recbt  mit  eyner  loffliken  rede  und 
wontbe  ewicb  durende,  altzo,  dat  ea  jdermann  will  ünde  scbol 
in  dnssen  jegbenwardigben  unsen  lande ,  ock  Hanimelwardeq,  de* 
genne,  de  Icyder  enen  dotscblacb  begeyt,  uppe  sin  £gene  liff 
unde  gudt  stan,  unde  nicbt  uppe  de  yrunde,  nocb  myt  jagen, 
veyden  unde  scbaden,  myt  magetaie  to  geven,  so  dat  wantte  berto 
en  olt  gcwonte  unde  rede  gewesen  is  unsen  lande  und  gericbte. 
V.  Haleh  gescbicbte  des  Uerzogtbums  Oldenburg  1,  490. 
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vertrag,  verhandelt,  denn  die  Urkunde  war  ein  so« 
genannter  zerter,  eine  carta  partUa^  indem  das  noch 
vorhandene  exemplar  den  dorchschnittenen  namen 
lESUS  MARIA  fuhrt.  Im  lande  Hadeln  wurde  noch 
nach  dem  landrechte  vom  j.  1583  von  todschlägen; 
die  nicht  aus  vorgesetztem  willen  geschahen, .  ein 
blut-  oder  manngeld  von  60  mark  neben  der  busse 
von  gleichem  betrage  bezahlt,  und  von  dem  blut* 
gelde  wurde  der  zehnte  pfenning  an  den  Landest 
herm  abgegeben«  Dieses  blutgeld  war  also  das  alte 
wergeld,  weiches  der  familie  des  erschlagenen  ge« 
bührte  i).  In  Holstein  hat  Graf  Klaus  das  fehderecht 
unter  den  Bauern  durch  Verhandlung  mit  der  Volks- 
versammlung im  j.  1392  abgeschaffl;,  nachdem  fr&* 
here  Verhandlungen  darüber  vergeblich  gewesen 
waren  (§.69.  1,229), 

Die  freiheit  dieser  Bauern  ging  so  weit ,  dass  sie 
da,  wo  Ritter  in  den  Marschen  wohnten,  nicht  selten 
auch  über  diese,  gleich  wie  über  ihre  eigenen  genos* 
sen,  zu  gericht  sassen.  Dagegen  auf  der  Geest, 
dem  höher  gelegenen  lande ,  waren  Ritter  und  Dienst- 
mannen  gewöhnlich  in  derselben  läge,  wie  im  übrigen 
Deutschlaiid ,  und  Prälaten,  Ritter  und  Städte  bil« 
deten  hier  diejenigen,  welche  das  ganze  land  ver- 
traten. Es  entstand  daher  fast  überall  eine  sehr 
lebhafte  eifersucht  zwischen  den  Rittern  der  innern 
lande  und  jenen  Marschbauern,  welche  einer  Ver- 
einigung der  Geest-  und  Marschdistricte  im  wege 
war.    Es  fehlte  also  gewöhnlich  in  diesen  ländem 


I)     Iladeler   landreclit2,  SS  n.  ^,  1^.   bei    Pvfbiiimiiip    oliserT* 
I,  app.  Statut,   p.  54.  57. 
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to  einem  gemeinsamen  Landtage ,  aber  deshalb  fehlte 
es  doch  nicht  an  rechten  .und  freiheiten  des  landes. 
Der  Fürst  hatte  nur  die  grössere  Unbequemlichkeit, 
dass  er  anstatt  mit  einer  Ständischen  Versammlung, 
mit  einzelnen  Ständen  und  Gemeinden  verhandeln 
musste.  In  Oldenburg  z.  b«  ist  im  j.  1424  von  dem 
Grafen  Dietrich,  und  später  im  j.  1447  von  seinen 
söhnen  Christian,  Moritz  und  Gerhard  eine  grund- 
steuer  erhoben,  um  alte  schulden  abzutragen  i). 
Es  ist  uns  der  schadlosbrief  aufbewahrt,  welchen 
sich  die^  Ritterschaft  in  dem  letztem  falle  geben 
Hess,  und  wir  ersehen  daraus,  dass  die  Bitterschaft 
allein  für  sich  eine  gemeine  landbede  über  ihre 
eigenen  iheier  und  untersassen  bewilligte  2),  Wir 
dürfen  indessen  wohl  nicht  zweifeln,  dass  mit  deii 
Städten,  so  wie  mit  den  Gräflichen  Gerichten 
ebenfalls  abgesondert  über  die  Steuer  verhandelt 
wurde.  Oldenburg  hat  noch  heutiges  tages  keine 
gemeinschaftlichen  Landstände  bekommen,  und  viel- 
leicht ist  dies^  Verschiedenheit  der  landestheile  noch 
jetzt  das  grösste  hinderniss,  welches  der  bildung 
derselben  im  wege  steht.  Denn  es  lässt  sich  nicht 
verkennen,  dass  bei  so  verschiedenartigen  Interes- 
sen der  landestheile  eine  ausgleiehung  dieser  inter- 
iessen  durch  abzählung  der  stimmen  ein  unding  wäre. 
Aber  es  fehlt  in  Oldenburg  desungeachtet  nicht  an 
einer  Vertretung  des  landes,  denn  die  Gerichtsbezirke 
haben  hier ,  gleich  wie  in  Würtemberg  (§.  124) ,  sich 

1}  —  censum  cepit  per  totum  doiiiiniam  saam  de  qaalibet 
domo  floreoum.  Chron.  Bastad.  und  Scbipooweei  cbron.  bei 
Meibom  Script,  rer.   Genn.  2,  112.    1G8.     Von  Halem  1,  516. 

2)     Urk.  bei  y.  Halem  1,  488.     Vergl.  das.  s.  SoQ. 
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zu  einer  Verbindung  gestaltet,  welche,  den  Gemeinden 
ähnlich,  über  diesen  steht.    In  Holstein  waren  ähn- 
liche Verhältnisse.    Hier  gab  es  einzelne  gemeinden, 
welche  nie  auf  den  allgemeinen  Schleswig -Holstein- 
schen  Landtagen  erschienen  sind ,    mit  denen  aber 
jedesmal  abgesondert  verhandelt  wurde,  so  ofl  eine 
Steuer  zu  bewilligen  war.     Mangel  der  nachrichten 
hindert  uns  freilich,  genau  zu  bestimmen,  wi6  weit 
diese    Selbständigkeit  der  rechte  von  den  Landes- 
herrn anerkannt  und  aufrecht  erhalten  sei. 

116.  Sehr  eigenthümlich  gestalteten  sich  diese 
Verhältnisse  in  dem  Erzstifte  Bremen,  welchem  meh- 
rere freie  Marschgemeinden  unterworfen  waren.  Hier 
wurde  im  j.  1397  ein  Ständisches  bündnisj)  geschlos- 
sen, welches  zu  der  hoffnung  berechtigen  konnte, 
dass  auch  die  freien  gemeinden  dadurch  in  engerer 
Verbindung  mit  Prälaten,  Rittern  und  Städten  wür- 
den erhalten  werden.  Dasselbe  war  gleichzeitig 
bestimmt,  den  frieden  im,  lande  aufrecht  zu  erhalten, 
und  den  einzelnen  einwohnern  des  landes  schütz 
für  ihre  rechte  zu  gewähren.  Die  theilnehmer  an 
dem  bündnisse  aber  waren  ausser  den  Prälaten, 
Städten,  Bittern  und  gemeinen  Burgmannen  die  ge- 
schwornen  und  gemeinen  lande  von  Osterstade,  dem 
alten  Lande,  Kehdingen  und  dem  Kirchspiele  an  der 
Oste  1).  Indessen  hat  sich  diese  Verbindung  nicht 
erhalten.  Auf  den  Landtagen ,  welche  im  fünfzehn- 
ten Jahrhundert  jährlich  drei  mal  auf  dem  Steingra- 
ben bei  Bremen  gehalten  wurden,  erschienen  nur 
Domkapitel,  Prälaten,  Ritter  und  Städte  i).  Dage- 
gen fiihrten  die  eingesessenen  der  Marsch,  nament- 


1)     Urk.  bei  MENCKEir  Script,  rer.  Germ.  1,  S94. 
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lieh  des  alten  Landes,  und  der  lande  Kehdingen 
und  Wursten ,  im  siebzehnten  Jahrhundert  einen  pro- 
cess  mit  den  Ständen  des  Herzogthums.  Bremen  um 
das  recht,  an  den  Versammlungen  der  Stände  mit 
sitz  und  stimme  theil  zu  nehmen.  Sie  durften  sich 
darauf  berufen ,  dass  im  j.  1534  Domkapitel ,  Präla* 
ten,  Ritterschaft,  Städte  und  gemeine  Stände  des 
Erzstifts  auf  den  gemeinen  Landtag  nach  Basdahl 
beschieden  waren,  dass  in  dem  abschiede  vom  j.  1541 
Domkapitel,  Prälaten,  Ritterschaft  und  Städte,  Land- 
schaft und  Eingesessene  als  die  gemeinen  gliedmas- 
sen  des  Stifts  bezeichnet  wurden,  und  dass  dieser 
letztere  Landtagsabschied  den  Wurstfriesen  aus- 
drücklich zusicherte ,  sie  sollten  hinfort  zu  allen  ge- 
meinen Landtagen  verschrieben ,  und  mit  ihnen  solle 
es  so,  wie  mit  den  Kehdingern  und  Altenländern 
gehalten  werden  2).  Das  Tribunal  zu  Wismar  ent- 
schied aber  am-  26.  october  1672 ,  dass  die  eingeses- 
senen der  Marsch  das  angesprochene  recht  der 
mitstandschaft  nicht  genugsam  erwiesen  hätten,  wohl 
aber  das  recht ,  zu  allgemeinen  Landtagen ,  bei  denen 
ihr  interesse  mit  vorkomme,  gleich  den  freien  Stän- 
den beschrieben  zu  werden,  und  durch  gewisse 
abgeordnete  zu  erscheinen,  die  propositionen  und 
resolutionen  anzuhören,'  und  ihr  Interesse  durch 
deductionen,  protestationen  und  beschwerden  bei 
dem  Landesherrn  nöthigenfalls  wahrzunehmen  3). 


1)  Balduin's  recbtsb.  t.  t45o  bei  Spancehberg  bfitrage  zar  kaade 
der  Deutscbeu  rechtsaltertbuincr  (HaDDovcrlS24.  4.)  s.llO. 

2)  Cassel  Bremensia  1,  385.  09^2.  600.     Vcrgl.   das.  1,  C15. 
662,  667.  2,  40S. 

5)     Götze  de  origine  ordiiium  provinc.    ducat.  Brein.  et  Verd. 
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117«  Auf  der  rechten  seite  der  Elbe,  ISngs  der 
Nordsee  bis  zur  Eider  hin,  besass  das  Erzstift  Bre- 
men ein  sehr  merkwürdiges  ländchen,  dessen  be- 
Tölkening  aus  freien  Bauern  bestand»  Dies  war 
Dithmarschen.  Es  hiess  eine  gliedmasse ,  ledemathe, 
des  Stifts,  gleich  den  übrigen  Ständen.  Jedoch  war 
die  Verbindung  mit  diesem  durch  den  breiten  aus- 
fluss  der  Elbe  sehr  erschwert,  und  dies  war  die 
Ursache,  welche  die  Volksversammlung  der  Dithmar- 
sen  zu  ungewöhnlicher  kraft  erhob,  und  allmäUig 
das  land  ganz  von  dem  Bisthume  trennte  i).  Im 
dreizehnten  Jahrhundert  verwaltete  ein  Erzbischöf- 
licher Vogt  die  höchste  gerichtsbarkeit,  und  dieser 
stand  mit  Rittern  und  Rathmannen  an  der  spitze  der 
Landesversammlung.  Noch  im  j.  1265  vertrugen  sieh 
Vogt,  Ritter  und  Rathmannen,  und  die  ganze  Ge- 
meinde des  landes  Dithmarschen  m^t  der  Stadt  Ham- 
burg darüber,  wie  es  gehalten  werden  solle,  wenn 
zwischen  einwohnern  beider  Gemeinden  Streitigkeiten 
entständen  2).  Aber  diese  art  der  Landesversamm- 
lung hatte  nicht  lange  bestand.  Schon  im  j.  1283 
schlössen  die  Rathmannen  und  Gemeinden  für  sich 
ein  schutzbündniss  mit  Graf  Gerhard  von  Holstein, 


p.  ^.  J.  12.     Pbatje   Termisclite    hUtoriscIie   Sammlungen    (Stade 
1842.  8.)  I,  475. 

1)  MicBELSEif  dal  alte  Dlthmarsclien  in  seinem  TerhSltDisse 
zum  Bremisclien  Erastift.  Schleswig  1829  8.  Hier  wird  eine 
wahre  Landeshoheit  des  Stifts  über  Dithmarschen  geleugnet. 
Bechtlich  bestand  sie  in  älterer  zeit,  soweit  sie  damals  überhaupt 
angenommen  werden  kann.  Ihre  Töllige  ausbildung  ist  aber  frei- 
lich unterbrochen. 

2)  BIicncLSEif  Urkunden  zur  geschichte  des  landes  Dilhnar- 
sehen  (Altona  1834.  4.)  s.ll.  no.T, 
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wobei  sie  jedoeh  angriffe  auf  Bremen  ausnahmen  i). 
Entweder  war   damals  eben  kein   Vogt  des  Erzbi- 
schofs  im  lande,  oder  das  bündniss  mogte  auch  wider 
seinen  willen  geschlossen  werden.  Bald  nach  dieser 
zeit  gewinnt  aber  der  Landtag  eine  andre  gestalt, 
indem  an  seiner  spitze  nicht  ein  Vogt,  sondern  fiinf 
Vögte  stehen ,    und    die  Ritter  ganz   und   gar  ver- 
schwinden.    Statt   dessen   stehen   den  Rathmannen 
jetzt  Geschwöme  zur  seite.    So  finden  wir  die  Lan- 
desversammlung zuerst  im  j.  1306  2).     Seit  dieser 
zeit  wurde  die  Verbindung  mit  Bremen  sichtlich  lo- 
ckerer.   Die  Dithmarsen  führten  auf  ihre  eigene  hand 
krieg,   und   schlössen  frieden  mit  ihren  nachbam. 
Es  kam  so  weit,  dass  im  j.  1473  König  Christian  I. 
von  Dänemark  dem  Kaiser  Friedrich  III.  vorstellen 
konnte ,  wie  die  Dithmarsen  ganz  ohne  herm  wären, 
und  ihm  als  Herzog  zu  Holstein  das  land  wohl  ge- 
bühre,   da  die  frühem  Herzoge    dasselbe   zu  lehn 
getragen  hätten  3).    Die  belehnung  erfolgte  wirklich, 
und  aus   den  Grafschaften  Holstein '  und  Stormam 
sammt  dem  lande  Dithmarschen  wurde  ein   neues 
Herzogthum   Holstein  gebildet.    Doch  war   es  eben 
so  wenig  möglich,   diese  neuen  rechte  sofort  gegen 
die  Dithmarsen  geltend  zu  machen,  als,  ihre  aner- 
kennung  vom  Erzstifte  Bremen  zu  erlangen.     Erst 
im  j.  1559  unterwarfen  sich   die  Dithmarsen,   durch 
kriegerische  Übermacht  gebeugt  4) ,  und  erst  im  j.  1585 


1)  MicBEi.SEi<r  das.  8.  15.  n.  9. 

2)  MicHELSEN  das    s.  16  f. 

5)    MicHELSEic  das.  s.  65  f.  no.  54  f.    Derselbe  das  alte  Dithmar- 
schen  s.  44. 
4)    MicnELSBii  urkundeobacU  8.207*  no.lOO. 
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verzichtete  das  Bremische  Domkapitel  auf  alle  an- 
Sprüche  des  Erzstil ts  i). 

Seit  dieser  errichtung  des  Herzogthnms  Holstein 
lernen  wir  die  Rathmannen  genauer  kennen.  Sie 
heissen  jetzt  die  achtundvierzug  Verweser ,  auch  bloss 
die  Achtundvierziger,  und  bilden  die  eigentlichen 
regirer  des  landes,  welche  unter  andern  für  sich 
allein  bei  Kaiser  und  Reich  gegen  die  ansprüche  von 
Holstein  klage  führten.  Die  Achtundvierzig  waren 
lebenslänglich  gewählt,  wie?  und  von  wem?  ist  36- 
doch  nicht  deutlich.  Auch  ist  schwer  zu  sagen,  ob 
sie  ein  formlicher  regirungssenat  des  landes  waren, 
oder  nur  die  Vorsteher  einzelner  landesdistricte. 
Doch  ist  das  letztere  das  wahrscheinlichere.  Die 
Landesversammlung  kam  an  jedem  Sonnabend  zu 
Heide  zusammen,  und  auf  dieser  erschienen  die 
Achtundvierziger,  die  Schliesser  und  die  Geschwor- 
nen,  letztere  beiden  ohne  zweifei  aus  den  einzelnen 
Kirchspielen,  und  neben  ihnen  eine  unbestimmte 
menge  des  übrigen  volks.  Von  eioer  Versammlung 
zur  madem  blieben  aber  immer  einige  Verweser  zu« 
sammen,  um  die  laufenden  geschäfte  zu  besorgen, 
und,  wenn  es  nöthig  wurde,  alle  Achtundvierzig, 
oder  auch  die  ganze  Landesversammlnng  berufen  zu 
können  2).  Die  Vögte  finden  wir  ebenfalls  noch 
mehrmals  an  der  spitze  des  Landtags.  Sie  übten 
den  blutbann  namens  des  Erzbisdiofs.  Aber  sdt- 
dem  Dithmarschen  die  reformation  eingeführt  hatte, 
hörten  auch    die  weltlichen  beziehungen  zum  Erz- 


1)  M1CBBL8EN  urkandenbach  s.  5c(7.  no.  152. 

2)  Den.  das  alte  Ditkmarscheii  ■.14—32. 
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stifte  mehr  und  mehr  auf.  Die  Achtandvierziger 
fingen  an,  ihrerseits  selbst  den  blatbann  zu  üben, 
und  bald  ist  von  den  Vögten  kaum  noch  die  rede, 
wäirend  die  Verweser  mehr  und  mehr  den  Charak- 
ter eines  aristokratischen  statsoberhaupts  annahmen. 
So  abweichend  diese  Verfassung  von  der  aller 
ändern  Deutschen  länder  ist,  so  blicken  doch  über- 
all die  grundgedanken  aller  Deutschen  Verfassung 
durch,  nur  eigenthflmlich  gestaltet  durch  die  beson- 
dre läge  und  beschaffenheit  des  landes.  Im  drei- 
zehnten Jahrhundert  finden  wir  den  Vogt  als  Vertreter 
des  Landesherm ,  der  beständig  abwesend  war,  und 
Ritter  und  Rathmannen  als  die  vornehmsten  des  lan- 
des. Die  Rathmannen  sind  aber  wohl  keine  andre, 
als  die  Redjewen  der  Friesen,  also  Richter  oder 
Vorsteher  einzelner  Gemeinden.  Darauf  verschwin- 
den die  Ritter,  und  es  bilden  sich  keine  Stände, 
denn  es  giebt  in  diesem  lande  keinen  stand,  als 
Bauern.  Zugleich  aber  erheben  sich  die  Gremeinden, 
und  diese  werden  nun  den  Vögten  gegenüber  vertre^ 
ten  durch  die  Verweser,  Schliesser  und  Geschworne, 
als  durch  die  obersten  beamten  der  einzelnen  Ge- 
meinden, und  diejenigen,  welche  ihnen  zunächst  ste- 
hen. Endlich  verlieren  die  Vögte  ihre  frühere  macht, 
und  nun  bilden  die  Achtan«  vierzig  einen  engern  Rath 
des  landes,  der  in  den  laufenden  und  unwichtigem 
geschäften  die  Landesversammlung  vertritt.  In  die- 
sen allgemeinen  zügen  ist  die  ähnlichkeit  in  dei^ 
entwickelung  mit  der  in. andern  Deutschen  ländern 
nicht  zu  verkennen,  und  selbst  einen  den  Achtund- 
vierzigern ähnlichen  Ständischen  ausschuss  als  Rath 
des  Fürsten  und  des  Landes  werden  wir  in  dieser 
Periode  in  mehreren  Deutschen  Fürstenthümern  mit 
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einer  sehr  ausgedehnten  gewalt,   und  fast,   wie  ein 
aristokratisches  Oberhaupt  auftreten  sehn. 

118.  Auf  dem  linken  ufer  der  Elbe  liegt  noch 
das  ländchen  Hadeln,  an  die  ehemaligen  Bremischen 
besitzungen  gränzend,  aber  ehemals  der  landes- 
hoheit  der  Herzoge  von  Sachsen  -  Lauenburg  un- 
terworfen« Die  entfemung  desselben  von  seinem 
Landesherrn  hat  auch  hier  eine  ganz .  eigenthümh'che 
ausbildung  der  Verfassung  begünstigt,  so  dass  sich 
diese  in  gewissem  masse  sogar  noch  bis  auf  den 
heutigen  tag  erhahen  hat  Hadeln  ist  nicht  völlig 
jenen  Marschdistricten  gleich.  Es  hat  einen  flecken 
oder  bleek,  Ottemdorf,  welcher  einen  eigenen  Stand 
bildet.  Das  platte  land  aber  zerfallt  in  das  Hoch^- 
land  und  das  Siedland  oder  Niederland,  jenes  mit 
sieben,  dieses  mit  fünf  kirchspielen.  Die  Bauern 
bilden  daher  zwei  Stände.  Das  land  hat  sogar  sei- 
nen Adel,  doch  haben  die  besitzer  des  einzigen  Rit- 
tergutes, Wellingsbüttpl ,  nie  an  den  Landesversamm- 
lungen theil  genommen,  diese  bestehen  vielmehr  nur 
aus  jenen  so  genannten  drei  Ständen,  nämlich  dem 
Magistrate  von  Otterndorf,  und  den  Schuldheissen 
und  Schöffen  des  Hoch-  und  Siedlandes  i).  Jedes 
kirchspiel  wählt  aber  den  Schuldheissen  und  zwei 
oder  drei  Schöffen  aus  seyier  mitte,  welche  das  ge- 
richt  und  den  vorstand  desselben  ausmachen.  Es 
wird  also  auch  hier  jede  Gemeinde  durch  diejenigen 
vertreten,  welchen  für  gewohnlich  die  leitung  ihrer 
angelegenheiten  obliegt      Diese  Verfassung  scheint 


N  1)  Wan  Schulzen,  Sclieffen  und  die  gemeine  Landscliaft  in 
des  landes  sacben  beysanunen  kommen.  Hadeler  landreckt  T« 
i«>85.  4,  9  bei  Pufendorf  ob^ery.  1,  append.  Statut,  p.  Ö2. 
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sieh  indessen  ziemlich  spät  erst  bestimmt  entwickelt 
zu  haben.  Otlemdorf  hat  vielleicht  erst  seifie  Stel- 
lung als  besondrer  Stand  erhalten,  als  es  im  j.  1460 
eine  einignng  mit  dem  lande  zu  Hadeln  abschloss. 
Aueh  kommen  noch  im  y  1481  in  einer  Urkunde 
Knappen  vor,  und  wenn  in  einer  andern  Urkunde 
vom  j.  1514  von  „mannheit,  dazu  verordneten"  die 
rede  ist,  so  sieht  man  ebenfalls  nicht,  ob  hierunter 
Ritter  oder  Bauern,  oder  etwa  beide  verstanden 
werden  i). 

119.  Nördlich  von  den  Dithmarsen  wohnte  noch 
ein  Friesischer  stamm  in  ähnlicher  freiheit,  wie  jene 
Marschländer.  Dies  waren ,  die  Nordfriesen  auf  der 
küste  und  den  inseln  im  westen  des  Herzogthums 
Schleswig.  Sie  waren  indessen  beständigen  käm- 
pfen mit  Dänemark,  Schleswig?  Holstein  und  Dithmar- 
schen  ausgesetzt,  welche  es  lange  zu  keiner  förm- 
lichen ausbildung  eines  gemeinschaftlichen  Landtags 
kommen  liessen.  Selten  waren  alle  Nordfriesischen 
Gemeinden  einig?  und  nach  umständen  traten  bald 
einzelne,  bald  mehrere  benachbarte  Gemeinden  zu- 
sammen. In  solchen  föUen  wurden  die  Urkunden 
nctmens  der  Rathleute  und  der  ganzen  Gemeinheit 
der  vereinigten  landestheile  ausgestellt.  Im  j.  1426 
traten  sieben  Nordfriesische  Harden  zusammen,  um 
ihr  hergebrachtes  recht  nieder  zu  schreiben,  und  es 
war  dabei  auch  ein  abgeordneter  des  Herzogs  Hein- 
rich von  Schleswig,  als  ihres  herrn,  zugegen.  Diese 
aufzeichnung  nannte  man  die  Siebenhardenbeliebung. 


I)    SpAifGBRBERG   corpQS  priTilegioniiii  et  comtitationum  terrae 
Badeleriae  (Hannoter  1^23.  4.)  s.  ^.  6.  7. 
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Gleichzeitig  ^aten  die  drei  fibrigen  gemeinden  £t- 
derstedt,  Everschop  und  Utholm  zu  gleichem  zwecke 
zusammen,  und  verfassten  die  Eiderstfidter  kröne 
der  rechten  Wahrheit  i).  Auch  diese  erkannten  da- 
mals die  hoheit  von  Schleswig  an.  Jedoch  haben 
die  Nordfriesen  immer  ihre  besondem  landesver- 
Sammlungen,  getrennt  von  den  Schleswig- Holstein- 
sehen  Landtagen  behalten  2). 

120.  Auf  der  Insel  Rügen  ^scheint  anfangs  der 
Bauernstand  eine  Stellung  eingenommen  zu  haben, 
welche  ihm  ohne  die  Verbindung  mit  Pommern  viel- 
leicht einen  platz  untei*  den  Xiandständen  hätte  si- 
chern können.  Im  j.  1325  verhandelte  Herzog  War- 
tislav  mit  allen  Klöstern,  Prälaten  und  andern  geist- 
lichen personen,  Edelleuten,  Rittern,  Knechten,  Stä- 
dten, Flecken  und  derselben  einwohnern,  Dörfern 
und  Bauern  3).  Allein  in  spätem  Urkunden  werden 
die  Dörfer  und  Bauern  nirgend  mehr  als  theilneh- 
mer  an  landesverhandlungen  erwähnt. 

121.  Eine  sehr  verschiedene  entwickelnng  hat 
die  Vertretung  des  freien  Bauernstandes  im  süden 
Deutschlands  genommen.  Hier  erhielten  sich  freie 
bauergemeinden  -  in  den  Schweizer  und  Tiroler  Al- 
pen und  in  der  Schwäbischen  Alp«  Die  Schweiz 
war  der  mittelpunkt,  von  welchem  die  erhebung  der 
niedem  Stände  gegen  die  hohem  in  diesen  gegen- 
den  ausging.     Der  aufstand  der  Schweizerbünde  er- 


1)  y.  RicBTBOTEN  Fricflisclie  reclitgqaellen  8.^61.  S78. 

2)  MicHELSEN  Nordfriesland  im   mittelalter.       Eioe   historische 
«hizze  (Schleswig  1828.  8.)  8.145  f.  181. 

3)  ScHOTTGBN  ct  Krbtsig  diplom.  et  8cript.  5,  32. 
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streckte  seine  Wirkungen  nach  Schwaben  und  nach 
Tirol  hinein ,  und  günstige  Verhältnisse  konnten  hier, 
wie  dort  einen  abfall  vom  Reiche  herbeigeführt  hal- 
ben. Aber  Schwaben  war  zu  uneinig,  und  Tirol  za 
tren,  als  dass  dies  ihr  ziel  hätte  werden  können. 

122.  Von  Tirol  ging  ein  theil  des  landes,  über  wel^ 
ches  die  Landgrafen  die  hoheit  ansprachen,  verloren, 
indem  sich  die  Schweizer  unruhen  in  die  Tiroler  thäler 
hinein  erstreckten.  Im  Bisthnm  Chnr  entstand  der 
grane  Band,  der  sich  später  mit  den  elf  gerichten 
nnd  den  Gotteshanslenten  in  Oberengadin  verband. 
Dfe  Bischüfe  von  Chnr  waren  gleich  denen  von  Bri- 
xen,  Trient  und  Aqnileja,  nur  zu  sehr  geneigt,  die 
schutzherrlichen  rechte  des  Landgrafen  einzuschrän- 
ken. Auch  in  den  letztem  Bisthümem  fehlte  es  nicht 
an  Streitigkeiten  der  letztem  mit  einzelnen  Gemeinden. 
In  Trient  wurde  schon  im  j.  1267  über  zwistigkeiten 
mit  den  einwohnem  des  thales  Fleims  verhandelt  i). 
Aber  das  Innthal  und  das  obere  Etschthal  hingen 
mit  einer  seltenen  treue  an  dem  angestammten  Für- 
stenhause. Schon  Margaretha  Maultasch  hatte  die« 
iselbe  erfahren,  und  eine  neue  veranlassung,  sie  zu 
bewähren,  boten  Verhältnisse  dar,  welche  zu  gleicher 
zeit  mit  der  Kirchenversammlung  zuKostnitz  eintraten, 
und  zum  theil  von  derselben  bestimmt  wurden.  Eben 
diese  ereignisse  scheinen  auch  der  Vertretung  des 
Bauernstandes  auf  den  Landtagen  eine  bestimmtere 
form  gegeben  zu  haben,    denn  bis  dahin  finden  wir 


1)  VoUmaclit  der  commiine  Flemi  zur  sülincEaDdlang  mit  den 
Grafen  bei  t.  Horhayk  gesell,  der  gefirst.  Grafschaft  Tirol  i,  2. 
8«  402  und  dessen  beitr.  zur  geschichte  Tirols  i,  374. 
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in  den  urknndlicheift  äufzeicbnungen  neb^n  den  Bi- 
schöfen nur  Ritter  nnd  Bürger  aus  den  Städten 
als  mitglteder  der  Landesversammlung  ausdrucklich 
genannt.    Jene  ereignisse  waren  aber  folgende. 

Herzog  Friedrich  IV,  genannt  mit  der  leeren 
tdscbe,  reizte  den  Kaii^er  Sigihund,  indem  er  sich 
weigerte,  die  belehnung  wegen  Tirol  zu  Basel  zu 
empfangen,  weil  es  ein  Vorrecht  der  Oestreichi- 
schen  Herzoge  war,  dass  sie  nur  in  ihrem  lande 
belehnt  werden  durften.  Freilich  Hess  es  sich  schwer 
rechtfertigen,  dass  ein  Privilegium  des  Oestreichischen 
Herzogthums  auf  die  seit  einem  halben  Jahrhundert 
erworbene  Landgrafschaft  Tirol  bezogen  werden 
sollte.  Dazu  kamen  mancherlei  klagen  der  Bischöfe 
von  Chur,  Trient  und  Brisen,  welche  die  Stimmung 
der  Kirchenversammlting  nicht  zu  seinem  besten  wen- 
deten. Als  er  nun  aber  vollends  im  j.  1415  dem 
Pabste  Johann  XXIII ,  dem  er  sicheres  geleit  und 
schütz  zugesagt  hatte ,  die  flucht  aus  Basel  möglich 
machte,,  und  sich  selbst  gleich  einem  flüchtigen  fort 
begab,  da  sprachen  Kaiser,  Fürsten  und  Kirchenver- 
sammlung über  ihn  des  Reiches  acht  und  der  Kir- 
che bann  aus.  Alle,  die  ihm  bisher  gehorcht  hat- 
ten, fielen  von  ihm  ab,  nur  nicht  das  landvolk  im 
Tiroler  hochgebirge,  welches  ihm  selbst  die  Innern 
Städte  und  Burgen  sicherte,  so  dass  er  sich  nöthi- 
genfalls  stark  genug  halten  durfte,  der  Reiehsexe- 
kution  zu  widerstehn.  Dennoch  Hess  er  sich  verleiten, 
auf  sicheres  geleit  sich  nach  Kostnitz  zu  begeben,  um 
Sigmund's  gnade  zu  erflehen.  Dort  aber  wurde  er, 
anstatt  etwas  günstiges  zu  erlangen,  von  dem  Kai- 
ser in  haft  gehalten,  und  sogar  zu  einem  förmlichen 
verzichte  auf  seine  rechte  genöthigt.    Dieser  sendete 
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nan  abgeordnete  nach  Tirol,  welche  mit  dem  Adel, 
der  Geistlichkeit  und  den  Gerichten  wegen  der  Über- 
gabe des  landes  an  Kaiser  und  Reich  unterhandeln 
sollten.  Da  waren  es  die  StSdte  und  Bauern,  wel- 
che standhaft  dem  Herzoge  ergeben  blieben.  Wer 
nicht  das  schloss  Tirol  gewonnen  habe  —  so  spra- 
chen sie  —  den  erkennten  sie  nicht  als  ihren  rech- 
ten erbhärrn,  denn  diese  feste  sei  des  landes  hoch« 
ster  edelstein.  Sie  riefen  vielmehr  Friedrich's  bru- 
der,  Ernst  den  Eisernen  in's  land,  und  übertrugen 
ihm  auf  einem  Landtage  zu  Botzen  die  Verwesung 
der  Grafschaft  i).  Herzog  Ernst  suchte  indessen 
den  Adel  zu  gewii^en,  um  mit  dessen  hülfe  die  an- 


1)  —  als  der  liocbgeporo  Fürst  Hertzog  Fridrich  — •  berren 
Signiundeu  Römischen  Kuuig  —  unser  Grafschaft  und  Herschaft 
zu  Tyrol  mitsambt  andern  unsern  lannden  und  geslossen  und 
läuten  in  Swaben  und  in  Elsass  rerschriben  und  aufgeben  hat  -* 
und  auch  darauf  besunder  nnsem  lieben  getreten  ond  allen  un- 
fern Landsliuten,  Herren,  Rittern  und  Knechten,  Pflegern,  Burg- 
grafen, Steten  und  Marckten,  und  gemainclichen  allem  Lantvolk, 
edlen  und  unedlen  derselben  uuuserer  Grafschaft  Tyrol  geschribeu 
and  empfolhen  hat,  demselben  —  dem  Böm.  Künig  gehorsam 
und  gewärtig  su  sein;  das  aber  die  Lanndsläut  all,  noch  dhai- 
■er  besunder  nicht  tun  wollten,  —  —  wann  wir  aber  solich 
lawter,  stfite  und  gantze  trcw,  die  sy  zu  uns  habent,  und  sun- 
derlich,  als  sy  yetz  in  diesen  widerwärtigen  lUwfen  b6j  uns  und 
dem  haws  Oesterreich  getreulich  bestannden  und  belihen  sind, 
des  wir  gen  denselben ' unsern  Lanndsläuten,  Stäten,  Gerichten 
und  Telern  als  gegen  unsern  allerliebisten  und  getrewen,  und  al« 
len  Iren  erben  mit  snndern  gnaden,  furdrungen  und  guttäten  ptl- 
lieh  bedencken,  erkennen  und  zu  gut  nymer  vergessen  suUen  noch 
wellen.  Urk.  Herzogs  Ernst  v.  141Ö  bei  Hormayr  gesch.  der  ge« 
forsteten  GrafschaA  Tirol  (Tübingen  1808.  8.)  I,  2.  s.  625.  nr. 
249. 
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spräche,  weldie  sein  bnider  noch  auf  die  regiemng 
machte,  zu  beseitigen.    Aber  Büif;er  und  Bauern  im 
Innthale,    an  d^r  Eisack  und  im  Etschhmde  hielten 
fest  an  ihrem  gefangenen  Fürsten.     Diesem  gelang 
es,  nach  elfmonatlicher   haft  mit  wenigen  begleitem 
am  entfliehen.     In  Landeck,  am   eingange  des  lan-f 
des,  prüfte  er  die  gesinnung  des  volkäs.    Als  unbe« 
kannter  pilgernder  Ritter  führte  er  ihnen  seine  eU 
gene  geschichte  in  einem  Schauspiele  vor,    und  als 
er  die  empfindungen  erregt  hatte,  welche  er  bei  ei* 
nem  treuen  volke  erwartete,   gab  er  sich  zu  erkeii» 
neu.     Sie  schwuren  ihm  feste  treue,   und  erhoben 
ihn  nach  alter  sitte  auf  einen  sdiild,   indem  sie  ihn 
gewissermassen  von  neuem   als  ihren  Fürsten  em- 
pßngen,    und  diese  gesinnung  sprach  sich  so  allge- 
mein und  unverholen  aus,    dass  Herzog  Ernst  sich 
genöthigt  sah,    friedliehe   ausgleichung  mit   seinem 
bruder    zu   suchen,   welche    unter  Vermittlung  des 
Erzbischofs  von  Salzburg  im  j.  1416  erfolgte.    Auch 
Sigmund  gab  endlich  nach,  da  der  neue  Pabst  Mar- 
tin V.  zu  milderem  verfahren  rieth.    Im  j.  1418  wur* 
den  acht  und  bann  aufgehoben. 

Seit  dieser  zeit  bilden  Städte,  Thäler  und  Ge- 
richte  einen  theil  der  Stände  .,von  Tirol.  Indessen 
lassen  die  gedruckten  quellen  nicht  erkennen,  ob 
aus  den  Gerichten  und  Thälem  die  Vorsteher  und 
obersten  beamten  der  gemeinden  zu  den  Landtagen 
gingen,  oder  ob  die  gemeinden  besondere  abgeord- 
nete ^Y^hlten.  Auch  erhielt  sich  noch  eine  Zeitlang 
eine  gewisse  Uneinigkeit  zwischen  dem  Adel  und 
dem  dritten  Stande.  Besonders  erregte  der  glück- 
liche krieg  der  Appenzeller  gegen  den  Abt  von  St. 
Gallen  auch   am  Inn  und  an    der  Etsch   unruhige 
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bewegnngen  unter  den  Bauern,  so  dass  der  Adel 
des  Landes  gegen  sie  den  £lephantenbund  schloss, 
und  sich  mit  der  gesellsehaft  von  St  Georgenschild 
vereinigte.  Diese  Verhältnisse  mögen  zu  dem  ewi« 
gen  bUndnisse  geführt  haben,  welches  „die  Herrn, 
Ritter  und  Knechte,  Städte,  Märkte,  Gerichte  und 
Thäler  der  Grafschaft  zu  Tirol  und  der  Landschaft 
an  der  Etsch  und  in  dem  Innthal,  und  der  drei  Bis- 
thfimer  zu  Trient,  zu  Chur  und  Brixen"  schlössen, 
und  welches  vielleicht  der  Landständischen  Verfas- 
sung ihre  Vollendung  gegeben  hat.  Die  verbündeten 
beschworen,  dass  sie  „mit  leib  und  gut  bei  allen  frei- 
heiten,  gnaden,  rechten  und  gewohnheiten,  die  sie 
hätten  und  hergebracht  hätten,  bleiben,  und  die  mit 
gegenseitiger  hülfe  gegen  jedermann  aufrecht  halten 
und  vertbeidigen  wollten."  Leider  ist  das  datum  des 
uns  erhaltenen  bundbriefes  ungewiss.  Die  wahr- 
scheinlichste jahrzahl  ist  1423  i).  Gewiss  ist  indes- 
sen, dass  bei  Herzog  Friedrich's  tode  im  j.  1439 
die  Verfassung  der  Tiroler  Landstände  in  der  ange- 
gebenen richtung  vollendet  dasteht. 


1)  Urk,  bei  HoKMATa  beitrfige  zur  getcbichte  Tirols  im  mit- 
teUller  (Wien  1805.  8.)  1,  I.  8.402  f.  Die  jahrzaM  15^  ist 
offenbar  irrig,  da  tod  freiheiteo  die  rede  ist,  welche  herrülircn 
,,Toii  Khaiser,  Khiaigeu,  unnd  Hurzogen,  Margrafen  der  Graff- 
scbaffk  und  berrschafft  des  loblicbett  bauss  zu  Tyrol  annd  zu  Oe- 
sferreicb."  Die  berrscbaft  des  bauses  Oestreieb  kann  bibr  unmdg- 
lieb  mit  HoaMATa  auf  privilegien  Habsburgiscber  Kaiser  deaten, 
nod  unter  den  Markgrafen  kann  nur  Ludwig  der  Brandenburger 
gemeint  sein.  Vor  1365  kaun  die  Urkunde  also  nicht  gesetzt 
werden,  und  das  einfachste  bleibt  freilich ,  anzunehmen,  dass 
etwa  durch  einen  Schreibfehler  ein  C  in  der  jahrzabl  ansgefallen 
sei.  llebrigen^  ist  das  original  des  bundbriefes  nicht  bekannt. 
S.  l*irol  unter  der  Baieriscben  regierung  I,  146.  not.i. 


i28    lY.  ZuMmmcnsetziiiig  der  Landstande. 

123.    In  iSchwaben  gab  es  viele  freie  Banerge- 
meinden,  von  denen  jedocb  ein  grosser  theil  unter 
einer  Kaiserlichen  Landvogtei  stand,  wie  die  Freien 
auf  der  Leutkircher  beide  und  aof  der  Pirsch,   oder 
völlig  Reichsfrei  war,    wie  der  Reichsflecken  Akorf 
und   das  Reichstbai  Hammerspacb.    Diese  konnten 
nicht  wohl  daran  denken,  sich  in  eine  Vereinigung  mit 
den  andern  Ständen ,   welche  viel  zu  verachtend  aui 
sie  herabblickten,  ein2sulassen.    Eße  und  da  traten  sie 
nnter  sich  in  eine  Verbindung  nach  art  der  Städte- 
nnd  Rittergesellschaften  zusammen,    und  es  gelang 
ihnen  dadurch  zuweilen,    sidi  geraume  zeit  in  einer 
gewissen  Unabhängigkeit  zu  erhalten.     Eine  der  be- 
deutendsten erscheinungen  dieser  art  war  die  Hauen- 
steiner einung  auf  den  höhen  des  Schwarzwaldes* 
Auch  die  Bauerschaft  im  Algau  machte  im  j.  1406 
den  versuch,  sich  zum  schütze  gegen  ihre  nachbam 
zu  vereinigen.     Allein  die  Städte  schritten  vermit- 
telnd  ein,   und   die  Verbindung   blieb   ohne  erfolg. 
Aber   auch   in   den   territorien    der  geistlichen  und 
weltlichen  Fürsten  gab  es  freie  Bauergemeinden,  und 
diese  haben  mehrfach  eine  Vertretung  in  der  Lan- 
desversammlung erlangt,  obwohl  auf  sehr  verschie- 
dene weise.  Die  form  dieser  Vertretung  lässt  sich  in 
dieser  periode  nicht  immer  deutlich  erkennen,  und 
sie  scheint  in   den   meisten    ftillen    erst   durch   die 
bauernkriege  zu  anfange  der  folgenden  periode  völ- 
lig ausgebildet  zu  sein.     Wir  dürfen  daher  unsem 
blick  bei  der  betrachtung  dieser  entwickelung  nicht 
streng    auf  den  Zeitabschnitt  beschränken,    welcher 
im  übrigen  die  schranken  ftir  unsem  gesichtskreis 
zieht 

Zu  ende  des  fun^hnten  Jahrhunderts  gaben  die 
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Bauern  der  Abtei  Kempten  den  ersten  anstoss  za 
dem  banemkriege,  .welcher  im  anfange  des  sech- 
zehnten Jahrhunderts  in  einem  Schwäbischen  lande 
nach  dem  andern  losbrach.  Die  ^Streitigkeiten  zwi- 
schen dem  Abte  nnd  den  Bauern  wurden  im  j.  1492 
zu  Esslingen  durch  den  Schwäbischen  Bund  ausge- 
glichen 1).  Dadurch  scheint  die  Verfassung  entstan- 
den zu  sein,  welche  seit  dem  sechzehnten  Jahrhun- 
dert in  der  gefiirsteten  Abtei  Kempten  bestand.  Es 
gab  hier  nämlich  lebenslänglich  gewählte  Ausschüs- 
ser der  dorfschsiften ,  welche  zunächst  die  landes- 
kasse  zu  verwalten  hatten.  Diese,  nannten  sich  die 
Landiächaft,  und  betrachteten  sich  als  Vertreter  des 
ganzen  landes,  da  es  weder  Ritterschaft  noch  Städte 
in  der  Abtei .  gab ,  und  eine  Verbindung  zwischen 
den  Bauergemeinden  und  dem  Convente  nicht  be- 
stand. Wahrscheinlich  kamen  in  älterer  zeit  bei 
wichtigen  landesangelegenheiten  entweder  die  Vor- 
steher, oder  bevollmächtigte  der  dorfschaften  zusam- 
men, während  die  vollmacht  der  Ausschüsser  nur 
auf  die  kassenverwaltung  beschränkt  war.  Mit  je- 
nen mögen  auch  die  altern  landesverträge  von  den 
j^  1526,  1527,  1Q67,  1680,  1682  und  1683  geschlos- 
sen sein  2). 

Im  Hochstifi  Basel  Deutschen  antheils  bestanden 
die  Landstände  neben  der  Geistlichkeit,  der  Ritter- 
schaft und  den  Städten  aus  dem  dorfe  Burgthal,  den 
sechs  Oberämtern  und  den.  freien  bergen  3).  Im 
Breisgau  bestand  der  sogenannte  dritte  Stand  aus  drei- 


1)  Pfister  gesch.  T.  Scliwaben  3,  524  f. 

2)  Moser  yod  der  Keichsstäode  landen  s.  368.  461. 

5)    BuscHiRG  erdbeschreibung  (7.  aasg.  Hamb,  1789.  8)  7,  2o. 

II.  9 


iSO     IV.  Zasammensetzung  der  Landstände. 

zehn  Städten  und  sechs  Kameralherrschaften  i).  Eine 
von  diesen  letztem  war  die  Grafschaft  Hanenstein, 
welche  unter  einem  Waldvogt  stand,  nnd  nnter  der 
Oestreichischen  herrschaft  die  Verfassung  der  alten 
einung  beibehielt.  Die  acht  gemeinden,  aas  denen 
sie  bestand,  filhrten  fortwährend  den  namen  ,.Einun- 
gen",  und  standen  unter  ebensoviel  Eimingsmeistern. 
Doch  weiss  ich  nicht  zu  sagen ,  ob  jene  Oberämter 
und  diese  Kameralherrschaften  durch  landesberrlicbe 
beamte,  oder  durch  selbstgewählte  beamte,  oder 
etwa  durch  besondre  abgeordnete  auf  dem  Landtage 
vertreten  wurden. 

124.  Sehr  beachtenswerth  ist  die  entwickelung 
der  Landständischen  Vertretung  des  Bauernstandes 
in  Würtemberg.  Hier  besteht  noch  heutiges  tages 
eine  eben  so  seltene,  als  wohlthätige  Verbindung  von 
Stadt  und  Land ,  welche  aber  wesentlich  verschieden 
ist  von  jener  altern  auf  die  Burgvogteien  gegründeten 
Verbindung,  die  wir  in  der  Mark  Brandenburg  ken- 
nen gelernt  haben.  Sie  wird  bewirkt  durch  die  so- 
genannten Oberämter,  welche  in  gemeinschaftlichen 
Versammlungen  mehrerer  Städte  und  dörfer  gewisse 
allgemeine  angelegenheiten  ihres  districtes  besorgen, 
und  zu  deren  bestreitung  die  nöthigen  kosten,  den 
so  genannten  amtsschaden,  auftiringen.  Der  Ur- 
sprung dieser  Oberämter  ist  im  dunkeln«  Wahr- 
scheinlich steht  er  mit  der  allmähligen  vergrossernng 
des  landes  durch  erwerbung  einzelner  bezirke  in 
Verbindung.  Es  scheint  aber  auf  dieser  eigenthüm- 
lichkeit  zu  beruhen,  dass  man  von  jeher  die  Ver- 
sammlung der  Würtembergschen  Städte  zugleich  als 


1}    BttscmüG  5,  631. 
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die  Vertretung  des  platten  landes  angesehen  hat.  Man 
nannte  sie  daher  vorzugsweise  „die  Landschaft",  im 
gegensatze  gegen  Prälaten  und  Ritter,  welche  „die 
Ehrbarkeit"  bildeten.  In  der  gegenwärtigen  periode 
findet  man  jedoch  nur  die  beamten  der  Städte  auf 
den  Landtagen.  Es  ist  indessen  ni(>glich,  dass  der 
Gräfliche  Vogt  und  Schuldheiss  zugleich  über  das 
platte  Land,  welches  zu  der  Stadt  gehörte,  seine 
herrschaft  erstreckte,  und  in  so  fem  das  land  ver« 
trat.  Möglich  auch,  dass  unter  den  amtleuten  und 
Vögten ,  welche  auf  den  Landtagen  erschienen ,  nicht 
bloss  die  über  die  Stadt  gesetzten  verstanden  wur« 
den,  sondern  auch  solche,  welche  über  einzelne 
Landbezirke  zu  gebieten  hatten.  Das  letztere  ist  so- 
gar wahrscheinlich,  da  es  unter  andern  in  dem  Mün- 
singer  vertrage  vom  j.  1482  heisst,  dass  derselbe 
von  den  Städten  und  Aemtem  besiegelt  seL  Die 
weitere  ausbildung  dieser  Verfassung  erfolgte  im  an- 
fange des  sechzehnten  Jahrhunderts  auf  eine  sehr 
eigenthümliche  weise,  und  die  veranlassung  dazu 
gab  der  aufstand  der  bauern  im  Bemsthale  im  j.  1517. 
Sie  kann  daher  erst  in  der  folgenden  periode  dar- 
gestellt werden. 

125.  In  andern  (heilen  von  Deutschland  finden 
sich  hia  und  wieder  in  kleinern  ländern  spuren  von 
einer  ähnlichen  Vertretung  des  Bauernstandes,  welche 
aber  zum  theil  nur  sehr  schwach  sind.  Zunächst 
gehört  hieher  der  umstand,  dass  in  mehreren  län- 
dern unter  dem  namen  „Landschaft"  vorzugsweise 
die  Städte  verstanden  wurden.  Unter  andern  war 
dies  der  fall  in  Hessen,  obgleich  dort  niemand  von 
einer  Vertretung  der  Bauern  weiss.  Indessen  ver- 
dient eine  erzählung  eines  Hessischen  Chronisten  des 

9* 
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sechzehnten  Jahrhunderts  beachtet  zu  werden ,  welche 
vermnthen  lässt,  dass  die  Hessischen  Landtage  des 
mittelalters  eine  ähnliche  beschaffenheit  gehabt  haben 
mögen,  wie  die  Würtembergischen.  Die  erzählnng 
betrifft  die  wähl  des  kindes  von  Brabant  zam  Land- 
grafen auf  der  Hessischen  Landesversammlong  im  j. 
1247.  Sie  hat  für  die  zeit,  von  welcher  sie  spricht, 
gar  keinen  werth,  aber  sie  zeigt,  wie  man  sich  die 
Zusammensetzung  eines  Landtags  damals  dachte,  als 
sie  niedergeschrieben  wurde«  Nun  giebt  es  aber 
zwei  verschiedene  texte  der  chronik,  welche  gerade 
an  dieser  stelle  wesentlich  von  einander  abweichen. 
Der  eine  spricht  nur  davon ,  dass  die  obersten  aus 
den  Städten  auf  dem  Landtage  erschienen  i).  Der 
andre,  vollständigere  und  bessere  text  dagegen  er- 
zählt: da  beschrieb  sich  das  land  zu  Hessen  zusam- 
men, einen  gemeinen  Landtag  zu  halten,  dahin  ka- 
men die  Grafen,  die  Ritter,  die  Edelleute,  die  Amt- 
leute ,  die  Obersten  aus  den  Städten  und  aus  den 
Gerichten  2).  Freilich  kann  man  auch  hier  zweifeln, 
ob  man  sich  amtleute  und  gerichte  der  Städte  zu  den- 
ken hat,  oder  neben  den  obersten  aus  den  Städten  amt- 
leute über  landämter,  und  die  obersten  aus  den  land- 
gerichten.  Das  letztere  wird  wahrscheinlich  durch 
die  fassung  einiger  altern  Urkunden.  Im  j.  1467  wird 
nämlich  die  Landschaft  noch  von  den  Städten  unter- 
schieden,   indem  die  Stände   sich  nennen  „Ritter- 


1)  Gerstekbeeceb    chron.    Franckobergcnse    bei   KucHEziBECKEm 
aiialccta  Hassiaca  coli.  5.  s.  17*2. 

2)  Fortselzung   der   Ger8tei<ibe&gebsc]icd   clironik   bei  Schminke 
monimenta  Ilassiaca  %  410. 
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schuft,  Städte  und  Landschaft",  und  auf  einem  aus- 
schusstage  der  Städte,  der  im  j.  1551  zu  Homburg 
gehalten  wutde,  siegeln  die  anwesenden  den  ab- 
schied „von  wegen  aller  Städte  und  unterthanen  in 
Aemtem  und  auf  dem  Lande  i). 

Auch  in  dem  bundbriefe  der  Kurtrierschen  Stände 
vom  j.  1456  werden  als  theilnehmer  der  einigung 
aufgeführt:  Bürgermeister,  Räthe  und  BOrger  ge- 
meinlich der  Städte,  und  der  Dörfer  und  Pflegen 
zu  den  vorgemeldeten  Städten  und  dem  Hamme  ge- 
hörend. Hier  scheinen  ebenfalls  die  dörfer  und  pfle- 
gen durch  die  Städte  mit  vertreten  zu  sein.  Die 
einigung  vom  j.  1501  fahrt  in  noch  unbestimmteren 
ausdrücken  Grafen,  Herrn,  Ritterschaft,  Städte  und 
Landschaft  als  die  Stände  des  Kurfurstenthums  auf. 
Später  weiss  man  von  einer  Vertretung  des  Bauern- 
standes in  Trier  nichts  ^).' 

In  der  kleinen  Grafschaft  Sayn  werden  im  sech- 
zehnten Jahrhundert  ebenfalls  neben  Prälaten,  Rit^ 
terschaft  und  Städten  bald  die  Aemter,  bald  die 
Flecken  und  Landschaften  als  besondere  mitglieder 
der  Landständischen  Versammlung  genannt  3). 

Die  Stände  der  Reussischen  Lande  bestanden 
aus  Ritterschaft,  Städten  und  Pflegen,  die  der 
Gra&chafi  Waldeck   aus  Ritterschaft,   Städten   und 


i)  EsTOE  orig.  jiir.  pttbl.  Hass.  p.  187.  de  com  it.  Hassiac. 
$.  65.  p.  81.  der  octavansgabe. 

2)  LuniG  coli,  nova  I,  6SI.  8S5.  Moser  statsrecht  des  Ghur- 
fursa  ErzstiHs  Trier  (Lcipz.  u.  Frankf.  1740  fol.)  s.  417  f.  be- 
sonders 8.  219. 

5)  UosfiR  von  der  Beiclisstiinde  landen  s.  527.  Dessen  stats- 
recht der  neicbsgrafsch.  Sayn  a.  401. 
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Aemtem  i).      Aehnlich   war    es   im   Markgrafthnm 
Baireuth  2). 

Auch  die  Schwarzburg-Rndolstädtisclieii  Ritter 
nnd  Städte  äusserten  in  einer  besehwerde  gegen  den 
Fürsten,  die  sie  im  j.  1719  an  das  Reicbskammerge* 
rieht  brachten:  „dass  bei  angesetzten  Reichs-,  Kreis- 
nnd  Landstenem  und  andern  abgiften  jederzeit  die 
Ritter-,  Stadt-  und  Landschaftlichen  deputirten  von 
den  Städten  und  Aemtem  auf  einen  gewissen  Land- 
tag berufen  seien;"  und  eine  zweite  beschwerde,  die 
im  j.  1728  von  einem  theil  der  unterthanen  an  den 
Reiehshofrath  gebracht  wurde,  enthielt  sogar  die  all- 
gemeine behäuptung:  „die  Landschaften  jedes  Für- 
stenthums ,  Graf-  oder  Herrschaft  hätten  wohl  herge- 
bracht, dass  gewisse  Landstände  von  der  Ritter- 
schaft, Städten  und  Aemtem  verordnet  seien,  welche 
der  Landesherr  in  wichtigen  Sachen,  die  regirung 
und  wohlfarth  des  landes  betreffend,  zu  rath  zu  zie- 
hen und  auf  anzuordnende  Landtage  ordentlich  zu 
beschreiben  habe  3)."  Diese  behäuptung  ging  freilich 
viel  zu  weit,  insofern  man  auf  die  theilnahme  der 
Aemter  an  den  Landständischen  rechten  gewicht  le- 
gen wollte.  Und  man  musste  darauf  gewicht  legen, 
denn  die ,  welche  die  zweite  beschwerde  erhoben, 
waren  zum  theil  vom  Bauernstande.  Die  regirung 
ging  dagegen  von  ganz  entgegengesetzten  ansichten 
aus.  Sie  stellte  es  in  einer  gegendeductipn  als  eine 
list  dar,  dass  die  kläger,  welche  aus  einzelnen  und 

1)  Moser  Ton  der  Reicligstlnde  landen  b,  474. 

2)  Posse  statseigentham  und  statsreprftsentaCioDsrecht  8«208  be- 
ruft sich  auf  Habeblin  materialien  und  beitrage  zur  gescliicbte,  den 
rechten  und  der  literatur  s.  530,  welche  ich  nicht  benatzen  konnte. 

5)    Moser  s.  389.  390. 
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unverständigen,  zu  landschaftlichen  consultationen 
nicht  qualificirten  oder  gehörigen  bauersleuten  be- 
ständen, ihre  Unfähigkeit  hinter  einer  prätendirten 
Vertretung  der  Aemter  zu  verstecken  suchten.  Hätten 
sie,  hiess  es,  gerade  heraus  gesprochen,  und  Land- 
stände von  Rittern,  Städten  und  Bauern  verlangt, 
so  würde  das  unerhörte  der  prätension  sogleich  in 
die  äugen  gefallen  sein.  Man  finde  den  Bauernstand 
wohl  auf  den  Schwedischen  Reichstagen ,  aber  nicht 
auf  Deutschen  Landtagen,  und  es  würde  allen  Beichs- 
ständen  sammt  den  crblanden  des  Kaisers  zu  unwi- 
derbringlichem nachtheil  gereichen,  wenn  die  Bauern 
nicht  nur  einen  platz  unter  den  Landständen ,  sondern 
sogar  ein  widerspruchsrecht  gegen  das  in  anspruch 
nehmen  wollten,  was  die  Landesherrschaft  mit  Rit- 
terschaft und  Städten  beschlossen  habe  i).  Es  lässt 
sich  kaum  denken,  dass  eine  solche  prätension  da« 
mals  in  friedlicher  zeit  aufgestellt  worden  wäre ,  wenn 
nicht  eine  erinnerung  an  eine  Vertretung  des  platten 
landes  in  dem  volke  gelebt  hätte,  mag  diese  durch 
eigne  abgeordnete,  oder  durch  Fürstliche  b^amte, 
oder  auch  nur  durch  die  abgeordneten  der  Städte 
vermittelt  sein. 

126.  Man  hat  die  ansieht  aufgestellt,  dass  die 
Vertretung  des  Bauernstandes,  wo  sie  überhaupt  vor- 
gekommen, durch  die  bauemkriege  des  sechzehnten 
Jahrhunderts  entstanden  sei  2).  Allein  diese  ansieht 
lässt  sich  mindestens  nicht  beweisen.  Aus  dem  bis« 
her  gesagten  wird  es  einleuchtend  geworden  sein, 
dass  der  Ursprung  dieser  Vertretung  viel  weiter  zu- 


1)    Moser  8.484. 

d)    Posse  statseigenthum  uad  statsrqträseDtationsreoht  s.  ^S  f. 
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r&ck  liegt,  und  dass  höchstens  der  bauemkrieg  dazu 
beitragen  konnte,  die  form  der  Vertretung  zn  verän- 
dern. In  vielen  ländem  reichen  unsre  nachriohten 
allerdings  nicht  in  das  fünfzehnte  Jahrhundert  hinauf, 
aber  wo  wir  sie  so  weit  verfolgen  können,  finden 
wir  mindestens  schon  die  keime  dieser, gestaltung, 
und  in  mehreren  föllen  sehen  wir  umgekehrt  die 
theilnahme  der  Bauern  an  den  Ständischen  vereinen 
seit  dem  Zeitalter  der  reformation  verschwinden. 
Ueberhaupt  entspricht  es  weit  mehr  der  allgemeinen 
riohtnng,  welche  die  politischen  Verhältnisse  in  die- 
ser zeit  nahmen,  wenn  wir  uns  die  Selbständigkeit 
und  freiheit  einzelner  gemeinden  ausnahmsweise  er- 
halten, als  wenn  wir  sie  uns  ausnahmsweise  durch 
gewaltsame  erschütterungen  aus  dem  nichts  erhoben 
denken. 


DIE  FORM  DER  LANDSTÄNDISCHEN  VER- 

SAMMLUNGEN. 

127.  Ueber  das  äussere  der  Landesversamm- 
Inngen,  ort,  zeit  und  beschaffenheit  der  Zusammen- 
künfte, form  der  berufung  und  Verhandlung,  lässt 
sich  für  diese  periode  nicht  viel  sagen,  da  die  za 
benutzenden  nachrichten  zum  grössten  theile  nur 
aus  kurzen  erzählungen  der  chronik^i,  und  aus  Ur- 
kunden über  die  resultate  der  Verhandlungen  beste- 
hen. Es  gewährt  indessen  immer  einiges  Interesse, 
das  wenige  und  bruchstückartige  zusammenzustel- 
len,  und  daraus  ein  bild  zu  schaffen,    so  deutlich 
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und  so  zuverlässig,  als  es  geschehen  kann.  In  ei- 
nigen beziehnngen  ist  es  aber  auch  unbedenklich, 
die  mangelhaften  nachrichten  theils  aus  der  spätem 
Deutschen,  theils  aus  der  Französischen  geschichte 
zu  ergänzen.  Denn  die  Deutschen  zustände  nach 
dem  Zeitalter  der  reförmation  stellen  überall ,  wo 
sie  das  Landständische  leben  noch  nicht  geschwächt 
oder  gar  unterdrückt  erscheinen  lassen,  in  der  regel 
nur  die  fest  gewordenen  bildungen  des  fünfzehnten 
Jahrhunderts  dar.  Die  Französischen  Reichsstände 
aber,  so  wohl  die  allgemeinen,  als  die  provinziellen, 
haben  in  dieser  periode  eine  ganz  gleichartige  und 
selbst  gleichzeitige  entstehung  und  entwickelung,  wie 
die  Deutschen  Landstände,  so  dass  eine  vergleichung 
mit  denselben  bis  zu  einem  gewissen  grade  nicht  nur 
möglich,  sondern  auch  durchaus  zulässig  ist. 

128.  Was  den  ort  der  Versammlungen  betrifft, 
so  scheinen  die  alten  Herzogthümer  meistentheils  ur- 
alte malstätten  fUr  ihre  Hoftage  gehabt  zu  haben. 
Die  Bairischen  wurden  in  Regensburg  gehalten,  die 
Sächsischen  bei  Quedlinburg,  die  Thüringischen  in 
Mittelhausen,  die  Friesischen  Landtage  bei  Upstall- 
bom,  und  in  andern  theilen  von  Deutschland  mö- 
gen andre  Versammlungsorte  gewesen  sein.  Mit  der 
anfiösung  der  alten  Herzogthümer  und  der  theilung 
der  einzelnen  länder  unter  verschiedene  linien  eines 
hauses  wurden  indessen  diese  Versammlungsorte 
meistentheils  unbrauchbar.  Riegensburg  wurde  freie 
Reichsstadt.  Dennoch  wurden  noch  im  fünfzehnten 
Jahrhundert  einzelne  Bairische  Landtage  dort  gehal- 
ten. Aber  diese  waren  die  seltneren;  gewöhnlich 
kamen  die  Landstände  in  den  hauptorten  der  einzel- 
nen landestheile  zusammen,   und  nur  bei  gemein- 
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schaftliclien  Landtagen  hat  man  wohl  Regensbnrg 
als  einen  wohlgelegenen  mittelpunkt  angesehn.  In 
Niedersachsen  scheinen  die  Versammlungen  bei  dem 
hohen  bäume  unweit  Quedlinburg  in  dieser  periode 
allmählig  einzugehen ,  und  von  den  Thüringischen 
bei  Mittelhausen  hört  man  nicht  mehr.  Die  Ver- 
sammlungen von  (Jpstallbom  wurden  nach  Gronin- 
gen verlegt,  als  die  Verbindung  zwischen  Ost-  und 
Westfriesland  schwächer  wurde,  und  ihre  frühere 
beziehung  auf  die  östlichen  Seelande  hörte  auf. 

.  In  den  meisten  ländern  scheint  der  ort  der  zu- 
san^menkunft  von  der  bestimmung  des  Landesherm 
abzuhängen.  Oft  ist  es  der  wohnsitz,  die  residenz 
desselben.  In  einigen  territorien  findet  man  jedoch 
fortwährend  herkömmliche  Versammlungsorte  ausser- 
halb der  residenz  oder  hanptstadt,  und  es  mögen 
hierzu  alte  malstätten  für  Grafengerichte  benutzt 
sein,  oder  auch  durch  irgend  einen  zufälligen  um- 
stand neue  Versammlungsorte  sich  gebildet  haben. 
So  kamen  im  vierzehnten  Jahrhundert  die  Stände 
des  Erzstifts  Bremen  regelmässig  auf  dem  Steingra- 
ben zu  Bremen  zusammen  i).  In  den  Braunschweig- 
Lüneburgschen  landen  werden  mehrere  solche  Ver- 
sammlungsorte von  altern  Schriftstellern  angegeben, 
der  so  genannte  Schott  bei  Hösering  im  Lüneburg- 
schen,  die  linde  beim  Kloster  Stein  im  Göttingi- 
schen,  der  baumgarten  bei  Lauenrode  im  Kalen- 
bergschen.  Doch  sind  diese  angaben  nicht  sehr  zu- 
verlässig. Die  Hessischen  Stände  sollen  sich  am 
Spiesse  zu  Kappel  oder  vor  dem  Maderer  holze 
versammelt  haben,   die  Mecklenburgsdien   auf  der 


I)     Baldcin^s  rechUbucL  bei  Spamgekbebg  reclitsaltertli.  s.119. 
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Segsdorfer  brücke.  Aber  alles  dieses  sind  nur  er- 
scheinungen  einzelner  länder,  die  selbst  wieder  ihre 
ausnahmen  haben,  und  es  lässt  sich  bei  weitem  in 
den  meisten  ländem  ein  herkömmlicher  versamm-» 
lungsort  nicht  nachweisen. 

Die  alten  Volksversammlungen  waren  gewöhnlich 
unter  freiem  himmel  gehalten.  Dies  geschah  auch  in 
dieser  periode  noch,  und  zwar  nicht  allein  da,  wo  man 
sich  an  die  alte  malstätte  hielt,  sondern  auch,  wenn  ir- 
gend eine  besondere  veranlassung  war,  den  Landtag 
an  einem  orte  zu  halten,  der  keinen  hinreichenden 
räum  iUr  die  Versammlung  darbot  In  Mecklenburg  er- 
öffnet man  noch  bis  auf  den  heutigen  tag  den  Landtag 
zu  Stemberg,  wo  er  abwechselnd  mit  Malchin  ge- 
halten wird,  vor  der  Stadt  auf  dem  Judenberge  un- 
ter freiem  himmel  oder  unter  einem  zelte.  Aber  in 
den  meisten  fällen  zog  man  sich  in  Städte  und  hau- 
ser  zurQck,  wie  es -schon  die  grössere  Verwickelung 
und  weitläuftigkeit  der  Verhandlungen  forderte.  Ja 
die  Stände  schlössen  sich  wohl  eher,  gleich  bela* 
gerten,  in  eine  feste  Stadt  oder  bürg  ein,  wenn  sie 
etwa  Ursache  hatten,  zu  färchten,  dass  sie  durch  ir- 
gend eine  gewaltthat,  sei  es  durch  ihren  Fürsten 
oder  einen  andern,  an  der  freiheit  ihrer  Verhan- 
dlungen n^ögten  gehindert  werden.  So  befahl  im  j. 
1Ö03  die  Niederbairische  Landschaft  zu  Landshut, 
welche  über  die  erbfolge  nach  Herzog  Georgs  tode 
berathschlagte ,  dem  bürgermeister  der  Stadt,  keinen 
fremden  ohne  ihr  wissen  einzulassen,  damit  nicht 
einer  der  prätendenten  seinen  anspruch  durch  hin- 
terlist  oder  gewalt  durchsetzen  könne  i). 


I)     (Kbenheb)  Bairiscbe  LandtagshaadluDgen  14,  30. 
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129.  Die  regelmässige  Wiederkehr  der  Land- 
tage zu  bestimmten  zeiten  hörte  in  den  meisten  län- 
dem  auf,  so  wie  die  veranlassung  zu  ihrer  regel- 
mässigen* thätigkeit ,  nämlich  die  rechtspflege  der 
Yolksversammlnngen  erlosch.  Von  Mai-  und  Herbst- 
versammlungen ist  keine  rede  mehr,  auch  nicht  von 
den  Versammlungen  an  grossen  festtagen,  an  wel- 
chen die  Fürsten  und  Herrn  in  alter  zeit  mit  ihren 
Vasallen  hof  zu  halten  pflegten.  Denn  die  feste 
wurden  den  Fürsten  zu  kostspielig,  und  sie  vermie- 
den es  sogar  gern,  einen  unruhigen  Adel  müssig 
nnd  ohne  bestimmten  zweck  um  sich  zu  versammeln. 
Man  berief  die  Stände  nur ,  wenn  ein  bedür&iss  es 
erheischte.  Das  bedürfniss  aber,  welches  am  häu- 
figsten ihre  berufung  veranlasste,  war  das  nach 
steuern,  und  dies  kehrte  zu  unregelmässig  wieder, 
als  dass  man  sich  an  bestimmte  zeiten  hätte  binden 
kSnnen.  Doch  wurde  es  in  manchen  ländern  so 
dringend,  dass  nicht  leicht  ein  jähr  ohne  Landstän- 
dische Versammlungen  vorüber  ging  i). 

Die  berufung  der  Landschaft  ging  wohl  in  den 
meisten  fällen  von  dem  Landesherm  aus,  und  die 
einzelnen  mitglieder  waren  durch  ihre  unterthanen- 
pflicht  verbunden,  zu  erscheinen.  Die  ausbleibenden 
mussten  sich  entschuldigen,  und  versprachen  ge- 
wöhnlich ausdrücklich,  dem  beschlusse  der  erschie- 
nenen beizutreten,  und  gehorsam  zu  sein  2).  Hie 
und  da  nahmen  indessen  auch  solche  an  der  Stän- 


I)  Man  YergleicLe  RaENifEa^g  Bairische  Landtagsliandlnngeii 
und  l]Acs]fAifi<i*s  Yerzeichniss  der  SacLsischen  Landtage. 

^)  Viele  solche  cnUchuldigungssclireiben  sind  bei  BaEiKNEa  ab- 
gedruckt. 
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deversammlung  theil,  welche  nicht  unterthanen  wa- 
ren,-  sondern  nur  in  einer  lehn  -  oder  dienstpflieht, 
oder  vollends  nur,  wie  die  Bischöfe  von  Brixen  und 
Trient  mit  den  Landgrafen  von  Tirol,  in  einem 
Schutzverhältnisse  standen. 

Darüber,  ob  eine  Landschaft  auch  ungemfen 
zusammen  kommen  dürfe,  entstand  schon  in  dieser 
periode  ein  schwanken  der  ansichten.  Vor  der 
goldnen  Bulle  war  es  schwerlich  irgendwo  zweifel- 
haft, dass  dies  in  aller  masse  erlaubt  sei,  und  die 
unzähligen  bündnisse  der  Stände  sind  aller  Wahr- 
scheinlichkeit nach  zum  grössten  theil  von  Versamm- 
lungen beschlossen,  welche,  nicht  von  dem  Landes- 
herm  berufen,  sondern  aus  eignem  antriebe,  etwa 
aufgefordert  von  einzelnen  mitgliedem,  zusammen- 
getreten waren.  Allein  seitdem  die  goldne  BuUe  die 
verschworungen  und  Verbrüderungen  verboten  hatte, 
machte  sich  allmählig  hie  und  da  die  ansieht  geltend, 
dass  auch  alle  eigenmächtigen  Zusammenkünfte  der 
Landstände  damit  verboten  seien«  In  der  zweiten 
hälfte  des  fünfzehnten  Jahrhunderts  zeigt  sie  sich 
schon  ziemlich  deutlicli.  Im  Erzstifte  Köln  wurden 
z.  b.  im  j.  1463  bestimmungen  getroffen ,  welche  err 
kennen  lassen,  dass  ein  streit  über  das  recht  der 
Stände,  ungerufen  zusammenzukommen,  vorherge- 
gangen war.  Es  wird  darin  zuerst  dem  Kapitel  die 
befugniss  eingeräumt,  Ritterschaft  und  Städte  zu 
sich  zu  beschreiben,  wenn  es  ihm  nutz  und  noth 
dünkt.  Femer,  wenn  Ritter  und  Städte,  sämmtlich 
oder  ein  theil  derselben  besonders,  von  dem  Kapitel 
um  redliehe  Ursachen  begehrten,  mit  ihm  zusam- 
menzukommen, so  soll  ihnen  das  Kapitel  das  nicht 
weigern.    Würde  aber  das  Kapitel  dennoch  die  be- 
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rafung  verweigern ,  so  soll  der  Erbmarschall  deis 
Stifts  befugt  sein , .  die  berafung  yorzunehmen  i). 
In  der  yereinigung  der  Stände  des  Hochstifis  Mün» 
ster  voni  j.  1466  wurde  ebenfalls  der  Dömdechant 
sammt  dem  Kapitel  und  der  Stadt  Münster  ermäch- 
tigt, das  gemeine  land  an  eine  gebührliche  statte  zu 
beschreiben ,  wenn  es  nöthig  wäre ,  den  Bischof  dazu 
zu  halten  und  zu  unterweisen,  dass  das  landespri- 
vilegium  und  das  Fürstliche  gelübde  gehalten  würdet). 
Die  Bairischen  Landstände  scheinen  um  diese  zeit 
sogar  selbst  den  grundsatz  anerkannt  zu  haben,  dass 
sie  nur  auf  berufung  ihr^s  Landesherrn  zusammen- 
kommen dürften.  Im  j.  1471  nämlich  berief  Herzog 
Wolfgang,  der  auf  die  regieruhg  zu  gunsten  seines 
bruders  Albrecht  IV.  verzichtet  hatte,  die  Stände 
des  Münchner  theils  von  Oberbaiern,  um  durch  ihre 
Verwendung  die  befreinng  seines  zweiten  bruders 
Christoph  zu  erlangen,  der  von  Albrecht  gefangen 
gesetzt  war.  Die  Stadt  Deckendorf  wnsste  sich 
nicht  zu  entschliessen ,  ob  sie  der  berafung  folge 
geben  soUe  oder  nicht,  und  erbat  sich  von  Herzog 
Albrecht  Vorschrift,  wie  sie  sich  zu  benehmen  habe. 
Albrecht  erwiederte :  als  zuletzt  die  obere  Landschaft 
bei  einander  gewesen,  hätten  seine  brüder  Christoph 
und  Wolf  gang  an  dieselbe  die  frage  gestellt,  falls 
sich  begäbe ,  dass  sie  beide  eine  Landschaft  fordern 
würden,  ob  sie  doch  kommen  wollten.  Die  Land- 
schaft habe  aber  darauf  geantwortet,  nachdem  Al- 
brecht einiger  regurender  Fürst  sei,  auch  die  regi- 


1)     Moser  Yon  der  Deutschen  Landstände  conventen  obne  Lan- 
desherr!, bewilligung.  (1765.  4.  ohne  druckort.)   $.  18.  s.   12.  15. 
S)    LüNiG  col|.  nova  2,  1535. 
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rung  des  landieis  mit  seiner  brüder  willen  und  wissen 
hätte,  verständen  sie  selbst  wohl,  dass  ihnen  aus» 
serhalb  Albrechts,  und  seines  wissens  und  willens 
nicht  gebühre,  in  eine  Landschaft  ^u  kommen  i). 

In  andern  ländem  dagegen  finden  sich  in  dieser 
zeit Landständische  Versammlungen,  welche  von  ein-* 
zelnen  mitgliedern  berufen  waren.  In  Pommern 
berief  z.  b.  im  j.  1453  der  Bürgermeister  Otto  Voge 
von  Stralsund  während  der  Streitigkeiten  dieser  Stadt 
mit  Herzog  Wartislav  IX.  einen  Landtag,  um  zu  be» 
rathen,  was  dem  lande  noth  thue.  Indessen  verbot 
der  Herzog  seinen  vasallen  und  kirchherm  in  dem 
lande  Wolgast  und  Rügen ,  den  tag  zu  besuchen.  Dem- 
ungeachtet  fanden  sich  viele  vom  AdeL  sowohl ,  als 
von  den  Städten  ein,  unter  den  erstem  auch  der  Land^ 
Vogt  von  Rügen,  Raven  Barnekow,  des  Herzogs  ver- 
trautester Rath.  Die  Versammlung  nahm  ein  schreck^^ 
liches  ende.  Denn  als  Voge  mit  feindseligen  reden 
gegen  den  Herzog  auftrat,  und  Barnekow  ihm  ant- 
wortete, wurden  dieser  und  einige  seiner  begleiter 
von  Voge  und  dessen  anhang  als  verräther  und 
Spione  ergriffen,  und  nach  kurzem  process  mit  der 
grausamkeit  der  Städteempörungen  jener  zeit  hinge- 
richtet 2). 

130.  Solche  Zusammenkünfte  waren  nicht  immer 
vollzählig.  Bisweilen  lag  es  in  der  natur  ihres  Zwe- 
ckes, dass  nur  die  Stände  eines  gewissen  bezirkes, 
oder  nur  die  glieder  eines  einzelnen  Standes  zahl- 
reich erschienen,  während  von  den  übrigen  keiner, 
oder  nur  einzelne   sich  einfänden.    Uebrigens   hielt 


1)  (Krcnnee)  Bairische  Landtagsliandlungen  8,  Ifl — 15. 

2)  Barthold  gesell.  T.  Rügen  u.  Po  ininern  4,   I.  s.  175  f. 
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man  eine  versammliing  leicbt  f&t  geeignet,  als  ver^ 
Sammlung  des  landes  zu  gdted,  wenn  sie  nur  ron 
vielen  und  den  angesehensten  besucht  war.  Eben 
so  Inelten  es  die  Landesherm  in  vielen  fällen  för 
hinreichend,  eine  Versammlung  von  einigen  auserle- 
senen aus  allen  Ständen  zu  berufen,  ja,  die  Stände 
mögen  es  bisweilen  sogar  filr  eine  beschwerde  ge- 
achtet haben,  wenn  sie  in  allen  fallen  vollzählig 
erscheinen  sollten,  da  die  reise  nicht  ohne  mülie 
und  kosten  war.  In  England,  wo  es  in  fruiierer 
zeit  den  Sheriffs  jeder  Grafschafit  fiberlassen  war, 
eine  gewisse  ^ahi  aus  den  Städten  ihres  bezirks 
zum.Parliamente  zu  fordern,  sahen  es  die  kleinem 
Städte  gern ,  yrena  der  <  Sheriff  sie  etwa  längere 
jähre  hindurch  nicht  aufforderte,  gesandte  zu  schi- 
cken, und  sie  erhoben  bisweilen  sogar  klage,  wenn 
sie  einmal  wieder  zu  einer  so  lästigen  und,  wie  es 
schien ,  für  sie  so  unnutzen  Mache  herbeigezogen 
werden  sollten  i).  Jn  Deutschland  findet  man  häufig 
auf  den  Landständischen  Versammlungen  nur  einige 
der  bedeutendsten  Städte,  welche  die  Städtischen 
interessen  fiir  die  übrigen  Städte  mit  vertreten.  Her- 
zog Georg  von  Baiern -Landshut  behauptete  sogar 
im  j.  1489,  dass  es  den  kleinem  Städten  nicht  zieme, 
etwas  zu  verweigern,  was  die  hauptstadt  bewilligt 
habe  2). 

131.  Von  der  wähl  des  Landesherm  hing  es 
wohl  auch  ab,  ob  er  mit  einer  Versammlung  des 
ganzen  landes,  oder  mit  einzelnen  bezirken  abge- 
sondert verhandeln  wolle.    Das  letztere  mag  indes* 


1)  AüG.  Thiebby  dix  ang  d'etudes  (Brnxellcs  I85S.  12.)  p.l89. 

2)  (RacNfiEn)  Bairische  LandtagsliandiuDgen  12,  254« 
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sen  im  ganzen  seUfler  g«schdi^  «»ein*  Crrosßea  ^{n- 
flus^  hatten  hierauf  äie  landeatbeiluiigen,  die  in  diesen 
Jahrhunderten  in.  den.  meisten  territorien  vorkamen* 
Gewöh^lixrh  lei^elt  durch  die  iheilung  jeder  landestheil 
«eine . ahgesondenten  Landstände,  und  selbst»  wenn 
mehrere  territorien  Tvieder  vereinigt  •  waren ,  bh'e- 
b^i  gewöholieh  die  verschiedenen  Landschaften  ge- 
sondert neben  einander  bestebn.  In  emigen  ländern 
haben  jedoch  bespndre  Verhältnisse  wohl  zu  einer 
Verbindung  mehrei^r  solcher.  Landscliaften  gefuhrt. 
So  z.b«  eQtstand  eine  Vereinigung  zwischen  derRittexr 
«chaft  von  üolstein  and  der  von  ScUeswig,  welche  eine 
Verbindung  der  Schleswig -Holsteinschen.  Landtage 
zur  folge  h^e*  Diese  beiden  Landesyersammlnngen 
durften  weder*  in  der  zeit  von  einander  getr^mt 
werden,  als  sie  unter  verschiedenepi  Fürsten  stan- 
den,  noch  in  jener,  .als  sie  unter  der .  Dänischen 
Krone  vereinigt  waren^^  Als  aber  später  andre  landes- 
thejle  hinzukamepj  welche  zum  theil  nur  aus  einzelnen 
gerichten  bestanden,  und  daher  nur  Gemeindever- 
sammlungen, aber,  keine  Ständeversammlungen.  hat: 
ten,  Verden  diese  nicht  mit  dem  Schleswig -Hol- 
steinschen  Landtage  vereinigt,  sondern,  wenn  es 
nothig  war,  verhaudelte  man  mit  den  Gemeinden  und 
Ständen  der  verschiedenen  landestheile  besonderSr 

Eine  ähnliche  Vereinigung  der  Mecklenburgschen 
und  der  Reussischen  Landstände  besteht  bekannt- 
lich noch  heutiges  tages,  ungeachtet  der  trennung 
der  landestheile  ii^  andern,  beziehungen* 

In  Bauern  bildete  sich  eine  Vereinigung  der  bei- 
den obem  Landschaften  zu  München  und  Ingolstadt 
bei  gelegenheit  der  Streitigkeiten  über  die  Strau- 
bingsche  erbfolge   im  y  1429.    Sie  war  jedoch  nur 

n.  10 
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iitif  ^egenseftige  tmt^rstfitsung  berechnet ,  uncl  kei- 
mtswegs  so  eng,  daM  fsie  beide  Landschaften  za 
einer  einzi^h  verbunden  hiitte.  Als  später  Mtnchen 
nnd  Straabing  nnter  einem  Herzoge  vereinigt-  waren, 
^ind  die  Landschaften  dieser  beiden  landestfaeHe 
allerdings  häufig  gemeinschaMch  zusammenberufen, 
und  der  Herzog  verdankte  es  vorzüglich  ihren  be^ 
mühungen,  dass  das  land  nicht  feiner  getheüt  wurde; 
aber  man  sprach  immer  noch  von  zwei  obern  Land- 
schaften ,  und  wenn  nicht  ein  besolidrer  griand  vorlagt 
-sie  beide  vereinigt  zu  berufen,  so  versammelte  man 
fortv^ährend  die  eine  in  München ,  die  -  andre  tA 
Strfti]rt)ing. 

Nur  selten-  kiam  ein  solches  verhältniss  zwischen 
den  allgemeinen  Landtagen  und  denen  einzelner 
landestheile  vor,  dass  die  letztern  regelmässig  als 
den  erstem  untergeordnet,  und  als  mittelglieder  zwi- 
schen diesen  und  den  Gemeinden  erschienen.  Bei- 
spiele von  einzelnen  dem  Landesfursten  untergeord- 
neten herrschaften,  in  denen  sich  eine  besondre  Land- 
ständische Verfassung  entwickelte,  sind  bereits  früher 
vorgekommen  (§.101.  2,61).  Das  merkwürdigste  land 
in  dieser  beziehung  war  Schlesien.  Hier  bestand  der 
allgemeine  Landtag  aus  den  Fürsten  und  Stan- 
desherm,  der  Ritterschaft  in  den  unmittelbaren  be- 
sitzungen  des  Landesherrn,  der  Stadt  Breslau  und 
acht  andern  Städten.  Daneben  aber  hätten  4ie  ver- 
schiedenen untergeordnete«  Fürstenthümer  und  Herr- 
schaften ihre  besondem  Landtage ,  welche  von  Prä-» 
laten,  Rittern  und  Städten  gehalten  wurden  i). 


1)    Mosfim  Yon  der  Relcksstfinde  landea  8.4S5. 
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132.  Die  form  der  Sitzungen  ^  namentlich  die 
fragen^  ob  die  verschiedenen  Stände  gemeinschaft- 
lieh oder  getrennt  beriethen,  in  welcher  weise  sie 
stimmten,  wer  die  yerhandlangea  leitete,  und  dergl. 
mehr,  alles  dieses  lassen  unsere  gedruckten  nach- 
riditen  meist^ntheils  im  dunkeln.  Man  kann  anneh- 
men, dass  sich  schon  in  dieser  periode  überall  ein 
festes  herkommen  in  betreff  dieser  dinge  gebildet 
hat,  und  dass  dasselbe  wesentlich  unverändert  ge- 
blieben ist,  so  lange  diese  altem  Landständischen 
Versammlung^!  bestanden.  Wenn  dies  der  fall  ist, 
so  fand  eine  ausserordentlich  grosse  manchfaltigkeit 
in  beziehung  auf  diese  formen  statt  In  einigen  län- 
dern  bildeten  die  Landstände  eine  einzige  versamm- 
hing, während  in  andern  jeder  Stand  als  besondere 
Versammlung  oder  Curie  eine  eigene  stimme  führte, 
und  in  diesem  letztem  falle  fand  dann  wieder  eine  Ver- 
schiedenheit darin  statt,  dass  in  einigen  ländem  unter 
den  Guriatstimmen . die  mehrheit  entschied,  während 
in  andern  mir  durch  einstimmigkeit  aller  Curien  ein 
Ständischer  beschluss  entstehen  konnte. 

Genaue  beschreibungen  der  Ständeversammlun- 
gen des  vierzehnten  und  fünfzehnten  Jahrhunderts 
besitzen  wir  aus  Frankreich.  Hier  sehen  wir,  dass 
der  König  gewöhnlich  in  person  die  allgemeinen 
Stande  des  Reichs  eröffnete,  indem  er  ihnen  seine 
antrage  mittheilte.  Dabei  waren  alle  drei  Stände  in 
einem  sale  vereinigt.  Die  Prälaten  sassen  dem  Kö- 
nige zur  rechten,  der  Adel  zur  linken,  der  dritte 
Stand  durfte  sich  in  älterer  zeit  nicht  in  gegenwart 
der  beiden  andern  Stände  setzen.  Noch  in  der 
sehr  zahlreichen  Versammlung  zu  Paris  im  j.  1369 
setzten   sich   die   Aebte,    da    es   an   sitzen   fehlte, 

10* 
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auf  die  erde,  um,  wie  es  scheint,  das  Vorrecht 
ihres  Standes  gegen  die  in  grosser  zahl  versam- 
melten Bürger  zu  bewahren.  Später  räumte  man 
auch  den  Bürgern  eine  bank  dem  Könige  gegenüber 
ein  1).  In  Deutschland  mag  es  lange  zeit  eben  so 
gehalten  sein.  In  Böhmen  fehlte  in  der  altem  zeit 
sogar  den  Rittern  das  rechte  neben  der  Geistlichkeit 
und  dem  Herrenstande  sich  zu  setzen  2).  Zur  bera- 
thung  zogen  sich  die  Stände  häufig  zurück,  und  die 
einzelnen  Glassen  beriethen  bald  abgesondert,  bald 
gemeinschaftlich.  Unter  umständen  suchten  aber  auch 
wohl  die  Fürsten  durch  ihre  persönliche  anwesenheit 
einflnss  auf  die  Stände  zu  gewinnen.  Als  König 
Philipp  der  Schöne  im  j.  1314  eine  Steuer  von  den 
versammelten  SMs  generai*x  forderte,  stieg  er,  so* 
bald  Enguerrand  de  Marigny  den  antrag  in  seinem 
namen  eröffnet  hatte,  vom  throne,  um  in  der  nähe 
zu  sehen,  mit  welchen  gesinnungen  jeder  einzelne 
seine  fordening  aufnehmen  würde.  Er  rechnete  nicht 
ohne  grund  darauf,  dass  mancher  hierdurch  werde 
vermögt  werden,  seine  Zustimmung  zu  ertheilen,  der 
bei  getrennter  berathung  den  muth  besessen  hätte. 


1)  De  Landine  histoire  deg  assembleeg  nationaleg  p.  192.  In 
der  YcrsammluDg  Yon  1513  stand  der  dritte  Stand  nach  de  Laic- 
DiNE  p.  135 ,  nach  Hekrion  de  Pansey  des  assemblecs  nationales  en 
France  (Paris  18^.  8)  p.  79,  der  sich  auf  M^zbeai  beruft,  sass 
er  nur  tiefer,  als  die  beidi^n  andern  Stände. 

2)  Dttx  Gonvoeat  populum  et  proceres  in  coetum,  et  fratribos 
suis  a  dextris  et  a  siaistris  assistentibos,  clericis  yero  et  comitibus 
per  longum  gyrum  considentibus,  et  post  eos  cunctis  militibus 
astantibns.  Cosmae  Pragensis  chron.  ad  a.  1067  bei  (Pelzel  et 
Dobeowsky)  Script,  rer.  Bohem.  (Pragae  1783.  8)  1,  142. 
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sie  zu  verweigern  i).  Die  beschlüsse  der  Franzftsi« 
6chen  Reichsstände  wurden  wieder  in  gemeinschaft- 
licher Versammlung  dem  Könige  von  den  Wortfüh- 
rern der  einzelnen  Stände  kniend  überreicht.  Die 
Urkunde,  in  welcher  man  sie  dem  Könige  vortrug, 
nannte  man  das  eahier  2). 

Auch  in  Deutschland  sieht  man  die  Ffirsten  per- 
sönlich in  den  Versammlungen  erscheinen,  persön- 
lich oder  durch  ihre  Räthe.  mit  den  Landständen  un- 
terhandeln. Aber  die  berathungen  werden  auch 
hier  gewöhnlich  abgesondert  gepflogen.  Doch  neh- 
men häu6g  Landesherrliche  Räthe  an  den  Sitzungen 
Aeil,  und  man  fand  hierin  nodi  durchaus  kein  be- 
denken, da  diese  Räthe  eben  so  wohl,  als  die  Stände 
für  das  wohl  des  Landes  sorge  zu  tragen  hatten. 
Wir  werden  weiterhin  sehen,  dass  die  Landesherr- 
lichen Räthe  in  dieser  periode  sogar  in  den  meisten 
ländem  in  Ständische  Räthe  umgewandelt  wurden. 

Der  anlass  zu  der  berathung  ging  übrigens  nicht 
bloss  von  dem  Landesherm  aus,  sondern  eben  so 
oft  von  den  Landständen,  welche  beschwerden  ein- 
zelner Stände  oder  des  ganzen  Landes  aufstellten, 
und  um  deren  abhülfe  baten.  Häufig  wurden  solche 
landesbeschwerden  durch  die  Fürstlichen  antrage  und 
propositionen  veranlasst,  indem  die  Stände  sich  erst 
dann  geneigt  zeigten,  auf  diese  antrage  einzugehen, 
wenn  ihren  beschwerden  abgeholfen  sein  würde,  und 
es  musste  daher  in  einem  soldien  falle  über  beide 
gegenstände  zugleich  verhandelt  werden.  Bisweilen 
wurden  darüber  zwischen  dem  Fürsten  und  den  Stän* 
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den  Schriften  gewechselt,    gleich  als  ob  man   eine 
richterliche  entscheidnng  vorbereitete  i). 

133*  Die  berathyng  selbst  suchte  man  hSnfig 
dadurch  zu  erleichtern,  dass  man  einigen  auser^ 
wählten  männern  vollmacht  gab,  die  sache  zu  be- 
rathen,  und  entweder,  wenn  die  entscbeidong  l^ht 
war,  diese  selbst  zu  treffen,  oder  wenn  dies  be- 
denklich schien,  die  sache  wieder  an  die  gesammte 
Versammlung  zu  bringen.  Besonders  dann,  wenn 
streitige  rechtssätze  festgestellt  werden  sollten ,  wenn 
es  also  nicht  sowohl  auf  die  fassung  neuer  beschlusse, 
als  vielmehr  auf  eine  belehrung  Aber  das  bestehende 
herkommen,  auf  die  ertheilung  eines  weisthums  an- 
kam, war  dies  verfahren  seit  uralten  zeiten  üblich 
gewesen.  Das  äheste  der  Germanischen  volksrechte 
war  auf  diese  weise  verfasst.  Die  vorreden  zu  dem 
Salischen  gesetze  erzählen,  dass  n.ach  einem  be- 
schlusse  der  Franken  und  ihrer  Grossen  vier  män- 
ner,  mit  namen  Wisogast,  Bodogast,  Salogast  und 
Widogast,  erwählt  wurden,  welche  in  drei  verschie- 
denen Volksversammlungen  die  einzelnoi  fragen  reif«^ 
lieh  erwogen,  und  ihr  urtheil  daraber  abgaben.  Auf 
diese  weise  hiess  das  volk  durch  seine  damaligen 
Vorsteher  das'Salische  gesetz  niederschreiben  2). 

Ein  ähnliches  verfahren  schlug  Kaiser  Friedrich  L 
ein,  als  er  auf  dem  berühmten  Reichstage  zu  Ron- 
caglia  im  j.  1168  einen  beschluss  darüber  fassen  liess, 
welche  Königliche  rechte  ihm  in  dem  Lombardiscben 
Reiche  zuständen.  Er  forderte  die  vier  berühmte* 
sten  rechtsgelehrten  dieser  zeit,  Bulgarus,  Martinus, 
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Hugo  iiBd;^acobu5 'aus  Bologafi».  ,at^  die  kundiggtea 
auf,  ihm  doen,  au^^pruch  hiprjiiber  2^u  ertheilen. ,  Diese 
aj^er  eirkllirli^y  das$  sißSf^  n}^ht  getrauet«^»  für 
9li^U  "öi^r^  einen.  SO}  wiqhtige;!  gegenständ  zu  urtheir 
leni  ;  Per  Kaiser  musste  ibiven  npch  acht  und  swan«: 
sig  aus  .4^  übrigen  liombardisch^n .  Städten  b^ige^ 
seilen,  und  mit  diesen  vereinigt»  gaben  sie  die  jbe- 
rfihmte  entsobetdwg,  welche  in  ^dcsn  JLiQmbardischei) 
lefanre^htsbüehera  uns.aufbevyithrt  Is^und  der  Reichs- 
tag besl&ttgte^  dieselbe,  indem,  die  anwesenden  ein^ 
stimmig  die  für  regslien  erkljLrten  rechte  dem  Kaiser 
sugeütanden  i). 
.  .    ii\   fieser  weis^  verfuhr. man   auch   in    gegen- 

wärtigeji^  periode -häufig^  abjer  man  wühlte  die  per^ 
sonen,.;  welche  in  einem  solchen  falle  den  aus- 
Spruch  thun  spllten,  gewöhnlich  aus  allen  Ständen, 
und  schon  deshalb^  war  ihre  ^alil  eine  grössere« 
Häufig  wurden  aus  jedem  Stande  vier  ernannt,  zu-: 
weilen  aber  auch  mehrere ,  und  in  den  meisten  fällen 
erwählte  jeder  Stan^  diese  männei:  aus  seiner  mittCr 
Es  kommt  aber  auch  vor,  dass  immer  ein  Stand  die 
bestimmte  anzahl  aus  einem  andern  Stande  ernannte. 
Oft  wurde  noch  eine  zweite  anzahl  ernannt,  welche 
von  den  zunächst  erwählten  zugezogen  werden  sollte^ 
wenn  diese  sich  picht  einigen  konnten,  oder  aus  an- 
dern griinden  die  Verantwortlichkeit  der  Entscheidung 
nicht  übernehmen  wollten..  Wurde  auch  hierdurch 
keine  entscheidung  bewirkt,!  dann  musste  die  sache 
wieder  an  die  gasammten  Landstände  gebracht  wer- 
den.   So  entstanden . die  bespndern  qoUegieff^.welcIfß 
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man  spät^rhiil  StändiiMhe  Aiiii^^hafiSe,-  *€iigere<'imd 
weitere^'zu  nennen  pflege«  Ihr^weok  watlilkifig  nur 
ein:  vorüberg^hehäer,  geW^hnlich  der,  ^dn^n  bestimm- 
ten beschluss  2tt  fassen,  eine  •  bestiitimte  t^tn^tigketc 
zwischen  Landesbenm '«iid  StSnd^in'Kd^cbt&ckeiden« 
Aber  sehr  eft  efbielten'fsie  ei^en  dMerndek  auftrage 
nnd  dlei^  p^rmäiienllffi-  Atoi^sohüsge  feabdti>'2Ur  all^a 
leiten  eine  sehr  bedetitfiiide •  roll^  ^gdi^lt/  - 
'  Es  kam  näihKch  häufig  nicht  bloss  dänrnf  an, 
dass  ein  beschlusis'  gefäs«t  werde ,  si>ndehi '  koch 
darauf,  dass  derselbe  ausgeführt,  und  gegen  dieje«^ 
liigen,  welche  sich  demselben  nicht  fiigen  wbttt^v 
aufrecht  erhaltish  werde.  Es  war  fetiier  nickt  itiimer 
mit  der  entsipheidung  einer  «tueitigkeit  get&an,  son- 
dern mscii  sah  voraus,'  dass  ähnliche  streitigkteiten 
sehr  leicht  ron  neueni  ang^^i  we^rden  'wlU'äen. 
Daher  dehnte  man  den  äuftrag  des  Ausschusses  bis- 
weilen auch'  darauf  aus,  dass  er  fortdauernd  über 
der  aüfrechthaltung  eines  beschlüsi^es  wache,  und 
in  einem'  solchen  falle  hatte  die  errichturig  eines 
engern  und  Weitem  Ausi^chüsses' '  noch  insbesondre 
den  sinn,  dass  die  einzelnen  mitglieder  des  letztem 
mit  iliter  militärischen  macht  dem  ersteit'n  zu  hülfe 
kommen  sollten,  wenn  es  nöthfg  würde,  gegen  ge- 
walt  und  SvidersetsäSchkeit  auszutreten,  die  von  selten 
des  Fürsten  oder  einzelner  unterthÄnen  versucht 
werden  könnte'.  Man  erreichte  hiferdureh '  den  vor- 
theil,  dass  nicht  sbhon  bei  geringeii  anlassen  nöthig 
war,  sofort  die  kriegerische;macht  des  ganzen  landes 
aufzubieten.  Diese  Aiisschüsse  *  iviirden  besonders 
im  vierzehnten  Jahrhundert  sehr  häufig  errichtet, 
wenn  es  galt^  die  ruhe  und  &e  fneiheiten  des. landes 
gegen  antasturig  von   seiien  des  Landesherrn  öder 
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von  Seiten  unruhiger  unterthanen  zu  schützen.  In 
der  spätem  zeit  dagegen  findet  man  sie  mehr  in 
solchen  fallen,  wo  man  es  für  nOthig  hielt,  die  ver<- 
wendung  einer  bewilligten  Steuer  nicht  dem  Landes- 
herrn allein  zu  überlassen,  sondern  unter  eine  ge- 
wisse aufsieht  der  Stände  zu  stellen.  Besonders 
wichtig  ist  aber  fiir  diese  periode  die  erscheinung, 
dass  in  sehr  vielen  ländern  die  Landesherrlichen 
Räthe  geradezu  in  Ständische  Ausschüsse  verwandelt 
wurden,  ein  ereigniss ,  welches  wieder  auf  die  rechte 
der  Stände  die  entschiedenste  rückwirkung  üben 
musste. 

Alles  dieses  kann  indessen  hier  nur  vorläufig 
angedeutet  werden.  Beispiele  von  den  verschiede- 
nen arten  der  Ausschüsse  werden  bei  der  Schilderung 
der  Landständischen  thätigkeit  mehrfach  uns  vor 
äugen  gefuhrt  werden,  und  diese  beispiele  werden 
zugleich  die  art  der  Wirksamkeit,  und  die  grosse 
Wichtigkeit  dieser  Ausschüsse  anschaulicher  machen, 
als  es  durch  diese  vorläufigen  allgemeinen  bemer- 
kungen  geschehen  kann. 
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DIE  WIRKSAMKEIT 

DEH 

LANDSTÄNDISCHEN   VERSAMMLUNGEN. 


Qoi  patriae  pericola  suo  periculo  expetont,  lii  sa- 
pientes  potandi  sunt,  quam  et  eum  quem  debent 
honorem  reipublicae  reddunt,  et  pro  multis  perire 
malunt  quam  cum  multis.  Etenim  Tchementer  ini- 
quum  est,  vitam,  qiyim  a  natura  acceptam  propter 
patriam  conserTavimus,  naturae  quum  cogat  reddere, 
patriae  dum  roget  oon  dare.  Sapientes  igitur  existi- 
mandi  sunt,  qui  nuUum  pro  salute  patriae  periculum 
vitant.  Hoc  Tioculum  est  hnjus  dignitatis,  qua  frul- 
mur  in  republica ,  hoc  fundamentum  libertatis ,  bic 
fons  aequitatis.  Mens  et  animus  et  consilium  et  sen- 
tentia  civitatis  posita  est  in  legibus.  Ut  Corpora 
nostra  sine  mente,  sie  et  civitas  sine  legibus,  suis 
partibus,  ut  nervis  ac  sanguine  et  membris,  uti  non 
potest.  Legum  minisfri  magistratus,  legum  interpre- 
tes  judiccs,  legum  denique  idcirco  omnes  servi  su- 
raus,  nt  libefi  esse  possimus. 

Inscbiptio  in  Curia  Veneta. 
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RECHTSPFLEGE  UND  RECHTSBILDÜNG. 

134«  ▼während  das  geschäft  des  rechtsprechens 
in  den  früheren  Zeiten  so  sehr  die  thäHgkeit  der 
Volksversammlungen  in  anspmch  nimmt,  dass  wir 
-den  einen  theil  derselben,  die  Grafendinge,  kanm 
in  einer  andern  beschäftigung  kennen,  wird  dasselbe 
in  der  periode,  in  welcher  wir  jetzt  stehen,  ihnen 
gänzlich  entzogen ,  ibo  dass  es  sogar  auf  den  ersten 
blick  befremdet,  wenn  man  an  die  fibung  der  rechts- 
pflege  durch  die  Landstände  erinnert  wird.  Wäh- 
rend femer  in  älterer  zeit  die  rechtsbildung  in  form 
^nd  wesen  so  eng  mit  der  rechtspflege  verknüpft 
war,  dass  man  oft  kaum  dem  namen  nach  zwischen 
einem  urtheile  und  einem  gesetze  unterschied,    so 
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erscheint  jetzt  die  gesetzgebnng  als  etvi^as  durchaus 
von  dem  rechtsprechen  yerschiedenartiges ,  als  ein 
besondrer  zweig  der  statsthätigkeit,  der  von  ganz 
andern  Organen  ausgehen  muss,  als  die  rechtspflege. 
Beide,  rechtspflege  und  rechtsbildung,  betrachtete 
dieses  Zeitalter  entschieden  als  ausflüsse  der  stats- 
gewalt,  mithin  als  rechte  des  Kaisers,  so  fem  sie 
sich  auf  das  ganze  Deutsche  Reich  und  die  Verhält- 
nisse der  unmittelbar  unter  ihm  stehenden  Fürsten, 
Herrn  und  andern  personen  oder  corporationen  be- 
zogen, und  als  rechte  der  Fürsten,  so  fern  von  den 
Verhältnissen  innerhalb  ihrer  territorien  die  rede  war. 
Man  blieb  indessen  bei  dieser  ansieht  der  sache  weit 
davon  entfernt,  jeden  einfluss  der  Reichs-  und  Lan- 
desversammlungen auf  rechtspflege  und  gesetzge- 
bung  ausznschliessen.  •  Aber  es  zeigt  sich  im  verlaufe 
der  zwei  Jahrhunderte,  welche  wir  hier  betrachten, 
ein  schwanken  in  dem  Verhältnisse  zwischen  Fürsten 
und  Landständen,  indem  die  erstem  immer  mehr 
und  mehr  nach  Unabhängigkeit  in  der  ausübung  die- 
ser beiden  hoheitsrechte  streben,  während  die  letz- 
tem nur  mit  muhe  sich  eine  gewisse  einwirkung  auf 
die  ausübung  derselben  bewähren,  ein  schwanken, 
welches  allmählig  die  rechte  der  Landstände  in  bei- 
den beziehongen  zu  vernichten  drohte. 

In  der  that  ist  dieser  erfolg  in  beziehnng  auf 
die  rechtspflege  in  vielen  ländem  bereits  im  fünf- 
zehnten Jahrhundert,  und  fast  in  ganz  Deutschland 
wenigstens  bald  nachher  eingetreten.  In  beziehung 
auf  die  rechtsbildung  oder  gesetzgebung  hingegen 
blieb  es  am  Schlüsse  dieser  periode  noch  völlig  un- 
entschieden, ob  die  Landständisichen  befugnisse  der 
Fürstlichen  gewalt  weichen  soUten,  oder  ob  sie  sich 


jahrbtin^erten  ist  •  Itllejriliiigs  :die  Laftdständische  Uiä-» 
ligkek  ia  den .  mQisl;eii  läli ton .  aueh.  itt-  dieser  befsie*. 
J^Htt^  allf^mjiU^'  in  den  •  hintergKQUd  geUreten,  aber 
die  gese^gebubg«  ifit  doch  nie  ganz  »UgeiKkeini  uihI 
obn^  alle  be^dbiränkui^  derrFlIt^diebi^A  gawdlt  überr 
lassen»  «ja,  in  neue€(ter  zeit  i»t,  gisrade  dies^*  thell 
der  rstatütbdtigkei«.  der  eigentliche  pida^oblag  .  dea 
Siftodlaohen  lebena;  gAw<»jrd^n.. . ; 
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135«  Schon  im  drei^dbnten  Jahrhundert  ist  ^ie 
übuAg  dei?  Geri^sbafbeit  nieistentheils^vdiir  denl^n- 
d/esye^'^toiiU'luogen ,  üb/ergQgangeii.^uf  besondre,  ste-« 
hende  Gerichte  (§*71*  1?  234)^^  ttnd.J^^o  solche  lobev&te 
Lwde&gericht0>  Haf*-  otäerKammert^erichte,  fioch^icht 
befetanden^.  da  wunden. 't»ie  fa^  ohn^  Ausnafaltte  noch  im 
laufe  dieaer.  petiode  aAgeordnet«  •  Dadurch'  ist  den 
Iiauktetindea^ieunmittelbareand  ifegelmä^aige  Übung 
del:  rechtapflege  lentaogen ,  aber  aie  haben  deHhalh 
niolit  allen  eitiflu^s  a^uf  da«  Gerichtswesen  «iiagebüsst 
Vielmehr. t#etea  hie  und.  da  t^puren  desselben  sogab 
noffh.Sm  anfosigei  det  .folg-ei^dien  perlade  hervor,  die 
ims  sogar  >za. der. vermuthuogi berechtigen,  dass  diese 
Landstandi$^he  thaügkeit  bis  zut  zeit  des  ewige^ii 
laodfrjedens.  iioeh  weit .  lebhafter  war^  als  die  voi^ 
liandenen  nachijohten  sie  tiils  ecschejni^n '  lasseni 
Thatsaehent  wej|che  schon  in  daa  isechz^hnte  }£ihr- 
hundert  fallen,   liefern  den  beweis,    d^sa  )u  melire« 

II.  11 
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ren  Mndem  eine  b^Ugniss  der  Stände,  uls  oberstes 
Gericht  des  landes  za  handeln,  in  gewissen  fUlen 
anerkannt  wnrde,  während  in  eben  denselben  ländern 
alle  altem  nacbrichten  von  einer  ähnliehen  stellwng 
des  Landtages  fehlen.  Bei  dieser  läge  der  Sache 
ist  es  nnerlässKch ,  all^i  einzelnen  momenten,  wel- 
che anf  eine  beadebung  der  Landstände  zu  der  rechts- 
pflege  deuten ,  anf  das  sorgfältigste  nachzugeben. 

136.  Zunächst  darf  man  nicht  üb^sehen ,  dass 
schon  in  der  äussern  ^richtung  jener  Hof-  oder 
Kammergerichte  momente  lagen,  welche  darauf  hin- 
deuten, dass  man  diese  Gerichte  als  eine  art  von 
Ständischen  ausschussen  oder  commisisionen  betrach- 
tete, die  etwa  so  sich  zu  der  Ständeversammlung  ver- 
hielten, wie  die  gewöhnlichen  geboten^i  Dinge  der 
Fränkischen  zeit ,  die  von  Richter  und  Schöffen  ge- 
hallen wurden,  zu  den  seltnem  echten  oder  unge- 
botenen Dingen,  die  in  der  Versammlung  der  gan- 
zen gemeinde  bestanden. 

Die  Landstände  übten  nämlich  hüufig  einen  ge- 
wissen einfluss  auf  die  Zusammensetzung  dieser  6e- 
ridite.  Es  ist  bekannt,  dass  noch  bis  zum  anfange 
des  neunzehnten  Jahrhunderts  in  mehreren  ländern 
die  Hofgerichte  von  den  Landständen ,  oder  wenig- 
stens von  der  Ritterschaft  ernannt  und  besoldet  wur- 
den, und  hie  und  da  bestehen  noch  heutiges  tages  we- 
nigstens einzelne  Rathsstdlen  in  den  hohen  Landesge- 
richten, zu  welchen  die  Ritterschaft  zu  präsentiren  hat 
Es  wird  freilich  schwer  sein,  dieses  präsentationsrecht 
der  Landstände  oder  des  Adels  schon  im  vierzehn- 
ten und  fünfzehnten  Jahrhundert  urkundlich  nachzu- 
weisen. Doch  wird  man  nach  dem  ganzen  gange 
der  entwickelung  nicht  leicht  eine  spätere  entstehung 
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^e^selben  annebmen  können.  Allenfalls  kann  man 
sieh  für  das  höhere  alter  der  präsentationsrechte  auf 
eine  Oestreiehisehe  nrkunde  berufen ,  welche  jedoch 
keinen  strengen  beweis  liefert*  Im  j.  1440  war  näm«* 
lieh  die  stelle  des  Landmarschalls ,  der  den  Yorsitz 
in  dem  Landrechte  des  Erzherzogthums  hatte,  erle- 
digt. Kaiser  Friedrich  III.  verhandeltiB  als  vormund 
des  neugebomen  Ladislaus  Pasthumus  mit  den  Stän- 
den, und  unter  den  dringendsten  angelegenheiten 
des  landes,  för  die  er  ihr^i  rath  und  beistand  in 
ansprach  nahm,  war  auch  die  Wiederbesetzung  die- 
ses amtes.  Die  Landleute  —  «o  hiessen  in  Oe&treich 
die  Stände,  und  vorzugsweise  die  Ritterschaft  -r*^ 
erklärten,  sie  seien  einheUig  fiberein  gekommen, 
dass  Friedrich  den  von  Walsee  dazu  fordere  und 
nehmet  damit  das  Landrecht  einen  fortgang  ge- 
winne, denn  das  sei  des  Kaisers  landen  und  leuten 
merkliche  nothdurft  i).  Die  Ritterschaft  übte  also 
hier  ein  Wahlrecht,  und  man  darf  schwerlich  glau- 
ben, dass  sie  die  vormnndschaftliche  Stellung  des 
Kaisers  nur  benutzt  habe,  nm  eine  unbegründete 
anmassung  durchzusetzen. 

Bekannt  ist  ferner,  dass  die  Hofgeriehte  allge- 
mein mit  Adligen  besetzt  wurden,  und  dass  man  erst 
gegen  ende  des  fünfzehnten  Jahrhunderts  einzelne 
juristische  doctoren,  die  nicht  von  Adel  waren,  in 
dieselben  aufnahm.  Diese  bildung  derselben  aus 
gliedern  des  Landesadels  erklärt  sich  freilich  dar- 
aus,  dass  die  Ritter  nur  von  Standesgenossen  ge- 


I)  RoLLARii  analecta  monomtnt.  Vindobon.  (Viudlob' 1 769  fol.) 
%  841.  Chmbl  gcseb.  KaUer  Friedrich'«  IV.  (Hamb.  1845.  8.) 
%  55. 
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richtet  •  werden  durften,  sie  betveist  also  an  stcb 
nicht  (&r  eine  beziehnng  des  Gerichts  sn  dem'Land- 
ttge.-  •'  Aber  es  finden  st6h  hie  nnfd  da  speisen  da- 
von, das»  in  älterer -zeit  auch-männeF  ans  den^töbri^ 
gen  Ständen  an  den  shssonge»  thleil  nabteen/ 

In  dem  nrtl^ilsbriefe,  den  der  Bofriohter  zn 
Tangermünde  in  der  Mark' Brandehbarg,  Friedrich 
Degwede,  im  j.  1390  ober  einem  proeess-  ausstellte, 
welchen  .die  von  Alvensleben  gegen  die;  von  Carp- 
zow  nm  das  dorf  Schn»5ilen  geirrt  haften,  werden 
zwar  des  Markgrafen  Mannen  als  die  gkiani^t,  weU 
che  dasnrtheil  gesprochen  haben,  anter  den  zeagen 
aber  kommen  unter  andern  vor  der  Pnalbst  von  Berlin, 
ein  Henning  Ringerschlage,  vernnitblich  ein  'Bürger, 
nnd  eine  unbestimmte  anzahi  von  biederlenten ,  ein 
name,  mit  welchem  in  jener  zeit  vorzugsweise  die 
Städter :  bezeichnet  wurden  i)L  Als  im  j.  1449  in 
Wittenberg  ein  streit  zwischen  Bürgermeister  und 
Ratk  Euerseits,  und  den  vier  Gewerken  und  der 
Gemeinde  andrerseits -ausgebrochen  war,  sandte  Her- 
zog Friedrich  von  Sachsen  zur  beilegiing  desselben 
eine  depntation  in  die  Stadt^  welche  ganz  in  libnli« 
ober  weise  eusaitimengeseltst  war  —  aus  (Herrn  und 
Bittem,    einem  geistlichen  als  Kanzler,   und  einem 


1)  —  dass  icli  ihnen  über  dassellie  gut  einen  frieden  gewür- 
clset  Labe  in  gcbegtcr  banlse,  als  das  nnnes  berrn  manne  mit 
urtbel  gesprotbcn  Laben '  und  getbeidet.  Darüber  seynd  gewesen 
die  würdigen  Herren:  Bernhard,  imeister  In  Sachten  S.  Johamit 
Ordens,  der  edle  Pusske,  Hauptmann  an  Tangermünde,  Lerr  La- 
dolph  TOn  Rrampstocff,  herr  Henrich  Roket ,  Jobann  Börstel,  herr 
Orttvin,  Propst  zu  Berlin,  Henning  Ringerftcfalage  und  andre  bic- 
deHratc  genug.  BvcBttOM^z  gcsch.  der  KiirnMirk  Brandenb.  £^,  .ark. 
8.  163. 
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gewiMen  Otto  S^i^gel^  walinscheinlich  eiftefai'  MH 
geliehen  *)l  Sibd^  hier  -wirklic^h'  in  dei^  zurfammeii-r 
seteung  äleser  "beiden  'Gdricble  .l)eziehiingeAsia  deii 
dreV  Ständen  des  lande« 'in  ^ucUeny  so-  ifi$st  sich 
iiuch'wobl  eiiM^'erklämhg  daifori  aflaiHtoaiien,  :dassih 
deii'  mei(it«n  -fölleh  die  Greistilehen  und  Bürger 'gana 
aritsdelen.  Dfe  «räteite- \Vmden  sohan  4iircli  ikreti 
beruf  geMndert,  an  den  wichtigstM  geriehtsfatedeln^ 
da'  hftmltch  über  leib  -«nd  •leben  gericbtetn  wnrde^ 
theit'aU'heh^Mfti«  Ausserdem  fehlte  ihnen  jedes»  4»^ 
leresse,  den'^tztiftgen  bei£mvohf^en,.da  sie  and.ihre 
guter  •  bej^ndem  geistlichen  gbriditen  unterwerfenl 
wardn.  Bei  den  Städteti  war  diesi&s  interesse  ebeilu 
fftBs  dusserfet" gering,  da. sie  als  corporallidnen 'woU 
niir  selten  in  probesse  verwickctit  wurden,  und  die 
berufengeai  jnm  den  urtbeilendev  Stadtgerichte  hdu'^ 
fig  nicht  an  das  Hofgerichtv  sendenl  an.  eine  andnä 
Stadt  als  Obe^hofgeUngten«  <Ud[»erdies  niiag  did 
Kesammenscftzung'  Tieler  Hofgeriehte  sick  daraus*  er*^ 
klären,  dass  >  dieselben  >  i^chon  au'  einer  zeit  errlchlet 
wurden,  in  ivdoher'dle  Vertretung,  der .  Städte  >  auf 
den  Laflftdtagen  noc^iriicht' entschieden  ^ar. 
-  '-  Auf  efne  eigenthümliche  weise  zeigt  sieh,  die 
beeiehüng  der  obersten  Landesgericbte  zu- den  Staun 
den  des  landes  in  der  art  und  Weise ,    wie«  König 


j 


1)'  -^'*iJie  eäi\a\    ft^tbArri,  wirdigcn,   gntrengen  und  TcitcAi 
uABcre'  riUIue  .und-  Heben-  getruftoB,    Ern    H^ivtiekcii  i?aa  .Cffra, 

b^ffm  i^nn  I.i0^yM®^f ^  .4pi^&^9  von  ^nivbenJinrgky,  iui»ern  OU^in 
marscball,  Ern  Jobann  von  Alnblumen,  Vizthum  zcu  Erffurtb, 
Ern  Jobann  von  Magdeburg,  l'buniprobst  zu  Nomburg,  uuseru 
Cantzler,  und  Ottcn  Spiegel.^  ScnÖTTCBn  et  Krevsig  diplom.  et 
Script  3,  819.  -*'  .  ..  ^' 
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Wladi&lav  von  Böhmen  im.j.  1484  die  besetnmg  sei«- 
ner  beiden  höchsten  Gerichte,  desHofrechls  und  des 
Landrechts  zu  Prag,  anordnete.  Zwür  wurden  beide 
nur  aus  gliedern  des  Adete  ^bildet,  und  diese  ww* 
den   allein    durch   den  Kdnig    ernannt,    aber- dabei 
wnrde  sorgfältig  anf  das  verhftfcniss  zwischen  dem 
Henrenstande  nnd  dem  Bkteratande,  wdche  in  Böh* 
men  getrennt  sind,   eine  rücksiebt  genommen,   die 
um  so  merkwürdiger  ist,    als  sie   sich  nicht  anf  iie 
bcsetzung  der  Gerichte  allein^  sondera^^üch  anf  die 
form  ihrer  beschlQsse  bezog.    Das^  Landrecht  wurde 
bes^zt  mit  drei  Königlichen  beamten,   nämlich  dem 
obersten  Burggrafen  von  Prag,   dem  obersten  K&m* 
inerer  nnd  dem  obersten  Landrichter  des  Königreichs, 
Biid  ausser  diesen  dreien  mit  zwölfen  von  der  Herr- 
schaft, d.  i.  vom  Herrenstande  ^  näd  iSi^ten  von  der 
Ritterschaft.     Das  Hofrecht   bei    der  Hoftafel   aber 
bestand   aus  dem   obersten  Hofrichter,    einer  nicht 
angegebenen   zahl  von  beisitzem  aus   dem  Herren«* 
Stande  und  vieren  von  der  Kitterschaft    Wenn  aber 
in   einem  von   diesen  beiden  Gerichten  ,9der  fl^r* 
Schaft  und  Ritterschaft  rathscUag,  Böhmisch  potutz 
genannt"  publicirt  wnrde,    so  musste  der  Landrich- 
ter zwei  aus  der  Herrschaft  und  einen  aus  der  Rit<* 
terschaft,    oder  der  Hofrichter  einien  das  der.Herr* 
schaft,  und  einen  aus  der  Ritterschaft  aufstehen  hei- 
ssen,  und  die,  welchen  es  befohlen  wurde,  sollten 
den  beschluss  eröffnen  i)*    ^^^  sieht  hieraus,  dass 
man  nicht  allein  den  beschluss  eines  dieser  Gerichte 
fßr   einen   namens   der   gesammten  Herl*schafi  und 


t)     llrir.  bei  Scböttgen  et  Kreysi«  2,  67. 
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Ritterschaft  gefassten  htoehliifil^  hielt,  'sondern  dasis 
man  aitdi  wmth  darauf  l^e,  den-parteien  gegenf 
über  kl  einer  besUmnuten  form  der  eröffnnUg  «u  zei^ 
gen,  dass^  wirklich  beide  Stände  bei  der  b^erathung 
concnrrirt  hätten. 

137«    Es  giebt  aber  auoh  einzelne  Deutsdie  Ifint 
der,   in  denen  noeh.  bis  in  das  sechzehnte  jährhnnt 
dert   kein»  andres    oberstes  Landesgerieht   bestand, 
als  die  versammhing  der  Landstände  selbst«     Dies 
war  namentlich  der  faU  im  Erastifte  Bremen»     Hier 
wurde    erst   im  j.  1517   Wk  Hofgeri^  angeordnet 
lUs  dahin  kamen  regrimässig  drei  mal  im  jähre  die 
gesammtai  Landstände  des  Erzstifts  zusammen,  um 
unter  dem  Vorsitze  des  Erzbisdiofs   gerichl  zu  hal« 
ten.    Die  vonstftttdigste  nachrieht  darüber  giebt  uns 
das  rechtsbueh  des  Erzbisehofs  Balduin,  welches  im 
j.  1435r   mit   Zuziehung   der   Stände   abgefasst,   und 
ganz  und  gar  aus  einer  reihe  von  einzelnen  urthei- 
len   und  reditsweisungen  zusammmgesetzt  ist,   die 
In  jenem  jähre   von  verschiedenen  Versammlungen 
der  Stände  gesprochen  wurden.    Bei  mehreren  darun* 
ter  ist  der  tag  der  entsclieidu]^  und  der  name  der 
partden,   welche  zu  derselben  anlass  gaben,    ver- 
zeichnet^ und  bisweilen  wird  noch  ausdrücklich  hin- 
zugeftgt,    dass   das  urtbfeil  von  Kapitel,    Prälaten, 
Mannschaft  und  Städten  gesprochen  sei  i).     Dieses 
rechtsbueh  enthält  im  eingange  folgende  Vorschrift: 
j,Dpei  rechtstage   sind  gesetzt  in  dem  jähre.     Die 
seil  man  haltf^n  auf  dem  Steingraben ,  und  dazu  sol- 
len kommen  Kapitel ,  Prälaten ,  Mannschaft  und  Star 


1)    Eio   beispiel   Ton   eiaem  recLtsspruch   dieses  gerickts   fom 
j.  1436  bei  Gassbl  srnmlung  üDgedraekter  "«rkuiMleii  s.  348. 
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Rhlertag  oder  SUtergerieht  ^jährlich  zu  Basdal  ge- 
lialteii«  Es  war  nur  noch  ein  Ritterlag  ^ . denn  durch 
die  reformation  und  die  trennung  der  Stadt  Bre* 
men  von  dem  Herzogthnme  waren  die  Prälaten  gams 
weggefallen,  nnd  die  noch  übrigen  beiden  Städte 
in  eincsebr  untergeordnete  stellnng  gekommen,  so 
dass  sie  auf  dem  Gerichtstage  leidit  alle  theilnahme 
iaufgeben  konnten,  wähnend  sie  dieselbe  auf  den 
eigentlichen  Landtagen  allerdings  aufrecht  hielten. 

Auch  in  den  Braunschweig»  LUnebnrgsdienLan» 
d«at  scheint  die  Landständische  Gerichtsbarkeit  noch 
in  ähnlicher  weise  bis  spät  in  das  fünfzehnte,  zum 
theil  sogar  bis  in  das  sechzehnte  jahrhnnd^rt  fortbe- 
standen zu  haben.  In  dorn  Lonebürgscben  Aeile 
wurde  das  Hofgericht  erst  von  .Herzog  Heinrich  dem 
jftngem  (1514  — 1522)  zu  Uelzen  eingesetzt  Es 
bestand  aus  drei  geistlichen  und  drei  adligen  Rä- 
Aen«  Die  Städte  waren  zwar  nicht  darin  vertreten, 
aber  eben  deshalb  weigerten  sich  amsh  Stadt  und 
Bürger  zu  Lüneburg,  vor  demselben  als  beklagte 
recht  zu  nehmen.  In  Kaienberg  bestand  ein  ähn- 
liches Gericht  zwar  schon  im  j.  1466,  aber  noch  im 
j.  1665  war  dasselbe  zusammen  gesetzt  aus  zwei  Prä- 
laten, zweien  von  der  Ritterschaft,  den  Bürgermei« 
Stern  und  Sekretarien  der  grossen,  und  einem  Bür- 
germeister der  ktemen  Städte.  Sämmtliche  mit^e- 
der  wurden  auf  erfordern  des  Herzogs  oder  des 
Landdrosten  jedesmal  von  den  Ständen  al^ordne^ 
ohne  dass  der  erstere  einfluss  auf  die  beset^ung 
geübt  hätte  i).  Dass  von  diesen  Gerichten  an  die  Land- 


i)  •  GmvrKii  dlscfptatkmes  forcMte  (Upsiae  1797.  4).  s.  S70  t 
629  f. 
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stände  habe  appellirt  werden  können^  ist  zwar  niefat 
bekannt,  dagegen  kommt  am  ende  des  secbEehnlen 
jahrhnndefts  ein  ereigniss  vor,  welches  zeigt,  das« 
man  damals  noch  glaubte,  machen  vln  sehr  grosser 
Wichtigkeit  unmittelbar  von  den  LanAständen  richten 
lasseii  zu  müssen«  im  j.  1872  beschuldigte  nftmlich 
Herseg  Erich  U.  von  Kaienberg  seine  gemaUin  Si- 
donia  der  aauberei  und  des  Versuchs,  ihn  «n  v^v 
giften«  Es  wurde  deshalb  ein  gei^ichtliches  verfldireii 
eingeleitet,  in  weldiem  ^  mehrere  \personen  peinlidi 
verhört,  und  einige  zum  todevemrtheilt  worden  sind. 
Bei  diesen  verhandlui^en  bildete  ein  Ansschuss  der 
Landstände  die  belsitzer  des  Gexi<dits«  Bei  dem  ver- 
höre am  30.  märz  1672  präsidirte  der  Herzog  selbst^ 
und  gegenwärtig  waren  zwei  Hoyaische  und  zwei 
S<Aaumburgsehe  Räth^ ,  dreizehn  aus  der  Landschaft 
von  Adel ,  und  abgeordnete  der  Städte  Hannover 
und  Hameln  O« 

Im  Ländchen  Hadeln,  welches  zum  Hensogthum 
Lauenburg  geholte,  war  no(^  zu  ende  dei^  sechzehn* 
ten  jahriiunderts  das  oberste  Landgericht  nicht  ver- 
schieden von  der  Versammlung  der  Stände..  Es 
wurde  von  dem  Herzoglichen  Greven  oder  Befehls- 
haber gehalten,  und  beisitzer  waren  Schulzen  und 
Schöffen  aus  der  einzigen  Stadt  des  landes,  Ottem- 
dorf,  den  sieben  kirchspielen  des  Hochlandes  und 
den  fllnf  kirchspielen  des  Siedlandes, •  denn  diese 
drei  abtheilungen  bildeten  die  sogenannten  drei  Stände 
des  Landes  (§•  118.   2,  120).    Sie  versammelten  sich 


I)     Havem4nn  Sidonia   im  vaterifind.    arohiv   «l€S   bisloff  vereiM 
für  Niedersachsen  (Haiiiu^Ter  1842.  8)  hell  5.  •.  988. 
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KMk  eh  DeHtsdier  $ilte  j^deii.  moriat,  jwenn  toUiiioiid 
WM^  uixi.^GnAtr^iik)  IiftUen,  und  diese  $itte  wul-de 
iiD.:j.  ISSä  iu  d^m  oocli  geltenden  Hadekr  liilndrilellte 
ausdrückliok  bistätigt  i)-  < 

.1384  '  Wir  hab^a  gesehen ,  dass  :ini  >£n»bi8thtiitee 
j^rcmcua  den  'Ebndstllnileh  .  neeh  ia  ekMMn .  gewissen 
lunfatlge  die  Bechtspflege.blfeb^  ^ald.  das  »stellende 
H^%eiicht .  bereite. '  evrichitbt  War,  vftd  das»  .liuek  im 
ffyr^^ntbum  Kaleiiberg.rWeillgstete  la  emeih  eiaael- 
it^ea  faUe.  dieXiai^dständb^n  idea^ gescbfi^te dejs reelit^ 
^precfcei» )  iJieil  mdbinen,«  »ateitöngst  das  fiofgeincbt 
bfi$itand»'  DtesC'  fortselBürig  einiCff'  beschränkten  La&d- 
istiindtsohea:  reebtspflelge  findet  sich  rnoch  in .  vielea 
imdei^n  ländes^n  4  >in  welche  die.  ständigen*  Hofgerichte 
bereits  .im  Vi^zehaten  Jahrhundert  bestanden.  In 
ivirelchen  föUen  ^^eiiio  k'echt^saqhe  •  am  die  IiatitdstäAde 
kommen .  konntet .  odec  mosete^  läs^t  sächi  nii^hl^öbeiraU 
mit  bestimmtheit  entscheiden.  Eine  regelfiiassige:ap* 
pieUlatieni  an  die  .Landstände-,  wie  sie  bei.  der  errich- 
tung  des  Bremischen  Bolgerichts.  zugelassen,  wurde, 
klommt  wr  selten  v^r.  '  Häofigei*  ti^ten  .die  Land- 
s1|in4e  iin  ;  den  •  föllen  als  gerieht  atf,  da  entweder 
ejt)e.  zt(  ihnen  gehörende,  corpomlion^  wie  K;b.'eine 
^tadt»  odet*  die- gesammte,  Ritterischaft  partei  ist ,  oder 
da.  d0v  Landesherr  selbst  eia  iutesesse  an  dem  aas- 
gange de^  rechtsslreites  hat.  Insbesondere  findea  wir, 
da«^  bisweilen  processe  vea  einer  grossen  politischen 
Wiißhtigkeit.  an  die  Laadfitände  Verwiesen  .wurden* 


'.•>.'    ."    ;.      *':.    ,      •*  ' 
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I)     Urk.   T.  IS58    bei  Lürig    colloctio  nova  Ton  der  lands.  Bit- 
t«l«clMift  .piiTile^eiV.l,  i5i^*     HfideUv  LMidrecIit  1^  i»   l>ci  Pu 

FEHDOBF    obsQexMi.«^^«    A  »mBI^- .StuMt.    ^^l&^    .     •         '  • 
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In*  eihj^n  ländetni-seheint  ies^isogav  iiiMdeir  Miahl'de» 
bekkgt^ii  gestanden' zu  liaben 9  ob  sie  sich  vor  deni 
Bofgeriohte  euiSassen,  «oder  sibh  auf  dlis  ürdieUf<Aer. 
Stände  berufen  woUtki.  '  Wenn  mr*  die  Dfeutaehem 
Iänder-v<»n  norden  na^  8üden>  d4irohwänä&rny  -soi 
begcgneil'  ans  fol^endie  beispiele  einer  *  SAäudiscbe»^ 
gericLtsbairkeit,  welobe .bald  lüieiBer^  bald  iti:fiieh^' 
reteh  der  :angegeb^iiett  (beeiehungto  neben  der  dev. 
Ho%^richt4  airfbfitt*  r       • 

' .  tnr.  Sehlmmg  -  ÜDlstein*  hielten .  nofch  *  .iiii. .  anütoge- 
des  sechzehnten  Jahrhunderts  die 'Landstände  amf  das' 
r^cht,  sich  auf  Prälates^  Rathe,  Mannen  Und  Städte 
zu  ärbieteai  l).-  Indessen  wurden  in  disni  fi^ihviefö. 
Friedrichs  I.  vom  j.  1524  bei  der  bestätigung  diesäsi 
reiehts  die  Städte  ausgelassen,  und  itmi  di^  i^^hts- 
berufung  anif  den  Herzog,  die  Prälaten,  Räthe  vlIi^. 
Ritterschaft  gestaltet. 2)*  •      ?     .     i 

-  *Itt.  der  Alas'k  Braiidenborg  kosnmeni  die  Lailid»^' 
Stande,  in  mehrfeehen  beziehungeii  iaLs  dichter  neben i 
dem  Hofgerichte  .zu  'Taiigerraünde  vor.'  :  Im  j^  14llf 
stellte  Burggraf  Friedrieb  von  Nüntberg  als  verweser/ 
derMärb  eine  Urkunde  aus,  in.lveloher  er  derSfadt' 
Rathenan  i^erspvach',  A^&  eh  dem..  Dietrieh  vDiii 
Quitzow,  dem  di»' Stadt  voii  Markgraf  lobst  inii'ju' 
1409  verp^Gändet  war,  darum  thtni  wolie^^v^i^ch  eiv- 
kenntnisS'  der  Herrn ,   Manlieii  und  Städte  .der:  MarJ^ 


I ; 


1)  Falck  neues  statsbürgerl.  magaiin  1 ,  289.  Vcrgl.  West- 
pH.iLEN  monumenta  Cimbrica  4,  pracf.  108«  Faeck  Holsteinisches 
privalrecht  5,  I.  s.  22G  not.  16  f. 

^'   Prittlegicfi    der   Scblesw.   Holst    Bitt«JraGl»aa   s.  144.  14ö. 
Nickt  völJig  piSn'dk  ist  die- relation  bei  Fjfi.CB  üolsCeinsoWeB  {»"rival^' 
recht  2,  206  not.  S.  ?      .  :        .  ••.!  ... 
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zu  Brandenburgs  was  er  ihm  von  reehts  wegen  pflich- 
tig  sei  zu  thnn  i)."  Man  sieht  in  diesem  falle  nicht 
recht,  ob  in  dem  Landesherrlichen  oder  dem  Städti- 
schen Interesse  die  Ursache  liegt,  dass  die  sache 
zur  entscheidung  der  Landstände  verstellt  wird.  Es 
Bind  ausserdem  noch  zwei  andre  fUle  aus  der  Mark 
bekannt,  in  welchen  die  Landst&nde  gerichtet  haben, 
und  in  beiden  f&llen  waren  eorporationen,  welche 
zu  den  Ständen  gehörten ,  die ,  gegen  weldie  geklagt 
wurde ,  nämlich  in  dem  einen  falle  mehrere  Städte, 
in  dem  andern  falle  die  gesammten  Prälaten.  In 
beiden  f&llen  hatte  der  process  aber  auch  ein  be- 
deutendes politisches  Interesse.  Es  waren  nämlich 
folgende. 

Im  j.  1480  lud  Kurförst  Albrecht  Achilles  die 
aeben  AHmärkischen  Städte  Stendal,  Salzwedel, 
Tangermünde,  Osterburg,  Seehausen,  Gardelegen 
und  Werben  nach  Köln  an  der  Spree  vor  ein  Ge- 
richt von  Sechsundsechzig  Räthen  aus  Prälaten,  Herrn, 
Mannen  und  Städten  der  Mark ,  weil  sie  die  auf  dem 
vorigen  Landtage  von  der  mehrzahl  der  Stände  be- 
willigte Steuer  zu  zahlen  weigerten.  Die  Prälaten, 
Ritter  und  Mannen  der  Altmark  versuchten  zwar, 
schriftlich  unter  dem  Siegel  des  Kapitels  zu  Stendal 
fUr  die  Städte  zu  intercedireh,  allein  der  Stetthalter, 
Markgraf  Johann,  fand  die  Vorstellung  formlos  und 
auf  unrichtigen  grfinden  beruhend.  Zugleich  for- 
derte er  das  Domstift  Stendal  nach  Köln ,    um  sich 


i)  BüCBHoua  gesch.  der  Kurm.  Brandenfctarg  b ,  urk*  1. 178. 
Der  Pfandbrief  bei  Raohbr  cod.  dipl.  Braadeiili.  1,  10.  II.  Vergl. 
anch  die  iirk.  v.  1413  dai.  I,  49. 
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wegen  des  lahalts  der  Vorstellung  zu  rechtfertigen, 
und  wenn  ihm  dies  nicht  gelinge,  dieselbe  nach  er- 
kenntniss  seiner  Räthe  ssn  verbüssem  Die  SlMte< 
sendeten  abgeordnete  zu  dem  rechtstage.  Da  jedoch 
diese  sieh  darauf  beschränkten,;  au  eriilären,  daiss 
sie  in  das  recht  hier  nicht  willigten ,  und  anders  als 
vor  den  Ständen  der  Akmaric  zu  antworten  weiger- 
ten, so  erging  das  urtheil  in  e&fiiumaciam.  Der  Bi« 
sdiof  von  Lebus  als  gesetzter  ricbter  mit  Prälaien, 
Herrn,  Ri^em  und  Städten  erkannte,  «dass  Markgraf 
Johann  von  seines  vaters,  des  Kurfürsten  und  sd** 
nethattien  billig  und  von  rechts  wegen  in  die  gAter 
und  habe  der  Altmärkischen  Städte,  wo  er  die  an«'- 
kommen  und  haben  möge,  eingewiesen  werden  solle, 
so  lange,  bis  die  schuld,  für  welche  die  Steuer  be« 
willigt  war,  zu  dem  antheile  der  beklagten  Städte 
bezahlt  sei  i). 

Auf  dem  Landtage  zu  Berlki  Im  j.  1445  erhoben 
die  weltlichen  Stände  gegen  die  übergriffe  der  geist- 
lichen Gerichte  beschwerde,  und  da  die  Geistlichkeit 
nicht  nachgeben  wollte,  kamen  alle  Stände  überein, 
dem  Kurfürsten  macht  zu  geben ,  dass  er  <lie  Zwie- 
tracht beilege.  Dieser  setzte  zu  dem  ende  eine 
commission  von  Prälaten,  Rittern  und  Städten  nie- 
der, welche  zu  Perleberg  zusammen  kommen  sollte, 
um  die  sache  zu  schlichten  ?)•  Auch  hier  scheint^ 
der  Landesherr  sich  als  richter,  und  die  Landstände 
als  seine  urtheilfinder  betrachtet  zu  haben. 

In  der  Niederlausitz  Hessen  sieh  noch  über  das 


1)     Racmeb  cod.  dipl.  Brandrnl».  %  l>4— 61. 

3)     BvcBtkoi.1  gi^scb.  der  Kurm.  Braiideiib.  5»  f£ft4,  f^. 
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fjmßäeime  jahAnmi^ti  %mafan  ldi#.  SfUte  lielangen 
voir  .eiaem  Vogle,  .Pjäl^t^n^  HenreD,  Mannen  liad 
SlMlen ; .  man  aptpelUrte  'gf»gen.  .den  Fvrstüehen  Land^ 
ybgbafi  das  .Seriobt  dei?  .vier>StäiHk^  :und  'diQiätSnde- 
seitot  Arkiärfen  im  j,.  1460:  ^sist  unsncdgikaide  und; 
frfeihfttt^  wetr/9ich.anf  Pfglfit^ti,  .Mdnnisn  iund  Stäche 
eriM^ly  varsukooiniea  nl9id:.geiic4itet  f^n;  »veird^ii^^,  ^cx 
soll  nickt  hart  beschwort  \\^erdi^i»  Wäkc^id  die  !Kie«-i 
derl»iii$it2  -^iok.  unter  Jßrand^iibiik^sebtfr  iHenrstiuft 
befitnd^  kam  es  .sogar  vor^  .4ti^  von  4ii<!i9€!in  :Cre]ri^b(e. 
a$k  den  Märkgru&n^  Kpn  Brandenburg, appeUirt  wiurde^. 
dfiii'  d|^nn,mit  d«]»*&randenbnrgscben  sis^den  ift-A». 
Bs^h&.  ticbteta^  DietStedt  hmk^aixMß  l^tr^tigkeUen  mit 
J/VitkAU0t.Bms^vn^  .  w^lobc^  QU^i  d^eir  Smöt.veirW'im^a 
wiird^n^  Ueber  di4se  hatten  Ks^fs^r  K^^isJV,  {lanpt^. 
leute^  H^rrn,  Ritter,  i  »Knechte  und  St^ädte  2surLan${tz 
ein  recht  und  urtheil  gesprochen,  wegQH  dessen  sie 
sifik  Utk  djan:K^sei}  afeAlarkgvafedrveii  Brandenburg 
„verliefen''.  Kai^ecKarl  firagte  seine Fnrsteb^iGrtrfen, 
EdJ^^a  9  J^tter  ^ .  KmcIm»  <  und.  Stad^  2äi  Taiigennunde 
iin  j,  1377;eine$  ri^chten.,  *nd  wurde  von  ihnen  tür 
t^WJi^sertH  ifiii:'rcnjht,ertbftilt-und  gefunden >\daii  frS- 
ber^e.  «ttbeiltsei  rctchtt  nnd  redlicfi  ei^aiKgeli,  und 
soUe  gän2!Uefaiki!afl;und  3|iaphtb.^bake^.  Dicfseraas- 
spruch  fwnrde  ^on  dem  Kaiser  erOfi^t,  da'  er  ihn 
ebenfalls  reicht  aU  sein  düid$»t£^  .  Der  Aliirkgräflicbe 
H<K(rieb(^  diu'fte  d^egen!  för  $icb(  keine  Lainsitzischc 
Sache  annehmen,  denn  KmseriKarlJlV.  blatte  der  Lau* 
slts^.ienj^  W^;eiben  •freibjciefr^geben,:5fvejcber  ver- 
bot, irgend  eine  sache  ausserhalb  landes  zu  ver- 
handeln 1). 


■  4 


i)    IVEcauriif  If^lcV  d«t  Luud^mnde  <t,  Nif^evkusiU  i,  i44,-r-i^.6* 


Die  Rocbtapflege.    §.  138. .  177 

In  HeiG^eii  lies9  im  j.  1505  Landgraf  Wilhelm  I!; 
durch  seinen  Kanzler  eine  peinliche  anklage  gegen 
Hans  von  Dömberg,  den  gunstling  seines  vorfahren^ 
erheben.  Das  vergehen  war,  dass  Dömberg  die 
gunst  des  Fürsten  gemisbraucht,  nach  wUlkühr 
im  landie  regiert,  und  sich  bestechliohkeit  und  ge^ 
waltthätigkeit  habe  zu  schulden  kommen  lassen,  und 
die  klage  wurde  an  die  Ritter-  und  Landschaft  ge« 
richtet  Der  process  wurde  vor  einem  von  den  Land* 
ständen  ernannten  Ausschusse  verhandelt,  indessen 
der  verklagte  erlebte  das  ende  nicht  mehr ,  und  seine 
ne£fen  und  erben  erreichten  gegen  einige  opfer,  dass 
das    weitere  verfahren    niedergeschlagen   wurde  i). 

Im  Herzogthum  Würtemberg  wurden  nach  dem 
bauernaufstande  im  j.  1515  die  rädelsAihrer  ebenfalls 
von  den  Landständen  gerichtet  Auch  hier  trat  der 
Herzog  als  kläger  auf,  abgeordnete  oder  „geschickte" 
der  Landschaft  fahrten  die  Untersuchung,  und  diese 
sprachen  das  urtheil  im  namen  der  Landstände  2). 
Sie  behandelten  aber  drei  verschiedene  gegenstände, 


1)  RoMMEL  Hessisclie  gescliicLte  5,  144,  anm.  t.  85. 

2)  In  der  gedruckten  „warbafftig  underriclitung  der  uflfrurp 
unct  lianndlungen  sich  im  Fürstenlbuiub  Wirtemberg  begeben 
anno  1514**,  ^Yclcbe  Herzog  und  LandscbafI  an  alle  Fürsten  und 
Obrigkeiten  im  Beicbe  sendeten,  lautet  ein  urtheil:  tiannsen  Vol- 
mars  Hoptmans,  Bastian  Schwartz,  Ilanscn  suns,  Waibel^  und 
krenier  Störglins  halb.  Nach  dag,  antvrurt  und  iren  TergicLlcn 
erkent  die  Lanisebafft  diese  drei  be'clagten  in  band  und  band  des 
nacbricbters,  dz  er  sie  uszfür  uff  den  hoptwasen  und  sie  riebt 
mit  dem  scbwert,  inen  abscblabe  ire  baupter,  damit  sie  Tom  le- 
ben zum  tod  gepracbt,  und  man  furtcr  irer  Übeltat  ab  und  Tcr- 
tragen  blijbe.  Sattler  gcscb.  des  Herzogth.  Würtemb.  unter  den 
Herzogen  I,  beil.  164, 

n.  42 
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welche  9  obgleich  sie  mil  einander  in  verbindimg  stan- 
den, dennoch  sich  darin  wesentlidi  unterschieden, 
dass  in  einem  punkte  die  Landstände  als  ein  Schieds- 
gericht angesehen  werden  konnten,  dem  sich  beide 
partefen  freiwillig  unterworfen  hatten,  während  sie 
in  den  andern  punkten  eine  wahre  richterliche  ge- 
walt  übten«  Jene  schiedsrichterliche  thätigkeit  betraf 
nämlich  die  ausgleichung  der  Streitigkeiten  zwischen 
dem  Herzoge  und  dem  Remsthale,  welche  zum  aber- 
maligen ansbruche  des  aufstandes  anlass  gegeben 
hatten«  In  dieser  beziehung  erkannten  die  abgeord- 
neten der  Landschaft,  dass  Stadt  und  Amt  Schom-- 
dorf  sich  nicht  weigern  dürften,  den  Tfibinger  ver- 
trag anzunehmen  i).  Ein  andrer  punkt  betraf  die 
frage,  ob  gegen  die  aufrührer  peinlich  zu  verfah- 
ren sei  2),   und  ein  dritter  das  urtheil  über  die  eiii- 


1)  —  und  haben  wir  geschiclcten  der  landscliaSl  unsern  willen 
und  crkantnus  inn  baiden  articlseln  verfaszt,  —  •  also  lautende: 
Alt  unser  gnediger  Fürst  und  Herr,  auch  die  slat  und  dz  «mpt 
Schorndorff  uff  die  landfsehafflt,  so  jetzo  hieher  gen  Stntgark  he- 
schriben  ist,  zu  irer  erkanntnus  gesetzt  hond ,  was  dieiselben  sie 
die  von  Seh.  und  das  ampt,  baissent  des  Vertrags  halb,  zu  Tü- 
wingen  u0  den  landtag  gemacht,  zu  thund  oder  zu  lassen,  da 
by  soll  es  blyben.  Uff  diesen  artickel  so  entschaiden  und  haissen 
die  obgemelten  bericfften  von  der  landfschafft  ainhelliglicfa ,  das 
die  von  Seh.  und  das  ampt  den  vertrag,  uff  gemelten  land- 
tag gemacht,  auch  annemcn.  Warb,  underrichtung  bei  Sattler 
das.  s.  162. 

2)  Zum  andern,  als  nach  gehaltem  landtag  zu  T.  .durch  die 
stat  und  ampt  Seh.  etlich  uogehorsami  und  niisshandlungen  be- 
gangen, über  dz  so  inen  da  vor  gnediglich  verzigen  ist,  so  er- 
kent  die  landfschaftt,  das  alle  die,  so  inn  soilichen  roisshandluo- 
gen  verwaut  sint,  —  straffbar  uud  feoglich  anzunehmen  seint,  und 
das    alsduun    unser    gu.   fürst  und  'hcrr  gut  fug  hob ,    gegen  den- 
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zelnen  anfrührer  selbst.  Die  beiden  letztern  punkte 
können  nicht  mehr  in  jenem  comprojnisse  zwischea 
dem  Herzoge  und  denen  von  Schorndorf  ihre  erklä- 
rung  finden,  sondern  hier  können  die  Landstände 
nur  als  das  oberste  gericht  des  Landes  in  politischen 
handeln  gedacht  werden. 

Auch  in  Baiern  erklärten  im  j«  1488  die  vierund- 
zwanzig  Hofmarksberrn,  welche  nachher  den  Lö- 
wenbund stifteten,  in  bezug  auf  ihre  beschwerde 
über  besteuerung  eines  theils  ihrer  hintersassen :  wenn 
der  Herzog  ihre  unterthänige  bitte  je  nicht  zu  herzen 
nehmen ,  und  das  schwere  vornehmen  abstellen  woll- 
te, so  seien  sie  erbötig  zu  rechtlichem  austrage 
vor  sein^i  brüdern,  ihren  gnädigen  herrn,  und  des 
Herzogs  oberer  und  niederer  gemeiner  Landschaft, 
wie  recht  sei;  wenn  er  aber  das  nicht  annehmlich 
finde,  vor  Herzog  Georg  von  Landshut  und  dessen 
gemeiner  niederer  und  oberer  Landschaft,  wie  recht 
sei.  Wolle  er  auch  darauf  nicht  eingehen,  vor  Herzog 
Otto  von  Neumarkt  in  der  Oberpfalz  und  dessen 
Landschaft,  wie  recht  sei,  oder  aber  vor  Philipp, 
Kurfürst  von  der  Pfalz,  und  seiner  Landschaft,  wie 
recht  sei.  Wo  aber  der  Herzog  das  auch  nicht  auf- 
nehmen und  gemeint  sein  wolle,  so  seien  sie  rech* 
tens  erbötig  vor  dem  Römischen  Kaiser,  als  vor  dem 
obersten  Haupte  aller  weltlichen.  Die  erklärung  war 
aber  unterschrieben:  von  des  Herzogs  Ritterschaft 
in  Niederbaiern,  und  wahrscheinlich  stüjtzte  sich  die 
berufung  auf  rechtliche^  austrag  bei  den  Bairischen 
Fürsten  und  ihren  Landschaften  auf  die  anmassung. 


selben   und    ir   jedem   besunder  mit  frag  und  recbtTcrtigang  für- 
grn  zu  laMen.     Warb«fflig  underricbtung  ebeadas. 
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dass  die  vierundzwanzig  anstatt  der  gesammten  Rit- 
terschaft zur  vertheidiguDg  ihrer  rechte  aufireteii 
wollten  t). 

139.  Wir  finden  also  in  den  verschiedensten 
ländern  Deutschlands  die  Landstände  in  der  functioii 
eines  obersten  Landesgerichts,  im  ganzen  jedocii 
mehr  im  nördlichen,  als  im  südlichen  Deutschland. 
Die  zahl  der  beisxnele  würde  sich  aber  beträchtlich 
vermehren  lassen,  wenn  man  auch  noch  die  ftlle 
hieher  ziehen  wollte,  in  welchen  die  ausüburig  irgend 
feiner  andern  Ständischen  befugniss  der  äussern  er- 
scheinung  nach  einem  rechtsspruche  ähnlich  ist  Wir 
werden  noch  später  beobachten,  wie  Ständische 
gerichte  bald  niedergesetzt  wurden,  um  über  Ver- 
letzung der  rechte  von  Seiten  des  Landesherrn  zu 
ui*theilen ,  oder  um  die  verletzer  des  geschworenen 
landfriedens  zu  verfolgen,  bald  um  erbfolgestreitig« 
keiten  der  Fürsten  zu  sehlichten,  oder  wie  schlechte 
und  landverderbliche  Räthe  des  Landesherrn  durch  ein 
ui*theil  der  Stände  entfernt  wurden.  Aber  in  allen  die- 
sen fallen  bildeten  die  Landstände  nicht  das  oberste 
Gericht  des  landes,  sondern  sie  waren  entweder  nur 
Schiedsrichter,  oder  sie  traten  als  Sprecher  des  lan- 
des auf,  welche  in  einer  verhängnissvollen  läge  des- 
selben sich  fiir  eine  partei  entschieden,  und  ihrer 
entscheidung  allen  nur  möglichen  nachdruck  gaben, 
um  ruhe  und  frieden  im  lande  zii  bewahren  oder 
herzustellen. 

Bisweilen  kommen  indessen  so  eigenthüniKch 
gestaltete  begebenheiten  vor,  dass  es  schwer  ist, 
zu  sagen,   ob  sie  beispiele  einer  wahren  Landstän- 


1)     (Kbemner)  Bairischc  LflodUgsliandluogcn  10,  1^9. 
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disclien  Gerichtsbarkeit  darbieten  oder  niciu.  Da- 
hin gehdrt  eine  nebenbestiramung  der  Verabredung, 
^velche  die  Stände  von  Tirol  im  jähre  1443  für 
den  fall  trafen,  dass  der  mündig  gewordene  Her- 
zog Sigmund  ihnen  ferner  von'  Kaiser  Friedrich  IIL 
zurück  gehalten  würde.  Sie  erklären,  nümlioh:  „ob 
ein  Gericht  das  andre,  eine  Stadt  die  andere, 
^in  Edelmann  den  andern,  oder  ein  Edelmann 
eine  Stadt  oder  Gericht,  oder  eine  Stadt,  Gericht 
einen  Edelmann  von  Herzog  Sigmunds  oder  der 
Landschaft  nutz  und  ehre  wegen  ermahnen  würde, 
gehorsam  und  hülfig  zu  sein;  wer  sich  dem  wider- 
setzen würde,  der  soll  von  uns  an  leib  und  an  gut 
darum  gestraft  werden  ^)."  Die  grundlage  dieser  be- 
stimmung  kann  eine  blosse  Verbindung  zu  gegensei- 
tigem schütze  sein,  indessen  ist  hier  nicht,  wie  ge- 
wohnlich, nur  davon  die  rede,  dass  ein^r  von  dem 
andern  gezwungen  werden  soll,  die  Verabredung  zu 
halten,  sondern  es  wird  ausdrücklich  gesagt:  die 
Stände  sollen  den  widersetzlichen  an  leib  und  gut 
strafen,  was  einen  förmlichen  rechtsspruch  voraus- 
zusetzen scheint« 

In  Böhmen  nahmen  noeh  zu  anfange  des  dreissig- 
jährigen  krieges  die  Stände  des  landes  eine  Wirk- 
samkeit in  anspruch,  welche  entschieden  die  aner^- 
kennung  einer  Ständischen  gerichtsbarkeit  voraus- 
setzen würde,  wenn  sie  nicht  damals  das  ergebniss 
einer  aufgeregten  ?seit  gewesen  wäre,  in  weldier 
man  häufig  die  befugniss  nach  den  kräften  ermisst. 
Im  j.  1619  wurde  nämlich  durch  einen  von  den  di« 
rectoren  zu  Frag  versammelten  Landtag  eine  grosse 


I)    CuMEi.  materialicn  zar  Oeslreichacbeu  getckicUtc  1,1.-8.77. 
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anzahl  von  Herrn,  Rittern  und  Bürgern  für  ewige 
zelten  des  landes  verwiesen,  und  andre  wurden  ihrer 
statsämter  entsetzt  und  zu  allen  fernem  statsämterii 
nnföhig  erklärt  i).  Unerhört  war  indessen  dieser 
schritt  der  Stände  nicht  zu  nennen,  man  konnte  viel- 
mehr die  reine  anwendung  von  grundsätzen  darin 
erblicken,  welche'  sie  schon  zwei  Jahrhunderte  früher 
in  einer  gleich  aufgeregten  zeit  aufgestellt  hatten« 
Schon  im  j.  1421  verbanden  sich  nämlich  die  Hussiti' 
sehen  Stände  auf  dem  Landtage  zu  Czaslau :  wenn  sie 
die  damalige  Verabredung  nicht  hielten ,  solle  ihr  hab 
und  gut  anöden  gemeinen  nutzen  verfallen  sein,  und 
falls  sie  der  verabredeten  stücke  eins  überträten, 
und  dies  augenscheinlich  und  mit  ordentlichem  zeug« 
niss  auf  sie  erwiesen  würde,  so  sollten  sie  sich  da- 
durch in  die  strafe  der  ewigen  landesverwefsung  ver* 
urtheilt  haben  2).  Auch  dieses  setzt  voraus,  dass 
die  Stände  über  ihre  eigenen  mitglieder  gericht  hal* 
ten  durften,  und  legt  ihnen  also  eine  richterliche 
gewalt  über  dieselben  bei. 

140.  Zum  Schlüsse  möge  noch  ein  flüchtiger 
blick  auf  verwandte  erscheinungen  •—  theils  auf  die 
Deutschen  Reichstage,  theils  auf  die  Nationalver- 
sammlungen fremder  staten  —  geworfen  werden  ^  bei 
denen  wir  ebenfalls  eine  ähnliche  fortsetzung  der 
gerichtlichen  functionen  finden. 

Im  Deutschen  Reiche  durfte  niemand  ohne  vor- 
wissen, rath  und  bewilligung  der  Reichsstände  in 
die  acht  und  oberacht  verurtheilt  werden,    und  die 


I)     Goldast  de  regni  Bobcmiae  juribus   et  privilegiis  (Fraucof. 
a.  M.  1719  fol.)  2,  404  f. 
^)     Goldast  das.  3,  276. 


Die  Rechtspflege.    §.  i40.  183 

*  Reichsgerichte  mussten  die  sachen  dem  Reichstage 
zur  entscheidmig  überlasseo,  wenn  der  sinn  der 
Reichsgesetze  zweideutig  war,  oder  wenn  in  poli- 
tischen und  religionssachen  keine  Stimmenmehrheit 
erlangt  werden  konnte.  Ja  es  fand  gegen  urtheile  der 
Reichsgerichte  ein  rechtsmittel  der  revision  statt, 
über  welches  eine  besondre  Reichsdepntation  zu  er^ 
kennen  hatte,  die  zur  Visitation  des  Reichskammer- 
gerichts in  alterer  zeit  auf  jedem  Reichstage  ernannt 
wurde. 

In  Frankreich  scheint  sich  die  thätigkeit  der 
höchsten  gerichtshöfe,  der  Parlemente,  schon  früh 
von  der  der  Stände  völlig  geschieden  zu  haben.  Man 
weiss  nicht,  dass  die  letztem  dort  eine,  handlung 
der  rechtspflege  geübt  hätten.  König  Ludwig  XL 
forderte  freilich  im  j.  1467  die  Eiais  g^neraux  nach 
Tours,  um  ihr  urtheil  über  seines  bruders  Karl  an^ 
Sprüche  auf  die  Normandie  und  über  die  apanage 
desselben,  so  wie  über  die  mit  demselben  verbün- 
deten Herzoge  von  Bretagne  und  Burgund  zu  verneh- 
men. Allein  die  Stände  sollten  hier  nicht  ein  gericht 
halten  zwischen  ihm  und  der  andern  parte! ,  sondern 
der  König  suchte  nur  in  der  stimme  des  Volks  und 
der  übrigen  grossen  eine  rechtfertigung ,  da  er  zu  gut 
wusste,  wie  wenig  er  beliebt  war,  und  wie  gefiähr- 
lich  ihm  eine  Vereinigung  der  aufrührerischen  Grossen 
mit  den  Städten  werden  konnte.  Er  erreichte  seinen 
zweck  vollkommen.    Die  Stände  billigten  den  grund- 

'  satz,  dass  die  Normandie  nicht  von  dem  Reiche  ge« 
trennt  werden  dürfe,  und  schlugen  vor,  wenn  der 
bruder  des  Königs  sich  nicht  mit  dem  Grafentitel 
und  der  angebotenen  apanage  begnügen  wolle,  ihm 
den  Herzogstitel  und  eine  erhöhung  der  apanage  zu 
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gewäbren.  Das  verfahren  der  Herzoge  von  Bretagne 
und  Burgand  erklärten  sie  für  verbredierisch ,  for- 
derten den  KCnig  auf,  mit  allen  mbteln  diese  un- 
ruhigen Vasallen  zur  ruhe  zu  bringen,  und  verspra- 
chen ihrerseits  dazu  behnlflich  zu  sein  i). 

Dagegen  In  Spanien  hatten  noch  zu  den  Zeiten 
des  berühmten  Jesuiten  Juan  Mariana,  in  der  zwei- 
t^n  hälfte  des  sechzehnten  Jahrhunderts,  die  Stfinde 
von  Aragon  die  befugniss  bewahrt,  berufungen  von 
Aea  gerichten  des  Landes  anzunehmen  2),  und  in 
dem  Deutschen  theile  von  Siebenbürgen  bildet  sogar 
nooh  heutiges  tages  die  Nationalversammlung,  welche 
dort  freilich  nur  aus  abgeordneten  der  Gemeinden 
besteht,  das  hOchste  Landesgericht,  an  welches  in 
diitter  Instanz  appellirt  wird.  Erst  in  neuerer  zeit 
ist  dort  eine  vierte  instanz  in  der  berufung  9(Xi  das 
Oestreichische  Gubemium  eingeführt. 

141.  So  finden  wir  also  in  den  verschiedensten 
gegenden,  wo  Landständisohes  wesen  sieh  entwickelt 
hat,  die  gerichtliohe  thätigkeit  der  Landstände  erhal- 
ten, und  diese  ersdieinung  ist  um  so  interessanter, 
als  sie  den  unleugbarsten  beweis  liefert,  dass  die 
.Landstände  nicht  ein  neu  entstandenes  Institut,  son- 
dern nur  eine  veränderte  form  der  uralten  Deutschen 
Volksversammlungen  sind.     Man  würde  schwerlich 


1)  Bericlit  des  sfatssecret&irs  Jean  lb  Pketost  in:  Des  eUU 
gifoeraux  et  autres  assemblccs  nationales  (Ik  la  Hnj-e  1789.  8) 
0,  2I£(  suiv.  Vergl.  Da  Lardisb  histoire  des  asseaiblees  nationa- 
les p.  305.  277.  208.  Hsif  MOA  ^^.  Paasey  des  .asaemblees  naüona» 
Ics  eo  Fraaoe  p.  122  t- 155. 

2)  Appcllatio  ad  rempublicam  sublata  est  (quod  tarnen  jus  ab 
Aragoniis  rclinetur).  Mariaka  de  rrge  et  rcgis  iostitutione.  (Ho- 
gimtiue  leOb*.  8)  pag.  75. 
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diesen  Ursprung  in  andern  dingen  gesucht  haben, 
wenn  nicht  dieser  theil  der  Landständisolien  thälig- 
keit  den  meisten  unbemerkt  geblieben  wäre.  Nur 
wenige  Schriftsteller  über  geschichte  und  Verfassung 
einzelner  länder  haben  sie  nicht  übersehen.  Unter« 
gegangen  ist  die  rechtspflege  der  Landstände,  weil 
es  bedürfniss  wurde,  dass  der,  welcher  über  das  recht 
Entscheiden  soll,  auch  das  recht  gelernt  habe.  Die« 
,ses  bedürfniss  ist  auch  noch  van  unserer  zeit  empfun« 
den,  und  es  wird  sich  geltend  machen,  so  lange  es  eine 
lebendige  rechtswissenschaft  giebt.  Daher  können 
auch  die  reformatorischen  bestrebungen  unsrer  tage 
nicht  dahin  kommen,  jene  Landständische  rechts- 
pflege wieder  erwecken  zu  wollen.  Selbst  die,  welche 
der  gerichtsverfassung  eine  freiere  und  mehr  demo* 
kratische  entwickelung  wünschen,  haben  in  der  regel 
ganz  andre  musterbilder  vor  äugen,  und  in  der  that 
wäre  es  thorheit,  den  fortschritt  in  der  rückkehr  zu 
dem  suchen  zu^  wollen ,  was  vor  einer  durch  die  zeit' 
gebotenen  entwickelung  untergegangen  ist. 


DIE   GESETZGEBUNG. 

142.  Jene  zeit  der  gähmng,  in  welcher  fast  alle 
Verhältnisse  sich  neu  gestalten  wollten,  und  die  er- 
scheinungen  der  drei  letzten  Jahrhunderte  vorbereitet 
wurden,  bedurfte  in  mehr  als  einer  hinsieht  einer 
kräftigen  äussern  einwirkung  auf  den  bestehenden 
rechtszustand.  Die  gewalt ,  von  welcher  bisher  jede 
da  Wirkung  dieser  art  hatte  ausgehen  müssen ,   w^ar 
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in  Deutschland  der  Kaiser.    Er  allein  hatte  das  recht 
der  Gesetzgebung.    Allein  die  öffenäichen  Terhältnisse 
waren  jetzt  von  der  bescliaffenheit,    dass  sich  Von 
der  thätigkeit  der  Deatschen  Kaiser  und  Könige  in 
dieser  hinsieht  wenig  erwarten  liess.      Ihre   macht 
wurde  in  der  ersten  hälfte  des  vierzehnten  Jahrhun- 
derts durch  die  Verhältnisse  zum  Päbstlichen  stuhle 
gelähmt,  und  als  dieses  hinderniss  endlich  beseitigt 
war,  fanden  sie  in  der  eifersucht  der  Deutschen  Für- 
sten einen  so  unbeugsamen  widerstand,  dass  Karl  IV. 
und   die   meisten,  seiner   naehf olger  genug  zu  thun 
glaubten,  wenn  sie  ihre  ganze  kraft  und  sorge  ihren 
stammlanden  zuwendeten,    wenn  sie  diese   zu  ver- 
grössern,  und  den  rechtszustand  zu  verbessern  such- 
ten.   Jener  musste  sich  glücklich  schätzen,  4lass  er 
in  der  goldenen  Bulle  ein  gesetz  zu  stände  brachte, 
welches  geeignet  schien,  den  keim  für  künftige  Strei- 
tigkeiten über  die  Königswahl  zu  ersticken.  Erst  Maxi- 
milian I.  war  wieder  in  der  läge,  an  grössere  Unter- 
nehmungen zur   befestigung   und  Verbesserung   des 
rechtszustandes  im  Reiche  denken  zu.  können.     Er 
hat  in  dem  ewigen  landfrieden,  und  den  Anordnun- 
gen,  die  damit  in  Verbindung  standen,  grosses  ge- 
leistet, aber  er  blickte  mit  trauer  am  abende  seines 
lebens  auf  nicht  erreichte  plane  zurück.    Er  soll  den 
gedanken  gehegt  haben,    ein  allgemeines  gesetzbuch 
für  Deutschland  zu  schaffen,   und  man  setzt  hinzu, 
er  habe  denselben  aufgegeben,  als  er  gefunden,  dass 
durch  Ulrich  Tenglers  und  Sebastian  Brands  populäre 
rechtsbelehrungen  dem  bedürfnisse  abgeholfen  sei«  Die 
zeit  verlangte  aber  mehr,  als  eine  populäre  darstel- 
lung  des  Römischen  klagrechts,   nur  nicht  ein  allge- 
meines gesetzbuch,  von  welchem  eine  peripde  der  all- 
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gemeinen  gährang  vergebens  eine  lösung  aller  fra- 
gen erwarten  wird.  Nur  einzelne  ^durchgreifende 
reformen  waren  an  der  zeit  Aber  das  meiste 
musste  Maximilian  seinem  berühmten  enkel  zurück 
lassen,  und  vieles  war  auch  dem  fünften  Karl  nicht 
tu  vollenden  gestattet 

143.  So  war  die  fortbildung  des  rechtszu^tan- 
des  an  die  kleinern  kreise  verwiesen ,  und  in  der 
that  nahmen  sieh  diese  der  aufgäbe  mit  einer  stau* 
nenswerthen  thätigkeit  und  lebendigkeit  an«  Kein 
Zeitalter  ist  so  reich  an  rechtsaufzeichnungen  für 
Städte,  Märkte,  Hofinarken,  Markgenossenschaften, 
Ehehafttädinge,  und  wie  die  gemeinden  und  ähnliche 
genossenschaften  alle  heissen  mogten,  als  das  vier«- 
zehnte  und  fünfzehnte  Jahrhundert.  Alle  diese  nie«- 
dergeschriebenen  rechte  hatten  indessen  nur  für  einen 
kleinen  bezirk  giiltigkeit,  waren  zum  theil  nur  tür 
lokalinteressen  berechnet.  Aehnliche  arbeiten  für 
grösscfre  be2;irke,  fQr  ganze  länder,  so  genannte 
landrechte,  waren  weit  seltener.  Obgleich  es  in  den 
meisten  Deutschen  ländem  nicht  wenig  noth  that, 
dass  etwas  gemeinsames  dieser  art  zu  stände  ge- 
bracht werde ,  so  stellten  sich  doch  der  ausfuhrung 
gewöhnlich  nicht  geringe  Schwierigkeiten  entgegen. 

Ehe  wir  jedoch  jenes  bedürfniss  und  diese  Schwie- 
rigkeiten näher  beleuchten,  müssen  wir  unsre  auf- 
merksamkeit  auf  eine  wesentliche  Verschiedenheit  un- 
ter den  einzelnen  rechtsaufzeichnungen  richten.  Diese 
haben  nämlich  bisweilen  nur  den  zweck,  das  be- 
stehende und  altherkömmliche  recht  durch  die  hülfe 
der  Schrift  zu  bewahren,  um  entweder  dasselbe 
gegen  den  widerstreit  der  meinungen  ausser  zweifel 
zu  stellen^   oder  um  es  den  unkundigen,    der  nadi- 
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weit  auf  eine  fiebere  weise  za  überliefern.     HäuGg 
enthalten  sie  aber  auch  neue  bestimmnngen ,   durcli 
welche  der  rechtszustand  verändert,  verbessert,  fort- 
gebildet werden  soll.      Diese  Verschiedenheit  findet 
sich  schon  bei  den  rechtsaufzeichnungen  jener,  klei- 
nern  gemeinden.      Aufzeichnungen   der  letztem   art 
gingen  hier  selten- von  den  machthabern  aus,  in  der 
regel  gingen  sie  aus  Verabredungen,  besprechungeu 
der  gemeinde  oder  genossenschaft  hervor,  und  wur* 
den  bald  als  ein  vertrag,  bal^  als  ein  volksbeschlus^ 
betrachtet.  'Man  nannte  sie  daher  Küren,  Willküren, 
Plehiseila^     Dagegen  hatten  die  aufzeichnungen  der 
erstem  art  entweder  den  Charakter  von  aussprüchea 
des  Volksgerichts ,  oder  sie  waren  belehrungen ,  wel- 
che die  weisesten  und  erfahrensten  dem  übrigen  volke 
ertheilten.     Sie  fuhren  daher  bald  den  namen  von 
Urtheilen,    Ordelen,    bald  heissen  sie  Weisthumer, 
Rechtweisungen  oder  Recbtfindungen.     Manche  sol- 
cher aufzeichnungen  waren  sogar  nur  privatarbeiten, 
denen  ihre  brauchbarkeit  oder  das  ansehn  der  Ver- 
fasser eine  gesetzähnliche  autorität  erwarben« 

Dieselbe  Verschiedenheit  findet  auch  bei  den 
rechtsaufzeichnungen  für  grössere  bezirke ,  für  ganze 
länder.  statt ,  und  sie  ist  hier  um  so  wichtiger,  da 
bei  den  rechtsaufzeichnungen,  welche  sich  auf  dar- 
stellung  des  vorhandenen  beschränkten,  weder  das  . 
bedürfniss,  noch  die  hindernisse  dieselben  waren, 
wie  bei  denen,,  welche  das  recht  verändern  und  fort- 
bilden  sollten. 

144  Eine  rechtsaufzeichnung  oder  gesetzgebung 
der  erstem  art  konnte  etwa  dadurch  hervorgerufen 
werden,  dass  die  kenntniss  des  rechts  seltener  oder 
schwieriger  zu  werden  anfing,    oder  dass  sich  über 
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giewisse  punkte  verschiedene  änsichten  gebildet  haf- 
ten. In  dem  letzterh  falle  konnte  sie  sogar  die  ha-^ 
türliehe  entvvickelung  des  rechtszustandes  furdern^ 
indem  sie  einer  rechtsansicht  die  gesetzliche  sanction 
gab,  welche  erst  neuerlich  im  volke  aufgetaucht 
war;  und  noch  schwankend  gegen  eine  ältere  ansiebt 
dastand,  die  sich  vielleicht  schon  in  den  urthei- 
len  des  einen  oder  andern  richters  geltend  ge^ 
macht  hatte,  während  man  noch  nicht  auf  die  Über- 
einstimmung eines  spätem  richters  bauen  konnte. 
Das  bedürfniss  einer  solchen  gesetzgehung  war  in- 
dessen niemals  so  dringend,  dass  man  nicht  der 
wissenschaftlichen  oder  praktischen  bearbeitung  und 
der  natürlichen  entwickelung,der  dinge  es  hätte  über- 
lassen können ,  die  befriedigung  auf  naturgemässem 
wege  herbeizuführen.  Aber  es  hatte  auch  kein  be- 
denken,, wenii  die  statsgewalt  die  natürliche  entwi« 
ckelung  beschleunigen  wollte,  sofern  nur  tüchtige 
Organe  dazu  vorhanden  waren  und  benutzt  wurden. 
Am  leichtesten  kam  eine  solche  gesetzgebung 
für  ein  ganzes  land  da  zu  stände,  wo  die  Landes- 
versammlüng  fortwährend  als  oberstes  Gericht  thätig 
war.  Hier  konnte  den  urtheilssprüchen  der  Land- 
stände unmittelbar  der  Charakter  von  gesetzen  bei- 
gelegt werden.  Jenes  rechtsbuch  Balduin's  von 
Bremen  vom  j.  1435,  welches  uns  belehrt  hat^  dass 
im  Erzstifte  Bremen  jährlich  drei  mal  Kapitel ,  Prä- 
laten ,  Ritter  und  Städte  zum  zwecke  der  rechlspflege 
zusammen  kämen  (§.137.  2,  167),  ist  nichts  anderes, 
als  eine  Sammlung  von  einzelnen  urtheilen  und  weis- 
thümern  dieses  Landesgerichts,  welchen  der  Erzbi- 
scbof  nach  Übereinkunft  mit  den  Landstäjtiden.  die 
kraft  von  gesetzen  beilegte«      Nux  der  eingang  und 
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die  wenigen  allgemeinen  bestimmungen  über  die 
haltung  des  gerichts  haben  die  form  einer  freien 
darstellung  i). 

In  den  ländern,  wo  die  Landstände  besondeni 
Hofgerichten  hatten  weichen  müssen,  konnte  eine 
gesetzgebnng  in  dieser  weise  nicht  mehr  vorkommen. 
Wohl  aber  konnte  hier  der  Fürst  ein  ^  ähnliches  werk 
'mit  hülfe  des  obersten  Gerichtshofes  schaffen,  wenn 
er  diesen  veranlasste,  über  die  wichtigsten  föile 
rechtssprüche  zu  ertheilen,  um  dieselben  als  nor- 
men für  künftige  falle  bekannt  zu  machen.  Vorbe- 
reitungen zu  einer  gesetzsammlung  dieser  art  gab 
es  bei  vielen  gerichten«  Schon  Kaiser  Friedrich  IL 
hatte  dem  Hofrichter,  den  er  im  j.  1235  für  das 
Reich  einsetzte,  die  Vorschrift  ertheih,  dass  er 
ein  gerichtsbuch  halte,  in  welchem  die  urtheUe  nie- 
dergeschrieben werden  sollten,  damit  man  sich  in 
ähnlichen  fällen  darnach  ricliten  könne.  Ein  gleiches 
geschah  in  andern  hohen  und  niedem  gericliten. 
Das  Böhmische  Landgericht  scheint  in  älterer  zeit 
seine  urtheile  in  die  Landtafel  eingetragen  zu  haben. 
Von  dem  Parlemente  zu  Paris  besitzen  wir  noch  die 
Sammlung  seiner  arreta  unter  dem  namen  der  Regi^ 


1)  Wy  Öaldewin  van  Wenden,  van.  Gadea  genaden  ErtzcM- 
sehop  tbo  Dremen,  dohn  witlik  allen,  de  in  düssem  boke  lesende 
werden,  datt  wy  mitt  tinsem  t^apittell,  Prelateu,  Manschup 
'und  Steden  eia  sin  geworden,  datt  me  dusse  naseiirebene  recbte 
in  muem  Stiebte  tbo  ewigen  tiden  bolden  seball.  -*  AUe  selte 
wy  dusse  artikell  undt  recbte  mit  obrer  aller  wittscbup  unnd 
fulborde,  ein  gemeine  recbtt  unses  Sticbtes,  unnd  willen,  datt 
sib  alle  man,  de  Tor  unss  und  unse  nakomelingen  recbt  soken 
scbolen,  daran  genogen  scbolen  laten.  Spangenbbrg  beitrage  zu 
den  Denfscben  recbtsaltertbumern  s.  110. 
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sires  Olim.  Viele  Städte  bewahren  ebenfalls  alte . 
sammlimgen  ihrer  rechtssprüche  in  den  archiven» 
Aber  es  geschah  leicht,  dass  solche  Sammlungen 
durch  die  art  ihrer  entstehung  unbrauchbar  wurden, 
denn  je  reicher  sie  waren,  desto  schwerer  fand  man 
sich  in  ihnen  zurecht.  Es  lag  daher  nahe,  die  vorhan- 
denen aussprüche  zu  einem  geordneten  rechtsbuche 
zusammen  zu  stellen,  in  einem  grössern  lande  konnte 
man  auch  wohl  die  urtheile  mehrerer  gerichte  in  ei^ 
nem  werke  dieser  art  vereinigen,  und  eine  solche 
arbeit  konnte  unbedenklich  von  einem  Fürsten  un« 
temommen  und  publicirt  werden,  ohne  dass  eine  zu* 
Ziehung  der  Landstände  nöthig  schien,  da  sie  mehr 
eine  arbeit  zur  beqnemlichkeit  der  richter,  als  eine 
wahre  gesetzgebung  war.  Ein  solches  werk  soll 
die  Böhmische  Landordnung  sein.  Wladislaw  trug 
nämlich  dem  Zdenko  und  Peter  von  Sternberg,  und 
später  dem  Albrecht  von  Rendt  auf,  alle  beschlüsse, 
welche  das  allgemeine  und  Privatinteresse  betrafen, 
und  in  die  Böhmische  Landtafel  eingetragen  waren, 
zu  sammeln,  und  hieraus  ging  die  Landordnung 
hervor  i).  Dieselbe  ist  später  vermehrt  und  man 
kann  aus  den  gedruckten  ausgaben  diesen  Ursprung 
des  ältesten  Landrechts  nicht  erkennen.  Aber  es  ist 
aus  denselben  ersichtlich,  dass  man  in  Böhmen  häufig 
die  gesetzgebung  in  der  weise  übte,  dass  der  Kö- 
nig über  eine  rechtsfrage  von  dem  Landgerichte  ent- 
scheiden, und  den  ausspruch  in  die  Landtafel  eintra- 
gen Hess.  Das  Bairische  Rechtsbüch,  welches  wir 
nur  noch  in  der  fassung  besitzen,  in  der  es  von  Kö- 


1)     Hasnbr  bandlNich  des  lattdtSflicIien  Tcrfahrcns  $.  10.  s.  4. 
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nig  Ludwig  und  seinen  sOfanen  im  j.  1346  iur  Ober- 
baiern  publicirt  wurde,  scheint  ebenfalls  nur  eine 
Sammlung  aus  den  urtheilsbüchern  der  verschiede- 
nen Bairischen  geiichte  zu  sein  i).  im  eingange 
wird  verkündet:  „diei^  ist  das  Rechtsbuch^  also  ganz 
alt,  gebessert,  und  auch  neue  artikel,  gesammelt 
aus  allen  Gerichten,  Städten  und  Märkten  nach  des 
Kaisers  heissen."  Mehreren  Städten  wurde  aus- 
drücklich die  erklärung  gegeben,  dass  ihre  ähern 
rechte  dadurch  nicht  verändert  sein  sollten.  Es  ent- 
hält ferner  die  bestimmung,  dass  jeder  richter  ein 
leeres  blatt  hinten  an  dem  Reohtsbuche  haben  solle, 
um  entscheidungen  streitiger  fsllle  nachzutragen; 
wenn  aber  keine  entscheidnng  erlangt  werden  könne, 
solle  er  beim  Hofgerichte  anfragen  2).  £s  trat  also 
an  die  stelle  der  alten  urtheilsbücher,  mid  deshalb 
wurde  es  auch  liur  den  gertchten  zugesandt,  wäh- 
rend von  einer  concurrenz  der  Landstände  darin 
keine  rede  ist  Man  glaubte  eben  daher,  dass  der 
Herzog  es  ohne  weiteres  in  andern  landestheileh  eui- 
führen  könne,  wo  keine  wesentliche  Verschiedenheit 
des  rechts  im  wege  stand.  Im  j.  1444  ertheilten  die 
Herzoglichen  Räthe  in  gemeirischaft  mit  der  Land- 
schaft des  Münchner  landes  dem  Herzoge  den  rath: 
er  möge  dasLandrechtbuch  auch  nach  Schwab-Möring 
legen,  und  dort  nach  inhalt  desselben  richten  lassen, 
damit  einen!  jeden  das  recht  desto  klärlicher  und 
lauterer  widerfahre,  denn  dort  sei  bisher  „nach  der 
ürtheil"  gericlrtet^  und  sie  hörten,  dass  sich  da  viel 


I)     Vergl.  BircuNER  gesell,  von  ßaiern  ^,  514  f. 

3)    HfiOMANN  opiiscuU  (IHorimb.1747.  4.)  p.54.  162. 
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irrnngen  begeben  i).  Im  jr  1487  wurde  von  einer 
gemeinschaftlichen  commission  der  Herzoge  Albrecht 
von  München  und  Georg  von  Landshut  zu  Erding 
eine  revision  dieses  Landreohtsbuchs  vorgenommen, 
und  es  war  die  absieht,  die  geltung  desselben  auf 
Niederbaiern  auszudehnen.  Auch  hierbei  scheint 
man  an  eine  Zuziehung  der  LandstSnde  nicht  ge- 
dacht zu  haben.  Jedoch  gelangte  die  aeue  redaction 
aus  unbekannten  gründen  nicht  zur  publication  2). 
Die  Stände  haben  indessen  auf  das  Rechtsbuch  immei: 
grossen  werth  gelegt,  und  in  mehreren  freibriefen 
Wird  ihnen  die  beobachtang  desselben  als  ein  theil 
der  rechte  und  gewohnheiten  des  landes  zugesi- 
chert. 

145.  Weit  wichtiger  war  eine  gesetzgefoung, 
durch  welche  neue  rechte  geschaffen,  alte  übelstände 
beseitigt,  und  allgemein  verlangte  Verbesserungen 
eingefülirt  werden  sollten.  Sie  war  hedürfniss, 
und  den  Fürsten  lag  es  ob,  dasselbe  zu  befriedigen. 
Diese  aufgäbe  war  vorzugsweise  geeignet,  ihre 
macht  zu  vermehren,  indem  sie  ihnen  den  gedanken 
nahe  legte,  dass  es  ihr  recht  sei,  als  herrn  des 
landes  geböte  zu  erlassen,  denen  die  unterthanen  zu 
gehorchen  schuldig  wären.  Allein  die  drückendsten 
gebrechen  der  zeit  —  der  masslose  misbrauch  des 
fehderechts  und  der  mangelhafte  zustand  der  rechts* 
pflege  —  waren  von  so  eigenthümlicher  beschaffen- 
heit,   dass  es  selten  den  Fürsten  gelang,   aius  >eige- 


1)  (Rreknrr)  Bairisclie  Landtagsliandlungcn  1,  1G8.  Der 
Ausdruck:  „nach  der  uvtlieil*'  scheint  auf  ein  dort  befindliches 
altes  urtheilslmch  gedeutet  werden  zu  müssen. 

2)  (Keehnbr)  Bair.  Landtagsh.  8,  ^05—309.    i%  57-~l84. 
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ner  kraft  und  Landesherrlicher  obrigkeit  ein  so  gro- 
sses und  wohlthätiges  werk  za  vollenden,  ohne  dass 
sich  ihnen  der  eigenwilie  der  ungelehrten  Räthe  und 
der  zum  theil  interessirten  Stände  in  den  weg  ge- 
stellt hätte.  Sie  hatten  aber  einen  starken  bundes- 
genossen  an  den  grundsätzen  des  Römischen  rechts, 
welches  seit  dem  dreizehnten  Jahrhundert  allmähli^ 
in  Deutschland,  und  namentlich  an  den  höfen  der 
Fürsten  bekannt  geworden  war*  Dieses  fremde  recht 
war  vorzugsweise  geeignet,  jenen  gebrechen  des 
Zeitalters  abzuhelfen,  und  seine  anwendbarkeit  be- 
zweifelte man  nicht,  da  man  in  dem  Deutschen  Kai- 
serthume  nur  eine  fortsetzung  der  alten  Römischen 
Weltherrschaft  erblickte,  die  nach  einer  gangbaren 
theorie  durch  das  Römische  volk  und  den  Pabst 
Leo  III.  auf  Karl  den  Grossen  übeiiragen  war.  Man 
betrachtete  daher  folgerichtig  den  Römischen  gesetz- 
geber,  Kaiser  Justinian  I,  gleich  Karl  dem  Grossen, 
als  einen  vorfahr  des  Deutschen  Kaisers  am  Reiche, 
und  das  Römische  recht,  wie  es  unter  Justinian  auf- 
gezeichnet war  und  auf  den  schulen  Italiens  und 
Frankreichs  gelehrt  wurde,  als  ein  recht  des  heili- 
gen Römischen  Reichs.  Die  grundsätze  dieses  rechts 
mussten  also  in  Deutschland  anwendung  finden,  so 
weit  nicht  neueres  herkommen,  jüngere  gesetze  oder 
neue  vertrage  im  wege  standen.  Durch  die  auf- 
nähme der  Römischen  rechtsgrundsätze  in  die  ein- 
heimisdie  gesetzgebung  haben  daher  die  aufgeklär- 
ten männer  unter  den  Fürsten  und  ihren  Räthen  die 
wohltliat  eines  geordneten  zustandes  zu  verbreiten 
gesucht,  und  selbst,  wo  das  nicht  geschah,  haben 
eben  dieselben  grundsätze  unbemerkt,  allein  durch 
die  macht  der  zeit,    der  sitte  und  gewohnheit  sich 
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geltnng  errungen,  ohne  dass  sie  absichtlich  von  den 
Landesherrn  gefördert  wurden.  Aber  eben  dieses 
Romische  recht  hat  auch  zu  gleicher  zeit  die  Deut- 
schen Landesherrn  in  der  meinung  bestärkt,  dass  sie 
aus  eigener,  von  Gott  verliehener  machtvollkommen- 
heit  neue  grundsät^e  in  das  leben  einführen  dürften, 
so  bald  es  zum  wohl  des  landes  gereiche.  Denn 
sie  nannten  sich  seit  undenklichen  Zeiten  Fürsten 
des  Reichs,  Principea  Sacri  Romani  Impenij  und 
Prmceps  hiess  im  ROmischen  rechte  der,  welcher 
die  volle  macht  der  gesetzgebung  hatte.  Er  war 
durch  frühere  gesetze  nicht  gebunden,  er  konnte 
sie  .aufheben  und  neue  an  die  stelle  setzen.  Nur 
durch  privatverträge  mit  einzelnen  personen  konnte 
er  bestimmte  Verbindlichkeiten  übernehmen.  Dage- 
gen von  Landständen,  von  Prälaten,  Herrn,  Rittern 
und  Städten  stand  in  den  büchern  des  Römischen 
rechts  nirgend  geschrieben ,  "es  lag  darin  keine  Ver- 
pflichtung, diesen  irgend  eine  stimme  bei  neuer  ge- 
setzgebung einzuräumen.  Mogten  sie,  wenn  sie 
konnten,  neueres  herkommen,  oder  neuere  Reichs- 
gesetze, oder  privatverträge  mit  den  Fürsten  aufzei- 
gen, um  ihrerseits  entgegengesetzte  ansprüche  zu 
begründen. 

146.  Unter  den  gebrechen  der  zeit,  gegen  welche 
die  Fürsten  und  das  Römische  recht  zu  kämpfen  hatten, 
war  das  fehdewesen  das  erste.  Das  recht  des  freien 
manues,  beleidigungen  mit  den  waffen  in  der  band 
zu  rächen,  musste  zum  faustrechte  fuhren,  so  bald 
nicht  ein  kräftiges  siatsoberbaupt  demselben  schran- 
ken steckte.  Nicht  nur,  dass  die  fortsetzung  der 
blutirache  zur  Vernichtung  ganzer  geschlechter  führen 
konnte,  es  war  auch  die  Versuchung  zu  gross,  unter 
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dem  schein  gerechter  fehde  hass  oder  habsucht  zu 
befriedigen.  Schon  die  Römer  beobachteten  diese 
Wirkungen  des  fehderechts  bei  den  Deutschen  Völ- 
kern. Pomponius  Mela  sagte:  das  recht  liege  bei 
ilmen  in  der  faust,  so  dass  sie  nicht  einmal  vor 
räubereien  scheu  trügen  i).  In  dem  geordneten 
Fränkischen  Reiche,  namentlich  unter  dem  starken 
scepter  Karls  des  Grossen,  war  ein  friedlicher  zu- 
stand eingekehrt.  Aber  nach  dem  ausgange  der  Ka- 
rolinger wachte  das  alte  unwesen  von  neuem  auf, 
so  dass  König  Heinrich  I.  bereits  zu.  einer  massregel 
seine  Zuflucht  nahm,  welche  späterhin  König  Lud- 
wig XL  von  Frankreich  mit  so  grossem  erfolge .  ge- 
gen die  Armagnaken  angewendet  hat.  Er  sammelte 
alle,  welche  vom  hand werke  der  wegelagernng 
lebten,  ynter  seine  falinen,  und  errichtete  aus  ihnen 
eine  legion,.  deren  verheerende  kräfte  er  von  der 
heimath  weg  gegen  den  feind  richtete  2).  So  machte 
er  sie  unschädlich,  indem  er  ihren  neigungen  einen 
andern  gegenständ  darbot.  Doch  das  hülfsmittel 
war  vorübergehend,  wie  der  krieg,  für  den  es  an- 
gewendet wurde.  Ein  Jahrhundert  später  erfand  die 
geistlichkeit  einen  andern  weg,  um  wenigstens  die 
fehden  in  engere  gränzen  einzuschliessen.  Zuerst 
machten  die  Prälaten  im   südlichen   Frankreich  um 


1)  JuB  in  viribus  habent,  nt  ne  Jatrocinii  quidcm  pudeat.  1IIel4 
de  situ  orhis  5,  3.  Ebco  so  eraulilt  Vellejus  Patebculcs  (hist. 
Rom.  %  118):  die  Deutschen  Latten  dem  Varus»  um  ihn  zu  tau- 
sehen,  dank  gesagt,  qood  solita  armis  discerni  jure  terminarentur. 

2)  SiGEBEBTUS  Gevblac.  ad  a.  922  bei  Pistobius  rer.  Germ. 
Script  cd.  Strut.  I,  800.  -  Conf.  Recino  eontin.  ad  a.  920  bet 
Peetz  moD.  bist.  Germ.  1,  61ä. 
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das  j.  1031  ein  biindniss,  dass  in  ihren  territoiien 
keine  fehde  gefuhrt  werden  solle  an  den  tagen  jeder 
woche,  an  welchen  der  söhn  Gottes  gelitten  habe, 
gestorben  und  von  den  todten  auferstanden  sei.  Dies 
nannten  sie  einen  Gottesfrieden,  Trettga  Bei  l).  Uir 
beispiel  fand  bald  nachahniung  in  allen  benachbarten 
ländern.  Der  Gottesfrieden  wurde  allmählig  im  übri^ 
gen  Frankreich,  in  Spanien,  in  England  anerkannt  2), 
besonders  wichtig  wurde  er  aber  für  Deutschland. 
Bereits  im  j.  1043  fand  sich  König  Heinrich  IIL  auf 
einer  kirchenversammlung  zu  Kostnits  ein,  und 
es  gelang  ihm,  dort  einen  frieden  für  Schwaben 
durchzusetzen  und  bei  Köiiigsbann  zu  yerkfinden, 
wie  er  bis  dahin  nicht  erhört  worden  war.  Das- 
selbe geschah  darauf  auch  in  andern  provinzen. 
Eine  synode  zu  Köln  im  j.  1083  besdiloss  sodann 
einen  Gottesfrieden  nicht  allein  fiir  die  genannten 
tage  jeder  woche,  sondern  ausserdem  für  alle  fa- 
sten und  feiertage,  so  wie  {iir  die  ganze  zeit  vom 
ersten  adventsonntage  bis  zum  feste  der  heil,  drei 
könige,  und  vom  Sonntage  septuagesimä  bis  zur 
pfingstwoche.  Diese  anordnung  erhob  König  Hein- 
rich IV.  zwei  jähr  später  auf  einer  synod6  zu  Mainz 
zum  Reichsgesetze  3). 

.  In  dem  folgenden  Jahrhundert  bemühte  sich  die 
weltliche  macht,  die  Ordnung  dadurch  herzustellen, 
dass  sie  auf  Reichs-  und  Provinzialversamnilungen 
den  frieden  des  landes  und   das  verbot  aller  fehden 


1)  Glaqee    Rooglpo.    bUt    Frattc.  6,  i.  bei   Dp-Cdesre    bist* 
Franc.  Script.  4,  55.     Sigebertus  Gehblac.  ad  a.  1052. 

2)  Datt  de  pace  publica  pag.  II. 

5)    Pebtz  luoimm.  Germ.  List.  4,  54  sequ. 
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auf  eine  reihe  von  jähren  beschliesi^en ,  und  von  al- 
len anwesenden  feierlich  beschwören  Hess.  Im  j. 
1103  wurde  ein  friedensgebot  fiir  das  Reich  auf  vier 
jähr  erlassen  i).  Im  j.  1135  brachte  es  der  Kaiser 
dahin,  dass  auf  einem  Reichstage  zu  Bamberg  ein 
allgemeiner  frieden  auf  zehn  jähr  von  allen  Fürsten 
'  beschlossen  und  beschworen  wurde  2).  Eben  so 
wird. von  den  Weifischen  Herzogen,  Heinrich  dem 
Schwarzen  und  dem  Löwen  gerfihmt,  dass  sie  den 
landfrieden  in  ihrem  Herzogthume  Baierh  durch  ähnli* 
che  anstalten  herzustellen  gesucht  haben  3).  Unter* 
dessen  setzte  sich  jene  religiöse  ansieht,  welche  die 
Französische  geistlichkeit  geltend  gemacht  hatte,  all- 
mählig  in  den  gemüthem  fest,  und  gegen  das  ende 
des  zwölften  Jahrhunderts  war  der  allgemeine  Got- 
tesfriede vom  abend  des  mittwochs  bis  zum  morgen 
des  montags  jeder  woche  für  die'  ganze  abendländi- 
sche Christenheit  zum  kirchlichen  und  weltlichen  ge^^- 
böte  geworden  4),  und  zu  dieser  beständigen  ein* 
schränkung  des  fehderechts  kam  noch  eine  andre 
durch  das  weltliche  gebot,  dass  keine  fehde  ohne 
förmlichen  absagebrief  begonnen  werden  dürfe  5)« 
Aber    mit  dem  allen  war  nur   zum  theil  geholfen. 


1)  Pertz  4,  60. 

2)  Chron.    Sanpctrin.    ad    a.  1158   bei  .Memcken    Script,    rer. 
Germ.  3,  214. 

3)  Hoaaclivs  Weingart  bei  GAUisras  3,  8.    p.  584.       Ra»eti- 
CU8  d,  32. 

4)  Concil.  Lateranense  a.  1179.  G.  1.  2.  X.  de  trenga  et  pace 
*(l,  34).     Sftcbs.  landr.  2,  66.    $.  2.      Scbwfib.  laiidr.     art.  250. 

LaSSB.  4.    SsNCKEMa. 

3)     Constit.  Friderici  I.  contra  iacendiarios  ai.  1187  bei  Peatz 
4,  ISq, 
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dean  wer  sich  überhaupt  nicht  auf  redliche  fehden 
beschränkte,  dem  galten  auch  Land*  und  Gottesfrie- 
den nichts. 

Als  die  Städte  sich  erhoben,  handel  und  ge- 
werbe  in  ihnen  aufzublühen  anfingen ,  und  das  an- 
sehn des  Kaisers  immer  geringer  wurde,  da  nahmen 
fehden  und  räubereien  in  solchem  masse  zu,  dass 
alle  Strassen  mit  raub,  mord  und  brand  erfüllt 
wurden«  Die  reichthümer  der  reisenden  kaufleute 
lockten  viele  Herrn  und  Ilitter  an,  von  ihren  festen 
raubschlössern  aus  einem  gewinne  nachzujagen,  den 
sie  nicht  theilen  konnten,  wenn  sie  sich  an  den 
einkünften  ihrer  guter,  oder  mit  redlich  verdientem 
kriegssplde  genügen  Hessen.  In  manchen  gegenden 
gab  es  sogar  eine  grosse  zahl  verarmter  Ritter,  de- 
nen  kaum  eine  andre  lebensweise  übrig  geblieben 
war ,  als  jenes  leben  aus  dem  Stegreif,  wie  man  es 
nannte,  welches  sie  beständig  zwischen  der  hoffnung 
schweben  liess,  von  der  gewonnenen  beute  ihr  und 
ihrer  helfer  leben  zu  fristen,  und  der  furcht,  im 
nächsten  angriffe  zu  unterliegen,  gefangen  zu  wer- 
den, und  als  friedbrecher ,  räuber  und  mordbrenner 
einen  entehrenden  tod  zu  iinden«  Dazu  kam  die  im* 
mer  steigende  eifersucht  zwischen  den  Städten  und 
dem  hohen  und  niederü  Adel,  welche  fehden  aller 
art  erweckte.  Fürsten,  Herrn  und  Ritter  achteten 
es  nicht,  wenn  die  Städte  rechtlichen  austrag  anbo* 
ten,  und  die  geringste  wahre  oder  eingebildete  be- 
leidignng  durch  einen  bürger  zog  der  Stadt  einen 
fehdebrief  zu.  Wie  nichtig  oft  die  anlasse  hierzu 
waren,  zeigt  das  Beispiel  eines  Heilmann  von  Prann- 
heim,  der  im  j.  1489  Frankfurt  am  Main  befehdete, 
weil  eine  Jungfrau  daselbst  seinem  vetter,   der  sein 
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helfer  gewesen,  einen  tanz  versagt  hatte  i).  Durch 
den  fehdebrief  aber  hielt  man  sich  berechtigt,  alle 
kaufmannsgtiter,  welche  irgend  einem  barger  der 
Stadt  gehörten,  wegzunehmen,  wo  immer  sie  anzu- 
treffen waren,  unschuldige  männer  niederzuwerfen 
und  wegzufuhren,  oder  in  die  feldmark  der  Stadt 
zu  fallen,  Wohnungen  zu  verbrennen,  die  man  errei- 
chen konnte,  und  die  heerden  der  bürger  von  dan- 
nen  zu  treiben.  Die  rachezüge  der  Städte,  welche 
die  raubfourgen  zerstörten,  waren  selten  geeignet, 
diesem  unwesen  ein  ende  zu  machen.  Aus  alle  dem. 
entsprang  eine  allgemeine  Unsicherheit,  so  dass  nie- 
mand ohne  kriegerisches  geleit  reisen  konnte.  Selbst 
im  auslande  kam  der  zustand  des  Deutschen  Reichs 
in  dieser  hinsieht  in  üblen  ruf.  Die  Französischen 
gesandten,  welche  im  j.  1396  zu  den  Königen  von 
Böhmen  und  Ungarn  gingen,  hatten  genug  von  den 
gefahren  ihrer  reise  zu  erzählen.  Oft,  sagten  sie, 
hätten  sie  die  brücken  hinter  sich  abwerfen  müssen, 
um  sich  vor  ihren  Verfolgern  zu  retten  2), 

An  gesetzen  gegen  räuber,  brenner  und  we«* 
gelagerer  fehlte  es  zwar  dem  Deutschen  Reiche 
nicht,  aber  sie  aufrecht  zu  haken,  und  die  fehden 
auf  ein  erträgliches  mass  einzuschränken,  dazu  be- 
durfte es  einer  macht,  die  nur  in  der  Vereinigung 
aller  zu  wechselseitigem  beistände  gefunden  werden 
konnte« 


1)  OLEifscBtiSGEii  erlaoteruDg  der  goldnen  Balle  s.  396.  not«  i. 

2)  GUronique  du  religieuz  de  Saint -Denys,  pnbliee  par  Bei.* 
LAGUEr  ('Collection  de  documcnts  iucdits  sur  Thistoirc  de  France, 
Sffric  1.     Paris  1840.  4.)    2,  419. 
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147.  Als  nach  dem  grossen  Interregnum  die 
Fürsten  sich  in  der  wähl  Rudolf 's  von  Habsburg 
vereinigt  hatten,  war  es  ^dessen  wichtigste  aufgäbe, 
den  allgemeinen  landfrieden  herzustellen.  Aber  die 
Kaiserliche  macht  war  so  sehr  geschwächt,  die  ei- 
fersucht  der  Fürsten  auf  die  bewahrung  der  rechte, 
die  sie  erlangt  hatten,  so  gross,  und  die  Zerrüttung 
so  allgemein,  dass  es  kaum  noch  möglich  schien, 
einen  allgemeinen  landfrieden  durch  ein  gesetz  des 
Reichs  zu  stände  zu  bringen.  Dennoch  gelang  es 
Rudolf ,  das  landfriedensgesetz  Friedrich's  II.  vom  j. 
1235  auf  den  Reichstagen  zu  Mainz  und  Nürnberg 
im  j.  1281  zu  erneuem.  Aber  um  demselben  nach- 
druck  zu  geben,  musste  er  zu  gleicher  zeit  dafür 
sorgen,  dass  daneben  eine  reihe  von  besondem  land- 
Rieden  mit  den  niedem  Ständjen  der  einzelnen  pro- 
vinzen  aufgerichtet  würden.  Für  Inner  <•  und  Nie- 
deröstreich  war  ein  solcher  schon  im  j.  1276  ge- 
schlossen 1),  im  j.  1281  wurde  er  von  deii  Bischd*- 
fen,  Grafen  und  Dienstmannen  und  gemeinlich  al- 
len denen  von  Franken  beschworen  2),  fiir  Batern 
und  Schwaben  traf  der  König  im  j.  1282  eine 
Verabredung  zur  aufrechthaltung  des  friedens  mit 
^em  Pfalzgrafen  Ludwig  3),  und  in  den  Ostseelän- 
dern beschworen  im  j.  1283  Fürsten ,  Herrn ,  Vasal- 
len und  Städte  zu  Rostock  unter  leitung  des  Her- 
zogs Johann  von  Sachsen   einen  zehnjährigen   frie- 


1)  Leibnitz  nantissa  2  ad  cod.  jar*  gcnt.  p.9S. 

2)  HEmRGOTT  g;enealogia    diplomat.  genüs  Habsbargicac  (Vien« 
iiae.i757.   fol.)   3,  ÖOiL 

5)    (Scueidt)  BibliotLeca  hat  GoUiug.  pag.  ^9. 
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den  1).  Seit  dieser  zeit  erhielten  die  particulären 
frieden  immer  grössere  Wichtigkeit,  lind  sie  habea 
ziün  grossen  theil  ganz  vjorzüglich  zur  ausbildung 
der  Landständischen  Verhältnisse  beigetragen. 

Es  sind  aber  zwei  besondre  gattungen  dieser  land- 
frieden  zu  unterscheiden.  Die  eine  besteht  in  den  landr 
friedensverträgen  zwischen  Fürsten,  freien  Herrn  und 
Reichsstädten.  Diese  sind  wahre  bfindnisse ,  ähnlich 
den  völkerrechtlichen  vertragen  zwischen  unabhängi- 
gen mächten.  Sie  sagen  denen,  die  in  das  bünd- 
niss  aufgenommenen  sind,  gegenseitigen  rechtlichen 
schütz,  namentlich  auch  für  die  gegenseitigen  unterdia- 
nen  zu,  und  setzen  If  äufig  ein  Schiedsgericht  zum  aus- 
trage von  Streitigkeiten  zwischen  den  bundesgenossen 
nieder.  In  manchen  von  ihnen  scheint  sich  die  Ver- 
bindung der  alten  Herzogthümer  in  einem  gewissen 
masse  erhalten  zu  haben«  Sie  gewinnen  mehrfach 
dadurch  auf  die  Ständischen  Verhältnisse  einfluss, 
dass  bei  ihrer  abschliessung  die  Stände  der  ver- 
bündeten staten  einen  gewissen  antheil  nahmen.  So 
verbanden  sich  die  Herzoge  von  Baiern  im  j.  1375 
nach  rath  ihres  Rathes  und  mit  anweisung  ihrer  Herrn 
und  Städte  denen  von  Oiestreich,  die  Strassen,  welche 
durch  beider  Fürsten  länder  gingen,  nämlich  die  in 
Tirol,  sicher  zu  halten,  und  denen,  welche  auf  die- 
sen Strassen  angefallen,  beschädigt  und  beschwert 
würden ,  schleunigst  zu  ihrem  rechte  zu  verhelfen  2). 


I)  Sabtobius  urkundl.  gesell,  des  Ursprungs  der  Deutschen 
Hanse,  herausgeg.  t.  Lafpehbbr«  (Hamburg  1830.  4.)  %  127, 

S)  Urk.  bei  Sbbl  grtch.  der  gefurst.  Grafscbaft  Tirul  3,  14  f. 
aus  dem  bistor.  Statist,  arcbiv  für  Süddeutscblaod  (Fraukf.  a.  Leipz. 
1807)  1,  246. 
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Besonders  wichtig  ist  in  dieser  beziehung  der  eben 
erwähnte  landfriede  der  Ostseeländer  vom  j.  1283. 
Zur  anfrechthaltung  desselben  war  Herzog  Johann 
von  allen  Herrn,  Vasallen  und  Städten  zum  richter 
und  hauptmann  des  Friedens  erwählt,  und  viermal 
des  Jahrs  sollte  sich  ein  gericht  von  Rittern  und  den 
verständigsten  aus  den  Städten  versammeln ,  um  alle 
händel  beizulegen.  Insbesondere  war  bevorwortet, 
dass  auch  die  landsässigen  Ritter  und  Städte  sich 
der  theilnahme  an  diesem  bündnisse  nicht  entzie- 
hen dürften,  widrigenfalls  sie  ihrer  rechte  und  frei- 
heiten  verlustig  werden  sollten  i).  Diei^e  Stellung 
der  untern  Stände  scheint  namentlich  in  Pommern 
der  entwickelung  der  Landständischen  Verhältnisse 
in  hohem  grade  förderlich  gewesen  zu  sein.  Noch 
In  demselben  jähre  bestätigte  Herzog  Bogislav  der 
Stadt  Stargard  alle  gnaden  und  freiheiten,  welche 
die  neuerlich  verbündeten  Edeln,  Vasallen  und  Städte 
erlangt  hätten,  und  versprach,  ihr  ein  gnädiger  herr 
zu  sein ,  wenn  sie  vor  dem  Könige  oder  dessen  ver- 
ordneten richter  und  vor  den  Fürsten,  Edeln,  Va- 
sallen und  Städten,  welche  zur  handhabung  der  ge- 
rechtigkeit  verbunden  seien,  nach  deren  bestimmung 
einen  eid  leisten  würde  2).  Bald  nachher,  schon  im 
j.  1295,  vermittelten  die  Pommerschen  Vasallen  und 
Städte  nebst  den  Fürstlichen  Räthen  einen  streit 
zwischen  dem  Fürsten  Bogislav  IV.  und  dem  junker 


1)  «^  81  qut  vasalli  essent  Tel  civitates  intra  sepe  dictorum 
dorainorum  terrag  et  terminos,  qui  se  ab  hujusmodi  pactis  et 
confoederationibiu  Tcllent  abstragere,  illi  juribus,  libertatibus  et 
graciis  prcbabitU  minime  pcrfrtteiitar.     Sartokius  2,  fol. 

'2)     Urk.  bei  Schöttcei«  et  Kbeysig  diplom.  et  scciptw  3,  9. 
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Otto  L  über  die  theilang  des  landes ,  und  seit  dieser 
zeit  sieht  man  die  Vasallen  und  Städte  häufig  in  den 
wichtigsten  angelegenheiten  des  landes  auftreten  i). 
In    diesem    landfrieden    schien    die    Verbindung 
eines  theils   der  alt  Sächsischen   lande  unter   dem 
Herzoge  sich  zu  erneuern.      Brandenburg  war  darin 
nicht    aufgenommen,    vielmehr    zeigt    der   lauf  der 
ereignisse,    dass  der  bund   zum   theil   sogar  gegen 
die  Mark  gerichtet  war.    Hier  wurde  die  Verbindung 
zwischen  den  verschiedenen  Ständen  überhaupt  weit 
länger  aufgehalten,  theils  durch  das  längere  bestehen 
der  Burgvogteien,   theils  durch  die   erbfolgestreitig- 
keiten  nach  dem  aussterben  des  Askanischen  hauses. 
Nur  die  Städte  vereinigten  sich  auch  hier  frühzeitig 
unter  einander  und  mit  dem  Landesherm  in  einer 
weise,  welche  ebenfalls  auf  bewahrung  des  landfrie- 
dens  berechnet  war*     Als  z.  b.  im  j.  1319  die  Städte 
der  Altmark    den  Herzog  Rudolf  von  Sachsen    als 
ihren. herrn  anerkannten,   setzten  sie  folgendes  fest: 
„Wäre,  dass  jemand  missethäte  an  den  in  dem  bunde 
begriffenen  Städten  mit  raub,   mord,    diebstahl  oder 
brand,    den    soll   man   mit    dem   rechte    verfolgen. 
Wird  er  verfestet,  so  soll  man  die  ursadie  davon  auf- 
schreiben, und  von  Stadt  zu  Stadt  senden,  und  er  soll 
in  allen  Städten  verfestet  sein.     In  welcher  Stadt  er 
aber  ergriffen  wird,  da  soll  man  über  ihn  richten, 
als   ob   er  da  ergriffen  wäre,    wo  er  den  schaden 
gethan  hat.    Wäre  ferner,  dass  einige  dieser  Städte 
unter  ein  ander  Zwietracht  hätten,    so  sollen  sie  die 
miter  sich  schlichten,   wenn  sie  können.     Könnten 


i)    Bartboli»  gescb.  ▼.  Ragen  u.  Pommera  5,  öi  f.     Vergl*  das. 
5,  13.  23. 
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oder  wollten  sie  das  aber  nicht,  so  sollen  sie  es  den 
andern  Städten  überlassen,  und  .was  die  alsdann  fiir 
ein  recht  darum  sprechen,  daran  sollen  sie  sich  ge- 
nügen lassen.  Wollten  sie  das  nicht  thun,  so  soll 
der  herr. Herzog  einen  obmann  darüber  wählen,  und 
was  der  mit  den  andern  Städten  für  ein  recht  spricht^ 
daran  sollen  sie  sich  genügen  lassen  i)." 

Dieses  bündniss  der  Kurmärkischen  Städte  nähert 
sich  der  andern  gattüng  der  landfriedensyerträge, 
denjenigen  nämlich,  welche  in  einzelnen  territorien 
von  den  Landesherrn  und  den  Ständen  des  landes 
geschlossen  wurden.  Man  kann  sie  Ständische  land« 
frieden  nennen.  Sie  standen  auf  eigenthümliche 
weise  in  der  mitte  zwischen  bündnissen  und  gesetzen. 
Sie  glichen  darin  den  altern  landfrieden  der  Kaiser 
und  Herzoge,  dass  sie  von  den  Fürsten  mit  der 
Landschaft  beschlossen,  und  von  den  Ständen  be-> 
schworen  wurden.  Aber  sie  näherten  sich  meisten* 
theils  wahren  gesetzen,  denn  man  fasstel  den  be- 
schluss  nach  Stimmenmehrheit,  und  (lie  widerspän« 
stigen  wurden  von  den  übrigen  verfolgt.  Dennoch 
hielt  man  die  form  der  bündnisse  fest,  um  nament- 
lich auch  die  zu  binden,  welche  vielleicht  geneigt 
waren,  dem  Fürsten  nur  eine  lehns«  und  schntzherr- 
liehe,  aber  keine  gesetzgebende  gewalt  über  sich 
und  ihre  guter  einzuräumen.  Sie  nennen  sich  daher 
selbst  vertrage  oder  bünde,  und  ihr  zweck  ist  zu- 
nächst darauf  gerichtet,  durch  die  Vereinigung  der 
machthaber  im  lande  eine  bereite  hülfe  zur  unter- 


I)     BucDHOLz  gesell,  der  Ktirni.  Brandenburg  8,  nrk. .  s.  5^.     Als 
jahrzahl  ist  jedoch  irrig  1521  für  „ohn  ein  zwanzig''  gelesen. 
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drucknng  der  gewaltthateh  zn  gewinnen.  Eben  daher 
wird  den  Übertretern  des  friedens  gewöhnlich  nur 
land  es  Verweisung  oder  Verfolgung  gedroht,  während 
die  idee,  dass  der  friedbruch  als  verbrechen  zu  be- 
strafen sei,  gewöhnlich  noch  fern  liegt.  Die  Lan-« 
desversammlung  des  Bisthums  Liittich  hatte  im  j.  1317 
einstimmig  die  anordnung  getroffen ,  dass  alle  mörder 
des  landes  verwiesen  werden  sollten  (§.  71.  1,  242). 
Eine  einigung  aller  Stände  im  j.  1335  ging  weiter  ,•  und 
besohloss,  dass,  wer  einen  menschen  tödte,  ohne 
anspruch  auf  wergeld  ^  mithin  ungestraft ,  wieder  ge* 
tödtet  werden  dürfe  i).  Sie  erklärte  mithin  den  mör- 
der fiir  friedlos,  aber  nicht  für  strafbar.  Für  die 
genanigkeit  der  erzählung  aber  bürgt  die  Sorgfalt,  mit 
welcher  der  Chronist  zwischen  der  ersten  versamm« 
lung,  als  einer  Versammlung  des  landes,  welche 
noch  die  form  der  Rittertage  gehabt  zu  haben  scheint, 
und  der  zweiten  als  einer  Versammlung  der  Stände 
unterscheidet. 

Die  zahl  dieser  Ständischen  geschworenen  Land* 
frieden  ist  sehr  gross,  und  sie  haben  nicht  wenig 
dazu  beigetragen,  die  territorien  und  die  Stände  zu 
einem'  festen  und  ungetrennten  körper  zu  verbinden, 
und  die  verschiedenen  klassen  des  volks  ihrer  ge- 
genseitigen eifersucht  ungeachtet  bei  einander  zu  er- 
halten, indem  sie  dieselben  zu  gliedern  eines  gan- 
zen erhoben.  Hie  und  da  war  es  sogar  herkömm- 
lich j    dass    sich    die   Landstände    Gliedmassen    des 


1)  —  p^r  consensum  omniiim  stataum  patriae  dccrctom  est,  et 
irrcfragabiJiter  sancitum,  quod  quicanque  hominem  occidat,  ipsc 
•ine  reinedio  debeat  occidi.  Zantfliet  cbron.  bei  Mabtene  col- 
lectio  »nplissima  &,  210. 
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Fürstenthums  nannten.  So  hiessen  die  Brennscfaen 
Stände,  noch  im  sechzehnten  jahriiundert  sowohl  in 
eignen,  als  in  Bischöflichen  Urkunden  die  ,,Iiede-< 
»aten  des  Stichtes  to  Bremen.''  Je  mehr  diese 
Vereinigung  erreicht  war,  desto  mehr  konnte  ein 
solcher  landfrieden  den  Charakter  eines  landesge-« 
setzes  annehmen.  Oft  waren  sie  aber  noch  so 
weit  davon  entfernt,  dass  sie  vielmehr  den  biind*- 
nissen  zwischen  Reichsunmittelbaren  mächten  weit 
näher  standen.  Von  dieser  beschaffenheit  war  z.  b. 
das  landfriedensbündniss,  welches  die  Fürsten  von 
Hinterpommern  im  j.  1354  mit  vielen  Herrn  und  Rit« 
tern  und  drei  Städten  ihres  landes  auf  sechs  jähre 
schlössen.  In  der  Urkunde  heisst  es:  „so  fern  jemand 
unsre  hetrn  Herzoge  oder  die  verbündeten  Mannen 
und  Städte  verunrechten  wollte,  und  sich,  nicht  am 
rechte  genügen  liesse,  namentlich  strassenräuber, 
mörder,  bodenstülper,  mordbrenner,  und  die,  welche 
dieselben  in  haus  und  hof  aufnehmen ,  und  alle  un^ 
rechte  leute,  und  überhaupt  alle,  die  unsre  herrn 
und  uns  verunrechten  wollen,  oder  was  das  sonst 
für  namen  haben  mag,  so  wollen  wir  unsern  herrn 
folgen,  je  nachdem  sie  uns  unsre  kost  geben,  und  für 
schaden  stehen  wollen,  binnen  landes.  Wollte  jemand 
eine  der  Städte  verunrechten,  so  wollen  wir  ihnen 
folgen  mit  einer  hülfe  von  hundertundfunfzig  Rittern 
und  Knechten  auf  unsre  eigne  kost,  die  sollen  ge- 
rüstet sein  fünfzig  mit  helmen,  uiid  hundert  gewapp- 
nete männer.  Entstände  aber  grosse  noth,  so  ge- 
loben wir  in  treue  den  genannten  Städten,  dass  wir 
sie  bei  rechte  bewahren,  und  dies  gelübde  stet  und 
fest  halten  wollen.  Entstände  Zwietracht  zwischen  den 
Städten  und  den  Mannen,    da  soll  man  einen  Bür- 
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germeister  und  einen  Rathmann  ans  jeder  Stadt  za 
senden^  nüd  diese  mannen:  Graf  Ulrich  von  Für- 
stenberg^  Herr  Sivert  Lode,  Henning  von. der  Osten 
nnd  Dietrich  von  Stieglitz,  die  sollen  den  streit  hö« 
ren,  und  zu  schlichten-  macht  haben.  Wessen  diese 
zehn  einig  werden,  da  soll  niemand  widerspreohen. 
Wollte  aber  einer  diese,  dinge  niAt  halten,  oder 
von  diesem  vertrage  sich  setzen,  den  .wollen  wir 
verderben ,  als  wenn  es  unser  offenbarer  feind  wäre. 
Stürbe  während  des  bundes  einet  von  Rittern  und 
Knechten ,  .so  .  soll  man  binnen  sechs  wochen  einen 
andern  an  die  stelle  nehmen  i)."  Man  sieht  aus  dem 
letztem  zusatze,  dass  nichl  der  ganze  Adel  an  dem 
bunde  theil  genommen  hat,  dass  also  die  verbünde- 
ten nicht  die  vdUiständige  Landesversammlung  bilde- 
ten* Eben  Iso  -erscheinen .  die  zehn  lediglich  als  ein 
Schiedsgericht,  und  der  ganze  vertrag  war  nur  eine 
Vereinigung  unter,  einem  theile  der  mächtigen  im  lande, 
welcher,  um  sich  selbst  besser  vertheidigen  zu  k5n- 
.  nen,  den  Fürsten  seinen  beistand  zusagte.    •. 

Ein  landfriedensbund ,  welcher  dagegen  einem 
wahren  landesgesetze  sehr  nahe  stand,  war  der  so 
genannte  Niederbairische  Brandbrief  vom  j.  1374. 
*£r  blieb  darin  hinter  andern  landfrieden  zurück, 
dass  er  gerechte  und  offene  fehde,  nicht  untersagte, 
denn  er  war  —  wovon  er  den  namen  iiihrte  —  vor- 
zugsweise gegen  brandstiftungen  g^chtet.  Dagegen 
war  er  auf  keine  zeit  beschränkt,  sondern  er  sollte 
jtir  alle  zukunft  gelten.  Allein  er  hatte  durchaus  die 
äussere  form  eines  bun^briefes.    Alle  Edle  und  alle 


1)    Urk.  Lei  ScBÖTTceif  et  RuEYSie  dipL  et  seript.  5,  4^. 
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Städte  und  Märkte  halfen  darin  den  Herzogen  be« 
ftcUiessen  und  beschworen:  dads  niemand  ferner 
brand  anlegen  solle,  selbst  in  offenen  fehden  nichts 
nnd  dass  mordbrenner ,  sfrassenräuber  und  diebe 
keine  freistattiß  noöh  heimath  haben  solhen.  Weir. 
dagegen  handelte ,  dein  Iraf  ewige  Verbannung,  der 
verlor  recht,  ehre  und  frieden,  und  zu  seiner  Ter* 
folgung  Yvurde  das  ganze  land  au%eboten.  Wer  ei* 
neu  solchen  ergriff,  0ollte  ihn  dem  geriohte  äberlie* 
fem,  durfte  aber  das  bei  ihm  gefundene  gut  behalt, 
ten.  An  diesem  briefe  hingen,  die  Siegel  von  den 
sechs  Herzogen,  neun  Städten,  fünfzehn  Märkten 
und  hundertundzehn  Edeln.  Wer  sich  aber  wei- 
gerte, zu  schwören,  dass  er  auf  befoignng  des  brie- 
fes  halten  wollte  ^  und  sein  Siegel  nicht  den  übrigen 
hinzufügte,  der  wurde 'als  offenbarer  fo^nd  des  lan*- 
des  und  aller  verbündeten  angesehen,  und  diese  nrass- 
tea  einander  gegen  einen  solchen  beistand  leisten  l); 
Dieser  zwang  zum  beitritt  ist  der  sicherste  beweis^ 
dass  man  die  ganze  Verhandlung  nicht  als  einen 
reinen  vertrag,  sondern  als  eine  landesgesetzgebung 
betrachtete,  durch  welche  die  Fürsten  eia  neues 
recht  mit  den  besten  des  landes*  setzten ,  so  wie.  es  die 
Reichsv^rsammlung  schon  unter  Kaiser  Friedrich  IL 
fiir  zulässig  erklärt  hatte.  Spätere  Bairische  land* 
frieden  beziehen  |uch  daher  auch  auf  den  Brand* 
brief ,  als  auf  ein  werk  der  Herzoge  und  ihrer  ge- 
meinen liandschaft  s^),  und  lassen  den  gesichtspunkt 


1)  LüMG  collectio  noTft  von  der  lands.  Ritterscliaft  priv.  1. 
S87.  Vcrgl.  RcoHABT  gesch.  der  Landsläude  in  ßaiern  I,  126. 
BocHzvEB  gescb.  Ton  Baiern  6,  i.    s.  97. 

2)  (RmEMiiKK)  Bairische  LandtagsbandloDgeii  4,  100.  , 
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des  Vertrags  ganz  verschwinden,  ja  es  wird  in  sol- 
eilen  spätem  landfrieden  bisweilen,  gar  nicht  einmal 
die  eiqigiing  mit  den  Ständen  ^  sondern  nur  ihr  rath 
erivähnt.  So  heisst  es  in  dem  landfrieden,  der  im 
j.  1429  ffir  Baiern- Straubing  auf  zwei  jähr  errichtet 
wurde:  die  Herzoge  hätten  sich  mit  guter  betrach^ 
tung  und  zeitlichem  .rathe  ihrer  Räthe,  ftitterschaft 
und  Städte  unterredet,  und. einen  solchen  landfrie- 
den und  Ordnung  gemacht«  Desgleichen  erliess  der 
Herzog  von  Ingolstadt,  im  j«  1442  ein  landfriedensge- 
bot  allein  nach  rath  der  Räthe,  Landleüte  und  an- 
derer 1). 

Auf  diese  weise  kam  man  einer  wahren  Fiii:st- 

■  • 

lieben  gesetzgebung  mit  iconcurrenz  der  Landstände 
ausserordentlich  nahe«  Aber  man  musste  die  un- 
vollkommene form  der  blinde  festlialten,  so  langre 
man  nicht  zu  der  ansieht. kam,  dass  jede  fehde  mit 
einem  geordneten  reohtszustande  unverträglich,  und 
deshalb  zu  verbieten  sei.  Ein  dement,  welches 
ganz  vorzüglich  diese  ansidit  beförderte,  lag  in  dem 
Römischen  rechte.  Dieses  kannte  freiheit  olme  das 
recht,  Waffen  zu  fuhren;  aber  es  kannte  keine  fehde, 
es  verbot  vielmehr  jede  gewaltthat,  jede  selbstbälfe, 
ja,  es  bestrafte  den  mit  dem  Verluste  seines  rechtes, 
der  sich  erlauben  wo)l(e,  das  seinige  ohne  vermitte- 
lung  des  richters  dem-  bei^tzer  afozoiefamen«  Allein 
die  Wirkungen  des'  Römischen  rechts  verbreiteten 
sich  gerade  in  dieser,  richtung  nur  sehr  langsamen 
Schrittes.  Denn  selbst  diejenigen ,  welche ,  in  Rö- 
mischen ansichten  erzogen,  das  verderbliche  des 
fehdewesens  und  seinen  misbrauch  deutlich  erkann- 


I)    KsBAiiBB  2,  2».    5,  72. 
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ten^  waren  nur  zq  geneigt,  fftr  ihre  eigenen  zwecke 
sieh  gleicher  gewaltthätigkeit  zu  bedienen,  sobald  äie 
von  leidenschaft  getrieben  worden,  oder  einen  reehti» 
fertiguiigsgriind  iil  der  ungeivissheit .  des  ausgangs 
eines  geriditlichen  Verfahrens  zu  finden  •  glaubten. 
Der  Kardinal  Mikoloäs  von  Kus  klagt  laut  über  das. 
verfahren  der  Edeln.  .„Sie  behaupten",  sagt  er, 
„dass  sie  die  grössten  besitzungen  erlaubter  weise 
wegnehmen  können,  wenn  sie  nur  das  recht  des 
bisherigen  besitzers  bestreiten,  und  glauben,  mit 
einem  schlechten  fehdebriefe  ihre  ehre  zu  wahren^ 
und  allen  öffentlichen  oder  heimlichen  raub  zum  recht- 
mässigen besitztfaume  zu  machen,  ungeachtet : ihr  ab- 
sagebrief  oft  gar  keine  veranlassung  hat.  Welche 
toUkühnheit !"  —  ruft  er  aus  —  99gegen  alles  gesetz 
und  recht!;  welch  unsinniges  urtheil!  einen  unter- 
schied zu  machen  unter  dem,  was  ehrenvoll^  und 
dem,  was  gerecht  ist,  und  zu  behaupten,  man 
könne  mit  unrecht,  und  doch  mit  ehren  besitzen. 
Wie  glaubst  du,  Edelmann!  dass  dein  gemachter 
absagiebrief  allein  tüchtig  sei,  und  dass  nach  einem 
solchen  Zettel  alle  menschlichen  und  göttlichen  rechte 
aufhören  und  ab  sein  müssten  i)!"  Und  eben  die- 
ser Nikolaus  von  Kus  hat  als  Bischof  von  Brixen  in 
seinen  Streitigkeiten  mit  dem  Herzoge  Sigmund  von 
Oestreioh  und  mit  der  Äbtissin  von  Sonnenberg  ge^ 
wakthaten  verübt,  wie  sie  nur  ii^end  in  einer  fehde 
fttr  erlaubt  gehalten  wurden  2).  Freilich  waren  die  de* 
klamationen  des  prieslers  zunächst  nur  gegen  solche 


i)     P^icoLAüs  CusANus  de    concordia   catholica  S^Sl  bei  Schab- 
DIU8  de  imperial!  jarisdictione  p»582.  ^ 

3)     Sesl  gesch.  der  gefärst.  Grafichall  Tirol  5,  7^. 
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angriffe  gericbtet,  welche  die  Fürsten  und  Ritter  ge- 
gen die  reichthfimer  der  Kirche  zu  unternehmen 
wagten. 

148.  Die  ansichteu  der  Römischen  Juristen 
konnten  erst  dann,  in  das « leben  eindringen ,  wenn 
dem  verböte  der  fehde  eine  strenge,  coqseqnente 
und  kraftvolle  rechtspflege  zur  j&eite.  stand*  In  dem 
damaligen  zustande  der  •  rechtspflege  lag  aber  das 
andere  grosse  übel  der  zeit^  und.  zw^  theils  in  der 
Zusammensetzung  der  gerichte,  theils  in  den  formen 
des  gerichtlichen  Verfahrens. 

..  In  der  erstem  beziehung  musste  es  sich  immer 
mehr  als  ein.ubelstand  herausstellen,  dass  dieRich' 
ter,  und  ihre  bqisitzer,  die  Schöffen,  männer  waren, 
welche  nur  durch  ihre  eigene  erfahrung,  durch  be- 
obachtung  des  lebens»  eine  kenntniss  eingesammelt 
hatten,  iur  deren  Vollständigkeit  und  innem  zusaiu- 
menhang  nichts  biirgte.  Häufig  wurden,  sogar  die 
Schöffen  nur  für  eine  einzelne  Sitzung,  ein  einzelnes 
geschäft  ernannt,  und  in  einem  solchen  falle  konnte 
man  nicht  einmal  darauf  bauen,  dass  sie  durch  ver« 
kehr  in  den  gerichten  eine  bedeutende  erfahrung 
eingesaihmelt  hatten,  und  dass  ihnen  das  geschäft 
des  rechtsprechens  nichlt  eine  völlig  ungewohnte  ar- 
beit war.  Den  frühem  zeiten  war  diese  Verfassung 
der  gerichte  durchaus  angemessen,  denn  die  mei<* 
sten  Verhältnisse  des  lebens  waren  damals  so  ein- 
fach, das  leben  selbst  so  öffentlich,  dass  es  kaum 
ein  rechtsverhältniss.gab,  dessen  genaue  kenntniss 
nicht  zu  den  gegenständen  der  gemeinsten  lebenser- 
fahmng  gehört  hätte.  Zudem  hatte  es  zu  der  fei- 
nem bildnng  des  Adels  gehört,  dass  er  den  Ver- 
handlungen d^  hohem  gerichte  fleissig  beiwohnte. 
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UBd  mit  den  gesötzto  der  FrSäkisohtin  und  Deut- 
schen Könige  und  Kaiser  sich  bekannt  machte.  Al- 
les dies  gestaltete  sich  anders.  Mit  dem  lebhaftem 
verkehr  wurden  die  beschäftigangen  manchfaltiger, 
alle  verhSltniss^e  dei^  lebens  verwickelter,  die  In- 
teressen der  menschen  mehr  gesondert,  und  das  le- 
ben der  einzelnen  weniger  öffentlich.  Die  kehntnlss 
des  rechts  wurde  dadurch  schwieriger,  und  der 
Adel  fing  an,  sie  zii  vernachlässigen  i).  Man  hört 
deshalb  klagen ,  '  dass  die  gerichte  nicht  mit  ge- 
schickten männem  besetzt  seien,  und  dass  es  an 
rechtskundigen  fUrsfirechem  fehle.  'In  München  war 
im  j.  1444  eine  coromission  niedergesetzt,  um  übet 
die  gebrechen  des  landes  zu  beMthen.  Diese  er- 
theilte  dem  Herzoge  den  rathschlag,''er  möge  darob 
sein,  dass  Richter  gesetzt  würden,  die  das  recht 
verständen,  und  sich  desselben  nach  Inhalt  des 
Rechtsbuches,  auf  welches  sie  schwören  müssten, 
befleisstgten.  Ferner  möge  er  in  jedes  landgericht 
zwei  oder  mehr  fürsprecher  setzen,  die  das  recht 
verstanden,  und  das  Rechtsbnch  wüssten,  denen 
möge'  die  herrschaft  eine  besserung  (besoldung)  ge- 
ben, damit  sie  die  gerichtstage  gehörig  abwarteten, 
und  von  keinem  ohne  urlaub  des  richters  ausblie- 
ben. Auch  niüsse  man  ihnien  einen  gleichen  lohn 
setzen,  so  dass  arme  und  reiche,  fremde  und  land- 
leute  nicht  beschwert  würden,  und  sie  selbst  dabei 
doch  bestehen  könnten  2). 

Die  hülfe  fand  man  bei  den  Römischen  Juristen* 
Die  Städte  suchten  unter  ihnen  rathgeber,    die  par- 


i)     Cbron.   Bbeivp.  bei  Oefele  script.  rer.  Boie.  %  10. 
2)     (Krerneb)  Bair.  LandUgsband].  1,  164.  I6S. 
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teien  furspreoher, '  die  Fürsten  riehter  und  gerichts- 
beisitzer*    Das   recht,    welches    diese  Juristen   mit- 
brachten, war  strenge  und  consequent,  und  es  war 
kein  geringer  Vorzug,  dass  diese  rechtsgelehrten  im- 
mer und  in  jedem  falle  verstanden,  ein  recht  zit  fin- 
den —  dafür  hatten  sie  es  gelernt  -^,  während  die 
ungelehrten  Schöffen  nicht  selten  erklärten,  sie  wüss- 
ten  ftir  dasmal  kein  recht  zu  sprechen ,    und  müss- 
ten  sich  bei  kundigem  männem  raths  erholen.    Es 
war  sogar  bisweilen  schwierig,    ohne  die  gelehrten 
und  besoldeten  beisitzer  gericbl  zu  halten^    da  die 
bisherigen  *  ungelehrten    und   unbesoldeten    beisiteer 
nicht  mehr  neigung  hätten,    ihre  zeit  und  bequent- 
lichkeit  fremden  angelegenheiten  aufzuopfern.      Als 
Graf  Eberhard  V.  von  Wurtemberg  im  j.  1487  seine 
Vasallen  zu  einem  lehngeriehte  berieif,    liessto  sicli 
viele  mit  krankheU   oder    eigenen    geschäfien    ent- 
schuldigen; die  aber  kamen,    waren  theils  zu  jung 
uiid  unerfahren,  theils  zu  ungeübt  in  rechtlichen  ge- 
Schäften,    so  dass  es  nicht  zu  sonderiiehem  austrag 
und  erlangung   des  rechts  diente.     Der  Graf  erbat 
sieh   daher  von  Kaiser  Friedrich  111.   einen  freibrief, 
der  ihm  gestattete,    auch  andre   verständige  perso- 
neh,    die  nicht  Mannen  wären,,  dazu  zu  verordnen. 
Dieses  Privilegium  wurde  ihm  am  20.  mai  1489  er- 
theilt  0- 

Fast  noch  schlimmer,  als  die  Unfähigkeit  und 
Unlust  der  bisherigen  ungelehrten  riehter  und  Ufei' 
sitzer,  waren  'die  formen  des  gerichtlichen  Verfah- 
rens,  welche  die  Verhandlungen  schlappend  und  ih- 


1)    SAttLKB  Wdrtenberg  unter  den  Grafen  ^,  beil.  nr.S5.«{4. 
8.303. 


Gesetzgebttog«     §:148..:  ^ü 

ren  ansgang  oft  .  ungerecht  machten.  Die  art  der. 
Y^rhandlong.  zwischen  dem  Richter,  den  Schöffen 
«nd  den  parteien  hatte  sidi  .bu  einem  spiel  Von  her- 
kemmliehen,  und  zürn  grossen  theil  unnützen  fragen 
und  antworten  ausgesponnen,  das  in  den  äugen  der 
meisten  längst  seine  ehrwürdigkeit  verlort  hatte* 
In  den  B(dimischen  gerichten  verlor  der  seine  sache, 
welcher  trotz  der  Warnung  des  Richters  den  unrech- 
tto  fuss  zuerst  in  das  gericht  setzte,  oder  welcher 
bei  ablegung  eines  eides  stammelte  oder  sich  ver- 
sprach 1 ) ,  und  die  Deutsdien  gerichte  hattea  ähnli- 
che misbräucfae,  die  sie  Vare,  Juricapiutn,  nannten, 
und  welche  die  parteien  der  gefahr  aussetzten,  we- 
gen unbedefutender  Verstösse  schwere  nachtheUe  zu 
erleiden,  oder  gar  ihr  gutes  recht  zu  verlieren,  und 
gegen  welche  schon  gesetze  und  Statute  des  zwölf- 
ten Jahrhunderts  eiferten  2).  la  den  meii^ten  föUen 
aber  hing  die  endliche  entsdieidung  ab  von  der  a&alü 
derer,  welche  mit  dem  kläger  oder  beklagten  als 
eidhelfer  schworen,  oft  ohne  die  sache  genau  zu 
kennen ,  ja ,  die ,  welche  am  besten  über  eine  sache 
z«ugnis$  ablegen  konnten,  waren  oft  hierzu  mcbt  fä- 
hig, well  sie  nicht  standesgenossen  der  partei,  oder 
nicht  männlichen  geschlechts  waren.  .Häufig  ent^ 
schied  sogar  der  ausgang  eines  Gottesnrtheils,  odec 
eines  gerichtlichen  Zweikampfs.  Man  fulilte  das  ver- 
derbliche dieser  formen,  und  besonders  in  den  Stä^ 
dten  schaffte  man  die  Vare,    den  s^weikwipf»    und 

1)  Karl  IV.  kürzte  deshalb  im  j.  1J568  die  eidesformel  ab. 
BcNEssics  DE  Weithil  cliroD.  bei  (Pelzel  et  Dobeowsky)  script. 
rer.  Bobem.  (Pragael784.   8.)    %  598. 

2)  Haltaus  glossarium  Germau.  medii  aevl  Toce  far  p.  436  a«qa, 
HoxEiBE  Sacbteospiegel  %  §•  regUter  \.  Tare. 
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mmche»  a»dre  ab.  Berzoig  Wpatislav.von  Poimneni 
gelobte  im  j«  1326  nach  gülem  »vorwissen  und  re^em 
radie  seiner  Räthe\atten  Siänden  des  FarstenAams 
Bttgen  an*  beiden  selten  des  safaiigen  wassers ,  dass 
die  einnrohner  sich  za '  ewigen  seilen  gebranchea 
settten  afler  ihrer  gerechtigkeitenv  begaadmigen,  al- 
ten herkommens ,  und .  aller  ifreiheiten^  and  mit  son* 
demv  ehren  gegebenen  Privilegien,  nnd  so  etliche 
gebrauche  oder  böse  gewohnheiten  da  wftren,  wid- 
ehe  1»!^  her  i»  diesen  landen  bestanden  hätten, 
diese  böigen  gewehnheiten  soHten  in  besserung  ge- 
wandelt «.oder  gänzlich   zurückgelegt  r  und  abgethaa 

lAueh:  gegen  diese  «dii^e  boten  die  fremden 
reohte  eine  abbilfe  dar.  Denn  von  dem  allen  wusste 
der  itömisclie  process,  wie  er  ^  durch  die  ItalienisdSie 
pruKis  und  die  Kanonischen  reobte  ausgebildet  wor- 
den, nichts  t  seine  formen  waren^  einfach  und  der 
Sache  ei^gemessen ,  und  seine  entsdieidungen  stütz- 
ten skh  auf  ein  bewebverfahren,  bei  welchem  die 
wahrsdieinliohkeit  der  thatsädien  nach  m^ichst 
vernunftgemässen  gründen  abgewogen  wurde»  Phi- 
lipp von  Leyden  gab  -daher  um  das  j.  1370- seinem 
heim,  d^n  Herzog  Wilhelm  von  Holland  Aen  rath, 
in  jeder  guten  Stadt- einen  richter  anzusetzen,  vor 
welchem  die  rechtsstreitigkeiten  in  gesehriebenen 
acti^n  und  nach  geschriebenem  rechte,  d.  h«  nach 
Römisch -Kanonischem  processe  und  nach  Romischem 
rechte  verhfmdelt  würden*  Nur  durch  dieses  mittel 
könne  er  seine  geriqhtsbarkeit  in  Holland  und  See- 


1)      SCBÖTTGEN   et  KbETSIG  dipl.  €t   iCVipl.  Zff   S^  G« 
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Idnd  bewahren^  43^iiii  die  adleh  gisbräiiebe  und  treU 
briefe  der  Städte  forderten  oft  stdche  forticn  de8<  be* 
weises,  dass  meinanid>  bciffen.  können 'dttrcb  ihre  bfilfe 
sstt  seinem  rechte  ixjt:  gelan^n.  I>ie '  p«rteieii)  würdieia 
l^icb  also ,  wenn  man  •  bei  diesen '  formen  bliebe ,  an 
auswärtige  gerichte  wenden,  weiche  nach  verntefii* 
gern  grundsätzen  recht  sprächen  !)•        *  -    '        ' 

149.  Trotz  so  dringender  aitforderiii^eti' zn- ei* 
ner  energisch  eingreifenden-  gissetAgeberischen  thä«* 
ttgkeit  finden  wv  diese  dennoich  weit^geriogBer,  als 
man  es  nach  'dem  gesegten'veipmfithen  srilte.  ''Die. 
Ursache  dieser  erschelnang  lag*  aber  im  den  eigene 
thümlichen  Verhältnissen,  in  denen  die  Fnirsten »«ieh 
den  Landstönden  gegen&ber  befanden.  Ja /vielen 
ländern  lag  ein  hinderniss  für  die  nngebundene  ^thä^ 
tigkeit  der  erstem  dwrtn,'  dass  'die  verinndung  Santer 
den  gliedern  des  stats*nodi  lange  aeit' zur  lose  war, 
als  dass  man '  an  eine  wahre  gesetzgebnng  hätte 
denken  können;.  So  lange  noch  ein  theil  der  Prä* 
läten,  Ritter  odier  Städte  ihre  abhängigkeit  von  dem 
Landesherrn  mofat  entschieden  anc^rkanntO',  war  die 
ansfahrung  des  gesetzes  nur  dadurch  gesichert,  dass 
diese  Stände  sieh  ansdrücklich  demselben  unterwar- 
fen. Noch  wichtiger  "Wurde  diese  umtorwerfung, 
wenn  etwa  gerade  von  Seiten  einzelner  mächtiger 
unter  den  Ständen  ungehorsam  zu  befiirchten  stand, 
und  die  aufreehthaltung  des  gesetzes  mit  dem  bei- 
stände der  übrigen  Stände  erzwungen  werden  mussle. 
In  solchen  ländern  konnte  daher  nur  durch  Vereini- 
gung zwischen ijandesherrii  und  Ständen,  durch  lan- 


I)    PHiiippiii  DE  Lbymen  tractaUis  jaridico  -  politisiu  rec.  Petzoi.- 
BUS  (Amstelodami  1701.  4.)  cas.TO;  p.356^  257. 
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desverfräge»  dlis  erreicht  werden,  was  laiidesgeäelz- 
gebttng  zu  leisten  im  stände  war.  Wir  haben  diese 
form  bei  den  landfrieden  kennen.. •gelernt,  nnd  sie 
wird  uns  hoch  weiter  nnten  bei  manchen  andern 
gelegenheiten  begegnen«  Hier  mag  nur  noch  eines 
Französischen  gesetzes  erwähnnng  geschehn,  wel- 
ches diese  form  in  einem  falle  zeigt,  wo  man  glan- 
ben  sollte,  dass  ein  so  grosser  widerstand  von  sel- 
ten der  unterthanen  nicht  zu  erwarten  gewesen  wäre. 
Unter  Ludwig  dem  Heiligen  beschworen  nämlich  im 
j.  1230  die  Französischen  Barone  eine  anordnung 
g^en  die  Juden,  und  gelobten,  dem  Könige  nach 
kräften  beizustehn,  wenn  einer  von  ihnen  das  gesete 
nicht  befolgen  würde,  und  der  Konig  ihn  dazu.nö- 
thigen  wollte  i). 

Ein  anderes  hindemiss  fär.  die  freie  entwicke- 
lung  der  Fürstlichen  gesetzgebungsgewalt  lag  darin, 
dass  es  'in  dieser  periode  fast  überall  schon  feste 
und  nnumstössliehe  sitte  geworden  war,  bei  jedem  re« 
girongsweidisel  den  Ständen,  eine  urkundliche  bestä* 
tigung  ihrer  herkömmlichen  und  erweislichen  rechte 
zu  ertheilen.  Diese'  landesprivilegien ,  handfesten, 
freibriefe  enthielten  häufig  anfzählungen  gewisser  be- 
sonders wichtiger  rechte,  wie  sie  weiter  unten  noch 
im  einzelnen  zu  besprechen  sind,  aber  m  den  meisten 


-  i)  ~r  8t  ftliqui  Baronei  nolneriot  hoc  servare,  ipsof  ad  hoc 
covB|ielieiiias,  ad  ^nod  alii  Barones  noBtri  com  pots«  soo  lioaa 
i^Ld/t  D^8  javare  (enebantiir.  —  et  Barones  nostri  simüiter  concessc- 
ruot  se  et  Leredes  suos  perpetuo  8er?aturo8.  Ego  Philippns  co- 
meg  Bolonie  ea ,  que  premissa  sunt ,  Tolai ,  consului  et  jaravi.  — 
Hacc  autem  toittimiis,  cönaalainidt  et  juraTimaa.  LAuaiBate  ovdoB> 
nancei  des  rois  dt  France  1^  M. 
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iätten  enthielten  sie  nur  eine  aUgemeiee  znsieher^ng, 
dass  das  land  und  jeder  einzelne  imgehörige  dessel- 
ben bei  seinen  bestehenden  rechten  and  gewobnhel* 
ten  gelassen  werden  solle.  Beispiele  dieser  bestS^ 
tigangen  <  der  landesfreiheiten  werden  ebenfalls  noch 
weiter  unten  erwähnt  werden.  Ein  Fürst  würde  sich 
aber  leicht  dem  vorwürfe  ausgesetast  haben,  dass  er 
dieses  erste  und  wichtigste  versprechen  verletze, 
wenn  er  es  unternommen  hätte,  nach  eigenem  be* 
lieben  seinem  volke  ein  neues  recht  zu  setzen.  Er 
durfte  daher  nicht  leicht  ohne  rath,  wissen  und  willen 
der  Landstände  neue  gesetze  erlassen ,  selten  genügte 
es,  nur  ihren  rath  gehört  zu  haben,  und  am  wenige 
sten  wäre  ds  zu  rechtfertigen  geweseifi-,  wenn  er  dem 
erklärten  willen  der  Landstände  entgegen  gesetze 
gegeben  hätte. 

Endlich  kam  noch  ein  drittes  hindemiss  -hinzu. 
Dieses  lag  in  dem  widerstände,  welchen  häufig  di^ 
Landstände  dem  von  dem  Landesherrn  begfinstig- 
ten  Römischen  rechte  entgegen  letzten.  !Die  an- 
sichten  der  Romanisten  gingen  oft  viel  weiter,  als 
es  die  Verhältnisse  der  zeit  gestatteten.  Die  rechts- 
gelehrten  waren  zum  theil  viel  zu  wenig  mit  den 
rechten  der  Stände  und  den  öffentlichen  Verhältnis- 
sen der  Deutschen  staten  bekannt,  als  dass  sie  ge- 
neigt gewesen  wären,  diese  zu  schonen,  ja,  dass 
sie  nur  im  stände  gewesen  ii^ären,  die  richtige  mitte 
zu  halten  zwischen  der  nothwendigen  achtung  des 
bestehenden  und  den  neu  eindringenden  ansichten. 
Sie  wendeten  ihre  gelehrSamkeit  zuweilen  sogar  auf 
eine  ziemlich  ungeschickte  weise  an,  so  dass  daraas 
wirklich  neue  fibelstände  und  misbräuche  entspran- 
gen,   und  man  konnte  ihnen  nicht  eime  schein  de<» 
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reehts  Vbf^erfen,  dass  sie  mehr  davaiif  ansgingen, 
die.  aufstrebende  madit  der  Fürstlichen  obrigkeit,  als 
das  trahre  wohl  des  landes  za  fördern.  Die  Stände 
aber  hatten  znn&ehsl  auf  die  bewahrnng  ihrer  her« 
gebrachten  rechte  zu  halten,  und  solche  übelstände 
träten  ihnen  störend  in  den  weg,  so  dass  man  sich 
nicht  wundem  darf,  wenn  sie  oft  das  gute  neben 
dem  schlimmen  übersahen,  wenn  sie  den  fortschritt 
nicht  begriffen,  der  in  der  neuen  richtung  lag.  Man 
lernt  diese  misstftnde  kennen  aus  einer  Bairischen 
beschwerdeschrift,  welche  die  Ritterschaft  des  Lands- 
hüt-Ingolstädter  antheils  im  j«  1499  dem  Herzoge 
Georg  übergab.  Hier  lilagte  sie:  dass  der  landes- 
Ordnung,  welche  des  Herzogs  Vater  mit  gemeiner 
Landschaft  aufgerichtet  hätte,  und  den  bestätigten 
landesfreiheiten  wenig  nachgefolgt  sei,  weil  man 
keinen  Amtmann  um  solche  Pflichtverletzung  bestraft 
habe.  Die  Hofgerichte  seien  nicht  nach  der  alther- 
kömmlichen Ordnung  besetzt,  sondern  es/sässen  viel 
gelehrte  und  geringe  landleute  darin,  vom  Adel  zu 
Zeiten*  kaum  einer  oder  zwei  aus  dem  lande.  Diese 
sollten  dann  eines  rechtes  pflegen ,  welches  die  aus- 
länder nicht  kennten,  und  von  dem  sie  auch  nichts 
halten  wollten.  Daraus  entständen  neue  rechte,  die 
bei  ihren  vorfahren  nicht  erhört,  und  ihren  gemei- 
nen landrechten  und  gebrauchen  zuwider  seien.  Fer- 
ner werde  sowohl  die  Ritterschaft,  als  der  gemeine 
mann  durch  die  procuratoren  und  redner  bei  hofe 
hoch  beschwert,  indem  diese  sich  hohen  lohn  vorher 
bedangen ,  während  derselbe  ehemals  durch  erkennt- 
niss  der  Räthe  bestimmt  sei.  So  aber  jemand  mit  einer 
klage  gegen  die  Fürstlichen  Rentmeister,  Landschrei- 
ber und  Pfleger  an  den  Hof  komme  ^   wolle  keiner 
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fiir  geld  seine,  sache  iilbFeii.  Sie  sprächen,  dev 
handel  berühre  den  Herz(^,  da  er  .doch  nur  seine 
Amdeate  und  Pfleger  betreife ,  und  wenn, es  gleich 
übel  gehandelt  sei  5  und  von  den  R&then  für  unrecht 
erkannt  werde,  so  rede  doch  der  redner  mit  sorgen 
und  subtilen  werten,  nicht  nach  der  Sachen  ndh^ 
dürft,  und  nehme  dach  nicht  weniger  sein. geld  darum« 
Dies  sei  vor  alters  nicht  gewesen,,  sondern,  wo  eine« 
verlassen  gestanden,  sei  einer  von  den  Rälhen  be* 
steUt,  seine  sache  in  gäte  oder  In  rechten  anszuliih** 
ren.  Auch  darüber  ist  klage ,  dass  die  Amtleute  über 
alle  dinge,  H^enn.sie  auch  ver  die  adligen  .gewichte 
gehören,  besiegelte  Urkunden  ausstellten.^  und  wohl 
gar  behaupteten,  dass  ihnen  allein,  und  nicht  auch 
der  Ritterschaft,  diese  b^ugniss  zukomme«  Noch 
ist  darüber  beschwerde,  dass  bei  bestellung  der  vor-, 
münder  auf  die  v^wandten  des .  mündeis  zu  wenig 
rücksicht .  genommen ,  und  wohl  gar  ausländer,  zu 
Vormündern  gesetzt  würden  i).  Alles  dieses. waren 
dinge,  welche  sich  theils  aus  der  besetzung  der  ge^ 
richte  mit  gelehrten  Juristen,  *  theils  aus  der  anwe»^ 
düng  des  Römischen  rechts,  ergaben,  und  welche 
gegen  althergebrachte  grundsätze  anstiesseo,  die  man 
bis  dahin  für  die  grnndfesten  der  rechtspflege  gehal- 
ten hatte.  Sie  berührten  zunächst  den  Adel,  .der 
in  seinen  hofmarken  nach  gewohnter  weise  >ge^ 
rieht  hielt,  und  unmittelbar  unter  dem  mit  gelehrteil 
Räthen  besetzten  Hofgerichte  stand.  Aber  sie  be* 
rührten  ihn  nicht  allein.    Mehrere  dieser  beschwer- 


I)    (KEBNNBm)  Bairifiche  LaiifKagtfaanallaBgen  13,  7  f.     (Panzkr) 
Ursprung  4er  Laudsläade  in  Baiern.     IJrk.  ••  6— 11. 
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den  wurden  zwei  jabr  später  von  den  gesammten 
Landständen  wiederholt  i). 

Am  merkwürdigsten  zeigt  sich-  der  widerstand 
der  Stände  gegen  die  ansichten  des  Römischen  rechts 
in  dem  Königreiche  Böhmen.  Hier  ging  schon  Kö« 
nig  Wenzel  IL  im  j.  1294  mit  d^n-  gedanken  nm ,  ein 
neues  gesetzbuch  verfassen  zn  lassen,-  welches  auf 
Römische  ansiebten  gebanet  sein  sollte.  Er  liess 
anf  empfehlung  des  Kardinals  Matthaens  Rubens  den 
Gozzo  de  Urbe  veteri  ans  Italien  kommen,  aber  einige 
vom  Adel  vermochten  ihn,  die  ansffihrung  des  pla-» 
nes  aufzuschieben.  Um  denselben  sicherer  vorzube- 
reiten, sandte  ^r  äinen  jungen  mann  nach  Orleans, 
nm  ihn  dort  die  rechte  studiren  zu  lassen,  und  traf 
anstalten ,  eine  Universität  in  Prag  au  gründen.  Allein 
auch  dieses  vornehmen  wusste  der  Adel  mit  der  vor- 
stdlung  zu  hintertreiben,  dass  es  weit  dringendec 
sei,  vorher  den  landfrieden  herzustellen,  da  die  un« 
Sicherheit  der  Strassen  die  auswärtigen  abhalten  wür* 
de,  die  neue  Universität  zu  besuchen  2).  Der  König 
beschränkte  daher  seinen  gesetzgeberischen  eifer  auf 
das  recht  des  bergbaues,  welches  sich  mit  den  in-> 
teressen  der  Barone  nicht  berührte  3). 

Karl  L  (als  Kaiser  IV.)  nahm  den  plan  ^neder 
auf,  so  bald  er  durch  den  tod  seines  vaters  zur 
b^rsolmft  in  Böhmen  gelangt  war.  Er. selbst  hatte 
in  Paris  studirt,  und  auch  bei  ihm  war  der  ge- 
danke,   eine  neue  Universität  zu  gründen,  aufs  eng« 

'  •  -  ••  •  • 

I)       KBERREm    15,    156. 

st)  ChroD.  aulae  reglae  bei  Dobrer  monum.  List.  BoLeiii.  (Pragae 
1784.  4)  S,  102  —  104. 

5)  STEEHBEne  umrisse  einer  gesehichte  de*  Böbmitclieii  berg* 
werke  (Prag  1858.  8)  2,  65. 
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ste.  mit  dem^  jein  neues  gesetzbuoh  zu  scliaffen, 
Terknüpft  Er  sah  aber,  dass  er  ohne  beistim-« 
mung  der  Stände  nichts  würde  durchsetzen  kön-^ 
nen.  Nachdem,  er  das  Päbstliche  Privilegium,  wel- 
ches man. damals  für  nothig  zur  gründiing  einer  uni^ 
Tersität  hielt,  erlangt  hatte,  schrieb  er.  im  j.  1348 
einen  Landtag  nach  Prag  aifö.  Hier  ivurde  die  stif« 
tung  der  Universität  beschlossen,  und  gleichzeitig  euie 
reihe  von  Urkunden  zur  fe&tsetzung  der  öffentlichen 
Verhältnisse  Böhmens  znm>  Deutschen  Reiche  und  zu 
dem  Markgrafthnm  Mähren  ausgestellt  Vielleicht 
ist  auch  damals  den  Ständen  die  (Sogenannte  Ma« 
jlsstas  Karolina  i)  vorgelegt,  der  entwurf  eines  ge^ 
setzbuches,  welches  der- König  unter  eigner  aufsieht 
hatte  abfassen  lassen,  •  und  welches  besonders  darauf 
ausging,  die  Verschleuderung  der  kroogüter  zu  be- 
schränken, die  fehden  und  die  Gottesurtheile  abzu- 
schaffen, und.  den  gerichten  ein  geschriebenes  recht 
für  ihre  entscheidungen  zu  geben.  Es  ist  indessen 
gewiss,  dass  dieses  werk  später  wegen  des  wider« 
Spruchs  der  Stände  zurückgenommen  werden  musste« 
Im  j.  1355  gab  Karl  auf  einem  andern  Landtage,  zu 
Prag  die  merkwürdige  erklärnngs  da  das  original 
deT'Majestas  Karoliiia  sammt  den  wenigen  ihm  an-* 
gehängten  siegelii  zuföUig  in  brand  aufgegangen^ 
diese  gesetze  auch  bis  dahin  weder  publieirt,  noch 
von  der  gesammtheit  der  Stände  angenommen  und 
beschworen  seien,  so  komme  ihneii  auch  keine  ver» 
bindende  krafi  zu,  ^md  sie  seien  als  nicht  erlassen  zu 

1)  Gedruckt  unter  dem  titel:  Majestas  Carolina  seu  constitu- 
tiones  Garoli  IV.  Rom.  Imp.  quibus  ille  regnum  Bohemiae  for- 
mandum  ornaiftdumque  ccnsnit.  Studio  Pavli  Gesciunii.  Hano- 
viae  i617fol.    Leider  hal»e  ich  dieselbe  mebt  tinsebeii  b$aaeu. 
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betrachten j  vielinebr  soIIq  das  gMizeKöaigreich  fai  alle 
Zukunft  unverkümmert  und  unverhmdert  im  genusse 
und  in.  der  handhabung  seiner  altbergebrachten  rechte 
und  gesetze  erhalten  und  geschützt,  werden.  Daraus  * 
geht  hervor  9  dass  nur  ein  kleiner  theil  der  Stände 
sich  zur  annähme  des  geseted^uchs  bereit  erklärt 
hatte,  dass  aber  dennoch  d^  König  wohl  anfangs 
geglaubt  haben  ihogte ,  demselben  durcji  seine  auto- 
risation  als  statsoberhaupt  geltung  zu  Terschaffen^ 
bis  er  endlich  einsah,  dass  er  dem:  allgemeinen 
verlangen  des  Landtags  nachgeben!  müsse.  Dennoch 
fiihlten  die  Landstände  das  allgemeine  bedürfniss  aadi 
▼erbesserung  des  gerichtsverfahrens  und  energischer 
befestigung  des  landfriedens  aü  sehr,  um  nicht  we- 
nigstens in  den  hauptpunkten  in  ^e  ateichten  Karls  L 
einzugehen.  Erasbischof  Amest  von  Pardubic  zu  Prag 
stelke  dem  volke  vor,  wie. die  Gottesurdieile  dec 
feuer-  und  wiasserprobe  und  des  losens  jeine  ans  dem 
heidenthum  stammende  und  sündhafte  Versuchung 
Gottes  sei,  und  erreichte  so  die  absehaffung  dersel- 
ben ungeachtet  des  Widerspruchs  der  Barone.  Zu« 
gleich  wurde  festgesetzt,  dass  armen  und  reichen, 
hohen  und  niedern  gleiche  gerechtigkeit  widerfahren 
salle,  und  selbst  das  recht  des  Königs,  Verbrecher 
EU  begnadigen,  wurde  dahin  besGhränkt,  dass  dem 
überwiesenen  öffentlioheh  räuber  und  diebe  seine  ehre 
und  sein  vcdles  recht  nicht  wiedergegeb^i  werden 
köame.  Durch  diese  anordnungen  wurde  ein  friede  in 
den  B^äbmischeii  landen  aufgeridhiet,  wie  ihn  niemand 
seit  menschen  gedenken  sich  zu  erinnern  wusste  i). 


1)     Palacky  gcseh.  ▼<  Böhmen  2,2.  8.297  f.  ^4411  fiBiiBss  bbWbivw 
MiL  bei  (PeubbIi  et  DomftirsKV)  ectfipt  rer.  Btfhtia»  %  567. 37S. 
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150.  Unter  solchen  yerhältnissen  konnte  sidi 
em  allgemeiner  und  bestimihter  gnmdsatz  über  den 
antheil,  welcher  dem  Fürsten  einerseits  und  den  Land- 
'Ständen  andrerseits  an  der  gesetzgebung  zukomme, 
in  dieser  periode  nicht  ausbilden.  Es  hing  vielmehr 
alles  von  der  dringlicfakeit  der  umstände,  von  der 
energie  und  mapht  des  Fürsten^  und  von  der  grosse 
der  entgegenstehenden  Interessen  ab«  Unter  den 
Bairisehen  Herzogen  ist  Albrecht  IV,  der  Weise, 
(1465  —  1S08)  ein  mann,  der  einsieht,  energie  und 
hochstrebenden  geist  genug  hatte,  um  seiner  legislar 
torischen  gewalt  die  grösste  und  wolilthätigste  aüs- 
dehnung  zu  geben.  In  der  that  finden  wir  yon  ihm 
eine  reihe  von  Verordnungen,  welche  ohne  concup- 
renz  der  Stände  nur  in  der  form  von  befehlen  an 
die  Fürstlichen  beamten  erlassen  wurden«  Einige 
darunter  sind-  nur  ausführnngeh  und  anwendungen 
bestehender  rechtsgrundsätze,  bei  denen  also  von 
einer  concurrenz  der  Landstände  nicht  die  rede  sein 
kann ,  da  durch  sie  kein  neues  recht  gesetzt  werden 
sollte.  Dahin  gehören  namentlich  die  befehle,  dass 
alle  einwohner  des  landes  bei  einer  bevorstehenden 
gefahr  sich  gerüstet  und  zum  aufgebote  bereit  hal- 
ten sollten.  Andre  betreffen  nur  die  Fürstlichen 
kammergüter,  über  welche  ihm  allein  die  freie  ver- 
fugung zustand.  Dahin  ^nd  solche  Verfügungen 
zu  zählen,  welche  die  bisherige  benvtzung  der  for- 
.sten  einschränken,  und  ihrer  Verwüstung  vorzubeu- 
gen suchen  i).  Aber  einige  dieser  landgebote  haben 
wirklich  den  charakter  neuer  gesetze.  Sie  sind  je- 
doch alle  von  der  art,  dass  sie  für  die  Stande  selbst 


I)     Z.  b.  (Rreanbb)  Bair.  Liuidtagshandl.   8,  256. 

11.  IS 
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wenig  Interesse  haben ,  indem  tie  entweder  nur  die 
bauem,  oder  nur  die  nicht  angesessenen  unterthanen 
und  die  ausländer  betreffen.  Namentlich  gehOren 
dahin  die  Verfügungen  gegen  vagabonden,  und  solche, 
welche  ohne  bestimmte  beschäitigung  im  lande  um- 
herziehen, gegen  den  luxus  des  pferdehaltens  bei 
den  bauem,  und  ähnliche  polizeiliche,  anordnungen  i). 
In  einigen  dieser  gesetze  lesen  wir  die  anweisung 
für  die  beamten,  wenn  die  Ritter  nicht  gehorchen  woll- 
ten, in  ihre  hof marken  einzugreifen,  und  dort  un- 
mittelbar seine  befehle  zur  ausfuhrung  zu  bringen. 
Aber  in  vielen  fällen,  sind  solche  landgebote  über 
polizeiliche  oder  privatrechtliche  gegenstände  auch 
wieder  aus  Verhandlungen  mit  den  Landständen  her- 
vorgegangen 2). 

Kurfiirst  Albrecht  Achilles  von  Brandenborer?  ein 
mann  von  nicht  geringer  thatkraft,  erliess  im  j.  1472 
ohne  Zuziehung  der  Stände  ein  landgebot  gegen  das 
raub-  und  fehdewesen.  Aber  der  Adel,  besonders 
in  der  Priesnitz,  widersetzte  sich,  während  Geistlich- 
keit und  Städte  dem  Fürsten  beistanden,  den  gebote- 
nen landfrieden  Ikiit  Waffengewalt  durchzusetzen.  Die 
Städte  stellten  ein  beer,  welches  Bischof  Wedigo 
von  Havelberg  führte,  und  für  den  Kurfürsten  zog 
der  Reichsmarschall  von  Pappenheim  als  Landhanpt- 
mann  aus«  Fun&ehh  raubburgen  wurden  zerstört, 
und  die  des  rauhes  fiberwiesenen .  Edelleute  hinge- 
richtet 3).  ' 


1)  Z  b.  KBENifEft  8,  95S.  28  t.  285.  ^20.  ^24.  ^29.    9,  i  -  27. 

2)  Z.  1>.  Rrenner  8,  5.  7. 

3)  Pauli   allgein.  Preusaiscbe    statsgpscliicbfe   (Ilalle   1701.    4) 
2y  296.    BucBaoLz  geicb.  der  Kitrm.  Brattdenbiirg  5,  209.  210. 
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Häufig  ging  umgekehrt  die  veranlassung  zu  einer 
gesetzgeberischen  tfaätigkeit  Ton  den  Landständen 
ans.  Diese  beschwerten  sich  wohl  gar  wiederholt 
und  dringend,  dass  der  Landesfarst  in  der  erlas- 
sung der  nothwendigen  veriiignngen  zurückbleibe, 
und  gaben  nicht  undeutlich  zu  verstehen,  dass  sie 
von  ihm  und  seinen  Räthen  etwas  vollendetes  er- 
warten dürften ,  so  dass  eine  revision  von  ihrer  seite 
als  überflüssig  erscheinen  werde.  So  bat  die  Eran- 
denburgsche  'Ritterschaft,  die  noch  kurz  vorher  so 
widerspänstig  sich  gezeigt  hatte ,  im- j.  148Q  von  freien 
stücken  den  Kurfiirsten ,  er  möge  der  „räuberei  und 
plackerei  steuern,  auf  dass  jedermann  möge  frei 
handeln  und  wandeln  zu  seiner  nahrung,''  und  erbot 
sich,  ihrerseits  dazu  zu  helfen.  Aber  sie  forderte 
zugleich:  falls  „seiner  gnaden  Mannschaft  in  solchem 
sträflich  gefunden  würde,  dass  seine  gnaden  die 
strafe  selbst  über  sie  geschehen  lasse,  und  nicht 
solches  den  Städten  vergönne  i)." 

Solche  landesbeschwerden,  welche  von  den  Stän- 
den erhoben  wurden,  haben  sehr  häufig  zu  Verhan- 
dlungen zwischen  ihnen  und  dem  Landesherrn  ge- 
fuhrt, so  dass-  das  resultat  ein  nach  gemeinschaft- 
licher Vereinigung  erlassenes  gasetz  war.  Zumal 
wenn  eine  umfassende  gesetzgebung  auf  diese  weise 
angeregt  war,  so  wurden  entweder  Ständische  com- 
missarien  zur  bearbeitung  oder  prüfnng  des  entwurfb 
neben  den  Fürstlichen  Räthen  niedergesetzt,  oder 
die  arbeit  der  letztern  wurde  vor  der  püblication  den 
Ländständeh  zur  ausdrücklichen  genebmigung  vor- 
gelegt,   und  oft  führte  dies  zu  -  sehr  umständlichen 


1)     Rausier  cod.  dipl.  Brandenb.  2,  47. 
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verhandlangen ,    bei  denen  man  den  ersten  entiv^rf 
zwei,  dreimal  einer  n^nen  redaction  unterwarf.      Be- 
sonders ^geh  das  ende  des  fünfzehnten  Jahrhunderts 
haben  mehrere  Deutsche  Fürsten  ziemlieh  weitläuf- 
tige   arbeiten   dieser  art  ausgeführt,   und  bei  meh- 
reren nahmen   die  Landstände  in  dieser  weise   an- 
theiK      Um    diese    zeit   scheint   sich   ein   allgemei- 
nes verlangen  nach  neuen  gesetzbücbem  des  Deut- 
schen Volkes   bemächtigt  «zu    haben,    ähnlich   dem, 
welches  nach  der  grossen  Völkerwanderung  fast  in 
ganz  Europa  lebendig  geworden  war,  und  in  neue- 
ster zeit  seit,  beinahe  einem  Jahrhunderte  abermals 
sich  gelt^id' gemacht  hat 

In  Baiern  finden  wir  im  j.  1444  im  Münchner 
landestheile  des. Herzogs  Räthe  mit  abgeordneten 
der  Landschaft  beschäftigt,  eine  landesordnang^  zur 
vdtbesserung  der  poIizei ,  der  rechtspflege  und  des 
landfriedens  zu  entwerfen  i)*  Ein  resultat  der  be- 
rathung  ist  jedoch  nicht  bekannt  geworden.  Dass 
ein  versuch  Herzogs  Albrecht  IV,  ohne  concurrenz 
der  Landstände  das  Rechtsbuch  der  söhne  Ludwigs 
des  Baiem  zu  verbessern,  ebenfalls  nicht  zum  ziele 
führte ,  ist  bereits  friUier  erzäldt  worden. 

In  Landshut -Ingolstadt  wurden  Verhandlungen 
über  denselben  gegenständ  gepflogen,  welche  grosse 
ausdehnung  gewannen  und  nicht  ohne. erfolg  blieben. 
Im  j.  1460  übergab  die  Landschaft ,  dem  Herzoge, 
Ludwig  dem  Reichen,  eine  ausführliche  darstellung 
der  gebrechen  und  beschwerungen,  über  welche  theils 
gemeine  Landschaft,  theils  einzelne  Stände  zu  kla- 
gen  hatten  2) ,    und  im   folgenden  jähre  auf  einem 

1)  Der  „rathschlag"  bei  (Keehner)  Bair.  Landtagsli.  I,  lö9  — 176. 

2)  KaEiiREa  7,  £S9— 69. 
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andern  Landtage  erneuerte  sie  dieselben  zum  gross- 
ten  theile  unverändert  l).  Indessen  scheint  fiir's  erste 
nnr  eine  Vereinigung  zwischen  Herzog  und  Land- 
schaft über  einige  der  wichtigsten  punkte  zu  stände 
gekommen  zu  sein.  Erst  im  j.  1471  wurden  ernst- 
liche anstalten  zur  abfassung  einer  landesordnnng 
getroffen.  Die  Stände  stellten  abermals  beschwerden 
auf,  •  welche  den  Verhandlungen  zum  gründe  gelegt 
wurden.  Der  Herzog  liess  sich  darüber  durch  seine 
Räthe  und  durch  Landschafdiche  abgeordnete  berich- 
ten, forderte  nähere  auskunft  über  zweifelhafte  punkte 
von  seinen  amtleuten  und  pflegem,  gab  selbst  den 
Ständen  seine  meinung  zu  erkennen,  und  stellte 
seinerseits  beschwerden  auf,  über  welche  er  der 
'Stände  erklärung  vernabmi  -  Nach  so  sorgfältigen 
Vorbereitungen  wurde  ein  endlicher  entwurfvon  einem 
Landständischen  aui^schusse  vorbereitet,  und  erst  im 
y  1474  erfolgte  die  Herzogliche  entSchliessung.  Zu- 
erst wurde  am  17.  juni  eine  Verordnung  erlassen  über 
die  den  Vizodomen  des  Herzogs  vorbehaltene  ge- 
richtsbarkeit,  die  sogenannten  Vizedomhändel,  und 
dann  im  november  die  sogenannte  landesordnnng  in 
einer  zwiefachen  redaction,  einer  vollständigen  vom 
6.  november  für  die  sämmtliche,n  unterthanen,  und  ei- 
ner kürzern  vom  11.  november  als  Instruction  für  die 
Fürstlichen  beamten  2). 

Im  j.  1499  stdite  die  Ritterschaft  und  im  j.  1501 
die  gemeine  Landschaft  abermals  eine  lange  reihe 
von  beschwerden  auf,    unter  denen  die  erste  war, 


I)     Kbe.^ner  7,  100— lOo. 

d)     Sftmmtlicbe  verbaiidiungen  und  ausfertiguiip;cA   bei  Krekmer 
7,  ^65  —  612.     Vergl.  Ruduaht  gcsck.  der  Landst.  in  Baiern  t,  218  f. 
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dass  die  landesordnnng  Herzog  Ludwigs  nicht  al- 
lenthalben gehalten  werde.  Die  Veranlassung  dazu 
scheint  eine  instruction  gegeben  zuhaben,  welche  Her- 
zog Georg  im  j.  1491  seinen  riehtern  ertheilt  hatte  i). 
Es  erfolgten  abermals  Verhandlungen  mit  den  Stän- 
den, welche  mit  einer  neuen  Landesordnung  vom  j. 
1501  schlössen  2).  In  diese  neue  rechts-,  gerichts- 
und  polizeiordnnng  wurde  die  ältere  landesordnnng 
wörtlich  aufgenommen,  und  im  eingange  sagt  der 
Herzog,  er  habe  „mit  zeitigem  rathe  seiner  Räthe 
und  etlicher  seiner  Landleute  von  allen  Ständen" 
diese  Ordnung  vorgenommen.  In  der  frübern  lan- 
desordnung  von  1474- war  sogar  nur  beiberkt,  dass 
sie  durch  beschwerden  der  Landstände  veranlasst 
sei.  Man  konnte  also  durch  die  fassung  der  publi- 
ca tioit  zu  der  meinung  verleitet  werden,  als  hätten 
die  Landstände  an  diesen  gesetzen  einen  n^eit  ge- 
ringeren antheil  gehabt,  als  es  dicf  gedruckten  Ver- 
handlungen ausweisen.  Die  erwägung  der .  einzel- 
nen punkte  ist  so  gründlich  und  so  umständlich,  als 
sie  auf  irgend  einem  neueri)  Landtage  zur  beschw^^e 
der  regtrung  oder  des  landes  gewesen  sein  mag,  und 
im  j.  1471  wurden  die  Verhandlungen  nicht  wenig 
dadurch  aufgehalten,  dass  ein  theil  der  Landstände 
die  geduld  verlor,  und  nach  hause  reiste.  Die  zu- 
rückgebliebenen getrauten  sich  nicht,  allein  in  der 
Sache  zu  handeln,  und  es  musste  erst  ein  neuer 
Landtag  ausgeschrieben,    und  die  ernennung  eines 


I)    IWiNNEft  15,  7  — 66.  1Ö6  — 55$. 

9)     \Vkstenbie»ea   glossarium  Gcrman.   Latin.  (Monacliii  iSIC. 
M.)     1,  XXXIV. 
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SiSndischen  Ausschusses  veranlasst  werden,  um  das 
begonnene  werk  su  ende  fuhren  zu  kdnnen« 

Auch  Würteniberg  erhielt  um  diese  zeit  nach 
einander  mehrere  landesordnungen.  Die  erste  er- 
liess  Eberhard  im  Bart  im  j.  1495  1)9  bald  nachdem 
er  zum  Herzoge  eiboben  war.  Auch  sie  betrifft  pro- 
cessualische ,  privatrechtliche  und  polizeiliche  Ver- 
hältnisse, und  es  ist  darin  der  einfluss  der  Römischen 
Juristen  bereits  zn  erkennen.  Von  einer  theilnahme 
der  Stände  an  ihrer  abfassung  ist  keine  nachricht, 
und  es  lässt  sich  denken,  dass  man  schon  damals, 
wie.  es  yon  spätem  Juristen  geschah,  .in  dem  Her- 
zogslnriefe  den  grund  fand,  dem  Landesherrn  ein* 
unbeschränktes  recht  der  gesetzgebung  beizulegen  2)« 
Aber  unter  Herzog  Ulrich  klagten  im  j.  1514  bei  den; 
Verhandlungen  über  den  Tübinger  vertrag  die  Stände ; 
dass  in  vertragen  und  sonst  in  alten  bräuclien  und 
gewohnheiten  durch  die  doctores  viele  Zerrüttungen 
geschehen,  dass  durch  die  gelehrten,  welche  bei 
allen  gerichten  mit  ihren  handlungen  einbrechen, 
viele  neuemngen  aufgebracht,  und  das  recht  sehr  ver- 
theuert. werde.  Ulrich  musste  im  Tübinger  vertrage 
versprechen,  ein  gewisses  landrecht  mit  rathschlag 
seiner  Räthe  und  der  Landschaft  verfassen  zu  lassen. 
Die  nächst  folgenden  landes-  und'  hofgerichtsord- 
nungen  wurden  daher  unter  einfluss  der  Landstände 
abgefasst,  ungeachtet  darin  die  ansichten  des  Romi- 
schen Rechts  mehr  und  mehr  vorwalteten.    Ja  schon 


1)  Sattlek  gcselt*  von  Wärtcmberg  unter  den  Grafen  4,  beil. 
no.  16. 

2)  yVjBCBTttm  getek  des  Würtemb.  prif atreehCs  (Skntlgftrt  1859. 
8)  1,  85. 147. 
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im  j.  1501 ,  da  Statthalter  und  Räthe  durch  die  Vor- 
mundschaft über  Ulrich  grosse  gewah  bekommen 
hatten,  war  ein  gesetz  über  die  erbfolge  der  neffen. 
und  niohten  nach  rath  der  Regimentsräl:he  und  etii- 
cher  von  der  Landschaft  in  merklider  anzahl  er- 
lassen. Auch  die  dritte  landesordnung  vom  j.  1521 
wurde  unter  der  Oestreichischen  regirung  von  Statt- 
halter und  Regenten  auf  gut  ansehen ,  rath  und  bitte 
der  abgeordneten  gemeinen  Landschaft  verfasst  t). 

In  andern  ländem  geben  gewöhnlich  nur  die 
einleitungen  der  landes  -  und  gerichteordnungen, 
von  denen  uns  einige  aus  dem  fünfzehnten  Jahrhun- 
dert aufbewahrt  sind,  über  die  art  ihrer  abiassang 
aufschluss.  Danach  scheinen  die  Landstände  eben- 
fidls  nicht  immer  zugezogen  zu  «ein. 

In  Hessen  liess  Landgraf  Ludwig  der  Fried/er- 
tige  im  j.  1455  eine  gerichts-  und  polizeiordaung  vor* 
fertigen,  wobei  er  nur  mit  seinen  Rathen  und  dem 
Stadtrathe  zu  Kassel  verhandelte.  Die  Zuziehung 
des  letztern  scheint  deshalb  für  nöthig  gehalten  zu 
sein,  -weil  der  arbeit  die  Kasseischen  Statuten  voiii 
j.  1444  zum  gründe  gelegt  wurden^)..  Wilhelm  IL 
erliess  im  j.  1497  eine  gerichtsordnung,  welche  sich 
aber  auch  über  einige  materielle  rechtsfragen.  ver- 
breitete,  bloss  mit  zeitigem  rathe  der  seinigen.  Dar- 


1)  W^cuTMi,.92— 97.  98. 

2)  —  sind  wir  miU  unserm  erbarn  retben  und  dem  rade 
ZUG  Cassell  «^  eines  satzes  darinn  eins  worden.  (  Klbinsciimio  ) 
samml.'  ForstI-..  Hessischer  Landesordaangen '( Gassei  ohne  jah^z. 
fol.)  I,  10.  Kopp  ausfuhr],  nachricht  von  der  Terfassung-  der 
geistl.  u.  civil-  gertcfateii  in  den  F.  Hessen «Gasselsehen  landen 
(Cassell 709.  4.)  I,  79. 
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unter  scheint  man  nur  die  Fürstlichen  Räthe  verste- 
hen zn  dürfen.  Im  j.  1500  publicirte  er  eine  Hofge- 
richtsordnung, welche  nur  mit  der  ehrbaren  und  ge- 
lehrten Räthe  räth  und  gutem  wissen  verfasst  war^ 
während  er  um  dieselbe  zeit  für  erforderlich  hielt, 
sui  einer  relbrmationsordnung  in  geiistlichen  und 
weltlichen,  criminal-,  Justiz-  und  polizeisachen  die 
Terwilligungder  Ritterschaft  einzuholen  .1)« 

Herzog  Wilhelm  III.  von  Sachsen  erliess  im  j. 
144&  eine  landesordnung  für  Thüringen,  nachdem 
er  Grafen,  Herrn,  Rittterschaft  und  Städte  gebeten, 
ihm  zu  rathen  und  zu  helfen,  und  diese  d^m  begieh^ 
ren  auf  einem  Landtage  zu  Weissensee  folge  gelei- 
stet, und  ihm  darin  getreulich  undfleissiglich  gera- 
then  hatten  2).  Nicht  so  deutlich  ist  wiederum  der 
antheil,  welchen  die  Stände  an  der  Sächsischen  lan- 
desordnung hatten,  die  Kurfürst  Ernst  und  sein  bruder, 
Herzog  Albrecht,  im  j.  1482  ausgehen  Hessen.  Die 
Fürsten  sagen  nur:  sie  hätten  diese  neue  orilnüng  und 
Satzung,  nachdem  von  den  Prälaten,  Herrn,  Ritter- 
schaft und  Städten  ihrer  lande  viele  klagen  an  sie 
gelangt  seien,  auf  anrufen,  demüthige  und  fleissige 
bitte  der  ihrigen  aus  ihrer  Fürstlichen  macht  und 
gewalt  gemacht  3).  , 

So  sieht  man  also  in  dem  vierzehnten  und  fünf- 
zehnten Jahrhundert  noch  zwei  widersprechende  an- 
sichten  mit  einander  um  die  herrschaft  ringen^  von 
denen  die  eine  den  Landesherrn  zum  uneingeschränk- 


i)    Rlbinscbhio  i,  t^.  29.  53. 

S)    MALLER  ReicliUgstLeater  unter  Maximiliaii  I.     (Jena  1719 
fol.)  2,  86. 
3)    LüNiG  codex  Angnsteus  (Leipzig  1724  fol.)   1,  1» 
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ten    Gesetzgeber    erhebt,   wälu'end    die  .andre    den 
Landständen  ein  recht  der  mitberathnng^  des  Wider- 
spruchs, ja  der  unbedingten  einwiliigung  zu  den  ge- 
setzen  zuspricht.    Noch  ist  der  kämpf -zwischen  ih- 
nen unentschieden,  und  es  scheint  häufig  allein  von 
der  persönlichen  energie  des  Fürsten  oder  .der  Stände 
abzuhängen,  welche  yon  beiden  das  übergewicht  ge- 
winnen solle.    Aber  gegen  das  ende  des  fünfzehnten 
Jahrhunderts  scheint  sich  die  wagschale  im  ganzen 
mehr  auf  die  seite   der  Landstände  zu  neigen,    so 
dass   mit  dem  wachsenden   umfange  der  gesetzge- 
buhg  auch  ihre  theiinahme   an  derselben  einen  hö- 
hern grad  erreicht»     Leider  haben   die  Landstände 
in  den'  folgenden  Jahrhunderten  sich  nicht  auf  die- 
ser höhe  erhalten  können. 


ZWEITER  ABSCHNITT 


BERATHUNG 

DES    STATS    UND    DER   KIRCHE 

DURCH  DIE  LANDSTÄNDE. 


iM.    Einleitung. 

Wahrung  der  Landesfrei  Leiten.  t§2.  Mittel  zu  die- 
sem zwecke. —  155.  Destätigiing  der  Landesfreiheiten.  -^  lo4. 
Landstundiscke  bündnisse.  —  l5o.  Die^art  ihrer  Wirksamkeit.  «— 
io6.  Das  reckt  des  Widerstandes.  — .  157.  Die  sckiedsgerickte 
zwisckcn  Fürsten  und  Landständen.  —  158.  Verbindung  dersel- 
ben mit  friedensgerickten.  ^  159.  Neue  ansicliten  gegen  die 
bündnisse. 

Sorge  für  das  wokl  des  States.  160.  Besckaffenkeit 
derselben  im  allgemeinen.  —  161.  Binfluss  der  Stande  auf  die 
Verwaltung  des  landes.  —  162.  Die  Fürstlichen  Ratke.  —  163. 
Die  Vormundsckaftsratke.  —  164.  Einfluss  der  Stande  auf  den 
Statskauskalt.  Münze.  —  165.  Gewerbe.  -—  166.  Veransserun- 
gen.  —  167.  Einfluss  der  Stande  auf  politiscke  verkältnisse. 
Krieg  und  frieden.  —  168.  Streitigkeiten  über  tbronfolge,  lan- 
dcstkeilungen  und  Tormundsckaftcn. 

Sorge  für  das  wokl  der  Kircbe.  169.  Veranlassung 
gen  zum  eingreifen  der  Laudstände  in  kircblicbe  verkultnisse.  — 
170.  Die  Ilussiten. 


FÜNFTEN  BUCHES 

ZWEITER  ABSCHNITT. 


BERATHÜNG 

DES    STATES    UND    DER    KIRCHE 

DURCH   DDE  LANDSTÄNDE. 

15..  D«  ^a...,  ^  in  .Ben  ^M,^  .„. 
gelegenfaeiten  des  landes  die  Landesversammlung  zu 
rathe  gezogen  werden  musste,  bestand  nicht  nur 
fort,  sondern  er  erhielt  eine;  so  häufige  nnd  so 
manchfaltige  anwendung  in  fast  allen  Deutschen  län« 
dem,  dass  es  schwer  ist,  alle  einzelnen  föUe  zu 
nennen,  in  denen  ein  zusammenwirken  des  Landes* 
herrn  und  der  Stände  gefunden  wird.  Allerdings 
versuchten  die  Fürsten  vielfach,  selbst  in  wichti* 
gen  dingen  eigenmächtig  und  selbständig  zu  ver- 
fahren, und  der  widerstand  der  Stände  war  bis- 
weilen sogar  mit  gewaltthätigkeit  verbunden,  ja,  es 
waren  gerade  solche  entgegengesetzte  bestrebungen 
der  Fürsten  und  Landstände,  welche  dem  Ständi- 
schen wesen  dieses  Zeitalters  seine  eigenthümliche 
färbung  gaben, .  indem  sie  zu  Ständischen  bundnis^ 
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senöder  einungen,  und  durah  diese  zum  abschlie- 
ssen  der  Ständischen  corpore tionen  führten.  Aber 
der  widerstand  der  Stände  musste  sehr  hätifig  zu- 
letzt von  den  Landesherm  als  ein  rechtmässiger  an- 
erkannt, und  die  befugniss  dazu  musste  von  ihnen 
fiir  künftige  fälle  ähnlicher  art  ausdrucklich  zuge- 
sichert werden,  £ben  so  ^ft  wandten  sich  die  Lan- 
desherrn sogar  in  denselben  fallen,  in  denen 
sie  zu  andern  zeiten  eigenmächtig  zu  handeln  ge- 
neigt waren,  an  ihre  Landstände,  um  von  freien 
stücken  hülfe  und-  rath  bei  ihnen  zu  suchen.  Zu- 
weilen muss  man  allerdings  einräumen ,  dass  eigen- 
thümliche  umstände  und  bedrängnisse  die  Fürsten 
hierzu. nothigten,  aber  ^ehr  oft  kann  man  das  mo- 
tiv  nur  in  einer  anerkennung  des  allgemeinen  grund- 
satzes,  im  bewusstsein  des  rechtes  der  Stände  oder 
des  landes  suchen. 

Von  der  .andern  Seite  ist  nieht  zu  leugnen,  dass 
die  Stände  bisweilen  ihre  Stellung  gemisbraucht  ha- 
ben ,  um  ihre  rechte  auf  kosten .  der  Landesherr- 
lichen rechte  zu  vermehren.  Wir'  sehen  par- 
teihänpter  unter  ihnen  auftreten,  welche  hie  und 
da  so  mächtig  und  übermüthig  geworden  sind^^ass 
sie  nahe  daran  waren,  ab  wahre  demagogen  die 
volle  regirungsgewalf  an  die  St&ndisdie  ^oui^ora« 
tion,'  und  durch  diese  in-  ihre  eigene  hand  zu 
bringen ,  und  die  fürstliche  gewält  vi^Uig  zu 
zertritmmern.  Wir  werden  späterhm  die  bei- 
spiele  in  Böhmen,  &i  Oestreich  und  in  Würtemberg 
kennen  lernen«  Aber  in  allen  solchen  geschichtea 
fällt  gewöhnlich  nicht  der  geringste  theil  des  Un- 
rechts auf  die  Fürsten ,  und  die  Stände  kehren  in 
ihre  gewöhnlichen   schranken   zurück,    sobald    die 
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ausserordentlichen  Zerwürfnisse  zu  einiger,  änsglei- 
chung  kommen.  Da,  wo  jene  übergriffe  von  einer 
einzelnen  faction  ausgehen,  sind  es  sogar  häufig 
die  Stände  selbst,  durch  welche  die  kraft  der  par- 
tei  gebrochen  wird,  so  bald  es  nur  den  gesammten 
Ständen  oder  dem  bessern  theile  unter  ihnen  mög- 
lich wird,  zu  gemeinschaftlichem  wirken . zusammen* 
zutreten.  In  sehr  vielen,  ja  in  den  meisten  fällen 
sind  es  aber  gerade  die  Stände,  durch  welche  die 
Fürsten, zu  der  grosse  emporgestiegen  sind^  zu  der 
sie  sich  seit  jener  zeit  erhoben  haben.  Denn  die  Ver- 
einigung mit  den  Landständen  hat  den  Fürsten  grossä 
Unternehmungen  möglich  gemacht,  der  beistand  und 
häufig  sogar  der  widerstand  der  erstem  hat  die 
länder  vor  zersplitferung,  die  Fürsten  vor  Verschleu- 
derung ilirer  guter,  nnd  dadurch  beide  vor  Zerrüttung 
und  Verarmung  gesichert. 

Dieses  verhältniss  der  Ländstände  zu  den  Für- 
sten giebt  den  meisten  äusserungen  der  Ständischen 
thätigkeit  —  so  weit  sie  nicht  auf  ausübung  der  ge- 
richtsbarkeit  oder  mitwirkung  zur  gesetzgebung  sich 
bezieht,  oder  in  bewflligung  von  steuern,  und  ähnli- 
chen dingen  besteht  — ^  den  eigenthümlichen  Cha- 
rakter, dass  sie  als  schütz  und  vertheidigung  von 
rechten  des  landes  oder  einzelner  untertbanen  und 
einzelner  Stände  erscheint  Dieser  gesichtspunkt  ist 
daher  auch  bei  der  nähern  betrachtung  dieser  thätig- 
keit voran  zu  stellen,  es  sin4  zunächst  die  mittel  zu 
schildern,  deren  sich  die  Stände  zur  bewahrung  ih- 
rer und  des  landes  rechte  bedienten,  und  dann  die 
verscliiedenen  rechte  zu  beschreiben,  welche  von 
den  Ständen  in  anspruch  genommen  wurden. 
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WAHRUNG  DER  LANDESFREIHEITEN. 

152.  Die  mittel,  durch  welche  die  Landstände 
ihre  tind  des  laiides  rechte  und  freiheiten  sicher  zu 
«teilen  suchten,  waren  von  zweierlei  art,  je  nach- 
dem sie  nur  der  anerkennung  jener  redite  gewiss 
sein  wollten ,  oder  aber  trotz  der  anei*kennung  nicht* 
achtung  derselben  besorgten.  In  dem  erstem  falle 
genügte  es,  wenn  sie  von  dem  Fürsten  eine  Urkunde 
erlangen  konnten ,  welche  m  ausdrücklichen  Worten 
ihre  freiheiten  anerkannte  oder  bestätigte.  In  dem 
letztern  falle  dafgegen  mussten  ganz  andre  mittel  uiid 
wege  eingeschlagen  werden«  .  JVlan  musste  Vorkeh- 
rungen' treffen,  um  nöthigenfalls  dem  Landesherrn 
bewaffneten  widerstand  entgegensetzen  zu  können, 
und  diese  Vorkehrungen  waren  vornehmlich  die  Staat» 
dischen  bündnisse. 

153.  Jener  friedliche 'weg,  den  Fürsten  zu  ei- 
ner urkundlichen  anerkennung  uiid  bestätigung  der 
rechte  und  freiheiten  zu  veranlassen,  wurde  in  allen 
ländern  bei  vielfachen  gelegenheiten  eingeschlagen« 
Es  war  schon  in  der  ersten  hälfte  des  vierzehnten 
Jahrhunderts  fast  allgemein  üblich,  dass  jeder  Fürst 
beim  antritte  seiner  regirung  einen  aligemeinen  frei- 
brief  dem  lande  ausstellte.  Die  form  desselben  war 
sehr  verschieden.  Gewöhnlich  wurde  dem  ganzen 
lande,  und-  iür  dasselbe  der  gemeinen  Landschaft 
eine  besiegelte  urkundjß  gegeben,  bisweilen  aber 
erhielten  auch  einzelne  la»destheile  gleichlautende 
ausferti^ungen,  und  nicht  selten  gab  man  einzelnen 
Ständen,  oder  auch  einzelnen  mitgliedern  der  Land« 
Schaft,  namentlich  den  einzelnen  Städten,  bissondre 
freibriefe.      Gegenstand  der  bestätigung  ist  gewöhn- 
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lieh  das  herkömmliche  und  verbriefte  recht.  Die 
Lüneburgschen  Fürsten  versprechen,  das  land 
und  seine  einwohner  zu  lassen  bei  allerlei  rechte, 
gerichte  und  gewohnheit,  die  sie  sammt  oder 
besonders  gehabt  haben  i).  In  dem  freibriefe  för 
Baiern  *  Landshut  vom  j.  1363  gelobt  •  der  Herzog, 
einen  jeden  bei  seinen  rechten  und  gewohnheiten, 
auch  das  Rechtsbuch  ungeändert  zu  belassen  ohne 
übergreifen  2),  Oft  ist  noch  besonders  darauf  be- 
dacht genommen,  dass  die  bestätigung  nur  den  wirk- 
lich bestehenden  und  erweislichen  rechten  gelten 
dürfe*  Dem  Pommerschen  lande  Stolpe  wird  im  j. 
1323  zugesagt,  dass  die  Gotteshäuser  und  Mannen 
bei  aller  gerechtigkeit  und  rechte  behalten  werden 
sollen,  welche  sie  recht  und  redlich  beweisen 
mögen  3).  In  dem  Pommerschen  freibriefe  vom 
j.  1372  gelobt  der  Herzog  mit  seinen  söhnen,  das 
land  bei  allem  rechte  zu  lassen  und  zu  behalten, 
das  sie  mit  briefen  oder  mit  lebendigen  leuten  be- 
weisen mögen  4).  Einen  ähnlichen  zusatz  enthält 
der  freibrief  des  Brandenburgschen  Markgrafen  Lud- 
wig des  Römers  vom  j.  1352  fiir  die  Ritter  und 
Knechte  im  lande  zu  Königsberg,  Berwolde  und 
Schildberg  o).  /  Dagegen  die  freibriefe  für  Stadt  und 
land  zu  Berlin,  Prenzlau  und  Neu-Brandenburg  vom 


i)  —  recbte  richte  linde  wonbelt  de  se  hat  hebbet  samet  ed- 
der bysunderen.  jACpBt  Lüneb.  Landtagsabsch.  I,  3.  8.  15.  — 
-~  by  allen  recblea  gericblen  Tryheiden  goaden  unde  wohnlicU 
ten,  de  se  bat  bebben  sammet  edder  besundere.     Das.  t,  18. 

2)     RcDHABT  gescb.   der  Bair.  Landst.   1,  117. 

5)     Urk.  bei  Schöttgeh  et  Kreysig  diplom.  et  Script.  5,  32. 

4)    Das.  3,  57. 

8)    BuGBBQLZ  gescb.  der  Rurm.  Brandenb.  5,  urb.  s.  iOO» 

n.  16 


242     \y%  B^rathnng  des  stats  a.  der  kirche. 

j«  1347  bestätigen  nvr  alles  recht,  alte  freiheit,  und 
alle  gate  gewohnheit,  die  land  und  leute  bei  den 
alten  Markgrafen  gehabt  haben,  die  sie  mit  briefen 
beweisen  mögen  i).  In  den  ältesten  Lüneborgschen 
freibriefen  vom  j.  13S5  und  1367  sind  neben  der  all- 
gemeinen bestätigong  des  rechts  noch  besonders  alle 
Sachen  und  stücke  anerkannt,  welche  die  privilegia,- 
handvesten  nnd  allerlei  briefe  ausweisen,  die  von 
den  frühem  Herzogen  gegeben  seien  2).  Zuweilen 
sind  neben  dieser  allgemeinen  bestätigung  der  rechte 
und  freiheiten  noch  emzelne  rechte  besonders  auf« 
geführt,  je  nachdem  eine  bestimmte  veranlassung 
dies  nöthig  erscheinen  liess*  Häufiger  erfolgten  in- 
dessen die  bestätigungen  von  bestimmten  einzelnen 
rechten  nicht  gerade  bei  dem  regirungsantritt  und 
der  huldigung,  sondern  bei  andern  gelegenheften^ 
wenn  etwa  Streitigkeiten  zwischen  Fürsten  und  Stän- 
den zu  einem  vergleiche,  oder  beschwerden  von 
Seiten  der  Stände  zu  einer  erklärung  fährten. 

Die  freiheitsbestätigung  war  eine  anerkennung 
derjenigen  pflichten,  Welche  dem  Fürsten  auch  ohne 
dieselbe  oblagen.  Sie  wurde  gewöhnlich  zugleich 
auf  die  erben  und  nachfolger  des  Fürsten  gestellt, 
des  ungeachtet  aber  von  diesen  wiederholt,  und 
selbst  bei  lebzeiten  des  ausstellers,  so  oft  eine  ver- 
anlassung dazu  sich  ergab,  erneuert*  Herzog  War- 
tislav  von  Pommern  versprach  sogar  ausdrücklich, 
als  er  im  j.  1325  dem  Ffirstenthum  Rügen  seine  pri- 
vilegia  bestätigte,   dieselben  freundlich  zu  erneuern. 


I)     BucDHOLz  geseh.  der  Rurm.  Brandenb.  5,  urk.  8.  49.  07. 
2}    Jacobi  Lüaeb.  Landtagsabseh.  1,3.  9. 
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wenn-  es  von  ihm  gesucht  wflrde  i).      Oft  bestärkte 
der  Fürst  sein  versprechen  noch  durch  einen  eid. 

Meistentheils  stand  die  bestätigung  der  landesfrei- 
heiten  in  einer  gewissen  beziehung  mit  der  huldigung 
der  unterthanen«  Zwar  huldigten  die  Landstände  in 
der  regel  zuerst,  aber  immer  in  der  sichern  erwartung, 
dass  der  freibrief  nachfolgen  werde.  Oft  wurde 
darfiber  verhandelt,  und  die  huldigung  nicht  eher 
geleistet,  bis  derselbe  ertheilt  oder  wenigstens 
zugesagt  war,  und  zuweilen  huldigte  man  ausdrück- 
lich mit  vorbehält  der  landesfreiheiten.  Die  Herzoge 
Bernhard  und  Heinrich  von  Braunschweig-Lüneburg 
verpflichteten  im  j.  1388  ihre  erben  und  nachfolger 
in  der  herrschaft  zu  Lüneburg:  „dass  sie  sollten  ge- 
loben, schwören  und  verbriefen,  alle  in  der  frei* 
heitsbestätigung  geschriebenen  stücke  treulich  zu 
thun  und  zu  halten,  ehe  man  einige  huldigung 
thue  oder  in  der  herrschaft  Lüneburg  gestat- 
te 2)."  In  einer  alten  aufzeichnung  im  Rathsar- 
chive  zu  "Braunschweig  heisst  es:  „So  lange  die 
Stadt  und  die  Bürger  von  der  Herrschaft  bei  ihrem 
rechte  und  gewohnheit,  und  bei  gnaden  gelassen 
werden,  wollen  sie  die  huldigungseide  thun,  als 
sich  zu  rechte  gebührt.  Wenn  aber  die  Herrn  das 
recht  und  die  gewohnheit.  brechen,  und  sie  nicht 
bei  den  gnaden  lassen,  so  wollen  und  dürfen  sie 
von  rechtswegen  zu  den  eiden  der  huldigung  nicht 
verbunden  sein,   so   lange  die  Ungnade  unter  den 


I)     ScDOTTGEiT  et  Kreysig  5,  52. 

Jacobi  Lüneb.  Landtagsabtch.  I,  19*   $.  6. 
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Herrn  währt  i)/'      Der   hnldigungseid    der  Baiern- 
Straubinger  Landschaft  für  Herzog  Albrecht  IIL  im 
j.  1438  lautete:    „wir  geloben  mit  unsern  treuen  an 
eides  statt,    den  Herzogen  und  ihren  erben  getreu, 
gewähr  und  gehorsam  zu  sein ,    als  unsern  natürli- 
chen Landesfürsten  und  rechten  Erbherm ,    als  wir 
rechtlich  sollen,  doch  mit  behaltniss  unserer  freiheit." 
In  den  besondem  eidesformeln  fiir  einzelne  glieder 
der  Landschaft,  so  wie  auch  in  der  für  den  Münch- 
ner antheil  fehlt  jedoch  dieser  vorbehält  2).     Einen 
ähnlichen  entwurf  der  eidesformel  mit  gleichem  vor- 
behalte machte  man,  als  im  j.  1460  zu  München  den 
Herzogen  Johann  und  Sigmund,    Albrecht's  söhnen, 
gehuldigt  werden  sollte.     Aber  die  Stadt  München 
verlangte,    dass  vorher  der  bestätigungsbrief  verle- 
sen und  ausgestellt  werde«      So  geschah  es,  und 
die  Stände  fugten  der  huldigungsformel  den  beisatz 
hinzu:    nach  der  Fürsten  tode  „sollen  und  wollen 
wir   ihrem    jeglichen   nächsten   mannserben   solche 
huldigung  und  eide  auch  thun,  jeglichem  zu  seinen 
rechten , .  iamassen  wir  Ihren  gnaden  auf  heute  ge- 
tban  haben,    ohne  geföhrdlB;    doch,    so   sollen  mis 
unsre    freiheiten  auch   bestätigt   werden,    inmassen 
uns  die  obgenannten  unsre  gn.  Herrn  H.  Johannes 
und  H«  Sigmund  jetzt   gegeben  und  bestätiget  ha- 
ben/'    Es  war  aber  sitte,    dass  von  den  einzelnen 
Städten  die  huldigung  besonders  eingenommen  wer- 
de, und  da  haben  einige  von  ihnen  sich  wohl  bewe- 


1)  BeHTHBiBR    Brannschw.  Lfineb.'  cbronica    s.  631.     Dort  ist 
die  aufzeichnang  ins  j.  1545  gesetzt. 

2)  (RaBHNEa)  Bair.  Landtagshandl.  I,  117.   S»  79—81. 
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gen  lassen,  den  eid  vor  der  ertheilnng  der  freiheifs- 
bestätigung  zu  leisten  i).  Im  Straubinger  antbeile 
wurde  auch  dasmal  „mit  behaltniss  der  freiheit^'  ge- 
huldigt 2).  In  der  Primogenitur-Sanction  vom  j.  1506 
ordnete  Herzog  Albrecht  IV.  das  verhältniss  zwi- 
schen erbhuldigung  und  freiheitsbestätigung  in  der 
ärt,  dass  ein  jeder  regirender  söhn  oder  erbe 
den  „getreuen  Landsassen  von  allen  Ständen  der 
Prälaten,  des  Adels  und  von  Städten,  so  sie  gedach- 
tem regirenden  erben  gewöhnliehe  pflicht  und  erb- 
huldigung, wie  sich  gebührt,  thun  wollen,  als  sie 
schuldig  sind ,  ihre  Freiheit ,  altes  herkommen 
und  löbliche  gewohnheit  gnädiglich  bestatten,  und 
darin  keinen  verzug  haben,  noch  suchen  sollen  in 
keine  weise  3)."  Danach  musste  also  die  freiheits- 
bestätigung vor  der  wirklichen  huldigung  ertheilt 
werden. 

154.  Wirksamer,  als  diese  Verpflichtung  der 
Fürsten  zu  urkundlicher  freiheitsbestätigung,  waren 
die  bündnisse,  in  welchen  die  Landstände  sich  ver- 
einigten, um  nicht  nur  die  anerkennung  ihrer  frei- 
heiten  vor  der  huldigung  zu  erzwingen,  sondern 
auch  dann,  wenn  der  Fürst  es  wagen  sollte,  die 
anerkannten  freiheiten  zu  verletzen ,  einander 
wechselseitigen  beistand  gegen  ihn  zu  leisten. 
Sie  finden  sich  früh  in  den  geistlichen  Fürstenthü- 
mern.  Hier  gab  der  einfluss,  den  die  Stände* 
auf  die  wähl  der  geistlichen  Fürsten  erlangten ,  ih- 
nen mittel  genug  zu  einem  energischen  auftreten  in 


1)    Rrbmneb  b,  38  f.  80  f. 

2)     Rrenner  0,  7  f. 
5)    KiiBNNEa  io,  573. 
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die  bände ,  da  sie  die  anerkennung  und  bestätigung 
der  freiheiten  zur  wablbedingung  machen  konnten; 
und  selbst,  wenn  die  wähl  noch  dem  Kapitel  allein 
zustand ,  kam  es  nur  darauf  an  y  dass  die  weltlichen 
Stände  entweder  es  verstanden,  die  Geistlichkeit 
in  ihr  interesse  zu  ziehen ,  oder  stark  und  einig  ge- 
nug waren,  um  eine  drohende  stellang  gegen  das 
Kapitel  und  den  künftigen  erwählten  Herrn  mit 
nachdruck  zu  behaupten.  Gewöhnlicb  etwas  später 
finden  wir  ähnliche  bfindnisse  auch  in  weltlichen 
herrschaften  in  grosser  anzahl,  ohne  dass  bei  allen 
die  Veranlassung  deutlich  ist  Meistentheils  liegt  diese 
in  Streitigkeiten  unter  mehreren  Ffirsten,  welche  auf 
die  succession  anspruch  machten,  oder  in  vergangen, 
welche  die  Stände  eine  Verletzung  ihrer  rechte^  be- 
sorgen liessen.  Die  Landesherrn  sahen  sieb  oft 
genöthigt,  diese  bfindnisse  gewähren  zu  lassen,  «ehr 
häufig  sogar,  sie  ausdrucklich  und  urkundlich  anzu- 
erkennen, ja,  nicht  selten  miissten  sie  ganz  allge- 
mein das  recht,  solche  bfindnisse  zu  schliessen,  als 
eine  landesfreiheit  bestätigen.  Mehrfach  traten  die 
Fürsten  ausdrucklich  einem  bfindnisse  ihrer  Stände 
in  der  art  bei,  dass  sie  sich  als  mitglieder  in  das- 
selbe aufnehmen  liessen.  In  diesem  falle  pflegte 
der  bund  nicht  ausschliesslich  gegen  den  Landes- 
herrn gerichtet  zu  sein,  sondern  überhaupt  gegen 
Jeden,  der  die  rechte  eines  der  mitglieder  ver- 
letzen würde.  Der  wechselseitige  beistand  war  also 
auch  dem  Fürsten,  und  gegen  mitglieder  der  Stände 
zugesagt.  Diese  gestalt  nahm  schon  das  bündniss 
der  Paderbornschen  Ritterschaft  an,  welches  im  j. 
1326  geschlossen  wurde,  eins  der  ältesten,  von 
welchen  wir  künde  haben.     Theilnehmer  an  dem- 
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selben  waren  die  Dienstmannen,  Burgmannen  und 
Getreuen,  die  mit  erblichen  gütern  in  den  grän- 
zen  des  Bisthuras  angesessen  waren,  das  Kapitel 
und  der  Bischof,  woraus  sich  ergiebt,  dass  die  Lan- 
desversammlnng  damals  noch  die  form  eines  Ritter- 
tages hatte,  indem  die  Städte  noch  nicht  als  selb- 
ständige corporationen  auftraten.  Zunächst  musste 
das  Kapitel  den  weltlichen  Ständen  versprechen, 
dass  es  inskünftige  keinen  Bischof  zur  Verwaltung 
des  landes  zulassen  wolle,  bevor  er  nicht  gewisse 
rechte  bestätigt  habe.  Nach  vollendeter  wähl  er- 
theilte  Bischof  Beruhard  die  verlangte  bestätigung, 
und  darauf  verbanden  sich  die  weltlichen  und  geist- 
lichen Stände  mit  eiden,  dass  sie  mit  vereinten 
kräften  dem  Bischöfe  widerstand  leisten  wollten, 
falls  er  dieser  anordnung  jemals  entgegenhandeln 
würde.  Dagegen  versprachen  sie  aber,  auch  dem 
Bischöfe  beizustehen,  wenn  einer  von  ihnen  dem- 
selben mit  unrecht  zuwider  sein,  und  das,  was  die 
Vereinigung  enthalte ,  zu  brechen  versuchen  würde  i). 
155.  Die  art  und  weise,  wie  diese  bündnisse 
ihre  rechte  zu  schützen  suchten,  war  nicht  überall 
dieselbe.  Schon  ihr  blosses  zusammentreten,  ihre 
einigkeit  musste  von  grossem  gewichte  sein,  da  die 
Landesherrn  fast  unter  allen  Verhältnissen  darauf 
angewiesen  waren,  sich  auf  die  mitwirkung  und 
hülfe  der  Stände  zu  stützen.  Wie  grossen  werth 
man  auf  das  blosse  furwort  angesehener  genossen 
legte,  zeigt  sich  unter  andern  in  der  sitte,  welche 
damals  noch  sehr  allgemein  war,  dass  bei  gerichüi- 


1)    Urkanden  bei  Lunig  coUecÜo  noya  1,  15T7  f. 
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chen  verhandlangen  jede  parte!   ihre  frennde  und 
verwandten   mitbrachte,    um   sich    von   diesen    un- 
terstützen zu  lassen  (§.71.    1,  237.)*     Eben   diese 
Bitte  erklärt  jenen  vertrag  dreier  Sächsischer  Städte, 
wonach  sich  dieselben  verpflichteten,  falls  eine  von 
ihnen    die    gnade    des   Herzogs    verwirken    sollte, 
diesen   gemeinschaftlich,    als    ob   alle   mitschuldige 
wären ,    anzuflehen  (§.  105.    2,  77).      Auf  diese  art 
des  gemeinschaftlichen  auflretens  gegen  den  Landes- 
herrn beschränkt   sich  fast  ausschliesslich  ein  sehr 
merkwürdiges    bündniss,    welches     die    weltlichen 
Stände     des   Erzbisthums    Salzburg    während    der 
sedisvacanz  im  j.  1403  errichteten.      Nur   eine   un- 
deutliche Schlussformel  behält  ihnen   im  äussersten 
nothfalle  wirksamere  schritte  vor,    deren  beschaff 
fenheit  aber  nicht  angegeben  wird.    Viele  Bitter  und 
Knechte,  Richter,  Bürgermeister  und  gemeinde  der 
Stadt  Salzburg,  und  die  gemeinden  der  Städte  Lau- 
fen,  Titmaning,   Hallein  und  Rastatt  erklärten  näm^ 
lieh:  „dass  sie  bedacht  hätten  die  grosse  gewalt  und 
das  unrecht,  die  ihnen  die  seligen  Bischöfe  Pilgerim 
und  Gregor  gethan  hätten  an  land  und  leuten,   wel- 
che sie  beschwert   hätten   mit  gewalt  wider   recht, 
was  hinför  von  ihren  nachkommen  ebenfalls  gesche- 
hen mögte.     Dieselben  hätten  übergrosses  gut  ge- 
geben gen  Rom  dem  Papste  ohne  der  Stände  wil- 
len und   wissen,    und   sich   damit   in  das  Bisthum 
gesetzt;    davon   sei   das  Bisthum   in   grosse    geld- 
schuld  gekommen,   und  sie  hätten  land  und  leute, 
und   alle  Städte    wider  recht   und   alte   gewohnheit 
schwer  besteuert.     Dazu  hätten  sie  die  lehen  nicht 
den  rechten  erben  verleihen  wollen,  sondern  diesel« 
ben  /selbst  behalten,   oder  zu  fremden  banden  ge- 
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bracht  Femer  hätten  sie  manchen  mann  nm  kleine 
Sachen  und  ohne  alle  schuld  oft  schwer  gefan- 
gen und  beschatzt,  auch  etliche  wittwen  und  wei- 
sen mit  gewalt  und  ohne  schuld  beschwert,  und 
ohne  ihren  und  ihrer  freundsehaft  willen  verheira- 
thet  Endlich  hätten  sie  den  verbündeten  Ständen 
lehen,  gülten  und  geldschulden,  und  andre  forderun- 
gen,  darum  man  gute  briefe  und  beweise  gehabt, 
nicht  wollen  .  ausrichten ,  ungerechnet  alle  andern 
grossen  beschwerden,  die  zu  lang  zu  schreiben  wä- 
ren. Damit  nun  solche  grosse  gewalt  und  verderben 
nicht  mehr  geschehe ,  damit  das  Gotteshaus ,  land 
und  leute  und  sie  bei  würden ,  rechten ,  ehren  und 
nutzen  blieben,  so  hätten  sich  die  genannten  Ritter 
und  Knechte  und  Städte  einträchtig  vereint,  bei  ein- 
ander zu  bleiben  in  der  weise :  welcher  Herr  künf- 
tig rechtlich  zu  einem  Bischöfe  eingesetzt  würde, 
den  sie  mit  recht  und  mit  ehren  aufnehmen  mögteii 
und  sollten,  den  wollten  sie  mit  fleiss  bitten,  .dass 
er  das  Gotteshaus,  land  und  leute,  Ritter  und 
Knechte  und  Städte,  reich  und  arm,  bei  rechten, 
ehren  und  nutzen  und  bei  alter  guter  gewohnheit 
bleiben  lasse.  Darum  begehrten  sie  von  dieses 
Herrn  gnade,  dass  er  sie  dessen  versichere  mit 
briefen  fiir  sich  und  seine  nachkommen  unter  sei- 
nem und  des  Kapitels  insiegeln.  Würde  er  aber 
ihnen  das  verzögern,  und  die  briefe  nicht  geben, 
so  wollten  sie  alle  vereinigt  ihm  keine  huldigung 
thun,  so  weit  sie  vermögten,  bis  er  ihnen  die  briefe 
mit  allen  punkten,  artikeln  und  siegeln  richtig  über- 
antworte, und  wenn  das  geschehe,  dann  wollten  sie 
dem  Herrn  huldigen,  beiständig  und  gehorsam  sein 
ti*eulich  und  ohne  alle  gefährde»   wie  sie  von  recht 
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nnd  billigkeit  wegen  thun  sollten.  Würde  aber  die- 
ser Herr  oder  seine  nachkommen  jemanden  unbillig 
beschweren,  so  wollten  sie  alle  ihn  bitten,  mahnen 
und  erweisen,  so  lange,  bis  er  sie  bei  gnaden  und 
rechten  bleiben  lasse.  Wollte  er  aber  sich  nicht 
erbitten  und  erweisen  lassen,  so  begehrten  sie,  dass 
er  ein  gericht  niedersetze  von  Rittern  und  Knechten 
vom  lande,  und  von  Bürgern  aus  seinen  Städten, 
und  sich  von  diesen  ein  recht  erkennen  und  finden 
lasse,  was  man  ihm  um  den  handel  schuldig  sei. 
Wollte  er  aber  das  recht  nicht  erkennen  lassen,,  so 
mögten  sie  den  handel  wohl  dahin  bringen,  dahin 
er  von  rechts  wegen  gehöre  i).''  Diese  verschrei- 
bung  nannte  man  den  Igel,  und  die  Vereinigung  den 
Igelbund,  sowohl  wegen  ihres  Inhalts,  als  wegen 
ihrer  form,  denn  die  verbündeten  hatten  rings  um 
den  brief  ihre  Siegel  gehängt,  so  dass  er  damit, 
gleich  wie  mit  scharfen  stacheln  besetzt  schien.  Der 
neu  erwählte  Erzbischof  ertheilte  der  Landschaft  die 
erbetene  foestätigung  ihrer  freiheiten  2),  und  liess 
sich  sammt  den  Rittern,  die  noch  nicht  an  dem 
bunde  theil  hatten,  als  mitlandleute  in  denselben 
aufnehmen  3).  Er  ersparte  dadurch  dem  Erzstifte 
grosse  Zerrüttung,  welche  ohne  diese  einigkeit  zwi«. 
sehen  Herrn  und  Ständen  schwerlich  ausgeblieben 
sein  würde.  Denn  der  Pabst  hatte  sich  die  besetzung 
des  Bischöflichen  Stuhls  vorbehalten,  und  bereits  den 


I)  Urk.  bei  Zauüeb  clironik  von  Salzbarg  (Salzburg  1798.  8.) 
5,  12  — 16. 

9)  Urk.  bei  Hübree  bescbreibuog  der  btiapt-  und  resideuz- 
stadt  Salzburg  (Salzburg  1795.  8.)  2,  258. 

5)    Urk.  bei  Zaukbe  das.  5,  18. 
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Bischof  von  Freising  providirt,  der  jedoch  nach  drei 
Jahren  seine  ansprüche  wieder  aufgeben  musste. 

156.  In  den  meisten  föllen  gingen  die  Stände  viel 
weiter  und  erklärten  offen,  dass  sie  ihre  rechte  und 
freiheiten  mit  gegenseitiger  hülfe  gegen  jedermann  auf- 
recht halten  und  vertheidigen  wollten,  den  Landesherrn 
nicht  ausgenommen ,  wie  z*  b.  in  jenem  ewigen  biind- 
nisse  der  Stände  von  Tirol,  dessen  schon  früher  (§.122. 
2,  127)  erwähnung  geschah,  und  sehr  oft  sah  sich  der 
Landesherr  genöthigt,  den  Ständen  unter  dieser  Vor- 
aussetzung das  recht  zu  gewaltthätigkeiten  und  bewaff- 
netem widerstände  ausdrücklich  einzuräumen.  König 
Andreas  IL  von  Ungarn  musste  sich  hierzu  schon  im 
j.  1222  verstehen  i).  Aehnlichen  Inhalts  war  das 
schon  angefahrte  bündniss  der  Paderborner  Ritter- 
schaft mit  Bischof  und  Kapitel  vom  j.  1326.  Eben 
so  der  älteste  Bairische  schadlosbrief ,  der  auf  dem 
Rittertage  zu  Schnaitpach  im  j.  1302  ausgestellt  wurde, 
obwohl  in  besondrer  beziehung  auf  unbefugte  Steuer- 
erhebungen. Dort  erklären  die  Herzoge  Rudolf  und 
Ludwig  von  Oberbaiern  den  Grafen ,  Freien ,  Dienst- 
leuten und  allen  Edeln:  „wäre  aber,  dass  wir  uns 
gegen  uns  selber  j  sie  und  ihre  erben  vergässen, 
das  Gott  verbiete,  und  eine  allgemeine  Steuer  von 
ihnen  forderten,  und  sie  die  Steuer  nöthigen  woll- 
ten zu  geben  wider  ihren  willen,    damit  haben  wir 


i)  Quodsi  Tcrp  nos  Tel  »iiquis  saccessorum  nostrorunt  aliquo 
unqaam  tempore  huic  dispositiooi  nosfrae  contraire  yoluerit,  li- 
keram  kabeant  Larum  authoritate  sine  nota  alicujus  infidelitatis 
tarn  Episcopi,  qaam  alii  Jobagiones  ac  Nobiles  rrgni,  uaiversi 
ac  singali,  praeseiltes  et  futuri  posterique,  resistendi  et  contra« 
dicendi  nobis  et  nostris  snccessoribus  in  perpetunm  facoUatem. 
Deeret.  Andreae  art.  51.  %.  2.  im  Corp.  jail«  Hangar.  I ,  lo7. 
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gethan  wider  nnsre  treue  an  ihnen,  und  ist  deshalb 
unser  guter  Wille  und  gunst  dabei ,  dass  sie  sich  jetzt 
mit  einander  vereint,    und  auch  geschworen  haben, 
dass   sie  uns   keine  gemeine  Steuer  forthin  geben. 
Und  wer   die   genannten  unsre   getreuen   darin  vor 
uns  beschirmet  und  ihnen  hilft,    dass  sie  und  ihre 
erben  uns  forthin  keine  giemeine  Steuer  geben,    der 
soll  daran  nicht  wider  uns  gethan  haben  i)."     Noch 
entchiedener    spricht    die   Miederbairische   handfeste 
vom  j.  1311,  vermittelst  deren  Herzog  Otto,  der  sich 
König  von  Ungarn  nannte ,    den  Ständen  gegen  eine 
Steuer  die  gerichtsbarkeit  überliess.    Sie  erlaubt  den 
Rittern  sogar,    sich  andren  Fürsten  zu  diensten  zu 
verpflichten,   um  deren  beistand  zu  erlangen.    Die 
Urkunde   lautet   gegen  das  ende:    „Es  haben  auch 
alle   unsre  Landherm,    Grafen,    Freie   und  Dienst-- 
mannen  vor  uns  geschworen  einen  eid  mit  unserm 
willen   und    geheiss,     dass    sie    einander   geholfen 
seien,  wenn  ihnen  etwas  an  diesen  Sachen  von  uns 
oder  von  unsem  amtleuten  gekränkt  oder  überfah- 
ren würde,   dass  sie  sich  dessen  wehren  sollen*,  so 
fem,   wenn  sie  sich  darum  an  einen  andern  herm 
halten  mit  dienst  um  hülfe  und  rettung  wider  uns, 
dass  weder   sie,   noch   ihre   erben   das   gegen  uns 
oder  unsre  erben  entgelten  sollen  an  ihren  treuen, 
noch  an  keinen  gnaden  und  Sachen;  noch  auch  die 
herrn,  an  die  sie  sich  halten,  sollen  das  an  ihrer  treue 
entgelten  2)."    Im  j.  1468  verlangte  die  Oberbairische 


I)  Urk.  bei  ▼.  Bbighahfi  gesch.  der  Sudt  Mancheii  (MüBcbea 
1785  fol.)  urkundeub.  s.  57.  no.  4tf. 

3)  Urk.  bei  Lünig  collecfio  nova  I,  572.  (Panieb)  artpnuig 
der  Landst  verf.  in  Baiern  8.88. 
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Landschaft  von  den  Herzogen ,  dass  sie  gewisse 
geböte  zur  abstellung  von  landesbeschwerden  an 
die  ämter  und  gerichte  ergehen  Hessen,  und  fugten 
hinzu:  „falls  darüber  jemandem  durch  die  Herzog- 
lichen beamten  einige  beschwerung  geschähe,  der 
solle  das  an  den- regirenden' Fürsten  bringen.  So 
dieser  aber  die  beschwerung  nicht  in  den  nächsten 
vierzehn  tagen  wende,  so  möge  sich  der  beschwerte 
dessen  wehren  und  aufhalten,  und  welchen  Herrn 
—  es  waren  die  nicht  regirenden  brüder  der  Her^- 
zoge  gemeint  — r  er  darum  anrufe,  der  solle  sich 
seiner  annehmen,  und  dessen  kßine  Widerrede  ha- 
ben, und  das  förderlich  thun,  auch  solle  deshalb  kei- 
ner der  Herrn  dem  beschwerten  darum  ungnade 
zuziehen."  Herzog  Albrecht  erwiederte:  „er  sei  von 
Jugend  auf  und  noch  geneigt,  wo  die.  seinen  unbillig 
und  wider  altes  herkommen  beschwert  würden ,  das 
zu  wenden  und  nicht  zu  gestatten,"  und  erliess  das 
erbetene  landgebot  nach  rath  seiner  Räthe,  auch 
der  Prälaten,  Ritterschaft,  Städte  und  Märkte,  so 
von  einer  gemeinen  Landschaft  dazu  gegeben  und 
geordnet  waren,  ohne  sich  weiter  .über  das  in  an- 
sprach genommene  widerstandsrecht  zu  erklären  i). 
Den  Landständen  des  Fürstenthums  Lüneburg  stellte 
noch  im  j.  1471  Herzog  Friedrich  eine  Urkunde  aus, 
worin  es  heisst:  „wäre  aber,  da  Gott  ftir  sei,  dass 
unsre  Prälaten,  Mannen  und  Städte,  sämmtlich  oder 
jemand  von  ihnen  besonders,  von  uns,  unsern  erben 
oder  nachkommen  über  recht  und  redliche  zusage 
beschwert  würden,  so  heissen  und  erlauben  wir 
ihnen,  dass  sie  sich  sämmtlich  oder  besonders  sol- 


I)    (KiBKifEB)  Bair.  Landtagshandl.  ^,  552.  555, 
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len  und  mögen  aufhalten,  und  gegen  uns,  unsre 
erben  und  nachkommen  erwehren,  so  lange,  bis 
man  die  oder  den  zu  recht  gestattet,  und  zu  ant- 
-wort  lässt  kommen,  ohne  einige  Weiterung  oder  ein- 
spräche 1)."  Bekannt  ist  auch  das  grundgesetz  von 
Brabant,  welches  den  namen  Aerjoyeuse  eniree  führte, 
weil  es  bei  dem  einzuge  jedes  neuen  Herzogs  be- 
schworen %vurde.  Noch  Kaiser  Joseph  IL  hat  diesen 
eid  geleistet,  und  die  Brabantische  revolution  wollte 
darin  ihre  rechtfertigung  finden.  Aber  freilich  hatte 
der  artikel  vom  widerstandsrechte  seit  dem  ewigen 
landfrieden  eine  weit  mildere  deutung  gefunden. 

Einige  dieser  landesfreiheiten  gingen  sogar  so 
Ttreit,  dass  sie  den  Ständen  gestatteten,  gänzlich  Ton 
dem  Landesherrn  abzufallen,  und  ihre  besitzungen 
einem  fremden  Fürsten  zu  unterwerfen.  Die  Mark- 
grafen Johann,  Otto  und  Konrad  von  Brandenburg 
erklärten  schon  im  j.  1282,  da  sie  sich  mit  ihren 
unterthanen  über  eine  Steuer  verglichen:  wenn  sie 
ihre  bei  dieser  gelegenheit  gemachten  zusagen  nicht 
halten  würden,  könnten  ihre  Vasallen  sich  von  ihnen 
abwenden,  wohin  ihnen  beliebe,  bis  die  sache  völ- 
lig geschlichtet  sei  2).  Das  Fürstenthum  Rügen  zu 
beiden  Seiten  des  meeres  erhielt  im  j.  1325  eine 
ähnliche  freiheit  Herzog  Wartislav  von  Pommern 
stellte  taämlich  allen  Ständen,  Klöstern,  Prälaten, 
Vasallen,    Rittern,     Knechten,    Städten,    Flecken 


1)  Jacobi  Liineb*  Landtai^abscb.  i,  75. 

2)  Qaod  81  premissa  iafriogeremus,  se  divertere  poterunt,  qao 
dicti  Tasalli  nostri  duxeriut  divertendum ,  donec  ea  ad  plenam 
fuerint  retractata.  (Lenz)  Slarggrfifl.  Brandenb.  uhrkanden  (1755. 
8)  1,  106. 
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und  Bauern  eine ^ handfeste  aus,  mit  der  nebenbe- 
Stimmung:  wenn  er  einige  der  gemachten  zusagen 
brechen,  und  dies  nicht  binnen  einem  halben  jähre 
auf  inständiges  erinnern  zurück  nehmen  würde,  so 
ftollten  alle  die  genannten  sich  einem  jeden  fremden 
Herrn  zuwenden  dürfen,  welcher  ihnen  nützlich  und 
genehm  schiene  i).  Auch  dem  lande  Stolpe  erklär- 
ten die  Pommerschen  Herzoge  Bogislav,  Barnim  und 
Wartislav  im  j.  1348:  „wenn  sie  oder  ihre  erben  die 
Stände  ungerechter  weise  bedrücken  würden,  dann 
sei  den  Rittern  und  der  Stadt  Stolpe  erlaubt,  ohne  alle 
misbilligung  der  Fürsten  eine  einigung  durch  brief 
und  Siegel  zu  schliessen,  und  der  ungerechten  ge- 
walt  und  beschwerde  sich  zu  widersetzen,  bis  sie 
vollständig  in  ihren  gerechtigkeiten ,  rechten,  frei- 
heiten  und  eigenthum  gesichert  seien.  Wenn  sie 
aber  dies  durch  die  einigung  nicht  zu  erreichen  ver- 
mögten,  dann  solle  land  und  Stadt  frei  einen  Für- 
sten und  Herrn  wählen  dürfen,  welchen  sie  wollten, 
und  welcher  sie  in  ihren  rechten  und  freiheiten  re- 
giren  wollte  oder  könnte,  und  daran  sollten  sie 
nicht  wider  ihre  ehre,  noch  wider  ^ie  Herzoge  oder 
deren  erben  gethan  haben.  Das  land  solle  aber  so 
lange  unter  der  herrschaf);  des  erwählten  Fürsten  blei- 
ben ,  bis  die  Herzoge  dasselbe  mit  freundschaftlichen 
Verhandlungen  und  vertragen  wieder  gewinnen  wür- 
den.'*   Alle  diese  bestinunungen  sind  im  j.  1372  von 


1)  Si  quas  c«nditionet  pracliftliitas  infringemas  et  instanter 
admoniti  eas  infra  anoam  dimidlaiD  non  reTocaremas ,  et  taue 
omnes  isti  predicti  lieite  possant  adherere  euieunque  ▼oluerint 
domino,  prout  ipsis  Tidebitur  eipediens  et  conftultam.  DjBOziBaT 
samml,  Pommersclier  landesurkoaden  1,  42j$. 
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Bogislav  und  seinen  söhnen  von  neuem  bestätigt  i)* 
Gleiche  befugnisse   nahmen   die    Gortes  von    Arra* 
,  gonien  in  anspruch,   indem  sie  ihren  König  bei  der 
Aronbesteigung    durch    den    Oberrichter   folgender- 
massen  anreden  liessen:     Wir,  die  wir  so  viel  gel- 
ten,  als  Ihr,   und  die  wir  mehr  vermögen,  als  Ihr, 
machen  Euch  zu  unsrem  König  und  herrn,    mit  der 
bedingung,  dass  Ihr  unsre  rechte  wahret.    Wo  nicht, 
nicht  2)! 

157.    Alle  diese  öffentlichen  anerkenntnisse  des 
widerstandsrechtes    enthielten    nicht    etwas    neues, 
sie   sprachen  nur  unverholen  einen  grundsatz   aus, 
der  schon  in  alter  zeit  bestanden,  und  unzählige  mal 
praktisch  geübt  war  (§.  34.  1,  96).     Aber  so  lange 
ihn  die  Fürsten  nicht  ausdrücklich  zugaben,  wichen 
sie  ihm  nur  aus  noth,    und  man  kannte  keine  ent- 
Scheidung,  als  das  recht  des  Siegers.    Daher  warnte 
König  Stephan  der  Heilige  von  Ungarn  um  das  j. 
1000    seinen    söhn  Emerich:    „wirst    du   friedfertig 
sein,    so    wird   man    dich   König   und    Königssohn 
heissen,   und  alle  kriegsleute  werden  dich  lieben; 
aber  wenn  du  jähzornig,  stolz,  neidisch,  nicht  fried- 
fertig dich  über  Grrafen  und  Fürsten  erheben  wirst, 
so  wird  die  Königliche  würde  ohne  zweifei  vor  der 
stärke  der  kriegsmänner  schwach  sein;  und  sie  wer- 
den dein  Reich  einem  andern  geben  3)."    Durch  die 
anerkennung  des  widerstandsrechtes  aber  schien  dem 


i)     ScBÖTTGEN  et  KiEYSiG  diploiA.  et  script.  3,  43.  37. 

2)  No8  qae  yalemot  tanto  como  tos,  y  que  podemos  bum 
qne  tos,  tos  hazemos  nuestro  rey  y  segnor  con  tal»  que  guardeis 
nuestros  fueros.     Si  no,  uol 

3)  Corpus  jaris  Hungarici  I,  123. 
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Fürsten  die  mOglichkeit  entzogen  zu  sein ,  ferner  der 
ausübung  desselben  als  einem  unrechte  entg^en  zu 
treten,  so  bald  von  seiner  seite  ein  anlass  dazu  ge- 
geben war. 

Allein  in  Wahrheit  wurde  mit  dem  allen  wenig 
oder  nichts  geholfen,  so  lange  der  Fürst  noch  mit 
den  Ständen  über  die  rechtmässigkeit.  seiner  hau- 
dlungs weise  streiten  konnte.  Ja,  den  letztern  war 
nur  eine  veranlassung  gegeben,  um  so  eifriger  über 
ihre  verbrieften  rechte  zu  wachen,  und  um  so  rück- 
sichtsloser  und  voreiliger  eine  Verletzung  derselben 
zu  behaupten.  Es  war  also  nur  zunder  in  die  asche 
gelegt.  In  der  that  standen  jene  rechte  nicht  um- 
sonst auf  dem  pergamente.  Im  j.  1319  schlössen 
Vasallen  und  Städte  des  landes  Stettin,  welche  von 
ihrem  Herzoge  Otto  und  dessen  söhn  Barnim  belei- 
digt waren,  mit  Wartislav  von  Pommern  ein  wech* 
selseitiges  schutzbündniss,  und  ernannten  den  letz- 
tem zu  ihrem  beschützer  und  Vormund,  bis  ihr  Herzog 
ihnen  gerechtigkeit  widerfahren  liesse.  Sie  schlös- 
sen diesen  bund  zur  ehre  ihres  Fürsten  und  zum 
frommen  des  landes,  und  erwarteten,  dass  jener  die 
kosten  eines  etwaigen  krieges  bezahlen  werde  i). 
Der  Pommersche  Adel  mit  seinem  rechte,  den  Für- 
sten wegen  ungerechter  gewalt  zu  verlassen,  hat 
sich  unzählige  male  bald  den  Brandenbui^ischen 
Markgrafen ,  bald  wieder  seinen  angestammten  Her- 
zogen zugewendet,  gleich  wie  man  in  altern  Zeiten 
die  Lotharingischen  Grossen  zwischen  dem  Franzö- 
sischen und  Deutschen  Reiche  hin  und  her  schwan- 
ken sah.    Anstatt  das  erschütterte  land  zu  beruhi- 


1)    Babtqold  gesch.  Toa  Rügen  u.  Pommern  5,  ICl. 
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gen,   machten  sie  durch  solches  verfaliren  mir  den 
bfirgerfcrieg  endlos. 

In   mehreren  ländem  sclilug  man  daher  einen 
gemässigteren  weg   ein,    indem  Fürst    und   Stände 
durch  einen  vertrag  ein  gericht  niedersetzten,   ivel- 
ches  den  aufträg  erhielt,  alle  Uneinigkeiten  zwischen 
ihnen  entweder  durch  seine  vermittelung  gütlich  bei- 
zulegen, oder,  wenn  dies  nicht  möglich  wäre,  nach 
dem  rechte  zu  entscheiden.    Es  war  dies  ein  um  so 
natürlicherer  ausweg,    als  schon  seit  alter  zeit  der 
grnndsatz  bestand,    dass    ein   Schöffengericht   auch 
über   seinen   eignen  vorstand  und  gerichtsherrn   zu 
urtheilen  habe.    So  richtete  der  Pfalzgraf  über  den 
Kaiser,    der  Burggraf  von  Tangermünde  über  den 
Markgrafen  von  Brandenburg.    Aber  die  erinnerung 
daran,    dass    die  Landesversammlung   zugleich    ge- 
richtliche  functionen  hatte,    war  in  den  meisten  län- 
dorn  im  erlöschen,    und  jene  zeit  der  gewaltthätig- 
keit  drohte  häufig,    alle  rechtlichen  bände  zwischen 
den  Landesherrn  und    seinen   unterthanen   zu  zer- 
reissen.     Es  war  daher  wichtig  genug,    dass  man 
sich  über  ein  stehendes  gericht  einigte,  welches  den 
frieden  zwischen  Fürsten  und  Ständen  aufrecht  er- 
halten konnte.    Im  hintergrunde  stand  freilich  immer 
wieder   die   kriegerische  macht,    durch  welche  der 
bund  der  Stände  stark  war,  und  die  aussprüche  des 
gerichts  vollziehen  konnte.    Es  lag  sogar  sehr  nahe, 
daran  zu  denken ,  dass  das  gericht  einmal  dem  Lan- 
desherm  unrecht  geben,  und  selbst  den  bewaffneten 
widerstand  der  Stände  gerecht  heissen  könne.      In 
einem  solchen  falle  war  dann  allerdings  kein  friede 
durch    das    gericht   geschaffen,    aber   in   der    regel 
wird  doch  das  öffentliclie  ansehn  eines  solchen  aus- 
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Spruchs  9  verbunden  mit  der  drohenden  Stellung  der 
Stände,  hinreichend  gewesen  sein,  den  Fürsten  zum 
nachgeben  zu  bewegen,  ehe  es  zu  thätlichkeiten 
kam. 

Zu  dieser  art  der  Ständischen  gerichte  hat  England 
schon  im  anfange  des  dreizehnten  Jahrhunderts  das 
beispiel  gegeben.  Die  Magna  Charta ,  welche  Jo» 
hann  ohne  Land  im  j.  1201  gab,  und  von  der  die 
Engländer  noch  heute  einen  theil  ihrer  freiheit  ab- 
leiten, ordnete  schon  ein  gericht  von  fünfundzwan- 
zig Baronen  an,  die  über  die  aufrechthaltung  der  iu 
der  Urkunde  zugesicherten  rechte  wachen  sollten  !)• 
Aber  auch  in  Deutschland  ist  diese  einrichtuyg  sehr 
alt  Schon  in  einem  freibriefe  fiir  Sachsen -Lauen- 
burg vom  j.  1288  setzt  Herzog  Albert  ein  gericht  von 
vier  Rittern  nieder,  welches  alle  Streitigkeiten  zwi- 
schen ihm  und  seinen  Vasallen  schlichten  soll  2). 
Im  j.  1323  findet  sich  eine  ähnliche  bestimmung,  die 
jedoch  von  der  Ritterschaft  allein  ausgeht,  in  dem 
benaclibarten  Holstein.  Hier  schlössen  viele  Ritter 
und  Knappen  auf  drei  jähre  ein  bündniss  wider  einen 
ihrer  Landesherrn,  den  Grafen  Johann»  An  die 
spitze  der  einigung  wurden  fünf  Ritter  gestellt,  und 
wenn  irgend  jemand,  wer  es  sei,  um  irgend  jeman- 
des willen ,  der  auf  Graf  Johanns  schlösse  oder  in 
seinem  brodte  lebte,  einen  der  verbuudenen  an  leib, 
gut  oder  ehre  beschädigte,  wenn  das  diesen  fünfen 
unrecht  und  ungleich  dünkte,  dem  sollten  sie  män- 
niglich  nach  rath  und  heissen  der  fünf  widerstehen, 


I)     WiLKiNS  leges  Angio  -  Saxonicae  (Loudini  1721  fol.)  p.  3o8. 

S)     MicuELSKif    urktinciciisaminl.    der  Sclilcswig- Holstein -Lauen- 

burgisclien  geselUchaft  für  yaterl.  gcscbiclite  (Kiel  1859.  4)  i,iS7. 
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ein  jeder  mit  aOer  seiner  macht,    mit  leib  nnd  gut, 
mit  frennden  nnd  verwandten,  nnd  allen^    die  jeder 
hinzu  ziehen  konnte,  nnd  keiner  sollte  den  andern 
verlassen,  die  sache  hätte  denn  ein  ende.    Auch  soll- 
ten diese  fünf  alle  nneinigkeiten  nnter  den  verbun- 
denen schlichten.    An  dem  bundbriefe  hingen  88  sie« 
gel  an  allen  vier  selten,    gleich  wie  bei  dem  Salz- 
burgischen Igel,  und  es  war  neben  den  namen  der 
Ritter  und  Knappen  räum  gelassen  för  die,    deren 
beitritt  zu  der  einigung  man  etwa  noch  erwartete  i). 
In  Niederbaiem  legte  im  j.  1324  ein  vertrag  zwi- 
schen den  Herzogen  Otto  und  Heinrich  und  den  Stän- 
den dein  Fürstlichen  Rathe  die  zwiefache  befugniss 
bei,  Streitigkeiten  der  Herzoge  unter  sich  und  Strei- 
tigkeiten zwischen  den  Herrn  und  den  unterthanen 
oder  Standen  zu  schlichten,   welche  über  Verletzung 
der  verbrieften  rechte  entstehen  mögten.    Es  heisst 
in  der  Urkunde  unter  andern:    Wer  unter  den  Für- 
sten die  Sache  und  die  bünde,    die  in  der  handfeste 
geschrieben   sind,    überföbrt  oder  bricht,    der  fallt 
von  land  und  leuten.     Doch  also:    wer  unter  den 
Fürsten  kläger  ist,    der  soll  in  vierzehn  tagen  den 
ganzen  Rath   besenden,    und    soll   daraus    nehmen 
fünfzehn  der  ältesten,    die  sollen  der  Fürsten  rede 
gegen  einander  hören,  und  wer  dann  schuldig  bleibt^ 
der  soll  nach  ihrem  rath  die  sache  ablegen  und  bes- 
sern binnen  einem  monat«    Thäte  er  das  nicht,    so 
sind    seine   lande   und   leute  ihrer  treue  und  ihrer 
eide  ledig,    und   sollen  dem  oder  denen,    die  un- 
schuldig sind  oder  die  recht  tbun,  mit  allen  Sachen 
und  treuen  warten  und  geholfen  sein.     Hätten  die 


i)    SuBH  hiitorie  af  Danmark  iSL,  55£S  — 3^7. 
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Fürsten  etwas  zu  klagen  gegen  irgend  jemand ,  er 
sei  Graf,  Frei,  Dienstmann,  Ritter,  Knecht,  Bürger, 
arm  oder  reich,  so  sollen  sie  ihn  zur  rede  setzen 
nach  des  gemeinen  Rathes  rath,*  bleibt  er  dann 
schuldig,  so  soll  er  es  bessern,  ist  er  aber  unschul- 
dig, so  soll  er  mit  gemach  bleiben  an  leib  und  an 
gut;  wollte  er  sich  aber  der  besserung  widersetzen, 
so  sollen  arm  und  reich  den  Fürsten  geholfen  sein, 
bis  sie  ihn  dazu  bringen,  dass  er  bessere  nach  des 
Rathes  rath.  Wäre  aber,  dass  die  Fürsten  oder  ihre 
beamten  sich  damit  nicht  wollten  begnügen  lassen, 
und  vielleipht  einen  oder  mehrere  ohne  schuld  und 
ohne  recht  beschatzen  und  verderben,  so  selten  edle 
und  unedle,  arme  und  reiche  bei  einander  bleiben 
und  einander  geholfen  sein ,  bis  sie  die  Fürsten  dazu 
weisen,  dass  sie  für  gut  nehmen,  wie  geschrieben 
ist,  und  sollen  das  an  ihren  treuen  gegen  die  Fürsten 
nicht  entgelten  i). 

In  Oberbaiern  erhielten  die  Fürstlichen  Räthe  eine 
ähnliche  Stellung  in  folge  der  erbschafisstreitigkeiten 
nach  dem  im  j.  1425  erfolgten  tode  Herzogs  Johann  von 
Straubing.  Nach  dem  vorschlage  des  Ständischen 
Ausschusses,  welcher  diese  Streitigkeiten  beilegen 
sollte ,  erhielten  die  weltlichen  und  geistlichen  Stände 
von  den  Herzogen  im  j.  1429  eine  allgemeine  frei- 
heitsbestätigung  mit  dem  zusatze:  „wäre  aber,  dass 
jemand  von  uns  oder  unsern  amtleuten  darüber  be- 
schwert würde,  der  oder  dieselben  sollen  uns  des- 
sen erinnern,  und  es  vorbringen  durch  sie  selbst  oder 
unsre  Räthe;  wollen  wir  ihnen  das  dann  nach  un- 
serer Räthe  erkenntniss  abthun ,  deren  zum  mindesten 


1)    IJrk.  Lei  Oefele  script.  rer.  Boic.^  2,  Hö.  146^ 
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fünf  sein  sollen  unsrer  Landleute,   in  einem  monat 
nach  ihrem  ersten  erinnern  und  vorbringen,  dessen 
sollen    sie   sich    begnügen  lassen.      Und   auf  dass 
ihnen   alle   obengeschriebenen   artikel   ewiglich    stat 
gehalten  werden ,   erlauben  und  gebieten  wir  unserer 
obgenannten  Landschaf);   in  Oberbaiern,    geistlichen 
und  weltlichen,  dass  sie  sich  zu  einander  verbinden 
sollen    und    mögen,    treulich   einander    zu    helfen, 
und  dem  zu  widerstehen,    so  lange  bis  dass  ihnen 
von   uns  oder   unsern   amtleuten   darum  genug  ge- 
schieht 1).''     In    gemässheit    dieser   letztern  zusage 
schlössen  im  folgenden  jähre  die  beiden  Oberbairi- 
schen    Landschaften    von    München    und    Ingolstadt 
einen  bund,  einander  in  der  beschützung  ihrer  rechte 
und  freiheiten   zu  helfen,   und   dabei  trafen  sie  fol- 
gende  anordnung.     Jede    der    beiden    verbundenen 
Landschaften  ernannte  alljährlich  zwei  von  der  Rit- 
terschaft und  zwei  von  den  Städten,  und  neben  die- 
sen noch  acht,    halb  aus  der  Ritterschaft,    halb  aus 
den  Städten  und  Märkten.    Wer  nun  eine  beschwerde 
hatte  gegen   die  Fürsten  oder   deren  amtleute,   und 
nicht   nach  Vorschrift   der  vorigjährigen   freiheitsbe- 
stätigung  abhülfe  erlangen  konnte, 'sollte  sich  an  die 
vier  wenden,   und  diese   sollten  nach  ihrem  besten 
verstehen  versuchen,  ob  sie  an  dem  Fürsten  solche 
gnade  finden  mögten,  damit  dem  beschwerten  genug 
geschehe.     Mögten  aber  die  vier  dies  an  ihm  nicht 
finden,    oder    däucht    sie,     dass    solches    überfah- 
ren,   wie  ihnen   dann  vorgebracht  ist,    zu  schwer 
wäre,    so  sollen  und  mögen  sie  die  acht,    die  zu 
ihnen  erwählt  sind ,  zu  ihnen  fordern ,  und  den  Sachen 


I)    (Krenneb)  Bairische  LandUgshandl.  5,  18.    i,  21. 
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nachgehen  nach  ihrer  aller  sswölf  bestem  verstand* 
niss,  oder  des  mehrern  theils  unter  ihnen;  oder  sie 
mögen  beider  theile  Land.schafien ,  oder  eine  zu  ihnen 
fordern,  und  mit  deren  aller  rath,  oder  des  mehre- 
ren theils  unter  ihnen  den  Sachen  nachgehen,  dätmt 
den  überfahrenen  genug  geschehe  i). 

In  Braunschweig -Lüneburg  hatten  die  Herzoge 
Bernhard  und  Heinrich  schon  im  j.  1388  den  Land- 
ständen eine  bestätigung  ihrer  rechte  und  freiheiten 
gegeben,,  worin  sie  erklärten,  dass  sie  keinerlei 
gnade  oder  recht,  geschrieben  oder  ungeschrieben, 
verwerfen  oder  zu  hülfe  nehmen  wollten,  um  sich 
irgend  einer  der  gegebenen  zusagen  zu  entledi- 
gen, oder  die  zu  brechen;  sollte  aber  einer  von 
ihnen  oder  den  ihrigen  eins  von  den  verschriebenen 
stücken  unwissentlich  und  ohne  vorsatz  brechen, 
so  sollten  und  wollten  sie  das  binnen  einem  Vier- 
teljahre, nachdem  es  ihnen  verkündet  sei,  wieder 
gut  machen  nach  aussage  derer  von  Prälaten ,  Mann- 
schaft und  aus  den  Städten,  welche  dann  im  Fürst- 
lichen Rathe  wären  2).  Eine  sehr  efgenthümliche 
ausbildung  erhielt  diese  Verfassung  dufch  die  soge- 
nannte Lünebur^sche  Säte  oder  Zate  vom  j.  1392« 
Der  ausdruck  bezeichnet  in  der- Niedersächsischen 
spräche  jener  zeit  eine  Zusammensetzung,  einen  ver- 
trag. Auch  Friedesate,  d.  i.  friedenssatzung,  friedens- 
bündniss,  wird  sie  genannt.  Sie  wurde  geschlos- 
sen, als  die  Herzoge  Bernhard  und  Heinrich  nach 
einer  zeit  schwerer  innerer  und  äusserer  kriege  in 
eine  drückende  Schuldenlast  gerathen  waren ,  so  dass 


1)  nRE!*i?iER  I,  oO  —  5^.     Lü?iiG  coli,  nova  i,  659  f. 

2)  Jacobi   Lütieb.  Lundtaggabscb.  I,  19.   §.  7. 
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wichtige  besitznngen  hatten  verpfändet  werden  müs- 
sen.   Die  Stände  übernahmen  eine  schuld  von  50,000 
mark  Liineburgischer  pfenninge,  und  erhielten  dage- 
gen Urkunden,  in  welchen  zum  theil  dem  ganzen  lande, 
zum    theil    den    einzelnen    Ständen    ihre    bisherigen 
rechte  bestätigt,  einige  zweifelhafte  rechte  gesichert, 
und  andre  dem  lande  neu  gewährt  wurden.    In  der 
einen  davon,    dem  eigentlichen  Satebriefe,   bestätig- 
ten die  Fürsten  im  aUgemeinen  die  herkömmlichen 
rechte  un^  freiheiten,  versprachen  allen  schütz  ohne 
Parteilichkeit,  und  räumten  dem  lande  einige  wichtige 
rechte  ein.     Zum  schütze  aller  dieser  Zusicherungen 
ernannte  man  ein  gericht  von  sechzehn  so  genann- 
ten Satesleuten,  nämlich  acht  Rittern  und  acht  Bath- 
mannen,    von  denen  jeder  eidlich  geloben  musste, 
binnen  zwei  jähren  seinen  aufirag  nicht  zu .  kündi- 
gen.     Diese  Satesleute   sollten  theils  in  Hannover, 
theils  in  Lüneburg  zusammen  kommen,    damit  der 
Zugang  zu  ihnen  weniger   leicht  versperrt  werden 
könne«    An  diesen  beiden  orten  sollten   sie  zu  ge- 
richt sitzen  über  den  Fürsten,    wenn  ihm  entweder 
die  Verletzung  eines  rechtes  der  Stände,    oder  be- 
günstigung  eines  Satebruches,  der  durch  einen  un- 
terthan  geschah,   zur  last  gelegt  würde.    War  das 
erstere   der  fall,   so  sollte  dem  Herrn  binnen  vier- 
zehn tagen  anzeige  von  der  erhobenen  klage  gemacht 
werden,   und  hierauf  war- dieser- verbunden,   binnen 
acht  Wochen  entweder  die  beschwerde  abzustellen, 
oder  in  Hannover  einzureiten,  und  dort  so  lange  ein- 
lager  zu  halten ,  bis  die  beschwerde  gehoben  wurde. 
Geschah  weder  das  eine,  noch  das  andere,  so  konn- 
ten  die  Satesleute  in  Verbindung  mit  dem  Rathe  zu 
Lüneburg  alle  Landesförstlichen  einkünfte  so  lange 
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einziehen,  bis  die  beschwerde  gehoben,  oder  die 
summe  von  50,000  mark  wieder  erstattet  war.  Wenn 
dagegen  ein  unterthan  die  Säte  brach,  so  wav  der 
Landesherr  verpflichtet,  gegen  ihn  binnen  vier  wochen 
nach  geschehener  anzeige  die  hülfe  rechtens  zu  ge- 
währen. Geschah  dies  nicht,  so  urtheilten  die  Sa- 
tesleute  selbst  über  den  friedebrecher.  Wollte  aber 
der  Fürst  dem  verfahren  der  Satesleute  hindemisse 
in  den  weg  legen,  so  konnten  diese  alle  theilnehmer 
an  der  Säte  zu  den  waffen  rufen.  Dieser  vertrag 
wurde  von  allen  theilen  beschworen,  und  inskünftige 
sollte  keine  huldigüng  geleistet,  und  von  dem  Fürsten 
kein  schloss  verkauft  oder  verpfändet  werden  dür- 
fen, dieser  habe  denn  zuvor  das  bündniss  beschwo- 
ren, oder  die  50,000  mark  zurückgezahlt.  Auch 
kein  bürger  sollte  aufgenommen  werden,  der  nicht 
die  Säte  beschwor  i).  Ein  versuch  der  Herzoge,  im 
j.  1396  die  Säte  aufzuheben,  ist  nicht  gelungen,  und 
es  sind  uns  mehrfach  nachrichten  von  der  thätigkeit 
der  Satesleute  erhalten.  Aber  der  bund  konnte  keine 
schöneren  fruchte  tragen,  als  die,  dass  die  Satesleute 
nie  gelegenheit  fanden,  den  Landesherrn  zum  einrei- 
ten  aufzufordern ,  und  dass  er  nach  mehr  als  hundert 
Jahren  von  den  Landständen  aufgegeben  wurde,  well 
die  Säte  längst  mit  ausnähme  etlicher  stücke  bei 
Fürsten  und  Ständen  in  ungebrauch  gefallen  war  2). 
158.  Die  Säte  zeigt  schön  in  ihrem  namen  eine 
gewisse  Verwandtschaft  mit  den  geschwomen  land- 


1)  Jacobi  Lüaeb.  Landtagsabich.  1,  29  f«    Vergl.  Spittlbe  gesch. 
des  Furstenthnms  HanoTcr  I,  83  f.  '      . 

2)  Urk.  T.  1519  bei  (Scheidt)  cod.  dipl.  zn  Hoser  Br.  Lfineb. 
staUrecht  (Göttiagen  1759.  8.)  Torrede  s.  88. 
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frieden,   und  in   der  that  ist   nur   der  unterschied 
zwischen    diesen    Ständischen    gerichten    und     den 
Landfriedensgerichten,     dass    Jie    einen    zwischen 
Herrn  und  unterthanen,    die  andern   nur  zwischen 
unterthanen   richten.     Oft  sind   beide   geradezu   mit 
einander  verbunden.      Schon  in  dem  Satebriefe   ist 
dies    gewisser  massen  der  fall,    da   die  Sateleute 
über  friedebrecher  richten  sollen,  wenn  die  Herzoge 
das  recht  verweigern.   Entschiedener  ist  beides  ver- 
einigt in  einem  bündnisse,   welches  Erzbischof,  Ka- 
pitel,  Städte,  Ritter,  Burgmannen  und  die  Marsch- 
gemeinden des  Erzstifts  Bremen  im  j.  1397  auf  acht 
jähre  schlössen.    Hier  wurden  dreizehn  Schiedsleute 
aus  allen  Ständen  niedergesetzt.     Wenn  der  Erzbi- 
schof der  meinung  war,  dass  die  verbundenen  oder 
jemand   von    ihnen    ihm   unrecht   gethan   habe,    so 
sollte   er  darüber   klagen,    wo  sich   das  zu  klagen 
gebührte.      Wenn  ihm  aber   da  kein  recht  widerfah- 
ren konnte,  dann  sollte  er  die  klage  an  die  Schieds- 
leute bringen,    und  wenn  ihm  auch   die  nicht  zum 
rechte  verhelfen  konnten,    so  sollten  die  verbunde- 
nen alle  nach  dem  ausspiiiche   der  Schiedsleute  bei 
ihrem  Herrn  zusammen  bleiben,    auf  dass    sie  ihm 
zum  rechte  helfen  konnten.     Falls  aber  der  Erzbi- 
schof oder  die  seinigen  unrecht  gegen  die  verbun- 
denen oder  jemanden  von  ihnen  und  den  ihrigen  tha- 
ten,    so   sollte  man  darüber  bei  den  Schiedsleuten 
klagen.    Konnten  diese  es  nicht  dahin  bringen,  dass 
der  Herr  das  unrecht  wendete,    so   sollten  die  ver- 
bundenen   nach    dem    ausspruche    der  Schiedsleute 
bei  dem  zusammenbleiben,   welchem  kein  recht  ge- 
gen den  Erzbiscbof  geschehen  konnte,    und  ihm  so 
lange  mit  heeresfolge  beistehen,   bis  sie  ihm  zu  sei- 
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nem  Rechte  verhelfen  konnten«  Hatte  endlich  jemand 
unter  den  verbundenen  einen  andern  veranrechtet 
oder  beschädigt,  so  sollte  dieser  sich  mit  der  klage 
an  die  nächsten  Schiedsleute  wenden.  Die  sollten 
die  Sache  binnen  vierzehn  tagen  schlichten,  nnd 
konnten  sie  das  nicht,  so  sollten  sie  alle  Schieds* 
leute  auf  einen  tag  nach  Bremen  berufen,  um  dort 
die  Sache  mit  minne  oder  mit  recht  zu  scheiden, 
und  deren  Schiedsspruch  sollte  jeder  befolgen.  Wer 
das  nicht  thun  wollte,  und  dabei  verharrte,  dem 
sollten  die  verbundenen  alle  feind  werden,  und  dem 
andern  sollten  sie  nach  dem  Schiedssprüche  hülfe 
und  heerfolge  leisten,  bis  jener  ihm  ireundschaft 
oder  recht  thäte.  Dabei  wurde  dem  Fürsten,  so 
wie  jedem  andern  der  verbundenen  auf  das  genaue- 
ste angewiesen,  wie  viele  gewaffnete  er  in  allen 
diesen  fällen  zur  heerfolge  und  hülfe  zu  stellen: 
habe  i). 

Einige  bündnisse  hatten  diese  doppelte  bedeu- 
tung  von  Schutzbündnissen  gegen  den  Landesherrn 
und  Landfriedensverträgea,  ohne  gerade  diese  ver- 
schiedenen richtungen  ausdrücklich  zu  unterschei- 
den. Von  dieser  art  ist  die  einigung,  welche  Rit- 
terschaft und  Städte  der  Grafschaft  Mark  im  j.  1426 
errichteten.  Hier  heisst  es  im  eingange:  „Wir  ha- 
ben angesehen  grossen  jammer,  kummer  und  noth, 
und  Verderb  des  landes,  darum  sind  wir  um  trost, 
hülfe  und  gemeiner  noth  desselben  willen  einträch- 
tig überein  gekommen:  wäre  es.  sache,  dass  .wir 
sämmtlich  oder  unser  einer  besonders  von  einem 
andern  verkürzt  oder  verunrechtet  würden,  das  sol- 


I)    Urk.  bei  filEifCKEii  Script,  rer.  Germ.  I,  ^94 — £i06. 
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len  wir  sämmtlich  und  einträchtig,    und  jeder  von 
uns  nach  seiner  vollen  macht  dem  andern  zu  keh- 
ren und  zu  widerstehen  helfen,    ein  jeder  auf  sei- 
nen eigenen  verlust«''      Zu   dem   ende  wurde  auch 
hier  ein  Schiedsgericht   niedergesetzt,    zu  welchem 
die  Ritterschaft  zwei  Rathmänner,   und   die  Städte 
zwei  Ritter  erwählten.     Dies  sollte  jede  Zwietracht 
in  freundschafl  oder  im  rechte   scheiden,    und  bei 
ihrem  Schiedssprüche  sollte  es  unweigerlich  bleiben. 
Doch    konnten    die  vier   sich  auch  bei  Ritterschaft 
und  Städten  rechts  erholen.     Sie  durften  auch  neue 
mitglieder,    welche  in  dem  lande  Mark  oder  dabei 
gesessen  waren,  auf  ihr  begehren  in  den  bund  auf- 
nehmen.     Der    Graf    hatte    keinen    theil    an   dem 
bunde,  obwohl  dieser  darch  einen  streit  um  den  be- 
sitz   des   landes    veranlasst    zu   sein    scheint.      Es 
wurde  aber  zugleich  verabredet,  dass  der,  welcher 
die  herrschaft  erhalten  werde,  den  Ständen  alle  frü- 
here Ungunst  und  Unwillen  vergeben,    und  sie  bei 
rechten    und    gewohnheiten    lassen    und    schützen 
solle  1).      Aus  diesem  letztem  zusatze  scheint  her- 
vorzugehen, dass  die  einigung  auch  gegea  Verletzung 
dieser  rechte  von   selten  des  Grafen   Sicherheit  ge- 
währen sollte. 

159.  Ein  wichtiger  unterschied  zwischen  den 
landfrieden  und  diesen  Schutzbündnissen  bestand 
aber  darin,  dass  die  letztern  sehr  leicht  einen  feind- 
seligen Charakter  gegen  den  Landesherm  erhielten, 
zumal,  wenn  dieser  selbst  nicht  an  dem  bunde 
theil  nahm.  Eben  daher  trat  ihnen  bald  eine  rechts- 
ansicht  entgegen,  welche  dergleichen  einungen  durch- 


I)    LüMiG  collcctio  nova  I,  981  f. 
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ans  als  unerlaubt  betrachtete.  Diese  rechtsansicbt 
wurde  besonders  durch  das  Römische  recht  gefördert. 
Die  eigentliche  kraft  der  bündnisse  ruhte  in  dem 
fehderechte,  und  zu  einer  zeit,  welche  noch  nicht 
genau  zwischen  den  befugnissen  des  Landesherm 
und  des  Lehnherrn  gesondert  hatte,  lag  es  nahe, 
das  fehderecht  gegen  einen  Landesherrn  geltend  zu 
machen,  der  seine  pflichten  vernachlässigte,  da  es 
ausser  allem  zweifei  war,  dass  der  Vasall  seinem 
Lehnherrn  aufsagen  durfte,  wenn  dieser  seine  treue 
verletzte.  Das  Römische  recht  kannte  keine  erlaubte 
fehde,  es  gestattete  keine  beleidigung,  um  eine  an- 
dre beleidigung  zu  rächen,  aber  wohl  kannte  es 
strafen  für  unerlaubte  Verbindungen,  so  wie  für 
beleidigung  der  Fürstlichen  majestät.  Das  ver- 
bot der  Städteeinungen  und  Rittergesellschafien, 
welches  schon  die  goldne  Bulle  enthielt,  war  wohl 
zunächst  nicht  auf  die  Ständischen  einungen  be- 
rechnet, aber  es  konnte  darauf  gedeutet  wer- 
den. Daher  war  es  immerhin  wichtig,  dass  der 
Landesherr  selbst  der  einigung  beitrat.  Es  war 
auch  rathsam,  dass  man  die  Kaiserliche  bestäti- 
gung  nachsuchte,  wie  es  bisweilen  geschah.  König 
Wenzel  bestätigte  z.  b.  die  Lüneburgsche  Säte  im  j. 
1392.  Als  die  beiden  Niederbairischen  Landschaf- 
ten von  Ingolstadt  und  Landshut  sich  im  j.  1420 
mit  Herzog  Ludwig  dem  Bärtigen  zu  Ingolstadt  auf 
elf  jähre  verbunden,  und  von  diesem  das  ver- 
sprechen, sie  in  ihren  rechten  und  freiheiten  zu 
schützen,  erlangt  hatten,  bestätigte  Kaiser  Sigmund 
im  folgenden  jähre,  da  er  die  Streitigkeiten  zwischen 
Ludwig  und  Herzog  Heinrich  von  Landshut  beige- 
legt hatte,  in  einem  besondem  Privilegium  das  recht 
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des  Adels,    sich  zu  verbinden  nach  seiner  einsieht, 
auf  dass  er   bei  seiner  freiheit  bleibe  i).     Indessen 
findet  sich  das  nicht  häufig,    obwohl  im  fünfzehnten 
Jahrhundert  die  neuen  grundsätze   immer  mehr  und. 
mehr  geltung  bekamen.     Man  fing  an,    hie  und  da 
den  Ständen  das  einigungsrecht  zu  bestreiten  (vergl. 
§•  129.  2, 141) ,  obwohl  nicht  immer  mit  erfolg.      Es 
ist  bereits   erzählt  worden,   wie   die  Kurtrierischen 
Stände  im  j.  1456  eine   einigung  schlössen,    welche 
dahin  ging,  dass  wenn  „ihr  Herr  sein  gelübde  ver- 
gessen,   und   jemanden   über    alte   löbliche  herge- 
brachte freiheit,  gute  gewohnheit,  oder  wider  recht 
mit  gewalt  anfeinden,   beschweren  oder  bedrängen 
sollte,  sie  alle  den  bedrängten  berathen  helfen,  und 
ihm    beiständig   sein,    und    wenn   es    noth   wfirde, 
leib  und  gut  daran  setzen  wollten,   bis  die  bedräng- 
niss  und  das  gewaltthätige  vornehmen  nachgelassen 
würde;    und    dass    sie  auf  gleiche  weise    einander 
beistehen  wollten,  wenn  etwa  mit  bullen,  briefen  oder 
in  andrer  weise  neuerungen  vorgenommen  würden, 
die  zur  kränkung  oder  Vernichtung  der  alten  löbli- 
chen hergebrachten  freiheit  dienen  sollten  2)."    Da 
sich    der   von   einem  theile   des   Kapitels    erwählte 
Erzbischof  an  Kaiser  und  Pabst  wendete,  so  befahl 
Friedrich  IlL  am  18.  april  1457  bei  schwerer  strafe, 
das  bündniss  binnen  sechs  wochen  und   drei  tagen 
abzuthun,  denn  dasselbe  mögte  nicht  allein  dem  Für- 


1)  RuDHABT  gcsch.  der  Bair.  Landstande  I,  l6Sy  wo  mit  be- 
zicbuug  auf  den  30.  frei  hei  tsb  rief  die  erzShluog  Panzer^s  (or- 
Sprung  der  Landstäod.  rechte  8.  25),  aU  habe  der  Baiser  den 
buod  cassirt  y  widerlegt  vrird. 

2)  LuAiG  coUectio  noya  1,  ^^i  f. 
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sten  und  dem  Stifte  merklichen  nachtheil  an  ihren 
rechten  und  regalien,  sondern  auch  dem  Kaiser  und 
Reiche  an  ihren  obrigkeiten,  herrlichkeiten  und  ge- 
rechtsamen  bringen,  unangesehen,  dass  es  wider 
die  goldne  Bulle  sei.  Auch  der  Pabst  cassirte  den 
bnnd  bei  strafe  des  kirchenbannes ,  weil  nicht  allein 
der  Trierischen  kirchd  obrigkeit  dadurch  verletzt, 
sondern  auch  des  Kaisers  hoheit  zu  nicht  gemacht, 
und  insbesondre  des  Pabstes  Würdigkeit  merklich 
dadurch  angetastet  werde.  Des  ungeachtet  ist  das 
bündniss  im  j.  1501  erneuert,  und  nur  das  ge- 
waltthätige  desselben  wurde  durch  einige  besondre 
bestimmungen  etwas  gemildert  i). 

Der  widerstreit  der  neuern  romanisirenden 
ansichten  gegen  die  altern  tritt  gegen  das  ende  des 
fünfzehnten  Jahrhunderts  besonders  deutlich  in  der 
geschichte  des  Bairischen  Löwenbundes  hervor. 
Dieser  war  durch  einen  eingriff  in  die  Steuerfreiheit 
des  Adels  veranlasst  Die  erzählung  seiner  begrüii- 
dung  und  seiner  erfolge  wird  daher  w^ter  unten, 
wo  von  dem  besteuerungsrechte  zu  handeln  ist,  aus- 
führlicher mitgetheilt  werden. 

Durch  den  ewigen  Landfrieden  vom  j.  1495 
wurde  mit  dem  ewigen  und  unbedingten  verböte  je- 
der fehde  die  grundlage  der  bündnisse  vernichtet 
und  ihre  kraft  gebrochen.  Dennoch  haben  die  Stän- 
dischen bündnisse  nicht  sofort  aufgehört,  denn  ei- 
nes theils  waren  dieselben  auch  ohne  das  fehderecht 
denkbar,  da  die  genossen  einander  auch  auf  friedli- 
chem wege  beistand  leisten  konnten,  anderntheils 
ist  der  landfriede  nicht  sofort  von  allen  befolgt  ^  ja, 


i)    LttiviG  I,  5S5. 
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er  musste  seine  Wirksamkeit  verlieren,  sobald  der 
Kaiser  und  die  Reichsgerichte  unthätig  oder  machtlos 
wurden.  Der  folgenden  periode  sind  also  die  band- 
nisse  keineswegs  gänzlich  fremd,  aber  allerdings 
gehn  sie  in  derselben  rasch  ihrem  matergange  ent- 
gegen. 


SORGE  FÜR  DAS  WOHL  DES  STATES. 

160.  Die  Landstände  dieser  periode  gingen 
fortwährend  von  dem  uralten  grundsatze  aus,  dass 
der  Landesherr  in  wichtigen  dingen  nicht  ohne  ih- 
ren rath  handeln  dürfe,  so  bald  dieselben  das  wohl 
des  States  oder  der  kirche  betreffen.  Sie  nahmen 
daher  die  }>efugniss  in  anspmch,  wenn  etwas  ohne 
ihre  mitwirkung  geschah,  oder  wenn  bei  einer  noth  des 
landes  der  Fürst  unthätig  blieb,  auch  ungeheissen 
zusammen  zn  kommen ,  des  landes  nothdurfk  zu  bera* 
then,  und  den  Fürsten  durch  gemeinschaftliche  bit- 
ten auf  den  rechten  weg  zu  weisen.  So  erliessen 
z.  b.  im  j.  1385  die  Grafen  von  Wunstorf  und  Hal- 
iermund  und  mehr  als  hundert  Lüneburgsche  Edel- 
leute,  sammt  den  Rathmannen  der  Städte  Lüne- 
burg, Hannover  und  Uelzen  ein  schreiben  an  die 
Herzoge  Friedrich  und  Heinrich  von  Braunschweig- 
Lüneburg,  durch  welches  sie  dieselben  abmahnten, 
den  frieden  zu  brechen,  durch  den  der  successions« 
streit    mit    den    Sächsischen    Herzogen    beigelegt 
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war  i).  FreHich  brauchte  der  Landesherr  den 
bitten  nicht  zu  willfahren ,  indessen  waren'  die* 
sdhen  oft  dadurch  von  grosser  Wirksamkeit,  dass 
sie  ihm  zeigten  $  er  könne  in  den  dingen ,  die  er 
▼orhafoe,  nicht  auf  den  beistand  seiner  nnterthanen 
rechnen«  Anch  gab  eine  solche  berathang  der 
St&nde  leicht  anlass,  eine  Einuüg  zu  schütz  und 
trutz  gegen  den  Landesherm  zu  scfaliessen.  ^  Dve 
FftrstM  waren  daher  nicht  sehen  geneigt,  dasrech^ 
«ngerufen  sich  zu  versammeln  j  mit  dem  einiguhgs* 
rechte  zusamnien  zu  wer£»i,  und  beides  für  uneriaub* 
ton  widerstand  und  aufmhr  zu  erldären.  £s  war 
deshalb  wichtig  genug ,  wenn  die  fireibriefe  wenig«» 
intens  das  erstere  recht  den  Ständen  ausdrücklich 
bestätigten.  So  wurde  in  Baiem  der  Landschaft  des 
Alfinchner  tbeib  im  j.  1393  ein  fimbrief  ertbeilt,  dar^ 
in  esheisst:  „es  mögen  unsre  Grafen  und  Freien^ 
Dienstleute,  Ritter  und  Knechte ,  Städte  und  Märkte, 
land.  und  leute,  wdil.tag  stehen  und  zu  einander 
kommen,  her  gen  Miinchen  oder  anders  wo,  isoiofi 
ihnen  dessen,  noth  ist,  und  zu  ihnen  .äussern  lalnde 
bitten,  wen  sie  meinen,  der  dazu  nütz  und:giiklni, 
nnd  da* mit  einander  reden  der  Herrsdlutft,  delf  Lan- 
des und  ibranothäurft  2).'!  ..  Erst  neok  dedi  «Irigen 
laodfrieden  ist  iodessen  diese  beUmpfimg  ditoivedhts, 

.  I    .   ,      .        •       .;    •      •  1  ;  :     .'    »j'    '.  jJ  ;•!    iti   V  i:f'v( 
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dfQ  index. chronologicve  der  maiifissa  ^docamentqraii^.^   ^    .     ..^..,, 
3)     Lür«9  Jcollectio  *  np?ii  I,  697.      ÜDgcoäa'  Leziebt , RppQABT 
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aagenifeik  Basammen    zu  kommen,    selir  allgemein 
und  sehr,  erfolgreich  gewordbn. 

Die  fälle,  in  welefaen  die  Landstaiide ' gerufen 
oder  ungeru&n  für  das  interesse  des  landes  auftra- 
ten, waren  äuisserst  manchfakig,  und  im  -  gründe 
kann  das  meiste  von  dem^  was  über,  rechlspflege, 
gesetagebwig  und  iviahrung  der  rechte  gesagt  tet, 
«ach  hieher  gezogen  werden»  .:  Eine  Toilslandige 
attfiofthlnng.  aller  begebenheites,  auf  weldte'  ^ie 
Ständet  eingewirkt  ^  und  aller  beschwerdenv  die  sie 
geltend  gemacht  haben,  gewährt^  indessen  keitt  ia- 
ieressü,  da  es  für  <  diese  peiiode  sehr  -  verkehrt  wäre, 
den  allgemeinen  grundsatz^  in.  eine  menge  von -ein* 
ftelobn  techten  z«  zersph'ttern.  .  Wohl  aber  ist  te 
vein  Interesse^  einige  diär«. wichtigsten  verhiSlinsse 
Jiervorznfaeben,  weil  «erst  dadurch- die  art  und  wei^ 
di^  Stlindischeil  ihätigkeit  in  dieser  hinsieht  anschaa*- 
Jieh.wi^di.  ^MaiI  kann  diiet  hali^triehtuHg^n  dieser lets- 
tebn^uriteirficbeMeny  lod«m.fsie.  sieh  nämlich  entweder 
lauf udie<. gewöhnliche '  vevwaktthg  «des  iandes,  oder 
jiMfr.dcttUstatsfaauahalty-  oder  .eadU^  attf  politische 
.ttrfariiiUiiiise  heosiehit«  ;•       • 

.  •*;:.!  Ifili  .iA»if^'dfie>'gew)tiinlibhe  Imldtts^rwaltttng  üb- 
Ae^id«  düahdätanderiii  der.ire^el  hbinen' eiiiflttss,  so- 
(üMfitunid*  Ifaret^reldbci  in  beaiehttiig.aFttf  dib  reekls^ 
pflege  in  betracht  kamen«.  Die  beamten  des  landes 
wurden  nach  freier  wähl  des  Landesherm  be- 
stellt, und  man  betrachtete  sie  sogar  gewöhnlich 
■mbki^,  -'W$»*deBsen«if>iersOnHdie'  dtenln'^  ^e  *  dä^s  .  sie 
Tdt^'^fclöÄif*  a^feMahÄci  gfefial^rt^iVäirt^ii'  ^  Indessen 
war  das.  niclif' olirie/aüsnäTiiue?'  "ßeScKw^Vdeii'uber 

der  unterthanen  flihrtea..»ft;tmBtoaaMt  ^jlJBdflHfci^aaitt; 
8t  .    .11 
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duss  der  LatiS^herr  verisprecheii  mussfe,  keine 
ausländer  zu  beamtet  im  lande  zu  verordnen,  und 
^s  lag  wohl  vorzugsweise  dabei  die  idee  zum  gninder, 
dass  die  Fürstlichen  beamten  aus  der  zahl  der  Land- 
Stände  genommen  werden  müssten,  damit  sie  ein  in- 
feresse  an  der  wahmng  der  landesfreiheiten  hätten. 
So  versprechen  die  Pommerschen  Herzoge  in  den 
Privilegien  des  Fürstenthums  Ragen  vom  j.  1325  t 
„wir  sfcdlen  auch  in  dem  genannten  lande  keine  gemei- 
nen 'Amtleute,  noch  Vögte  setzen,  sondern  im  lande 
"wohnhafte  und  geseslsenö  i)'',  und  den  Pommer- 
schen Rittern' und  Städten  würde  im  j.  1327  zuge- 
i9agt,  dass  die  Herzoglichen  Land  -  und  Gross vögte 
nicht  ohne  ihren  rath  und  Zustimmung  angestellt 
werden  sollten  2).  Die:Niederbäirlsöhen  Stände  er- 
klären 5n  dem  bundbriefe  vom  j.  1347:  die  Herzoge 
haben  uns  gelobt,  „dass  sie  tins  mit  keinem  gast  im 

'Rath,  Pflegern,    noch  mit  anders  jemand  uberftetzeh 

-sollen;  denn  mit  deii  Landleuten,  die  ztt  dem  nie- 
dern  lande  zu  Baiem  gehören  9)/'  Der  gegensaf z 
■der  gemeineu  Anitlefttte  in  dem  eiiien' falle,  und  der 
'äusdruck  Landleute^  Ui  dem  andern  zeigen,  dass 
tnan^  hier  vorzugsweii^e  an  d^n  'Landesadel  gedacht 
'hab6.  *'  Der  «ireibilef  Ludwig's  des  Brandenburger^ 
f&r  QHrol  vom  j.  Id42^'  enthält  die  bestimmühg:  der 
;RIarkgraf' wolle  dife  aihtfentey  dfe  zu  T^irol  gehörfeh 

•l  ....»,••   .      •',.     .  {•      . 'U,  r.    .: .  •  .     ■■'.,     '«-:»      ;     ,    .      f    .1.   / 

1)  ScBÖTrcEif  et  Kkbysig  diplom.  et  Script.  3,  52  D« 

2)  —    ad?ocato8    generales     et    majores    pqpcnius    de   con^ilio 
lei  cöusensu  väsallorum  et  consuiuin  autedictarum  civitatum.   DiSH- 
MBRT  Pommcrsche   landesurkai^den  |,  4^.  , 
'"'*i\  't/rki.'iici  RaENNfeR  auteituntr  zur  Vniitiiiss  der '^air.  Laucltafus 
des  mittelalters  8.92. 
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und  .belehnt  sind,  bei  ihrea rechten  behalten,  k^ine 
veste  mit  ausländem  besetzen,  nnd  überhaupt  ^dle 
Grafschaft  zu  Tirol  handeln  und  haben  nac^  der 
bersten  jath,  die  darin  gesessen  sind  i)." 

.  Seltner,  kommt  es  vor ,  da^s  Furstlicl^e^  beamte 
nicht  bloss  dem  JLandes^errn,  sondern  anph  den 
Standen  schwören  mussten«  .Am  erklärlichsten  ist 
dies  da, /wo  ein  Landesherrlicher  beamter  ^anz  an 
die  stelle^  des  Fürsten  trat,  und  nun  etwa  geboten 
wurde,  .gleich  diesem  die  redite  und  freibeit^i  des 
landes  i^ijfrec^ht  zi^  erhalten.  Di^s  war  äer  fall  m  d^m 
ländehen  Hadeln ,  dessen  Landesherr,  der  Herzog  von 
Sf^chsen ;  Lanenburg^  beständig  von  demjselben,  ent- 
fernt war.  Er  li^ss  das  Land  durch  Grafe^  regiren. 
Schqi^  in  eiiiyei*  urk1^l4e  yon)i  j.  1^9  kommen  zwei  Grif- 
fen von  Hameln  am  hofe  des  Herzogs  vor.  Im  1. 1319 
baten  ^ie  einwohner  des  ländphens  den  Herzpg,  ,eiqen 
Vicegrafen  zu  senden«  welcher  bei  ihnen  anwesend 
wäre.  Diese'r  musste  nach  einem  spätem,  herkom- 
men den  versammelten  'Ständen  durch  handschlag 
geloben ,  dass  er  die  rechte  und  freiheiten  dos  lan- 
des wahren,  und  namentlich,  niemanden  willkürlich 
ins  gefangniss  legen,  und  ohne  die  S^t&nde  und  Schöf- 
fen des  landes  kein  gericht  halten  nnd  k,ein  recht 
sprechen  wolle  2).  Ein  merkwürdiges  beispiel  an- 
drer art  findet  sich  in  Böhmen«,  Hier  grunzte  König 
Karl  I.  im  j.  1348  die  bürg  Karlstein,  auf  welcher 
die  kleinodien  und  Urkunden  des  Königreichs  ver- 


,1  •  * 

1}    Urk.  bei    Krenner    Bair.    LandCaffe  des  mittclalters   s.  80 
-88. 

8)    Spangenberg    corpus  privile|^iorom    et  constitutio^imi  terrae 
Hadeleriae  (Hanoover  4825.  4j  8.9. 
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wahrt  werden  sollten.  Er  setzte  über  sie  zwei  BüVg« 
grafenV  einen'  ails  dem  Ilerm-,  deii  andern  aus 
dem  Ritterstande ,  und  beide  mussteh  nicht  allein 
dem  Konige,  ^sondern  auch  deii  Ständen  schwören. 
Die  Ursache 'Tag  in  diesem  falle  darin,  dass  an  den 
Reichsklelnddien  sowohl,  als  dem  Reichsarchive  auch 
den  StSndeÄ"  ein  recht  zustand,  denn  die  Icrone 
von  ßbhm'en  'war  von  je  her  als  ein  heiligthum  des 
landes  betrachtet^  welches  nicht  ans  demselben 
entfernt  werden  sollte,  und '  die  landesprivilegien 
bildeten  eiiien  Wichtigen  "bestandtheil  des  Reiclisar- 
chivs  1). 

Bisweilen  wurde  auch  bei  einem  regiringswecTi- 
sel  dem  Landesherrn  ^as  versprechen  abgenommen, 
dass  er  wenigstens  die  hohem  hof-"  und  landesbeam- 
ten  seines  Vorgängers*  nicht  entlassen  wolte.'  So  ent- 
hält der  Lünebürgsche  freibrief  des  Herzogs  Magnus 
mit  der  kette  vom  j.  1367  die  erklärung:  „wen  auch 
unser  lieber  vetter,  Herr  Wilhelm,  in  seinem  Rathe 
hatte,  den  sollen  wir  auch  in  unserm  Rathe  behal- 
ten,  wenn  die  herrschaft  an  uns  kommen  sollte; 
auch  sollen  wir  seinen  Drost,  Marschalk,  Schenk 
und  Kämmerer  bei  ihren  ämtern  behalten  und  las- 
sen/' Die  letztere  bestimmung  ist  auch  in  den  frei- 
brief  der  Herzoge  Wenzeslav,  Albrecht,  Friedrich 
und  Bernhard  vom  j.  1373  übergegangen  2), 

162.  In  den  meisten  ländem  gewannen  aber  die 
Landstände  einen  zwar  nicht  unmittelbaren,  aber 
des  ungeachtet  sehr  mächtigen  einfluss  auf  die  ge- 


l«.-U'  •'     ^  .. 


I)     Palacky  gesell,   von  Bölimon  %  2.  s.  508. 
^)     Jacobi  Lüaeb.  Landtagsabsch.  I,  10.  14. 
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sammte  statsverwaltung  durch  die  stellang,  in  tvel- 
che  sie  zu  den  Landesherrlichen  Käthen  kamen. 
Diese  Räthe  haben  wir  bereits  zur  zeit  der  Rif ter- 
tage  kennen  gelernt  als  Landesherrliche  behdrden^ 
welche  gleicli  den  obersten  Landesgerichten  bestimmt 
waren,  die  stelle  der  Landesrersammlung  zu  vertre- 
ten, wenn  diese  nicht  gerade  bei  den  Fürsten  anwe-» 
send  war.  Sie  haben  indessen  die  thätigkeit  der 
gesammten  Land  stände  nicht  verdrängt,  wie  dies 
von  Seiten  der  gerichte  geschehen  ist^  Denn  die 
Landstände  wachten  zu  eifersüchtig  darüber,  dass 
dieselben  nicht  diener  der  Fürsten  würden,  welche  den 
nutzen  und  die  wünsche  ihrer  Herrn  berücksichtig- 
ten^ nicht  aber  die  des  landes.  Sie  brachten  es 
dahin ,  dass  die  Räthe  in  den  meisten  ländern 
zu  einer  Ländständischen  behörde,  einem  Ständi- 
schen Ausschusse  wurden,  der  den  einfluss  der  Stände 
auf  die  regirung  vermitteln  konnte,  indem  er  bald 
namens  der  Stände  handelte,  bald  ihre  berufung  for- 
derte, bald  sogar  sie  selbst  berief.  Diese  Landstän- 
dischen Räthe  haben  sich  in  der  gegenwärtigen  pe- 
riode  zu  der  höchsten  stufe  ihrer  Wirksamkeit  erho- 
ben, ohne  dabei  den  Stützpunkt  aufzugeben,  wel- 
chen ihnen  die  Stände  selbst  gewährten.  In  einigen 
ländern  haben  sie  aber  gerade  am  Schlüsse  dieser 
Periode  eine  thätigkeit  entwickelt,  welche  dem  ärg- 
sten misbrauche  wenigstens  sehr  nahe  kam,  und 
sie  haben  so  ihren  eigenen  und  der  Landstände  Un- 
tergang znm  theil  selbst  vorbereitet. 

Im  anfange  des  vierzehnten  Jahrhunderts  bestan- 
den die  Fürstlichen  Räthe  aus  Herrn  und  Rittern 
allein,  und  der  Adel  behielt  diese  hervorragende 
Stellung   oft  noch   lange   zeit,  nachdem  .schon    die 
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übrigen  StSofde  in  der  Landes¥firilluil«ibin^  liervvar« 
getreten  waren.  Die  umwandbing  des  Rathes  iir 
einen  Ständi8e}ien  Auascbuss  ging  in  einigeni  ländeni 
sehr  rasch,  in  aiident  sehr  langsam  vor  sich.  Sret 
begann  in  der  regel  damit,  dass  die /Landstände 
einen  gewissen  einfluss  auf  die  waU  seiner  mitglie*' 
der  gewannen.  Häufig  drang  die  Landschaft  nml 
darauf,  dass  nicht  ausländische  günstlinge^  iVel^he 
dmrch  ihre  persinilichen  yerltättnisse  nur.auf  dieiför- 
derung  ihrer  eigenen  interessen  hingewiesen  warebv 
zum  verderben  des  landes  anter  die  Fürstlichen- 
Räthe  att%enommen  würden.  Schon  der  freibrief  dies: 
Fürstenthums  Rügen  vom  j.  1325  enthält  das  verspre^^ 
eben,  dass. der  Landeslierr  seine  Räthe,  mit  welchen, 
er  das  Fürstenthum  regiren  wolle , .  nicht  unter  den. 
ausländem,  sondern  nur  unter  den  eiawohnern.  des 
landes  wählen  solle  i). .  Die  Niederbairischen  Stände- 
erhielten  von  ihren  Herzogen  liudwig  dem  Branden- 
burger und  Ludwig  dem  Römer  eine  ähnlidre  zusage, 
deren  inhalt  sehon  oben  (§•  161.  2,  275)  angeführt 
wurde.  In  dem  vertrage,  welchen  die  Landgrafen 
Wilhelm  und  Balthasar  von  Thüringen  im  j«  1387  über 
ihre  gemeinschaftliche  regirung  errichteten,  heisstest 
„wäre  auch,  dass  wir  aus  dem  lande  ritteii,  oder 
mit  krankheit  befielen,  so  dass  wir  unserer  herr- 
Schaft,  landen  und  leuten  nicht  wohl  vorsein  mßg^ 
ten,  was  Gott  wenden  möge,  so  sollen  und  wollen: 
wir  alle  unsre  lande,  geschäfte  und  dinge,  die  uns- 
an  unsern  landen  und  herrschaften  anrühren,  befehlen 


I)     Urk.   hei  Sciiottgen  et  Kreysig  diplom.  et  Script.  3,  53  A, 
%vo  oOViibar  „nicbl'*  fi'tr  „luitt"   grlcseii  werden  nra».  •     • ' 


vmem  lieben  ebeltcfaeii  gemahlimieii,  faUs  wir  woHen, 
vod  «insern  Mannen^  die  wir  erkennen,  dass  sie  uns  und 
mserer  berschaft  allemützest  und  bequemest  seien, 
idso,  dass  die  Mannen,  denen  wir  das  empfehlen, 
nnsers  bruders,  unisre  und  untrer  herrschaft  ge« 
hi^ldigte  und  gescbworne  erbmannen  seien.  Andern 
lenten  sollen ,  noeh  wollen  wir  das  ia  keiner  weise 
empfehlen  i)."    > 

Hie  und  da  ging  der  einfluss  4er  Sttedeairf  dto 
btldung  des  Halbes  jedoch  viel  weiter«  Sie  be* 
stimmten  durch  vertrage  mit.  dem  Landesherrn  die 
zahl  und  person^en  derer,  welehe  ihn  beiwthai  soll- 
ten, und  bedangen  wohl  gar  ans,  dass  wenn  eine 
dieser  personen  ausschiede,  der  so  gebildete  Rath 
sich  selbst  ergänzen  oder  von  den  Landständen  er- 
gänzt  werden  dürfe.  Auch  blieb  es  nicht  immer  bei 
diesen  bestiraraungen  über  die  Unssere  form  und  bil- 
dnng  des  Rathes,  sondern  es  wurden  wohl  auch 
Vorschriften  über  den  umfang  seiner  beliignisse 
erlassen.  In  den  meisten  fällen  waren  aber  diese 
befugnisse  sehr  ausgeddint,  und  der  Landes- 
herr wurde  wohl  gar  verpflichtet,  die  beschlüsse 
desselben  zu  befolgen.  Auf  diese  weise  wurde,  der 
Fürstliche  Rath  vollkommen  zu  einem  Landständi- 
schen Ausschusse,  dem  man  üst  ein  recht  der  mit- 
regirung  zuschreiben  konnte.  Eine  solche  Stellung 
hatte  der  Rath  der  Niederbairischen  Herzoge  schon 
im  j.  1324  eingenommen.  Heinrich  der  ältere,  Otto 
und  Heinrich  der  jüngere,  welche  gemeinschaft- 
lich regirten,    waren  mit  der  Landschaft  in  streitig- 


1)    LiuiiG  Reidisarchiv  p«,  «pec*  coat*  2.  •.  idU, 
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kehen  getüthen ,  dereü  ntsäcTien  nicbt'  töllig  deut- 
lich sind.  Um  dieselben  tieizulegen ,  wurde  ein 
Landtag  nach  Landi^hnt  aüisgeschrieben,  und  dort 
zwölf  Edelteaten  di^  Vermittlung  übertragen.  Hier 
würde  festgesetzt : '  die  Fürs'en  i^bÜten  in  deii  näch- 
sten drei  jahrein  '  das  land  ilngetheilt  lassen ,  und 
ihiyen  solle,  #i^  l^h'er,  ein  Rath  von  zwölfen  zui* 
Seite  stehen,  der  in  Schwierigen  fällen  noch  vier 
andre  zu^eh^h  mtisse.  Zugleich  wurden  mehrere 
der  bisherigen  Räthe  von  ihren  ämtem  entfernt, 
denen  man  schlechte  haushaltuug  und  sittlichen  veir- 
derb  des  Hofes  zur  last  legte  i).  Die  befugriisse 
dieses  Rathes  war^o  so  ausgedehnt,  däss  er  in  der 
that  als'cin  Wächter  der  landesinteressen  gegen  den 
Landeshem^  anzusehh  ist.  Namentlich  war  er  Schieds- 
richter in  Streitigkeiten  zwischen  dem  Lanäesherrn 
und  dem  lande.  Unter  vielen  einzelnen  bestimmun- 
gen  verdient  etwa  die'  besonders  hervorgehoben  zu 
werdßik^  dass  er  die  Ffirsten  zur  rede  setzen  sollte, 
falls  sie  sich  mit  ihrem  Vetter,  Herzog  Heinrich, 
vereinigen,  und  mit  diesem  zusammen  „loben,  bin- 
den, dienen  und  angreifen  wollten,  ohne  des  ganzen 
Rathes  rath ,  das  land  utid  leüten  schädlich  wäre  2).'* 
Noch  grössere  rechte,  und  noch  entschied  n  er  den 
Charakter  eines  Ständischen  Ausschusses  erhielten 
die  Räthe  dieses  landes  nach  dem  ausgange  des 
Niederbairischen    Stammes  im  j.  1341.     Als   König 


1)  (Parzer)  arspfung  der  LaiulstftBil.  rechte  in  Baiern  s.  71. 
HcDHART  gesch.  der  Landst  in  Baiern  I,  87.  Atektirus  anual. 
Bojor.  .(Francof.  16^7  fol.)  p.  472. 

2)  Urk.  bei  Oefele  acript.  rer.  Boir.  %  148  ~  147,  Vergl. 
BucnREE  gesch    ▼.  Baiern  5,  501. 


Ludwig  der  Baier  zu  Freising  ^e  anevIcenAimg  und 
huldigang  von  dem  MiedcrbdiHsoll^n  Volke  erhalten 
hatte,  stellte  er  eine  Urkunde  a«s  des  inbalts:  „Wenn 
alle  Grafen ,  Freyen ,  Dfenstleule,  Bitter^  iLnechte, 
Edle,  Unedle,  St'ädte»  Märkte  und  gemeiniglich  alle 
leute  von  NIederbaierp  in  treue  angesehen  haben, 
und  haben  an  uns. und  tinsern  erhen -erkannt,  dass  wir 
ihre  rechte  her^fsdbaft :  von'  reebter- erbsßhaft  sind, 
und  haben  uns  zu  einem  reohtenherril. genommen 
und  erwählt;  derselben  liebe  und  A'eite,  did-sie  an 
uns  erkannt  haben,  haben  wir  angesehen ,  und  ge« 
heissen  ihnen  bei  unsern  gnaden  und  tfeuen,  wie 
sie  fünfundzwanzig  mann  von  allem  lande  genommen 
haben;  und  was  dieselben  iiinfundzwanzig  erfinden 
und  machen,  damit  wir  und  sie,  laad  und  leute,  arme 
und  reiche  besorgt  werden,  nach  ihrer  treue,  das 
sollen  wir  vollführen  getreulich,  so  wahr  uns  leib 
und  gut  geräth,  und  das  sollen  wir  ihnen  vermachen 
und  verschreiben  nach  ihrem  willen  und  gebot,  wie 
uns  die  fdnfundsswanzig  heissen  t)J'  Diese  ßinfnnd* 
zwanzig  waren  demnach  nieht  allein  durch  die  Stände 
nach  deren  freier  willkühr  ernannt,  sondern  es  war 
der  Landesherr  anssterdem  in  allen  stQcken  an  ihre 
Zustimmung'  und  ihre  bescbliisse .  gebunden.  Wahr- 
scheinlich bestanden  sie  ayeh.  nicht  mehr  bloss  ans 
Rittern,  da  sie  von  all^n  Ständen  erwählt  waren. 

£in  ganz  ähnliches  mitregirungsrecbt  Ständi- 
scher Räthe  entstand  um  dieselbe  zeit  aus  den  Strei- 
tigkeiten über  die  Lüneburgsche  erbfolge.  Herzog 
\Vilhelm    (1338  — 1369)   war    der   letzte  mäniHiche 


I)    Ui'k.  bei  Bucn!<iER  5,  499  Hot  m. 
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nachkomme  des  Herzogs  Johann  5    der   mit   seinem 
bruder  Albrecht  sich  in   die   Braunschweig  •  Lüne*' 
burgschen  länder  gethetlt  hatte.    Er  Vermählte  seine 
ülteste  tochter  an.  Herzog  Otto  von  Sachsen,  und  da 
er  dieser  die  nachfolge  in  seinen   landen  zuzuwen- 
den wünschte,    so  verschafflte  er  seinem  schwieger** 
sehne  die  Kaiserliche  belehnung  mit  der  Lüneburg» 
sehen  erbschaft..    Ein  Dächkomme  Älbrechts,  Herzog 
Magnus-  L    in    Braunschweig,     scheint  jedoch    dem 
lande   willkoitiniifci^   gewesen  zu  sein.      Denn  noch 
ehe  die  Kaiserliche  belehnung  wirklich  erfolgte,  än- 
derte Herzog  Wilhelm   seinen  sinn,    und  terspracii 
seine  andre  tochter,    und  mit  ihr  die  nachfolge  in- 
L»uneburg   dem    Herzog    Magnus    für    einen    seiner 
söhne.     Junker  Ludwig  empfiilg  die  tochter  zur  ge- 
mahlin.,    und  wurde    im  j.  1355   von   den  Prälaten, 
Rittern  und  Städten   gegen  bestätigung  ihrer  rechte 
und  gewohnheiten  als  nachfolger   des  Herzogs  Wil« 
heim   anerkannt.      Zugleich  aber  wurde  festgesetzt^ 
dass  ein  Rath,  bestehend  aus  dem  Probste  zu  St.  Blä- 
sius  in  Braunschweig,  sechs  Rittern  und  Dienstman- 
nen,   und  fünf  Rathmannen   aus  den  drei  vornehm- 
sten Lüneburgschen  Städten  bis  zu  seinem  dreissig- 
stea  lebensjahre  die  regirung   leiten   solle  ^    so  dass 
Herzog  Ludwig  nichts  ohne    dessen  Zustimmung  un- 
tei'uehmen  dürfe.     Dagegen  verpflichteten  sich  eben 
diese    Bäthe  t),     den    Junker    Ludwig    in    seinen 


I)  Wenigstens  der  Probst  und  die  Ritter.  Die  Städte  mögen 
besondre  Urkunden  ausgestellt  baben.  SeKsanier  >veise  enthalt 
übrigens  der  bundbrief  der  Ritter  einen  namcn  mehr,  und  einen 
weniger,  als  das  verzeicbniss  der  Rätbe.  Beide  nrk.  in  Origines 
GuelGcae  4,   pracf.  p.  26.  27. 
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rechten ,  iind  namentllcb  naeh  dem  wünsche  Herzog 
l^]helm*ö  in  der  erbfolge  zu  schützen.  Jeder  der 
Ritter  versprach,  sich  sofort  nach  Wllhelm's  tode 
bereit  zu  halten,  nnd  sobald  kt*ieg  oder  feindselig- 
keit  gegen  Lndwig  erhoben  würde,  ihm  mit  zwan- 
zig gewappneten,  nnd  vier  tage  später  mit  andern 
zehn  gewappneten  zu  dienst  und  zu'hüffe  zn  ziehen, 
nm  die  herrschaft  zu  befrieden  nnd  zu  vertheidigen. 
Lndwig  erlebte  indessen  den  anfall  der  herrschaft 
nicht  Nach  seinem  tode  im  j.  1367  nahm  sein 
Schwiegervater  den  andern  söhn  Herzogs  Magnus, 
Magnus  11,  genannt  mit  der  kette,  in  die  mitregi- 
mng  del^' Landet  auf,  nnd  erklärte  ihn  für  seinen 
naöhfolger.  Auch  er  musste  den  Prälaten,  Rittern 
nnd  Städten  ihre  rechte  bestätigen,  nnd  auch  ihm 
scheint  jener  Rath  zur  seite  gestanden  zu  haben. 
Sogar  räumte  er  in  dem  freibriefe,  den  er  der  Land- 
schaft ausstellte,  dem  Räthe,  welchen  er  nachlassen 
würde,  ein  Wahlrecht  zwischen  seinen  erben  ein, 
falls  der  älteste  nicht  zur  herrschaft  tauglich  befnn- 
den  wurde  i).  Jedoch  klagt  ein  chronist,  dass  Ma- 
gnus sich  wenig  um  der  Landräthe  ^vfinsche  geküm- 
mert habe.  Man  pflegt  diesen  Räth  des  Junkers 
Ludwig  als  eine  art  von  Landständischer  Vormund- 
schaft zu  betrachten,  und  allerdings  mag  die  jugend 
des  erwählten  nachfolgers  zur  errichtung  eines  sol- 
chen Ausschusses  den  anlass  gegeben  haben.  Die 
bestimmung  aber,  dass  derselbe  bis  zum  dreissig- 
sten  lebensjahre  des  neuen  Herzogs  bestehen  solle, 
zeigt,  dass  dieser  gesichtspunkt  nicht  der  überwie- 
gende war. 


I)     Urk.  bei  Jacobi  Luncb.  LandUgSBliscb.  I,  9* 


163.  Freilich  .war  niclitfr  sq  sehr  geeigaet,  4ie 
macht  der  Stündis^^hen  Bätbe  zw  env^eit^rn,  als 
wenn  sie  einer  vQi:inundschaft  zur  i^efte  staoden, 
pder  vollends  selbst  als  Tormünder  de^.  jungen. Für- 
sten betrachtet  wurden.  Hierdurch  erlangten  sie, 
und  die  Landstände  durch  sie  eiti  wahres  regirungs- 
recht,  welches  eine  aristokratische  corporatiop  ge- 
radezu an  die,  spitze  des  landeis.  stellte«  Das  niUr 
telalter  kannte  indessen  kein  monarchisches  prip^p, 
ni|t  welchem  eine  solche  thätigkeit  der  Stände  und 
ihrer  abgeordneten  ini  Widerspruch^  gestande.n:  hätte. 
In  Frankr<9ich  hat  schc^  Karl  der  Kahle  {pn  j.  877 
die  regining  der  Grafschaften,  in  einem  falle^  wo 
die  Verwaltung  derselben  durch  eine  yQrmuailr 
Schaft  nothwendig  war,  den  .Grossen  des  lindes 
anvertrauet  Er  traf  vor  seinem  zuge  nach  Ita- 
lien zu  Chlerzy  die  anordnuDg.,  da^^a^  wf^nn  wäh- 
rend seiner  ab  Wesenheit  eine  .Gra&diaft  einenge  un- 
mündigen Grafen  eröffnet  wiirde,  der  Bischpf  sammt 
den  Dienstmannen  ^e^  bezirks  bis  auf  weitere,  vei:- 
fugiun^  dem  jungen  Grafen  zurseite  treten,  und  mit 
ihm  die  Verwaltung  des  la;ndes  .  beisorgen  sollte  i). 
In  dem  G<>ttingischen  an^h^ile  d^r  Brai^nschweig-Liine- 
burgsche.n  lantje  legte  I^erzog  Otto  der  Einäugige  im.  j* 
1435  sogar  die  regirung  ip  dieJriUide^der  Landstän^e, 
während  er  sich  selbst  nur  einen  pebr  bes<)beidenen 
Füi'stlichen  unterhalt  ausbedang,  und  auf,  alle: eigeiie 
regiruiigsthätlgkeit  vei^zichtiete.    DerRaths  äifi  Alang- 


«   iiiiiiMiiii 
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i)  Si  c«mes  obievlt  —  ti  »at«m  aUnm  yrtulam  Mmmf, 
itdem  enm  ministerialibus  ipsius  coraitatns  et  episcopo,  in  cujus 
pat«cliia<eoMiittl:,  •  «liiidliB  ii«*iiiai4«fitt>pi«t'Wil«at,  '  dod^e-  ad^no- 
stram  notitiam  perTeniaC.  Gap.  ai.  877  ap.  Caristacuor^H/ISf.)  c.  6. 
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.  b  Tirol  entetend  aia  I^adsiaildiftdifir  ftaib 
n^  debri Ausgedehnten  JbeliigiMsgenkiiMs»  demu  ii«* 
dfirfni««^  eiiias  i^Qiimwid«uibaflUcbett  JMatendcffi^). 
tMdwig.dar  JftraDdenbwgtr ,  deninweite  gMiatfliiAer 
.Margax9tba.Ma«lta«rh,^hatteti«ii  jü  1342 1  dem  fit^nckm 
omo  da«  venipceicheii  9ttheilt«>ii)nt>iimllß  dtodG^safsttHaft 
•3^. TiralihandeUp^-nndl  bobeniQaobinderiJbQataMiMib, 
di^  i^in  .g09Q5ismiwßindj».  wdi^alle  mündn^ükuidas 
ir0Qht.ii))«6Siflint  .1  nnAi.  nicht»  «bSmrn ^ u i  M»h* («dUmrai 
2rath«T{  >'Aii«iii.biU£0iiW.gi^lQhlt»it>heina jvosta^irniii ass* 
^UMkrnn2U  iiii^etsiftfi'^).  ...Alscjaiier  )die/ littid^äfin 
g^mafal^  «nd  I  söhn  ,  dtrch.  den  htod  jiTerkrM;  lialte, 
$4fflti9}  $h^im  >  1363ieioe  urknadd^ AttSi;»iin  lYoldker  sie 
eskläito:  ^4  dj^  hievr8ch|ift:2wt  Tirol  wiedw^an  ««e.ge- 
.faUent  seiy  und  sie 'dieselbe;  niehtt  ausrichten  ktone  iiacli 
•ibiseriinotfadurfl^  mud.  naioh. der  lande .lind  kuteiifirom- 
men  ..und  nutzen  ohne  hälfe  .ihrer  iigetreueA  Jaad- 
.herm,  ;lanile,iinde.Jeute»  so  habe. sie,  damit»  ihre 
Jiesrsehaft .  desto :  Ixefiscari  .beatfJien  ak&ge,  «iah -ihren 
l^en  i  getr^en  ,  i  Landh^cra  ntid  Baihe  <» verbaiiden, 
al«^9'  deaaieie  keinerlei  aachenidmAdehi  ook^  «wan- 
deln solle  -noßh:  m^oUei.mit'^besataeavQdte*  enlsetaen 
vm  Städten^,  ^es^ny  s^dflaaemi^.  pfiegem^  ^anohten, 
awitleulen,  .boigesbidis-)  ^ f3der .wiei: da&  naineniiaben 
«ftege^^  »ras.  ibife  hMss([A{rfit -rittdr^kreii  hof i»&  Xicol 
4«igehei.« alles  deaaetnsw/oUei und  4aö^ifM6  beite  aa- 
jcha  ^  .  niemandeni  batidfeloi^  >*U  nnlL\  ^^a-Bathes 
gnn^t»  wiUea  ^Bd^wpri.  .  FetnejT  .\y!^leiisie  obüe  des- 
selben wissen  und.woct.Jbeufcei^ui^ytofdefc  »aber  «ich, 
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land  und  lente  herbei^ieliMi.  Verg&sse  sie  sich  aber 
darüber  in  irgend  cliner  weise ,  so  sollten  Haupt* 
mann,  Kfithe  und  Landleute  ihrer  treue  gegen  die 
Laadgrftfin  ledig  und  los.  sein,  und  die  Gräfin  solle 
das  gegen  sie  in  keiner  wieise  widersprechen.« 'Auch 
Seile  sie  kein^lei  einnng  noch  theidignng,  es  seien 
Tierbändnisse,  oder  Verfügungen  iiber  ihre,  lande  und 
herrschafi  nach  ihrem^  leben  ^  noch  keine  sacke  an- 
greifen,  die  ihr,  ihren  nachkommen,  land  und  leu« 
ten  zu  schaden  kommen  mögten,  ohne  des  Rathes 
willen  und  wort"  Der  Rath  bestand  aus  dem  Hauptr 
mann  im  gebirg  und  bei  der  Etsch^  und  dessen  va- 
ter,  dem  Landeommenthur  au  Botzen,  dem  Hofmei- 
ster der  Gräfin,  dem  Burggrafen  zu  Tirol  und  vier 
Rittern.  Von  allen  diesen,  versprach  sie,  keinen 
zu  entsetasen,  noch  zu  wechseln,  als  mit. rath  und 
gunst  derselben  Räthe.  Wäre  aber,  .dass  einer  von 
ihnen  ihr  und  ihren  landen  und  leuten  nicht  filglieh 
und  nützlich  wäre,  oder  sonst  durch  Gottes  gewali 
abginge ,  so  sollten  Hauptmann  und  Räthe  '  mit  der 
Gräfin  gutem  willen,  und  mit  vollkommener  gewak 
die  zahl  wieder  ergänzen  i).    > 

Nach  radi,  willen  und  gunst  dieser  flirer  Radi- 
geben und  aller  ihrer  Landherm  erklärte  Mai^** 
retba  noch  in  demselben  jähre  die  Herzoge  von 
Oestreich  zu .  ihren  rechten  erben  in  der  Grafschaft 
Tirol  2).    Denn  diesen  war  die  nachfolge  für  den  jetzt 


1)  fJrk.  bei  SrEVEftsm  conm.  in  histor.  Albert!  II.  (Lips.  I72t> 
fol.)  p.5^6. 

3)  Urk.  hei  Y.  na  AM  bis  dee  l'iroller  adltrs  immergraDeacIes 
EhrenkrftMl  (noz«iil678.  4.)  9.133,  ond  darnns  bei  Scei.  gfscli. 
äer  gefiinl.  «r»i»c1i*ft  Tirol  %  S55  f. 
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euigetretenen  fiill*  bernts  k»  j.  I88&  ▼oii'^Ktoig^  Lud- 
wig dem  Baiem ,  dem  ^ater  des  zwteheR  geiBaUs 
ter  'Landgväfinv  und  wieddrbolt  -Ton  Margäbethe 
selbst  i  im  jf.  18S9  vevheisscnv  t  >  Indesse»  ftcbtan  idtese 
erwerbnogL  dem*  'OesfreieUsehen«  havse  noch  iseiiies-» 
wegs  geeichevt  zu  »sciary  'da  die  vdrvraafdlent-iMyfrohl 
dea  eratai  > '  als  ides"BweitDiiiigeinahls<>der4Slräfin-dte 
erteohaft  ala  die  ihrige"  «nsaben.  •  KiAser-fiarl*I¥, 
der ' brader  f de»  emtm»,  '«hatte  «loeh  mi  ji (1366^ sich 
Toli  Heraog  RadolCiVw  ton  «Oästreidi»  eine  erkMnmg 
aüHrt^llewlaas«»^  dass:  die<4diiibrieTei^-tfw.^khie  er 
ihm  intid'HseiBEeii-  bsödeni'gegi^bitthwhabe,  nieht^aiioh 
anft  Sirok  sich  .bäzögen  k).  '-iDie  Miederbafrischen 
tterzdgei  Stephan  liimdliseive  afthne  aber  äncbH^n  so* 
fiovt^aaob-'Meiidiavd%, :  desri  Sohns  d^r*43räfin^  ^tode 
ihn  rechte^:  ald  desien-eriieiK  gehend  nt^  machen. 
Dia  dadhnroh')entsp<NuieBeBi  kriegshändeltmagteii  es 
dem  Oestneieheit  ümMSo  wünsthensinrenlher  niachen, 
dofts  er.TöUig  iw  dem  besitzei'den.nenen  tlandes  be* 
festigt  •  werde.  -HeFzc^  fiüdolf  verfr«^  irich'  daher 
BOeh  in  eben  dcta«  Jahre,  da.Mal*ga(reAa  ihn  als^ih- 
ren  erben  anerlLaimt  hatte 5  nrit 'ihr* dahin f  dass  sie 
ihm  das^  land  gegen  voiiiehah  gewissem  «inkünfte 
und  reated  gänzlich  abtrat^  deren  betrag  Anroirei- 
Hen  sohiedssprnoh  der  gesammten  TiroUr  Ritter^  nnd 
Landschaft  lestgesteUt   wnrde  9).      Erst  vier  jähr 


I)     Urk.  bei  Rokz  Of streich  unter  Rudolf  IV.  8.539. 

3)  —  nad  als  darum b  derselb  unser  go.  H.  Herzog  R.  an  sein 
und  seiner  brüder  stat,  und  ouch  die  egenant  unser  fraw  die 
Marggrefitt  hiuder  uns  ge-gangen  siod,  wie  er  .si .  besfirgt»  mit 
gewisser  und  genanter  guK,  damit  sie  erberli«h  und  CursUieh  ir 
lebtcg  gelebeu  möcbt,   und  als  im  wirdeii  weJ  gccaem»  also  ba- 
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später  «dessen  steUte   ein  frieden  mit  Batem  --^n 
besitz  dieses  landes  vßlUg  sioher.    '     ■•■  •> 

'  -Hatte  der  Rath  des'' landes  und 'des  Forsten 
sehdn  bei '  diesen  <angeleg;etihciteH'  einei  bedeut«Mde 
stetlnn^  '  als  Vormund  etoes'  TveibeS' eingenotnnwn, 
s»'  wm-de'  ^mlbe  Ho«h  wichti^rj  cdsif  vnter.  der 
Oestreidiisehen >  herrsobaft '  sefar-  bald  . stmitiskeiten 
über  -die  '  fahcting  TOn-^  i  Tonunndsdwtf^eti  CfwEraMn. 
Zaerst-  erhoben  sioh  'dieäe  strcftigkeH«)  riaii)j<  1406 
zirisCfaen-  den  dl^i"Söbuen<il.eot)oId8  III.  vwegeti  der 
TOimandscIiaftitöftr'Albreobb'Vv  indem  ider '«ttteste 
Ton- ihnen',  lubopoldlV, '  dieetüb«  aU«Jtt.«ti>rfüliran 
verlangte  ,i  während '  die  ifeiden'jüilgeihiif'  Em^  Und 
Friedrich  IV^  ebeofiMls  -«*  derselben  |tii«il>i.faabeki 
wollten.  'Die  Oesteeichiselien  Stfinde  vi^sinnnieltien 
sieh  ZH' Wieny'und  eritannten -iieopoUl  als  <8lteinigen 
Tomund'.and  landesveriveser  an.-  -Aber  nicht  lange 
darauf  rief  ein  thcil  der  Släi>de,<  dem -Leopold'«  v«r- 
wa)tHa§^ ' nicht  'gefiel,  >den -zweiten)  bruder  'Ernst- ans 
Steyermai-k  faerbei-,  und-erzmgte.so  einen  bbrger- 
krieg,  der  abermals ' durch  TermittelMig  der  Stände, 
weldhe  zu  KIostei^Neabnrg  easammen  kamen,  bei- 
gelegt werden  rnnsste^  -Ernst  wurde  darauf-  als  mit- 
vormand,  jedoch  mit  geringem  rechten,  als  Leopold 
anerkamtL'  Letzterer  starb  aber,  nooh  ehe  Albrecht 
im  j.  1421  Tou  KCnig  Sigmnnd  für  vol^ährig  erklärt 
war  1). 

Noch  bedeutender  wurde  der  einfluss  der  Stände 
nach    dem    tode  Herzogs    Friedrich  IV.    im  j.  1439 

lien  will 'all gHnaial Ich  gciprcwlien  aui  trtaaitn  .  .' .    Kvtr  Octt- 
nich  onter  Rudolf  IV.  ■.  381  t.  a«.  10.  17. 
I)     Sbel  geish.  T.  Tirol  3,  36  f 

19* 


9IS^     Yy%  Pera|liujp^  4ep  ^tiUs  q.  dei;  kireV 


versariimelteh  sicli  diiei  l^iroljer  ^täii<^  zii .'  Ihspnic^ 
und' erkannten  llerzog  FiYeunch' %' vcmfinnerostreicli. 
den  nachmaligen  Kaiser,  als  gesetzlichen  yormiina 
alnJ^'  Ibibser  kam  nach.'th'öi,  und '  sqjiioss  zii  Hall 
einen  vertrag  mit  den,  Stanqen«.  ourim  den  .er  die 
vormunaschati  afit  vier  lahre  eruielt,  jedoch  nur  ge- 
gen  das  versprechen,  Anw^de.voi^  den  Landieutea 
der  uf'afschau;  die  gei^figsam  seieu^  zu  ^ernennen, 
öbne  "äiei^W  Anwälde  ratlji  durfte  er  nichts^,  was 
Sigmuhd's!  Pierson  ISeiraf^'  "iian^eln,^  ufiä' namentUch 
some  'Sigmiiad  hic&t  ohne  .ihreii  ratli,  uiiä  vnÜen 
aus  der  luil,  .darm,  ex  ei^ogen  war  und  gewohnt 
Iptte,  qeni  J^niitii^Je,  geführt  wer^^y.  Auch 
spalte'' Friedncfrseihem^^  mUndel  ,gutß  lehret  und 
er^iener  und  ,  einep  angem^senen  bolsfat  ^  ge7 
ben«  "i^acli  ablaitf  der  vier  jähre  aber  iS^outeiof  ^ 
bean^e^  Jhrer  ge^ubd^  und  e^^e  gegen  Herzog  Frie- 
dncli  ledigV  und,  iüejm  Herzpg  ,  Sigmund  gehorsaip 
s^in  \%  [  :b^Id  nachher  bestätigte  Friedrfch  den  Stän- 
den alle  ihrq'  reclite  und  freihe^ten  2).  Herzog  Sig- 
mund blieb  in^es^en  nicht  in  Tirol,,  Friedriph  na]im 
ihn  an  seinen  ^of ,  ui^d  .  als  die  vier  jähre  abgelau- 
fe^  warei^,  ^ögerte  er,,  jetzt  römischer  Köi^ig,  die 
Vormundschaft  n^ie^er^ulegen,  da .  es  ihm  bei  der 
vielfachen  beprängui^s,  zumal  durch  die  Schweizer, 
wiclitig^  erschien ^  die  Oestreichisphen  Jäfide  unge- 
theilt.  beisammen  zu  halten.  .Schon  vorher  war  unter 


I)    Urk.  bei  Chhei.  aatcnalien  znr  Oesterrcick.  gesel|icltf«  i|  o. 
S)    GiUBL  das.  I,  I.  rrg.  ^^tö. 
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den  Landst^uden  die  frage  angeregt,  was  in  diesem 
falle  zu  tliuD  sei?  alleta  die 'Torsicliti|;en ,  besonders 
die  vbn  Adel,  war^n.der  m^nang  gewesen:  es  sei 
hicht  noihdufflt,  davon  za  redeiij,  wenn  at>er  dte 
vier' jähre  zu  ende  seien,  So  werde  man  ä'ana  wolil 
Beben  und  bdren,  wer  recht  an  dem  Jungen  Her- 
zoge thue  oder  jiicht  1).  Jetzt  aber  wiir  rdiever- 
schreitiung. erloschen,  und  man  sab  niclit,  '  dass  m 
der  Verwaltung  des  Iniides  eine  ändening  vor^Hiony- 
meti  wurde,'  Vielmehr  stplllc  Herzog  Sigmund  eine 
Urkunde  aas,  worin  er  den  Kaiser  bat,  in  ketracbt 
seiner  Jugend  und  der  scbiveren  zeirl.'lufc;  äie'v^P- 
mund'schafi  fernere  setlis  julire  forlziif iihrcii  ,'2),  nnd 
Friedrich  isrtheilte  den  Anwäldcn  eine  nßue  votf- 
macht.  Allein  es  konnte  zweifelhaft  sclioinen,  "ob 
der  jnhge  sechzehnjährige  Fltrst  jene  erlil^runa  völ- 
lig aus  freiem  antriebe  abgegelien  hatte,,  ^nd  d^en 
Tirolern  lag  es  nahe,  sich  za  ^in'nefn'j  wie  lilclit 
zwanzig  jähr  früher  Herzog  E^fnsi  "Versnclit  hatte, 
die  Verwesung  des  lahdes  in  eine  herrscHäft  zu'  ver- 
wandeln^ uniit  wie  nur  die  treae  der  Stände  die  Länd- 
grafschaft dem  Vater  Sigmimd's  erhalten  hatte.'  Sogar 
scheint  SSgmnnd  mit  einem  thei(  der  Tiroler  ein'  ge- 
heimes verstllndniss  unterhalten,  oder  wenigstens 
sehr  bald  semen  entschliiss  bereuet  zt^  hfihen.  Die 
LnndsiSnde  von  Tirol ,  den  Bischof  Von  urSxen  ah 
der  spitze,  traten  daher  al^rnld  zu  Merah  zusam- 
men, und  beschlossen,  wie'  sie  sich  dnrcl^  'ehre, 
eid   niia 'billigkeit,    und  uin   schwere'  nachrede  im 


1)     Urk.    liei    Cbsbl    Matcrialiea   zur   Ocilreiob.    gtidiiehle  I, 
I.  74. 

3)     Dai.  I,  3  1.  ISS. 
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auslände'  zu  vermeiden ,  geSfnnge^  hielten,  den  Her- 
zog von*  dem  ROmi^chdh  KaUdr  ^' zH^rlUc^iifdrd^kTi, 
damit  er  die  reginihg  d6s  landes  Bberri^hniefk;*  odcfr 
als  freier  heir  und  batb  täth  seiner  Itfith^^  unrf  det- 
ganzen  Landschaft  sich'  fernf^* Uen^Kaisief  vi^i^bhrei- 
ben  könne.  Zugleich  terabr^d^ten  sie  die  mlassa-e- 
gfeln;  welche  zu  treffea  wären;'  fölls^dfef^Äaiser  ih- 
i^m  verlangen  ntcht  stalt^gäbe, 'Qn!d'beschl'asisen,"die 
gesinnung  der 'bfeainten  ini  ländte  aüszufottöhen,  den 
Kaiser  odei"  d^ss^n' tk-äppen  nichf  kur^daS/lMi^A  ta 
lassen,  die  ftätadluBgeVi,' 'welche  die  AmfälWe  ieit 
erledt^ngf  &bt  vorhiand^c4iaft  vorgendmmeh  hätten, 
toicht  '^nzn^keni^^A,  und  dtö  cibkArrfttf  desr^änfdes 
iStv  Herzog  Sigmund'  einzfuziehii  !)•  Friedrteh  -eV- 
MSfte'  den  öbgeöl^i^e« ,'  er  habef  Ä«?fttersette>  ge- 
sandte  ah  die  Land^dliaft  ^e^hidht  «fid  tHSn^he 
eihe  ^tltK^he  vöt'tdttlang,'  allettt  seliie^'  g^i^ndten 
Wtirdto  m^ht'in'  das  iäiid  ^lasseii',  liiid'  dte^^tod^ 
H^hnlen  den  Bisehof  von  Konbtknz  'aaf  de^eA  erHie*^ 
ten  zum*  Vermittler  an.  '  Xhis'IändVolk  wat-iii^  Wäl^ 
fen,*  und  wurde  von  den  Ständen  aü^  däti  lahdes- 
einkünfteii  besoldet.  Sogar  bei  *  den  ^Ven^tian^Hi 
suchten  die  *  Tiroler  untei^fiezuifi^  »)L  '^Friedrich 
gTatibfe,  mit  hälfe  des  BeiehsfagIsV  Welchen  er  im 
folgenden  jähre,  1444,' zu  N&rnfoerg  hielf,  dieh  stielt 
beüegeti**zu  können/'  Er '  forderte  dJe  Släüde'  auf, 
gesandte  dofthin  äh:^udi-anen,dllätn' dieser  b'^tanden 
so'  fe^t  aitf  SkTtdt  fbrdei'ting,   dass^  dife  Verbandkmg 
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1)  Chhel  materialien  1,1.  s.  75  —  78.  Dessen  geschtchte 
Kaiser  Fricdrie1i*8  IV.  und  seinea  svhnes  Mazimlliaa  I.  (Hamburg 
1843.  8.)    2,  215  —  224. 

2)  CoMEL  geschickte  2,  296.  not.  1. 


Sorge  fi|r  ^qft  woU  |le$  l$i(«itea.  §.  163.  $m 
sich  ^ers(^ag,.  n^d  4c|tMKai!^qr,9.  andi  voii  m^m^ 
B^H  die^^r^M^ifi  b^rfi^t\9^  yod  4jiQ.  eixjfunfte  von  Ti- 

A$%«^  Weg^^  ^r.  ,.dßp,  bQ^to  ..derf^^lbeu  ,^^iaii^« 
w<»lle, .  ]pocb.»söU^  du8.  trifte,  d|^  be^leii^ejitigen  eifi- 
^\i/ikftß,M^  i^^iVl^rhalf  <ßig;faipn4'9,.uad,;^)eioe$s  hof» 

4^jr  wfg«W"»n9^l» » » '  »1P A  .Henspg,  ,g;jg^jf  nd  .  lies^  ,  sich 
Kw^geii,..aM9iii$rK^9ni9<iA  j^^s^,^r,  4w  K^!?^^  ^^^ 
Bl^zqg.AJbte^  ;»ngetbpUjfi,-erl?p^,j5^i^     und.  zu 

jrol  otoger^vwtf  wÄr^e,,,dew,J8^l$f9FoSehoKS»^MS«i% 
und .  olwie   fißin^;).  iwiUi^  mc)|t^^ ,  jli^deln .  wf>üe  ^ ,  dar^ 

kfi^lijj^Qg ,  eiitstehßn>  ki^jupt^ .  2)4  jßdpolf t  er^t.  im  .an^ 
£8il»g«  i^es.  j.  H46Nkdio«.  ein  y.e;rg)i&iDh;:8Vfi;¥pl|e^  den 
dnei  Cilr«t^  iiDd,.dj^J[wadsti|pden  yc|0  Tii:ol  unter 
^ermUUung.  der  Markgfiafen .von  Ba^en  .mid  Braa- 
diejibopg  JHL  stiandei  irei^f^ge  .  dessen  Tirol  dem 
Herzog  « Sigipund  eiltgei^^unit  ..wurde,  jedodju  ^ur 
kraft  eipß^.. vorläufigen  tkeiluog,  und  unter  gewMaen 
yerpfliebtu^geii  geg^a;dea  Kaiser  3). 

.  Um  diei^be. ,  izeit  hat^  Kaiser  Friedriclf  fihnr 
liebe  .zwistigli^iten  mit.  den .  Niederüstneichlscben, 
Ungarischen  »p^d.S^hmiscl^n  Ständen»  .welche,  die 
Vormundschaft    über   den    nachgebomen    söhn    sei* 


1)     CiiaiEL  materialien  I,  5.  •.  145. 

S)    Das.  I,  I.   1.47. 

S)    Das.  I,  5.   s  180.  196.     Dc*eo  gMcliiekle  %  3K0-*36ä 
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m^^^mffinsfKS  ,«iti)»Reielie,'<^lrtotg 'Albifecltts  U» 
h^trofm^n^P^  wi^Q)|Q.;iifii<  i»o jbfAenklißk^r  «landen, 

den  drei  Reichen  zusammen,    um   ^ietitM^ig^t^tOt* 
qi^pilgeijf,j0i*  Greifen.    In  06stitei«eh  bandelte  eg  sich 

^sc(|k>rFpcißdncbHmll|eiitr  zuait^  vepwftfa:*  dM«  limde^, 
lifi^  ^i;.dei)f.|^)Un^4^>£liMbe4^f  idi0.^triUw«  K^sig 

mi}f¥^f; f Abßfi  4epü#li»»f r eit)f in I^e i lumA^^fwmvw^tBme 
Jlf^^^e,y^rer^l(ßh^n,\^t^\JOlihiidßv^  Lajidstitaidei'i&bEeiiw 
Gleich  wie  in  Tirol  $>''Hipa6t#>ieff»Anwftide  8us>iden  Stän*- 
dmi^^^&U^ib  WA  dQt^!^  rathe  cor  Sie  gfeiob&fte  fifcren, 
1^.  diäpfin^f^ii^ftf^funA  anagabea  d^s.landeani^jettwaK 
|^iv,fi^ee,.)mnd<4üa«rehi:v^  undvSehäiUe  standen  an^ 
l^.^sQHieni.  .wd,.4iasar.<(Aiiivä)di9  gemeiaa^baftliclM^ 
^ie^<$hlafsnfe.  Die.fflegc^.  :^and<.&mt^j6ollte..er 
Qfis^reichisdicttlandleulaaf  beaetzaa,  ..und-  a» 
d^i^i^r^lT^undspbaft'  mussta.<er  unter  !i«|sia|ltelQng.  der 
Sft^ad^i  die  reeinung  an  dai^  k3i»f%aa>.«rt»e(a  über- 
g^))f;ii9i,w4  ihm,  raobming  Ifgaa^Or*  If^^dam  EU« 
^j^  den^l^adislaus  Pe^MhskV^us^i^bQffant^liatte^  leg- 
tj^fiu^^sseii:^  awölf^Aamäldeihr  antf^ii6edtr.  Als 
]^^l&^^^4fPi  j*il442  aeine  .krpnuDgRw^eiaai  /aniralen 
ii^pll|;6p^. netzte  er  /Kon«oen«m'.aineniIte9eHlaolMifeiiiith 
von  vierundzwanzig  personcn  ein.     Allein  nach  sei- 


I)     Kurz  Oestreich  unter  Kaiser  Friedricli  IV.  (WienlSt^.  8.) 
I,  24Ö.  S40.    CtmoL  gcMh,  i,  437  f. 


Sfftadtecfaeplttich  vm^  ^^O^W^kiSkiiA^ti'^erAkWili»'^^ 
tvHltvmg  dMR€«eiisrvMariaW;'  ukM^^f^äMf %r«^MH 
dasd'  der  jtfii^  Ki&AigiiliiiMf^'&b^Y^b^Stl^'ttna^nh^lIrH^ 
lande  gdtTÖiit^  uh*'öAdgell^'W»rtleJ  »^>  *'  »'J    '"  •'  ^^^^*'* 

begängiii«sfe«iaOhf^  Alb^^dAl^  Mi'><afi'^<A^'<^tagV>  cläM 
der  flintein  «i^  t{w(«ti^6t/e''!2Msclteii(^VeB^^^^^^ 
der  HdMlt«!!  Httft  «^r  'H«fadti$^Uto^ ' litodi' '^iMi^' v«^ 
borgene»!!' ><uiit«^'>  dei"  asi^be  gKimtHte.  'BItt  'V#h*- 
i)f«is«eMi-  sahen  9r  <der '  la^6>  d^i»  'dW^'  eliiö  j^h^ 
sitge-  gelegMbett,  Ihl»  bhü^t  ra  erheben;  "WMr^iM 
die  Ktfthdliedli«»>  dte'  Bdhmti^che  kH)&\e  ^^nl'^H#^ 
sBOge  'Albt'lM^bt  Uli  von  Baiet*« '  afnbötc^ ,  ihitörh^ildeli- 
ten  die  Hi^i»Mslßben<  MlWj^er  mft  K^g^ni^d^lr, 
dbgleicK» -^(^«i^-,  'JdefM  *{ribni{^h«A  fifüM&''i^^^Wiit, 
wenig  «ympmbien  flit*  t^ie  htttl^.  Betdri  Fttirstkü  itUkt- 
gen  e40e»^tiDtt»'äiiil,'  "die  sie'  üW»  als  itetkt6tge'^\Mt 
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1)  Chnel  inaterla].  i,  5.  8.  98.  Aeneas  Svlvius  historia  Fride- 
rici  in  RötLAvii  aaalecta  monuuiciit.  Viodoboo.  %  118*  Cdsel  gc- 
schiclitc  %  «l«.  .     t    .      . 
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ränke^llen  {Partei  hätten  tragen  können.  Friedrich 
wj«B  die  ){öhmen  an,  ihrem  erjl^herrn,  dem  kinde 
Ladislaus  treu,  zu  bleiben,  ^nd  einei iformnadsehaA- 
liohe  regirung  aus  den  iSjtänden  ^n^Q^ta^i^.  Dies 
geschah,  ond  als  .piitglied  diesem*. ^I^AdisAlpAi»  Re- 
gentschaft bereitete  Georg '  Podiebr^d  §»m^ .  spätere 
lai^abn  wr.  ,  .  ,.  v    .    . 

. .(  Bald  traten  auch  die  BObanapiiinit  d^  fqr^Tung 
hervor,  dass  Ladi^anis  ihn«n  ^beirgobeo^ind  ip. ihrem 
Land^  e^f sogen  vcerde-»  ja  sie  gingen /«^^itßr,.  und 
lordetten,  dass  die  QJtirigen^ftesitwngji^n  4ss  jungen 
Königs  mit  Böhai.en  als  dem.  J}auptliM»4e  fiir  jamier 
verbunden.  Kwürden,  so.wißi^  ieinst  -^,  fveilich  ohne 
evfolg  -n-:  nüt  der  Mark  Brandenburg  gßsohehen  war. 
Sie  sandten  deshalb, wiederholt. jhotsch^fieo  an  Frie* 
drieh  1)«  Allein  dieser  ahntOi  ^nui;.  a^u  .  gnt,  dass 
maarden.  i^nflass  seiner  katholischen  «gesinnung  auf 
den  nnmundigen  König  fürchte,  ynd  suchte  lange  seit 
'  ausfluchte«  .  Er  feilte  vor,  dMs>  er  nieht  d/m  forde- 
yungen  der  Ungarn,  Böhmen  und  Qestceieber»  wel- 
die  alle  drei  den  Fürsten  in  ihrer  mjjfcte, haben  woll- 
ten, SU*  gleicher  zeit  genug  tluin  könne^  nnd  Uess 
Minen  .mündel  nadi  Kärnthen  auf  .daa;a<^>Ios8  Gratz 
in.i^cherheit  bringen,  ungeachtet  desaem  motter  da- 
gegen Vorstellungen  machte ,  und  sich  tauf  sein  ver- 
a^ffe^hen  berief,  das  kind  in  Wien  ennehen  zu  las- 
sen. Am  dringendsten  wurden  die  Ungani«  Frie- 
drieh musste  versprechen,  den  koab^n. wenigstens 
innihtemJande  krönen  zu  lassen,  uaa  ihm.nnr  das 
Reich  zu  erhalten.  Da  er  aber  dennoch,  im  besitze 
der  heilig   gehaltenen  apostolischen  kröne,    schlau 


I)     CavEL  gescb.  %  2i8.  327.  58S. 
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und  zugleich  ätigstKch  zögerte,  beschlossen  die  CTn«- 
garn  auf  einem  Landtage  im  december  1413,  unter 
anifiArung  des  tapfern  Hunyady  die  kröne  und  ihren 
König  mft  keeresgewa'It  m  holeti  ();  im  folgen» 
den  jähre  rückten  sie  wirklich  in  Oestreich  eio^ 
und  forderten  die  Stände  dieses  landes  sogar  auf, 
mit  ihnen  zur  befreiung  des  Ladislaus  aus*  dephäod 
seines  oheTAis  gemeine  sache  zu  tmachen.  •  In  der 
that  fehlte  es  aueh  in  Otestreieh  nicht  an  argwöhn 
gegen  den- Kai^r,  zurtiai  nach' dem  ausgange  der 
Tfrolek*  gescbieilteh  ^  nnd  eben  s5  wenig  fehlte  'es 
an  hochstrebenden  mämiern,'  die*  gleich  dem  Podie«- 
brad  und  Hunyady  es  verstanden  ^  zu  rechter  zeit  das 
heil  der  begebfenfaeiten  zu  etgreifen.  Als  daher 'der 
Kaiser  die  Oestreichischen  Stände  aufforderte,'  sklk 
gegen  die  Ungarn  zu '  rüsten ,  begnügten  sich  diese, 
durch  ihre^afbge<)rdneten  fruchtlose 'vorsteHungenill)«! 
dem  feitidlidien  heerfuhrer  machen  zu  lassen. '  Nach«» 
dem  im  wintei'die  Ungarn  abgezogen  wak'en,  um  viel«* 
leicht  mit  frischen  Streitkräften  zurück  zu  kehren,  nnl 
Friedrich  die  Stände  zu  Wien  versammelt  ^hatte,  um 
von  ihnen  kräftige  Unterstützung  zu  erlangen,  traten 
diese  ebenfalls  mit  der  forderung  hervor,  das»  La»- 
dislaus' nach  Wien  gebracht,  «nd  tmter  Zuziehung  emes 
Ständischen  Rathes  erzogen  werde.  Der  Devtsielie 
König  liess  sich  auf  das  verlangen  der  Stände'  nicht 
ein,  und  fand  es  sogar  unbilKg,  dass  man  nicht 
erst  seinen  antragen  gehSr  gebe,  und  darnach 'die 
forderttngen  der  Stände  und  andre  nothdurft<  des 
landes  vor  die  band  nehmen  wolle.  Daher  brachte 
er  es  mit  grossei"  mühe  nur  dahin,  dass  die  Stände 


1)    CnMEL  gescb.  %  516-323. 
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ini  Voraus  ein  anfgebot  des  lanäes  färden  fall  eines 
feindlicU^äQ  Überzugs  geneliipigten  0- 

So  staiiden  die  Sachen,  und  sie  blieben  im  ganzen 
unverändert,  bis  der  König  im  j,  1461  anstalt  machte, 
nach  ItaRen  zur  K'aiserkronung  zu  ziehen,  ohne  vorher 
Änwälde  niit  Zuziehung  der'Stände  2u  heistelleh.'  Da 
schloss  ein* rasdos  thätigei*  marin,  äer'islc^  zu  den 
höchsten  steUen  hinaufgeischwungeh  hatte,' jetzt  ab^r 
vom  hofe  gekränkf  zu  kein  gliaiubte,  tJtrich  Eizinger 
von  Eizing ,  ein  b&ndniss  mit  achtuiiddreidsig  'ßittem, 
um  Alb  '  fordemn^  der  Oe^treichisctien  S^änäe  von 
neüeüi  nicht'  bloss  niit  entschie^enlieil^  "zu  stellen, 
söiideril  h<5thigenfälls  inlt  ^eWält  durchzusetzen.  Der 
bund'wAbhS^balä'  zu  der  zahl  von  hündertdreiund- 
fttiifzIgV  nachdeiti  auch  viele'Prälatenuii'd  Städte  zu- 
g^tristen  waren.  Friedrich'  wandle  abermals  das  wi- 
dersprechende verlangen  der  ärei  Kelche  em ,' ver- 
tröstete auf  lieine  rückkunft',  nnJ  traf  die  reise  mit 
«eitlem  m&ndel  an  2).  Da  berief  <der  Eizinger  einen 
Landtag  nach  Wien.  Die  Königlichen  Räthe  und  der 
König  selbst  erklärten  denselben  fiir  ungesetzlich  und 
unerlaubt,  und  der  Stadtrath  von  Wien  weigerte  sich, 
<lenselben  halten  zu  lassen.  Es  gelang  aber  Eizin- 
ger uhd  seinen  genossen,  das  volk  in  TRen  aufzu- 
wiegeln, so  dass  die  zuruckgebliebeneh  Königlichen 
Statthalter  entflohen,  und  der  Magistrat  erklärte, 
dulden  zu  wollen,  wää  er  nicht  hindern  könne.  So 
kütti'  ein  zählreich  besuchter  Landtag  äer  Nieder- 
cnnsischen  Stände  zusammen ,   und  hier  wurde  Frie- 


i)     Die  Tcrli  and  langen  des  Landtags  v.  1447  bei  Kollabii  ana- 
Iccta  nionuuiciitor.  Vindobon.  3, 1299  f.  Chhel  gesch.  2,372 — S74. 
2)    CoMKL  malerialicn  I,  5.  s.  3o6«-358. 
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drich  för  wortbrfidilg,  die  Vormundschaft  filiT  w>f- 
gehoben  erklärt,  und  eine  Regentscbe^il  ypii  zwülC 
Landesverwei^erii^  ervirählt,  Ulrich  Eiziiiger  an.  der 
spitze.  Das  laqd ,  ob  der  Eons  tr^t  bald  darauf  auf 
einem  Landtage  zu  Wels  den  beschlüssen  bei.,  4ocii 
mit  der  bedingung,  dfiss  dasselbe  ebenfalls  j^nthep 
an. dem  icegimeute  bekomme  i). 

Eizin^er  verstärkte  seine  partei  durol^  ein  ,bündn 
niss  mit|  Hunjaid  und  den  Ungarischen  Standen ,  und. 
den  nichtigen, Grafen. von  Cilly,  yon  der  grossten 
Wichtigkeit jjvar  es  für  ibn^  ,dass  ^v  ülrjqb  von  Cilly, 
dem  Friedricl^  die  wichtigsten  dipge  f^^yeijtr^^et.l^aUei 

und  dem  man  als  .eineiig  Q^^i^  .y^W^>^4l^9f^>  ^^'^.^i^!^? 
dislaus  ein  bespnderes^  interesse  af%  dessei^  ^pepi^i^ 
zuschrieb.,  auf  seine,  seite  zog  2^«  Dj^^  ^l^^idei^  n^^t;^ 
ten  die  abwesejpheit  des  Kaisers  9.  um  durch,  oQl^e 
gesandtschaften  und  ^geheime  ranke  d^  ,jl^(?go^,^eA)9. 
unternehmen  weitei:  zu  treiben.  Ladislaus  selbst  ^Skf 
gewonnen,  und  seine  entfuhrnng  wurde  wllhrend  de^ 
nufenthahs  j.n  Italien  nur  mit  mühe  gehindei*t.  Frie-* 
drich  erfuhr  zu  spat,  als  er  im  j.  1452  nach  Neu? 
Stadt  zurückgekehrt  war,  wie  viel  seipe  erinahnuiig: 
und  des  Pabstes  drohbrief  noch  geachtet  wurd^«  Piq 
Stunde  von  Oestreich  waren  unter  waffen,  Ungar^ir 
sehe  und  B{>hmische  truppen  mit  ihnen  vereinte  ,,,Sje 
belagerten  Neustadt,  und  der  Kaiser  war  genöthigjl^ 
den  Königlichep  mündel  in  die  bände  Ulrich^ .  von 
Cilly  zu  liefern ,  dex  denselben  unter  sein^K  obbiit 
behalten  sollte ,  bis  mit  den  Oestreichischen  ;iju:^d  Ü^-. 
garischen  Ständen  die  regirung  und  der  hof halt  ge- 


i)     Ghmel   material.  I,  5.  i.  560-«  370. 
2)     Das.  I,  5.  8.  374. 


30B    Vy  2.  Beratkttng  des  stets  u.  der  kirdie« 

ordnet  sei.  Die  immsen  zwisefaen  Friedrich  und 
den  Ständen  wurden  mehr  durch  ersehöpfuog  der 
Parteien,  als  durch  gütliche  einigung  beigelegt  i). 
Seitdem  war  der  schwache  knabe  das  Schattenbild, 
unter  dessen  namen  die  parteihäupter  in  den  drei 
Reichen  ihre  rolle  fortspiellen.  Er  täuschte  und  war 
getäuscht,  da  er  bei  den  starren  und  einseitigen  an- 
sichten,  die  ihm  eine  beschränkte  erziehung  gege- 
ben hatte,  dem  volke  nicht  sein  konnte,  was  es  er- 
wartete. Er  starb  nach  fiftnf  jähren  in  Böhmen  ^  wo 
er  den  Utraquisten,  welche  das  meiste  von  ihm  er- 
warten durften,  seine  Katholischen  grundsätze  in 
der  schroffsten  weise  entgegen  geschoben  hatte.  In 
Oestreich  standen  die  beiden  parteihäupter  bald  gegen 
einander.  Eizinger,  der  nur  durch  ranke  zii  siegen 
verstand,  war,  sobald  es  auf  die  entscheidung  der 
Waffen  ^nkam,  von  dem  Grafen  Cilly  in  den  hinter- 
grund  gedrängt.  Dieser  ging  sogar  damit  um,  den 
Ungarischen  Gubernator  zu  stürzen.  Er  verband  sich 
deshalb  mitPodiebrad  zu  gegenseitigem  schütze,  wenn 
es  Gottes,  des  Böhmischen  Reichs,  und  ihre  eigene 
ehre  und  Sicherheit  gelte  2).  Aber  nicht  lange  dar- 
nach gelang  es  der  Schlauheit  und  Verwegenheit  Ei- 
zingers,  sich  seines  mächtigen  nebenbuhlers  zu  ent- 
ledigen. .  Er  schloss  ein  halbes  jähr  später  ein  ähn- 
liches bfindniss  mit  den  Gubernatoren  und  einigen 
andern  mächtigen  männern  in  Ungarn  und  Böh- 
men 3) ,  und  warb  im  stillen  eine  partei  in  Oestreich. 


1)  Kurz  Oestreich   unter   Kaiser  Friedrich  IV.  i,  126—149. 
Vergl.  Cbmel  material.  %  ^.  46. 

2)  Urk.  hei  Kurz  f,  376. 

S)    Urk.  das.  I,  277.  ' 


Sorge  für  das  woU  des  Statea.  §.  163.     SOS 

A«f  ekiem  Landtage  za  Korneuburg  verlangten 
plötzlich  die  Oestretcher,  mit  dem  Könige  ohne 
beisein  von  ausländem  zu  reden*  Unter  diesem  ^ 
vorwande  musste  der  Cillyer  abtreten,  und  nun  ver- 
langten die  verschwornen  dessen  entferming.  I>er 
Königliche  kuabe,  unfiting,  die  stimme  des  partei-' 
hasses  von  der  stimme  des  volks  zu  unterscheiden^ 
war  sofort  dem  willen  Eizingers  hingegeben.  Er 
versprach,  in  Wien  den  Grafen  zu  entlassen.  Hier 
wurde  plötzlich  in  einer  nacht  der  palast-  mit  soIdU" 
ten  besetzt,  und  denen,  die  bisher  geherrscht  hat" 
t«n,  das  thor  verschlossen.  Eizinger's  reghnent 
dauerte  indessen  ebenfalls  nicht  lange.  Der  König 
schien  den  Grafen  nur  im  dränge  der-  umstände 
vom  hofe  verbannt  zu  haben.  Nach  langen  Unter- 
handlungen durch  freunde  und  vermittler  kehrte  ei- 
nes tages  Ulrich  von  Cilly  in  glänzendem  auf^ge 
nach  Wien  zurück,  und  wurde  von  könig  und  volk 
feierlich  empfangen.  Eizinger  ging  in  ein  freiwill^ 
ges  exil ,  um  nicht  einem  furchtbaren  gerichte  an- 
heim  zu  fallen.  Graf  Cilly  verfolgte  vergeblich  den 
plan,  sich  auf  den  platz  des  Hunyady  zu  schwingen. 
Er  wurde  von  dem  söhne  desselben  getödtet. 

In  keinem  lande  haben  die  Landstände  durch 
den  Fürstlichen  Rath  häufiger  und  in  grösserer  aus«- 
dehnung  einfluss  auf  die  vormundschaftliche  regirung 
geübt,  als  in  Würtemberg.  Hier  tritt  ein  Rath  der 
Grafen  zuerst  im  j.  1359  in  einem  bündnisse  zwi<^ 
scheii  Herzog  Rudolf  IV.  von  Oestreich  und  den 
Grafen  Eberhard  und  Ulrich  auf.  Dasselbe  wurde 
nach  rath  der  beiderseitigen  Räthe  geschlossen,  und 
enthielt  die  bestimmung,  dass  jeder  theil  dem  an- 
dern zu  hülfe  ziehn  solle,    wenn  dieser  nach  dem 


904t    Yy  %'  Bcralbiiag  4es  itUAa  uu  flor  Iweke. 

erkemi(ikii96e  von  siebmi  seiner  geechwomen  «Rädie 
von  irgend  jemanden  mU  unrecht  aogegijffen  oder 
besch&digt  würde  i).  Bedeutender  erscheint  die 
steUoag  des  Rathes  naph  dem  tode  des  Grafen  Eber- 
hard des  Jüngern  im  j.  1419.  Dieser  hiaterliess  zwei 
minderjährige  söhne ,  Lad wig  I.  and  Ulrich  V,  über 
welche  seine  wittwe,  Henriette  von  Mömpelgard,  die 
Vormundschaft  führte«  Der  Rath,  welcher  ihr  zur 
Seite  stand,  und  aus  dem  Abte  von  Elwangen  uad 
einer  grossen  anzahl  von  Grafen,  Herrn  und  Rktem 
zosammengesetzt  war^),  trat  in  allen  wiehtigenlaDdes- 
angelegenheiteu  mit  grosser  Selbständigkeit  auf.  Sein 
einflttss  wurde  um  so  gesicherter,  da  er  die-Grifiii 
mutter  gegen  anspräche  zu  vevtheidigen  hatte,  wel- 
che Herzog  Karl  von  Lothringen  auf  die  Vormund- 
schaft machte«  Die  Räthe  erUarten  dem  Kaiser« 
an  welchen  sich  der  Herzog  gewendet  hatte:  „die 
Vormundschaft  werde  besser  von  ihnen  geftdirt,  denu 
die  Gräfin  wittwe  sei  verbunden  und  erbötig,  als 
mutter  ihrer  söhne  bestes  zu  wahren,  mid  sie,  die 
Räthe,  seien  alle  mit  gutem  in  der  herrschaft  Wür- 
temberg  angesessen,  so  dass  sie  sehen  dei^alb  ne* 
ben  ihrer  eigenen  wohlfarth  die  der  jungen  Grafen 
im  äuge  haben  müssten."  Nachdem  die  Graien 
volljährig  geworden  waren,  hörten  zwar  die  Räthe 
auf,  selbst  zu  regiren,  aber  des  ungeachtet  mag 
ihre  Stellung  sehr  einflussreich  geblieben  sein.  Im 
j.  1437  verbanden  sich  die  beiden  Grafen  n^  der 
Rittergesellschaft  des  St.  Georgenschilds  und  einigen 
andern  Rittereinigungen   zu   gegenseitigem  eilenden 


i)    Utk.  bei  Ri]»i  Oesireieb  onter  n«dlftl|^li  IV.  t-Sia 
9)    Sätx^kr  Wiirtemlicrg  umimt  dtm  Gmim  3^  77.  78. 


Bfimta: sgf^^ä.  jei^^>  Bgfig^^siWÜr^  flllgefB#»i%^ 

eifern  .  Ratbß,deC'  '(SKafto^i  d^    aupM^cljt  . £del- 
I^tea:|[>e$tap45 .49s  r^f^  g?gfbw,  |»u  idi^nigemei«, 

....  .:  Im  J.. 14*31.  tbßüte^  dfe„bi:ü^r..;/a%i|;Jaii!df  jiiä4 
«leidem  l>aÄe?je*^r  -is^iiW:  k^i^^jcmderp  ,^m|ie;  JDiix^^fj 

Ulrißb  verglich  ßiflb  an^  5. .  ikp^^feeri  |450  infit:Grf|f 
LnÄ^ig's  Bätben .  z^i  Uü^^h  /äal|in,. :4^ss,  ejf  idje, TOSt 
m^WlJsrib^t  Äl^nehioenj:  j^  iji  ivi^bfigen,  fingen, 
»öOTentU$>l4»  l^i  ^anr  uofi  absffl2?ung  ^dpf  jj^^amten,  ver* 
Jjejfeung  i^injgefallpei^  Iqjiei^,  undr  derg^elchjBH'jgaqhj 
pbfti^.l^ip  Rätji^  hmM^  solji^  :.I^«S«SSn:  Wide^. !di9 
jimgeai  Giaigßj^  J^QIi.^ßr,  JPifalzgrägp.v^iippbthjJ^^  erzot 

Biitb§ ^  b^jg^or^li  ,  DjPj .  <gräfl[ppl^^j ^iei^er  juuj^ö ,  jije* 
#^ite^  Mrurflwiji>  ^^m  fr^,digiwgs9i^i;ang^i?fi«^^ii^ 
4efn  .(SjrÄfepi  iRlricJi  ajp.  vor^ufli^^^^^  d^a^yerpr^pßT 

kopfttp,  d§b§ri  Gyaf  ü1\-h;Ii  .ßi^^p  ,RSf^e  ]^  fi«..ß^me 


.1)    Sai(;tlbr  W«ir|em)ierir,  ttDt(;r  den  Gjr«feii..$..  beil.  •»  IOM  — 
115.  no.  62.                                             "  ,^l   ^ 
2)    Das.  5,  198  f.           ^^^    . ,  j  ^  M.lbiwcU'  ,£•.««<!     c« 

IL  20 


Stift    ^,l|leMfhiiii^ik4<te«^ftt>diiJtiy^^ 

hat*  weWg»;  ate  ««  MMei  afegegalrgßitmötowttr- 
dfett^  Vt^ft  *  dÄ*^ liÄttdtechaftiiöd^i^ ^Wtr  ^>«e^^kxAh«tiAen0m 
BfMbeft  ^#gaiifct'''ireiPdfettiNi^em^''4Di^0Ä^^ft^Bi^ 

ht»^  Wa*K  riirtit  -«to-  ÄWftfl«^«li^«jfrlft^'er#filli*«f^*fiiie4 
Jä^'<er1i^t<)i1M^«1ill/*«dMftH)ta^  fleiitfiblpidr  Meise, 

!»fte  vdWte»iffl*UnWftgv  »Antrag '1^^  vt^iir(ierar% 

M<Mi^  i*all»#   ^Mäi  ^mlfang»^>ttMlP  öWen  '^irorbed^- 

^^yn^bffi^iY:  Jedoch  itfee^nk^  ^bv  «Sih^'dOshäifii  lauf  (des 
S^lsim  'i^4^1ir^ii^4^hi>8(A0«t^^  fiälbde 

«fifet«i¥^fl€6tfV'<d»  l£u#^4kki  ^^eMü^Hdld^es  «üidnisstes 

itMr  ltof^6]|ti0idii^fenlLaiidbtäad^;  '^afl#;'<^eftibmi'eiM 

r   Eberhard  sv^hte  sieh  indessen  voa  4€tm  Stäoili- 


i   ' 


avi^as  d«ia^g^fibbgllt86vrtliA<eIIl•Mte  HiHj^ki^UHWlit 

taaitiiidr :BiMiinbh«ikiaqhiifi#tfg:^wteiri W^ y<4  «MC  k^mvi 
KateMti  Uft^enr'ilttrflMt,  oämidl>¥Qei)ft^.4lMntNt9l|litt«l; 
gdduaüdecsFrBerifMrielt  wnird%4  )lAte-it«i^til»«..|)«gllfit 

ElMrlmM  :fc»abftof»iflli  ivittiigf  aa  dkiMlßpiwctoi    )I^ 
smlhMtijifllfeUbM^lMideni  '£i^  vi90fllMia4t 

EtodUßb.  ^oBsta  r>«r  {eNHHUii^^odafisrt  eiitt  hmdt»gJ^W 

1498  Dach  (Stuttgärit  aaagaa^vi»bM4  /JB#  ivvi«r;iv'«ph 
ateiiuielm  i^  ^jMs  difesatf i  JbAttitag;  idü^jiäbanibtM  ii» 
Ifi6itEeg«iftiobf;£SMas]i<  weild)6*,t  irod.>4)fi9er -bltii^UflM^ 
dlAftr^r dtatiimrig^lMiig rm  Kipviibsiin  aJhwMWfeiH  riDk»- 
BSthiBc .  dbar  ^batten .  voh  ittf a  b^ahit«pdiei>^.;daitt*  Imiäfk 
tage  anznbringeii.  Sie  begannen  damit,  dasa  sie 
mit  genehii(igW8^i:dar.rS(UUkla  idm  iliM^^rMivI  ßi- 


9t§   yf^Wi  %ef^M^=iksSikm^^^ 

teilt  ir<iA[n$Ii(rii)*Mg^ottti^  unA 

s^'^obit«^  dM«i6lMi»iMk^tfeyt^ieii  ^itdMWrdttiitii 

g0livMallft^  #tt6)Widli9i^t«o  ihr 

hentttb^^,  iütidi'^i^/'illlckrii*  iil^lliih»liohö'«*1iAttd8l 

i^t>|{eiieilrV^I^«^>i  Wv^e^fH  Did  Stäwiie*«t*Ji'ieiS6e»>dar^ 
def^^m'A  a^  MBS^fcSn  «(>brätbea*to.äliii  Fftrstea 
iiil4ii  SlSa4e 'rftkir  D^iil»^  sie  die 

sfi^Ucige^  MJMSfiaiidltokv'danttiiiHteiii^  w^ßa^cbi' nebst 

safmnyt  und^'soiid^trs  ibi«  pfi<iit^  md  dienste  förm- 
liiKbaull  'Dmtt(t>  wal^Bbdrbiut^  ebtüobt  aie Jbn  Aoch 
ihr.Qo  gnädigen  Fürsten  nannten,  der  tbat  nach  aller 
regHi»A9sg6i9^^QtUA»da^,  l^M  ilj^^^i^i.euie.  lyi- 
derlegung  gegettudiaseit^  •  V6c&lu:pi  dt«abeii  >i  uiid  ^ai 


(id»ge  fUr  dAr M»Mil^«fiiMMi'  ^  tß&i    3IS 


}S.'v|tfi^  («H  <iMlfc^  StMiüdf^'^iiid  ioftM^iieti' dfer^eHÜB^ 
ausgehen',   aber  sein'  anseitn  und  seihe  |i0r^öDli€b^ 

^dkmmg'iiWBit'^m*  g^Hti^'^'i^dAis^  ^Aiii^«}I%is^l><^««r|fMiti  den 

iiAid!  Misdlgkirilr  'id^)(leit)teft'  'belMkn  v^  äfn  ir4$«^i»fi9iah^' 

ttU«erduelftfigt>deir^'SsiiMi  d«t»^«iMs|MrQlhj)itel^(i»a^' 
demiüereo^  Efiwett^ata'  ia  M»rtiii^^t^gtaE|rt^ 
tj|fe<  eiAW^t*)^  «und-  bd«»pffüito^mltoh^uti#^of d^ 
dUeiiliäii^M  ire#ii6tt><}idb«ij  i«Äido«6«b^  an^^t^^fl^ft» 
sei»,  idei&s«ftnyeti«)dieicMi^ung^M*rt  »e^^ 
mehr '  arrnntmi^ » wmliiri  «^  4(^fied|  tfeliüelir  ^  solilii^^ 
ekiistt^dteif  ^ieüi  ISfiiifen  Utotdi^'^itftid)^  dei^ii>^ii^^iiti^: 
men  *^  M^  e^  tsu  ^vegtUiireii Ttjtthrm '  gUbmtti^ s  ^^' 
I^itdtfoAii<iistd9(^d^4M»  fii#(llf  RMmtii  ^«^»ühertFilg^fti^ 
s€A^t)i  *i  IMiMef* '^be^^iMtt«^"' Würden  «<tf  iSi  iko'i^mhtt 
*dem'Wiitetfiiber9tiM3h<e»'BiMde>  und'»  d^m>  'l>di[t)»bh«n' 
Refeheiflxekrimnt-'gefhäcbt^^  Freilich 'ittir«teiii^  gkAdi-^ 
2ta%  (dem  ^ ju^en  ^  M^toge  tev^fkalbfknf}^  abg^-^« 
neuinieii*^  die*  ifwars^ätdriiiieht-zvr  amifl^üng  ka^r 
nra« ,  v  «iMM^nrnldir  nifdi^^h  z«  erkebiiiM^  gtib^n^^ 
dasn^'der  SM^ifr  si^hoü  4M^g  i6ir<  t^ei^e"  ^ein»^ 

I)    LuNiG  Reicbsarcliiv  p.  spec.  cont.  2.    forts.  1.    aiib.  "-8.719. 

7gft.    Pi»i%KT.e«r|]«P!dtpl(iMt.  5,  Ä  ^tS^S»;.  ■.  -.?.   ».nv.rr    :r 


31t    Ify  %•  Berttliimg  ie»  fitata  ui  deir  Urcbe. 

d«»  KbM  Tte  Laaeiifz  Ids;  Haiiptniaim  Mi^  Akiaack 
ertbeSte.  Et  wiesdan  IiandeshatiptintoD.äafiA  «a: 
,vei^  solle,  memaodem  kerne  iingewOiUili«M'ibetiueii«e-- 
raog^  than  ^  oder  keteoriei  mn^beift  asC^^lKait  aea* 
4bDm  eioea  jeglichen  bei  allte»  alteiit.reeliftfd^  wid  gv« 
teil  g^iyolinbeiten  bfoiben  laa^en,  miid  attedea  laa* 
dei^  läachen  nach^rathe  der  Honm,  Maataaa  tind!'S[tädl& 
fcanddhi  c^bne  geföbrde:  <)/' :  *  Wiemi  dieae  joatmellaa 
eifAgea  sinn  babta  aoH,  '%fk  imiss  (4  in  dal»  emnea** 
aea  des  Hauptmanns,  gelitelk  gewesen  sein,  ob  er 
nitir  seinen  biestSndiga» 'R^h^  toü  iiaficB,  Afednea 
und  Städten,  oder,  dieigasammte  l4indsobaft  ssa  ralbe 
alebea  ivtfllte.  Indes^^a  jdiirf.man  siA  f^dolicb  nicht 
dilireb  'diese  betraebtung:  v^^ifea  iass^,.  aa  ftU^ 
\^^  al  Sfftndasebed  fralbij^tfen  n^d  riv^iinl^R  von 
eiüilm.Rathe  tte  ifede'-ist;  4Arailteff  abrmweitf^es  die. 
I^aadstände  eu  Yeratcfeea* . .  G^«iv$boIiob'  hi  geaaa 
genug  zwiscben  batdien  Q&teretdiieden.    : 

Fast  gleichseitig  .mit  >  de^  Jeizten  ttbenaSfiiiigen 
aaftreten  jenes  Wüjrtei4b«rgisiBbe»'Kegj<iients  begaben 
sieb  anch  in.  andern  landein >  ai  b-.  in  Baiern  und  Kur- 
bessen,  ähnUehe  g^bhlcfatea«.  Ailcb  bier:  arlaastati 
Jiandständische  AusscbQtsse.  dadurcfa^'dass:  ihnen  .eine. 
vtirmundsebaftUche  Vei^altaag:ubeirtl'agel»  wurd^,.eine' 
ansserord^tttlicbe  geweilt,  sodass  dl6Lilndstfinde^bät 
sieh  genijthigt  sahen ,'  Mr  vertiheHUgnng  ihrer  teohte 
faimlltch  geg(en  dieselben  .aufsiIHMfad«  iJlaia  diese  be«' 
gebenhditQni  gehorf^n  Hiebt  alleinrdet;  zeit,  ^KUtdern  auch 
ibidem:  geholte  nach  bereits  der  folgenden  pei^iadä  an»' 
Sie  isiad  die  erstem beiapi^ei:detk.<»Crebeas  liahdstaii- 
diseber  Aa$schaäse  \  ihtf  mi '  )auftf age ;  ;^e  fmßgUi^hst 


I)     Raumbr  cod.  dipl.   Br|D|4ciibot^  U6.  •    c    %    .  >  i  .>  .-.i       I 


gbberiv'imi  dftdarch'  sieh  v^m  d«r  itii£Meht  vM  be^ 
«ebFätiktt«rg  >der  Landsfäifdei  su-  lii^reie».  <{)ie«eft 
«traben  hefB^chnet  -die  >  fim^'  fo%6ftde  ^p^iriodte  i-  ejst 
Isi  efipe- folge  der  >  maBigdhaftefi  «bMdkeft^  .dcfT 
''^ölksireitreiiiiig  ^  welcAie  -  sf^  ku; •  einer  zel^.  g^^ 
MÄehen  >  i»asst^9  i  «diB  dust^h  eine<  nHfg^mi^tDe  <iHiuv|l)i. 
kiihg'  der  F^efttgbegriffie  dais  vdrbftlthis^  geihd  fVuNf'^ 
h^ämtmiig  ^  virkyr^^  -auf  iv^lctem^dte  T0tbretut>g  de$ 
^^^Siiteft  tb^ls.  des  BaaernstundjCU^'  urisptiöiglidi  be* 
ruhte.  Eben  dieses  strdiien^  bat'  die  fiiterissseh  dat 
X^ndesiienti  uoddeir  Aussobtisse  eiMud^r  getUlherf, 
ilte  ^Aiwscbüsse  m  dknerfi  der  Landesbdr^,  l^nd 
«öfl>  die  liaBdesberrn  wider  ibr  wissen  and- willen,  aui 
^enerh  der  Aassohfisse  gemacbi,  und  Mlets^  ^4^ 
lidndständisishe.  leben: in  «einem  innersten  markend 
weseii' ersclifittevt.'  ••'' ^"-    c-'  '-      ♦--  '  *-"  -  •  •«'  ,  '^ 

:  164. .  Unter  den^  gegenständen  y  welche  sieh  aair 
iden '  statsiiansfasU<  bieziehen',  ^«niahm  ds9  mütt2We$«il 
i^n-ziigsweise'  die  lAätigkeit  dar  rLandstälid^  m  an^ 
spruah;>  Das  bare^geld'W)afde^nSlttlioh  ron  jahi^<4A 
jähr  JBoblecfatar  ausgeprägt;  i  uM  in  aHew  gegt^nd^ 
des  ReiiDhs  'wan  bald  klage,,  dässi  die»  iänder  inft^r- 
^•ärtigte^ :  sdileofaler  tnfinäe  überschwemtnt  *wnrd^ 
?bald,  das^  die  eignen  Landesfaerrn  «^l^te  laü^ae 
soblagjen  liesaeli.  (Die  Ursache  wdr^  dass  «die  aiiüi^ 
herrn  <  möglighst  '  grossen  gewinn  am  sohlagscbititae 
zMien 'WoUten,.  .ja  in  einigen  ländeirii  machte^m(in  einb 
specülalion  daraus ,  dass  ^  man  vcfä  ieiv  zo:  »seit  tiäuek 
lschleirh|Bres  geld  prä^e^  und  j^te  ake  Infttoe  eini^, 
um  dabei  den  unterschied  des  metallwerthes  zu.ge» 
winnen.  Dies  wiff  druckend,  fiif  den  baiV^^J^/^^es^n- 
ders  für  die  Städte.^  abttrianehiiur/dieJibrigfia^Jätäfulc. 


^Ueiyik  ifwfluisiw;  der  FftriSi^  fsugz^pp  w^  0*  iSpÄ- 

Bqbaft  .wjr^t:  md^t^i  ^$icM4^i^defi  .ygrgßttqmmeii. 
j(m  j.  1454..  e^AlsaBt ;.».,  b.-  J^ff^^g , Alb?«^  IIJ.  eine 

Iflftrl^te  44i^d  gefiei^ef|Lan^sG^^t^im^berp3al^n)  ^}* 
JmJ».  14J^7  sind)  idie  R^die.  4er  H^f^^i^^ge  f&usaimpen 
«Ad  ;l7e,^Gl4i^8^epr , ei$v ^PJ^PP/  ^je  .i^ürpt^  ^schierast 
jedep  Herr,  vpr  si^  ^^s^j fiofi^rp.  je^l^^.ain^  seir 
nen  Prälqöt^nj .  Üftt^^f.i^aiidßaas^p,  «a^  .von  den 
Städten,  diß  .^iph.^Jßr ,  m^nze  .ypir^t^i^nj,  und  ratl^- 
/schlagen,  wie;;di€l^^^nte]9i1^ünze,Sfl4agen  ui^  be- 
isetzen soUei^>  ;{uif  .>ffi^ ;  ^i;  ^  K^rn. « ■  ^{|hl . n«  s., w. .  was 
dazu  gehört  3),  Vi^n  {Jera^  J^J^l^  )?5n  ^ialldsl^1It 
ist  darauf  zu  aijf^pjg,  des^  j,,  14,50  .piR  i?jiünzgel?ot  er- 
lassen,. d^ssen.$r  j^Jl^i^riQ^ls  mil^  Ifer^og  Albpecht  m 

lieh  9^d  3y^Jtiyi,,5^U;  ra&^.vnd  Yf^d^"^  war  *). 

Bei  ähnlichen  Verhandlungen  im  j.  1497  waren  jedoch 

die  Statthalter  zn  Landshut  der  meinung^, -dass  eine 
berufnng  von  Landleuten  aus  allen  Ständen  zu  kost- 
W»9%>  ,W>^.#»Pö  ¥.nS?«'SSe*  ware^  .aa  sicI»  nicht 


^     '-  '•    !•."!,     i! )  -iv  .>' 


no.  46.     nuDHABT  2,  54»     Freibbkg  i,  175.  <    • 

«)    (Kbehneb)  Bair.  LandUgdlÜ^dl^  I»  r%*7>;  >  ii,  »  .t<.\l     ■< 

4)    Das.  7,  5Qi';'.j  a-  ^-.  .Hö-i  -m  !j  «ociiJ-mI   «i  --m.. 
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jeder  auf  die  münze  verstände.  Sie  bielten  es'  fiir 
hinreichend,  w^in  jeder  der  Herzoge  zwei  oder  drei 
Räthe  nebst  einigen  andern  münzkundigen  personen, 
als  kaafleaten,  munzmeistern,  goldschrtiieden,  mU- 
bringe.  Albrecbt  IV.  fSuid  diesen  Vorschlag. angemes- 
sen, nnd  mit  den  Ständen  wurde  nicht  verhandelt  i). 

In  den  Braunschweig  -  Lüneburgsehen  landen 
fiberliess  Herzog  Otto  gegen  bewilligung  einer  summe 
geldes  die  münze  des  Lüneburgschen  bezirks  im  j« 
1293  den. Prälaten,  Rittern  und  Städten  (§.  106.  2, 
85),  und  im  j.  1322  die  des  Hannoverschen  und  Zel- 
lischen bezirks  den  Herrn,  Rittern,  Städten  und  dem 
ganzen  lande,  so  dass  nur  in  den  Städten  Lüne- 
burg und  Hannover  gemünzt  werden  durfte,  und  an 
jedem  dieser  orte  eine  gleiche  anzahl  von  Rittern 
und  Rathleuten  das  ganze  müqzwesen  leitete.  Der 
Fürst  durfte  gar  keinen  einfluss  auf  die  Verwaltung 
des  münzrechts  weiter  üben  ?).  Die  bestätigung  der 
münze  und  des  wechseis  zu  Lüneburg  und  Hanno- 
ver wurde  das  ganze  vierzehnte  Jahrhundert  hin- 
durch neben  jeder  allgemeinen  freilieitsbestätigung 
dieser  lande  wiederholt  3), 

Markgraf  Ludwig  der  ältere  von  Brandenburg 
errichtete  im  j.  1347  mit  rath  seines  Rathes,  der 
Lande  und  der  Städte  einen  münzrecess,  in  wel- 
chem schon  von  münzmeistern  der  Städte  die  rede 
ist   Allein  derselbe  muss  bald  vergessen  sein,  denn 


1)  Das.  9,  380.   II,  492. 

2)  Hann.  beitrfige  zum  nutzen  und  Tcrgnugm  t.  1762.  s.  911. 
KoTZEBUE  in  Moser  diplom.  nnd  liistor.  belustigungen  (Frankf. 
u.^eipz.  1760.  8)  5,  282. 

3)  Jacobi  Lüneli.  Landtagsabschied«  1,  3.  7.  13.   17. 

II.  n 
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'  tm  j.  1969  verkanfie  Markgraf  Otto  sem  eigeDthnm  an 
der  münze  nach  rath  ier  Stände  für  einige  tausend 
niaik  Silber  an  dieStädte,  so  dass  weder  er,  nodi  seine 
erben  dasselbe  jemals  wieder  kaufen,  oder  anf  andre 
weise  wieder  bekommen  sollten,  weit  land ,  leute  und 
Städte  von  mancher  zeit  her  viel  noth  und  schaden 
dnreh  schlechte  münze  erlitten  hatten*  Die  vierzehn 
Städte  des  Berliner  münzbezirks  sollten  in  Berlin  und 
Frankfurt  an  der  Oder,  die  sieben  Städte  der  Alt- 
mark dagegen  in  Stendal  nach  belieben  münzen  las- 
sen, und  über  die,  welche  anderswo  münzten,  sollten 
die  Rathmannen  der  Städte  als  über  unrechte  leute 
richten.  Zugleich  wurde  bestimmt,  welches  gewicht 
die  neuen  pfenninge  haben,  und  wie  zinse  und  reu- 
ten nach  denselben  berechnet  werden  sollten.  Ab- 
änderungen an  diesen  bestimmungen  des  gehalts  und 
werths  durften  aber  nicht  etwa  die  Städte^  alleio^ 
sondern  nur  Mannen  und  Städte,  also  die  Land- 
stände treffen  i). 

165.  Verhandlungen,  welche  in  andrer  weise 
den  Wohlstand  des  landes,  namentlich  die  begfinsti- 
gung  der  gewerbe  zum  gegenstände  hatten,  sind 
ziemlich  selten.  Meistentheils  beschränkte  sich  das 
Interesse  daran  auf  kleinere  bezirke  und  anf  ein- 
zelne Stände.  Man  bat  daher  bestimmungen  über 
diese  dinge  nicht  sowohl  in  Landständischen  be-. 
Schlüssen,  als  iii  Städtischen  Privilegien  und  statu 
ten  für  einzelne  gemeinheiten  zu  suchen.  Manches, 
was  man  hieher  ziehen  könnte,  diente  zunächst  an- 
dern zwecken,  wie  z.  b.  die  anordnungen  von  steuern 


i)     BucBHOtz  gesch.  drr  Rarm.  Brandenburg  8,  iirk.  s.67.  1^. 
(Lenz)  Uarggräfl.  Brandenb.  ohrkundeo  I,  SOB  f. 
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auf  salz,  wein  und  hier,  und  von  sonstigem' kauf  um 
verkauf.  Es  gab  indessen  auch  einige  rein  geiiirerb* 
liehe  Verhältnisse,  bei  denen  alle  Stände,  wenig* 
stens  die,  welche  damals  die  Landes  Versammlung 
bildeten,  gleiches  interesse  hatten,  und  in  bezie» 
hung  auf  diese  wurden  bisweilea  massregeln  er- 
griffen, welche  freilich  dem  sehr  entgegen  liefen, 
was^  unsre  nach  gewerbefreiheit  strebende  zeit  ver- 
langt. So  verordnete  im  j.  1412  Herzog  Bern-f 
hard  von  £raunschweig,  dass  in  seinem  lande  kein 
fremdes  hier  geschenkt  werden  solle,  so  lange  das 
ihm,  seinen  Mannen,  P&ffheit  und  Städten  bequem 
zu  sem  dünkte  i).  Das  recht  des  bierbrauens  war 
ein* Vorrecht  dieser  drei  Stände,  und  bei  der  dama- 
ligen Zusammensetzung  der  Landschaft  war  es  na- 
türlich, dass  das  interesse  derselben,  diesen  betrieb 
im  Schwünge  zu  erhalten,  sich  wirksamer  geltend 
machte,  als  das  interesse  derer,  welche  etwa  ein 
besseres  ausländisches  hier  zu  trinken  liebten. 

166.  Häufig  mussten  die  Fürsten  das  verspre- 
chen geben,  keine  veräusserung  oder  Verpfandung 
von  landestheilen ,  namentlich  von  schlOssern  und 
bürgen,  oder  gar  vom  gunzen  lande  ohne  rath 
und  Zustimmung  der  Stände  vorzunehmen.  Ob  die 
Stände  ein  solches  versprechen  rechtlich  yerlangen 
konnten,  und  ob  ohne  dasselbe  die  befugniss  des 
Landesherrn  zu  veräusserungen  völlig  frei  war,  dar« 
iiber  mögen  die  ansichten  nicht  recht  sicher  gewe- 
sen sein.  Man  war  gewohnt  geworden,  Landesherr- 
schaft und  Eigenthum  in  vielen  beziehungen  für 
gleichbedeutend   zu   nehmen,    und    mancher    Fürst 


i)     Rehtmeiee   Uraunscliw.  Luoeburgsche  chrooica  8.  G98. 
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Ir  befugt  halten,  über  land  und  lente, 
Mnen   Privatbesitz,   nach  willkübr 
auf  wohl  und  wehe  der  untertha* 
Unbedenklich  schien  dieser  grund- 
auf  die  eigenen  guter  des  Fürsten, 
die  kammergüter.    Bei  ihnen  konnte  man  annehmen, 
dass  einer  veräusserung  nichts  im  wege  stehe,    als 
etwa  die   rechte   der  Agnaten.     Die  Herzoge  Bern* 
hard  und  Otto  von  Braunschweig-Lüneburg  verabre* 
deten  daher,  als  im  j.  1457  ihrvater,  Friedrich  der 
Fromme    ihnen    die   Lüneburgschen    lande    abtrat: 
wenn  sie  gen5thigt  wären,    Schlösser   zu  verpfän- 
den und  -zu  versetzen ,   so  hätten  i^e  darin  freie  ge- 
walt,    sofern    dieselben   inländischen  Rittern  eiiige- 
räumt  würden,    dagegen    an   ausländer,     sie  seien 
Fürsten,  Grafen,  Freie,  Kapitel,  Städte  oder  andre, 
wollten  sie  die  schlOsser  nicht  ohne  vollmacht  ihres 
vaters  versetzen.     In  jedem  falle  aber  sollten  deut- 
liche wechselseitige  Urkunden  über  die  Verpfändung 
ausgestellt  werden.     Von  irgend  einem  einflusse  der 
Stände  auf  die  veräusserung  war  keine  rede,  unge- 
achtet dieselbe  Urkunde  auch  die  rechte  und  fi-eihei- 
ten  des  landes  bestätigt^  i).     Eben  so  wenig  finden 
wir  in  dem  grössten  theile  der  unzähligen  Urkunden 
über  Verpfändungen  und  veräusserungen  ans  dieser 


i)  Jacobi  Lüneb.  LandNgsabscIiiede  1,  61.  62.  Die  worfe: 
„also  furder  dat  gescliege  mit  zincn  Tnd  ynsra  mannen  Tnder 
onie  Tnd  vnder  yus  woubafttlch  vnd  beseten"  beisgen  nur:  so  fern 
die  scblösser  an  iulfinder  Tersetzt  werden.  Mit  unrecbt  bat  man 
nnf    ii;«    I    il     II  I  Ijgbcit    Ständiscber    einwilligung    gedeutet. 

I  in  dieser  zeit  nie  als  Mannen  bezeicbnfff, 
Tpfändung  an  otblnde,  auswfirtige,  setzt 
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Periode  erwähnung   einer   einwilligung,    oder    aach 
nur  eines  rathes  der  Landstände. 

Es  lagen  aber  doch  schon  in  dem  verfahren, 
welches  zur  zeit  der  Rittertage  beobachtet  war,  mo- 
mente,  die  es  in  vielen  fällen  wenigstens  räthlich 
machten,  die  Landesversammlung  zuzuziehen»  da- 
mit die  veräusserung  auch  ohne  weitern  widerstand 
ins  werk  gesetzt  w^den  könne.  Schon  damals  war 
die  Zustimmung  der  Stände  fär  nöthig  gehalten, 
wenn  durch  die  veräasserung  eine  änderung  in  den 
herrschafisverhältnissen  des  landes  und  in  der  davon 
abhängigen  Zusammensetzung  der  Landesversamm- 
lung entstand  (§•  74.  1,  250).  Man  musste  also  auch 
jetzt  die  Landstände  zu  rathe  ziehn,  wenn  durch  die 
veränsserung  ein  neues  Kloster,  eine  neue  Stadt, 
ein  neuer  Ritter ,  der  bisher  keinen  unabhängigen 
besitz  .  gehabt  hatte»  in  die  reihe  der  Landstände 
eingeführt,  oder  wenn  ein  solches  glied  des  landes 
von  ihnen  getrennt  werden  sollte.  Ein  andrer 
grund,  veräusserungen  zu  beschränken,  war  vorhan- 
den, wenn  an  der  stelle  des  Landesfärsten  eine, 
vormundschaftliche  Verwaltung  statt  fand.  Der  Vor- 
mund durfte  nach  alt  Deutschem  rechte  die  mündel- 
güter  nur  in  schweren  durch  das  recht  bestimmten, 
nothfallen  veräussern,  und  bei  der  Stellung,  welche 
die  Landstände  so  häufig  gegen  Fürstliche  vormim- 
der  einnahmen,  lag  es  nahe,  ihnen  oder  dem  Stän- 
dischen Rathe  die  beurtheilung  des  nothfalles  zu 
überlassen.  Als  Herzog  Friedrich  V«.  von  Inneröstreich 
im  j.  1439  die  Vormundschaft  iiber  Herzog  Sigmund 
von  Tirol  übernahm,  versprach  er,  so  lange  die 
Vormundschaft  dauere,  keine  Herrschaften,  Städte, 
Schlösser,    Leute,    nutzungen    und   gülten  kaufe  .. 
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oder   vetkaufen,    einlösen,    verpfänden,    versetzen 
oder  in  andre  wege  entfremden  zu  wollen,  ausser  in 
Mlett  der  noA,   und  nach  rath  und  mit  wissen  und 
willen  der  Anwälde  i).     Eine    ähnliche   Stellung  er- 
hielten   die    Würtembergschen    StUnde     durch    den 
Münsinger  vertrag  vom  j.  1482.    Nach  diesem  grund- 
gesetze  des  landes   sollte    der  regirende  Graf  nur 
mit  Zuziehung  seines  jöngern  bruders  veräusserun^ 
gen  vornehmen  dürfen.    Wenn  er  sich  aber  mit  sei- 
nem bruder  nicht  einigen  konnte,    und  dennoch  die 
veräussemng  für  nützlich  oder  nothwiendig  hielt,  so 
durfte  er  darüber  den  rath  der  Prälaten ,   Räthe  und 
Landschaft  erfordern,  und  dem,  was  also  am  Rathe 
erftmden  wurde,  sollte  man  nachkommen,  damit  das 
nützliche  nicht  unterlassen  werde  2).      Man  scheint 
hier  das  verhälthiss   zwischen   dem    regirenden  und 
nicht  regirenden   bruder   nach    art   eines  vormuud- 
schaftlichen  Verhältnisses  beurtheilt  zu  haben.    Noch 
entschiedener  musste  man  die  Zustimmung   oder  be- 
stätignng    der   Landstände    bei    einer   veräusserung 
des  ganzen   landes  für  nöthig  halten ,    zumal  wenn 
darin    zugleich   eine   bestätigung    oder    bestimmung 
der  künftigen  erbfolge  enthalten  war,   durch  welche 
alte    erbfblgestreitigkeiten    beigelegt    oder    künftige 
vermieden  werden  sollten.     Die  Reichsversammlang 
hatte  schon  unter  Kaiser  Friedrich  II.  im  j.  1216  den 
grundsatz  ausgesprochen,  dass  der  Kaiser  kein  land 
ohne  den  freien  willen  und  die  Zustimmung  des  Für- 
sten und  seiner  Mannen  durch  tausch  oder  andre 


1)     Geq^EL  materiallen  zar  Oestreichisclien  geschiclite  1,  5.  s.  S4. 
ÖS. 
3)    Reischek  sammlang  Würtembergischer  gesetze  I,  491. 
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veräussernng  an  einen  andern  herm  bringen  dürfe  !)• 
Wie  viel  weniger  konnte  der  Fürst  allein  ohne  freien 
willen  und  Zustimmung  seiner  Mannen  und  der  Stände», 
welche  jetzt  an  ihre  stelle  getreten  waren  9  eine  sol« 
che  veräDdening  der  herrschaft  vornehmen.    - 

Ein  bdispiel  bietet  die  gesehichte  der  Brabanti- 
sehen  Johanna  und  ihres  gemahls,  Herzogs  Wendel 
von  Luxemburg  dar.-  Johanna  war  im  j.  1355  von 
ihrem  vater  und  den  Ständen  als  erbin  von  Brabant 
und  Limburg  anerkannt.  Allein  ihr  Schwager,  Graf 
Ludwig  von  Flandern,  erhob  dagegen  ansprüche, 
die  zu  einem  kriege  führten,  und  endlich  durch'  den 
Schiedsspruch  des  Grafen  Wilhelm  von  Holland  be- 
seitigt wurden.  Bald  darauf,  im  j.  1357,  bewog 
Kaiser  Karl  IV.  die  Herzogin ,  für  den  fall  ihres 
kinderlosen  absterb^is  alle  ihre  länder  dem  hause 
Luxemburg  zu  verschreiben,  und  die  Brabantischen 
Stände  ertheilten  auf  einem  Landtage  zu  Brüssel 
ihre  einwilligung.  Die  ehe  blieb  kinderlos,  und  im 
j.  1378  bewog  der  Kaiser  seinen  bruder,  den  Her- 
zog Wenzel ,  dass  er  den  jungen  KOnig  Wenzel  von 
Böhmen  zum  erben  des  Het^ogthums  Luxemburg 
und  der  Grafschaft  Chiny  einsetzte.  Auch  zu  die- 
ser Unordnung  bekannten  sich  die  Grafen  und  Herrn, 
Städte  und  Kitter  des  Herzogthums  und  bestätigten 
diese  thronfolge  am  8.  februar  1378  durch  mehrere 
Urkunden. 

Auch  bei  den  erb  Verbrüderungen,  durch  welche 
zwei  regirende  häuser  einander  ein  wechselseitiges 
erbrecht  einräumten,  wurden  meistentheils  die  Land- 
stände zugezogen,  und  häufig  nahmen  bei  dem  ab- 


1)    Peetz  monam.  bist.  Germ.  4,  228. 
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sohlnsse   der  vereimgnng  die   erbverbrüderten  Für- 
sten, jeder  in  dem  btnde  des  andern,  fiir  den  künf- 
tigen ati&ll  die  hnld^ung   der  Stände  ein,    und  be- 
stätigten zugleich  im  voraus  die  Privilegien  und  frei- 
heiten  des  landes.     So  geschah  es  z.  b.   bei  dem 
.^bverlrage,    welchen  König  Karl  von  Böhmen  im 
j*  1364  mit  Herzog  Rudoli  von  Oestreich  schloss  i). 
Wenn  bei  allen  «diesen  Verhältnissen  den  For- 
sten daran  lag,   die  verättssemn^  durch  die  Stände 
gesichert    zu    sehen,    so    gab    es    andre    gründe, 
welche  es  auch  deii  Ständen  wiinschenswerth  mach- 
ten, bei  veräusserungen  zu  Rathe  gezogen  zu  werden. 
I>enn    unter    einer  v^räusserung    emzelner    landes» 
tbette   konnt^i    sie   leiden,    indem    die    kräfte   des 
landes    geschwächt  und  dadurch  die   habsucfat  der 
nachbarn  gereizt,  die  einnahmen  des  Fürsten  verrin- 
gert und  die  beisteuern  der  unterthanen  erhöht  wur- 
den.   Eine   verpf&ndung  von  wichtigen  landestheilen 
drohte  entweder  gänzlichen  Verlust  der  verpföndeten 
stücke ,  oder  ausserordentliche  belastung  des  landes, 
um  sie  einzulösen.    Eine  veräusserung  des  ganzen 
landes  endlich  setzte  die  Stände  mindestens  der  ge- 
fahr  aus,   dass   der  neue  Herr  nicht  geneigt    sein 
werde,  die  hergebrachten  freiheiten  der  Stände  gleich 
dem  jetzigen  Fürsten  anzuerkennai.     Nicht   selten 
haben  daher  .^e  Landstände  sich  widersetzt,   wenn 
der^  Fürst  seine  befugniss    zu  Veräusserungen  zum 
schaden  des  landes  ohne  nass  gebrauchen  wollte. 
Ah»  z.,bu  Landgraf  Albert  von  Thüringen  im  j.  1387 
mit  seinen  söhnen  zerfaUen  war,  und  seinem  unech- 


1)     Palacky  gcsciuchte   von   Böhmen  2,  2.  s/S^.  401.    369 
371. 
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ten  söhne,  den  er  mit  der'Kunigand^^ass  sie  nur 
erzeugt  hatte,  ein  Fürstliches  schloss  na^n  erken- 
dem  zuwendete,  schritten  die  Grossen  de^Uch  an 
zuletzt  ein,  und  setzten  der  Verschleuderung  emund 
Später  ging  der  Landgraf  so  weit,  die  herrschen! 
dem  Römischen  Könige  Adolf  von'  Nassau  zu  vei 
kaufen,  und  es  gelang  diesem,  sich  durch  Waffen- 
gewalt in  besitz  zu  setzen.  Nach  Adolfs  tode  for- 
derten einige  der  Königliehen  Vögte  dessen  nach- 
fölger  König  Albert  I.  von  Oestreich  auf,  das  land 
für  sich  zu  behaupten,  allein  durch  die  treue  des 
Adels  und  der  Städte  wurde  e6  dem  ältesten  söhne 
des  letzten  Landgrafen  erhalten  i).  Solche  ereig- 
nisse  boten  oü  den  Landstanden  günstige  gelegen- 
heit  dar,  um  sich  die  ausdrückliche  zusage  von  dem 
Landesherrn  zu  erwirken,  dass  er  ohne  ihren  rath, 
oder  wohl  gar  ohne  ihre  einwilligung  keinen  theil  des 
landes  veräussern  oder  verpfänden  #olle.  Die  Pom- 
merschen  Herzoge  Bogislav,  Barnim  und  Wartislav 
versprachen  im  jv  1321  den  Gotteshäusern  und  Man- 
nen des  landes  Stolpe,  sie  nie  mehr  an  den  Deut- 
schen Orden  zu  versetzen  und  zu  verkaufen  2),  Her- 
zog Stephan  der  ältere  von  Oberbaiern  versprach 
im  j.  1363  den  Ständen,  dass  er  das  land  zu  Ober- 
baiern solle  „bei  einander  bleiben  lassen  ungetheilt 
und  unzerbrochen ,  also  dass  er  von  dem  lande 
nichts  nehmen,  vermachen,  verkümmern  solle,  da-, 
mit  das  land  gebrochen  und  getheilt  werde'',  und 
seine  söhne   setzten  im  j.  1392  hinzu,  dass  sie  nie- 


1)     Historia  de  Landgravits   Tharingiae  c.  73.  81.   bei  PiSTOaica 
Script  rer.  Germ.  ed.  Stbüv.  1,  1554.  1537. 
S)     ScHdTTGBN  et   RaEYSiG  dipl.  et  Script  3»  30. 
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sthlnsse  dw^'^  -^  pfandung  imd  angriff  ihrer  länder 
glen,  ]ede^'  ^  sollten."  Diese  zasagen  wurden 
tigen  at^'  aerfaoU,  und  im  j.  1402  erklärten  Herzog 
stäitig^  ^  .''und  die  beiden  söhne  seines  bmders 
hey^  noch  genauer:  dass  sie,  ihre  erben  und  nach- 
.inen  von  ihrer  Landschaft  und  Herrschaft,  land 
uod  leuten,  geschlöss,  gefallen  und  renten,  wie  die 
genannt  seien,  nun  fiirbass  nimmermehr  versetzen, 
verkümmern,  noch  verkaufen  sollten  noch  mögten, 
es  geschähe  denn  mit  ihrer  6äthe  und  Landschaft  rath 
und  heisren  i).  Hiermit  waren  dem  wortverstande 
nach  alle  veräasserungen,  sowohl  von  landestbei* 
len,  als  von  kammergütern  gemeint.  Indessen  suchte 
man  späterhin  die  Landständische  Wirksamkeit  hin* 
sichtlich  der  letztem  wieder  zu  beschränken.  In 
der  erklärung  der  landesfreiheiten  vom  jähr  1508 
hiess  es:  „aber  des  Landesfursten  eigene  guter 
sollen  hierin  nieht  eingezogen,  und  er  damit  frei 
sein  2)."  Die  Stände  der  Mark  Brandenburg  ver- 
einigten sich  im  j.  1374  zu  Tangermünde ,  keine  ver- 
äusserung  und  trennung  der  Mark  von  der  kröne 
Böhmen  zu  dulden,  und  die  drei  söhne  Kaiser  Karls  IV. 
sahen  sich  dadurch  genöthigt,  die  ewige  Vereinigung 
dieser  beiden  länder  zu  bestätigen  3).  Als  Sigmund 
dennoch  die  Altmark  ^n  die  Markgrafen  Jobst  und 
Prokop  von  Mähren  verpfänden  wollte,  widersetzten 
sich  im  j.  1385  die  geistlichen  und  weltlichen  Stände, 


1)  (Panzer)  ursprang  der  LandMt.  in  Baiern  8.273.  274. 

2)  (Pahzb»)  8. 289.     (Krenner)    Bairische  Landtagshandlongen 
17,  118. 

3)  Gbrckbn  fragmenta  Bfarchica  2,  77.     Palacky  gesch.  tob 
Böhmen  2,  2   s.  593. 
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und  besonders  die  letztern  erklärten/  dass  sie  nur 
einen  Ton  Sigmunds  brüdern  für  ihren  herrn  erken- 
nen wollten,  wenn  der  Markgraf  sie  mündlich  an 
denselben  weisen  würde.  Dennoch  nahm  Sigmund 
im  j.  1388  die  Verpfändung  vor,  aber  nur  mit  gutem 
wissen  und  ganzem  rathe  seines  Rathes,  und  befahl 
darauf  allen  Mannen  und  Städten,  und  allen,  die  in 
seinen  landen  der  alten  Mark  beschlossen  und  besessen 
waren,  den  neuen  Markgrafen  zu  huldigen,  sobald  ihnea 
die  Verbandlungen  mitgetbeilt  seien.  Von  der  Land- 
schaft waren  nur  etliche  Mannen  vorher  bei  dem  Könige 
in  Ungarn. gewesen,  und  er  hatte  sie  mündlich  „ver- 
weiset und  verlassen'^  und  ihnen  anbefohlen,  das- 
selbe bei  den  übrigen  zu  werben.  Denen  aber, 
welche  sich  an  der  botschaft  nicht  wollten  genügen 
lassen,  wurde  geboten,  von  stund  an  zum  Könige 
nach  Ungarn  zu  kommen ,  da  wolle  er  ihrer  jegli- 
chen jmündlich  verweisen  und  verlassen  i).  Man 
fühlte  das  unregelmässige  und  mangelhafte  des  Ver- 
fahrens, und  half  sich  damit,  dass  man  den  einzeK 
nen  eine  Unterhandlung  gestattete,  die  unmöglich  noch 
einen  zweck  haben  konnte.  Die  entfernung  der 
Fürsten^  vom  lande  musste  dasmal  zur  entschuldi- 
gung  dienen. 

167.  Die  politischen  rechte  der  Landstände  be- 
ziehen sich  theils  auf  die  Verhältnisse  zu  fremden 
staten ,  theils  auf  die  Verhältnisse  im  innem  des  eige- 
nen States.  In  der  erstem  beziehung  traten  die  Stände 
in  sehr  vielen  fällen  als  vermittler  oder  Schiedsrich- 
ter bei  Streitigkeiten  ihrer  Fürsten  mit  fremden 
machthabern  auf.     In  andern  fallen  waren  sie  nur 


I)    BccHBOLz  gesch.  der  Kttrm.  Brandenburg  H,  urk.  8. 16*2. 
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und  g^&i^te    der   geschlossenen   vertrage. 

^f^ijen  irandten  sich  daher  Fürsten  mit  einer  be- 

hvreräe  über  neckereien  oder  feindseligkeiten  eines 

naclibars  an  dessen  Stände,    um  durch  deren  ver- 

nn'ltelang    die    Ursache   zur   klage   zu  heben.      Ab 

2.  b.  Herzog  Albrecht  III.    von  Baiem- Straubing    in 

den    forsten   seines    Vetters  Heinrich  von  Landshut 

jagte  ohne   sich    durch   dessen  erinnerungen   daran 

hindern   zu  lassen,    wandte  sich  dieser  im  j.  1437 

an    £e    Straubinger   Stände,    und    bat    sie,    ihren 

Herrn  daran  zu  w^sen,  dass  er  es  unterlasse,  und 

seine  freundschaft  sich  lieber  sein  lasse,    als  das 

wildprett  i). 

Besonders  wichtig  ist  die  zusage,  welche  die 
Stände  in  sehr  vielen  ländern  von  ihren  Fürsten  er- 
hielten, dass  ohne  ihren  rath  oder  ihre  bewiiligang 
kein  krieg  erhoben  und  kein  biindniss  geschlossen 
werden  solle*.  In  Niederbaiem  erklärten  die,  Her- 
zoge in  gemässheit  der  einigung,  welche  im  ]•  1324 
zwischen  Herrn  und  Ständen  geschlossen  wurde,  und 
welche  dem  Herzoge  einen  Rath  von  zwölfen  aus 
allen  Ständen  an  die  seile  setzte:  ,^wir  sollen  auch 
mit  keinem  Herrn,  der  an  unser  land  oder  gemärke 
stösst,  wie  der  genannt  ist,  keine  sühne,  frieden 
oder  Satzung,  krieg  oder  orloge,  noch  keinerlei 
bund  haben,  denn  nach  unsers  ganzen  Rathes  rath; 
wer  aber  es  darüber  unter  uns  thäte,  den  soll  unser 
Rath  zur  rede  setzen;  widerkehrt  er  dann  die  sache 
nicht  in  einem  monat,  so  «ist  er  gefallen  gegen  land 
und  gegen  leute  2)"    In  einem  freibriefe  vom  j.  1393 


i)     Oefele  Script,  rcr.  Boic.  %  147. 

2)     (Keenheb)  Bairisdie  LaodtagshandliuigeQ  %  72. 
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erklären  Herzog  Johann  nnd  sein  söhn  Ernst:  „wir 
sollen  auch  keinen  namhaftigen  krieg  anfahen,  denn 
nach  rath  der  Landherrn,  Ritter  und  Knechte,  Städte 
nnd  Märkte  i)."  In  beiden  fallen  ist  indessen  nar  von 
dem  rathe  der  Stände  oder  des  Rathes  die  rede« 
Eine  wirkliche  einwillignng  der  Landesversammlung 
fordert  die  Bairische  primogeniturordnung  vom  j.  1506. 
Hier  heisst  es:  „wie  aber,  und  welcher  gestalt  und 
masse  wir  Herzog  Albrecht  oder  nach  uns  unser  re* 
girender  söhn  oder  erbe  als  regirende  Fürsten  sol« 
len  und  mögen  kriegen,  soUbeschehen,  wie  wir  uns 
und  eine  gemeine  Landschaft  dessen  miteinander  ver- 
tragen 2).» 

Im  j.  1459  wurden  Räthe ,  Prälaten ,  Mannen  und 
Städte  des  landes  zu  Potnmern  -  Stettin  mit  Herzog 
Erich  überein,  dass  er  ihnen  „keinen  krieg  wolle  und 
solle  machen  mit  einigem  Herrn,  Fürsten,  oder  mit 
niemand,  ohne,  es  geschehe  nach  rathe  ihrer  aller. 
Wenn  aber  dem  Herzoge  und  den  landen  krieg  an- 
fiele nach  ihrer  aller  rath,  wen  dann  der  Herzog 
dazu  heische  oder  heischen  lasse,  die  sollten  hastig 
sein  und  folgen,  auf  dass  er  gewalt  und  unrecht 
möge  steuern.  Der  Herzog  aber  wolle  ihnen  geld 
geben,  und  für  schaden  stehn  nach  alter  weise  und 
gewohnheit  3)." 

Das  Privilegium  Königs  Christian  L  von  Däne* 
mark  fiir  Schleswig -Holstein  vom  j.  1460  fordert, 
dass  der  König  krieg  um  friedens  und  nützlichkeit 


I)    LüRi«  coliectio  noTa  I,  597. 

9)     (Rbenneb)  Bair.  Landtagsband].   IS,  367. 

3)     IJrk.  bei  Schöttgek  et  KaEvsiG  dipl.  et  Script.  3,  136. 
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des  landes  willen  nach  rath,  vollbort  und  wSlen  der 
gemeinen  Räthe  dieser  lande  erhebe  l). 

Dass  man  übrigens  rath  und  znslinuirang  in  die- 
sen dingen  nicht  für  gleichbedentend  hielt,  zeigt 
eine  Tcreinignng  zwischen  dem  Herzoge  mid  den 
Landständen  von  Würtemberg.  Der  Tübinger  ver- 
trag vom  j.  1514  unterscheidet  nämlich  zwischen 
hanptkriegen ,  welche  unternommen  werden,  um  des 
Herzogs  land  und  lente,  seine  rechte,  und  seine  ver-> 
wandten  zu  erretten,  und  kriege,  welche  der  Her- 
zog ausser  dem ,  etwa  aus  freundschaft  und  zu  hülfe 
eines  andern  beginnen  wollte.  In  den  erstem  war 
^  das  land  zu  helfen  verpflichtet,  sie  sollten  aber  ge- 
'  führt  werden  mit  rath  und  wissen  gemeiner  Land- 
schaft. Die  letztern  dagegen  sollte  der  Herzog  fuh- 
ren mit  rath,  wissen  und  willen  gemeiner  Land- 
schaft, sofern  er  einige  hülfe  von  derselben  erwar- 
tete 2). 

Es  verhielt  sich  mit  der  Zuziehung  der  Stande  bei 
kriegen,  bündnissen  und  friedensschlüssen  ähnlich^ 
wie  bei  veräusserungen  von  landestheilen.  Es  lag  eben 
so  sehr  im  Interesse  des  Landesherrn,  dass  er  sich 
der  billigung  und  des  beistandes  seiner  unterthanen 
versicherte,  als  es  den  Ständen  wiohtig  war,  vor 
den  unbesonnenen  und  verderblichen  Unternehmun- 
gen eines  kriegs-  und  fehdelustigen  Herrn  gesichert 
zu  sein.    Welche  bedeutung  die  einigkeit  zwischen 


1)  OflfI  wy  krich  analogen  umme  Tredc  unnd  natticheid  dcs- 
scr  land,  na  rade  unnd  Tulborde  unnd  willrn  der  nicnrn  reden 
desser  lande.  Privilegien  der  Schleswig  Uolateinsclien  Riüer- 
Schaft  8.  46. 

2)  ReiscHEE  saroml.  Würtemb.  gesetie  %  41.  42. 
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Fürsten  und  Ständen  für  solche  feindliche  beruhnin- 
gen  benachbarter  staten  hatte,  zeigt  die  antwort, 
die  König  Sigmund  von  Ungarn  im  j.  1406  von  dem 
Oestreichischen  Hauptmann  des  landes  ob  der  Enns 
erhielt.  Sigmund  bedrohte  den  Herzog  Wilhelm  von 
Oestreich  mit  krieg,  und  stand  bereits  mit  grosser 
heeresmacht  an  der  grenze,  während  dieser  nicht 
gegen  die  Übermacht  gerüstet  war.  Da  sandten 
Wilhelm  und  seine  brüder  abgeordnete  der  vier 
Stände  von  Prälaten,  Herrn,  Rittern  und  Städten 
an  Sigmund  mit  dem  auftrage,  alle  Zwietracht  zwi- 
schen ihnen  beizulegen.  Sie  versprachen,  alles, 
wozu  sich  die  abgeordneten  einstimmig  oder  nach 
Stimmenmehrheit  verpflichten  würden,  getreulich  zu 
erfüllen.  .  Sigmund  empfing  die  botschaft  zu  Press^ 
bürg  frostig,  und  antwortete  auf  ihre  friedensan- 
träge  mit  harten  und  drohenden  werten.  Da  trat 
der  Landhauptmann,  herr  Reinprecht  von  Waise  her- 
vor, und  sprach:  „Glaubt  nicht,  dass  uns  Herzog 
Wilhelm  liieher  gesandt  habe ,  frieden  zu  unter- 
handeln ,  weil  er  keinen  krieg  führen  kann.  Er  that 
es  nur,  uni  unschuldige  vor  den  Übeln  des  kriegs  zu 
bewahren.  Wollt  ihr  aber  krieg,  so  werde  ich  ein 
ganzes  jähr  hindurch  auf  meine  kosten  tausend  wohl- 
bewaffnete reiter  unterhalten,  und  ich  hoffe,  dass 
viele  meiner  mitgesandten,  die  reicher  und  mäch- 
tiger sind,  denn  ich,  ein  gleiches  thun."  Hier- 
mit schied  die  gesandtschaft  ab,  und  trat  die  rück- 
reise  an.  Sigmund  aber  dachte  den  werten  nach, 
und  besann  sich,  dass  er  wenig  gewinn  von  dem 
feldzuge  haben  mögte.  Er  liess  zweien  der  gesand- 
ten, die  noch  zurückgeblieben  waren,  aussieht  zum 
frieden  eröffnen,  und  nachdem  diese  die  übrigen  ab- 
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geordneten  nach  Pressbui^  zurückgebracht  hatten, 
schloss  er  mit  ihnen  einen  frieden  ab  i).  So  wurde 
durch  die  muthige  haltung  der  Stände  ein  yerderb« 
lieber  krieg  im  keime  erstickt 

Diese  Wichtigkeit  der  Stände  macht  es  erklär- 
lich, dass  sie  bei  beschlüssen  über  krieg  und  frieden 
bisweilen  neben  ihrem  eigenen  Fürsten  gleichsam,  wie 
eine  selbständige  partei,  wie  bundesgenossen  auftre- 
ten« Bald  schliessen  die  Fürsten  ein  bündniss  mit 
ihren  Ständen  gegen  einen  dritten,  um  sich  den  bei- 
stand und  die  treue  derselben  fiir  künftige  iälle  zu 
sichern  ^);  bald  nehmen  die  Stände  an  bündnissen 
und  friedensschlüssen  ihrer  Herrn  auf  eine  solche 
weise  theil,  dass  man  eher  die  Stände  iiir  die  krieg- 
führende macht  halten  sollte,  als  den  Fürsten  selbst. 
Als  z.  b.  zwischen  Lüneburg  und  der  Altmark  im 
j.  1391  friede  geschlossen  wurde,  stellten  die  Lü- 
neburgschen  Herzoge  und  die  Stände  gesonderte  Ur- 
kunden aus,  und  lUtter  und  Städte  als  Satesleute 
des  Landes  Lüneburg  errichteten  eine  selbständige 
einignng  mit  dem  Markgrafen  Jobst  von  Mähren  und 
Brandenburg.  Im  j.  1402  gingen  abermals  Bern- 
hard und  Heinrieh  von  Braunschweig -Lüneburg  ein 
schutzbündniss  ein  mit  Landeshauptmann,.  Mannen 
und  Städten  der  Altmark  3).     Auf  der  andern  seite 

I)  AscHBACD  gescilicbte  Kaiser  Sigmunds  (Hamburg  1838.  8} 
ly  210.     Ebbndorffer  cliron.  bei  Pez  scripK  rcr.  Austr.  %  837. 

S)  Scbon  im  j.  1254  sollen  nach  Freiberg  gescb.  der  Bair. 
Londst.  I,  112  die  Bairiscben  Grossen  auf  zvvei  Uoflagea  zu  Mäa- 
oben  und  Straubing  ein  bündniss  gegen  Herzog  Frledricb  ▼ob 
Oestreicb  gcscblosscn  baben.  Diese  crzäblung  gebort  bieber, 
wenn  sie  zuverlässig  ist. 

5)  (Lenz)  Ularggrufl.  Brand enburgscbe  ubrbunden  1,  462  — 
470.  ÖOO. 
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1>egiiügten  sich  die  Stunde  bisweOen  mit  defion  Fü]n»t4 
liehen  versprechen ,  dass  kriege  mögltehst' vermieden 
werden  sollten.  Eben  dieselben  Bernhard  und  Heia« 
rieh  versprachen  im  j.  1392  bei  abschluss  der  Säte 
den  Lüneburgisohen  Ständen,  sie  za  beschirmen, 
binnen  nnd  aussen  landes,  tvo  sie  das  vermögt^^ 
und  sie  sammt  und  sonders  vor  krieg  und  orloge.  zu 
bewahren ,  wofern  sie  das  dine  ihrer  herrsdiaf);  und 
der  ilirigen  verderb  und  schaden  bewirken  könnten  i). 

Auf  diese  kriegerischen  Verhältnisse  beisieht  sich 
auch  noch  die  bestimmung  mancher  landesptivile« 
gien,  dass  keine  neuen  vesten,  bürgen  oder  s<^hlössef 
gebauet  werden  sollen.  Man  mogte  dabei  leben  se 
sehr  für  bedrückung  diss  landes  ddrch  die  lasten 
d«s.  festungsbaues,  oder  durch  eine '  zu ^  grosse  pru 
vatmacht  des  Landesherrn  fürchten,  als  fat  anreizung 
der  nachbarn  und  gelegenheit  zu  kriegerischen  uh^^ 
temehmungeui  Der  Lünebnrgsche  freibrief  v.  1388 
verspricht ,  dass  ^ie  Fürsten  in  dem  Unde  keine 
neuen  bürgen,  Schlösser  oder  vesteü  mehr  bauen  las- 
sen, noch  jemandem  zu  bauen  gestatten  wollen,  ^a 
sei  denn  um  des  landes  nnCzän*  oder '  noth  willen^ 
und  nach  rath  und  mit  bewilligung  der  Mannen  und^ 
Städte  .2).  Die  freie  Friesische  gemeinde  der  Brdk- 
mäniier  beschloss,  flass  keine  .bürg/  und  kellie 
mauer,  und  kein  hohes  .  Steinbaus  ;  iinl  .lande  sciiii 
solle  3). 

168.    Die  politischen  innem  LsOidesangelegenhei«. 


~    i)    Jacobi  Lüneburgscbe  Lan^tagsaLscIi.  i,  £S0. 

9)    Jacobi  I,  i9.    Aehnlich  wiederholt  1S92.     Das.  f,  SO.. 

3)     Brokmerbricf  $.  1^9  -Bei  TOn-RicHTriovcn  Frierisclie  reclits*' 
^ueltcn^i.  175.  "     '  .  .•     .«J     :•: 
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len,  welche  die  thäti^leit  dier  Land^tfinde  in  an- 
gproeh  nahmen,  sind  vorzüglich  die  Streitigkeiten 
am  die  thronfolge,  um  laiidestheilungen ,  um  die 
vomrandschaft  über  unmündige  Fürsten,  and  ahn« 
liebes.  Diese  dinge  haben  schon  zar  zeit  der 
Bittertage  viele  Deutsdhe  länder  erschüttert^  sie  ha« 
ben  aach  in  der  gegenwärtigen  periode  manches 
land  dem  rande  des  Verderbens  nahe  gebracht,  and 
häufig  ist  nur  durch  energisches  auftreten  der  Land- 
stände ein  glücklicher  friede  herbeigeführt,  häufig 
nur  durch  sie  ein  verfolgter  Fürst  dem  lande  erhal- 
ten« Aber  man  darf  auch  nicht  vergessen,  hinzu- 
zufugen:  häufig  hat  in  ihrer  mitte  die  intrigne  oder 
die  herrSchsucht  ihr  haupt  erhoben',  um  die  Verwir- 
rung aufs  höchste  zu  treiben,  und  die  bemühun- 
gen  der  Fürsten  i&r  die  herstellung  von  rahe  und 
frieden  zu  vereiteln. 

Solche  streitigkeitep  über  thronfolge,  und  was  da- 
mit in  Verbindung  steht ,  war-en  nur  in  weltlichen  Für« 
stenthümern  möglieh  ^  wenn  man  nicht  etwa  die  erefg- 
nisse  dahin  rechnen  will,  welche  durch  zwiespältige 
wähl  oder  eigenmächtige  Päbstliche  provision  eines 
geistlichen  Fürsten  verursacht  wurden.  Wir  haben 
schon  bei  andern  gelegenheiten  das  benehmen  der 
Stände  in  diesen  Verhältnissen  beobachtet,  und  wir 
können  uns  hier  auf  die  beträchtung  der  weldichen 
Herrschaften  beschränken,  in  denen  die  anlasse 
zu  innem  'politischen  kämpfen  weit  manchfal- 
tiger  waren.  Nicht  selten  haben  aber  auch  diese . 
zwistigkeiten  dazu  gefuhrt,  dass  den  Ständen  ur- 
kundlich das  recht  eingeräumt  wurde,  das  arat  der 
Schiedsrichter  in  diesen  fällen  zu  übernehmen«  So 
z.  b.    gab    die    erbverbrüderung    der   Fürsten   von 
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Mecklenbm^,  Stt^gard  und  .Gfistl*Qw  vom  j.  1418  den 
Ständen  das  recht,  über  erbstreitigkeiten  zwischen 
den .  verbundenen  hänsern  zu  richten  t).  Eben  so 
weist  die  erbeinigang  zwischen  Delmenhorst  und 
Oldenburg  vom  j.  1436  die  schJicKtung  von  str^itig«^ 
keifen,  welche  ans  derselben  entspringen  mögten, 
an  Mannen  and  Kath  2).  Indessen  auch  ohne  solche 
urkundliche  zustcfaerang  haben  die  Stande  bei  allen 
gelegenheiten  dieses  schiedsrichterliche  amt  geübt^ 
und  in  der  that  haben  sie  damit  nur  die  uralte  auf* 
gäbe  der  Landesversammlungen,  den  frieden  im 
lande  zu  erhalten,  eiiällt.  Aus  der  gesehichte  Wür* 
tembergs  und  Tirols  ist  schon  bei  einer  andern  ge? 
legenheit  erzählt,  wie  Streitigkeiten  über  die.  vor*» 
mundschaft  der  minderjährigen  Fürsten  durch  die 
feste  haltimg  der  Landstände  beseitigt  wurden.  Aehn» 
liebes  kam  auch  in  andern  ländern  vor.  Nach  dem 
tode  des  letzten  Markgrafen  v(m  Brandenburg  aus 
dem  Askanischen  hause  ernannten  Vasallen  und 
Städte,  und  die  ganze  Landschaft  der  Neumark, 
und  des  landes  Lebus,  Frankfurt  und  Müncheberg  im 
j.  1319  den  Herzog  WartislaV  von  Pommern  zum 
Vormunde  far  Heinrich  das  Kind,  so  lange,  bis  ein 
andrer  ein  besseres  recht  zur  erbfolge  nachweisen 
werde  3).  Aber  leider  waren  die  verschiedenen 
theile  der  Mark  zu  wenig  einig,  und  der  prätenden- 
ten  zu  viele,    als  dass  dieses  auftreten  der  Stände 


i)    T.  LÜTzow  pragmat  gesell,  von  Mecklenburg  %  167.  168. 

S)  Urk.  bei  y.  Halek  gcscb.  des  Herzogth.  Oldenburg  I,  4Sö. 
487^  Wohl  mit  unrecht  wird  dort  (1,  514)  der  ftatb  auf  den 
Stadtrafb  von  Oldenburg  gedeutet. 

'5)    Gb«€kbn  cod.  diplon».  Urandenb.  3,  88. 
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von  dauerndem  erfolge  kätte  sein  könnai.  Anch  die 
Bitter,   Knappen  itnd  ganze  Landschaft  von  Rugen^ 
sammt  der  Stadt  Straknnd,   yereinigten  sich  im  j. 
1326,   da  durch  Wartislay-s  tod  die   herrschaft   an 
dessen   minderjährige   söhne  Bogislay  V.   und  Bar- 
nim IV.    gefallen   war,   ohne    gegenseitige   billigung 
weder  einen  nenen  gebieter,  noch  einen  Vormund  der 
jungen  Fürsten   anzunehmen  i).     Im  j.  1402  wurde 
der  erbfolgestreit,  welchen  Herzog  Bogisläv  VIII.  von 
Pommern  mit  seinem  bruder  BamhnV.  führte,  durch 
ein  sdiiedsgericht  beigelegt,  welches  ein  StSodiseber 
Ausschttss  von  Rittern  und  Städten  bildete  2).     In 
Mecklenburg  entstand  im  j.  1412  ein  streit  wegen 
der  Vormundschaft  über  abrecht  V.,    indem  seine 
mutter  Agnes  sowohl,    als   sein   väterlicher   oheim 
Johann  auf  die  fuhrung  derselben  ansprach  machten. 
Hier  vermittelten  die'  Räthe  in  gemeinsdiaft  mit  den 
Städten  Rostock,  Wismar  und  Schwerin,  und    die 
entscheidung  fiel,    gleich  wie    in-Würtemberg,*  zu 
gunsten  der  mutter  aus,   indem  Herzog  Johann  sei- 
nem  anspruche  gegen  die  summe  von  2000  mark 
Lübiscfa  entsagte  3).    Besonders  reich  an  streitigkeU 
ten   iii  dem  Fürstlichen   hause,  welche   durch  die 
Stände  geschliclitet  wurden,  ist  die  Bamsche   ge- 
schichte« 

In  Obeibaiem  entstand  durch  den  tod  des  Ser- 
sogs  Johann  zu  München  im  j«  1397  eine  eifersiicbt 
zwischen  dessen  söhnen  Ernst  und  Wilhelm,   und 


i)     Barthold  gescb.  Ton  Rügen  und  Pommern  5,  307.. 
2)     DisnifCRT  sammlv  Pommerscher  landesarkunden  I,  U6,     Bar- 
thold 5,  576. 

5)    y.  LüTzow  geseh.  v.  Ueddenbarg  %  338« 
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Herzog  Stephan  sammt  detifem  söhne ,  Ludwig  dem 
Bärtigen  za  Ingolstadt,  indem  die  letatern  ihren  Sits. 
nach  München  zu  verlegen  traehteten«  Ritter  und 
Städte  traten  oft  Busammen,  nm  ihre  Herrn  zn  vet- 
tragen,  und  es  gelang  endlich  auf  einer  versamm« 
hing  Ztt  Freising  im  j.  1398,  efaien  vergleich  .zu  stif- 
ten, nach  welchem  zehn  Edle  und  zehn  ehrbare 
mäiiner  aus  den  Städten  nebst  dem  Grafen  Eberhard, 
von  Wfirtemberg  als  obmafin  den  streit  schlichten 
sollten.  Indessen  machte  der .  Schiedsspruch  dem 
zwiste  kein  ende ,  da  Ludwig  der  Bärtige  die  Stadt 
Miinehen  gewonnen  hatte,  und  zwischen  dieser» 
und  den  söhnen  Johannas  fortdauernde  Zwietracht 
bestand,  die  von  den  Landshutem  genährt  wurde» 
Endlich  auf  einem  Landtage  im  j.  1403  gelang  es, 
die  irrnngen  auszugleichen,  indem  man  sich  über  eine 
theilung  von  Oberbaiem  einigte,  nach  massgabe  der 
thejliittg,  welche  die  Hensoge  Stephan  U,  Friedrich 
nnd  Johann  im  j«  13d2  ,^,mit  willen,  gunst  und  rath. 
aller  ihrer  getreuen  Grafen,  Freien,  Landh^rn^  Rit-> 
ter  und  Knechte,  Städte  und  Märkte"  vorgenommen 
katleh  i)*'  Auch  diese  heue  theilung  nahmen  die 
Herzoge  vor  ^,nach  ihrer  ganzen  Landschaft  Rath  in 
in  Oberbaiem  wissen,  willen  und  Wohlgefallen,-'  und 
sie  bestätigten  ds^eged  der  Landschaften  freiheitea- 
und  besondre  rechte;  utiter  andern  gestatteten  sie 
freien  zug  für  personen  und  g^ter  aus  einem  li^n-. 
destheile  in  den  andern.  Nur  die  Stadt.München  war 
mit  der  theilung  unzufrieden,  und  verweigerte  fort- 
während die  huldigung,  bis  sich  die  Ritter  und  Stä- 


i)    TheiloDgsa^k«    bei    AcTVEiiKBOVea     Isuragefasste    gescbicKte 
der  Herxoge  von  Bayern  (Regensb.  1767.  8.)  8.  ^85.  no.  44. 
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dte  des  gesaromten  Oberlandes  im  folgenden  jähre 
211  Ingolstadt  mit  den  Hensogen  verbanden,  die  ge- 
maehte  tfaeilnng  anfireeht  zn  erhalten,  nnd  nament- 
lich gegen  die  Münchner  dnrclizasetzen  i). 

Grossere  Verwickelungen  veranlasste  bald  nach- 
her der  tod  Herzogs  Johann  von  Straubing  und  Hol- 
land, welcher  im  j.  1425  emtrat  2).  Sobald  die  nach* 
rieht  davon  in  Straubing  anlangte,  berief  der  Landes- 
verweser und  Vizthum,  Yvan  von  Kortenbach,  einen 
Landtag,  welchier  den  verwandten  des  verstorbenen 
Herzogs  den  tod  anzeigte,  und  sie  auflforderte,  mit 
den  Ständen  die  angelegenheit  in  Ordnung  zu  brin- 
gen, zugleich  aber  eine  Regentschaft  zur  voriänfigen 
Verwaltung  des  landto  anordnete,  die  aus  männem 
von  allen  drei  Ständen  zusammen  gesetzt  war.  Der 
verwandten  aus  dem  Bairischen  hause  waren  vier, 
Ludwig  der  Bärtige  von  Ingolstadt,  Heinrich  der 
Reiche  von  Landshut,  und  Ernst  und  Wilhelm  von 
München.  Aber  über  die  theilung  waren  sie  nicht 
einig.  Anfangs  nahm  Ludwig  als  der  älteste  f&r 
sich  allein  ganz  Straubing  in  ansprach,  und  als  er 
endlich  nach  mehreren  Verhandlungen  mit  den  Stän- 
den die  theilung  zugab,  stritt  man,  ob  nach  linien, 
oder  nach  köpfen  zu  theilen  sei.  Den  beiden  Her- 
zogen von  der  Münchner  linie  schienen  die  ansich- 
ten  der  Römischen  rechtsgelehrten  günstiger  zu  sein« 
Al^  sie  daher  mit  Heinridi  dem  Reichen  flbereinka- 


i)    RuDBAKT  gfiflcli.  der  Bair.  Landst  1,  141»  —  1^. 

2)  Benutzt  sind  Rüddart  i,  167  —  178.  Fbeibebg  1,  409  — 
480.  Bcchhek  gesch.  t.  Baiern  6,  249  — 2IS9  nnd  vorzfiglich 
AsennACH  gesch.  Kaiser  SigmimdiS  (Hamburg  1841.  H,),  3^  280 — 
294. 
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«lea,  die  entscheidung  dea  Miederbairischeil  Land* 
ständen  zu  überlassen,  bevorwortete  dieser,  dass 
die  Landschaft  ein  gemeines  landredit  aussprechen^ 
und  nicht  nach  dem  geschriebenen  SLaiserlichen  rechte 
entscheiden,  auch  keine  legisten  bei  der  sache  zu 
rathe.  ziehen  sollte.  Die  von  München  erwie- 
dßrten  aber;  das  recht  musste  dem  gewissen  der 
Landstände  überlassen  werden,  die,  wenn  sie  der 
Sache  nicht  weise  wären,  gelehrter  und  weiser  leute 
rath  wohl  pflegen  dürftqn.  Während  aber  die  Land* 
stände  eifrig  um  die  vergldchuug  der  Herrn  sich 
mübeten,  schrieb  unerwartet  König  Sigmund  aus 
Ofen:  wenn  die  Bairischen  Herzoge  wegen  der  thei* 
lung  des  Straubinger  landes  sich  nicht  einigten,  so 
werde  er,  da  das  land  vom  Reiche  zu  lehn  gehe, 
als  Oberhaupt  des  Reichs  Vorsehung  thun,  und  sie 
an  seinen  hof  zu  recht  vor  die  Fürsten  des  Reichs 
fordern.  Inzwischen  solle  kein  theil  den  andern 
zu  übervortheilen  suchen,  oder  anlass  zu  Unfrieden 
geben,  da  jetzt  der  König  des  raths  und  der  hülfe 
solcher  Fürsten  gegen  die  Hussiten  besser  bedürfe. 
SHgmund's  späteres  verfahren  in  der  sache,  und  die 
endliche  entscheidung,  welche  das  Straubinger  land 
von  rechts  wegen  dem  Kaiser  und  Reich  verfallen 
eridärt,  und  nur  aus  gnade  den  Herzogen  einräumt, 
zeigen  deutlich,  dass  er  anlass  gesucht  habe,  fiir 
sich  selbst  bei  dem  handel  zu  gewinnen.  Die  Stände 
wurden  indessen  um  so  gene^er,  dem  Könige  die 
entscheidung  am  überlassen,  als  bald  nachher  auch 
Herzog  Albrecht  von  Oestreich  als  prätendent  her- 
vortrat, weil  er  ein  scbwestersohn  Johann's  von 
Holland  war.  Die  Straubinger  Stände  erwiedertpn  die- 
sem ;  es  komme  ihnen  nicht  zu ,  da^  land  zu  vei^ge- 
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ben.  Sie  verbanden  sich  viehncte  mit  den-  Ständen 
vmi  Landshttt,  den  Tier  Bairisdien  Herzogen  gegen 
bestätlgimg  ihrer  rechte  imd  freiheiten  gemeinsdiaft- 
lieh  zu  huldigen,  bis  ihre  ^ahsprfiehe  gilliefa  oder  recht- 
lich aus  einander  gesetzt  seien,  um  auf  diese  weise 
verderbliche  erbschaftskriege  zu  vermeideh.  Sollte 
ein  solcher  krieg  ausbrechen,  so  wellten-  sie  an  dem- 
selben keinen  theil  nehmen  i). 

Die  entseheidung  wurde  non  an  den  König  ge* 
bracht,  aber  erst  vier  jähr  später,  am  2&  april  1429 
thal  er  in  einem  Mannengerichte  zu  Pressburg  den 
endlichen  ausspriich,  welcher  das  Straubinger  land 
in  vier  tfaeile  zerlegte«  Die  ausfuhrung  dieses  aus- 
Spruches  aber  lag  i&k  Ständen  ob.  Im  j.  1427  war 
es  nämlich  erst  wirklich  zu  der  von  den  Ständen 
beschlossenen  gemdnschaftlichen  huldignng  gekom- 
men 2),  nur  Herzog  Heinrich  hatte  nicht  darein  ge- 
willigt. Zu^eich  hatten  sidi  seine  drei  vettern  bereit 
erklärt,  den  streit  durch  einen  Ausschuss  der  Strau- 
binger Stände  entscheiden  zu  lassen.  Dieser  Aus- 
schuss aber  that  sehen  nach  drei  tagen  den  aus- 
spruch:  der  erbschafitsstreit  solle  von  dem  Rdmi- 
Ächen  Könige  gerichtet  werden,  denn  von  einem 
Fürsten-  und  Lehnrecht  sei  keine  beilegung  dessel- 
ben zu  erwarten,  die  Stände  selbst  aber  wären  in 
der  Sache  eines  gleidien  und  redlichen  rechts  nicht 
verständig*  Bis  aber  der  König  gerichtet  habe,  soll* 
t«ft  die  Herzoge  einen  verweser  in  Stranbing  für 
Miederbaiem  bestellen.  Zugleich  solle  Ludwig  der 
Bärtige  zehn  männer  aus  seiner  Ritterschaft,  eben 


I)    Üriff.  ▼.  I42S  bei  LÜifiG  coli,  nova  1,  627, 
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so  viele  die  beide»  MBnchner  Herzoge  ^  und  diese 
ewänzig  zn  ibneii  noch  fiinf  atts  der  Niederbairischen. 
Ritterschaft  zu  schiedsniännem  ernennen.  Diese 
Alnfundmranzig :  sollten  sieh  zu  Augsborg  rersam* 
mein,  etwaige  mishelligkeiten  in  gute  scfaUchten ,  und 
den  künftigen  reehtsspruch  des  Königs  vollstreckeii; 
Zvrar  war  Herzog  Heinrich  der  Reiche  hiermit  nicht 
einverstanden  gewesen,  und  es  war  daher  bevor* 
wortet,  dass  ihm  dies  alles  unverfänglich  sein  solle, 
allein,  als  es  endlich  zur  ents(^eidung  durch  den 
König  kam,  bestätigten  die  Oberländischen  Stände 
diese  besehlüsse  von  neuem,  und  Sigmund  trug  aus- 
drücklich den  fQnfundzwanzigen  die  Vollziehung  sei- 
nes Spruches  auf.  Jetzt  gab  auch  Herzog  Heinrich 
seine  Zustimmung.  Die  verschiedenen  Landschaften 
stellten  einander  Urkunden  aus ,  dass  jede  den  Herrn 
der  übrigen  landestheile  behülflich  sein  wolle,  wenn 
ihr  Herr  den  sprach  der  fünfundzwanzig  nicht  erfiil* 
Jen  wer^e  i).  Insbesondre  stifiteten  die  beiden  Ober* 
bairischen  Landschaften  des  Münchner  und  Ingol- 
städter  antbeils  eine  engere  Vereinigung.  Die  schiedst 
mannet  versammelten  sich  zu  Straubing,  zogen  noch 
drei  Herrn  aus  jedem  landestheile  ssu ,  und  zerlegten 
das  Straubinger  land  in  vier  stücke ,  über  deren  ver* 
theilung  sie  das  loos  entscheiden  liessen.  Die  aus- 
führung  der  theilung  fand  nur '  darin  noch  anstand, 
dass  Herzog  Ludwig  von  Ingolstadt  den  vor  der  hui* 
digung  auszustellenden  freibrief  zu  besiegeln  wei* 
gerte,  da  er  denselben  von  den  frühem  abwei* 
chend  fand.    Allein  ein  aussprach  der  fiinfundzwanzig 


1)    Urkk.  ▼.  1429  bei  Lümig  1,  635 1. 
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verwarf  seine  bedenken  i).  Auf  einem  Landtage  des 
Jahres  1430  empfing  anch  er  die  iuddigang,  allein 
diese  verhandlongea  gaben  am  gleicher  zeit  den  bei» 
den  Oberbairisehen  Landschaften  Veranlassung,  mit 
erlanbniss  der  Herzoge  einen  band  zur  wahrnng  ihrer 
rechte  und  freiheiten  zu  schliessen,  und  einen  Aus* 
schuss  zu  wählen,  der  sie  bei  ihren  Fürsten  in  vor- 
kommenden fötten  vertreten  sollte. 

Etwa  zehn  jähr  später  halte  die  Ingolstädter 
Landschaft  gelegenbeit,  als  Vermittlerin  aufzutreten 
in  dem  unglücklichen  streite  zwischen  Ididwig  dem 
Bärtigen  und  seinem  söhne,  Ludwig  mit  dem  Hocker. 
Die  bevorzugung  eines  unehelichen  sohnes,  des  s<Aö* 
nen  Wieland  von  Freiberg,  welche  so  weit  ging, 
dass  der  ältere.  Ludwig  sogar  getrachtet  haben  soll, 
das  ganze  Herzogthum  diesem  zuzuwenden,  war  die 
veranlassung  der  Uneinigkeit,  und  die  Vermählung 
des  Jüngern  Ludwig  -mit  der  tochter  des  feindseli- 
gen nachbars ,  Markgrafen  Friedrich  s  II.  von  Brau* 
denburg,  welche  die  sogenannte  Grafschaft  Grais* 
pach  zur  mitgift  empfing,  brachte  den  streit  zum  aus« 
bruche.  Ludwig  mit  dem  Höcker  beschwerte  sich 
im  j.  1439  bei  Herzog  Albrecht  III.  von  München 
über  die  harte  und  ungerechte  behandlung  seines 
Vaters,  und  erbot  sich,  wiewohl  ihm  übel  zieme, 
mit  seinem  berrn  und  vater  zu  rechten,  von  der 
Landschaft,  oder  auch  von  seinen  freunden  mit 
sammt  der  Landschaft  die  Sache  in  minne  und  recht 
schlichten  zu  lassen.  Ludwig  der  Bärtige  dagegen 
hatte  sich  zu  Sicher  zeit  mit  bittern  klagen  über 


1)     T^vrei  entgeh eidoDgen  der  spmchiiiSnner  bei  (Rkeiiiiek)  Balr. 
Landtagshandl.  5,  2i.  SSS.  .    . 
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seinen  ungehorsamen  söhn  an  die  Münchner  Land" 
schafi  gewendet,  und  dieser  vorgestellt,  dass  der« 
selbe  Ingolstadt  und  einige  andre  Städte  verleitet 
habe,  su  ihm  überzugehen,  und  dass  die  Ingol- 
städter  ihn  gar  eingelassen ,  vrorauf  er  sich  dort  in 
des  Herzogs  veste  gezogen,  und  in  den  besitz  d^ 
schätze,  der  Urkunden  und  des  majestätssiegels  gesetzt 
habe  t).  Indessen  arbeitete  die  Landschaft  zu  In^^ 
golstadt  ernstlich  an  dem  frieden,  und  auch  Herzog 
Albrecht  hatte  Räthe  dorthin  gesendet  Ludwig,  der 
yater,  schien  aber  wenig  geneigt,  ihre  vermittelung 
anzainehmen.  Zuerst,  als  die  Stände  ihm  botschaft 
nach  Neuburg  sandten,  forderte  er,  dass  die  ganze 
Landschaft  vollständig  zu  ihm  nach  Neuburg  kom*^ 
men  solle«  Indessen .  diese  schlug  es  ab ,  da 
sie  meinte,  sie  hätte  ihm.  ehrbare  und  genügsame 
Sendboten  geschickt.  Dann  erbot  sich  der  Herzog 
zwar  vor  die  Landschaft,  allein  nicht  vor  diese  allein, 
sondern  er  verlangte  ausserdem  die  Zuziehung  Her- 
zogs Friedrich  von  Oestreich ,  Johannas  von  Eichstädt^ 
der  Herzoge  von  Würtemberg,  des  Deutschen 
Ordens,  der  gesellschaft  von  St.  Georgenschild 
und  einiger  Reichsstädte  2).  Unterdessen  bekrieg* 
ten  sich  vater  und  söhn,  so  dass  König  AI* 
brecht  IL  bewogen  wurde,  ein  friedensgebot  an  die 
Herzoge  zu  erlassen ,  bis  er  die  Sache  gütlich  schlichr 
ten  würde.  Der  König  iand  jedoch  keine  musse^ 
sich  persönlich  des  streites:  anzunehmen»  £r  beauf* 
tragte  daher  die  gemeine  Landschaft,  die  sache 
zwischen  den  beiden  Ludwigen  „vor  sich  zu  nehmen, 


1)  (KKENKEm)  Bair.  LandtagshaudluDgeii  1^  138  f»  153  i. 

2)  RaEMMEB  3,  32.  33. 
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die  za  verhören,  und  nicht  von  i^ich  kömmeiV  zu  las- 
sen,, und  darin  zu  thnn,  als  getreue  Landleqte  an 
ihrem  rechten  Herrn.''  Wenn  aber  ein  theil  das  nicht 
aufnehmen,  und  bei  ihr  bleiben  wolle,  so  sollte  sie 
„solches,  and  wer  steh  mit  mnthwillen  widerwärtig 
darin  bewiese ,  zu  stund  an  verkünden",  damit  er 
ssu  einigung  und  frieden  der  lande  thue,  was  ihm 
zu  Ann  gebühren  werde.  Allein  die  Landschaft  rich- 
tete nichts  aus,  wie  treu  si^  sich  die  sache  auch 
angelegen  sein  liess.  Der  König  sah  sich  nach  kur- 
zer zeit  zu  einem  neuen  friedensgebote  genöthigf. 
£r  beauftragte  Biischof  Albrecht  von  Eiehstädt,  den 
Zwist  in  seinem  namen  zu  schlichten ,  und  befahl 
dem  Herzoge  Albrecht  zu  München,  so  wie  den  In- 
golstädter  Landständen,  falls  einer  der  Streitedden 
theile  den  frieden  brechen  sollte,  dem  gehors^mien 
Aeile  wider  den  andern  in  allen  dingen  beizustehen, 
so  bald  sie  dessen  von  ihm  ermahnt  würden  i). 

Durch  König  Albrechts  tod  indessen  nahm  der 
friede  wieder  ein  ende*,  ungeachtet  im  j.  1440  noch  ein- 
mal schwache  versuche  gemacht  wurden,  eine  entscheid 
düng,  oder  wenigstens  eine  erqeuerung  des  friedens 
bei  Albtechts  nachfolger  zu  erwirken  2),  Im  j.  1443 
nahm  liudwtg  der  jüngere  Neuburg  an  der  Donau 
mit  Sturm,'  und  sein  vater  war  unter  den  gefange- 
nen. Jener  zeigte  das  glückliche  ereigniss  dem  Her- 
zoge Albrecht  von  München  an ,  und  drückte  die  hoff- 
nung  aus,  dass  er  nun  auch  desto  besser  eine  sol- 
che riehtung  mit  i^inem  herrn  und  vater  finden 
und  machen  werde,    dass  er  dadurch  lob  und  di^nk 


I)    KaiBHiiER  9,  S7«  60.  63. 
3)    Daa.  5;  67. 
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bcd  Go.tt  und  in  der  weit  gewinne  find  Terdlei»^^ 
und  dennoch  sich  und  sein  land,  wie  er  sich  getrftjies 
wohl  versorge  i).  allein  dieser  dbsgang^  wurde  nUM 
erreicht.  Schon  ein  halbes  jähr  späteiCj  ini  j»  ,1445 
starb  Ludwig  mit  dem  Hocker,  Ludwig  der  Bärtige 
aber  blieb  in  der  gefangenschaft  d^  Markgrafen  voi| 
Brandenburg,  und  an  die  stelle  der  frühem  streitige 
keiten  traten  jetzt  neue  wegen  Versorgung  der  wittw^ 
WkA  ihrer  töchter,  und  wegen  Bfandenbiirgsoher  a»**' 
Sprüche*  Die  Landsdiaft  s^mmt  Herzog  Albrecht 
von  München  suchte  abermals  zu  vermitteln , .  a^ei^ 
trotz  der  eri^sthaßestep  bemühi^ngen  derselben,  s^bst 
trotz  des  einschreitens  des  neuen  Römischen  Kön%$r 
Friedrlch's  Ilt  kannte  sie  bei  dem  eigejii^inn  desg^-t 
fangenen,  und  bei  den  ranken  Heinrich.s  des  B^iche^ 
von  Landshut  seine  befreiung  nicht. erreichen* ;  jpec 
alte  Herzog  Ludwig  stai^b  im  j«  1447,  |su  Burgh^lifi^n 
in  der  gefangenschaft,  nicht  ohne  verdacht  der  ver« 
giftung  2).  . 

Die  verniiittlung  der  Oberlfindischep  Landschitf»: 
ten  wurde  mit  mehr  glück  in  den  Streitigkeiten -i^t 
ansprach  genommen,  welche  zwischen  deisi  söhnest 
Albrecht's  IIL  von  München  enitstanden.  .  Dies^ii 
wollte,  dass  -nach  seinem  tode  seine  befdeii^  älte^ 
St^n  söhne,  Johann  und  Sigmund,  das  lan^.g^neinn 
schafilich  regiren  sollten;  die  drei  jungem,  AJbi^eQhtr 
Christoph  und  Wolfgang ,  waren  dem  g^sdichei^ 
Stande,  bestimmt,  uivl  wwden.in  Itajien  in  Fürstli-: 
chen  tttgenden  erzogen.  Allein  Herzog  Johann  st^rb: 
schon  im  j.  1463,    drei  jähr, nach  des  va^rs,    AI- 


1)    Rkbmnbe  S,  99«  '        ' 
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brefcht's  in ,  tode,  und  Sigmund ,  damals  vienmcl- 
zwanzig  jähr  alt,  war  den  vergnfigangen  mehr,  i^ 
den  reglrungsgescb£ßen  zngethan.  Seine  Umgebung; 
scheint  sich  den  leichtsinn  ihres  herrn  zu  nutze  ge- 
macht zu  haben,  und  es  kam  so  weit,  dass  die  auf- 
künfte  des  Fürstenthums  kaum  mehr  ausreichten, 
die  Jüngern  brüder  an  dem,  tras  ihn^^  gebührte, 
verkürzt  wurden ,  und  wesenttiehere  nachtheile .  za 
befürchten  waren.  Deshalb  kehrte  der  älteste  unter 
den  drei  jungem  brüdem,  Albrecht  IV,  aus  Italien 
zurück.  Er  war  bei  dem  tode  Johannas  erst  sech- 
zehn jähr  alt,  aber  man  konnte  schon  erkennen, 
dass  in  ihm  ein  seltnes  herrschertalent  schlummerte. 
Er  war  auf  drei  Italienischen  universitSten  in  den 
Wissenschaften  unterrichtet,  und  an  den  ItaliSnischen 
höfen  in  die  künste  der  politik  eingeweiiit  Gleich 
geübt,  das  wort,  die  feder  und  das  schwerdt  zu  füh- 
ren, kannte  er  keiii  höheres  streben,  als  das,  sei- 
nem Volke  ein  guter  und  energischer  regent  zu  sein* 
Mit  um  so  grösserm  kummer  sah  er^  dass  sein  bm- 
der  Sigmund  durch  unnützen  aufwand  und  Unord- 
nung das  land  in  schulden  über  schulden  stürze. 
Er  forderte  die  aufnabme  in  die  mitreghnng  des 
landes,  und  demgemäss  antheil  an  den  ^ufkünften 
desselben;  allein  Sigmund  war  wenig  geneigt,  etwas 
von  der  bisher  genossenen  Selbständigkeit  und  al- 
leinherrschaft  aufzuopfern.  Albrecht  begann  daher 
im  stillen,  durch  sehrifUtehe  Vorstellungen  an  die 
beamten  seines  bruders  und  mündliche  Verhandlun- 
gen mit  den  angesehensten  unter  den  Landständen 
eine  günstige  Stimmung  für  sich  vorzubereiten,  und 
wandte  sich  an  seine  vettern,  den  Pfalzgrafen  Ru- 
precht und  Herzog  Ludwig  von  Landshut,  um  durch 
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ihre  Vermittlung .  die  sacbe  zu  eiaer  -apasglddrang 
durch  die  Oberbairischen  Stände  zu  hringen.  Nach' 
allerlei  ansländen,  die  theils  von,  einer  kleinen  eifer- 
sucht  zwischen  den  beiden  Oberbairischen  Land«» 
Schäften,  theils  von  Herzog  Sigmund  ausgingen,  kam 
auf  einem  Landtage  zu  München  im  j.  1465  eine  ei- 
njgung  zu  Stande,  vermittelst  deren  Albrecht  in  die 
mitregirung  aufgenommen  wurde»  Schon  bei  diesen 
Verhandlungen  machte  er  böse  erfabrungen.  Er  be« 
Schwerte  sich  mehrfach  über  seinen,  bruder,  dass  der«« 
sejbe  die  Ständi&ehe  Vermittlung  hiatertrieb^ni  habe« 
Aber  daran  seien  lente  schuld,  die  ihren  eigenen 
vortheil  dabei  im  äuge  hätten  ^).  Auf  dem  entsehei-* 
denden  Landtage  -^  so  berichtete  er  dem  Kurfürsten 
Friedrich  von  der  Pfalz  —  sei  Herzog  Ludwig  nicht 
erschienen,  obgleich  derselbe  dringend  darum  ange- 
gangen wäre.  Aber  Pfalasgraf  Ruprecht,  Herzog 
Christoph,  Albrecht's  jüngster  bruder,  und  Herzog 
Ludwig's  'Räthe  hätten  allerdings  einige  zeit  an  der 
Vereinigung  gearbeitet«  Indessen  hätten  sie  nichts 
erhebliches  zu  stände  gebracht,  sondern  die  getreue 
Landschaft  habe  fleiss  vorgekehrt,  und  die  streiten-* 
den  brüdier  freundlieh  gerichtet  Er  habe  indessen; 
nicht  an  allen  merken  können,  ob  sie  den  streit 
gern  geschlichtet  gesehen  hätten,  und  .wisse  nodi 
nicht,  worauf  das  angesehn  sei  2).        > 

In  der  that  sehten  Herzog  Sigmund  nur  dem 
namen  nach  seinem  bruder  die  mitregirung  einge-^ 
räumt  zu  haben.  Schon  im  folgenden  jähre  klagte 
dieser   über  ihn:    er   mache  von    tag  zu  tag  mehr 


1)  (KRENKEm)  ßair.  Landtagshandl.  K,  150« 

2)  KüBKifEK  £>,  159  —  141. 
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QOOTiiftvitg.imiiafe  mit  uli^^fiftssiger  .mebnag.  senteö 
hofg^siiudbes  ^  miit  yersohreibaD^sohweren  solde^  iur 
Rät&e  and  diener,  und  halte  ihnH  die  hoke.dto  Sol- 
des geheim^  ejc  vermeiiie, .  allein  macht  und-gewalt 
zu  haben,  Bädie  und  hofgesinde  aufauhebmen,  be* 
setze  alle  pflegen  und  ämter  nach  seulem  willeiiy 
nehme  alle  rechte,  gölten,  wändel  und  nutzungen 
zu  seinen  banden,  und  gehe  damk  ohne  willen 
und  wissen  des  jöngem  brndeffif  nach  semem  ge* 
foUto  utayv  also,  dass  keine  .schuld  davon  be- 
zahlt^ smidern  des  yetderhens  und  Schadens  täg- 
lich mehr  werde.  Desg^chen  Jirerschreibe  er  leib- 
gedinge  nach  seinem  -  ge&Ilen,  und  .schaffe,  biete 
und  verbiete  mit  allen  amtleulien,  zu  thun  und  zu 
lassen,  was  .ihm  gefallig  sei ^  alles  ofane^  Albrechts 
i^ath^  mUen  und  wissen*  Und  was  dieter  zu  Zeiten 
als  regirender.  Fürst  mit  den  beiderseitigen  Ruthen 
im  besten  beschlossen  und  vopgetiommen  habe,  das 
verändere  er  hinter  dessrihen«  rücken  nach  eigenem 
gefallen'^i).  <  Albreoht  wandte  sich  aheraoi^dis  an  Her« 
zog  Ludwig  von  Landshut  um  rath  und  vermitthing, 
und  die  beiden  br&der  unterwarfen  sich  einem 
Schiedssprüche,  dfen  Ludwig  und  seine  Räthe  sammt 
den  Prälaten,  Herrn,  Riftern,  Knediten,  &ädten 
ubdfJMLärldten.'der  Landschaft  im  Ob^-^  und  Nied^* 
lande  und  auf  dem  Nbrdgaiie  ertheileia  sollten*  AucIl 
Welfgong,  -der  jüngste  unter  deU/brüdern,  der  schon 
im  j.  1465  sich  mü;  Albreeht  über  und^eüharkeitdes 
landes  verglichen,  hattie  2)-,*  trat  dieser  übereinkufift 


I J    Rrerner  8,  ISl.  ISS — 1S7. 
2)    Dem.  S,  I5S. 
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bei.  Die  Landschafifen  und  Herzoge  kamfel^  stt 
Müncdien  züsamnien^  und  es  ^ymrden  genaaere  he* 
Stimmungen  über  die  gemeinschafiliche  regtrurig  ge« 
troifen;  zugleich  wurden  dem  jüngsten  bruder  Wolf* 
gang  die  einkiinfte'  von  PfaiEenhofen  als  apanage 
versehriebeii^  da  Christoph  bereits  das  scfaloss  Paal 
als  solche  inne  hatte  i).  Indes^sen  war  aiieh  damit 
die  einigkeit  noch  niefat  hergestellt  Erst  ein  jähr 
später  fasste  Herzog  Sigmund  einen  entschluss,  wel* 
eher  allein  bei  der  Persönlichkeit  beider  *brüder  die 
Sache  zu  ende  bringen  konnte«  Die  beiden  Für« 
sten  beriefen  auf  den  1.  September  1467  etliche  treif* 
liehe  -Ton  ihren  Landleuteu  nach  München  „von 
merklicher  sacken  wegen,  sie  und  ihre  lande  und 
leute  antreffend,  daran  viel  gelegen  war«"  Kurz  vor 
eräffnung  dieses  Landtages,  am  22.  august,  schlos«- 
sen  sie  noch  eineh  vertrag,  dass  sie  brüderlich  bei 
einander  bldben,  und  das  Fürstenihum  für  immer 
uiigetheilt  regiren  wollten.  Am  3.  September  aber 
erklärte  Sigmund:  er  habe  oft  die  blödigkeit  seines 
leibes  bedacht,  die  ihn  bewege,  nicht. gern  mühe 
Und  arbeit  zu  tragen,  wie  sie  einem  regirenden  Für*- 
sten  gebühre,  sondern  er  sei  mehr  geneigt,  sich  ein 
geruhiges  wesen  ohne  alle  bekümmerniss  zu.madien, 
und  sein  regimeut  in  eine  band  zu  stellen  und  zu 
übergeben,  mit  welcher  land  und  leute  besser  und 
fldssiger  vorgesehen  seien  und  ausgerichtet  werden 
mögten,  als  durch  ihn.  Demnach  habe  er  nach  rath 
und  bitte  seiner  getreuen  Bäthe  und  Landleute  von 
Prälaten ,  Ritterschaft  und  Städten ,  die  in  merklicher 


i)     Krenker  ^,  164  f. 
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anzabl  zu  dieser  zeit  bei  ihm  gewesen  9  -solches 
Biemand  besser  zu  empfehlen  gewnsst,  >als  sei- 
nem bmder  Albrecht,  also^  dass  dieser  ütr  ihn  und 
ihre  brüder  Christoph  und  Wolfgang  aller  lande  nnd 
lente  allein  regirender  Färst  und  Herr  sei«  Er  selbst 
behielt  sich  eine  massige  abfindung  und  die  aosü- 
bung  einiger  hoheitsrechte  bevor  i). 

Mit  solchem  ausgange  mag  ein  theil  des  Adels 
nicht  wohl  zufrieden  gewesen  sein,    und  an  diesem 
fand  Herzog  Christoph  eine  stütze,    der  jetzt  eben- 
falls  auf   die    mitregirung   anspruch   machte.     Der 
haüptsitz  der   unzufriedenen  war    in  dem  Straubin- 
ger  Niedetlande.     Hier   traten    schon    im    j*  1466^ 
kurz  nachdem  Herzog  Ludwig  und  die  Landschaflen 
zu  München   den   Schiedsspruch  zwischen  Sigmund 
nnd  Albrecht  abgegeben  hatten,  einige  von  den  drei 
Ständen  zusammen,    und  baten  die  beiden  Herzoge, 
einen  besondern  Landtag  zu  Straubing  zu  halten,  und 
demselben   den  Inhalt  des   Schiedsspruchs  zu  eröff- 
nen,   damit  das  land.  ihnen  die  beschwerden  vortra- 
gen könne,    welche  wider  die  landesfreiheft  im  nie- 
dern  Baiern    aus    dieser  richtigung  entsprSingen  2). 
Was  hierauf  von  Albrechfs  seite  geschah,,  ist  nicht 
bekannt    Es  bildete  sich  aber  um  diese  zeit  in  die- 
sen •  gegenden   ein  Ritterbündniss ,    die  gesellschaft 
der  Böckler  des  Eingehörns,    welche  gewiss  nicht 
bloss  gegen   die  ketzer  und  ungläubigen,    die  man 
die  Hassen  nannte ,  gerichtet  war.    Kaum  hatte  Sig- 
mund der  regirung  entsagt,    als  Herzog  Christoph 


1)  '  Rbennbe  H,  220  —  d36.     Vergl.  8,  49c;. 

2)  Das.  6,  90. 
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antheil  an  derselben  forderte^  und  um  seinen  anspra- 
chen mehr  nachdruck  zu  geben,  liess  er  sich  unter 
die  B5ckler  aufnehmen,  obwohl  viele  nicht  damit 
zufrieden  waren ,  da  auch  Herzog  Sigmund,  der 
fortwährend  mit  Albrecht  in  gutem  vernehmen  stand, 
IUI  der  gesellschaft  theil  hatte.  Indessen  gelang  es 
Albrecht,  theils  durch  gewalt,  theils  durch  vermit- 
telung  mehrerer  Fürsten  und  Landleute  aaf  einem  tdgie 
zh  Regensburg  den  bund  aufzulösen.  Derbundbrief 
wurde  zerschnitten ,  und  jedem  sein  Siegel ,  welches 
er  daran  gehängt  hatte,  zurückgegeben  i).  Der 
streit  zwischen  Albrecht  und  Christoph  dauerte  in^» 
dessen  fort,  und  drohte  verwickelt  zu  werden,  da  Al- 
brecht nichts  ohne  Sigmund's  Zustimmung  thun  wollte, 
nhä  die  untheilbarkeit  des  Herzogthums  unter  beru- 
fung  auf  das  wesen  desselben  und  auf  ältere  fami- 
Uenverträge  zu  erhalten  suchte.  Er  fürchtete,  dass 
Christoph  im  sinne  habe,  sich  der  Städte  im  Strau- 
binger lande  zu  bemächtigen,  und  hielt  sich  für  den 
äussersten  fall  gerüstet  2).  Christoph  wandte  sich 
indessen,  gleich  wie  früher  Albrecht  selbst,  an  Her- 
zog Ludwig,  und  erbot  sich  zu  gütlichem  und  recht- 
lichem austrage  vor  den  Landschaften.  Nach  man- 
cherlei Verhandlungen  zwischen  den  Herzogen  und 
Ständen  3)  kam  endlich  im  j.  1468  eine  einigang 
zwischen  Albrecht  und  Christoph  zu  stände,  nach 
welcher  ein  Schiedsgericht  niedergesetzt  wurde^  be-i 
stehend  aus  Herzog  Ludwig,  den  Pfalzgrafen  Philipp 
und  Otto,  und  dem  Bischöfe  Matthias  von  Speier,  je- 


1)  Krernek  6,  99  —  104.  100. 

2)  Das.  6,  95  —  98.  105.  107-<.il9. 
5)    Das.  6,  iiO~16i.    3,237—348. 
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dem  sammt  zweien  seiner  Bäthe,-  und  aus  achten  ans 
den  sämmtlichen  Bairischen  Landschaften,  zur  hälfte 
Ton  jedem  der  streitenden  tfaelle  erwählt.  Dieses 
sollte  für  das  folgende  jähr  genaue  bestimmungen 
treffen,  in  welcher  weise  eine  gemeinschaftliche  re- 
girnng  der  beiden  Herzoge  anzuordnen  sei  i).  So 
wurde  einstweilen  die  ruhe  hergestellt,  zumal  da 
sich,  kurz  nachdem  der  Schiedsspruch  ertheilt  war, 
Herzog  Wolfgang  zu  einem  regiruDgsverzichte  atlf 
zwölf  jähre  verstand  2). 

Noch  ehe  das  jähr  nm  war,  liess  sich  auch  Her- 
zog  Christoph  zn  einem  ähnlichen  verzieht  auf  fünf 
jähr  bewegen  3).  Allein  die  einigkeit  dauerte  nicht 
lange.  Bereits  im  j.  1471  liess  Albrecht  plötzlich 
seinen  bruder,  der  eben  in  München  war,  im  bade 
überfallen  und  gefangen  nehmen.  Christoph  und 
Wolfgang  schienen  etwas  im  Schilde  zu  fuhren,  denn 
kurz  vorher  hatten  sie  an  die  zu  München  versam- 
melte Landschaft  von  Oberbaiern  die  frage  gestellt, 
ob  dieselbe  sich  einfinden  wolle,  wenn  sie  von  ihnen 
beiden  berufen  würde.  Allein  die  Landschaft  hatte 
erwiedert,  da  Albrecht  einiger  regirender  Fürst 
sei,  und  die  regirung  mit  seiner  brüder  willen  nnd 
wissen  habe,  so  gebühre  ihnen  nicht,  ausserhalb 
Albrecht's  wissen  und  willen  in  eine  Landschaft  za 
kommen  4).  Jetzt,  nach  ^hristoph's  gefangenneh- 
mung^  wurde  Wolfgang  aufgebracht,  versuchte,  die 
Landschaft  zu  berufen,    und  schrieb  Albrecht  einen 


1)  Krenner  g,  277—505.     Vcrgl.   das.  510. 

2)  Das.  S,  504  —  509. 
5)    Das.  S,  580. 

Das.  8,  15. 
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hefiigen  brief  voll  von  vorwürfen.  Dieser  redufertigte 
sich,  dass  er  von  .glaubwürdigen  leuten  gewarnt 
sei,  wo  er  sich  nicht  von  stand  an  vorsehe,  werde 
er  durch  Herzog  Christoph  gefangen,  aus  dem  lande 
gefuhrt,  und  vom  leben  zum  tode  gebracht  i).  Die 
Sache  kam  darauf  an  den  Kaiser,  indessen  zogen 
die  Fürsten  abermals  die  vermittelung  der  Land^ 
stände  und  Herzogs  Ludwig  vor,  und  der  rechtstag, 
welchen  der  Kaiser  schon  angesetzt  hatte,  wurde 
deshalb  verschoben  2).  Allein  erst  nach  mehreren 
vergeblichen  Landtagen  3),  und  nachdem  Herzog 
Wolfgang  durch  eine  erhöhuug  seiner  apanage  be« 
gütigt  ^) ,  statt  dessen  aber  PfaJzgraf  Otto  von  Meu- 
markt  zu  gunsten  Cfaristoph's  aufgetreten  war,  ei-» 
nigten  sich  die  Fürsten  abermals  im  j«  1472  über  ein 
Schiedsgericht,  welches  diesmal  aus  Herzog  Ludwig, 
Pfalzgraf  Friedrich,  und  den  Herzogen  Ernst  und 
Albrecht  von  Sachsen ,  od^  ihren  Rätben  bestand^ 
Auch  hierzu  sollte  Alhrecht  die. Ober-  und  Nieder« 
bairischen  Stünde  fordei;n,  jedoch  diesmal  nicht 
sowohl,  um  ihre  Vermittlung  zu  erlangen,  als  viel* 
mehr,  um  durch  ihre  bürgschafi  dorn  Schiedssprüche 
Sicherheit  zu  geben.  In  folge  .  des  Schiedsspruchs 
wurde  Herzog  Christoph  freigelassen ,  nachdem  er 
sammt  seinen  drei  brüdern  den  Landschaften  einen 
Fevers  ausgestellt  hatte,  «dass  die  Herzoge  unter  sich 
frieden  und  einigkeit  halten  wollten,  widrigenfalls 
der,  welcher  dawider  thäte,   seinen  väterlichen  erb- 


1)  Krenner  8,   15  —25. 

2)  Dag.  8,  28  —  53. 

5)  Das.  7,  259.    8,  27.  45  S. 

4)  Das.  8,  53  —  57. 
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theil  verwirict  haben  aoUte.  Die  Landstfinde  dage- 
gen stellten  einen  revers  ans,  worin  sie  verspra- 
chen/ in  solchem  falle  dem  betheiligten  nnter  ihren 
vier  Herrn  gehorsam  zu  sein  i). 

Wegen  der  gemeinschi^lichen  regimng  Hess  es 
der  schiedsspmch  bei  den  bisherigen  vertragen.     In- 
dessen gelang  es  Albreeht,  später  seine  briider  ganz 
von  der  regirung  zu  entfernen.     Wolfgang,  der  nie 
sehr  dringend   auf  der  mitregirung  bestanden  hatte, 
fibergab  schon   im  j.  1477  fär  alle  zeit  seinen  erb- 
theil  an  Albrecht  2).    Diesem  machte  es  aber  die  ge- 
meinschaftliche regimng  .mit  Christoph   nur   immer 
wünschenswe.rther,   von    ihm    ein    gleiches    zu   er- 
langen;   denn  Christoph  fuhr 'fort,    den  samen^der 
Zwietracht  zu  säei(,    und  suchte  die  handlungs weise 
seines  bruders   bei  den  Landständen   zu  verdächti- 
gen ,   da  er  nicht  wagen  durfte ,  offen  gegen  ihn  ra* 
che  zu  üben  3).      Als    daher   der   fünfjährige  regi- 
rangsverzicht  seinem  ablaufe  nahe  war,    setzte  Al- 
brecht durch,    dass  die  sache  abermals  durch  einen 
Ständischen  Ausschuss  verglichen  wurde.      Zu  die- 
sem sollte  jeder  von  ihnen  zwei  Prälaten,   vier  von 
der  Ritterschaft,  und  vier  von  den  Städten  ernennen, 
die  eine  hälfte   aus  dem  Oberlande,    die  andre  ans 
dem  IXiederlande.     Herzog  Sigmund   sollte  obmann 
sein.    Dieses  austragsgericht  sprach  im  j.  1475  Her- 
zog Albrecht  auf  fernere  zehn  jähre  die  alleinregi* 


1)    KftEMüEm  8,  4Ö— 96. 
3)     Das.  8,  265. 

3)    Christoph's  schreiben  an  die  SUnde  im  j.  1475  bei  Kkeit- 
HEE  8,  120—1^. 
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rang  2«  i).  Auch  diese  zeit  verlief  "nicht  ohne  Un- 
einigkeit 2).  Im  j.  1482  kam  ^s*  dahin ,  dass  Kaiser 
Frieddch  III.  den  Herzog  Georg  von  Landshut  be- 
auftragte,  die  irrungen  zwischen  den  beiden  brii« 
dem  auszugleichen  3).  Als  nun  aber  die  zehn  jähre 
zu  ende  gingen,  und  Herzog  Christoph  abermals 
theilung  des  landes  forderte,  erwirkte  Herzog  Al- 
brecht im  j.  1485  ein  Kaiserliches  mandat,  dass 
Christoph  bei  ein^  pön  von  hundert  mark  löthigen 
goldes  sein  vorhaben  der  theilung  abstelle ,  und  das 
Fürstenthum  ungetheilt  und  bei  löblicher  regirung 
seines  bruders,  als  des  altern,  bleiben  lasse,  damit 
das  FürSitenthum  nicht  wider  die  gesetze  und  ordnuiig 
der  Kaiserlichen  vorfahren  am  Reiche,  und  wider 
den  re.chtsspruch  Kaiser  Sigmund's  verändert,  noch 
geschmälert,  auch  dem  Kaiser  und  Reiche  desto 
stattlicher  davon  geschehen  und  gedient  werden 
möge ,  wie  sich  aus  schuldiger  lehnspflicht  zu  thun 
gebühre.  Indessen  behielt  ihm  der  Kaiser  vor,  so- 
fern er  solches  nicht  schuldig  zu  sein  und  einige 
rechtliche  einreden  dagegen  zu  haben  vermeinte,  die. 
vor  ihm  als  seinem  ordentlichen  richter  zu  rechtli- 
chem austrage  anzubringen  4). 

Christoph  beruhigte  sich  hierbei  nicht,  sondern 
brachte  es  dahin,  dass  Albrecht  für  nöthig  hielt,  zu 
seiner  rechtfertigung  eine  darstellung  dieser  ^lang- 
jährigen händel  an  den  Kaiser,  viele  weltliche  und 
geistliche  Fiirsten,    mehrere  Reichsstädte,   die  Eid- 


1)  Kkennbe  8,  156  — 17<2. 

2)  Das.  8,  2o4  — 260. 

3)  Das.  8,  584  —  587. 
Das.  8,  405—406. 
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genossen  und  die  St.  Georgengesellschaft  ausgehen 
sm  fasi^en.    Endlieh  legten  sich  einige  Landlente  van 
Prälaten,   Ritterschaft  und  Städten  ins  «littel,    und 
bewogen  die  Fürsten,   abermals  sieh  einem  rechts«- 
Spruche  2u  unterwerfen,    den  hinsichtlich  des  regi- 
ments  und  der  theilung  Kaiser  Friedrich,    hinsicht- 
lieh anderer  irrungen  aber  ein  Ausschuss  Ton  vier- 
undsechzig  aus  der  Landschaft  ertheilen  sollte.    Za 
diesen  yierundsechzig  wurden  Ton  jedem  der  beiden 
Herzoge  sechs  Prälaten,    vierzehn   aus  der  Ritter- 
schaft  und   zwölf  ans   den  Städtischen  Räthen   er- 
nannt   Durch  die  bemühung  dieses  Ständischen  Aus- 
tragsgerichts,  und  die  berücksichtagung  der  löblichen 
regirung    des  Herzogs  Albrecht   Hess    sich   endlich  ' 
Herzog  Christoph  bewegen,    gleich  seinem  Jüngern 
bruder  fßr  immer  der  regirung  zu  entsagen,    und 
diese  gegen  eine  apanage  ganz  i  und  unwiderruflich 
dem  altern  bruder  fisu  überlassen  i)*     Dies  geschah 
im  j.  1485,    und  so  war  endlich  durch  den  beistand 
der  Stäikde  nicht  allein  ruhe  und  friede  hergestellt, 
sondern    auch   die  bleibende  Vereinigung   der  ver- 
schiedenen landestbeiie  vorbereitet,    zu  wekher  AU 
brecht  im  j.  1506  den  schlussstein  durch  die  ptimo« 
genitur^sanelion'lc^en  konnte» 


SORGE  FÜR  DAS  WOHL  DER  KIRCHE. 

169.    Die   ausbildung ,  der   hierarchischen  herr- 
schaft  Roms  und  die  Stellung  der  geistlichen  obern 


1)    Krewier  8,  447—466.  471  —  488. 
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hatte  den  LandesVersammlitiigen  für  die  gew&hnü- 
ehen  fälle  allen  einfluss  aiif  kirchliche  angelegen- 
heiten  entzogen«  JDitse  waren  ausschliesslich  den 
Synoden. oder  Concilien.  iiber!wiesen,  auf  denen  die 
Geistlichkeit  allein  ihre  beschlüsse  fasste,  und  dann 
erst  wurde  die  theilnahme  der  weltlidien  Stände 
in  anspruch  genommen,  wenn  man  des  weltlichen 
schwerdtes  zur  ausfiihruhg  bedurfte.  Schön  in 
den  Zeiten  der  Rittertage  finden/  wir  daher  kaum 
noch  eine  erinnerung  an  jenen  grundsatz  der  Frän- 
kischen Reichstage ,  däss  sie  neben  dem  State  auch 
die*  Kirche  Gott^  suberathen,  zu  fördern  und  zu 
schirmen  hätten.  Als  eine  vereinzelte  erscheinung 
steht  es  da,  wenn  die  heidnischen  Grossen  von  Poih^ 
mern  im  j.  1128  auf  einem  Landtage  zu  Usedom 
sich  für  die  annähme  des  Christentfaums  erklären 
(§«.67.  1, 232).  Eine  ähnliche  Veranlassung  der  Land^ 
ständischen  thätigkeit  kennen  wir  in  dieser  pertode 
nicht  mehr  erwarten,  da  das  heidenthum  aus  dem 
eigentlichen  Deutschland  verbannt  war,  und  die  hord^ 
dsdichen  länder  nicht  durch  den  eifer  eines  Apostels;^ 
sondern  durch  das  schwerdt  der  eroberer  bekehrt 
wurden.  Als  die  Russischen  Ostseeprovinzen  durch 
die  Schwerdtbrüder,  .  und  Preussen  durch  die  BA- 
terbrüder  von  Dobrin  Und  den  Deutschen  Orden  dem 
Christenthume  und  dem  Deutschen  Reiche  gewon» 
nen  wurden,  ging  man  mehr  darauf  aus,  die  alte 
freiheit  dieser  Völker  zu  unterdrücken,  als  Deutsche 
fireiheit  in  diese  gegenden  zu  verpflanzen. 

Dagegen  gab  der  verfall  der  geistlichen  zucht 
und  die  ausdehnung  der  geistlichen  gewalt.in  meh- 
reren ländern  den  Landständen  veranlassung,  ihre 
aufmerksamkeit    diesen   gegenständen    zuzuwenden. 


nBBSi    Y^  2.  BemduB^  des  gtats  o.  der  kirche. 

In    der  HbA  Brandenborg  eilioben   die  weldichen 
Stände  unter  dem  Knrf&rsten  Friedrich  II.  beschwer- 
de  darober,  dass  die  geistlidien  gerichte  aUe  bür- 
gerlichen reditsstreitigkeiten  an  sich  zogen,  und  ihre 
nrdieile  dorch  den  kirchenbann  za  yoUstrecken  such- 
ten,   sellist   wenn    sie   nur    geldscholden   beträfen. 
Der  Knrf&rst  verhandelte   dariiber  mit  den  Ständen, 
nnd  Hess  im  j.  1445  durch  einen  Ansschnss  ans  den 
geistlichen    und    weltlichen-  Ständen   fiber '  die    be- 
schwerde  entscheiden.     Man  setzte  fest,    dass  die 
geistlichen  gerichte  nvr  dann  klagen  um  geldschulden 
gegen  laien  annehmen  soUten,  wenn  von  dem  welt- 
lichen richter  das  recht  verweigert  werde,  und  dass 
sie  die  sache  dem  letztem  überweisen  musstoi,  so- 
bald dieser  sie  abfordere,  und  sich  zur  entscheidung 
erbiete.    Die  anwendung  des  kirchenbanns  gestattete 
man  in  diesem  falle,    doch  sollte  dem  vemrtheihen, 
der  armuth  halber  nicht  bezsdilen  könne,   weder  die 
absolution   auf   dem  todbette,   noch  das  Christüdie 
begräbniss  versagt  werden  l).      Auch   die  Wurtem- 
bergische  regimentsordnung,  welche  im  j.  I49S  von 
den  Fürstlichen  Käthen,    den  Prälaten,    Rittern  und 
der  Landschaft  errichtet  wurde,  nahm  sich  der  kirch- 
lichen Verhältnisse  an.    Sie  verordnete,  dass  die  be- 
schlossenen und  reformirten  Klöster  und  Grotteshän- 
ser  ftlr  männer,  wie  für  frauen  fortan  für  alle  zeiten 
beschlossen  und  reformirt  bleiben,  und  also  ordent- 
lich gehalten  und  gehandhabt  werden  sollten,    damit 
die  ehre  Gottes  und  der  dienst  desselben  nicht  ge- 
mindert, und  viel  ärgerniss  und  übel  verhütet  werde, 
welches  durch  Öffnung  und  unordentliches  wesen  der 


1)    BocHBOLs  gesell,  der  Rarm«  Braadenbarg  1,  1S4. 
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Gotteshäuser  entstände.  Ferner  sollten  die  stiftangen 
aller  pfründen  und  gottesgaben  zu  lob  und  ehren 
Gott  dem  -  allmächtigen ,  und  zu  hülfe  und  trost  der 
armen  und  elenden  seelen,  nicht  verändert  und  trans- 
ferirt  werden,  die  pfarrer  und  kapläne  sollten  sich 
priesterlich-,  und  wie  sich  ihrem  stände  gebühre, 
halten,  und  zu  den  erledigten  pfründen  sollten  tüch^ 
^ge,  fromme,  ehrbare,  gottesfarchtige  und  gelehrte 
Personen,  so  viel  man  deren  haben  könne,  präsen- 
tirt  werden.  Endlich  i^oUten  auch  die  Prälaten,  wel- 
che sich  über  beschwerungen  von'  Seiten  des  Her- 
zogs beklagten,  gnädiglich,  fürstlich  und  in  gezie- 
mendem  masse  bedacht  und  gehalten  werden  i). 

170.  In  weit  höherm  masse  wurde  die  einwir- 
kung  der  Landstände  auf  die  kirchlichen  angelegen- 
heiten  von  einem  ereignisse  erweckt,  welches  einen 
beträchtlichen  theil  der  ^avisch  Deutschen  länder 
auf  das  tiefste  erschütterte,  und  durch  die  aufmerke 
samkeit,  welche  es  im  übrigen  Europa  erregte,  so 
wie  durch  die  rückwirkungen,  die  aus  dieser  beach- 
tnng  entsprangen ,  welthistorische  bedeutung  bekam. 
Dies  war  das  auftreten  des  Johann  aus  Hus  und  sei- 
nes freundes  Hieronymus  von  Prag.  Die  Verbreitung 
der  Wiclefschen  lehren  durch  diese  männer  hatte 
anfangs  nur  einen  streit  mit  dem  Erzbischofe  von 
Prag  erzeugt ,  und  schon  im  j.  1403  hatte  eine  Syn- 
ode zu  Prag  44  artikel  der  lehren  Wiclef's  ver- 
dammt, worauf  der  Erzbischof  öffentlich  erklärte, 
dass  keine  ketzerei  in  Böhmen  sei^  Dazu  kameq 
jedoch  andre  Streitigkeiten,  welche  durch  das  Über- 
gewicht der  Deutschen  über  die  Böhmen  in  dem  re- 


I)    Rbischer  Sammlung  der  Wurtemb»  gcseUe  %  S2.  33. 
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gimente   der  Stadt  und  tmiversifät  Prag  veranlasst 
wurden.    Diese  fahrten  dahin,  dass  im  j.  1409  alle 
nicht  Böhmischen  lehrer  und  Studenten,  5000  an  der 
zahl,  Prag  verliessen,  und  zum  grösstentheil  sich  nach 
Leipzig  b^aben,   wo  man  eben  damit  ufai^ng,   eine 
neuö  Universität  zu  errichten.    Aber  der  streit  wurde 
ernsthafter,  da  zwei  jähr  später  König  Wenzel  auf 
die  Seite  der  Böhmischen  lehrer  trat.,    und  ihnen  so- 
gar verbot,  dem  Erzbischofe  und  dem  Pabste,   wel- 
che herausgäbe  der  Wiclefschen  bücher   forderten, 
zu  gehorchen.      Erzbischof  Sbiiiko  legte  Huss  und 
die  übrigen  lehrer  in  bann,    Huss   aber  setzte  sein 
'glaubensbekenntnissauf,  und  bewies,  dass  er  in  glau- 
benssachen  siicht  von  der  Jkirche' abweiche,   sondern 
nur  gegen  misbräucbe   eifere.     Endlich  kam  hinzu, 
jdass  Pabst  Johann  XXIII.  mit  g^nehmigung  des  Königs 
das  kreuz  gegen  Ladislaus  von  Neapel  predigte,  und 
den  theilnehmern  an  dem  kreuzzuge  vollkommenen  ab- 
lass  verkünden  Hess.    Da  traten  Huss  und  viele  andre 
mit   reden  und  öffentlichen  disputationen  auf  gegen 
den'  ablasshandel  und   die  aufreizung  von  Christen 
gegen  Christen.     Viele  gingen  weiter ,    es  kam  zu 
aufrührerischen    scenen,    Unruhestifter   wurden    von 
'dem  Rathe   zu  Prag   zum   tode   gefühlt,    und  vom 
Volke*  als  märtyrer  verehrt.    Die  Geistlichkeit  verbot 
von   neuem  Wiclef's    scliriften,    Huss    wurde   vom 
Pabste  nach  Rom  gefordert,    und,    da  er  nicht  er- 
schien, in  den  bann  gethan. 

Huss,  jetzt  auch  vom  Könige  nicht  mehr  gest&tzt, 
verliess  die  Stadt,  und  predigte  in  der  gegend  seines 
geburtsorts.  Eine  zu  Prag  versammelte  Synode  konnte 
ihm  indessen  keine  ketzerischen  lehren  nachweisen^ 
wie  selbst  der  Pubstliche  legat,    der  Erzbischof  und 
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die  yersanimelten  Stände  bezeugten.  Huss  besehloss 
freiwillig,  sich  vor  der  Rirchenversammlung  zu  Koist* 
nitz  zu  rechtfertigen,  und  erhielt  vom  König  Sig- 
mund das  geleit.  Aber  der  ausgang  war  ein  andrer, 
als  die  freunde  des  Huss  und  des  Böhmischen  lan- 
des  erwarten  und  hoffen  konnten.  Als  Huss  durch 
keine  Vorstellungen  sich  bewegen  Hess,  von  dem, 
was  er  für  recht  erkannte,  abzugehen,  und  offene 
misbräuche  zu  billigen,  erlitt  er  den  feuertod,  und 
einige  zeit  später  theilte  Hieronymus,  nachdem  man 
vergeblich  seine  standhaitigkeit  zu  erschüttern  ge- 
sucht hatte,  sein  Schicksal.  Der  Bischof  von  Leu- 
tomischl  brachte  das  schreiben  der  Kirchenversamfn* 
lung  nach  Böhmen.  Da  kam  mit  genehmigung  de» 
Königs  ein  allgemeiner  Landtag  von  Böhmen  und 
Mähren  zusammen,  und  über  150  Herrn  und  Ritter 
sandten  der  Kirchenversammlung  eine  schriftliche  er- 
klärung:  „dass  alle  und  jede,  wes  Standes,  würde, 
Wesens,  gewalt  oder  obrigkeit  sie  seien,  die  da  sagen, 
dass  in  dem  Reich  und  Markgrafenthum  irthum  und 
ketzerei  erstanden,  dadurch  die  einwohner  verfuhrt 
und  vergiftet  worden,  dass  die  alle  (allein  den  König 
Sigmund  ausgenommen,  den  sie  dafür  hielten,  dass 
er  solches  von  ihnen  in  keinem  wege  glaube)  ehr- 
lose bösewichter  und  lügner,  ihres  Reichs  und  Mark* 
grafthums  treulose  verräther  und  feinde  seien,  ja 
selbst  die  ärgsten  und  schädlichsten  ketzer.  Aber 
sie  wollten  sich  massigen,  und  so  schwere  beleidi- 
gungen  jetzt  dem  gerechten  Gott  befehlen,  dem  allein 
die  räche  gebühre  i)."    Zugleich  schlössen  die  Stände 


1)     Des  heil.  Mertercra  M.  J.  Ilussen  IUI  brleffe  aus  gefqngnis 
im  Goncüio -EU  Cos(aitz,  an  die  Belunen  geschrieben.     Der  Behmi- 
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ein  b&ndntss  auf  sechs  jähre  ^  worin  sie  gelobten, 
daflir  zu  sorgen ,  dass  das  wort  Gottes  frei  nach 
der  heil,  schrift  gelehrt^  fremde  excommnnicationen 
nicht  beachtet,  die  der  inländischen  Bischöfe  aber 
vorher  untersucht  würden.  Sie  wollten  sich  einem 
gesetzmässig  gewählten  Pabste  unterwerfen,  wenn 
er  nicht  vom  worte  Gottes  abweichen  würde.  Wer 
gegen  diesen  band  handle,  solle  seiner  guter  und 
ehre  verlustig  sein  !)• 

Das  unentschiedene  verfahren  des  Königs  Wen- 
zel erhielt  eine  schlecht  unterdrückte  gährende  Stim- 
mung im  lande ,  welche  in  offene  flammen  ausbrach, 
sobald  sein  tod  die  erbfolge  einem  Könige  eröffnete, 
auf  dem  der  Vorwurf  lastete,  dass  er  das  sichere 
geleit,  welches  von  ihm  dem  Johann  Huss  zugesi- 
chert war,  nicht  gegen  die  versammelten  väter  zu 
Kostnitz  aufrecht  erhalten  habe«  Sigmund  wurde 
durch  die  excesse  der  Hussiten  nicht  minder  er- 
schreckt, als  erbittert.  Am  meisten  fürchtete  er  die 
hauptstadt  Prag.  Er  berief  daher  einen  Landtag 
nicht  dorthin,  sondern  nach  Brunn,  und  ungeachtet 
die  hier  erschienenen  abgeordneten  von  Prag  sich 
seinen  befehlen  unterwarfen,  ging  er  nach  Breslau, 
und  traf  die  durchgreifendsten  anstalten  zur  gewalt- 
samen ausrottung  aller  ketzerei.  Da  errichtete  im 
j.  1420  Johann  .Ziszka  von  Trocznow  zu  Pilsen  einen 
bund  mit  Brzenko  von  Sswihof  und  Wolkaun  von 
Adlar,  dass  sie  Sigmund  nie  für  ihren  König  erken- 


schen  und  Mererischen  herrn  brieflT  ans  concilium.     Mit  einer  Tor- 
rede  D.Martini  Lathera,    zu  Magdeburg  vordeutschet.     Ohne  jabr* 
zahl  in  4.     Löder  protestatio  Bohemorum.     Leipzig  1712.  4. 
1)    Stbnzel  gesch.  des  Preuss.  Stats  I,  176  — 180. 
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neil,  and  allen,  die  gegen  den  kelch  wären,  sich 
widersetzen  wollten,  und  viele  Barone,  Ritter  und 
Städte  traten  demselben  bei.  So  entbrannte  jener 
furchtbare  bürgerkrieg,  der  erst  nach  fünfzehn  jähren 
beendigt  wurde,  als  die  beidea  Prokope  bei  Böh- 
misch Brod  gefallen,  und  das  übrig  gebliebene  kriegs- 
volk  durch  eine  entsetzliche,  treulosigkeit  des  Mein- 
hard  von  Neuhaus  vernichtet  war.  Bereits  imj.  1421 
hatten  einige  Böhmische  Herrn  versucht,  durch  einen 
Landtag  die  ruhe  herzustellen.  Die  Stände  versamr 
melten  sich  zu  Czaslau,  und  auch  die  Mähren  sandten 
abgeordnete.  Kaiser  Sigmund  liess  die  versammel« 
ten  Stände  durch  seine  Räthe  Alsso  von  Sternberg 
und  Putha  von  Czastalowicz  ermahnen,  den  frieden 
und  die  ruhe  des  landes  zu  fördern ,  und  nach  ihrer 
pflicht  zu  verhelfen,  dass  er  nicht  von  dem  Reiche 
verdrängt  würde.  „Denn  wir  bezeugen  es  mit  Gott'' — 
schrieb  er —  „dass  wir  ob  dem  lande,  welches  zu 
diesem  verderb  gerathen,  ein  herzlich  mitleiden  tra- 
gen ,  deswegen  wir  dann  je  und  allezeit  aufgezo- 
gen, und  noch  innehalten,  und  wollten  nicht  gern, 
dass  diese  kröne  Böheim  von  den  ausländem  vol- 
lends in  grund  verderbt  werden  sollte."  Wegen  der 
vier  religionsbeschwerden,  welche  die  Prager  schon 
früher  aufgestellt  hatten,  versprach  er,  ordentliches 
gehör  zu  gewähren  j  und  wenn  jemanden  dunk'en 
sollte,  dass  durch  ihn  einige  Unordnung  entstanden 
wäre,  dieselbe  zu  verbessern.  Sofern  aber  jemand 
dieses  erbieten  nicht  annehmen,  sondern  das  land 
zu  weiterm  verderb  und  spott  führen,  oder  aber  ihn 
wider  Ordnung  und  recht  von  seinem  erblichen  Böh- 
mischen Königreiche  dringen  wollte,  dann  drohte  er, 
dagegen  alle  seine  freunde  und  umliegenden  länder 
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zu  hülfe  anznmfen  9  wiewohl  er  nicht  Verkaante, 
dass  solches  ohne  der  Böhmen  grossen  Verderb, 
unüberwindlichen  schaden,  und  künftigen  spott  iiicht 
wurde  geschehen  kOnnen« 

Auf  das  erbieten,  etwaige  Unordnungen  zu  wen- 
den ,  stellte  der  Landtag  fünfzehn  beschwer  den  auf. 
„Die  erste  Unordnung''  -^  hiess  es  —  „ist,    dass 
Eure  Königl.  Majestät   den   M.  Johann  Huss   unter 
deren  geleit,  der  ganzen  Böhmischen  nation  zu  son- 
derlidiem  spbtt«  und  nachtheil  zu. verbrennen  gestat- 
tet     Die   andre  Unordnung,  .  dass  alle,  verachteten 
ketzer  und  abtrünnigen  von  der  Christlichen  Kirche 
im  Concil  zu  Kostnitz  freiheit  zu  reden  gehabt,  aber 
unsre  getreuen,  nicht.      Zum  dritten  hsüben  £.  M.  im 
bemeldeten  Concil  zu  Kostnitz  das  Böhmer  land  zu 
verdammen- gestattet,    indem  £•  M.  über   die  Böh- 
men und  ihre  priesterschaft  einen  Päbstlichen  bann 
ausgehen    lassen,     dass    sie    aUesammt,     wie    die 
ketzer,    verdammt  und   ausgerottet  werden  sollten. 
Zum  vierten   haben  E.  M.  gemeldeten  bann  in  der 
Stadt   Breslau,     der   Böhmischen    nation    zu    8po% 
und   zu  des  ganzen  Königreichs  verderbniss  öffent- 
lich proklamiren  und  ausrufen  lassen.      Zum   fiinf* 
ten  £.  M.   haben   mit   solchem  ausrufen  wider  uns 
alle  umliegenden  länder  aufgewiegelt,  und  nachmals 
dieselben    wider    uns ,    als    die   verfluchten    ketzer, 
geführet.      Zum  sechsten .  haben  die  von  E«  M.  v^i- 
der  ufis  geführten  Fürsten  und  ausländer  das  Boh« 
mer    land'  mit    feuer   und    schwerdt   verheert,    ja, 
weder    geistliehe    noch    weltliche    verschont,     und 
viele   frauen  und  Jungfrauen   haben  von  ihnen    ge- 
wältige >  bedrängnfsse    leiden    müssen."      Die   ül^ri- 
gen  bescHwerden  betrafen  die  bestrafung  einzelner 
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Hussit^o,  die  yeräussernng  des  Herzogthnins  Brd* 
bafit  und  der  Mark  Brandenburg,  welche  mit  Böhmen 
vereinigt  gewesen,  die  wegführudg  der  kröne  und 
andrer  kleinode,  die  kränkung  einiger  andrer  landes» 
freibeiten,  und  die  vier  Präger  artikeL  Der  König 
verantwortete  sich  in  einem  zweiten  schreiben,  dass 
er  auf  dem  Concil  zu  Kostnitz  alles  mögliche  2ur 
vertheidigung  Böhmens  gethan,  die  kleinode  und 
freiheiten  des  landes  nur  zu  schützen  gesucht  habe» 
dass'  seine  schritte  nicht  gegen  das  Böhmer  land, 
sondern  nur  gegen  die  ketzerei  in  demselben  ge* 
richtet  gewesen,  und  dass  nur  die  Unternehmungen 
der  aufrührer  an  der  Verwüstung  des  landes  und 
den  Unordnungen  schuld  seien.  Dessen  ungeachtet 
verbanden  sich  die  Stände ,  einander  in  der  aufrecht- 
haltung  der  Prager  artikel  zu  schützen^  es  sei  denn, 
dass  sie  mit  der  heiligen  schrift  im  göttlichen  worte 
besser  unterwiesen  werden  mögten.  Ferner  ge}ob- 
ten  sie,  den  König  Sigmund,  der  sich  selbst  dessen 
entwürdigt  hätte,  nicht  zu  einem  König  und  Erbherm 
der  kröne  Böhmen  anzunehmen,  es  wäre  denn, 
dass  es  ihr  Herr  Gott  augenscheinlich  also  haben 
wollte.  Endlich  ernannten  sie  «wanzig  Regenten  aus 
allen  Ständen,  welche  einstweilen,  bis  sie  von  dem 
allmächtigen  Gott  mit  einem  Könige  versehen  wür- 
den, das  l^nd  verwesen  sollten  i).  Die  Böhmische 
krpne  war  schon  früher  von  den  Hussiten  dem  Kö- 
nige von  Polen  angeboten,  und  da  dieser  sie  aus- 
schlug, erwählte,  nachdem  der  Landtag  zu  Czaslau 
auseinander  gegangen  war,  eine  neue  Versamm- 
lung  der   Stände    zu  Kuttenberg   den  Grossherzog 


i)    Urkauden  bei  Gouiast  de  stata  regni  Bohemiae  2,  263  f. 
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Vitold  von  Litthanen  zum  Konige.  Vitold  erschien 
mit  seinem  brader  Sigmmid  Korybnt  Allein  jener 
wurde  bei  der  belagerong  des  Karkteins  erschossen, 
und  Rorybut  war  nicht  der  held,  dem  ein  Ziszka  wich. 
Der  Kaiser  und  die  katholische  Christenheit  erfah- 
ren zu  ihrem  schrecken  und  erstaunen .'  was  ein  be- 
geistertes Tolk,  dem  es  um  sein  heiligstes  und  höch- 
stes zu  thun  ist,  gegen  ein  beer  vermag,  welches 
aus  dienstpflicht  ohne  eigene  Interessen  kämpft* 

Tfachdem  endlich  alle  theile  den  hoffiiungslosen 
krieg  müde  waren,  und  nur  noch  Prokop  der  Grosse 
und  Prokupek  das  land  durchwütheten,  begannen 
Kaiser  und  Stände  von  neuem,  Vergleichsversuche 
zu  machen.  Viele  Versammlungen  wurden  gehalten 
und  gesandte  geschickt,  aber  entweder  Sigmund  ver- 
weigerte die  gestattung  des  kelches,  oder  die  Hussiten 
die  Unterwerfung  unter  das  zu  Basel  versammelte  Con-» 
eil.  Endlich,  nachdem  von  neuem  ein  Kreuzzug  gegen 
die  Böhmen  auseinander  gesprengt,  und  der  Böhmische 
krieger  ein  schrecken  von  Europa  geworden  war,  bot 
das  CoHcil  ernstlich  Vermittlung  an.  Nachdem  sich 
die  Böhmen  auf  das  vorsichtigste  von  der  redlich« 
keit  des  erbietens  überzeugt  hatten,  versammelten 
sie  einen  grossen  Landtag  zu  Prag,  und  hier  setzte 
es  Meinhard  von  Neuhaus  gegen  die  Taboriten  und 
Waisen  durch ,  dass  eine  gesandtschaft  an  das  Concil 
geschickt  wurde.  In  Basel  gereichte  es  zur  verwun- 
denmg,  dass  die  Böhmen  nicht  mehr,  als  die  vier 
Prager  artikel  forderten.  Indessen  gelang  es  den 
versammelten  vätem,  einen  theil  der  abgeordneten 
zu  gewinnen,  und  es  wurden  die  compactaten  mit 
der  Böhmischen  nation  geschlossen,  welche  im  we- 
sentlichen die  Prager  artikel  zugestanden.      Nur  die 
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Taboriten  imcl  Waisen,  wekbe  fortwfilirend  unter 
anfähroag  der  Prokope  unter  waie»  standen,  wi** 
dersetzten  sieh  ihrer  afinafame.  Die  Stände  traten 
daher  abermals  zusammen,  ernannten  den  Aless 
Sswihowsky  von  Wrzestiow  zum  Statthalter  des 
Reichs,  und  übergaben  das  beer  dem  Meinhard  von 
Nenhaus,  welchem  es  gelang,  die  Prokope  und  ihr 
beer  zu  vernichten.  Ein  Landtag  zu  Prag  im  j.  1435 
erklärte  darauf,  den  Kaiser  Sigmund  als  König  an* 
erkennen  zu  wollen,  wenn  er  verspreche,  die  vier 
artikel  zu  bestätigen,  an  seinem  hofe  Hussitische 
prediger  zu  dulden,  niemanden  in  Böhmen  zu  zmn^ 
gen,  dass  er  klöster  auf  seinen  gutem  baue  oder 
m5nche  annehme,  die  Universität  in  Prag  wieder  in 
ihren  vorigen  stand  zu  setzen,  die  Böhmen  nicht 
zur  herstellung  der  zerstörten  klöster  anzuhalten^ 
dem  Königreiche  seine  freiheiten,  heiKgthümer  und 
kleinpdien  wieder  zu  geben,  ausserhalb  der  kirchen 
Deutseh  und  in  denselben  Böhmisch  predigen  zu 
lassen,  keine  fremden  in  den  Radi  und  die  Gerichte 
au&unehmen,  gute  münze  prägen  zu  lassen  und  die 
bergstädte  in  ihren  vorigen  guten  stand  herzustellen, 
und  eine  allgemeine  amnestie  zu  bewilligen.  Sig» 
mund  nahm  die  bedingungenan,  und  wurde  im  fot 
genden  jähre  auf  einem  neuen  Landtage  zu  Prag 
feierlich  als  König  anerkannt* 

So  wurden  die  religionshändel  beigelegt.  Frei- 
lich nicht  fiir  immer,  aber  nach  Sigmunds  tode  wa- 
ren es  nicht  mehr  die  religionshändel  allein,  welche 
das  land  erschütterten.  Sie  hatten  namendieh  eine 
sehr  untergeordnete  bedeutung  in  den  oben  (§• 
163.  2,  297  f. )  erzählten  Streitigkeiten  über  die  erb- 
folge  und  bevormundung  des  Ladislaus  Posthumus. 

24* 
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Merkwürdig^  ist  bei  diesem  ganzen  streite    der 
Hussiten  mit  den  aiihäogern  der  altem  katholisclieii 
lehre,    dass  er  von  anbegian  an  zusammentraf  mit 
dem   kämpfe   zmscben  der  Böhmischen  nnd    Deut- 
schen nationalität    Daher  fanden  die  bestrebangen 
der  Hussiten  im  eigentlichen  Deutschland  keinen  an- 
klang,  wohl  aber  in  den  nördlichen  Slavischen  län- 
dem.      In   Schlesien    zwar   wurde    das   Hussitische 
wesen  durch  Sigmund  und  die  geistlichkeit  von  Bres- 
lau  rasch   unterdrückt.      Dagegen  trat  dasselbe   in 
Polen   darin  hervor,   dass  die  Hussiten  nicht  allein 
den  Fürsten  von  Polen  und  Litthauen  die  Böhmische 
kfone  anboten,    sondern  auch  in  den  kriegen   zwi- 
schen Polen  vrid  dem  Deutschen  Orden  mehrfach  ver- 
bündete der  Volen  waren.    Selbst  in  Preussen  fasste 
der  Orden  im  j.  1416  auf  dem  Landtage  zu  Marien-- 
jburg  einen  beschluss,  wetelier  die  lehre  des  Hass 
verdammte^   alle  bücher  dieser  seqte  verbot,  ketzer 
verfolgte,    und  selbst   den  verkauf  aller  chroniken 
an  den   Orden  befahl,    damit  dieselben  w^gen  der 
ketzerischen  lehren,    die  sie  enthalten  sollten,    ver- 
brannt würden.     Des  ungeachtet  wurden    die  Hus- 
sitischen  meinungen  nicht  ausgerottet,    selbst  unter 
den  gliedern  des  Ordens  nicht.     Sogar  der  Komthur 
von  Danzig  nahm  einen  Hussitischen  lehrer  in  schütz 
gegen  die  mönche,  welche  das  volk  aufreizten.    Auch 
wurden '  die    Chroniken   grösstentheils   nicht   ausge- 
liefert 1). 


i)    STcmvi^  gesell,  des  Preuss.  sUts  I,  ^1.- 
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171.    Einleitang. 

Kriegsdienste.  172.  Umfang  der  ?erpflic1itung  der  ua- 
trrthanen.  —     175.  Das  bewilligangsrecht  der  Landstaude. 

Reichssteuern.  174.  Ursprung  und  beschaflTenkeit  dersel- 
ben..—    t7£»-  Die  einwilligung  der  LaudstSnde. 
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DURCH 

DIE  LANDSTÄNDE. 


171.  Die  persönlichen  leistungen,  welche  der  stat 
von  den  nnterthanen  forderte ,  waren  fortwährend 
von  zwiefacher  art,  nämlich  theils  kriegsdienste, 
theils  geldhülfen.  Die  kriegsdienste  bestanden  theils 
in  dem  wirklichen  ausziehen  in  den  krieg,  theils  in 
der  Stellung  von  heerwagen,  pferden,  in  der  lei- 
stung  von  Schanzarbeiten,  und  manchem  andern. 
Die  geldhfilfen  hiessen  jetzt  allgemein  Steuern.  Der 
name  Beden  kam  ganz  ab,  und  nur  für  gewisse  ar- 
ten von  steuern  kamen  besondre  namen  auf.  Ein 
i/^ichtiger  unterschied  war  es  aber  geworden,  ob  die 
kriegsdienste  und  steuern  dem  Kaiser  und  Reiche» 
oder  dem  Fürsten  und  Lande  geleistet  wurden.    Bei 
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den  leistnngen  der  erstem  art  gab  die  ansbildung 
der  Landständischen  yerfassong  der  frage  ein  gro> 
8ses  Interesse ,  in  wie  weit  die  Reichsversamrolung 
einen  beschluss  fassen  konnte,  welcher  die  nntertha- 
nen  der  einzelnen  Fürsten  band,  und  in  wie  weit 
die  Landstände  dabei  eine  stimme  hatten.  Wir  dür- 
fen daher  die  Reichskriegsdienste  nnd  die  Reichs- 
stenem  hier  nicht  übergehen«  Indessen  wird  es  w^e- 
niger  nothwendig  sein»  die  betrachtoog  der  Reichs- 
kriegsdienste von  der  der  kriegsdienste  für  einzelne 
länder  zu  trennen,  als  dies  hinsichtlich  der  Reichs- 
nnd  Landessteuern  der  fall  ist 
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172.  Das  Reichsheer  wurde,  so  weit  es  nicht 
aus  soldtnippen  des  Kaisers  bestand,  von  den  ein- 
zelnen Landesherrh  und  andern  Reichsständen  nach 
alter  weise  gestellt,  und  es  blieb  diesen  gewöhnlich 
überlassen ,  wie  sie  die  mannschaft  zusammen  brin- 
gen wollten,  die  sie  dem  Reichsheere  zuzuführen 
hatten.  Ein  Fürst,  der  eine  gewisse  truppenzahl 
stellen  sollte,  mögte  also  seine  Vasallen  aitf bieten, 
oder  Seinerseits  soldtnippen  werben,  oder  auch  ein 
aufgebet  der  dienstfähigen  mannschaft  ins  land  er- 
gehen lassen.  Auf  gleiche  weise  bildete  er  die 
kriegsmannschaft,  deren  er  zu  seinen  eigenen  zwe- 
cken als  Landesherr  sich  bediente.  Den  Landstän- 
den gegenüber  hatte  er  hierin  freie  band,  so  lange 
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er  nicht  ein  allgemeines  aufgebot  in  ansprach  nahm, 
und  in  diesem  letztem  falle  kam  es  darauf  an ,  wie 
Tveit  sich  die  verpfiichtang  der  cfinzelnefi  zu  krie^s- 
diensten  erstreckte. 

Die  Terbindlicbkeit  der  unterthanen,  dienste  zu 
kriegerischen  zwecken  zu  leisten,  war  fortwährend 
zum  theil  lehnspflicht,  zum  theil  eine  allgemeine  pflicht 
aller  grundbesitzer.  Die  letztere  trat  bei  wahrer  lan- 
desnoth  und  bei  einem  gerechten  Reichskriege  ein ;  sie 
"war  die  alte  heerbannspflicht,  und  würde  jetzt  gewOhn* 
lieh  reise  oder  landfolge  genannt.  Von  ihr  unterschied 
man  noch  die  landwehr,  zu  welcher  in  nothföllen 
alles  wehrhafte  volk  verpflichtet  war.  Diese  wurde 
in*  den  Städten  durch  den  glockenschlag,  auf  dem 
lande  durch  das  gemeine  geschrei:  oweh!  owapen! 
und  bei  den  Friesen  durch  forerniende  pechtonnen 
aufgeboten,  und  alle  Stände,  reich  iind  arm,  muss* 
ten  ihr  folgen.  Jeder  musste  sich  nach  seinem  ver- 
mögen und  nach  dem  herkommen  gerüstet  halten, 
und  bei  drohender  gefahr  erliessen  die  Fürsten  auf- 
forderungen,  sich  bereit  zu  halten,  oder  ordneten 
musterungen  an  i). 

Stand  einmal  der  feind  im  lande,  §o  war  es 
nicht  zeit,  über  landfolge  und  dienstpflicht  zu  unter- 
handeln. Die  Landstände  mussten  daher  bedacht 
sein,  den  umfang  ihrer  dienstpflicht  im  voraus  sicher 
zu  stellen.  In  der  regel  war  dieselbe  schon  in 
sehr  früher  zeit  durch  gesetze,  vertrage  oder  her- 
kommen festgestellt.'  Schon  Karl  der  Grosse  hatte 
gewisse  provinzen  von  kriegszfigen  in  entfernte  ge- 


I)     Vcrgl.  Kremiiieb's  Bair.  LandlugsliandluDgen  an  vielen  stellen. 
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genden  befreiet,  oder  wenigstens  die  last  verringert. 
Die    Sachsen    brauchten    allein    gegen   die    Slaven 
ihre  ganze  mannschaft  sbu  stellen,  gegen  die  Böhmen 
nur    den    dritten,   gegen   Spanier   und  Agaren  nur 
den  sechsten  mann*     Die  Friesen  rüsteten  sogar  in 
allen    Reichskriegen    nur    den    siebenten   mann  i). 
Später  behaupteten  sie,   dass    sie   überhaupt  nicht 
weiter  entboten   werden   dürften,   als   ostwärts   bis 
zur  Wese^  und  Elbe,    westwärts  bis  zum  Fly,    und 
südwärts  so  weit,   dass   sie  abends  wieder  daheim 
sein  könnten.     Im  j«  1416  erl^igten  sie  einen  frei- 
brief  von  Kaiser  Sigmund ,  der  sie  von  jedem  heer- 
dienst   ausserhalb    der   landesgränzen    befreiete  2). 
Der  Herzog  von  Oestreich  war  nach  dem  Stiftungs- 
briefe  des  Herzogthums  vom  j.  1156  nur  verpfltcli- 
tet,    gegen  Ungarn   zwölf  gerüstete    männer  einen 
monat  lang  zu  -  unterhalten  3).     Das   landlibell  von 
Tirol  vom  j.  1511  bestimmte,    dass  nur   den  ersten 
monat  hindurch  die  jedesmal   erforderlichen  znzüge 
von    dem   lande    gestellt    werden    sollten;    nachher 
aber  musste  der  Landesherr  alle  Unkosten  tragen  4). 
Aehnliche    einschränkungen    des   kiiegsdienstes 
erwirkten   sogar   die   Vasallen   und  Dienstmannen. 


f )     Cap.  Aquens«  ai.  807.  c.  8.  6. 

9)  nKBMiKBisBfi  Ostfrirs.  ■  fanfarie  und  landesTerfbismig  1,2. 
S.  34.  V«r^l.  WuRDA  Ofttfriet.  gMch.  I,  StW  f.  (v.  Wicht) 
Das  Ostfriesische  Landreclit  (Auricb  ohne  jabrz.  4«)  b.  !•  kap.  S5. 

3)  Urk.    nacb    Senckenberg    vom    allezeit    lebbaftcD    gebraucb 
des  Deutschen  statsrechts  s.  123  bei  Eichhorn  D.  stats-  n.  recbts 
gesch.  $.  238  anui. 

4)  (v.  Hormavr)  lebensbilder  aus  dem  befreiungskriege  (Jean 
1841.  8.)  %  347. 
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Die  Lehnleute  auf  der  östlichen  Seite  der  Thüringi- 
schen Saale  sollten  nur  gegen  Polen,  SlaTien  und 
Böhmen  dienen,  nnd  zwar  nur  jedesmal  sechs  Wo- 
chen lang,  so  dass  sie  dann  wieder  sechs  wochen 
frei  wären.  Andre  Vasallen  sollten  ausser  einem 
Römerzuge  nur  innerhalb  Deutscher  erde  und  in  ei- 
nem Reidiskriege  dienen.  Die  Dienstmannen  des 
Erzstifts  Köln  waren  ausser  zur  Kaiserkrönung  nicht 
zu  einem  zuge  über  die  grftnzen  des  Stifts  hinaus 
verbunden,  wenn  er  nicht  zum  schütze  auswärtiger 
guter  des  Erzbischofs  diente  i).  Die  Burgmannen 
waren  zur  vertheidigung  der  bürgen  bestimmt,  und 
schon  deshalb  von  allem  dienste  ausserhalb  der  bürg 
befreiet  2).  Darin  mögen  ähnliche  befreiungen  man- 
cher Städte  ihren  Ursprung  haben.  Die  b&rger  voil 
Freiburg  im  Breisgau  durften  z.  b.  schon  nach  dem 
stadtrechte  vom  j.  1120  nicht  weiter  von  ihren  herrn 
in  den  krieg  geführt  werden,  als  so,  dass  sie  in 
der  folgenden  nacht  wieder  bei  den  ihrigen  sein 
konnten  3). 

173.  Der  erfolg  aller  dieser  beschränkungen 
des  kriegsdienstes  war  der,  dass  es  einer  beson- 
dern bewilligung  bedurfte,  wenn  die  unterthanen  zu 
einer  grossem  anstrengung  herbeigezogen  werden 
«oUten,  als  wozu  sie  verpflichtet  waren.  Die  Für- 
sten mussten  mit  ihren  Vasallen  und  Landständen 
unterhandeln,  wie  einst  Wilhelm  von  der  Norraandie 

1)  Vetds  anetor  de  betteficils  I,  9—12.  Süchs.  lebnr.  arf.4. 
Kölner  dieBstrccht  §.  d  bei  Kwi»lui6br  BluiisterUcbo  beitrage  3» 
ork.  s.  69« 

2)  Vcttts  auctorS,  2.  Sficbs.  lehnrecbt  art,  71 .  g.fS.  Scbw&b. 
lelinrecLt  art.  141  Lassb. 

5)     ScHOEPFLin  bistorta  Zaringo  -  Badensis  Ö>  «SS. 
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vor  dem  zage  nach  Etigland  (§.84.  1,278).     Wir 
Labea  gesehn,  wie  die  Oestreichischen  Stände  wah- 
rend  der  Vormundschaft  über  Ladislaus  Posthumtis 
dem  Kaiser  FriedricU  III.  eine  ungewöhnliche  rüstuDg 
gegen  die  Ungarn  abschlugen  (§.  163.  2,  399).    Man 
weiss,    wie  ungern   sich   die  Reichsstädte  im  fünf- 
zehnten Jahrhundert   zu    einem    zuzuge    gegen    die 
Türken   entschlossen,    und   diese   ungeneigtheit    za 
^ausserordentlichen    anstrengungen  scheint  sehr  all- 
gemein gewesen  zu  sein,    denn  die  nachrichten  von 
solchen  Verhandlungen  zwischen  Fürsten  und  Stän- 
den sind  weit  seltener ,  als  man  es  in  jener  zek  der 
innern  kriege  vermuthen  kann. 

Ein  theil  der  Ursachen  dieser  erscheinung  mag 
aber  auch  in  der  Veränderung  liegen,  welche  mit 
dem  kriegswesen  vor  sich  ging.  Der  gebrauch  des 
ienergewehrs  und  die  veränderte  art  der  gegner  in 
den  kriegen  der  Schweizer,  ßussiten  und  Türken 
hatten  eine  art  der  kiiegfuhning  nothwendig  ge- 
macht, wie  sie  weder  von  den  Lehnleuten,  nodt  von 
der  landfolge  geleistet  werden  konnte  $  zu  gleicher 
zeit  hatten  sich  aus  den  kriegen  des  vierzehnten 
Jahrhunderts  scharen  von  krieggewohnten  und  ge- 
übten männei'n  gebildet,  welche  bereit  waren,  je- 
dem zu  dienen ,  der  sie  in  seinen  sold  nehmen 
wollte,,  während  sie  unbeschäftigt  nur  durch  raub- 
züge,  die  sie  auf  eigene  band  unternahmen,  dem 
lande  zur  last  fielen.  Nicht  bloss  Frankreich  und 
Italien  hatten  ihre  Armagnaken,  Malandrinen,  La- 
dronen, und  wie  sie  noch  heissen  mogten.  Auch 
in  Deutschland  diente  ein  Hans  von  Rechberg  in 
Schwaben  in  dem  Schweizerkriege,  im  Städtekriege, 
und  im  Fürstenkriege  bald   dem   einen,    bald  dem 


Kriegsdienste.     §.173.  381 

andern  kriegsherrn;  auch  hier  zogen  versprengte 
Hussitische  häufen  umher,  um  fehden  und  Für- 
stensold aufzusuchen;  Schweizerische  Söldlinge  traf 
man  so  häufig,  dass  man  die  einheimischen  im  ge- 
gensatze  zu  ihnen  landsknechte  i)  nannte;  die 
grosse  schwarze  bände,  welche  dem  Kaiser  AU 
brecht  IL.  gedient  hatte,  plünderte  weit  und  breit 
das  land  bestreich,  bis  Friedrich  IIL  sie  durch 
Zahlung  des  rückständigen  soldes  mit  70000  gold- 
gulden  zum  abzuge  bewog,  und  nachdem  sie  später 
im  j.  1464  von  König  Matthias  von  Ungarn  abge- 
dankt war,  streifte  sie  unter  einem  von  Tettau  ia 
Schlesien  umher,  diente  dann  nach  einander  dem 
Herzoge  Albrecht  von  Sachsen,  dem  Römischen 
Könige  Friedrich  III ,  dem  Herzoge  von  Geldern, 
dem  Könige  Johann  von  Dänemark,  bis  sie  im  j. 
1500  von  den  Dithmarsen  aufgerieben  wurde  *^), 
Es  war  also  einem  Fürsten,  der  sich  nicht  sicher  hielt, 
seine  Vasallen  und  unterthanen  zum  kriege  geneigt 
zu  finden,  weit  leichter,  diese  Söldlinge  in  seine 
dienste  zu  nehmen,  als  durch  Unterhandlungen  mit 
jenen  seine  zwecke  zu  erreichen,  und  wenn  er  etwa 
am  ende  des  kriegs  sich  ausser  stände  sah,  das 
geworbene  kriegsvolk  mit  gewonnener  beute  zu  be- 
friedigen, so  werden  die  Stände  nicht  leicht  eine 
Steuer  verweigert  haben,  um  das  land  von  diesen 
banden  zu  befreien. 


1)  So  erklärt  den  ausdruck  PinKDEiHER  bei  Frehek  Script,  rer. 
Germ.  cur.  Stau?.  5,  65^  während  midre  gleichzeitige  den  nn- 
men  Lanzknechte  schreiben,  und  TOn  den  neu  eingeführten  Jangen 
lanzen  ableiten. 

2)  Stenzel  grsch.  d.  krirgsvcrfass.  Deutschlands  (Rerlin  18^0. 8.) 
s.  262  — 276. 
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REICHSSTEÜERN. 

174.    Die    Veränderung    des   kriegswesens    hat 
zugleich  den  entschiedensten  einfluss  auf  die  stener- 
verfassung  geübt.    Die  Reichssteuern  waren  bis  zum 
fünfzehnten  Jahrhundert  gänzlich  unbekannt,  und  die 
Hussitenkriege   gaben   den  ersten   anlass,    den   ge- 
meinen Pfenning  auszuschreiben.    Auch  die  folgen- 
den Verhandlungen  über  Reichssteuern,  welche  sich 
gegen  das  ende  des  fünfzehnten  Jahrhunderts  immer 
mehr  häuften,  waren  nur  durch  kriege,  hauptsäch- 
lich durch  Tiirkenkriege  veranlasst,  und  die  steuern 
sollten  nur  zur  aufbringung  eines  Reichsheeres  die- 
nen.   Erst  mit  dem  Schlüsse  dieser  periode ,  dem  ewi- 
gen landfrieden,    kam  eine  Steuer  zur  Unterhaltung 
des  Reichskammergerichtes  hinzu.    Es  war  indessen 
gewöhnlich    eben    so    schwer,    einen  ReichsscUuss 
über    die    anlegung    eines    gemeinen   pfennings   zu 
Stande  zu  bringen,  als,   wenn  er  zu  stände  gekom- 
men war,    ihn  auszuführen,   und  man  scheint  nicht 
recht   einig  über   die   frage    gewesen   zu   sein,    ob 
hier  Stimmenmehrheit  entscheide  oder  nicht   In  dem 
Reichsabschiede   zu  Lindau    im  j.  1497  wurde  von 
König  Maximilian  und  den  Kurfürsten,  Fürsten,  Prä- 
laten,   Grafen,    Freien,    Herrn   und   Reichsstädten 
zwar  einmüthig  beschlossen,  den  gemeinen  pfenning 
einzubringen.     Es  wurde  aber  auch  bestimmung  für 
den  fall  getroffen,    dass  die  Reichsstände  den  pfen- 
ning nicht  alle  geben  und  antworten  würden,   wie 
man  von  einigen,    die  auf  dem  Reichstage  nicht  er- 
schienen waren,  besorgte  i).    Es  scheint  also,  dass 

i)*   Auszog  bei  (Rberiibr)  Bair.  Landtagthandl.  9,  570. 
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die  Reichsyersammlung  sich  bernfen  hielt,  nach 
Stimmenmehrheit  die  Steuer  za  bewilligen,  während 
sie  dach  fürchtete ,  dass  einige  abwesende  sich  durch 
den  beschluss  nicht  gebunden  halten  würden.  Die 
Reichsritterschaft  hat  von  anfang  an  sich  jeder  be- 
steuerung  widersetzt.  Sie  erklärte  wiederholt,  dass 
sie  ihre  grundholden  nicht  mit  dieser  neuen  Steuer 
drücken  wolle,  und  für  ihre  person  nur  mit  dem 
leibe,  nicht  mit  gelde  zu  dienen  verbunden  sei  i), 
und  es  ist  bekannt,  dass  die  freie  Reichsritterschaft 
niemals  den  beschlüssen  des  Reichstags  in  beziehung 
auf  besteuerung  unterworfen  ist. 

175.  Eben  so  unsicher  seheint  man  darüber 
gewesen  zu  sein^  ob  die  Fürsten  ohne  Zuziehung 
ihrer  Landstände  in  eine  Reichssteuer  willigen  dürf- 
ten. Als  König  Maximilian  I.  im  j:  1495  auf  dem 
Reichstage  zu  Worms  einen  gemeinen  pfenning  for- 
derte, rieth  Kurfürst  Friedrich  III.  von  Sachsen:  „es  sei 
Böthig  oder  doch  nützlich ,  die  Landstände  bei  dieser 
etwas  ungewöhnlichen  aufläge  durch  gute  werte  zur 
Submission  zu  disponiren."  Dem  R^ichsabschiede 
wurde  daher  eine  aufforderung  der  Fürsten  einge- 
rückt, bei  ihren  unterthanen,  sonderlich  des  Adels, 
deshalb  fleiss  vorzukehren.  Allein  d«r  erfolg  war 
nicht  überall  günstig.  Der  gemeine  pfenning  sollte 
im  j.  1497  auf  einem  neuen  Reichstage  zu  Lindaa 
von  den  Fürsten  eingebracht  werden.  Hier  ging 
von  Herzog  Albrecht  IV.  von  Baiem  nur  ein  schrei- 


^  1)  WiBBMANNf  chron.  Curiae  ad  a.  1495  bei  Menckkn  Script, 
rer.  Germ.  5,  724.  Stenzkl  gesch.  der  isrirgsverfassaog  Deutsch- 
lands s.  ^1. 
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ben  eia,  worin  er  sich  entschuldigte,  „dass  erzwar 
seinerseits   sieh    der   eriullung  des    abschieds  nicht 
weigere,    allein   bislang   nur   einen  Ausschirss    der 
Stände  habe  berufen  können;  dieser  Ausschuss  aber 
habe  es  schwer  gefunden,    hi  diesen  neuen  handel, 
aus  dem  schwere  folgen  entspringen  mögten,    sich 
einzulassen,    da  nicht  die  gesammte  Landschaft  bei 
einander  sei;    auch  habe  derselbe  das  bedenken  er- 
hoben, ob  überhaupt  die  Landschaft  eines  einzelnen 
Bairischen    landestheiles  für    sich  in  der  sache  be- 
schliessen  dürfe,    da  daraus  eine  Ungleichheit   und 
zertrennung  des  hauses  Baiern  entstehen  könne  ij." 
Maximilian  antwortete:    ,)es  befremde  ihn,  dass  Al- 
brecht   den    Reichstag    zu   Lindau    nicht   beschickt 
habe;  er  sei  der  Zuversicht,  der  Herzog  werde  seine 
Landschaft  zu  srich  erfordert,  und  wegen,  des  gemei- 
nen Pfennings  mit  ihr  gehandelt  haben."     Aibrecht 
hatte  das  zwar  bis  jetzt    nicht   gethan,    versprach 
aber,  alsbald  persönlich  s^ine  erklärung  abzugeben. 
Es  mag    darauf  mündlich  eine    berufung  der  Land« 
Schaft  zwischen  Albrecht  und  Maximilian  verabredet 
sein,  denn  der  Köoig  erbat  sich  nachricht  über  zeit 
und  ort  des  Landtags,   um  denselben  ebenfalls  be- 
schicken zu  können.      Der  Landtag  wurde   darauf 
nach  München  ausgeschrieben,. und  hier  trugen  Kö- 
nigliche commissarien  in  gemeinschaft  mit  dem  Her- 
zoge auf  be willigung   des    gemeinen  pfennings   ao. 
Allein  die  Stände  erwiederten  einhellig:  „Das  heilige 
Reich  sei  von  alten  zeiten  her  jnehrmals  durch  un- 
gläubige und  andre  angefochten ,   und  man  habe  ih- 


1)    (Kkunkek)  Bair.  LandtagsLandl.  9.  SSO  —  567. 
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nen  auf  mancherlei  weise  widerstand  geleistet,  aber 
nie  sei  erhört  worden ,  dass  darum  das  Reich  Deut* 
scher  nation  in  dieser  weise  beschwert  sei.  Sie  bä- 
ten, ihnen  die  begehrung  und  bitte  des  gemeinen 
Pfennings,  der  sich  einem  zins  vergleiche,  zu  er- 
lassen, und  könnten  und  wollten  denselben  nicht 
wider  altes  herkommen  bewilligen.  Dagegen  sei 
jeder  Stand  erbötig,  wenn  ihr  Herzog  von  dem  Kö- 
nige sammt  den  andern  Fürsten  gegen  die  ungläu- 
bigen oder  zu  anderer  noth  des  Reiches  aufgeboten 
werde,  jeder  nach  seiner  gebühr  und  nach  altem 
herkommen  nach  ihrem  vermögen  hülfe  und  beistand 
zu  thun,  ohne  leib  und  blut  zu  sparen."  Die  König- 
lichen gesandten  und  der  Herzog  selbst  thaten  zwar 
darauf  eine  schöne  lange  rede,  allein  die  versammelten 
der  Landschaft  Hessen  dagegen  eine  kurze  rede  thun, 
mit  welcher  sie  bei  der  vorigen  antwort  blieben  i). 

Aehnlich  mag  es  auch  in  andern  landein  her- 
gegangen sein,  denn  der  Reichstag  sah  sich  im  fol- 
genden {ahre  durch  die  vielen  rückstände  genöthigf, 
zu  beschliessen :  „falls  etliche  Stände  des  Reichs 
erfunden  würden,  die  sich  den  gemeinen  pfenning 
zu  legen  widersetzten,  und  den  nicht  legen  wollten, 
von  denen  solle  auf  nächstkünftigem  Reichstage  ge- 
handelt und  gerathsehlagt  werden,  wie  die  um  sol- 
che widersetzung  und  ungehorsam  gestraft,  und  fur- 
der  zu  gehorsam  gebracht  werden  mögten.  Falls 
aber  die,  so  ihren  pfennning  gelegt  hätten  oder  noch 
erlegen  würden,  etliche  unterthanen  hätten,  die  sich 
den  pfenning  zu  geben  sperrten  oder  widersetzten, 
so  sollte  ihnen  von    dem  Kaiser  und    des  Reiches 


1)     (Krenxer)  Uair.  Landtagshundl.  0,  583—400. 
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▼ersammluiig  aaf  ihr  begehren  Ireiilieh  gerathen 
ittd  gehöUe»  werden  ^  wie  sie  ihre  widersStzigen 
nnterdianen  zu  reichnng  des  pfeoninges  .  bringen 
nagten  i )«"  So  machte  -man  jetzt  nk  entschieden* 
heil  den  gmndsatz  geltend,  das»,  din  bewillig^Bg 
der '  niehrzaU  f  iir  die  &bri^en  iv9er|»Aidhtendi  i  «ei, 
wagle  idieri  dech  nicht,  klar  oad^^entechiedNi-angaHi- 
sprecheii,  '  daacsr  die  Landstände  ihne  jatfinerfreihcit 
nicht  anf  Retdhsatcmem  •  etsttfeduM^darftto.  mMcd 
sprach -vtelaiehff  nvr  ^t^on-iter  widepselsliehfceil  efli- 
chev  nntevlbauen^  -nndl  sagftfir.  i^cgenf  ditsdbentfifilh 
üni'  hAMbitzaiii;  la  :der  tthali-get^autentsichMSOisohl 
Herkog i \Alhr edil y* > ilsvHeitto^ 'Ge«rg  va»-  Ingolstadt- 
tiandshnt^nöchiini  JÄ^'lSOO'.nfiliiy  ohne  beratfanng^ -nit 
ihren  Landschaften  kviegsMlIfe  nnd  •  gemeinen»  «pfiifi- 
ning'  zw  bewJHigen.  *  Freilich  wurden  sie  Jn^^dieaem 
jähre  nicht  mehr^  ^lon  den  StändewIerweigert'Jil);'  <• 

'     ••       •••    »  -  ;     iiv'-    -         '••-    ••••      HU  "\\^ 
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I,AJPJDESßTEÜ,?.RIfc 
176.  Die  landesstenern.vfffinebrteo  sichSn 
sem  zeitraame  in  immer  Tascberem^  fortschreiten, 
nnd  eine  der  hauptursachen  dieser  eroelmaiuig^  leg 
ebenfalls  in  dem  kriegs-  nnd  fehde^wesen  .der  zeit.  In- 
dessen war  diese  Ursache  nicht. die •  einzige.  Aach 
die  hofhaltungen  wurden  kostspieliger,  du  die 
grössere  Unabhängigkeit  der  Fürsten  sich  auch  in 
grösserer  pracht  des  äussern  auftretens  kund  geben 
wollte.  Dabei  wurden  die  landeBdnkiinfte  durch  die 
häufigen  landestheilungen  unergiebiger  für  den  ein- 

I)     Kberner  9,  404. 
%)    Das.  9,  452—480. 
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Beinen,  und  sdbst,  wenn  die  tbetlni^  vermieden 
werden  sollte,  80  wurde  die  Tersorgung?  der  nichl 
regirenden  Fürsten  oft  sohwietiger,  da  diese  mclit 
60  leicht  mehr,  wie  früher,  geneigt  waren,  in  dem 
geistiidien  stt^nde-  eine  elirenvolle  ^ntsehädigung  zu 
suchen*  ■-  Hern  (Bairisehen  Herssoge  Albreeht  IV.  mach« 
fen  esficiiie  br&deif  «am  ivorwoii^  dass  er  damit  nm- 
gehenisolle,  sie  geistliehHisti  mnehen^t  während« sie 
sefltet  dil^ivkefii^rliiat  j  bedeogten't).  >.  Oft  wuchs 
die  bedräagiiks  der  Ltedesherm  Mtoh  dareb  ver» 
flknduil^'  wmk  Eürsdschen  >  scUüsser»  ^»  f  einloünften  n nd 
teshtenv  'Hiit*  denen  jsier.ihrertduoA  abmihelfe»  sueh« 
tviny  ehe'si8'za':sleiiem«ihr^i2afflncliatnabtiien^(  Beim 
sie  «ütKOgen  sich  nicbl.  nüt?^^i]}enlitheiLlihre^^hMfs• 
i|«eHen^  iiir  die  aulLUiiftvi^iSondkm  lieue- Verlegenhei- 
ten »sivangen  sie^gewöhRltöh^  desto. igfr^^ssenefcttde* 
rongen-an  das  land>iHirnkacheti,  mm  die  »versetzten  >lan* 
destheile  einlösen  zu  können,  ehe  sie  völlig  durch  ver» 
Wandlung  der  yerpföndung  in  verkauf  verloren  gingen« 
177.  Mit*'d^n' steuern'  War  fes^sdion  zur  zeit 
der  Kittertage  in  den  meisten  IfiAdem  dahin  gtekom» 
men,-'  dass  die  Landstände  nur  in  wenigen  einzel* 
nen  fällen  verpflichtet  waren,  dieselben  zu  fiberneh» 
men,  wenn  gleich  die  noth  des  FfirSten  oder  des 
landes  offen  am  tage  lag  (§.83.  1,273).  Erinne^ 
rungen  an  die  nrsprünglii^e  Vorstellung,  nach  wel- 
cher die  Stände  nur  fiber  das  dasein  einer  landes- 
noth  zu  urtheilen  hatten,  finden  sich  zwar  im  vier« 
zehnten  Jahrhundert  noch  hie  und  da.  Den  Ständen 
von  Tirol  gestsmd  z.  b.  Ludwig  der  Brandenburger 


1)     (Kbekner)  Bair.  Landlngshandl.  8,  18* 
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im'  j.  1313  nui^  zu,  dass  er  ktine  nn^^ewöliilliehe 
Steuer  auflegen  dürfe  ,,o1ine  der  LandleMe  ratH  i)/' 
Iii  defnselben  sinne  setzten  ein  jähr  SpSter  dieTran- 
zOi^ischen  St&iide  dem  versdehe  Phittfip's  vün  Vat- 
lois,  etgenihäclitig  8teQ6rn  auszuschreiben,  den  bc- 
sohluss  'entgegen,  dass  man  keine  steuerirVom  Tolke 
erheben  k5nne,*  atrsser  bei  dringeihder  noth  und  oC- 
fehbarem  nutzen;  utrd  setbst  iii  dieseM' fafl^  nhr «irttf 
g^h^hmi^Wng  der  Stände ^s>.  Abei' sdliön^iiU  J.  l<i»S 
ihus^M  der  König  dRe  beUa»tpftihr%, 'dtei^  durdH'iib^^ 
^tAstinimun^  speiet  St&tü^  oihdh  ^dM^'dritl«  f  etf  BIMr- 
ieiM^S^'j  ausdrUbklfeh^uk^dkÄ^htÜM.  "^ Jfcde^  ^HMid 
bäWillr^'afö''g««(b)*a«^te  'sMu^''^^^  itfriter''«%ir'  ^tbn^ 
ads^W<^n^;'dall^'"Mib&  Bif  MfTd^W'andtftHi  anriii'Mk 
ibtf  ^bei^insti^/nen  HrardMV  ''  Ebto  di»^eir*f<t^rtti^%fS 
dtehtä  m^n'  sitih  iA'f'ldiiä^ir^itiä''^lM!)aHf^«'1iilb^HM 
bestehehd^h  gr^ndnüat^  aufrefe^*  kiT'cfrhähto'^  «dd^in 
detu'letzti^ritf'Ihnd^'btfdelt  %hiffk  sie  bls^fau  mt'r^hri^ 
lutfon  von  1789  bei  d),  Atrdh  1d  B^ütslAIand  vntMt 
die  unbedingte  i^teuerfreiheit,  wo  dt^etwa  no^  nicht 
bestand,  in  der  regcll  im  lauft  dieser  periddtt  anerlcaimf. 
So  z.  b.  erhielten  die  Ostlriesen  diese  aneAemrang 
iiii  j.1416  in  dem  fi^ibtiefe  des  Kaisers  Signnifid, 
durch  welchen  si^  auch  von  allem  heefdienste'  ausser 
landes '  frei  gesprochen  wurden  4y.  Fast  eWü^  aos- 
naKme   stellten   endlich  bei  jeder  stenerbewiffigttig 


I)    Uvk*  bei  RKonm  Bair.  Lan^af^e  det  mitfclaUevt  &  8L 

S)     D<  Lahkuik  kblair«  drs  assembleet  natioa.  p.  173. 

5)  Ordoaaaaect  da  LaaYre  3,  So.  34.  RAErsAKr  bist  des  rlatt 
gea.  et  f  rar.  des  Gaales  $•  f  96  saiv.  (oraTres  %  ISl). 

4)  BaciuiBttKR  Ostfrics.  bislarie  «..laadcsTerfassaag  I,  3.  (.  o4. 
VergK  abca  $.  17%  %   578. 


uMe  Fürsten ,  schddlosbiriefiß.  ßfis^.f.dmf^p)^  wali^hQ  ^ 
versicbertGOy  dass  die  .geg^nw,|in^se,  impbgiebi^lfeit 
dei%  StöQde  ilinen  nidits.,.<Mi,  Jbrw  rqcht^^,  v^fjgfjy 
b^n  solle,  ,4«:  <¥e  d^vri<s^puf^?^^7^i^t.  aiis  sclj^ul^jg- 
keit,,  sondeirq  r>m*  ^U^  gwjteÄi  will^q  Ut|e.m9nimen 
hätten.  J)^m  d)^  sfj^gffiidß.nq^dev^MümtJejf  na?ichte 
diese  n^lf,,^n.gffi^^.J^äßnypJ;^yaIlA^^^^  ßrgp^^ikifi, 
d^«&W,  sie,  ßiqb,  Zjpp:  ^jcli^iilH^r^««  d,er  slj?ii|?rf]re*ptt 
J^ieoep, ,  kpiin^nr  Ebea  «ds^ffl;  t^nd .  ^iei .  i^ften^y'^i^l^- 
tßßf  jiaio,  tfj#hßjMftn  ^1^.^lB^ Jiifltt(SKS]b?ft;;  ^•q.^nfei;ai!^p- 

$m8m<.v(^v,St|L^4fßq\lm.bj[^^s^^  «^WÄ)fl'^fini,.  p,?j 

J«ttertage,.4w.  >.IJl3(^.5^»tte,^4ifR^!f^,,u^ 

|^^a,P.hiM|iB  dea  Sphöne».  ,y,Q|n  J,  J|3J(4,r,f^^^4^^^^ 
llf9P^r|5ogfir  dea Kjii>ig^v|5pbn  191^, brillier, ^/ipd^i^O- 
I|ä||^g  Tv;arde.)d^s  xeobt^/ jS|iel|..9n(,|l7&ivaSi|ietem  wi- 
üjsx^ta^äe  ,za  ;.ver^ipig;^9  .\;sQm,.dw,F(i^$tj9\it  in  .be- 
wiidrer.;bQ?^pna  ^^  !v,Ulkühfljchipl  ^>^pi^erm\j;,^n- 
erkjanjikt. .,  ^.gejii^baM  efi^,auf  «bftq.je^ew  RiUprt^ge 
«jtt.  SisbnMtpachr  .  JSÄnq;  ,äj|i^Upb€f  ?erid^i?inis,  eirtbejlfeu 
KvLrfilir^Friedjid^  iiip^.i3i^i:zog;WUhelm  ypn  Sachseü 
im  .j.,  1438,  als.sip  eine  bisher  nng^wdhnlic^a  art  der 
hesleaenmg  %  ,dN : Apciae  ^ .  einführten  2), 
.  .  Die  iSte^arbeiriUignngen  mirden  also  in  i(o]ge 
der  freibirieie  regelrnftssig  nicht  iiir  das  land,   spn- 


1)     CoRif.  Zantfliet  bei  Mabteab  coli,  amplissima   3,   1G7. 

^  Üi'k.  iin  aiiszuge  liei  Hausmahn  lieitrÄge  zur  Isciiilttilss  der 
Kurs5ch8.'LnriclesveJ*8aininl.  2,  3.  aiid  Arndt  de  itrigiii^'  accisae 
provincialis  p.  xix,  welche  sehrin  icli  nicht  habe  bcnulzen  kön- 
nen. Vcrgl.  die  urk.  bei  ▼.  Scdcltbs  Roburgsche  landesgeflchichle 
no.  108.  8. 111.   S.  unten  §.  182. 
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deidi  li&o  die i ieteaelrieii ■  •  gHrfep '  Jeg  »lAaiiotflnJiB elten 
Corporation' «idrtlieilti  Eä  ent8dhied:'lii6irt^  stiiiiineB* 
mehrheitv*  «cmdeni  *  jeder  einzelne  githi  seine«  ig^bn^h^ 
nagangiwaat  Sit  lach  vnd  seine  besifzwilgen:*  fis.^iält 
forCwiUurendider.ignuidaate:  '*.^  •  '»v/  -    «-.m- 

.r  'wctaintbhtfmtTälhyidsrtiiobtMnrit  lUHt  ^^^ 
totp'W^Ui  fpaife^iiescot,  .est  a  aeslToir«  n"  \*iu    ;i*    >> 
Maniifiielil  die»  deudtok  ^ani  deh  Bairisehen'Iwnirf- 
tagshandhmgtni»  •  Im  J«  143ft'«clirMi  der  ORabst^  eise 
aBgtwteiie  >  (SteudV'  Von  eintaf >  ^osdalviaiif  den«  »köpf 
aus,    um  davon  einen  lieerzng  gegen  die  Hussilefi 
zubbeathrilefi.  T')Iki6<ll9itiogetftmsk.undi*Wilheltiif  von 
Mnnclieir  iiMte^i^diea68MH«Men^ldMiinrilii>eni  hmäe 
eFbokoJB¥a)iindr(l2n9t0idi:  (Cte  ünfgebot  Mr*  hfldMge 
isrgehM;^;  fitt^sMt  :nP4iA»/&aeebwftiite> -tsieliM  fleraogr 
Lmd^igMi  A^  iBiMige  tVimr4ngolsladt(    deM-  "taäh 
seinem tdiprfQfSMCikbiim  9  ivmkkeA  iftldem?fiHMkBer 
an^eUls,  Jm  igoric|ite^^8^rfimb0rg  btg,  «die  'JsifeueBfvnd 
eifithaewage«iwU,i%W«i  scbützen^iaufiNrlQ^tsei.  (Das 
StIteiiiMie  *  sobiedsgericbt«  welolieivii  di^  sfeichatvor« 
9dAgt   wwde,!.  urdteflldt  im  y  1431:    daäs:  *Qevaog 
Ernst  und  WUhalm,.  oder  iltr  |ifleger.um  dietfinsai« 
teMtener^ecgen  PuecUiani  i^bls  sn  gohiele»  gübabt 
bfttten  ebne  ibr^  vtMers,  Herzog Xudnng's»  uriUen  i). 
S^sl  die^e  .Steuer  mussto  also  roa  i^amiii^eloen 
bftfiitaiQrn .  dßr .  Herracbafisn  be wii%t  ^  sKerden ,  nage- 
acbtet.^sie  als  eine  gemeine  Steuer  dsrvganzennCluri* 
stenheit  zum  besten  der  kirche  bereits  vom  Pabste 
befohlen    war.      Im  j.  1453   verlangte   Herzog  AI- 
brecht  UL  von  Manchen  eine  Steuer.,   allein ,   unge« 
achtet  er  zweimal  nach  einimder  einen.  Landtag  aus- 
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sofaridblyi  cn^ikb^er  itav'V^  etlichen *äei neb  1InfkrtbaH^ 
iien^  die-'  b^wiNigungit').  •  Ini  den):  räobnun^iio^es 
Stl*auhinger«4Mits  Yon-  diesem  Jdhre  wird  daheti(imi 
st^Musi^  das  JKit' gezogen^  wie  i^iel  did  tBteii^irnqai 
denen,  welche  dieselbe  sttgesa^' haben vi-inMvviun' 
des  Herzogs  armcin  'lenliea  oder  grnhdfaolden  thut; 
und  an  andern  .steBea  ist  ^^n  eineeli»en<£dQlIeuten 
die^*Tdde^(fwiriobe  ihre  hrintevsaftseli  itiofcA  b^fsteuei^ 
lasseiir^wbneny  öcter^-twdllsb^  die^Ute««^  ti?l[lnrj>deii^" 
selbenitiiichtngdkftav'  ^omierA  iselbs^<>tMe  Mmi^ 

o  >  >  178br'(i J^dba^'  efnzelh^^n^Ifedi^er  «I^iidli«ätldi^^ 
sfAienf  versaKimlüng  »bet^H^e  ^etnha^b 'ft4^  sloH  tinlf 
s«iike  iRi<ei^ebeneh>^  tdte  ^dfb^ifthiiShriftiiiringesetes^ 
n«ifr^ 'die  Ptlälaten^lindrii^^pAdcA^fur  ihre'  hSrigi^ivlaiitf' 
Mb^enei^  Dbg^]^üivi#dien  i^^^'d^r  SlSn^^eb«»! 
bewil%«Ug  ( <  «ifebt :  b^flrurffigm  die'  ^ 4dtfg(gn  «lÄd  ^  >  ^eib^ 
etsenenoalif  den  Pdrsiliehen  <gtttertii  litfä  «die  freilfn, 
weldhe^  et^a«^  te  defir  >  t^^sdmaiftmig  ^}«te'  v^l^tl^etM 
waren«  >'  fJel^r  <i}€^  ersteren  hatte  der  liäM^eisherr 
ganz  gleiehe'Tecbte,'  wie  «Aer'f^rflfot'odet' Ritter 'llbbr 
die-isMnSj^ifV  ^^r  kannte'  si^^  bestc^üem,  ohne  eiMr 
bewflUganf^  ^H'  Seiten  del-  Stünde  ^u  bedtl#fenr  Bia^ 
her  wurden' ^2^'%.  in  dem  Lünebiirgseben  satebriefb 
vom  j;  1392 'dfe  eigenen  mder  and  eigenen  leute^'A^ 
Herzoge 'aasdrflckifch  von  der  Steuerfreiheit  der' «nr^ 
terthanen  aasgenommen  3).    Eben  so  in  dem  Sdhles- 


I)    (lUENNcm)  I,  245 -.946. 

V)    Das.  d,  162. 148.  157. 

5)  Wy*tv  Mboll^t  ock,  iioeh  jnnaiiäft  von  unserlwrg^itf ,  nenei^- 
ley  bede  edder  tchAttiiige  Betten  edder  doa  mp  neuen  nnser  her- 
scbop  nndenatenj   noch  e|ipe  ere  gnetb  tament  edder  bes&ndem, 


39St    ^9  3.  BewiQisaqg  Yop  per^A^*  leistongen. 


w^-ßokteinscbeB  freibriefe  des  König^  Christian  I. 
yoip  jr.  1460  die  eignen  bonden  und  lansten  des  Lian* 
deslierrn,   die  unversetzt  und  upverpfiin^et  ^ind  <^« 
Kaiser,  j^udwig  der  ßaier  liess  als  regent  von  Nie* 
d€;r)^aiern  im  j«  1315  nach  der  schlacb  bei  Gamels- 
^9Xf  .eine  viehsteuer  bewilligen  nicht  allein,  votß  Adel 
}^,  ßen  Bürgern»    sondern  andi.  von,  seinen  ,man* 
dplif  9i'den  Miederbairischen  Prinzen..    Denn  er  konnte 
djß,,^Jsnen   gi^ter   und  hintersa3$e;i   dieser,  letetem 
lyc^^  olffie  ijbrp  zastjmnmng  ungewSbnlich  beUstea  ^> 
.^j|j  Pje^e  hörigeii  nnd  eigenen  lente  durften  aber 
isTj^flf^,  ya^^fdf^m  Fi^rsteii,  uQcb  yon  den  ubacig^n  guts- 
^^^^  )ld\pix^Jlj:n  .^nz  nach  willkühr  besteuert  werden. 
^.M^l'ii^ßl'^i^^  )ändem  hatten  sie  mit  den  gutsherm 
Cjg^of  ,|fi  früber^i^r  zeit  vertitäge,gesohloss^,  durch  wel* 
9Mf?7]^  ^is^e^ig^upl^jestimmten  abgaben  abgeschafft, 
und  bestin)i)>te,leis4aQ£en  an  die  stelle  gesetzt  waren, 
und.  wo  solcf^^  yerträge  nicht  bestanden,  da  war  häufig 
(Jurcjijierkomfiien  ganz  dasselbe  eingeführt    Fjreilich 
g;abje$  keine  statsgewalt  in  Deutschland,  die  so  all- 
g^meinp  massregeln  vojß  besten  des  Bauernstandes 
durchsetzen  konnte ,  wie  in  Frankreich,  wo  im  j.  1315 
I^^^dwig  X.  allen  leibeigenen  auf  seinen  domainen  die 


iifikgeffpralten  unsze  egen  m^yer  ttttd  unse  egen  la<f en«    Jacobi  Luoeb, 

^)  Wj  -*t  scholeii  vmd  wiUen  oli  »ene  schatUage  edder  liede 
doQ  oTer  de  inwoner  dester  Jand  samptUken  edder  besiwdergea, 
ntgescIiedcD  nnse  rgrne  banden  und  lansten,  de  unTorsettet  nnd 
un?orpandt  sind.    Pri?ilegicn  der  Holsteinseben  Rittersebaft  s.  47. 

S)  —  baben  uns  nnsre  Torgenannte  Vöttera ,  «r  Grafen,  Freien, 
Dienstmann,  Alitterlcnt,  Bürger,  und  gemcinliob,  arm  «nd  reieb, 
gestatt  und  vergnnt  Obfele  Script,  rer.  Boic.  %  151.  YecgI. 
KanaaEa  Bair.  LandUge  dn  miitelnUcrf  s.  54  ante. 


-.Isimg  ihrer '  lasten  gegen  biHige  betfft»gimgeii  to* 

um,  wie  en  sagte,  die  sache  mit  dem  namen' in 

einstiiBmuQg  2u  bringen,  und  das  volkOerFran- 

±^  snt  einem  freien  volke  zu  maeken^).    A4>0r  das- 

-^.^e^  geschah  in  Deutschland  wenigstens  für'  klei- 

foezirke  so  allgemein,    dass  nicht  tiele  dieser 

leute-liforig  geblieben   sein  werden,  ^b^i' derben 

Steuerung  ihr  herr  nicht  dureh  vertrage  otferher- 

inmen  beschrJliirkt  war.    In  der  Lausitz  betrachtete 

er  Karl  IV.  dieses  herkommen  als  ein  gattz'all(^e- 

^  Jnes  9  so  dass  er  in  dem  j.  1355  an  die  Edeln  leute, 

.^ne  diener  in^  seinen  landen  GÖrFifz  und  Btot^en 'den 

.^fehl  ausgehen  Hess,  dass  sie  Ton  den  'armen^euteh 

^ine  ungewöhnliche  zinse  und  dfenste  n^farü^nV  ^oeh 

pselbe^  mit  gewalt  beschatzen  So}h6n"^);'  Afa([^''Vo6 

n  hörigen  Bauern  musst^e  daher  emeungöwöhiilibhe 

euer  wohl  meistens  Äuf  $hnli<^e  weWe'bewilligt  w'er- 

*^3n,  wie  von  den  Landständen.  In  einer  tit-ktm de,  wel- 

le  zwei  beamte  des  Herzogs  Ludwig  zu  Ingolstadt' im 

1438  ausstellen,  erzählen  sie,  dass  ihr  herr,  d^  Her* 

'^g,  im  herbst  1429  „eine  htilfb  und  Steuer  des  zWän- 

*^  Igsten  Pfennings  an  seine  annen  leutß  in  der  herrschaft 

''^  nd  landgericht  zu  Schwaben  gesessen ,  begehrt  und 

'':eschafn;  habe  einzunehmen  3)."    Indessen    ist  nicht 

'.u  übersehen,,   dass  die  gutsunterthanei^  nie^  die  xf^ 

el  in  bänden  hatten ,    einer  ungewöhnlidiien  Steuer^ 

anläge  zu  widerstehen,  welche  den  Laiidständen »zu 

ebote  standen,  und  daher  mag.  die  besteuerung  der 


1)    Ordonnance«  du  Löutfc  1,  585. 
^      9)    ZtcnopvB  und  Sterzel  nrkundensammlangf  zur  gescIiicLte  des 
^  Ursprungs  der  Stftdte  in  Schlesien  (Hamburg  1852.  4.)  s.  571. 
.  .      5)    (KasnicBB)  Baär.  Laudtagshoadl.  5,  51. 
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eMeftn  «»ft  Wittkühriich  genug  Mdgefelfen  tj^ein.  Es 
Mheitit^Ui  a^f  "that,  als  ob  in 'dem  fanftsehMen 
jMli^han'(S<$tt''  In  Manchen-  ländern  «ine  'vem^ion  in 
dtit'  behandlurig'  AeY*  böiiern  eingetreten  sc^j*  nv^eke 
Ateht  nirr'  deb  fMtscliritt  zn  grosserer  fr^Uieit' unter- 
bN>eh«n;  M^ondernjselbst  manchen  'iibefteftt^^er  nöth 
«rtldltenen,  manche  wohnhatdef  scHoii* 'gewonnenen 
llefheit  wieder  zerstört  hat  .     ^    .^f     .«.      - 

'  * '  179.    Auch  die  fi'eien  iintertbanen,'  weldhi^  niebt  in 
d^rfiatidsehafft  vertretcfA  waren,  dttrften  Aicfat  tfitlkttnr- 
lidf  besteuert  Tverdt^n.  Wo  es  gemeinden  fret^k-'Bnnbm 
giab',  welche  nicht'  zu  den  Landwinden  g^liörtto ,  da 
Mttsstetl^Mdiese  die  beiH^illigdhg  b^onders   ertheilen. 
St)    g^ehah    es  iiäfmehfRch    in    den  Hölstein^chen 
Büinergbmeinden  i).     'Wo  tflber'  nur  tinzeltie   freie 
Baaern  zwisbhen'  andern  Wohnten,    da  mogte  ihnen 
dib  Steuerfreiheit  des  landes  aller Angi^  nicht  tu  gute 
iMmmen.    Wehn  etnmat  atif  demLhndtage  teine  Steuer 
bewilligt  war,   so  wird  man  nach  ihi*er  einitilligung 
n)6hr b^esonders  gelVagthaben.  Die  Fdristeri  fAo^M  sich 
auch  leicht  berechtigt  halten,  diesen  theil  ihret^ unmit- 
telbaren' unterthanen  vermöge  ihrer  Landeslierrlibhen 
Vogtef,  gleich  ihren  eigenen  hintersassen,  zu  belasten. 
180.    Die  bewilligungen  der  Pr&Iateh  und  Ritter 
fraren  in  der  regel  ihre  gutsleute,    während  die  gfi- 
ter,   welche  sie  unmittelbar  benutzten,  häufig  unbe- 
steuert  blieben.     Dies  war  indessen  keine  willkür- 
liche anmassung,    denn  es  beruhte  theils  auf  dem 
beschwerlichen  und  kostspieligen  Ritterdienste,    mit 
welchem  der  Adel  und  die  mehrzahl  der  Prälaten  ihre 


.iX« 


1)    MiGncLSEM  Laudesyertrctvng  in  ScUeBnig^lMsIciii  8.  29  f. 
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persOttKehe  ««eueFfreUieili  veiehlitik  vergQlelto,!  vwAh«< 

rend    einige    unter-  dea  Prtiaten    durah   gebet  mURI^ 

frieden' oder  «ieg  aaeh  der  atisiebl  frfilierer  z^itfii 

eiaen  würdigen  ereatz  dafbr  gewährten  r  *  tbeils  «ber 

attdi- <  darauf  ^    dass  die  einlfianfie  der  Präkilcii  Md 

Hitter  <aii$sehlie«6liob>)'  oder  wenigsten»   der.  Ii/lupM 

Sache-  nach  in.  doa  renten  nnd  dienstleistunge» .  !thifc^i» 

gufsleute   bestanden,  so  dass  sie  selbst  nur  )4«retl 

diese.«  beatifnert  w^^rden    konnten,    so   lange:  iman 

nicht  *von  • ,  dev  •  grandstever    abging.      Eine  >  tiff)|t|gei 

vertbeilung   der  Steuer  setzten  dand/freiUdi.  votfans«^ 

dass  die  Prälaten  und  Ritter  wenigstens !  f&r  eini^ii 

theil    derselben    den  gutsleuten   ihre    getföbnlich^A 

leistungen  erüessen,  und  nielit  die  ganze  Steuerlast 

neben  den  bisherigen  lasten*  ihnea  idleifi  aufb&vdcH 

ten.    Dass  die  steuerbewilligt|ng.wii*klioliiso  gemeinl 

war,    kann  man  freilich  aus  den*  Deutschen  nach^ 

richten  nicht  deutlich  erkennen.     Beaebtenswerlh  ist 

aber  die    art   und   weise,    wie  König  Philipp)  der 

Schöne  von  Frankreich  im  j.  1314  das  land  besteuerte« 

Er  forderte   nämlich    von  den  Rittern  'den   filnften 

Pfenning  ihrer  jährlichen  renten,  und  von  den  Bto- 

gern  den  f&nften  theil  alles  Vermögens  1)9  ^^^  'nan 

sieht  ans   diesem  Verhältnisse  zwischen  Bittern  und 

Bürgern,    dass  der  König  in  den  jährlichen  renten 

das  ganze  vermögen  der  Ritter  zu  treffen  glaubte. 

Ein  theil  dieser  befreiungsgründe  musste  freilich 
wegfallen,  wenn  die  Steuer  nicht  durch  kriegerische 
ereignisse  herbeigef&hrt  war,    wenn  z.  b.  schulden 

1)  —  qnislam  d«amiim  amiBorfim  reddHunn  a  snls  milifari- 
bot  •—  et  a  eiTibiM  quiatam  parleai  oniuam  fatiultalnm  anarnm 
pro  neeessitalibns  regni.  Cornblu  Zahtf&ietii  clirou.  bei  AIartbms 
coUecüo  ampliMiBia  ^,  IG7« 
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iteis  Ffirftlen  ge4eck;t  werden  soUteo,  die  aus  sdilecli- 
ler  kofluiltang.  entsprangen,  oder  deren  urspmng 
man  nicht  im  eiqzelnen  nachforschen  wollte.  In  sol- 
chen iS&llen  .wurden  auch  wirklich  oft  ansdrücklich 
die  guter  9  welche  Bitter  und  Prälaten  selb^^t  halte- 
ten, eben  so,  wie  die  ihrer  gr^ndholden  der  siteaer 
onterwoiien.  So  geschah  es  ni^r  andern  bei  der 
bleuer,  gegen  welche  die  Bairi^chen  Stände  im  j. 
1311  die  gericlitsbarkeit  jn  ihren  Hpfamrken.  erwar- 
ben 0«  £ben  so,  wenn  ejne  viehsteuer  aus^schrie- 
ben. wurde,  machte  man  in  der  T,egQL  keinen  .unter- 
schied zwischen  dem  vieh,  .wfilches  die  hioiersassen, 
und  dem,  welches  die  Prälateii  u^/i  Ritter  selbst 
hif^lten«  Aber  häufig. mqgtep  z\^eifel  entst^h^  dar- 
Aher,  ob  in.  einem  falle,  da  eUva  iehdea  i^nd  kriege 
iiicht  geringen  theU  an  der  yermehrung  der  Furstü* 
-ohea  schulden  hatten, .  Kitte^.  ua^  PrälaiKen  für  iiire 
tperson  von  der  besteueriing)  frei  bleiben-  sollten  oder 
nicht«  Es  mogte  sich  dann.leicl^t  ereignen,  dass  diese 
«Stände  ihre  befreiimg  geltend:  zu  maqbon  so^^hten, 
•während  der  billig  denkende  Landesherr  verlaiagtej 
dass  sie  ebenfalls  ihren  theil  an  der  last  des  Landes 
übernehmen  sollten.  So  erzählt,  der  Oestreicliiscbe 
«Abt  Stephan  von  Spannberg  zu,  Melln  im  j.  1441: 
das  land  sei  durch  ungeheure  i^chulden  des  Herzogs 


1)  -^  dasB  Edellcat  —  PfaSca  —  wn  hevwtdcr  gegthtm  ha« 
lient  und  gestat,  das  wir  ¥0n  allem  ihr  gut  uod  ir  Icit  i^Qt  — 
■eine«  sollen  Ton  jeglickfin  gut  —  je  von  dem  schaff  waisea  acb* 
sig  Pfenning,  Ton  dem  schaff  rochen  sechzig  pfenBia|r.  —  ^Vir 
^vollen  auch,  das  man  das  gut  ahnehmcn  sol  ?oii  dem  Tvidemb, 
die  die  pfaffen  ba%ven,  als  oben  ist  geschrieben.  L&m«  «•lleclio 
nova  I,  5C7  f.    ttoDHAaT  gcsch.  der  Uair.  LnndstftiHle  I,  61. 
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gedrückt,    und  e^  liege  am  tage,    dass  dorchefiVe 
allgemeine  roassregel    der    noth  abgeholfen  werdeil 
müsse ;    auch  seien   die  Stände  bei  einander*  gewe- 
sen,   allein  man  habe  zu  keinem  besclilusse   kom^ 
nien  können:   der  Adel  habe  mir  seine  bauern  woU 
len    besteuern  lassen,    die  Prälaten  seien  zwar- ge- 
neigt gewesen,  selbst  einen  theil  der  last  zu  trägei^ 
aber  im  Verhältnisse  zu  ih^en  bauem  nur  einen  sehr 
geringen,    und    endlich    die  Städte   hätten  nur  von 
ihren    unbeweglichen    gutern    die    Steuer    entrichten 
wollen  t).    Von  Seiten  der  letztem  war  das  verlan* 
gen  offenbar  eigensüditig,    da  auf  diese  weise  ^er 
grösste  theil  des  Vermögens  der  wohlhabenden  kauf- 
leute  und  handwerker  iinbesteuert   gefoHeben  würc^. 
Dagegen  das  verfahren   des  Adels  und  der  PrätUftM 
lässt  sich  wohl  aus    den  dargestellten  verbältnii^is^iii 
erklären.    In  Frankreich  wussten  sogar  im  j.  1426  Ale 
mitglieder  des  Parlements  von  Languedoc  den  hohen 
werth  und  die  besch werde  ihrer  beschäftigung  als 
oberste  richter  des  Reichs  geltend  zu  machei»,    um 
gleich  denen,  die  ihre  besitzungen  durch  Ritterdienst 
verdienten  von  allen   steuern  befreiet  zu  bleiben '2). 
Freilich  stellte  man  damals  die  Justizverwaltung  nril 
dem  kriegsdienste  in  mancher  beziehung  gleich,    da 
der   friede    des    landes    als    der    gemeinschafdiche 
zweck  von  beiden  angesehen  wurde. 

Bisweilen  entstanden  irrungen  zwischen  Landes- 


1)  Pez  thesaurus  anecdoloriim  6,  3.  p.  28C.  Vergl.  die  Ter- 
Laudlangen  dva  Landtags  zu  Krems  im  folgenden  jabre  bei  Rni:.- 
LAR  annlocla  niooum.  Viodobon.  2,  1074  — 1108  u.  Comgl  g^*»cb. 
Friedricb's  IV.   2,  233  —  287. 

2)  Ordonnances  du  Louvrc  15,  122. 
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herm  und  gntsherm  Ober  die  frage,  ob  die  Steuer- 
bewilligung    der  Prfilaten   und  Ritter    sich   auf   den 
umfang  des    guta    oder  gerichtsbezirkes,    oder  auf 
die  persoB  der  eigenen  und  hörigen  leute  beziehe. 
Man  konnte  drei  classen  von  personen  unterschei- 
den,   welche  sich   in   einer    gewissen    abhängi^keit 
von  einem  guts-  oder  gerichtsherm  befanden«    Zwei 
davon   waren   unfreie    und    hörige*      Diese    waren 
nämjiich  entweder  auf  den  gutem  ihres  herm  aufge- 
sessen,  oder  sie  hatten  sich  ausserhalb  seines  ^rs 
und  gerichtsbezirks  niedergelassen.    Die  dritte  classe 
dagegen  bestand  aus  freien  leuten,  welche  aber  auf 
dem  gute   oder  in  dem  gerichtsbezirke  eines  Prfila- 
teuioder  Ritters  wohnten,  und  entweder  mit  diesem 
in  ein  bleibendes  verhültniss   durch  annähme    eines 
hofes  getreten  waren,   oder  nicht»     Nur  hinsichtlich 
der  ersten  von  diesen  drei  classen  war  das  Steuer- 
bewilligungsreeht  der  Stände  ausser  allem  zweifeh 
Die  Landesherrn   suchten  dasselbe  aber  hierauf  zu 
beschränken,    während  die  Stände   sich  häufig  be- 
strebten,   es  auch  auf  die  beiden   andern   classen 
auszudehnen.     Die  bemuhungen  der  letztem  blieben 
nicht  immer  erfolglos.     Im    Stifte    Osnabrück    war 
der  cid,   welchen  die  Bischöfe  bei  ihrem  regirungs- 
antritte  zu  leisten  hatten ,   besonders  auf  die  Steuer- 
freiheit gerichtet.    Im  j.  1424  ist  er  zuerst  allen  drei 
Ständen  geschworen,    und  es  heisst  darin  ganz  all- 
gemein: der  Bischof  wolle  weder  selbst,  noch  dnrch 
seine  amtleute    ohne   rath  und  willen  des  Kapitels, 
der  Stifismannschaft  und  der  Stadt  von  ihnen  einige 
Schätzung,    bede    oder  dienst  fordern.      Im  j.  1437 
bekam  dieser  eid  eine    etwas  bestimmtere  fassang, 
indem  die  Steuerfreiheit  darin  ausdrücklich  für  die  mit- 
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glieder  der  drei  Stände  und  ihre  lente  zugesagt  wurde« 
So  blieb  es  bis  gegen  ende  des  fünfzehnten  Jahr- 
hunderts. Da  mögen  zweifei  entstanden  sein,  wel- 
che Personen  unter  den  leuten.  der  Stände  verstan- 
den werden  mfissten«  Der  eid  des  Bisehofs  Konrad  von 
Ritberg  erhielt  daher  im  j.  1482  die  nähere  bestimmung, 
es  solle  keine  Schätzung,  dienst  noch  bede. gefor- 
dert werden  von  Kapitel,  Kirchen,  Stiftsmannen  und 
Stadt  weder  in  ihren  personen,  noch  in  ihren  g4l- 
lern,  noch  leuten,  noch  freien,  die  auf  ihren  gütern 
sitzen,  ohne  vollmacht  des  Kapitels,  der  Stiftsman- 
nen und  der  Stadt.  Ja  es  wurde  noch  ausdrücklich 
lünzugefiigt,  dass  sie  die  freien,,  die  auf  eines  jeden 
gutem  sitzen,  beschirmen  und  vertheidigen  dürften^ 
gleich  ihren  eigenen  leuten  i). 

Herzog  Friedrich  von  Baiern  stellte  im  j.  1384 
den  Oberbairischen  Edelleuten  bei  gelegenheit  einer 
Steueranlage  in  fliederbaiem  eine  Urkunde  aus.,  in 
welcher  er  versprach,  ihre  eigenen  leute,  welche  in 
Niederbaiern  sässen,  unbesteuert  zu  lassen  ^  so  fern 
sie  nicht  guts  -  und  dienstleute  des  Niederbairisehea 
Herzogs  geworden  wären  2).  Ein  Jahrhundert  spä- 
ter entstanden  durch  einen  versuch,   die  steuerfrei* 


1)  UöiBK  pitmtiscli«  pbantatien  4,  200.  no.  81. 

2)  —  daruin  bakrn  wir  ja  die  gnad  krawicder  grlhan,  •  wu 
sy  eigen  lewt  hioder  uns  in  unserm  lande  silzrnd  liabrn,  daz  wir 
joen  die  gefreyt  liaben,  daz  sy  fürbas  uiigeslevrert  ?on  uns  nnd 
dfo  unsern  sollen  bcleiben:  bindaugeselzt  jr  aigoncr  lewt,  die  auf 
onsern  urbarn  sitzrnt,  nud  auf  anscr  b&sten  diencnt,  die  mugen 
wir  wol  nacb  gnaden  siewern,  es  sey  dann,  dass  sy  mit  lieb 
von  uns  werden  ausgetragen.  KaENNEa  Bair.  Landtage  des  init- 
telalters  s.  122,  vcrgl.  das.  s.  5o  note. 
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heit  fiber  freie  auf  des  Adels  gutem  sHzende  perso- 
nell auszudehnen,  ernsthafte  nnmhen,  die  durch  al- 
lerlei  Verwickelungen    mit    auswärtigen   politischen 
Verhaltnissen  einen  sehr  bedenklichen  Charakter  an- 
nahmen.    Herzog  Albrecht  IV.  von  München  •  Strau- 
bing  verhandelte    nämlich    un  j.   1488   mit    seinen 
beiden   Landschaften,     die    er   nach    Mfinchen    be- 
/schieden  Hatte,    über  eine  kriegsrüstnng  gegen  äea 
Schwäbischen  bund.    Ein  Landschaftlicher  AasscKuss 
von  sechs  Prälaten,    zwölf  Rittern   und  sechs  von 
den  Städten    war   mit   dem  Herzoge    der   memang, 
dass  es  besser  sei,  von  gemeiner  Bauerschaft  dorch 
das  ganze  Fürstenthum  für  ihr  persönliches  reisen 
oder   ausziehen    eine    geldhülfe    oder   reisegeld   zn 
nehmen,   und   davon  geschicktes  fiissvolk  zu  bestel- 
len, als  dass  die  bauern  selbst  auszögen;    denn  auf 
diese  weise   blieben   sie  bei  den  ihrigen,    und  der 
acker  würde  ordendich  bestellt.    Der  Ausschuss  ge- 
trauete  sich  indess  nicht,  selbst  diese  anordnung  zu 
genehmigen,   und  brachte  die  suche  an  die  Land- 
schaft.    Prälaten  und  Städte  waren  auch  damit  ein- 
verstanden,   allein  die  Ritter  erklärten,    sie  wollten 
mit  allem  ihrem  vermögen   dem  Herzoge  zuziehen, 
und  persönlich  hülfe  und   beistand   thun,    aber  auf 
des  Forsten  kosten  und  schaden,   wie  das  von  al- 
ters herkommen  sei;    und  da  sie  mit  ihrem  eignen 
leibe  dem  Herzoge  folgen  müssten,    so  sollten  auch 
ihre  eigenen   bauern  frei  und  unbesteuert  bleiben, 
damit  sie    deren  dienste  selbst  benutzen,    und  auf 
diese   weise   dem  Herzoge    desto  stattlicher    dienen 
könnten. 

Der  Herzog  Albrecht   schrieb    nun    die   Steuer 
ans,    und  befahl   den  einnehmern,    die  bauern  des 
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Adels  A?ei'  zu  lasfiiiii. .  Die  steuerec  abei^ .  aohrfeheji 
ah  äie  einzelnen  Kittet)'  uad  fovdertejir^sie  auf,  alle 
baüem,  welche  ia  ihren  hofinarken  nad  vogteiea 
süssen,  aber  nii^ht  auf  des  Adels  eigenen  gutem 
und  granden^  in  die  landgeriobie  aa' sehickea.)  da« 
mit  sie  geschSizt  werden  kdnalea.  Eüoige  dcdliten 
zugleich, .  diejeoig^i»  welche  t nicht  harausg^sclnokt 
werdmi  würden  5  4es  ^ingeaehtet '  jaoesulegän  lind^  au 
besteuei'a.  Sie  giagen  dabei  von  det:  an^ieblr  aus^* 
dass  der:  Herzog  <ihiie  zoistiminiing.tdea^iudela  solebs 
baaern  besteuern  dürfe  ^  die  nur  scblitepfiichtige, 
lehnleuCe  der  Ritter  oder  bloss  «ingeseasene  ihrer  ho& 
markep  und  gerichle,  abe^  aieht.  gutspflichtige  oder 
grundholden . des«  Adels  waren.  Bin  thaU  des.Strauf 
Iringer  Adels  aber  nahin  die  sleuerfmheit  id^rsel* 
beu  ebenfalls  in  anspruch  <)• 

Vierundzwanzig  Bitteir  traten  zusammen,  und  san* 
dten  eine  be&cbwerde  über  die  steuerer  an  den  Herzog, 
worin  sie  baten,  er  mäge.  das  schwere  irernehnien  wi«- 
der  ihre  fl-eiheit  abstellen.  ]>er  Herzog  erwiedärte^  da^s 
dies  verfahren  der  steuerer  seinem  willen  gemäss  sei, 
and  ihnen  nicht  zur  heschwerde  gerei<die,.. erbot  sic^ 
aber,  dasselbe  zu  rechtfertigen,  wenn  sie.s&weiiojder 
di*ei  aus  ihrer  mitte  zu  ihm-  senden  wollten«  I>ies 
geschah.  Die  Bitter  suchten  ihre' freibriefe  ausam* 
»en,  und  legten  sie .  dem.  Herzoge  vor,  indem  sie 
sich  vorzugsweise  auf  den  so  genannten  gerichts«' 


•  I)  Diese  auffassang  des  Streits  ergiebt  sicU  aus  ^er  Terglei- 
cbang  der  drei  darstellungen  bei  RaENr^iER  Bair.  Landfagsbandl. 
8,  350  —  Ö47,  Ton  dened  jede  einzeln  für  sich  partriiscb  und 
verdacbtig  ist.  Sebr  abweicbend  ist  freilieb  die  auffassung  too 
nuAUABT  gescb.  der  Bair.  Laudstfiude  1,  91ti7  f.  v 
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kanfbenefen.     Sie  stelken  vor :  „dass  nach  dem  -ver- 
faliren    der   stenerer   dem  Adel  ein  unterschied    in 
Beinen  hofmarken  und  leaten  gemacht,  nnd  ein  theil 
der  letztem  dem  Edelmanne  entzogen  würde ,  indem 
derselbe  dem  Fürsten  zu  reisen,  steuern  und  schar- 
werken gewärtig ;  sein  solle ;   denn  der  arme  mann 
unter  dem  grundberm  könne  nieht  zwei  vogte,  oder 
zwei  bürden  erleiden,  sondern  nur  eine.*'    Der  Her- 
zog wandte  dagegen  ein:  „was  den  gerichtekauf  an- 
lange, so  liege  am  tage,    dass  derselbe  eine  merk- 
liche   abziahung,     entfremdung     und    schmälerang 
bringe  der  geriehte  und  Fürstlichen  obrigkeit,    wel- 
che die  Herzoge   von  Baiern  von  dem  heiligen  Rei- 
che zu-lehen  gehabt  und  noch  hätten.     Nun  sei  ein 
gemeines  nnd  kundiges  recht,  dass  kein  lehenmann, 
er  sei  Fürst  oder  des  nundem  Standes,  von  den  le- 
ben, so  er  von  der  obem  band  empfange,  ohne  be- 
sondere gestattung  des  lehnsherrn  etwas  verändern, 
oder  dieselben  schmälern  und  mindern  dürfe.      Das 
hätten  die  Landleute  jener  Zeit  auch  wohl  verstan- 
den,   denn  sie  hätten  den  König  Otto  schwer  ver- 
pflichtet, über  diesen  kauf  den  bestätigungsbrief  des 
Bömisehen  Königs  zu  erlangen,   oder  ihm,  wenn  er 
denselben  verweigern  würde,  s^  lange  nicht  zu  die- 
nen, bis  er  den  kauf  zugebe;  worin  doch  jeder,  der 
das  mit  Vernunft  erwägen  wolle,  einen  nicht  kleinen 
drang  erkennen  werde.     Der  bestätigung  des  Pab- 
stes  wolle  man  geschweigen,    die  ebenfalls  damals 
zur  bekräftigung  des  briefs   hätte  eingeholt  werden 
sollen,   und  auch  der  geistliehen  wegen  wohl  nöthig 
gewesen  wäre.      So  lange   also  eine  solche  bestäti- 
gung  des    Kaisers   oder   Königs    nicht    vorgebracht 
werde,    halte  er  sich  nicht  durch  den  gerichtskauf 
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verbunden,  ungeachtet  derselbe  von  ihm  und  seinen 
vorfahren  bestätigt  sei ,  denn  keine  bestätigung  könne 
das  ungültige  gültig  machen ,  und  die  spätem  Her- 
zoge von  Baiern  hätten  so  wenig  etwas  von  ihrer 
Fürstlichen  Obrigkeit  ohne  verwilligen  des  heiligen 
Reiches  verändern  können,  als  König  Otto."  Als 
später  die  bestätigungsurknnde  Königs  Ludwig  des 
Baiern  vorgelegt  wurde,  behauptete  Albrecht,  diese 
habe  Ludwig  nur  als  Bairischer  Herzog  ertheilt 
Aber  auch  lur  den  fall,  dass  er  den  gerichtskauf 
in  aller  masse  anerkennen  musste,  hatte  er  eine 
theorie,  welche  sein  verfahren  nach  den  ansiohten 
der  damaligen  Juristen  rechtfertigte.  ,,Es  sei  wissent- 
lich" —  hiess  es  ferner  in  der  vom  Doctor  Neuhäuser 
verfassten  erwiederung  —  „dass  der  Herzog  als  Lan- 
desfurst  kraft  seiner  vom  heiligen  Reiche  empfange- 
nen Fürstlichen  regalien  über  alle  weltlichen  ein- 
wohner  des  Fürstenthums  zwing  und  banne,  hals- 
gerichte,  geleit  und  alle  andere  freiheit  und  Fürstli- 
che Obrigkeit  im  gebrauch  habe,  und  die  eigenen 
briefe  der  Landschaft  zeigten  genugsam,  dass  die 
unterthanen  sich  selbst  schuldig  erkennten,  dem 
Herzoge  gehorsam,  gewärtig,  dienstlich,  hülflich  zu 
sein  und  nachzuziehen,  zuvörderst  um  land  und 
leute  zu  retten,  wenn  es  die  noth  erheische,  und 
der  Fürst  ihnen  das  ansinne.  Nun  aber  sei  die  geld- 
hnlfe  nach  rath  der  Landschaft  auf  die  bauersleute 
gelegt,  damit  sie  als  ungeübte  kriegsleute  den  acker 
bauen  könnten,  und  geschickteres  fussvolk  dafür  be- 
stellt werden  möge.  Daher  liege  am  tage,  dass 
niemand  der  geldbülfe  entlassen  bleiben  könne,  als 
wen  der  Herzog  aus  gnaden  davon  befreie.  Die 
Ritter  sollten  daher  billig  zu  dank  annehmen,    dass 
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die  auf  ihren  gütern  sitzenden  banern  auf  das  mal  von 
der  Steuer  befreiet  seien.      Der  Herzog  habe   ferner 
nach  gemeinem  rechte  und  entschiedenem  gebrauche 
die  hohe  gerichtsbarkeit  über  alle  hfindel,    die  zum 
tode  ziehen,    nicht  bloss   über  die    drei    oder  vier, 
welche  der  freibrief  König  Otto's  benenne.      Daher 
könnten  die  bauern  der  Edelleute   ihr  leib  und  gut 
mir  gegen  den  Landesfürsten,    nicht  gegen   die  hoA 
marksherrn  oder  biedern  richter  verwirken.    Aus  die- 
ser  Obrigkeit    fliesse    der  zwang  der  hohen  schar- 
werk ,    in  den  rechten  genannt  tmgariae  et  paranga^ 
riaej   die   darin   bestehe,    dass    der  unterthanen  leib 
allein ,  oder  leib  und  gqt  zusammen  zur  dienstbarkeit 
gefordert  werde ,  namentlich  auf  die  reise  zur  rettung 
von  land  und  leuten,    und  zu  andrer  nothdurft,    die 
durch  die  rechte  ermessen  sei.  Diese  hohe  scharwerk, 
als  welche  über  leib  und  leben,  und  über  der  men- 
schen blut  nach  der  sitte  der  reise  gehe,    sei  den 
niedern  oder  hofmarksrichtern ,    welche   über    nien- 
schenblut  und  tod  nicht  zu  richten  hätten,  weder  zuge- 
standen ,  noch  bei  ihnen  im  gebrauch.    Auch  dürften 
die  von  Adel  nicht  dawider  einwenden ,  dass  die  ihri- 
gen nach  inhalt  der  freibriefe  steuerfrei  sein  sollten. 
Denn  diese  anläge  des  reisegeldes  könne  man  nicht 
eine  Steuer  nennen,  von  welcher  die  freibriefe  sprä- 
chen, sie  sei  nicht  in  landläufiger  steuerweise,  son- 
dern für  den  reisezug,  den  alle  einwohner  des  Fur- 
stenthums  zu  thun  schuldig  wären,  auf  der  Landleute 
eignen  rath  und  gntbedünken,  aus  dringenden  Ursa- 
chen angeordnet.      Wollte  man  die  Landesfreiheiten 
auch  darauf  ausdehnen,    so  würde    daraus  folgen, 
dass   die    einwohner    nicht   verbunden  wären,    we- 
der   zur    rettung   von    land    und    leuten,    noch   zn 
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Reichskriegen  und  Römerzügen  den  Fürsten  nach- 
zuziehen und  zu  dienen^  oder  an  dienstes  statt  in 
andrer  weise,  wie  z.  b«  mit  geld  und  darlehnen,  zu 
helfen.  Das  zu  leugnen,  sei  wider  alle  rechte  und 
billigkeit,  ja  wider  die  Vernunft  Eine  solche  aus- 
dehnung  der  freiheiten  würde  dem  Fürstlichen  stände 
und  den  regalien  zu  merklichem  abbrach  gereichen, 
und  weder  Herzog  Albrecht,  noch  seine  vorfahren 
hätten  ihre  Fürstliche  obrigkeit  und  lehen  ohne  ver- 
willigung  des  heiligen  Reichs  so  weit  schmälern 
dürfen," 

Eine  solche  erörterung  war  nicht  geeignet,  die 
Ritter  zu  befriedigen,  denen  nie  ein  zweifei  an  der 
rechtsbeständigkeit  ihrer  hofmarksgerichte  aufgesto- 
ssen  war,  die  zum  erstenmale  den  begriff  der  ho- 
hen scharwerk,  und  die  worte  angariae  et  paranga- 
rill«;  vernahmen,  und  denen  der  unterschied  zwischen 
reisegeld  und  steuern  völlig  unverständlich  bleiben 
musste.  Sie  erboten  sich  zu  rechtlichem  austrage  bei 
des  Herzogs  brüdern  und  den  vereinigten  Land- 
schaften des  Ober-  und  Niederlandes,  oder  bei  einem 
der- in  Baiern  und  der  Pfalz  regirenden  verwandten 
Fürsten  und  dessen  Landschaft  (§.  138.  2,  179).  Al- 
lein es  kam  dazu  nicht,  obwohl  Albrecht  einstweilen 
die  Steuereinnehmer  anwies,  die  anlegung  und  ein- 
bringung  in  den  hofmarken  der  vierundzwanzig  bis 
auf  weiteres  ruhen  zu  lassen«  In  der  hauptsache 
bestand  er  auf  seiner  meinung,  und  unter  den  Rit- 
tern verbreitete  sich  mehr  und  mehr  mistrauen.  Die 
tetztern  fanden  neue  beschwerden  zu  den  alten,  und 
auch  die  zahl  der  unzufriedenen  nahm  zu.  Ohne 
dass  lange  zeit  von  beiden  selten  etwas  unternom- 
men wurde,    erhielt  die  Stellung  des  Herzogs  und 
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der  Ritter  gegeneinander  von  tage  zu  tage  ein  dn- 
henderes  ansehn.  Endlich  berief  der  Herzog  die  be- 
deutendsten von  den  widersetzlichen  Rittern  zneict, 
allein  diese  erklärten,  dass  im  lande  die  rede  gii^ 
sie  sollten  einen  ungnädigen  herm  an  Albredit  In- 
ben,  and  erbaten  sich,  ehe  sie  die  reise  nDleniali- 
men,  einen  aicherbrief  von  haus  und  nach  Iihs. 
Der  Oberricbter  von  Straubing  schrieb  dem  Benage: 
„er  rathe,  man  m9ge  allen  fleiss  vorkehren,  um  dn 
Edelleulen  die  bedrohliche  furcht,  die  in  ihnen  erveckt 
■ei,  aas  ihren  herzen  zu  reuten,  und  daneben  ihDn 
verheissen,  ste  bei  recht  und  bei  ihren  freibeHen  a 
handhaben ,  wie  der  Herzog  das  ohnehin  ed  tlni 
schuldig  Hei.  Uenn  die  Sachen  wollten  je  lfiiiger,ji 
wilder  werden.  Drohungen  wirkten  nichts  ^ 
dadurch  wflrden  sie  nur  zum  festem  zuBamnenttl- 
tcn  gedrängt.  Die  zeitläafe  seien  jetzt  allenllulbeii 
also  geschickt,  dass,  wenn  sich  ii^nd  elwa»eTll^ 
ben  sollte,  der  gemeine  mann  schwierig  werde.  And 
seien  vjele  lente,  die  der  sacbe  eine  fem  n  geben 
wQssten.  Die  gemeine  aber  sei  geneigt,  «o  nun 
ihnen  von  handhabung  der  freiheit  sage,  dusne 
dem  gern  zufielen ,  und  es  mOgte  sich  also  unter 
der  gestalt  ein  merklicher  schwerer  unrath  erheben, 
der  hart  wieder  zu  beseitigen  wäre." 

Herzog  Albrecht  ritt  in  dieser  bedenklichen  leü 
mit  dem  Römischen  KOnige  nach  Frankfurt,  nnJ 
während  setner  abwesenheit  trat  der  grSssle  ibril 
der  unzufriedenen  Straubinger  Ritter  mit  vielen  Ober- 
pfölzischen  Rittern  und  anter  dem  schütze  Herzogs 
Utto  von  Neumarkt  za  Cham  in  der  Oberpfali  zu- 
sammen, und  stiftete  z»  gegenseitigem  scboize  'ü' 
RittergesellschaA   zu 
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cbai  eine  kette  von  ^Idenen  oder  silbemen  Idwen 
io  drohender  Stellung  war.     Ja,   sie'  siiditen    sich 
darch  Verbindungen  mit  dei^  Fränkischen  und  Schwä». 
bischen  Ritterschaft,    mit  Herzog  Georg  von  Lands- 
hut, und  selbst  mit  König  Wladislaus  von  Ungarn  und 
Böhmen,   und. den  Böhmischen  Herrn,   Rittern  und 
Städten  zu  stärken«    Auch  Albreoht's  bruder,    Chri* 
stoph  und  Wolfgang,  welche  schon,  früher  häufig  mit 
ihm  in  Uneinigkeit  gewesen  waren,  traten  dem  bunde 
bei.    Sobald  Albrecht  hiervon  hörte,  wandte  er  sich. 
um  rath  an  Kurflirst  Philipp  von  der  P&I2.     Pieser. 
empfahl  milde,  und  verwies  auf  ein  älteres  beispiel, 
wo  es  dem  Fürsten  gelungen  war,    ein   ähnliches- 
bündniss  dadurch  aufzulösen ,    dass  er  selbst  dem«, 
selben  beitrat,   und  die  rechte  der  verbündeten  auf- 
recht  zu  halten  versprach.     Auch  die  Landdinter 
Landschaft  versuchte  auf  den  antrag  der  Löwler  zu 
vermitteln,  und  schickte  zu  diesem  zwecke  eine  ge- 
sandtschaft  an  Herzog  Albrecht,    allein  die    sache 
zerschlug  sich,  da  dieser  sich  zwar  zu  einem  gütli* 
eben   tage   erbot,   aber  die  frist  hierzu  allzu  kurz 
setzte.     Dagegen  kam  es  im  j.  1490  zu  Vergleichs- 
handlungen    zu  Amberg,    wo  Kurfürst  Philipp    von 
der  Pfalz  in  folge  einer  Kaiserlichen  commission  die. 
Streitigkeiten  zwischen  den  Herzoglichen  brüdem  aus- 
gleichen sollte.    Hier  machte  man  den  verschlag,  dass 
Albrecht  alle  ungnade  gegen  die  Löwenritter  abstel- 
le, und  diese  bei  ihren  Privilegien  und  freiheiten  lasse, 
und  dass  alle  besondem  Streitigkeiten  zwischen  bei- 
den  von  Kurfürst  Philipp    und  Herzog  Georg   von 
Landshttt     als     schiedsrichtern    beigelegt     würden. 
Die    letztem     beiden    verbanden    sich    auch',    dem 
Herzoge  Albrecht  gegen  die  Löwenritter  beizustehen. 
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wenn  diese  den  Tergleich  niebt  anndinien,    die  Ge- 
sellschaft erweitem,   oder  sich  gegen   den  Fürsten 
irgendwie  feindlich  stellen  würden.     Allein  die  ge* 
sellsoSaft  ging  nidht   anf  jenen  verschlag  ein,    un- 
geachtet jetzt  anch  Herzog  Otto  von  Nenroarkt  dazu 
vMk.    Denn  sie  woUtenr  nicht  anerkennen,  dass  sie 
in  irgend  einem   punkte,  im  nnreehfe  wären,    und 
meinten,   Albreoht  mfisse  ihnen  mit  einer  förmlichen 
freiheitsbestfitignng  entgegenkommen ;  anch  seien  die 
Interessen  der  mit  ihnen  verbundenen  Herzoge  Chri- 
sloph  .und  WolfgMig   nicht    bedacht.      InsbesonikB 
sdieint  der  erstem  nicht  ohne  einfluss  anf  ihnen  e»t- 
schlnss  gewesen  zu  sm.  Vielmehr  wurde  die. Span- 
nung zwischen  Albrecht  und  den  Rittern  jetzt  immer 
bedenklicher«     Neue.  Vermittlungsversuche  des  Kur* 
fnrsten  Philipp  aud  Herzogs  Georg,  und  selbst  des 
Römischen  Kteigs  führten '  zai  nichts ,  und  die  Löwler 
sahen  sich  von  neuem  nadi  auswärtiger  hälfe    um. 
Es  gelang  ihnen  noch  im  j.  1490  trotz  aller  gegen- 
bestrebungen  Albrechts,  sich  mit  dem.  Schwäbischen 
bunde,    dem  Könige  von  Böhmen  nnd  der  Böbmi« 
sehen  Landschaft  am  verbinden,    so  dass  auch  dem 
Kurfürsten  Fhiltpp,    der  in  streit  mit  dem  Sehwäbi- 
sehen  bunde  stand,  bei  der  sache-.  bange  wurde.  Al- 
brecht hielt  daher  zu  Ingolstadt  mit  den  abgeordne- 
ten   Philipp's   and    den   Räthen  Georges  rath,    was 
jetzt  wider  die  Löwen  vorzunehmen  sei.    Man  wagte 
nicht,  feindseligkeiten  zu  beginnen,  sondern  man  be- 
schloss    nach  dem  vorschlage  des  Doctor  Neuliäa- 
ser,  vom  Kaiser  mandate  an  die  Löwen,  den  Schwä- 
bisclien  bund  und  den  König  von  Böhmen  zu  erwir- 
ken, durch  welche  bei  schweren  pönen  den  entern 
befohlen  werden  soUte,  ihre  gesellschaft  an&ulösen, 
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den  beiden  letztem  aber,  die  Verbindung  mit  ihnen 
au&ubeben.  Auch  die  beschwerden  des  Kurfürsten 
gegen  den  Schwäbischen  bund  sollten  dabei  berfidc'^ 
sichtigt  werden. 

Kaiser  Friedrich  liess  durch  den  Römischen 
König  schreiben:  „es  sei  der  Kaiserlichen  Majestät 
gewohnheit  nicht,  an  jemand  verpönte  mandate  aus- 
gehen zu  lassen ,  dieselbe  habe  ihn  denn  zuvor  eben* 
falls  gehört.  Aber  der  Kaiser  habe  ihm ,  dem  Könige, 
befohlen,  die  gesellschaft  des  Löwens  vor  sich  zu 
fordern,  und  mit  ihr  zu  verhandeln,  dass  sie  ihr 
bündniss  abthun,  und  ihrem  Herrn  und  Landesfur- 
sten  gehorsam  sein  solle."  In  der  that  kam  es  im 
fiiihjahr  1491  zu  Verhandlungen  vor  Maximilian  zu 
Landshut  und  Nürnberg,  wobei  die  beschwerde  we- 
gen der  kriegssteuer  aber  nicht  mehr  die  vorzüglich- 
iste  war.  Die  sache  schien  far  Albrecht  eine  gün- 
stige Wendung  zu  nehmen,  da  Philipp  und  Georg 
jetzt  entschieden  auf  seine  seite  traten,  und  selbst 
Herzog  Otto  von  Neumarkt  sich  über  die  Verbindung 
mit  fiöhmen  und  dem  Schwäbischen  bunde  beklagte. 
Allein  da  beide  theile  starr  auf  ihrem  rechte  bestan- 
den, zerschlugen  sich  die  Verhandlungen,  ja,  die 
Löwler,  welche  zum  theil  schon  kleinmüthig  gewor- 
den wären,  erhoben  wieder  ihr  haupt,  denn  der  König 
bestätigte  sogar  ihre  Vereinigung  mit  dem  Schwäbi- 
schen bunde,  und  in  denselben  tagen  erhob  sich  ein 
streit  zwischen  Albrecht  und  dem  Kaiser  über  die 
Reichsfreiheit,  von  Regensburg.  Die  Löwler  wandten 
sich  min  an  Prälaten  und  Städte  von  München  und 
Straubing,  suchten  sich  gegen  diese  zu  rechtferti* 
gen,  und  baten  um  ihren  beistand.  Aber  während 
der  Oberrichter  von  Straubing  und  Herzog  Georg 
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war  ein  termin  znr  abgäbe  des  urtheils  angesetzt, 
da  erhielt  der  langwierige  streit  auf  eine  ganz  uner- 
wartete weise   seine  beendigung.      Schon  am  ende 
des  Jahres  1492   hatten  sich  die  zu  München  ver- 
sammelten Stände  beschwert,  dass  die  Löwler  nicbt 
mit  bernfen  seien.    Als  im  frübjahr  1493  abermals 
die  obere  und  niedere  Landschaft  zu  München  ver- 
sammelt waren,  und  wiederum   die  Löwler  fehlten, 
baten  die  Stände ,    der  .Herzog  möge  ihnen  gütliche 
Unterhandlung  zwischen   ihm   und   der    gesellschaft 
des  Löwen  gestatten,  und   deshalb  erlauben,  dass 
sie    in    der    Osterwoche    wieder    zusammenkamen. 
Albreclit  nahm  das  anerbieten  an,  und  den  Löwlern 
niusste  dasselbe  ebenfalls  lieb  sein,  da  es  der  Land- 
schaft  gleichzeitig  gelungen  war,    den  Herzog  mit 
seinen  brüdern,    den  wichtigsten   stützen  der  gesell- 
schaft,  auszusöhnen.     Es  gelang,  den  sprach  des 
Ulmer   Schiedsgerichts    aufzuhalten.     Den   Löwlern 
wurde  sicheres  geleit  zu  dem  Landtage  ertheilt,  iwü 
die  Verhandlungen  begannen  mit   einem  Ausschüsse 
von  zwölf  Herrn  und  Rittern,  sechs  Prälaten  und  sechs 
von  den  Städten.    Indessen  wurde  nicht  sofort  alles 
erreicht.    Erst  auf  zwei  andern  Landtagen .  im  soni- 
mer  und  herbst  des  j.  1493  kam  ein  vergleich  mit 
den  einzelnen  Löwenrittern  zu  stände,   in  welchem 
die  Ritter  ihre  unterthanenpflicht,   der  Herzog  aber 
die   landesfreiheiten    anerkannte,    und    daneben  he« 
stimmt  wurde,   dass  die  unverständlichen  oder  be- 
strittenen artikel   der  landesfreiheit  durch  Verhand- 
lung mit  gemeiner  Landschaft  zu  Straubing  in  lauteres 
und  besseres  verständniss  gebracht  werden  soilt^' 
Die  Schlichtung  der  besondern  irrungen  über  die  recn 
der  einzelnen  Ritter  übertrug  man  einem  Ständiscnß^ 
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scbiedsgerichte,  V<^n  dem  streite  um  die  kriegs- 
hülfe  war  nicht  besonders  die  rede,  so  sehr  war 
dieser  im  laufe  der  Verhandlungen  neben  andern 
beschwerden  und  irrungen  in  den .  hintergrund  ge- 
treten 1).  Als  es  aber  auf  dem  Straubinger  Land-« 
tage  im  j.  1494  zur  läuterung  und  erklärung  dee 
landesfreiheit  kommen  sollte,  erklärte  die  Ritterschaft: 
„die  freiheit  sei  lauter,  und  bedürfe  keiner  läute- 
rung, man  bitte  nur,  es  dabei  bleiben  zu  lassen,  und 
die  amtleute  zu  ihrer  beobachtung  anzuhalten/'  Der 
Herzog  stellte  zwar  einige  punkte  auf,  welche  streitig 
sein  sollten ,  und  durch  deren  berichtigung  er  theils 
die  hofmarksgerichte ,  theils  die  Steuerfreiheit  einzu- 
schränken hoffte,  allein  die  Ritter  blieben  bei  ihrer 
antwort,  und  behaupteten  sogar,  da  die  freiheiteh 
das  ganze  Bairische  land  beträfen ,  könnten  sie  nichts 
ohne  die  übrigen  Landschaften  daran  ändern.  £s 
blieb  also  beim  alten,  und  von  dem  rechte  des  Her-* 
zogs ,  die  nicht  auf  der  Ritter  gütern  sitzenden  bauern 
zu  besteuern,  war  gar  nicht  die  rede  2). 

Dies  war  das  ende  einer  begebenheit,  welehe 
fünf  jähre  lang  fast  das  ganze  südliche  Deutschland 
in  bewegung  setzte,  und  für  welche  die  grössten 
kriegerischen  rüstungen ,  die  grössten  anstrengungen 
des  juristischen  Scharfsinns  gemacht  wurden.  Man 
ermüdete,  und  begnügte  sich  zuletzt  mit  allgemeinen 
zasagen;  an  die  stelle  einer  entscheidung  über  den 
umfang  der  Ständischen  Steuerfreiheit  trat  eine  all- 
gemeine anerkennung  der  landesfreiheit«  Und  in 
der  that  war  der  streit  schwerlich  in  andrer  weise 


^     (Krenmea)  ßair.  LandtagsLandl.  11,  i  — 416.  424  — 4G1. 
2)    Das.  9,  316  —  532. 
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beizalegen,  da  kein  theil  das  princip  aufgeben  durfte, 
ohne  seiner  ansieht  nach  das  fundanient  seiner  Stel- 
lung im  State  zu  erschüttern« 

181.    Mogten  non  aber  die  Edellente  für  ihre 
person,    oder  für  ihre  hintersassen ,    oder  for  beide 
zugleich   nm   bewilligang  einer  Steuer  in  ansproch 
genommen  werden ,   in    allen  fallen  waren    sie  im 
Stande,   auf  das  begehren  der  Landesherm  sich  zu 
erklären,    ohne  erst  noch  die  genehmignng  ii^nd 
eines  dritten  einzuholen.     Anders  war  es  mit  den 
Prfilaten  und  mit  den  Städten«     Jene  mussten  einen 
beschluss  des-Kapitels  oder  Gonvents  erwirken,  diese 
mussten  den  Rath,  oder  wohl  gar  die  versammelte 
Gemeine  der  Stadt  befragen,   ehe  sie  ihre   stimme 
abgeben  konnten«    Wenn  daher  der  Landesherr  nicht 
im  voraus  bei  der  berufung  veranlasst  hatte,    dass 
die  Prälaten   und   Städtedeputirten   eine   genügende 
Instruction  mitbrachten,    so  war  immer  zu  furchten, 
dass  das  geschäft  wenigstens  sehr  verzögert  würde, 
indem  ein  grosser  theil  der  Versammlung  erklärte, 
dass    er  nicht   stimmen   könne,    ehe  er  Instruction 
eingeholt,    oder,    wie  man  in  Süddeutschland  sagte, 
die  Sache  hinter  sich  gebracht  habe.    Im  günstigsten 
falle  wagte  es  ein  Prälat  oder  ein  Städtischer  Raths- 
herr,    unter  vorbehält  der  genehmigung  seinen  ent- 
schluss   kund    zu  geben«     Dieser   umstand   scheint 
vorzüglich   die   trennung   der  verschiedenen  Stände 
in  eben  so  viele  Curien  veranlasst  oder  wenigstens 
aufrecht  erhalten  zu  haben,  denn  die  Fürsten  muss* 
ten  es  häufig  forderlicher  finden,  mit  den  Prälaten  und 
Städten   abgesondert   zu   unterhandeln,   damit  nicht 
der  Adel  unnöthiger  weise  am  hofe  zurück  gehalten 
zu  werden   brauchte.      Bei  den  Städten  kam  noch 
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hinzu,  dass  hier  in  der  regel  eine  ganz  andre  art  der  be* 
Steuerung  eintrat,  als  auf  den  besitzungen  der  andern 
Stände,  deren  vermögensverhältnisse  von  denen  der 
gewerbtreibenden  Bürger  so  durchaus  verschieden 
waren.  Daher  zogen  es  die  Städte  meistens  vor,  die 
Zahlung  bestimmter  summen  je  nach  der  grosse  und 
dem  reichthume  jeder  einzelnen  unter  ihnen  zu  über« 
nehmen,  und  die  aufbring^g  derselben,  die  ver- 
theilung  der  last,  und  die  erhebun\  der  Steuer  durch 
Stadtrath  und  Gemeine  selbst  zu  besorgen. 

182.  Die  ältesten  steuern  wurden  nämlich  ge^* 
wohnlich  nach  dem  masse  des  grundbesitzes  oder 
des  viehstandes  erhoben,  selten  wurde  eine  allgemeine 
abgäbe  nach  köpfen,  oder  nach  vermögensclassen 
aufgelegt.  In  den  Städten  mögen  umgekehrt  die 
Vermögenssteuern  häufiger  gewesen  sein,  als  die 
grundsteuern.  Bald  lernte  man  aber  eine  neue  art 
der  besteuerung  kennen,  welche  den  gewerblichen 
Verhältnissen  der  Städte  weit  angemessener  war^ 
aber  auch  ausserhalb  der  Städte  grosse  vortheile  zu 
gewähren  schien.  Diese  bestand  in  den  so  genannten 
indirecten  auflagen  auf  die  gewöhnlichen  nahrungs- 
mittel,  als  brod,  fleisch,  hier,  wein,  salz  u.  dergL 
und  auf  andre  handelsartikel.  Sie  bot  grossje  vor- 
theile bei  der  erhebung  dar,  indem  der  müUer,  flei- 
scher,  brauer,  krugwirth  und  kaufmann  sie  nur  aus-» 
legte,  um  sich  auf  eine  unbemerkte  weise  durch 
erhöhung  des  kaufpreises  dafiir  wieder  zu  enU 
schädigen.  Sie  traf  alle  Stände,  den,  der  viel  zu 
verzehren  hatte,  mehr,  als  den  armen,  ohne  dass 
man  eine  lästige  und  unsichere  erforschung  des  Ver- 
mögens anzustellen  brauchte.  Dem  Fürsten  empfalil 
sich  diese  art  der  besteuerung  besonders  dadurch, 
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dass  sie    ein    mittel    darzubieten    schien,     nm    die 
bewillignng    durch  die  Stände  zu  umgehen.     Denn 
der  ertrag  der  aufläge  Hess  sich  nie  für    eine  be- 
stimmte zeit  voraas  berechnen,    und  es  war  daher 
leicht,    die  erhebnng  ohne  weitere  bewilligung  fort- 
zusetzen,   bis  durch,  die  allmählige  . gewöhnoag  die 
Steuer  als  etwas  noihwendiges  und  sich  von  selbsi 
verstehendes  betrachtet  wurde.    Dazu  kam,   dass  die 
Steuer  grosse  äbnlichkeit  mit  den  zollen  hatte ,  deren 
anläge  seit  alter  zeit  ein  recht  des  Kaisers  und  Reida 
gewesen  war.    Die  befugniss,  an  gewissen  orten  zolle 
anzulegen,  hatten  die  Kaiser  häufig,  an  einzelne  Fürsten 
und  Städte  verliehen.     Leicht  konnte   diese  Verlei- 
hung   des   zoUrechts    auf  solche  indirecte    abgaben 
ausgedehnt  werden ,  ja ,  wenn  man  die  ansieht  der  Bo- 
mischen  Juristen,  nach  welcher,  der  Fürst  alle  stats- 
gewalt  in  seiner  person  verein%te,    recht  auszobea 
ten  wusste,  so  konnte  wohl  gar  ein  Deutscher  Lan- 
desherr sich  fiir  befugt  halten,  in  seinem  lande  ohne 
erlaubniss  des  Kaisers  und  genehmigun^  der  Stände 
Zölle  und  indirecte  steuern  zu  erheben. 

Diese  vortheile  entgingen  den  Fürsten  so  wen\g, 
als  andrerseits  die  Landstände  fUr  die  gefahr  blind 
waren,  welche  aus  der  einfuhrung  solcher  steuern 
für  ilire  freiheiten  entspringen  konnte.  Die  ver- 
brekung  derselben  in  Deutschland  begann  daher 
zwar  schon  mit  dem  anfange  dieser  periode,  aber 
sie  ging  sehr  langsamen  Schrittes,  und  war  am 
Schlüsse  derselben  noch  keineswegs  sehr  allgemeia 
geworden.  Man  nannte  diese  art  der  Steuer  ge- 
wöhnlich Ungeld  oder  Ziese.  Der  erstere  ausdruck 
bedeutet  ein  lästiges  geld,    der  zweite  stammt  von 
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dem  Französischen  Acdse^   so  wie  das  ganze  Insti- 
tut von  Frankreich  ausgegangen  zu  sein  scheint. 

Dort   erlangte   schon  im  j.  1314  König  Philipp 
I       Augost  eine  abgäbe  von  dem  verkaufe  aller  lebens- 
1       mittel  und  getränke,   welche  6  deniers  vom  livre  be* 
i       trug.    Er  wusste  indessen  nur  zu  gut,    dass  er  den 
I       widerstand  der  Stände  zu  furchten  habe.    Er  begab 
I       sich  daher  selbst  in  die  Versammlung  ^  und  gestattete 
nicht,   dass  sich  dieselbe  zur  berathung  zurück  zog. 
Bei  der  umfrage  stieg  er  vom  throne,   um  die  ent* 
1        Scheidung  jedes  einzelnen  genauer  hören  zu  können  >). 
I        So  mogte   mancher  durch  die  herablassung  des  Kö- 
nigs, oder  durch  die  furcht  vor  seiner  ungnade  be- 
I        wogen  werden,  in  eine  besteuerung  zu  willigen,  die 
I        er  in  zurückgezogener  berathung  verweigert  haben 
,        würde.    Späterhin  zeigten  die  Französischen  Stände 
,        sich  dieser  besteuerungsart  weniger  abgeneigt.     Im 
I        j.  1343   erhielt  Philipp  von  Valois  für  die  dauer  der 
I        damaligen   Unruhen    eine    aufläge    auf  getränk   und 
salz,  die  sogenannte  Gabelle^  welche  bis  dahin  nur 
in  einzelnen  Städten  bestanden  hatte.    König  Eduard 
von  England ,    dessen  ansprüchen  auf  den  Französi- 
schen thron  jener   das   erbrecht   des  Salischen  ge- 
setzes  entgegen  setzte ,  sagte  deshalb ,  mit  dem  worte 
„salz,  sal,  ser  spielend:  Philipp  von  Valois  habe  das 
I         Salische  gesetz,^^/«  loi  Salique*'  gemacht  *^).  Im  j.  1350 
trugen  sogar  die  Stände  von  Langued'oil  selbst  auf  eine 
abgäbe  von  allem  kauf  und  verkauf  an,  indem  sie 
dieselbe  fQr  minder  lästig  hielten,   als  andre  steuern. 
Als  indessen  im  j.  1355  eine  allgemeine  aufläge  die- 


1)  Dk  Lamsinb  histoire  des   asseniblees  iiationajes  p.  167.  1C8. 

2)  Daselbst  p.  175. 
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ser  art  das  bedürfniss  nicht  befriedigt  hatte ,  wandte 
man  sieb  ein  jähr  später  wieder  zu  einer  Steuer 
nach  vermögensklassen  i). 

In  Deutschland  wurde  die  erste  indirecte  Steuer 
von  König  Johann  von  Böhmen  eingeführt,    der    mit 
Frankreich  in  vielfacher  Verbindung  stand.    £r  legte 
im  j.  1336  ein  Ungelt  auf  wein  und  salz.    Die  sache 
war  bisher  nie  erhört,  und  es  entsprangen  daraus 
nicht  geringe  unruhen  im  volke  2).    Seinem  beispiele 
folgte  Herzog  Rudolf  IV.  von   Oestreich.     Er   kam 
im  j.  1359  mit  den  Ständen  über  die  anlegung  eines 
Ungeldes   von  getränken    überein.      Dasselbe   fand 
leichtem  eingang,  weil  es  an  die  stelle  der  weit  lästi- 
gern jährlichen  münzrevision  trat,  und  vorzugsweise 
machte  man  zu«  seiner  empfehlung  geltend,  dass  da- 
durch auch  fremde ,  reisende  und  geringere  leute  be- 
steuert würden  3).    In  andern  Deutschen  ländern  iritR, 
man  Ungeld  oder  Zise  nicht  vor  dem  fünfzehnten 
Jahrhundert  an.     In  den  landen  Sachsen,    Meissen, 
Franken,     Osterland    und    Voigtland    einigten    sich 
Mannen,    Städte  und  unterthanen  mit  Kurfürst  Frie- 


1)    De  Lanbine  p.  I7d.  179.    (Secoübse)  ordonnaiices  des  rojf 
de   France  5,  xxzt.  xli — xlit. 

9>)  UDgeltuiDy  qaod  prins  DUDqaam  aaditam  fuerat,  recipiendo 
de  Tino  et  aale  per  totum  regnum.  Chron.  Bbnessii  Rrabicb  de 
Waithilb  bei  DoBiiEm  Script,  rer.  Bohein.  4,  27.  —  talliam  qnam 
nngelt  coramuniter  nominant, —  imposni't,  ex  qao  aiazioia  in 
.populo  turbatio  facta  fuit,  oranes  tarn  clernm  quam  laicnm  vezaÜ» 
baec  indudit.  Chron.  aulae  Regiae  das.  5,  491«  Paiuickt  gcscb. 
T.  Böhmen  S,  S.  a.  S25  sagt  ohne  beweis:  abgaben  dieser  art 
seien  schon  früher  in  Böhmen  üblich  gewesen. 

3)    Kuaz  Oofttcrreich   unter  H.  Budolf  IV.   s.  SS  f.    Urk.  das. 
s.  321. 
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drich  und  Herzog  Wilhelm  im  j.  1438  fiber  eikie  Zise 
ztt  dem  betrage  des  dreissigsten  pfennings  von  allem 
ieilen  kauf*  Dies  war  Tormals  nie  gewesen,  und 
die  Stände  schlössen  daher  ein  bfindniss,  künftig 
dergleichen  neuigkeiten  zu  widerstehen  i)*  ^^  der 
Mark  Brandenburg  ist  der  erste  vertrag  über  eine 
einzuführende  Zise  zwischen  dem  Kurfürsten  und 
den  Ständen  im  j.  1467  errichtet  2).  Im  Herzog» 
thum  Lüneburg  muss  ebenfalls  zu  ende  des  fünf» 
zehnten  Jahrhunderts  eine  Zise  auf  fremde  weine 
und  biere  bestanden  haben,  da  im  jähre  1517  von 
den  Ständen  eine  erhöhung  derselben  bewilligt 
wird  3)«  In  andern  ländern  hielt  man  sich  noch  frei 
von  dieser  besteuerungsart.  In  Baiern  forderte 
Herzog  Georg  im  j.  1488  eine  tranksteuer  auf  fünf 
jähre.  Dieselbe  war  zwar  in  einem  theile  seiner 
besitzungen^  in  Ingolstadt  nicht  neu,  aber  in  Lands- 
hut war  sie  bis  dahin  nicht  vorgekommen.  Auf  dem 
Landtage  waren  manche  geneigt,  das  Ungeld  zuzu* 
geben,  andere  aber,  namentlich  viele  von  Adel« 
widersetzten  sich.  Die  Städte  erklärten,  dass  sie 
den  antrag  hinter  sich  bringen  müssten,  und  die 
Ritter  beschlossen  zuletzt,  ihre  erklärung  bis  zur 
erklärung  der  Städte  zurückzuhalten.    Der  Herzog 


1)  Ürk.  bei  y.  ScHvttES  Kobargsclic  landesgCscliiclite  (ftobnrjj^ 
1814.  4.)  urkundenb.  i^  111  f.  no.  108.  Weck  beschreib  und 
f  orstelliing  von  Dresden  s«  459  setzt  die  zise  in  das  j.  1488.  Vergl. 
über  die  zeit  fHuiiCEa)  kurze  gescbicbte  der  abgaben  in  Saob* 
sen  (Dresden  1785«  8.)  s.  9. 

2)  Gerckbr  dipiom.  Teteris  Bfarcbiac  1,  ^59* 

5)  ->—  up  dat  gedrcncke  frömder  wiene  edder  beere  na  lade 
ener  Vertekcnisse  bdg«r  zeyse.  Jicoai  Lüueb.  Landtagsabsck.  1, 
108. 

27* 


420     y,  3.  Bewilligang  von  persönL  leistongen. 

sah  sich  also  genöthigt,   den  Landtag  zu  endassen, 
und    die    entscheidung   bis  zu   einem    andern    Zeit- 
punkte auszusetzen.     Indessen  mogte  ihm  die  Stim- 
mung der  Landschaft  bedenklich  erscheinen^  denn, 
anstatt   sie   seinem  versprechen  gemäss  von  neuem 
zu    berufen,    sehrieb    er   an  die.  einzelnen    Städte 
und   Märkte,    so  wie   an  die   Prälaten   und  Edel- 
leute,    und  forderte  sie  auf,    das  Ungeld  in  ihren 
herrschaftsbezirken  zu  erheben.    Um  sie  dazu  ge- 
neigter zu  machen,   gestattete   er  jedem  einzelnen, 
den  dritten   theil  des  ertrags  für  seine  eigenen  be- 
dürfnisse   zu  verwenden.     Des  ungeachtet  erreichte 
er  auch  dadurch  seinen  zweck  noch  nicht,' sondern 
er  sah   sich   genöthigt,   mit  den   einzelnen   Städten 
noch  besonders   zu  unterhandeln,  und  als    er  von 
den  beiden  hauptstädten  Landshut  und  Burghausen 
die  bewilligung  erlangt   hatte,   versuchte   er,   ohne 
weiteres   das  Ungeld  im  ganzen   lande  anzulegen, 
indem  er  sich  darauf  berief,    dass  es  den  übrigen 
Städten  nicht  gezieme,  sich  hierin  anders  zu  halten, 
als  jene  beiden,  welche  nicht  minder  gefreiet  seien, 
als  die  übrigen,  und  dass  die  Prälaten  und  Ritter« 
Schaft  „allein  auf  die  Städte  mit  ihren  zusagen  ver- 
zogen" hätten.    Die  Ritterschaft  beruhigte  sich  aber 
hierbei  nicht.     Viele  traten   zusammen,  und    baten 
den  Herzog,   ihnen   ihrer  landesfreiheit  gemäss  zu 
gestatten,    dass    sie   die   hülfe   in  ihren  hofmarken 
selbst  nach  eignem  ermessen  anlegen  dürften,  und 
in  vielen  tabernen  konnte  das  Ungeld  nicht  erhoben 
werden,   während  der  Herzog  dasselbe  fortwährend 
als  von  der  Landschaft  bewilligt  betrachtete.    Andre 
beschwerden  der  Stände  kamen  hinzu,    und  selbst 
die  Vermittlung  Albrechts  IV.  von  München   wurde 
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von  der  Ritterschaft  in  ansprudi  genommen.  End* 
lieh  im  j.  1490  sah  sich  Herzog  Georg  zu  einem 
vergleiche  mit  der  Landschaft  genöthigt,  durch  wel- 
chen er  das  Ungeld  gegen  bewilligung  einer  ge« 
wohnlichen  Steuer  aufgab  i). 

183.  Diese  indirecte  Steuer  musste  in  der  that, 
wenn  sie  allgemein  wurde,  die  Steuerfreiheit  der 
Stände  in  der  bedeutung,  welche  sie  damals  erlangt 
hatte,  untergraben.  Denn  es  war  nicht  gut  thunlich, 
eine  solche  Steuer  auf  einzelne  personen  zu  be- 
schränken, man  konnte  bei  ihr  nicht  wohl  zwischen 
denen,  welche  dieselbe  bewilligt  hatten,  und  de- 
nen, welche  nicht  darauf  eingegangen  waren,  unter- 
scheiden. Man  musste  daher  durch  das  Ungelt  all- 
mählig  dahin  zurückkommen,  dass  die  Stimmen- 
mehrheit ßXLch  in  beziehung  auf  die  lasten  der  un- 
terthanen  eben  sa  in  der  Landständischen  Versamm- 
lung entschied,  als  wenn  in  irgend  einer  andern 
beziehung  über  das  beste  des  landes  berathen  wurde. 
Freilich  behandelte  man  die  Zise  anfangs  auf  eine 
solche  art,  dass  dabei  die  persönliche  Steuerfreiheit 
ganz  in  der  alten  weise  anerkannt  wurde.  Man  er- 
hob sie  nämlich  nicht  nach  art  eines  Landesherrli- 
chen Zolles^  sondern  man  überliess  die  erhebung 
Jen  einzelnen  Landherrn  und  Städten,  jedem  fiir 
seinen  district,  und  nur  auf  den  Landesherrlichen 
gütern  besorgte  der  Fürst  durch  eigne  beamte  die 
erhebung.  So  Sollten  die  Oestreichischen  Stände 
jenes  Ungeld  vom  ].  1359  „in  allen  ihren  Städten, 
markten   und   dörfern,   höfen,  lehen,    weilern  und 


1)    (R«EifiiER)  Bair.  LaodtagshaDdl.  i%  208.  217  —  2i>o.  2G7 
270.  282—292.  3SS. 
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geriditen,  tob  aDoi  um»  «mI  der  ikrigea  gis&ai* 
sem,  tabemen  ud  leubAimsem^  oder  wo  aiaB  f» 
len  wein,  meth  oder  bier  se  deat  xaffoi  scheab^ 
geben  i)."  Nodi  devCUdier  gdit  dies  aas  der  aii 
und  weise  herror,  wie  Heixos  Geoi^g  tob  Baien 
im  j.  1438  in  Landshnt  die  Zise  aiiznl^;«!  Tersadite 
Er  befahl  den  einzelnen  gliedeni  der  SCinde,  dk- 
selbe  zn  erheben,  and  gestattete  jedem,  den  drittel 
theil  der  anftünfte  iar  tigene  zwecke  zn  v&rw^niA 
Aber  er  mag  andi  schon  das  nntfauDliche  eiaerke- 
schrankvng  dieser  steaer  anf  raizeliie  laadesbeoile 
gef&blt  haben ,  wie  man  ans  seiner  erklinmg  ai  A 
Ueineni  Städte  scbliessen  kann,  dass  es  ihnen  nick 
^ieme,  sich  hierin  anders  zu  halten,  als  die  bei<i^ 
grossem  Städte  des  landes  sich  g^alten  hatten. 

Es  gab  aber  noch  zwei  andre  dinge,  welcbe  ^ 
allmählig  dahin  bringen  konnten,  dass  die  Steves 
von  den  Ständen  wiederum  fOr  das  ganze  land,  ood 
deshalb  nach  Stimmenmehrheit  bewilligt  wurden,  naa- 
lich  einerseits  die  furcht  vor  un^eicher  veitteihoS 
der  steuern,  andrerseits  die  furcht  vor  scbiei^ 
Verwendung  der  angebrachten  gelder. 

184.  In  der  eisteren  beziehnng  konnten  i^ 
Stande  eben  so  wohl  besorgen,  dass  der  I^ 
deshenr  seine  eigenen  bauem  unbestenert  lasse»  ^ 
die  gntsleute  der  Stände  allein  aussauge,  als,  «^ 
er  seine  eigenen  bauem  ganz  masslos  in  ^^^ , 
nehme,  und  dadurch  allgemeines  elend  über  das  1^ 
bringe,  indem  er  die  stenerkräfie  für  kOnftige  ^eiteo 
verringere.  Es  finden  sich  jedoch  erst  zu  ende  ^ 
ser  periode  und  zu  anfang  der  folgenden  namic 


I)    Urk.  bei  Rom  Ocsterreieh  unter  U.  nndalf  IV.  ^^- 
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ten  von  massregeln,  welche  hiergegen  gerichtet  wa- 
ren,   obgleich  zu  glauben  ist,    dass  vielleicht  schon 
früher  dergleichen  vorgekommen  sind.      Aus  Baiem 
erfahren  wir  nämlich,  wie  in  der  zweiten  hälfte  des 
fünfzehnten  Jahrhunderts  die  Stände  sorgsam  darauf 
hielten,    dass  die  Fürstlichen  bauem  nicht  von  der 
Steuer  befreiet  blieben.    Im  j.  1459  verhandelte  Her- 
zog Albrecht  III.   mit   den  Straubinger  Ständen  um 
eine  Steuer,    und  in  dem  entwürfe  des  freibriefes, 
den   er  in  beziehung  auf  dieselbe  ausstellen  sollte, 
hiess  es:    „Wir  wollen  auch,  dass  die  Unsern  auch 
solche  hülfe .  thun  und  geben  sollen ,   und  was  von 
ihretwegen  fallt,    das  soll  auch  zu  der  andern  hülfe 
gelegt,  und  den  von  der  Landschaft  dazu  verordne« 
ten  überantwortet  werden  i)."    Es  kam  indessen  das- 
mal  nicht  zur  ausfertigung  des  freibriefes.    Bestimm- 
ter noch  ist  eine  nachricht  über  die  im  j.  1493  be- 
willigte Steuer.     Hier  werden  die  bedingungen  auf- 
geführt, unter  welchen  die  vierundsA)hzig  verordne- 
ten gemeiner  Landschaft  die  hülfe  zu  geben  zuge- 
sagt haben,   und  unter  diesen  ist  die  zweite,    dass 
„auch  in  diesem  anschlage  verfasst  sein  sollen  des 
gnädigen  Herrn  kastenleute,  urbargüter  und  hofmarks- 
leute  2)/'     In  Braunschweig- Lüneburg  kommen  im 
sechzehnten  Jahrhundert  nachrichten  vor,  die  auf  ein 
ähnliches  verfahren  deuten.      In  einem  Landtagsab- 
sohiede  vom  j.  1527  verspricht  Herzog  Ernst  von  Lü- 
neburg:   er  wolle    seinen  untersassen   und  leuten 


1)    Krbnneb  %  202. 

?)  «I.  E.  ▼.  S(ByFRiBD)  zur  gesell,  der  Bairiscbrn  Landgcbaft 
und  Steuern  s.  536.  Wegen  des  datums  vergl.  s.  513.  RRSRHEa 
Bair.  Landtage  des  mittelalters  s.  37  nate. 


424    y,  3.  Bewilligimg  tob  penooL  leistongen. 

»^nichts  auflegen,  dadurch  die  zugesagte  und  bewil- 
ligte Steuer  und  hülfe  mdge  Yerhindert  werden,  und 
nicht  ausgegeben  werden  kdnne,  sondern  als  der 
Landesfnrst,  den  die  suchen  angehen,  nach  allem 
vermögen  mit  seinen  ämtem  und  dienern  nach  dem 
willen  der  Landschaft  dieselbe  einnehmen  und  auf- 
bringen helfen  t)J*  Darin  liegt  das  versprecheo, 
dass  auch  die  Fürstlichen  ämter,  das  heisst  des 
Fürsten  eigene  bauem,  zu  der  Steuer  herbeigezogeo 
werden  sollen.  Vielleicht  wollte  man  auch  daiit 
ausdrucken,  dass  der  Herzog  seine  eigenen  banern 
nicht  mit  solchen  auflagen  beschweren  dürfe,  wo- 
durch dieselben  ausser  stand  gesetzt  würden,  die 
bewilligte  Steuer  zu  tragen. 

185.  Weit  entschiedener  und  deutlicher  treten 
schon  im  fünfzehnten  Jahrhundert  die  anstalten  her* 
vor,  welche  von  den  Ständen  getroffen  wurden,  ttia 
die  richtige  erhebung  und  Verwendung  der  steoem 
zu  sichern.  WSs  zunächst  die  erhebung  betriffi)  so 
scheint  diese  in  älterer  zeit  nicht  selten  durch  den 
Landesherrn  besorgt  zu  sein.  Die  Bairischeo  t^' 
verse  des  vierzehnten  Jahrhunderts  gebrauchen  S^- 
wohnlich  den  ausdruck,  dass  die  Stände  gestattet 
hätten,  von  ihrem  und  ihrer  leute  gute  eine  steaer 
zu  nehmen.  So  z.  b.  in  den  jähren  1303,  1311) 
1358.  Wenn  es  in  einigen  andern  föllen,  z«b.  io 
den  Jahren  1322  und  1396  heisst,  dass  sie  den  Her- 
zogen mit  einer  Steuer  geholfen  hätten,  so  ist  dieser 
ausdruck  zu  unbestimmt,  als  dass  man  daraus  avio^^ 
erhebungsart  schliessen  dürfte  2).  Nur  die  Städte  lieb- 


I)    «Iacobi  Lunebargtche  Laodtagsabsdi.  I,  143.  .. 

3)     VergK  (Pahzer)  uraprung  cUr  Laodst  rechte  io  B»ien  '• 
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ten.  es  schon  früh,   die  steuerbewillignng  so  einssu- 
richten,    dass   sie  bestimmte   summen   übernahmen, 
und  deren  erhebnng  selbst  besorgten.     Aber  auch 
bei  Prälaten  und  Rittern  findet  es  sich,   dass  sie  in 
ihren  bezirken  selbst  die  Steuer  erhoben,   und  man 
muss  dies  sogar  für  das  ursprüngliche  halten.    Es 
ist  schon  bemerkt  worden,  dass  sogar  Ungeld  oder 
Zise  auf  diese  weise  erhoben  wurde.    Im  fünfzehn- 
ten Jahrhundert   zeigen   sich   in  Balem    die  ersten 
spuren  einer  erhebung  der  steuern,    welche  in  dem 
ganzen  lande  gleichmässig  von  Fürstlichen  und  Land- 
ständischen beamten  gemeinschaftlich  vorgenommen 
wird.  Im  j.  1453  nämlich  wurden  die  steuerer,  welche 
die  dem  Herzoge  Albrecht  III.  von  München  -  Straubing 
von  einigen  seiner  unterthanen  zugesagte  Steuer  zu 
erheben  hatten ,  von  ihm  und  etlichen  aus  der  Land- 
schaft erwählt  i).    Diese  massregel  sicherte  nur  die 
richtige  erhebung  der  steuern,    nicht  auch  ihre  rich- 
tige Verwendung.    In  der  letztern  beziehung  gelang  es 
den  Ständen  erst  später,  eine  unmittelbare  mitwirkung 
und  aufsieht  durchzusetzen.  Jener  entwnrf  der  Strau- 
binger freiheitsbestätigung  vom  j.  1459,  welcher  auch 
die  Herzoglichen  bauern  der  Steuer  unterwarf,   be- 
stimmte, dass   die  ganze  Steuer  an  gewisse  Land- 
schaftliche verordnete  abgeliefert  werden,  und  bei  die- 
sen still  liegen  solle,  bis  das  land  der  Ordnung  ge- 
mäss mit  beamten,  welche  inländer  seien,  nach  Inhalt 
der  landesfreiheit  besetzt  und  regirt  werde  2).    Der 
freibrief  kam  jedoch  damals  nicht  zur  ausfertigung. 
Erst  im  j.'1463  einigte  man  sich  über  einen  neuen 


1)  (Rrernbb)  Biiir.  Laodtagshandl.  I,  345. 

2)  KaBNium  2,  ^1. 
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freibrief,  welcher  nun  ein  wahres  Landschaftliches 
Stenercolleginm  anordnete,  und  durch  dasselbe  die  Ver- 
wendung der  steuern  unter  aufsieht  und  leitnng  der 
Landstände  stellte.  Darin  erklärten  die  Herzoge  Johann 
und  Sigmund:  9,Die  aufkfinfte   der  bewilligten  hülfe 
sollten  überantwortet  werden  denen,  die  von  der  Land- 
schaft dazu  erwählt  seien ,  und  dann  nach  dem  rathe 
der  Herzoge  und  ihrer  Räthe,  und  der  von  der  Land- 
schaft dazu  gegebenen  ausgegeben  und  angelegt  wer- 
den zu  der  Fürsten  nothdurfi,    ihnen,  und  land  ond 
leuten  zu  nutz  und  frommen  i)."    Doch  scheint  die 
einrichtung  damals  noch  nicht  dauernd  gewesen  zo 
sein«     Ihre  völlige  ausbildung  gehört  erst  in  die  fol- 
gende periode,   über  welche  in  den  meisten  andern 
ländern  die  nachrichten  von  ähnliohen  einrichtangen 
nicht  hinaus  reichen.    Sie  steht  in  genauester  Ver- 
bindung mit  der  entwickelung  der  ansieht,  dass  die 
stenerbewilligung  von  den  Ständen  namens  des  ganzen 
landes,    und  nicht  blos  von  den  einzelnen,  Tvelche 
ihre  Zustimmung  erklären,    für  ihre  person  ertheilt 
werde.    Diese  ansieht  aber  wurde  in  der  gegen«^^^' 
tigen  periode  nur  erst  vorbereitet ,  ihre  durchfühwi^o 
sollte  erst  später  erfolgen. 


i)    Rreiwer  6,  6S.    Vergl.  Panzer  g.  90&     Rudbaet  h  ^^' 
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186«  J.n  der  entwickelung  des  öffentlichen  lebens, 
wie  sie  bis  hieher  geschildert  wurde,  tritt  das  ge- 
waltthätige  der  einigungen  neben  vertragen  um 
rechte  and  pflichten  so  sehr  in  den  Vordergrund, 
dass  eine  beobachtung,  die  nur  über  das  äussere 
der  erscheinung  hinstreift,  viele  zu  dem  nrtheile 
verleiten  konnte,  als  hätten  die  Volksversammlungen 
dieser  periode  nur  Privatinteressen  verfolgt,  nur 
durch  privatverträge  mit  den  Fürsten  rechte  erlangt, 
welche  nicht  eigentlich  rechte  des  landes  oder  des  Vol- 
kes waren.  Die  Stände  haben  daher  selbst  schon  früh 
von  ihren  erkauften  freiheiten  gesprochen ,  und  viele 
haben 9  namentlich  in  neuerer  zeit,  geleugnet ,  dass 
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diese  StSnde  repräsentanteu  des  Volkes  gewesen 
seien.  In  der  that  lag  in  der  fördemng  der  Interes- 
sen des  landes  immer  zugleich  eine  Sicherung  der 
Interessen  jedes  einzelnen.  Denn,  wenn  dem  lande 
recht  und  gerichte  bestätigt  und  gesichert,  wenn 
kriege  gegen  die  nachbam,  oder  feindseligkeiten  in 
der  Fürstlichen  familie  beigelegt,  wenn  Verpfandun- 
gen und  verschwenderische  hofhaltung  vermieden 
wurden,  so  war  auch  jedem  einzelnen  dadurch 
schütz  fiir  seine  person  und  guter  gewährt ,  und  die 
gefahr  der  bedrückung  durch  krieg  und  fehden ,  oder 
durch  unerschwingliche  steuern  beseitigt.  Es  ist  femer 
wahr,  dass  die  Landesfiirsten  sich  nicht  selten  genö- 
thigt  sahen,  grosse  und  wichtige  rechte  der  Stände 
anzuerkennen,  weil  sie  die  geldbewilligung  der- 
selben weder  entbehren,  noch  ohne  jene  anerken- 
nung  der  landesfreiheiten  erlangen  konnten.  Nicht 
minder  häufig  mag  auch  die  forderung  des  Fürsten 
den  Landständen,  wenn  nicht  den  muth,  doch  we- 
nigstens die  veranlassung  gegeben  haben,  mit  beharr- 
lichkeit  über  bedrückung  und  schlechte  hothaltaiig 
beschwerde  zu  fuhren.  Allein  dieses  alles  wird 
viel  zu  hoch  angeschlagen,  wenn  man, den  Ursprung 
aller  Ständischen  thätigkeit  in  die  Verfolgung  von 
Interessen  einzelner  setzen  will.  Man  darf  vielmehr 
die  behauptung  aufstellen,  dass  gerade  darin  die 
grdsste  und  sicherste  bürgschaft  für  die  erfiillung  des 
berufes  einer  repräsentirenden  Landesversammlung 
liegt,  wenn  die  Interessen  aller  einzelnen  mitglieder 
mit  denen  des  states  zusammentreffen. 

Die  Zweifler  an  dem  repräsentativ  -  charakter 
der  alten  Landstände  sollten  schon  dadurch  bedenk- 
lich geworden  sein,   dass  es  ihnen  unmöglich  ist. 


I 

1 


Landständisclieii  tliätigkeit.     §.  186.     431 

sich  über  den  eigentlichen  sinn  der  reprSsentation, 
und  über  das  unterscheidende  derselben  von  Land- 
ständen ohne  repräsentation  zu  einigen.  Dem  einen 
ist  es  die  Zusammensetzung  der  Landständischen 
Versammlung,  namentlich  ihre  bildung  durch  wähl, 
dem  andern  der  von  den  Ständemitgliedern  zu  lei- 
stende eid,  dass  sie  nur  für  das  beste  des  landes, 
nicht  fiir  das  ihrer  person  oder  ihrer  Wähler  reden 
und  handeln  wollen,  dem  dritten  endlich  ist  es  der 
umfang  der  Ständischen  befugnisse  und  Wirksam- 
keit,, namentlich  die  initiative  und  das  zustimmungs- 
recht bei  den  gesetzen.  Aber  man  hat  eingesehn, 
dass  es  mit  den  Verhältnissen  der  Deutschen  monar- 
chien  unverträglich  sein  würde,  eine  Ständever- 
sammlung durch  blosse  wähl  des  volkes  zusammen- 
zusetzen, man  hat  ferner  jenen  eid  auch  in  ländern 
angeordnet,  in  welchen  die  Landesversammlungen 
noch  in  den  meisten  andern  beziehungen  hinter  den 
entwickelungen  der  neuern  zeit  zurückgeblieben  sind, 
und  es  ist  endlich  nicht  schwer  zu  erkennen,  dass 
zwischen  rath  und  Zustimmung  nur  eine  schmale 
gränzlinie  ist,  welche  nicht  darüber  entscheiden 
kann,  ob  die  Stände  Vertreter  des  Volkes  seien  oder 
nicht. 

Versteht  man  unter  repräsentation  nichts  wei- 
ter, als,  dass  die  Landstände  anstatt  und  namens 
des  Volkes  handeln  und  sich  verpflichten,  so  lässt 
eine  tiefer  gehende  betrachtung  nicht  zweifeln,  dass 
es  den  Landständen  des  mittelalters  so  wenig  an  ei- 
nem repräsentativ-charakter  gefehlt  habe,  als  irgend 
einer  Volksvertretung  unsrer  tage.  Denn  die  Land- 
stände haben  in  unzähligen  handlungen  und  äusse- 
rungen  zu  erkennen  gegeben,  dass  sie  sich  berufen 
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hielten,  f&r  die  interessen  des  gesammten    landes 
aufzutreten,   sie  haben  sich  selbst  als  die  Vertreter 
des  gesammten  volks  bezeichnet,   und  ia  unzähligen 
Landesfiirstlichen   Urkunden  ist   diese  Stellung    der 
Landstände  auf  das  unzweideutigste  anerkannt.  Den 
Lüneburgschen  Ständen  wurden  allerlei  rechte,    ge- 
richte  und  gewohnheit  bestäägt^fur  die  herrschaft  zu 
Lüneburg  und  die  lande,    die  dazu  gebaren,    und 
alle    Stifter,   Klöster,    Gotteshäuser,   Kirchen    und 
Geistlichkeiten,    und   alle  Bulgen  und   Städte    und 
Weichbilde  und  Dörfer,  und  für  alle  personen,  die 
denen  vorstehen  und  dazu  gehören ,  Prälaten ,  Aebte, 
Pröbste,   Freie,   Dienstiente,    Ritter  und   Knechte, 
Rathmannen,   Bürger   und   Bauern,   und   alle,    die 
darin  wohnhaft  und  gesessen  sind,    sie  seien  Laien, 
Pfaffen,   Jungfrauen,  Frauen  oder  Männer,  Geistli- 
che oder  Weltliche,    welcher  art  sie  sein  mögen  i). 
In  einem  freibriefe  des  Fürstenthums  Rügen  vom  j. 
1325  bekennt  Herzog  Wartislav:    er  habe  sich  ver- 
einigt und  gütlich  vertragen  mit  allen  Klöstern,  Prä- 
laten, und  andern  geistlichen  personen,  Edelleaten, 
Rittern,    Knechten,    Städten,    Flecken    und    deren 
einwohnern,  Dörfern  und  Bauern,  und  allen  andern 
in  dem  Fürstenthum  Rügen  wohnhafUg,    an  beiden 
Seiten  dem  salzigen  wasser,    dass  er  gelobe,    dass 
die    vorgemeldeten    Klöster,    Prälaten,    Edelleute, 
Städte,    Kaufleute,   Büi^er  und  Bauern    sollen   zu 
ewigen  Zeiten  sich  gebrauchen  aller  ihrer  gerechtig- 
keiten,  begnadungen,  aken  herkommens,  und  alier 
freiheiten  und  mit  sondern  ehren  gegebenen  privile- 


I)    Jacobi  Lüneb.  Landtagsabscb.  1,  5.  7.  13.  17* 
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gioD  i).  Eben  so  versprechen  Herzog  Bogislar  L 
und  seine  söhne  Wartislav  und  Bogislav  IL  von  Pom« 
Qiem  und  Rügen  im  j.  1372,  dass  sie  ihre  Städte 
und  Lande,  den  Bischof  zu  Kamin  und  seipe  Präla- 
ten, alle  Gotteshäuser,  Klöster,  Aebte,  Grafen,  Rit- 
ter, Knechte,  Bürger  und  Bauern  in  den  Städten 
und  Landen,  und  männiglich  alle  leute,  geistliche 
und  weltliche,  die  in  der  herrschaft  besessen  sind, 
bei  allem  rechte  lassen  und  behalten  wollen  2). 
Der  Tiroler  freibrief,  welchen  Ludwig  der  Bran- 
denburger im  j.  1342  ausstellte,  verheisst,  dass  alle 
Gotteshäuser,  Geistliche  und  Weltliche,  alle  Städte, 
Dörfer  und  Märkte,  und  auch  alle  Leute,  edel  und 
unedel,  reich  und  arm,  bei  ihren  rechten  behal« 
ten  werden  sollen  3).  In  einem  ireibriefe  für  den 
Landshuter  theil  von  Baieiti  gelobt  Herzog  Stephan 
mit  der  Hafte  im  j.  1363,  dass  er  gemeiniglich  das 
land,  alle  Grafen,  Freie,  Dienstleute,  Ritter  und 
Knechte,  Städte  und  Märkte,  geistliche  und  weltli- 
che, Christen  und  Juden,  arme  und  reiche,  bei  ih- 
ren briefen,  bei  ihren  rechten,  bei  guter  gewohn- 
heit,  und  bei  dem  Rechtsbuche  bleiben  lassen  wolle 
ohne  alles  übergreifen  4).  Die  Würtembergiche  Re- 
gimentsordnung vom  j.  1498  sagt  den  verbundenen 
Ständen  schütz  zu:  falls  einiger  des  Fürstenthums 
verwandter  vom  höchsten  bis  zum  niedrigsten  von 
jemandem  vergewaltigt  würde  3).     Am  merkwürdig- 


i)  ScBÖTTGKN  et  IUetsic  diplomat.  et  Script  3,  52  G. 

2)  Das.  5,  S7. 

5)  Urk.  bei  Kberrer  Bair.  Landtage  Im  mittelolter  8. 80-«  82. 

4)  Urk.   in  Hkcmafini   opnscula     (Norimb.  1747.    4.)    p.  i65, 

U)  Reischer  sammlang  Würt^mb.  gesctie  %  10.  20. 
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eilen  ist  eine  äasserang  der  Lfineburgischen  Land- 
stände in  einer  arkunde  vom  j.  1519,  in  welcher 
sie  die  anfhebung  des  Satebriefes  (§.  157.  2,  263) 
aussprechen.  Hier  tritt  eine  anzahl  von  mitglie- 
dem  der  Landständischen  corporation  als  ausstel- 
1er  der  urkonde  auf,  nnd  nennt  sich  ganz  ans- 
dr&cklich:  durch  Prälaten,  Ritterschaft  nnd  Städte 
die  gesammte  Landschaft  des  Fürstenthums  Lüne- 
burg repräsentirende  i).  Sie  setzen  dabei  eine  dop- 
pelte repräsentation  voraus.  Die  einzelnen  mit  na- 
men  aufgeführten  personen  sind  zunächst  Stellver- 
treter, ein  Ausschuss  der  drei  Stände:  Prälaten, 
Ritter  und  Städte,  durch  die^e  aber  vertreten  sie 
die  ganze  Landschaft,  welche  also  weit  mehr,  als 
jene  drei  Stände  umfasst 

Schon  die  häufige  bezeichnung  der  Ständischen 
corporation  als  Landschaft  spricht  dafür,  dass  man  sich 
darunter  eine  Vertretung  des  ganzen  Landes  gedacht 
habe.  Eben  daher  unterschied  man  nicht  immer  zwi- 
schen rechten  des  Landes  und  der  Stände,  wenn  kein 
misverständniss  aus  einer  solchen  ungenauigkeit  zu 
befurchten  war.  So  erhielt  z.  b.  das  Pommersche 
land  Stolpe  im  j.  1321  von  den  Herzogen  Bogislav, 
Barnim  und  Wartrslav  die  bestätigung  aller  rechte, 
die  recht  und  redlich  bewiesen  werden  könnten, 
nur  fiir  die  Gotteshäuser  und  getreuen  Mannen  2), 
während  Herlisog  Kasimir  dieselbe  im  j.  1372  nicht 
bloss  fär  diese,  sondern  auch  für  die  Rathmannen 
und  die  gesammtheit  von  Stadt  und  Land  Stolp  er- 


1)  MantUsa  docäment   zu  (Schcidt)  Aamerkungen  m  Ho8Em*s 
Braunschw.  Lüheb.  statsrecht.     Vorrede  8.  87. 

2)  ScHÖrrGBN  et  KaEYSio  5,  50. 
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neuert  i).  In  andern  föll^n  dagegen  bezeichnen  die 
nrknaden  deutlich  genug  den  unterschied  zwischen 
den  rechten ,  welche  dem  ganzen  Lande  eingeräumt 
wurden»  und  dem,  ^as  ein  Privilegium  einzelner  per* 
Bonen  oder  Stände  war,  zwischen  den  föllen,  da  die 
Landatände  als  Sprecher  und  Vertreter  des  volkes  auf- 
traten, und  denen,  da  sie  nur  für  den  privatvorthefl 
und  die.  rechte  der  einzelnen  versammelten  personen 
und  corporationen  sorge  trugen.  So  z.  b*  wurde  neben 
dem  Liineburgschen  Satebriefe  vom  j.  1392  eine  be* 
sondre  Urkunde  für  die  drei  Stände  über  die  eigen? 
thümlichen  Vorrechte  ausgestellt,  welche  nicht  als 
rechte  des  landes  betrachtet  werden  konnten ,  und  au? 
sserdem  erhielt  noch  jeder  Stand  eine  abgesonderte  Ur- 
kunde über  die  Vorrechte,  die  ihm  allein  eingeräumt 
waren  2).  Die  geschichte  dieser  periode  föhrtuns  end* 
lieh  unzählige  beispiele  vor,  in  denen  die  Land* 
stände  im  Interesse  des  gesammten  Landes  gehan* 
delt  haben,  und  unzählige  male  geben  sie  selbst  als 
veranlassung  zu  ihrer  thätigkeit  an:  dass  sie  des 
Landes  noth  angesehen  hätten  und  nicht  länger  dul^ 
den  könnten,  ohne  dazu  zu  thun« 

187.    Diese  Vertretung   des  Landes   durch   die 
Landstände   beruhte   nun  nach   der  bisherigen  dar* 


1)  —  omnia  jura,  libertates  et  gratias  sen  donationes  omniam 
personaram ,  prinno  spiritualium  domas  divioae  dispositionis^ 
omniam  nobilium  sen  yasallornm,  «c  etiam  consutum  et  totius 
uiÜTersitatis  civitatis  et  terrae  nostrae  StoJpeosis.  Schöttobr  et 
Kbeysig  5,  56. 

2)  Urkuoden  bei  Jacobi  Lünebnrgscbe  Laodtagsabscb.  1, 22  —  57. 
Rlbirschhidt  Ralenbergacbe  Landtagsabscbiede  i,  56  —  80.  J. 
W.  HoPFHAKii  Sammlung  ungedrucbter  nacbricbtcn ,  documente  und 
Urkunden  (Halle  1756.  4.)  i,  159—184« 
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stellang  aOerdings  darauf,  dass  jedes  glied  der 
Ständischen  Corporation  für  den  theil  des  Landes 
auftrat,  welchen  dasselbe  beherrschte,  und  es  ist 
ein  irthnm,  wenn  man  dagegen  einwendet,  dass  die 
herrschaftliche  gewalt  nur  ein  recht  gebe,  im  eigenen 
interesse  das  wohl  des  untergebenen  zu  fSrdem,  nicht 
aber  eine  eigentliche  Vertretung  desselben  begründe, 
da  der  untergebene  selbst  kein  recht  habe,  Thelokes 
vertreten  werden  könne  i).  Denn  das  verhältniss 
des  Prälaten,  des  Ritters  zu  seinen  hintersassen 
war  nicht  allein  eine  herrschaftliche  gewalt,  es  war 
zugleich  eine  Verpflichtung  zu  schütz,  und  folglicb 
zur  Vertretung,  ähnlich  der,  welche  der  Vormund 
gegen  den  mundel ,  der  Landesherr  gegen  den  an- 
terthan  hat.  Der  Prälat,  der  Ritter  hatte  ein  Vog- 
teirecht,  ein  schutzrecht,  welches  in  dieser  periode 
wenigstens  zugleich  eine  schutzpfiicht  war,  wenn 
es  gleich  häufig  dem  Schützlinge  an  der  gewalt 
fehlte,  den  herrn,  der  seine  pflicht  versäumte,  zof 
rechenschaft  zu  ziehen.  Kirchen  und  Klöster,  die 
ebenfalls  unter  Vogtei  standen,  hielten  es  nicht  für 
unerlaubt,  gegen  einen  Vogt,  der  seine  gewalt  mis- 
brauchte,  gleich  wie  gegen  einen  ungerechten  Tor- 
jnund  den  schütz  eines  mächtigern  zu  suchen.  D^^ 
Landesherr  hatte  dasselbe  schutzrecht  über  seine 
grundholden ,  und  die  Bairische  Ritterschaft  stellte  im 
j.  1499  geradezu  den  satz  auf,  dass  des  Herzogs  arme 
leute,  welche  ihm  zugehörig  seien,  billig  an  seinem 
Rentmeister   schütz   und   Zuflucht   haben  sollten^)* 

i)     F.  A.  die  lehre  yon  den  Laiid«tSndcn  $.  23.  S«'^.  «•  ^^  ^• 
3}     Siehe   die    ttcUe    aus   (PüniEa)   Ursprung    der   Laadstäua. 
rechte  in  Uaiern  am  schlösse  dieses  $.  s.  441  note.  1* 
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Es  fehlt  auch  nicht  an  einein  beispidle,  dass  die 
grundhierrn  ihre  hintersassen  und  schutzpflichtigen  in 
andern,  als  Landständischen  Verhältnissen  auf  eine 
ganz  ähnliche  art  vertreten  haben,  wie  es  in  der 
Landesversammlung  geschah.  Die  Schwäbischen 
Ritter,  welche  die  gesellschaft  zu  St.  Georgenschild 
geschlossen  hatten,  verbanden  sich  im  j.  1437  mit 
den  Grafen  Ludwig  und  Ulrich  von  Würtemberg  for 
sich  und  die  ihren,  die  ihnen  zugehörten  und  zu  ver- 
sprechen ständen,  d.  i.  welche  von  ihnen  vorspräche 
und  Vertretung  verlangen  könnten.  Dabei  verwahr- 
ten sich  beide  theile  ausdrücklich,  dass  sie,  ihre 
diener,  oder  andre  die  ihren  sollten  bei  allen  ihren 
schlossern,  frerheiten,  briefen,  vogteien,  guten  ge- 
wohnheiten,  gerichten  und  rechten,  als  sie,  ihre 
diener  und  die  ihren  bisherjgebracht  und  genossen 
hätten,  bleiben  i). 

Aber  nicht  einmal  daran  hielten  jene  Landstände 
unabänderlich,  dass  jeder  einzelne  zunächst  nur 
sein  und  seines  bezirkes  interesse  wahrzunehmen 
befugt  sei.  Allerdings  beruhte  es  hierauf,  dass  so 
häufig  die  abgeordneten  der  Klöster  und  Städte  im 
voraus  durch  Instructionen  gebunden  wurden,  oder 
nicht  wagten,  für  sich  ihre  stimme  abzugeben,  ohne 
die  meinung  ihrer  Corporation  erfragt  oder,  wie  man 
sich  ausdrückte,  die  sache  hinter  sich  gebracht  zu 
haben;  dass  so  oft  mit  einzelnen  Ständen  oder  cor- 
porationen  getrennt  unterhandelt,  diesen  abgesondert 
Urkunden  und  freibriefe  ausgestellt  wurden.  Aber 
in  vielen  fällen  sehen  wir  auch  die  Stände  unge- 


I)    Sattler  gesch.  voii  Würtemberg  unter  den  Grafen  5,  beil. 
8. 112.  115. 
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trennt  nach  Stimmenmehrheit  ihre  beschlässe  fassen, 
ohne  dass  die  einzelnen  vorher  nöthig  fanden,  eine 
instmotion  fSr  ihre  handlungsweise  einzuholen.  Na- 
mentlich verfuhr  man  so,  wenn  es  nicht  aufrechte 
und  lasten  der  einzelnen,  sondern  nur  auf  be- 
schlösse f&r  das  ganze  land,  zumal  auf  berathung 
des  Fürsten  oder  abstellung  von  beschwerden  des 
landes  ankam.  Jene  Würtembergschen  Stände,  wel- 
che im  j.  1496  gegen  Herzog  Eberhard  auftraten, 
verfuhren  gewiss  unvorbereitet  und  ohne  vorgängige 
Instruction,  so  rasch  und  so  entschlossen,  dass  sie 
unmöglich  erst  bei  Klöstern  und  Städten  angefragt 
haben  können.  In  fallen,  da  von  lasten  der  einzel- 
nen die  rede  war,  hielten  es  die  Ffirsten  bisweilen 
f&v  zweckdienlich,  mit  einzelnen  zu  unterhandeln, 
um  den  erwarteten  widerstand  zu  theilen.  Aber 
selbst  dann  mussten  sie  den  versuch  häufig  aufgeben, 
weil  die  einzelnen  nicht  far  sich  allein  einen  be- 
schluss  zu  fassen  wagten.  So  war  dem  Herzog  Ul- 
rich IL  von^Würtemberg  im  j.  1512  gerathen,  eine 
Steuer  ohne  berufung  des  Landtages  von  den  ein- 
zelnen gliedern  desselben  zu  erbitten.  Nach  einigen 
versuchen  aber  gab  er  den  plan  auf,  und  zog  vor, 
eigenmächtig  eine  Verringerung  von  mass  und  ge- 
wicht anzuordnen,  um  die  bestehende  accise  ein- 
träglicher zu  machen  i). 

Noch  mehr,  die  gesammten  Stände  hielten  sich  be- 
fugt, wenn  nicht  gar  verpflichtet,  die  rechte  jedes  ein- 
zelnen unterthanen  gegen  den  Landesherrn  zu  vertre- 
ten ;  sie  nahmen  daher  von  jedem  einwohner  des  landes 
gesuche  um  ihre  Vermittlung  bei  den  Fürsten  an,  und 


1)    Rbischei^  Mmmlang  Würtembergscher  gesetze  1,  964. 
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tragen  diesem  so  ^ut  die  beschwerden  einzelner  ni$n- 
ner,  als  des  ganzen  landes  vor.  Die  Landständischen 
einungen  haben  gewiss  diese  ansieht  nicht  wenig  ge- 
fördert, denn  sie  waren  gerade  darauf  gerichtet, 
ihre  theilnehmer  zu  wechselseitigem  beistände  gegeii 
jede  Verletzung  ihrer  rechte  zu  verbinden.  Es  lag 
auch  iß  der  politischen  rolle,  welche  einzelne 
männer  spielten,  häufig  eine  dringende  veranlassung 
für  die  Stände,  ihnen  das  wort  bei  den  Fürsten  zu 
reden.  So  kann  es  nicht  befremden,  wenn  Kurfürst 
Friedrich  I.  von  Brandenburg  sich  mit  Hans  yon^ 
Quitzow,  dem  haupte  seiner  Widersacher,  im  j.  1421 
um  fleissiger  bitte  der  Herrn,  Mannen  und  Städte  wil- 
len versöhnte.  Aber  auch  ohne  solche  besondre  bezie- 
hungen  wurde  die  Verwendung  der  Landschaft  von 
einzelnen  gliedern  derselben  nicht  ohne  erfolg  in 
ansprach  genommen.  Im  j.  1448  vermittelten  *  die 
Brandenburgschen  Stände  einen  streit  zwischen  Kur* 
fürst  Friedrich  I.  und  den  Städten  Berlin  und  Köln 
an  der  Spree.  Balthasar  von  Schlieben  schrieb  im 
j.  1480  an  die  Bischöfe,  Aebte,  Prälaten,  Grafen, 
Herrn,  Ritter,  Mannen  und  Städte  der  mittlem,  alten 
und  neuen  Mark  zu  Brandenburg,  welche  zu  Köln 
an  der  Spree  versammelt  waren :  er  habe  von  Mark* 
graf  Albtecht  die  belehnung  mit  einem  burglehn  zu 
Berlin  nachgesucht,  das  er  mit  einem  Küchenmei- 
ster Ludwig  zur  gesammten  band  besessen  gehabt, 
allein  ungeachtet  der  Vermittlung  mehrerer  in-  und 
ausländischer  Fürsten  und  Herrn  könne  er  die  be-« 
lehnung  nicht  erlangen,  ja  den  Herzogen  von  Sach- 
sen, welche  für  ihn  geschrieben  hätten,  sei  solche 
antwort  geworden,  welche  seine  ehre  antaste.  Auch 
sei  die  Verwendung  der  Prälaten,   Herrn,  Mannea 
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und  Stidte,  weldie  frBher  auf  eeiiie  bitte  statt  ge- 
funden habe,  ohne  erfolg  geblieben«  Daher  bitte 
er  die  Stfinde  noehmals ,  sich  för  ihn  bei  dem  Mark- 
grafen Jo^iann  zu  verwenden,  dass  ihm  von  diesem 
nnd  seinem  Tater  recht  widerfahren  möge.  Deo 
Standen  wnrde  die  antwort,  welche  ihnen  froher 
ertheilt  war,  wiederholt,  indem  der  Markgraf  sich 
zu  rechtlichem  austrage  erbot,  und  auf  die  recfats- 
hängigkdt  eines  damit  in  Verbindung  stehenden  pro- 
cesses  hinwies.  Im  folgenden  jähre  ist  aber  der 
streit  beigelegt,  und  Balthasar  mit  dem  burgleha  za 
Berlin  beliehen  i). 

Eben  so   hielten   einzelne  Stände,  ja  einzehe 
personen ,  welche  zur  theilnahme  an  den  Ständischen 
Versammlungen  befugt  waren,   sich  berechtigt,  das 
Interesse   des   ganzen  landes   und  jedes   einzelnen 
unterthanen,  der  auch  nicht  unmittelbar  von  ihnen 
vertreten  war,   dem  liandesherm  gegenüber  geltend 
zu  machen.     Interessant  ist  in  dieser  hinsieht  die 
beschwerdeschnft  der  Bairischen   Ritterschaft  vom 
j.  1499,  welche  neben  vielen  gegenständen,  dieaUer- 
dings  diesen  Stand  allein  oder  vorzugsweise  angingen, 
einiges  enthält,  wobei  ausdrücklich  von  nachtheilen 
die    rede   ist,    welche   allein   andre   Stände  betra- 
fen.     So    klagt  sie   über   den  druck,    den  beson- 
ders des  Herzogs  eigene  hintersassen  dadurch  ü^ 
ten,  dass  in  geringen  Strafsachen,  sogenannten  wan- 
deln,   der  ihnen  vorgesetzte  Fürstliche  beamte,  der 
ihr  vertheidiger  sein   sollte,   selbst  die  Strafgelder 
einnahm ,  so  dass  ihnen  dadurch  dessen  schütz  ver- 


1)    Baume»  codex  diploin.  Brandenburg.  1,  71.  909— ^<^'  ^ 
50.  51. 
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eitelt  wurde  i).  Ein  beispiel,  wie  einzelne  personen 
auftraten ,  um  andre  gegen  Verletzung  von  selten  des 
Landesherrn  zu  vertheidigen ,  erzählt  die  L&neburg- 
sehe  geschichte.  Herzog  Magnus  mit  der  Kette  hatte 
während  seiner  Streitigkeiten  mit  der  Stadt  Lüne* 
bui^  einige  mitglieder  des  Stadtraths  zu  sich  beschie- 
den, um  mit  ihnen  zu  unterhandeln.  Als  sie  arglos 
erschienen,  wollte  der  Herzog  sie,  um  seinen  zom 
gegen  die  Stadt  zu  kühlen,  dem  henker  übergeben« 
Da  traten  einige  anwesende  Ritter  dazwischen»  und 
retteten  die  Rathsherm  von  dem  schmählichen  tode, 
indem  sie  erklärten,  dass  sie  den  Rathmannen 
Sicherheit  zugesagt  hätten,  und,  wenn  dieselben 
nicht  in  freiheit  gesetzt  würden,  mit  ihnen  sterben 
wollten  2). 

188.  Die  idee  einer  Volksvertretung  war  nach 
diesem  allen  den  Jahrhunderten  vor  der  reforma- 
tion  nicht  fremd,  sie  ist  weder  einer  ungereimten 
anwendung  des  Römischen  rechts  3),  noch  falschen 
grundsätzen  philosophischer  Systeme  4)  entsprungen, 
sondern  sie  ist  eine  fortsetzung  derselben  vorstel- 


1)  Item  mer  bescbw&rn  sioh  Eirr  Gd«  Armen,  ionder  nr^ 
Iiarsleat,  am  maistcn  E.  G.  zugehörig,  was  haodl  sy  haben, 
darjnn  sy  pillich  ain  ränntmaister  beschützen  sollt,  dieweill  aber 
yetzt  die  rännlmaister  auch  lanndschreyber  sind,  desshalbea  sy 
Im  nutz  in  den  wandeln  haben,  dardurch  der  arme  man  hoch 
beschwirt  ist,  vnd  dermassen  hain  zueflucht  zu  seinem  ränntmai- 
ster  haben  mag.  (Pakcei)  Ursprung  der  Landstand,  rechte  in 
Baiern.  Urkundenanhang  ••  11.  (RaEJiNsa)  Bair.  Landtagshand* 
lungen  15,  12. 

2)  (Scbohaker)  chron.  Lüneburg,  bei  LEunira  Script  rer. 
Brunswic.  5,  186. 

3)  Posse  statseigenthum   und  statsrepr&sentationsrecht  s.  211  f. 

4)  F.  A.  die  lehre  Ton  den  Landstfinden  $.38— 45.  8.76->84 


442  V^  4«    Bedeutung  der 

liing,  derselben  rechtsansicht ,  welche  der  thätigkeit 
der  altem  Volks*  und  Landesversammlungen  schon 
Tor  der  Fränkischen  zeit  nnd  bis  zu  den  Rittertagen 
zum    gründe   gelegen   hat.     Denn    die    Landstände 
haben  die  thätigkeit  der  ältesten  Volksversammlun- 
gen   nach  jeder   der  drei   richtungen^    in   welchen 
sich  dieselbe  von  anfang  her  ausgeprägt  hatte,  auch 
in  dieser  periode   fortgesetzt.    Sie  treten  zwar  sel- 
tener,   aber  dennoch  häufig  genug  als  das  oberste 
gericht  des  landes  auf.      Die  bewilligung  von  per- 
sönlichen leistungen  an  den  Stat  und  das  Statsober- 
haupt   erhält   zwar   in  dieser   periode  eine  grosse, 
aber  keineswegs  ausschliessliche  Wichtigkeit,    und 
am  wenigsten  ist  es  wahr,  dass  diese  bewilligungen 
die  alleinige  grundlage  aller  Ständischen  rechte  ge* 
bildet  haben.     Die   sorge   fiir  das  wohl  des  Stats 
und  der  Kirche  aber,  die  berathung  des  Landes  und 
des    Fürsten   in   wichtigen   dingen,    beschäftigt  die 
Landstände   häufiger   und    auf  eine    manchfaltigere 
weise,  als  je.    Allerdings  treten  die  einzelnen  falle, 
in  welchen   die  Fürsten  nicht  ohne  rath  oder  bei- 
stimmung   der  Stände   handeln    dürfen,  bestimmter 
hervor,  aber  eben  dadurch  verlieren  die  Ständischen 
rechte  keineswegs  an  umfang.    Sie  werden  vielmehr 
noch  auf  mancherlei  weise  ausgedehnt.     Die   theil- 
nahme  des  volks  an  der  gesetzgebung,  welche  frü- 
her häufig  nur  die  form  eines  urtheilspruches  hatte, 
verliert  diese  form,  und  wird  mehr  zu  einer  art  der . 
berathung  des  landes.     Das  einungswesen  fuhrt  zu 
einer  genauem,  aber  auch  umfangreichem  bestim- 
mung   der  rechte,   welche   die   Landesversammlung 
zu  schützen  befugt  ist,  und  die  bewilligung  persön- 
licher leistungen  iuhrt  sogar  dazu,  dass  den  Land- 
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ständen  die  theilnahme  an  gewissen  zweigen  der 
Stats-  und  Regententhätigkeit  eingeräumt  wird,  wel- 
che bis  dahin  weder  von  ihrem  rathe,  noch  von 
ihrer  Zustimmung  abhängig  waren. 

189.  Daneben  lässt  sich  freilich  nicht  verken- 
nen, dass  in  manchen  fallen  die  Stände  ihren  beruf 
auf  eine  sehr  unvollkommene  oder  verkehrte  weise 
erfüllt  haben.  Die  geschichte  des  Ladislaus  Posthu- 
mus zeigt,  wie  leicht  ehrgeizige  männer  den  funken 
der  parteisucht  in  eine  aufgeregte  Versammlung  wer- 
fen, und  diese  zu  ihren  zwecken  verfuhren  konn- 
ten. Auch  ist  nicht  zu  leugnen,  dass  die  Landstände 
nicht  selten  ihre  Stellung  benutzt  haben,  um  ihre 
persönlichen  Interessen  zu  fördern,  und  rechte  zu 
erkaufen  oder  zu  ertrotzen,  welche  sie  bald  dem  stats- 
oberhaupte,  bald  den  mitbiirgern,  die  nicht  in  den 
Ständischen  Versammlungen  sitz  und  stimme  hatten, 
entzogen.  Allein  die  beispiele  von  solchen  erwer- 
bnngen  sind  in  dieser  periode  verhältnissmäsig  sel- 
ten, und  eine  billige  beurtheilung  derselben  darf 
nicht  ausser  acht  lassen,  dass  die  veräusserung  die- 
ser rechte  von  Seiten  des  Fürsten  so  wenig,  als 
die  monopolisirung  derselben  zu  gunsten  einzelner 
Stände  damals  immer  die  nachtheile  fär  den  stat  mit 
sich  führte,  oder  wenigstens  ahnen  liess,  durch 
welche  sie  zum  theil  noch  in  unsern  tagen  schwer 
auf  der  statsverwaltung  lasten.  In  sehr  vielen  fäl- 
len war  sogar  das,  was  auf  den  ersten  blick  als 
eine  neue  erwerbung  erscheint,  nur  eine  'naturge- 
mässe  entwickelung  der  damaligen  Verhältnisse,  in- 
dem entweder  ein  vertrag  zwischen  Fürsten  und 
Ständen  zweifelhaft  gewordene  Verhältnisse  regu- 
lirte,    oder   indem   ein  Fürst   veraltete   ansprüche, 
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die  er  gegen  neueres  herkommen  geltend  und  nutz- 
bar zu  machen  gesucht  hatte ,  durch  eine  förmliche 
erklärung;  aufgab.  Namentlich  gilt  dies  von  einigen 
Ständischen  Privilegien,  durchweiche  die  mitglieder 
der  Landständischen  corporationen  zum  theil  schütz 
ihrer  persönlichen  freiheit,  zum  theil  gewisse  rechte 
für  ihren  grundbesitz  oder  ihre  herrschaftsbezirke 
erlangten. 

Die  Privilegien  der  erstem  art  sind  nicht  etwa  bloss 
anwendungen  der  aUgemeinen  Zusicherung  von  recht 
und  gerechtigkeit,  sondern  sie  zeigen,  dass  die  Fürsten 
versucht  haben,  gewisse  rechte,  die  ihrem  Ursprünge 
nach  nur  auf  der  Unfreiheit  beruhten,  auch  auf  andre 
auszudehnen,  und  dass  sie  genöthigt  wurden,  diese 
rechte  überhaupt  aufzugeben,  als  die  Unfreiheit  un- 
ter den  mitgliedern  des  Ritterstandes  und  den  Bür- 
gern der  Städte  ganz  verschwand,  unter  dem  Bauern- 
stände aber  wenigstens  immer  mehr  eingeschränkt 
wurde.  Die  beispiele  hierzu  finden  sich  vorzugs- 
weise im  südlichen  Deutschland.  Stephan  mit  der 
Hafte,  Herzog  von  Baiem- Landshut,  musste  im  j. 
1355  seinen  Rittern  und  Städten  versprechen ,  keinen 
Pfandbrief  mehr  zu  geben  auf  leib  und  gut  eines 
edeln  oder  unedeln  l),  und  später  kommt  mehrfach 
die  zusage  vor,  dass  die  Bairischen  Herzoge  weder 
selbst,  noch  durch  jemand  anders  keine  frauen  oder 
Jungfrauen  ohne  ihrer  und  ihres  vaters  und  ihrer 
mutter,  oder  wenn  die  nicht  mehr  am  leben  wären, 
ohne  ihrer  nächsten  freunde  und  Vormünder  willen 
verheirathen  wollen.  Sie  ist  namentlich  noch  in  der 
sogenannten  deklaration  gemeiner  landesfreiheit  vom 


1)    RuDBAiT  gesell,  der  Bair.  LandstSnde  1,  122. 
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j«  1508  wiederholt  i).    Auch  in  Würtemberg  kommen 
ähnliche  zusagen  vor. 

Privilegien  der  zweiten  art,  welche  bald  den 
gesammten  Ständen,  bald  den  mitgliedern  eines 
einzelnen  Standes  för  ihre  besitzungen  gegeben 
wurden,  findet  man  in  allen  theilen  von  Deutsch- 
land. Es  sind  vorzüglich  solche^  durch  welche 
den  unterthanen  die  gerichtsbarkeit  überlassen  wird. 
Diese  scheinen  nur  dazu  gedient  zu.  haben,  um 
Streitigkeiten  über  diese  rechte  zu  beendigen  oder 
abzuschneiden,  die  aus  der  Veränderung  mancher 
statsverhältnisse  entstanden  waren.  Zu  anfange  des 
vierzehnten  Jahrhunderts  waren  nämlich  durch  die 
vermengung  von  freien,  unfreien,  schutzpfliohtigen 
und  grundholden  die  gerichte  der  Landesherrn  und  der 
Gutsherrn  in  so  mancherlei  confliote  gerathen,  dass 
daraus  unendliche  Streitigkeiten  entspringen  muss- 
ten ,  wenn  man  nicht  irgendwie  eine  anordnung  traf, 
nach  welcher  die  ausübung  der  gerichtsbarkeit  nicht 
mehr  von  der  persönlichen  freiheit  der  untergebe- 
nen, sondern  nur  von  ihrem  Wohnsitze  im  gerichts- 
bezirke  abhing.  Eine  solche  anordnung  mag  aber 
oft  erst  nach  langwierigen  Streitigkeiten  ins  werk 
gesetzt  sein,  und  wenn  sie  dann  endlich  eintrat,  so 
nahm  sie  sehr  leicht  die  gestalt  an,  dass  der  eine 
oder  andre  theil  gewisse  rechte,  die  er  zu  haben 
glaubte,  aufgab,  um  andre  rechte  desto  sicherer  zu 
bewahren.  Wenn  also  der  Landesherr  seinen  Prä- 
laten, seinen  Rittern  die  gerichtsbarkeit  auf  ihren 
gütern  überliess,  so  hiess  dies  häufig  nichts  weiter, 
als   dass  er  die  gerichtsbarkeit,    welche  sie  bisher 


1)    (Krenker)  Bair.  LandtngshaadL  17,  96. 
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geübt  hatten,  nicht  femer  bestreiten  wolle,  und  wenn 
er  sich  dabei  einen  gewissen  theil  der  gerichtsbar- 
keit  vorbehielt,  so  war  damit  häufig  nur  die  erwar- 
tung  ausgesprochen,  dass  auch  ihm  dieser  theil 
seiner  rechte  nicht  mehr  bestritten  werde.  Eine 
solche  Verhandlung  war  also  lediglich  eine  ausein-f 
andersetzung  streitiger  anspräche,  ein  vergleich,  bei 
dem  niemand  sagen  durfte,  wie  viel  er  gewonnen 
oder  verloren  habe«  Die  umfassendste  massregel 
dieser  art,  welche  in  Deutschland  vorgekommen  ist, 
war  der  sogenannte  grosse  gerichtskauf,  mittelst 
dessen  Herzog  Otto  von  Niederbaiern ,  der  Ungarn- 
könig,  im  j.  1311  allen  Prälaten,  Herrn  und  Rittern, 
Städten  und  Märkten  die  gerichtsbarkeit  in  ihren 
hofmarken  mit  alleiniger  ausnähme  der  fölle,  die 
aui  den  tod  ziehen ,  unter  der  bedingung  überliess, 
dass  sie  zu  einer  bestimmten  Steuer  beitrügen.  Es 
ist  schon  mehrfach  erwiesen,  dass  die  hofmarks- 
berrn,  wenigstens  zum  theil,  nicht  erst  hierdurch 
die  gerichtsbarkeit  erhalten  haben  i)*  ^^^  ungeachtet 
hat  man  dieses  Privilegium  schon  früh  als  veräusserung 
eines  Landesherrlichen  hoheitsrechts  aufgefasst  Her* 
zog  Albrecht  IV.  focht  in  seinen  streithändeln  mit 
den  Löwenrittem  die  gültigkeit  desselben  an,  weil 
es  eine  veräusserung  wesentlicher  stücke  der  Fürst- 
lichen Obrigkeit  enthalte,  die  nicht  ohne  Zustimmung 
des  Kaisers  als  lehnsherrn  vorgenommen  werden 
dürfe.  Er  stellte  sogar  den  zweifei  auf,  ob  manche 
von  den  Inhabern  der  hofmarken  den  kaufpreis  be- 
zahlt haben  mögten.  Indessen  fanden  diese  gründe 
keiften  sonderlichen  beifall ,  und  es  war  auch  eigent- 


I)    Vergl.  meine  alt  Deutsclie  gericht^Terfassuiig  $.47.  8.547  f. 
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lieh  gar  nicht  die  absieht  des  Herzogs,  die  gerichts« 
barkeit  seiner  unterthanen  im  aUgemeinen  zu  be-. 
streiten.  Wir  haben  vielmehr  oben  gesehen,  dass 
es  sieh  nur  um  gewisse  einzelne  befugnisse  des  Her* 
zogs  innerhalb  der  hofmarken  handelte.  Eine  bestär- 
kung  jener  ansieht  der  saehe  kann  man  etwa  darin 
zu  finden  glauben,  dass  die  handfeste  des  Königs  Otto 
eine  ausdrüekliche  bestimmung  enthielt,  naeh  weU 
eher  diejenigen  Prälaten,  die  ihren  antheil  an  der 
bewilligten  summe  nicht  entrichteten,  aiieh  keinen 
anthetl  an  den  vortheilen  des  freibriefes  haben  soll- 
ten. Allein  diese  bestimmung  wurde  durch  die  eigen» 
thümliehe  steUung  der  geistlichkeit  veranlasst,  w^el- 
ehe  der  Landesherr  in  jener  zeit  noch  durch  kein 
andres  mittel  zur  entrichtung  von  steuern  bewegen 
konnte,  als  dadurch,  dass  er  fortfuhr,  die  rechte 
zu  bestreiten,  über  welche  er  sich  bei  gelegen- 
heit  dieser  Steuerbewilligung  mit  ihnen  verglichen 
hatte.  Im  sechzehnten  Jahrhundert  wurde  indessen 
die  Urkunde  allgemein  als  ein  kaufbrief  aufgefasst, 
und  selbst  die  Fürstliehe  freiheitsbestätigung  des 
Herzogs  Wolfgang  vom  j.  1508  nennt  sie  die  grosse 
handfeste  Königs  Otto  um  den  kauf  der  gerichte  i). 
Aehnliche  vertrage  der  Fürsten  mit  den  Ständen 
finden  wir  auch  in  andern  ländern,  namentlich  in 
Oestreich,  Sachsen,  Braunschweig-Lüneburg.  Uebri- 
gens  mag  immerhin  mancher  einzelne  durch  solche  ver- 
trage wirklich  neue  rechte  erlangt  haben.  Insbeson- 
dre wurde  von  den  Städten  die  geldnoth  des  Landes- 
herrn und  ihr  eigner  reichthum  benutzt,  um  die  gerichts- 


1)    LoNiG  colIecUo  no?B  I,  667. 
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barkeit  anfangs  als  pfandscbaft,  und  wenn  diese  später  ' 
nicht  eingelöst  werden  konnte,  als  eigenthum  zn  er- 
werben. Aber  man  kann  wohl  annehmen,  dass  solche 
wahre  veränssemngen  zwar  häufig  zu  gnnsten  ein- 
aelner  Prälaten,  Ritter  nnd  Städte  vorgenommen 
sind,  nicht  leicht  aber  zu  gnnsten  einer  ganzen  Ilöf- 
perschaft,  sei  es  eines  einzelnen  Standes ,  oder  der 
sämmtlichen  Landstände« 

Andre  befreiungen,  welche  die  Prälaten  und 
Ritter  f&r  ihre  guter,  die  Städte  för  ihre  weichbilde 
erhielten,  standen  zum  grossen  theil  in  enger  veibin- 
düng  mit  der  gerichtsbarkeit,  und  auch  *bei  diesea 
war  es  oft  deutlich  genug,  dass  sie  keine  neuen  frei- 
heiten  enthalten  sollten,  sondern  nur  eine  anerken- 
nung  und  befestigung  des  bestehenden.  Sehr  bezeidi- 
nend  ist  in  dieser  hinsieht  die  Urkunde,  welche  die 
Herzoge  Bernhard  und  Friedrich  von  Braunschweig- 
Lüneburg  gleichzeitig  mit  dem  abschlusse  der  friede- 
sate  vom  j.  1392  ihren  Ständen  ausstellten.  Darin 
erklären  sie  zunächst  ganz  allgemein,  dass  sie  alle 
Gogerichte,  Holzdinge  und  Freigerichte  der  Prälaten, 
Mannen  und  so  genannten  Erben,  und  alle  lente 
und  gerichte,  die  dazu  gehören,  bei  allem  ihrem 
alten  rechte  lassen,  und  wenn  ein  zweifei  aber  das 
recht  entstände,  sich  mit  dem  begnügen  ivollen, 
was  die  erben  und  die  kundschaft  darüber  aus- 
sagen. Dann  werden  eine  menge  von  einzelnen 
bestimmungen  hinzugefägt  Die  Herzoge  verzichten 
auf  das  recht,  die  richter  in  diesen  gerichten  ein 
und  ab  zu  setzen,  und  geben  jeden  eingriff  in  die 
gerichtsbarkeit  auf.  Sie  wollen  in  den  gerichtsbezir- 
ken  ihrer  unterthanen- kein  holz  hauen,  keine  pfan- 
düng   vornehmen,    keine  trift   in    der   mast  haben, 
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ten  und  Mannen,  und  ihre  gütb»^(^Il4«  «!}rgel»afld^ 
krude  '^K9ks^n  s()hiflÖ^rf^^nP)«fty«nf  ^t«}olite  ^fhdert 
öder  bedl^t  ,WfetdöJH 'wernifiie^le&t^rst'vdr^eft flfe^ 
9»»gtßti'  Tei^lagt:  >ähdi^  UnidT  «bSßii>  fco^  if^iH^>  i&ti^  g^^iii^ 
«od  gulslettte^  wenn  nii*  lAtVw  ^tnivvö^  >Med  h^i«£p 
belbngti'Siildi' '  Eis  w(didiakoiidk[>3^älaf6n  >iiUd^Mäii!> 
nen  sowohl  ihr  gerichtsstand  vor  dem  H<lf]^^r{cht'<^ 
als  die  gerichtsbarkeit  über  ihre  untergebenen  da- 
durch gesichert  i).  Man  sieht  aus  der  gedanken- 
folge, so  wie  aus  der  darsteÜungsweise ,  dass  hier 
nicht  an  die  einräumung  ganz  neuer,  sondern  nur 
an  die  Sicherung  bestehender  rechte  vor  Landesherr- 
lichen eingriffen  und  ansprüchen  gedacht  wurde. 
Eben  diese  tendenz  geht  auch  aus  dem  eingange 
der  Urkunde  hervor.  Die  Herzoge  erklären  darin: 
„Unter  allen  Stücken,  die  uns  von  unsrer  herrschaft 
und  untersassen  wegen  alle  zeit  anliegen,  nehmen 
wir  uns  des  höchsten  zu  sinne,  dass  Gott  die  Für- 
sten darum  über  andre  leute  gewürdiget  und  ge- 
setzt hat,  dass  sie  von  Fürstlicher  tugend  und  ehre 
wegen  die  guten   im  frieden  und  in  gnaden  pflegen, 


1)     Jacobi  Lüoeb.  Landtagsabschiede  1^  31  —  55. 
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rechte  g^gen  diß^fmrecli^feiligefiiktMlseai,  besphüi^e^ 
ua4  ]i)^chirmen>;  «jpd.^iiaobdaiii  pius»  Go^  mil!  seioer 
gnadQ  aA  jflirsfdicl^e  wQird^  gesetzt  hat^  so  bi^geh«» 
ran  \yir;inU  seiner  hüKe  UQ9  -a|i  ^:eb?p  gescbri^-' 
ben^Hi  n^oUc^nüb^i:  ungern  pnt^rsa^ea .  al$o  zu  bcH 
veis^a  5  d^ss  wir .  Job  4i»iru9i .  -^Qp  <jott  fiofen.  mSgen^ 
md  .uDsi*^  unter^asise^  dur^  HB^^^rü  yi^sl^fid  er« 
ff^pie^;,  mi4  «i^srfi:  berrsQbiait ,  4^dureb  reidk  und 
fteqer  gemacht:  werdfii''  f^lr  ,: ;.  ;  ;... 
,^  :,N}ii^  edböp^TQ  wöifte.- ball  0jn:«Ffirst  den  ver- 
tretern  .^eine^-^y^H^^^  /gegenj^biir  .  g^i^roipben;  sie 
^fpgen  ^^her.als  ^ki  deplpn^l  VOri^äicli^r  gesinniuig 
^iese:  b^litichtungen.  über  d4s  Ferbllltniss  ^ischca 
dj^n  Ilernn  .und  8täii4eoc  dar* JDevtsäieu  läader  be- 
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